
NÖ

Agenden

Aktivitäten

Jahrbuch der NÖ Landesverwaltung

2 0 0 1
2 0 0 2

NÖ Schriften
Information140



NOE Landesbibliothek



W<> 0

Gruppe Landesamtsdirektion

Abteilung Landesamtsdirektion

Innenrevision Normer l ässe und die Bürger gesetzeskonform bera-
ten wurden. In diesem Zusammenhang
darf festgehalten werden, dass die er-
forderliche Zusammenarbeit mit den Be-
zirkshauptmannschaften des Bundes-
landes Niederösterreich wie mit den
Gruppen und Abteilungen des Amtes
der NÖ Landesregierung sowie mit den
Büros der Mitglieder der Landesregie-
rung erfolgreich verlief. Allfällige vorge-
brachte Beschwerden über eine schlep-
pende Bearbeitung von Verwaltungsor-
ganen konnten rasch einer Lösung zu-
geführt werden. Sehr viele von den Lan-
desbürgern aufgeworfene Probleme
konnten weitgehend zu deren Zufrie-
denheit geklärt werden.
Wie im vergangenen Jahr waren die
vielfältigen Förderungen des Landes
wie die Wohnbauförderung, Arbeitneh-
merförderung, Familienförderung und
die Wirtschaftsförderung - hier erkun-
digten sich hauptsächlich Jungunter-
nehmer - und vor allem Förderungen
im Sozialbereich Schwerpunkte der An-
fragen. Eine besonders starke Zunah-
me erfuhren im abgelaufenen Jahr die
Anfragen um Hilfestellung im Sozialbe-
reich. Hier wandten sich besonders
häufig Alleinerzieherinnen, wie Frauen
mit Kindern, welche geschieden oder
in Scheidung leben, an die Beratungs-
stelle. Auch Studentinnen und Studen-
ten aus Niederösterreich ersuchten
wiederholt um Stipendienberatung bei
der Beratungsstelle. Hiezu darf ange-
merkt werden, dass ein Großteil der
anfragenden Studentinnen und Studen-
ten eine finanzielle Unterstützung für
Auslandsstudien begehrte.
Um nachstehende Förderungen wurde
von NÖ Landesbürgern bei der Bera-
tungsstelle beim Amt der NÖ Landesre-
gierung angefragt:

Das Projekt sieht vor, die Normerlässe
und die Normerlass-Sammlungen einem
zeitgemäßen verwaltungsökonomischen
System unter Nutzung der Informations-
technologie anzupassen. Es wurde eine
elektronische Lösung entwickelt, die ei-
nerseits einen raschen Zugriff auf die
Nörmerlässe im Intranet ermöglicht und
andererseits so benutzerfreundlich ist,
dass die Erlässe ohne zusätzlichen
Schulungsaufwand von allen Usern ab-
gerufen werden können.
Mit 1. Oktober 2001 wurde der Echtbe-
trieb im Intranet eingeführt, wobei auch
die zu den Normerlässen gehörigen
Formulare in einer eigenen Intranetan-
wendung abrufbar sind.
Die mit dem Projekt einhergehende
Normerlassbereinigung soll bis Mitte
2002 abgeschlossen und dadurch eine
umfassende Normenderegulierung
durchgeführt werden.

Schwerpunkte 2001

Überp rü fung  von D iens t s te l l en

Aufgabe der Innenrevision ist die Über-
prüfung sämtlicher Landesdienststellen
und der dort tätigen Mitarbeiter im Auf-
trag des Landesamtsdirektors. Um für
einen einheitlichen und geregelten Ge-
schäftsgang zu sorgen, wird dabei vor
dem Hintergrund der Gesetzmäßigkeit,
Zweckmäßigkeit, möglichsten Einfach-
heit, Raschheit und Sparsamkeit auf ei-
nen entsprechenden Geschäftsablauf in
administrativer, kostenmäßiger und or-
ganisatorischer Hinsicht geachtet.
Im Zuge dieser Prüfungen werden auch
Rationalisierungsvorschläge unterbrei-
tet.
Neben konkreten Anlassfällen wurde in
der NÖ Landesnervenklinik Gugging
die laufende Einschau abgeschlossen.
Bei mehreren Bezirkshauptmannschaf-
ten wurden die Strafabteilungen über-
prüft. Schwerpunkte der Erhebungen
waren dabei Verfahrensverzögerungen
und Verjährungen sowie die Vorgangs-
weise bei der Erteilung von Ermahnun-
gen.
Wegen der notwendigen Kostenein-
schränkungen im öffentlichen Sektor
wurde bei mehreren Dienststellen die
Notwendigkeit der Nachbesetzung frei-
gewordener Dienstposten geprüft.
Einen weiteren Schwerpunkt bildete die
stichprobenartige Kontrolle der Internet-
nutzung.

Ziele 2002

Neben der Internetnutzung werden
künftig auch die EKIS-Anwendungen
sowie die Handhabung der elektroni-
schen' Dienstzeitkontrolle beobachtet
werden.
Der Schwerpunkt der inhaltlichen Prüf-
tätigkeit wird sich weiter von Systemprü-
fungen zu Querschnittsprüfurigen verla-
gern. Im Hinblick auf einen sparsamen
Personaleinsatz bei den Landesdienst-
stellen kommt dabei der Effizienzprü-
fung besondere Bedeutung zu.

Koo rd in i e rung  und Auswer tung
von P rü fbe r i ch ten  ande re r
Kon t ro l l e i n r i ch tungen

Der Rechnungshof sowie der NÖ Lan-
desrechnungshof legen ihre Ergebnis-
berichte der NÖ Landesregierung zur
Abgabe einer Äußerung vor. Aufgabe
der Innenrevision ist es, von den geprüf-
ten Dienststellen Stellungnahmen abzu-
verlangen, diese zu koordinieren und
zur Beschlussfassung durch die NÖ
Landesregierung vorzubereiten.
Die Berichte anderer Kontrolleinrichtun-
gen (Fachabteilungen, Buchhaltungs-
abteilungen) sowie die Stellungnahmen
der betroffenen Dienststellen werden
ausgewertet und - wenn notwendig -
Nachkontrollen vorgenommen.

Dezen t ra l i s i e rung

2001 wurden weitere Dienstposten de-
zentralisiert. Es handelt sich dabei um
Mitarbeiter, die nun in Amstetten und
Zwettl - teilweise auch nur einmal pro
Woche - ihren Arbeitsplatz haben.

Beratungsstelle
Wie in den vergangen Jahren war auch
die Beratungsstelle beim Amt der NÖ
Landesregierung im abgelaufenen Jahr
2001 von dem Bemühen getragen, dem
Landesbürger zu dienen.
Eine für die Beratungsstelle beim Amt
der NÖ Landesregierung vordringliche
Aufgabe bestand in der Herstellung des
Kontaktes zwischen dem Landesbürger
und der Behörde bzw. Dienststelle, wel-
che für die Bearbeitung bzw. Lösung
des aufgeworfenen Problems zuständig
ist.
Für die an die Beratungsstelle herange-
tragenen Fragen konnte für den Bürger
jede zuständige Behörde bzw. jedes zu-
ständige Gericht sowie jede hiefür zu-
ständige Dienststelle eruiert werden. Di-
verse Nachfragen bei den zur Bearbei-
tung zuständigen Stellen haben erge-
ben, dass sämtliche Anliegen der Bür-
ger einer Bearbeitung zugeführt wurden

Allgemeine Förderung 1.800 Personen
Wirtschaftsförderung 500 Personen
Arbeitnehmerförderung 1 .250 Personen
Umweltförderung - «
Energiesparförderung 500 Personen
Tourismusförderung 300 Personen
Studienförderung - Stipendien 500 Personen
Sozialhilfeleistungen 2.000 Personen

Eine sehr gute Zusammenarbeit im ab-
gelaufenen Jahr war auch zwischen der
Beratungsstelle beim Amt der NÖ Lan-
desregierung und den Tages- und Be-
zirkszeitungen gegeben. Die von den
Zeitungen herangetragenen Ersuchen
um Hilfestellung für wirtschaftlich schwa-
che Landesbürger konnten sehr häufig
einer positiven Erledigung zugeführt
werden. In diesem Zusammenhang darf
die gute Zusammenarbeit mit dem Büro
der Frau Landeshauptmann-Stellvertre-
ter Liese Prokop erwähnt werden.
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Gruppe Landesamtsdirektion

• Errichtung Vernetzung Abteilung
Raumordnung und Regionalpolitik -
Südstadt

Groß rechne rbe t r i eb
Vorbereitung und Durchführung der
Übernahme des Großrechnerbetriebs
durch das Bundesland Oberösterreich
ab Ende 2002.

NÖ LAKIS
(N iede rös te r re i ch i sches
Landeskommun ika t i ons -  und
In fo rma t ionssys tem)
• Termingerechte Umstellung durch die
Firma Unisys auf das neue LAKIS-Basis-
produkt Fabasoft Components mit 1.300
Benutzern, 200.000 Ordnungsnummern
und 1,5 Mio. Dokumenten. Damit ver-
bunden waren umfangreiche Schulun-
gen und organisatorische Vorbereitun-
gen für neue ELAK-Vorlagen. Die Um-
stellung an sich ist gut verlaufen,
Schwierigkeiten gab und gibt es vor al-
lem in den Bereichen Stabilität und Ant-
wortzeitverhalten des Systems, teilweise
auch in der Handhabung und organisa-
torischen Umsetzung.
• Pilotprojekte mit dem neuen Basis-
produkt Fabasoft Components in den
Abteilungen Agrarrecht, Bodenreform,
Landwirtschaftsförderung und Forstwirt-
schaft

Ziele für 2002
• Weitere Ausstattung im Amt der Lan-
desregierung, Beginn der Ausstattung
auf den Bezirkshauptmannschaften
• Konsolidierung des Einsatzes mit
dem neuen Basisprodukt Fabasoft
Components

Bez i r kshaup tmannscha f t en
• Bürgerbüros. Planung Infrastruktur,
Automatisierung der Softwareinstallation
• BH-Neu. Mitwirkung beim Projekt
„BH-Neu“ und im „Koordinationsteam
für die Folgeprojekte des Effizienzpro-
jektes“ und „Anlagenabteilung"
• BH-Netzwerk. Neuinstallation der
gesamten Netzwerkstruktur für die Be-
zirkshauptmannschaften Mödling, St.
Pölten und Lilienfeld
• Fremdenpolizei. Beginn der Umstel-
lung der bestehenden Anwendung auf
Windows-Version
• Netzwerkinstallation. Ausschrei-
bung und Vergabe für die Neuinstalla-
tion der gesamten Netzwerkinfrastruktur
in 12 Bezirkshauptmannschaften
• Waffen. Einführung der österreich-
weit einheitlichen Anwendung des Bun-
desministeriums für Inneres (örtliches
Waffenregister) bei mehr als der Hälfte
der BHs
• Pass. Inbetriebnahme der neuen An-
wendung „Zentrales Identitätsregister"
bei den Bezirkshauptmannschaften, Er-
weiterung für den Personalausweis in
Chipkartenformat
• Amtskasse. Umstellung auf das
neue Girokonten-System (Cash Pooling)

• Der redundante Internetzugang über
zwei getrennte Provider wurde realisiert.
• Erweiterung der Anwendung „Famili-
enpass" mit direkter Beantragung über
das Internet
• Erstellung einer neuen Anwendung
„Seniorenkarte" ähnlich dem Familien-
pass, ebenso mit Beantragung über das
Internet
• Unterstützung bei diversen Projekten
hinsichtlich Internet-Know-How (Lan-
desverkehrskonzept, CallCenter-Aus-
schreibung, geografische Karten im In-
ternet, Web-Statistiken)
• Qualitätssicherung von neuen Inter-
net-Seiten, Link-Checks
• Know-How: Erwerb in den Bereichen
XML, eGovernment, Digitaler Signatur,
Web Services, Content Management
Systeme sowie der Internet-Ausrichtung
bei den verwendeten Anwendungsent-
wicklungsumgebungen (Magie 9, Micro-
soft.NET)
• Erstellen von Web-Style-Guides
• Erarbeiten und Vorbereiten von aus-
gewählten Web-Inhalten für behinder-
tengerechte Darstellung (Web Accessi-
bility Initiative der EU)
• Mitarbeit beim Bundesländerarbeits-
kreis „technische Arbeitsgruppe eGovern-
ment"
• Planung von Portallösungen für eine
gesicherte Anbindung an das BRZ
(Bundesrechenzentrum) und das Bun-
desministerium für Inneres (MBI)
• Einführung eines globalen Viren-
schutzsystems und Datensicherheits-
systems für die NÖ Landesverwaltung
und laufende Betreuung und Wartung

In t rane t
• Wartung und Erweiterung der beste-
henden Helpdesk-Intranetseiten
• Mitarbeit bei der Neugestaltung des
Intranets
• Neugestaltung des IT-Angebotes im
Intranet

Ne tzwe rke
• Laufende Anpassungen und Adaptie-
rung der installierten Server (rund 160
Server)
• Aufbau eines Speicherverwaltungs-
systems und der dazu gehörigen Daten-
sicherung (SAN)
• Übersiedlung GBA Krems

Bet r i ebssys teme
• Beginn der Planung für das Server-
Betriebssystem MS 2000, MS Windows
XP für den Arbeitsplatz-PC

In f ras t ruk tur
• Ausschreibung und Vergabe für die
Neuinstallation der gesamten Netzwerk-
infrastruktur für 16 Standorte in ganz
Niederösterreich
• Planung einer zusätzlichen EDV-Zen-
trale
• Errichtung Vernetzung Abteilung NÖ
Landesarchiv und NÖ Institut für Lan-
deskunde - Außenstelle Bad Pirawarth

Die an Herrn Landeshauptmann Dr. Er-
win Pröll herangetragenen Beschwer-
den der Volksanwaltschaft der Republik
Österreich wurden im Zusammenwirken
mit den Gruppen und Abteilungen des
Amtes der NÖ Landesregierung sowie
mit den' Bezirkshauptmannschaften be-
arbeitet und die verlangten Stellungnah-
men der Volksanwaltschaft der Republik
Österreich vorgelegt.
Die via Österreichischer Präsident-
schaftskanzlei an die Beratungsstelle
beim Amt der NÖ Landesregierung her-
angetragenen Anliegen wurden nach
Durchführung der erforderlichen Erhe-
bungen ordnungsgemäß erledigt. Der
Präsidentschaftskanzlei wurde hierüber
berichtet.
Im beginnenden Jahr 2002 wird sich die
Beratungsstelle beim Amt der NÖ Lan-
desregierung ebenso wie im abgelaufe-
nen Jahr 2001 bemühen, im Rahmen der
gesetzlichen Möglichkeiten Hilfestellun-
gen für die Landesbürger zu setzen.

Informationstechnologie

Aufgaben und
Schwerpunkte 2001

Euro

Die konkrete Euro-Umstellung der von
der Abteilung Landesamtsdirektion - In-
formationstechnologie erstellten Anwen-
dungen erfolgte entsprechend dem mit
dem Euro-Projektteam abgestimmten
Umstellungskonzept:
• Umstellung bei fast allen Anwendun-
gen, zufn Teil sehr weit reichend und ar-
beitsaufwändig
• Umrechnung aller (auch der histori-
schen) Schillingbeträge auf Euro
• Doppelte Preisauszeichnung bei al-
len nach außen gehenden Schreiben
(Euro-Info-Zeile mit „Umdrehen" von
Schilling und Euro für den Zeitraum 1.1.
2002 bis 28. 2. 2002)
• Umstellung auf das neue Banken-
überweisungsverfahren V3 auf EDI-
FACT-Basis (hiezu wird im PC-Bereich
die Konvertersoftware der Firma VTG
verwendet; im Großrechnerbereich wur-
de im Rahmen der MPB-Umstellung auf
den Euro ein Konverterprogramm er-
stellt, das allgemein verwendet wird; bei
NÖSIN werden die V3-Nachrichten di-
rekt erzeugt bzw. verarbeitet)

Kos tenrechnung
Erstellung einiger neuer Berichte.

Out look
Landesweit wurde Outlook als Stan-
dard-Mail-System in allen Bereichen der
NÖ Landesverwaltung eingeführt.

In te rne t
Derzeit nutzen ca. 3.500 Benutzer das
Internet.
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• Jugendwesen. Inbetriebnahme des
Amtskassensystems in den Jugendab-
teilungen für die Pflegegelder-Auszah-
lung (Daueraufträge)
• Gewerbe. Schnittstelle zu Outlook
(Versenden aller Verständigungen über
e-mail); Verknüpfung mit Verfahrensex-
press; Umstellung des NÖ-Zentralregis-
ters auf eine neue Version
• Zeiterfassungssystem. Einführung
bei 14 Bezirkshauptmannschaften
• Strafwesen. Inbetriebnahme der
elektronischen Anzeigenübermittlung
von der Gendarmerie

Pro jek t  NÖSIN
(IT-Einsatz im Soz ia l be re i ch )

Bereich Soziales. Die durch die Firma
PCC entwickelte Anwendung geht mit
Jahresbeginn 2002 in Produktion. Neben
den notwendigen Abklärungen, Tests
und Abnahmen erfolgten die Schulun-
gen bei allen Sozialabteilungen der Be-
zirkshauptmannschaften und bei der Ab-
teilung Sozialhilfe sowie organisatori-
sche Vorbereitungen, Aufbau einer Clea-
ringstelle bei der Abteilung Sozialhilfe.

Pe rsona lbe re i ch

• Umfangreiche, aufwändige Euro-Um-
stellung (Großcomputer hat ca. eine
Woche ununterbrochen gerechnet)
• Diverse, zum Teil umfangreiche Än-
derungen (Lohnsteuer, VB bei BVA ver-
sichert, automatische SV-Meldungen,
Überstundenbehandlung bei Lehrern)
• Mitarbeiterverwaltung, Reisekosten-
abrechnung, Urlaubsevidenz, Leis-
tungserfassung: Umstellung auf neue
Version (Access 2000) mit zentraler Da-
tenbank (SQL-Server), Konzept zur Ein-
bindung der Zeiterfassung

Ze i t e r f assungssys tem

Start eines Pilotbetriebs im Bereich NÖ
Landhaus (Einrichten der Hard- und
Software, Schulung der Zeitbeauftrag-
ten, Kartenerstellung, Auswertungen)

Fö rde rungsbe re i ch

• Wohnungsförderung. Neukonzep-
tion des Bereichs Mehrfamilienhäuser,
Realisierung mit Fabasoft Components
unter Einbeziehung des elektronischen
Aktes in Form von Prototyping-Phasen,
bisher Pilotbetrieb einschließlich Einrei-
chen der Unterlagen über Internet mit
digitaler Signatur und Statusabfrage
durch den Förderungswerber
• Wohnbauförderung-Eigenheime.
Änderung der Parteienverkehrszeiten,
Verzinsung der Direktdarlehen It. EU,
komplette Reorganisation der Daten-
banken bedingt durch die Euro-Einfüh-
rung, Euro-Umstellung (insgesamt 8
Neuprogramme und 240 Programmän-
derungen), Erstellung eines Neupro-
grammes im Zuge der Dorferneuerung

NÖ B i l dungsne tzwe rk

Mitarbeit bei der Erstellung einer EU-
weiten Ausschreibung.

Verne tzung
NÖ St raßenmeis te re ien

Mitarbeit bei der Erstellung einer EU-
weiten Ausschreibung.

I nven ta r ve rwa l t ung

Erstellen eines Grob- und Detailkonzep-
tes für die Umsetzung auf Basis des
Standardprogrammes ARS Remedy,
das für die Asset-Verwaltung im Einsatz
ist (Assets - alle installierten IT-Kompo-
nenten).

MS-Of f i ce -Mak ro -
p rog rammie rung

Erstellung von Makros für Kostennoten,
Euroumrechnung usw.

Wasse rda tenve rbund

Mitarbeit bei der Realisierung, Daten-
übernahme und Inbetriebnahme des
Wasserbuches.

Sammlungsbes tände  des
NÖ Landesmuseums

Erarbeitung einer Ausschreibung für ei-
ne Anwendung zur Verwaltung der
Sammlungsbestände des Landesmuse-
ums mit der Abteilung Kultur und Wis-
senschaft.

Geme inde f i nanzen

Änderungen bei den Ertragsanteilen
und der Berechnung des Finanzaus-
gleichs.

Fah rzeug -E inze lgenehmigungen

Erstellen eines Detailkonzepts.

Vo l l t ex tab f ragesys tem

Schrittweise Ablöse des über 20 Jahre
im Einsatz befindlichen STAIRS durch
Lösungen auf Basis von Fabasoft Com-
ponents und dem Indexserver analog
zu den Normerlässen.

Sp rachkommun ika t i on

Rufnummernumstellung für alle Berei-
che des Amtes der Landesregierung an
den Standorten Tulln und Wien sowie al-
le Bezirkshauptmannschaften und Ge-
bietsbauämter.

Benutzerbetreuung

Konzipieren und Umsetzen eines Pro-
jektes zur Verbesserung des Informa-
tionsaustausches zwischen den Dienst-

• Wohnbeihilfe/Superförderung. Au-
tomatische Anschreiben für Parteienge-
hör, Ablehnung und Zurückweisung
(3 Neuprogramme)
• Mehrfamilienhäuser-Rückzahlung.
Entwicklung einer Anwendung zur Er-
fassung der Daten, die auch im Rahmen
des MH-Projektes verwendet werden.

Meh rphasenbuch füh rung  (MPB)

Neben der Euro-Umstellung, die beson-
ders sorgfältig zu testen war, wurden
mehrere Änderungen eingebaut.

K red i t ve rwa l t ung ,
Ve r l ags füh rung

• Die Möglichkeit einer Auslagerung
von Altdaten wurde geschaffen und die
Euro-Umstellung vorbereitet.
• Die Dienststellen wurden bei der
Durchführung der Auslagerung unter-
stützt.
• Beim GBSR wurden alle Berufsschu-
len mittels Schnittstellen abrufbar ge-
macht.
• Neuinstallationen und Schulung bei:
Abteilung Finanzen, Gruppe Raumord-
nung und Umwelt, Gruppe Land- und
Forstwirtschaft, Abteilung Kultur und
Wissenschaft - Asparn, NÖ Landes-
ausstellung, Abteilung Technische Kraft-
fahrzeugangelegenheiten, Abteilung
Umwelttechnik und Abteilung Wasser-
bau.

Ad ressve rwa l t ung

Neuer Zahlscheindruck.

Access -  und ASP-Lösungen
(ASP = Ac t i ve  Server  Pages für
Da rs te l l ung  von Daten im
In te rne t )

• Betreuung der Anwendung Einmal-
kostenrechnung
• Neuerstellung der Anwendung „Stan-
dardisierung des Vergabewesens'' für
die Gruppe Hochbau
• Unterstützung von Fachabteilungen
bei der Entwicklung von Anwendungen
mit Access
• Beginn der Realisierung der Anwen-
dung „Auslandsfahrgenehmigungen''
für die Abteilung Gewerberecht
• Erweiterungen mit ASP für die Abtei-
lung Staatsbürgerschaft und Wahlen zur
Verleihung der österreichischen Staats-
bürgerschaft
• Erstellung einiger ASP-Anwendungen,
Unterstützung bei Lösungen, die Firmen
für diverse Abteilungen erstellt haben
(Seminarverwaltung für die Kindergar-
tenabteilung, Schutzengelaktion für die
Abteilung Gesamtverkehrsangelegen-
heiten)
• Erstellen der Anwendung Normerläs-
se als ASP-Anwendung mit Datenhal-
tung in Fabasoft Components und Voll-
textsuche
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rungen und Vorschläge für Personal-
maßnahmen im Kanzleibereich
• Aktualisierung der für den Kanzlei-
dienst bestehenden Erlässe und Infor-
mationen
• Im Rahmen der Textkoordinierungs-
stelle wurde das gesamte Texthand-
buch hinsichtlich des Wegfalles der
Stempelmarken und für die Anwendung
der „Schilling-Infozeile“ vorbereitet
• Mitwirkung bei Projektgruppen und
Arbeitskreisen - z. B.: Normerlässe In-
tranet, Euro-Umstellung
• Organisation der Übernahme von
Normerlässen ins Intranet und deren
Versand mittels e-mail durch die Allge-
meine Schreibstelle. Dabei werden
auch die zugehörigen Formulare für den
Nutzer im Intranet aufbereitet.
• Der stark steigende elektronische
Posteingang an die Landes-e-mail-An-
schrift bei der Allgemeinen Schreibstelle
erfordert umfangreiche Betreuung

Aus- und We i te rb i l dung

Ergänzend zur praktischen Ausbildung
des Kanzleipersonals bei den Dienst-
stellen wurde bei Einführungskursen für
Neuaufnahmen und Vorbereitungskur-
sen für die Kanzleiprüfung vorgetragen.
Bei Kursen für Techniker aus Anlass ih-
rer Dienstprüfung sowie in .Seminaren
der Aus- und Weiterbildung wurde die
Materie Kanzleiordnung behandelt.
Bei den Prüfungen für den Dienstzweig
Kanzleidienst hat die Kanzleiaufsicht
ebenfalls mitgewirkt.
Mit den Bürodirektoren wurde wieder
ein Seminar im Rahmen der Aus- und
Weiterbildung abgehalten. In diesem
Seminar wurden aktuelle Problemberei-
che der Bezirkshauptmannschaften be-
handelt und Lösungsvorschläge erar-
beitet.
Mit den Kanzleileitern des Amtes der
NÖ Landesregierung wurden in Dienst-
besprechungen die aktuellen Anliegen
besprochen.

Übe rp rü fung  von
Landesd iens ts te l l en

In den letzten Jahren konnten in den
Kanzleien des Amtes der NÖ Landesre-
gierung umfangreiche Personaleinspa-
rungen erzielt werden. Für weitere Ein-
sparungen sind nunmehr aufwendige
Erhebungen bzw. intensive Beratungen
für organisatorische Änderungen in Ar-
beitsabläufen erforderlich.
Ein weiteres Einsparungspotential ist
durch Zusammenlegung von Organisa-
tionseinheiten zu erzielen. Es konnte
z. B. durch die schrittweise Zusammen-
legung von Kanzleien in der Gruppe
Wirtschaft, Sport und Tourismus in die-
sem Bereich eine Einsparung von drei
Kanzleidienstposten realisiert werden.
Mit dem Abschluss der Überprüfung
der Landesnervenklinik Gugging (ge-
meinsam mit der Innenrevision) konnte
von der Kanzleiaufsicht ein Einspa-
rungspotential von 7,75 Dienstposten im
Kanzlei- bzw. Sekretariatsbereich fest-
gestellt werden.

Wei tere Ak t i v i tä ten

• Anpassung der Regelungen für die
Postabfertigung an die Geschäftsbedin-
gungen der österreichischen Post und
weitere Maßnahmen zur Ausweitung der
Möglichkeiten für Sammelpost mit dem
Ziel der Portokosteneinsparung
• Verbesserung der technischen Aus-
stattung in der Poststelle, damit der er-
höhte Anfall von Massensendungen und
Zeitungsversand sowie der zentrale
Druck und Versand der Anonymverfü-
gungen der Bezirkshauptmannschaften
und der jährlichen Fischerkarten-Zahl-
scheine mit dem zur Verfügung stehen-
den Personal, bewältigt werden kann
• Stellungnahmen an die Personalab-
teilungen zu diversen Personalanforde-

stellen und der Abteilung Landesamts-
direktion - Informationstechnologie, Auf-
bau von Informationen und speziellen
Anwendungen dazu im Intranet.

Statistik 2001

• Neuinstallationen bzw. Neuanschaf-
fungen Hardware

PCs 1.500
Monitors 470
Laptops 165
Laserdrucker 519
Tintenstrahldrucker 129
Matrixdrucker (inkl. Bürgerbüro) 62
Scanner (inkl. Bürgerbüro) 106
Novell-Server 66
NT-Server 18
Faxgeräte 50
Troubletickets (Reparaturen) 1.500
Patchungen 500

• Programminstallationen
- ca. 1200 EA-Lizenzen (Windows NT,
MS-Office, Netscape Communicator)
- Installation einer neuen Antivirenpro-
gramm-Version und Versand an alle
Dienststellen des Landes
• Schulungen
- 156 Kurstage mit 761 Teilnehmern
- NDS-Workshop für IT-Koordinatoren

A l l geme ine  Sch re ibs te l l e

Die Allgemeine Schreibstelle hat die
Aufgabe, den zentralen Posteingang für
Telekopien und e-mails des Amtes der
NÖ Landesregierung zu verwalten. Im
Jahr 2001 sind ca. 3.000 e-mails einge-
langt und es wurden fast 400 e-mails
abgesendet. Die Tendenz bei e-mail ist
weiter stark steigend.
Durch die Auflassung des Fernschreib-
dienstes mit Jahresende 2001 muss der
bisher mittels Fernschreiben durchge-
führte Schriftverkehr auch auf Telekopie
bzw. e-mail umgestellt werden.
Bei der praktischen Schulung und Aus-
bildung von Kanzleibediensteten wurde
besonders auf die rationelle und ord-
nungsgemäße Herstellung von Schrift-
stücken geachtet. Ebenso erfolgten Ein-
schulungen auf den technischen Gerä-
ten der Allgemeinen Schreibstelle.
Die Aufnahmetests für Bewerbungen in
den Kanzleidienst wurden auch im Jahr
2001 wieder von der Allgemeinen
Schreibstelle durchgeführt.
Im Rahmen der Möglichkeiten wurden
die Dienststellen bei der Bewältigung
von Schreibarbeiten sowie bei der Er-
stellung und Durchführung von großen
Aussendungen unterstützt.

Pos ts te l l e

Der Poststelle obliegt die Übernahme
und Aufteilung der einlangenden Post
für den gesamten Bereich des Amtes
der NÖ Landesregierung sowie der
Postversand. Von der Poststelle wird
auch der Postdienst zwischen St. Pöl-
ten, den dezentralisierten Standorten
des Amtes der NÖ Landesregierung
und allen Bezirkshauptmannschaften
organisiert und abgewickelt.
Die Adressierung von Massensendun-
gen bzw. Zeitschriften umfasste ca.
3 Mio. Stück und erfolgt fast vollständig

Kanzleiaufsicht

Aufgaben und
Schwerpunkte 2001

Der Kanzleiaufsicht obliegt die Besor-
gung der Aufgaben des Inneren Diens-
tes im Bereich des Kanzleidienstes
(Sorge für einen einheitlichen und gere-
gelten Geschäftsgang in der Verwal-
tung). Die Änderungen in den Anforde-
rungen und das Fortschreiten der tech-
nischen Entwicklung sowie eine geän-
derte Gesetzeslage bedingen eine stän-
dige Aktualisierung der für den Kanzlei-
dienst geltenden Regelungen. Schwer-
punkt in diesem Bereich waren die Vor-
bereitungsarbeiten zur Ausarbeitung ei-
ner Neufassung der Dienstanweisung
Kanzleiordnung.

D iens tanwe isung
Kanz le io rdnung

Im Februar 2001 wurde die Neufassung
der Dienstanweisung Kanzleiordnung
erlassen. Dabei wurde den zeitgemäßen
Anforderungen des verstärkten Einsat-
zes moderner Technologien und Kom-
munikationsmöglichkeiten Rechnung
getragen.
Zur Unterstützung bei der Handhabung
und Anwendung der neuen Kanzleiord-
nung wurden Workshops mit den Kanz-
leileitern, den Bürodirektoren und Kanz-
leimitarbeitern der Gebietsbauämter
durchgeführt.
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• Änderungen bzw. laufende Aktuali-
sierung der Materienverzeichnisse über
Anträge der Dienststellen sowie im Rah-
men der LAKIS-Einführung
• Mitwirkung bei der Aus- und Weiter-
bildung Schwerpunkt „Anwendung der
Kanzleiordnung"
• Ausbildung von neu aufgenommenen
Kanzleibediensteten
• Rationalisierungsmaßnahmen im Be-
reich der Zentralen Dienste durch Ein-
satz neuer technischer Geräte sowie
deren Ausnutzung
• Stellungnahmen an die Personalab-
teilungen zu diversen Personalanforde-
rungen und Vorschläge für Personal-
maßnahmen im Kanzleibereich

auf der zur Verfügung stehenden Ma-
schine für' Direktadressierung. Mit den
Kuvertieranlagen wurden über 1,6 Mio.
Sendungen verarbeitet. An Portogebüh-
ren mussten für die Dienstpost über 1,6
Mio. Euro (fast 23. Mio. Schilling) aufge-
wendet werden. Die Erhöhung der Por-
tokosten wurde im Wesentlichen durch
die starken Gebührenerhöhungen bei
den Massensendungen verursacht.

Zen t ra l reg i s t ra tu r

Die Zentralregistratur hat die Aufgabe,
alle Akten und Schriftstücke der Grup-
pen und Abteilungen des Amtes der NÖ
Landesregierung bis zu deren Überga-
be an das Landesarchiv zu verwahren.
Von 33 Dienststellen wurden Akten in
ca. 1.300 Aktenkartons zur weiteren
Aufbewahrung übernommen. Zur Redu-
zierung des Lagerbedarfes konnte der
Inhalt von 415 Aktenkartons zur Verfil-
mung vorbereitet und der Mikrofilmstelle
weitergeben werden.
Im Dezember 2001 wurden die Akten-
bestände der Jahrgänge von 1946 bis
1955 dem Landesarchiv übergeben. Es
waren dies 912 Aktenkartons und 90
Laufmeter Nachschlag- und Protokoll-
bücher.
Mit dem Papierwolf wurden ca. 76.000
kg ausgeschiedenes Aktenmaterial zer-
kleinert und der Altpapierverwertung zu-
geführt. Weiters wurden Mikrofilme und
Datenträger entsprechend den Bestim-
mungen des Datenschutzes vernichtet.
Für die Entsorgung der alten Kfz-Kenn-
zeichentafeln wurden im Jahr 2001 ca.
830 kg von den Bezirkshauptmann-
schaften übernommen und der Wieder-
verwertung zugeführt.

Ziele 2002

• Durchführung von Informationssemi-
naren für Kanzleileiter und Bürodirekto-
ren über die Neuerungen im techni-
schen und organisatorischen Bereich
des Kanzleidienstes
• Neuordnung der Kanzleiorganisation
in den Gruppen des Amtes in Anleh-
nung an die Ergebnisse der Effizienz-
projekte
• Überprüfung von Landesdienststellen
hinsichtlich rationellerer Arbeitsabläufe
und Personaleinsparungsmöglichkeiten
(teilweise gemeinsam mit der Innenrevi-
sion)
• Ausarbeitung von Vorschlägen für ra-
tionellere Arbeitsabläufe und Einspa-
rungsmöglichkeiten
• Mitwirkung bei Projektgruppen
• Überarbeitung des Standardregel-
werkes zur Einführung/Anwendung des
ELAK in den Dienststellen (Berücksichti-
gung der Änderungen durch Compo-
nents)
• Wartung und Ergänzung der für den
Betrieb der Servicestellen erforderlichen
Unterlagen im NÖ LAKIS „Handbuch für
die Servicestellen“

E f f i z ienz-  und
Ef fek t i v i t ä t sp ro jek te  in den
Gruppen  und Ab te i l ungen

Ablauf

• Projektteam in der eigenen Organisa-
tionseinheit (Gruppe oder Abteilung)
• Bei Projektstart und bei Projektende
Informationsveranstaltungen (Leiter,
Vertrauenspersonen, alle Mitarbeiter)
• Fachliche Unterstützung durch die
Firma INFORA
• Koordination und Betreuung aller Pro-
jekte durch die Abteilung Landesamts-
direktion - Verwaltungsinnovation

Inhalt

• Erstellen eines Leistungskataloges,
Feststellen der derzeit gebundenen
Ressourcen, Analyse der Abläufe
• Erstellen eines Vorschlagskataloges
für Veränderungen und Maßnahmen auf
folgender Basis: „Welche Leistungen
soll die Landesverwaltung in Zukunft er-
bringen? In welcher Form und mit wel-
chen Ressourcen (Personal und Sach-
mittel)?"
• Gruppe Wirtschaft, Sport und Tou-
rismus. Folgeprojekte und Umset-
zungsmaßnahmen wurden mit den ein-
zelnen Abteilungen vereinbart.
Beispiele: Neuorganisation der Arbeits-
verteilung in der Abteilung Gewerbe-
recht, Neuorganisation Förderabwick-
lung Abteilung Sport
• Gruppe Land- und Forstwirtschaft.
Derzeit werden Folgeprojekte und Um-
setzungsmaßnahmen mit den einzelnen
Abteilungen durchgeführt.
Beispiele: Kostenbeteiligungsmodelle in
der landwirtschaftlichen Bauberatung
Änderungsentwürfe für Fischereigesetz
und Jagdgesetz werden ausgearbeitet,
mit dem Ziel, Verwaltungsaufwand ein-
zusparen
• Gruppe Hochbau. Die Gruppe befin-
det sich derzeit in der Umsetzungspha-
se.
• Gruppe Raumordnung und Umwelt.
Veränderungsmaßnahmen werden mit
dem neuen Gruppenleiter besprochen
und aufgesetzt.
• Abteilung Gebäudeverwaltung. Hier
ist nur eine Abteilung einbezogen, weil
diese so viel Personal umfasst wie sonst
eine ganze Gruppe.
Lenkungsausschuss ist fixiert, anschlie-
ßend Umsetzung
• Agrarbezirksbehörde. Prioritätenka-
talog für die Umsetzungsmaßnahmen
und Projekte ist vereinbart.
Erste Umsetzungsberichte liegen vor,
Umsetzung liegt im Zeitplan.
• Gruppe Wasser, Gruppe Baudirek-
tion mit den Gebietsbauämtern. Abtei-
lung Wasserrecht und Schifffahrt ist um-
gesetzt, soweit keine gesetzliche Ände-
rung von Bundesseite notwendig.
In der Abteilung Siedlungswasserwirt-
schaft laufen 2 Folgeprojekte (Wasser-

Verwaltungsinnovation

Schwerpunkte 2001

P i l o t ve rsuch
Umwe l tmanagemen tgese t z

Der Pilotversuch wurde im Frühjahr
2001 abgeschlossen. Mitte 2001 hat der
Nationalrat das Umweltmanagementge-
setz beschlossen, wobei die Ergebnisse
des Pilotversuches weitgehend berück-
sichtigt wurden.

E in füh rung  eines , Ca l l -Cen te r -
Konzep tes '  in der .
NÖ Landesve rwa l t ung

Die NÖ Landesregierung hat mit Be-
schluss vom 7. 11. 2000 ein Konzept
zum Einsatz eines Call-Centers für den
Bereich der NÖ Landesverwaltung in
Auftrag gegeben. Mit der konkreten
Realisierung des Konzeptes wurde -
nach Durchführung des entsprechen-
den Vergabeverfahrens - eine NÖ Bie-
tergemeinschaft beauftragt.
Nach Durchführung einer .Machbar-
keitsstudie' (bis Februar 2001) mit den
Schwerpunkten: personelle und organi-
satorische Ressourcen; technische
Analyse der vorhandenen Infrastruktur
und deren Auslastung; Nutzen-/Kosten-
analyse; Chancen-ZRiskenanalyse; Um-
setzungskonzept erfolgte die .Konzept-
erstellung' (Februar bis Juli 2001) mit
den Inhalten: Aufgabenstellung; Rah-
menbedingungen; eigenes Call-Center
oder Outsourcing; Realisierungspha-
sen; Qualifikation der Agents; Kosten-
/Nutzen-Analyse; Empfehlungen des
Consulting-Teams.
Mit August 2001 begann die Phase
.Ausschreibung und Bewertung', wobei
ein EU-weites 2-stufiges Verhandlungs-
verfahren mit öffentlicher Bekanntma-
chung vorgenommen wurde. Nach Ab-
schluss der Bietersuche wurde in einer
Verhandlungsphase mit ausgewählten
Bietern der Zuschlag vorbereitet. Dieser
erfolgte schließlich durch Regierungs-
beschluss Anfang Dezember 2001.
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Verfassungsdienst

Aufgaben und
Schwerpunkte 2001

Leg i s t i k

Im Bereich Legistik sind sowohl die Fach-
abteilungen, die Gesetzes- und Verord-
nungsentwürfe erstellen, zu betreuen als
auch die vom Bund aüsgesendeten Ent-
würfe zu begutachten. Darüber hinaus ist
die Teilnahme an Besprechungen mit
den Fachabteilungen des Amtes der NÖ
Landesregierung sowie mit den Bundes-
dienststellen erforderlich.

Landes rech t

Aus der Fülle der landesrechtlichen Vor-
schriften, an denen der Verfassungs-
dienst mitgewirkt hat, wird auf folgende
Gesetze und Verordnungen hingewiesen:

Neue Gesetze

• NÖ Elektrizitätswesengesetz 2001
(NÖ EIWG 2001), LGBI. 7800-0
• Geschäftsordnung (LGO 2001),
LGBI. 0010-0

Seminare bzw. Klausuren zum Thema
Projektmanagement statt.
Eintägige Seminare wurden auch zum
Thema New Public Management abge-
halten.

Projektbegleitungen
Betreuungen erfolgten im Speziellen für
die Projekte und Bereiche
• „Jupro“ - Jugendwohlfahrt neu in NÖ
• „Nögis“ - Bereichsorganisation
• Wiffos in der Sportabteilung
• Organisation der Abteilungen Gewer-
berecht, Wasserrecht und Schifffahrt,
Seminaradministration, Suchtkoordina-
tion, Umweltverträglichkeitsprojekte in
der Abteilung Umweltrecht, Umweltpro-
jekte in der Abteilung Umweltwirtschaft
und Raumordnungsförderung
• Effizienzfolgeprojekte in der Abteilung
Wasserbau
• Umorganisation der Gruppe Hoch-
bau
• Normerlässe Neu
• Kommunikation Abteilung Landes-
amtsdirektion - Informationstechnologie
- Dienststellen

Plattform für Projektleiter
Die im Jahr 2000 gegründete Plattform
für Projektleiter beschäftigte sich mit fol-
genden Themen:
• Supervision
• e-government
• Coaching für Projektleiter

Organ ig ramme,
Arbe i t sve r te i l ungsp läne ,
S te l l enbesch re ibungen
Die Beurteilung, Bearbeitung und Evi-
denz von Arbeitsverteilungsplänen, Or-
ganigrammen und Stellenbeschreibun-
gen der Dienststellen erfolgt laufend.
Dienststellen ersuchen verstärkt um Un-
terstützung bei der Erarbeitung dieser
Unterlagen, vor allem wird Hilfe bei den
Stellenbeschreibungen benötigt.

Ö f fen t l i chke i t sa rbe i t  des
Inneren  D iens tes

NÖ Schriften

Die Reihe der NÖ Schriften wurde trotz
massiver Einsparungen weiter fortge-
setzt durch folgende Ausgaben:
Nr. 131: Broschüre zur Patientencharta,
Die Patientenrechte in Niederösterreich,
St. Pölten, März 2001; 3-85006-130-2
Nr. 132: Agenden/Aktivitäten 2000/2001,
St. Pölten, Juni 2001; 3-85006-131-0
Nr. 133: Statistisches Handbuch des
Landes NÖ, 25. Jahrgang 2000/2001,
Maria Enzersdorf, Oktober 2001; 3-
85006-132-9

Mitarbeiterzeitung „Landhaus aktuell"
Die Mitarbeiterzeitschrift „Landhaus ak-
tuell“ musste nach 41 Ausgaben im Au-
gust 2001 eingestellt werden. Die Er-
gebnisse eines Effizienzprojektes bei
der Abteilung Allgemeine Verwaltung
machte diesen Schritt erforderlich.

bau und landwirtschaftlicher Siedlungs-
wasserbau)
Für die Abteilung Wasserwirtschaft wer-
den Folgeprojekte abhängig von Be-
zirkshauptmannschaft-Folgeprojekten
und der Verwaltungsreform (bundesge-
setzliche Änderung) aufgesetzt.
Abteilung Hydrologie erfährt eine Neuor-
ganisation durch neuen Abteilungsleiter.
• Bezirkshauptmannschaften. Folge-
projekte sind gestartet. Bürgerbüros
sind in jeder Bezirkshauptmannschaft
eingerichtet worden.
• Die noch fehlenden Gruppen. Der
Start der noch fehlenden Gruppen wird
vermutlich Anfang 2002 erfolgen.
Weiterer Schwerpunkt im heurigen Jahr
war der Einschaubericht zur Rech-
nungshof-Querschnittsprüfung „New-
Public-Management".

Organ isa t i onsve rbesse rung
in der Landes feuerwehrschu le
in Tulln
Ein Bericht liegt vor und die Umsetzung
wurde gestartet.

LAKIS-E in führung
In der Gruppe Land- und Forstwirtschaft
wurde LAKIS nach der Definition des
Einsparungspotentials als Projekt aufge-
setzt. Die Startklausuren und Work-
shops bereiteten für die Mitarbeiterin-
nen die weitere Arbeit im Projekt vor.

In te rnet
Die Neugestaltung des Internetauftrittes
im Vorjahr wurde durch neue Angebote
und Formulare weiter fortgesetzt. Die
Beantwortung der immer mehr herein-
kommenden e-mail-Anfragen erfordert
ein starkes Engagement um rasche und
treffsichere Beantwortungen oder Wei-
terleitungen an die fachlich zuständigen
Dienststellen zu ermöglichen.

In t ranet
Im August 2001 konnte das Intranet in
neuem Design und neuer Struktur für
die allgemeine Benutzung freigegeben
werden. Die Zielrichtung des einheitli-
chen Erscheinungsbildes der einzelnen
Applikationen und die noch verstärkte
Benutzerorientierung erforderten interne
Umfragen, mehrere Testläufen von Pro-
totypen bis zur Freischaltung noch in
der Ferienzeit. So konnten kleinere Feh-
ler noch korrigiert werden, bevor die Be-
werbung in den Abteilungen und auf
den Bezirkshauptmannschaften erfolg-
te.
Gemeinsam mit dem neuen Intranet ist
auch die Anwendung der Normerlässe
(Datenbank und Formulare) erschienen.

Pro jek tmanagement  A l lgeme in

Seminare und Schulungen

Neben den Führungskräfteseminaren
zum Thema Organisation fanden von
Mitarbeitern der Verwaltungsinnovation
auch verschiedene 1-, 2- oder 3-tägige

Novellen von Gesetzen

Folgende Gesetze wurden geändert:
• NÖ Spitalsärztegesetz 1992 (NÖ
SÄG 1992), LGBI. 9410-3, 9410-4
• Gesetz über den Unabhängigen Ver-
waltungssenat im Land Niederöster-
reich (NÖ UVSG), LGBI. 0015-11
• Dienstpragmatik der Landesbeamten
1972, LGBI. 2200-49, 2200-50, 2200-51
• Landes-Vertragsbedienstetengesetz
(LVBG), LGBI. 2300-28
• NÖ Gemeindebeamtendienstordnung
1976 (GBDO), LGBI. 2400-36, 2400-37
• NÖ Gemeinde-Vertragsbediensteten-
gesetz 1976 (GVBG), LGBI. 2420-41
• NÖ Gemeindebeamtengehaltsord-
nung 1976 (GBGO), LGBI. 2440-39,
2440-40,
• NÖ Bezügegesetz, LGBI. 0030-16
• NÖ Gemeinde-Bezügegesetz (NÖ
GBezG), LGBI. 1005-13, 1005-14
• Kremser Stadtrecht 1977, LGBI.
1010-11
• St. Pöltner Stadtrecht 1977, LGBI.
1015-12
• Waidhofner Stadtrecht 1977, LGBI.
1020-11
• Wr. Neustädter Stadtrecht 1977,
LGBI. 1025-11
• NÖ Landes- und Gemeinde-Verwal-
tungsabgabengesetz, LGBI. 3800-2,
3800-3
• NÖ Schulaufsichts-Ausführungsge-
setz 1975, LGBL. 5010-9, 5010-10
• NÖ Gemeindeärztegesetz 1977 (NÖ
GÄG 1977), LGBI. 9400-8, 9400-9
• NÖ Land- und forstwirtschaftliche Be-
rufsausbildungsordnung 1991 (LFBAO
1991), LGBI. 5030-4, 5030-5
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• NÖ Berufsschulbaufondsgesetz
1973, LGBI. 5075-2
• Gesetz über die Verwendung von
Pflanzenschutzmitteln in der Landwirt-
schaft, LGBI. 6170-1
• NÖ Landwirtschaftliches Förderungs-
fonds- und Siedlungsgesetz, LGBI.
6645-4
• NÖ Grundverkehrsgesetz 1989,
LGBI. 6800-3
• NÖ Veranstaltungsbetriebsstättenge-
setz, LGBI. 8260-1
• NÖ Gassicherheitsgesetz, LGBI.
8280-1
• Gesetz über die Aufbringung zusätz-
licher Mittel für die Krankenanstaltenfi-
nanzierung, LGBI. 9451-1
• NÖ Datenschutzgesetz (NÖ DSG),
LGBI. 0901-1
• NÖ Abgabenordnung 1977 (NÖ AO
1977), LGBI. 3400-9
• NÖ Polizeigesetz, LGBI. 4000-1
• NÖ Feuerwehrgesetz (NÖ FG), LGBI.
4400-6
• NÖ Katastrophenhilfegesetz (NÖ
KHG), LGBI. 4450-3
• NÖ Jugendgesetz, LGBI. 4600-4,
4600-5
• NÖ Tierschutzgesetz 1985, LGBI.
4610-2
• NÖ Sammlungsgesetz 1974, LGBI.
4650-1
• NÖ Kinderbetreuungsgeldgesetz
1996 (NÖ KBG), LGBI. 5065-1
• NÖ Nationalparkgesetz, LGBI. 5505-1
• NÖ Höhlenschutzgesetz, LGBI. 5510-2
• NÖ Sportgesetz, LGBI. 5710-1
• NÖ Campingplatzgesetz 1999, LGBI.
5750-1
• Gesetz über die Tätigkeit der Totalisa-
teure und Buchmacher, LGBI. 7030-1
• NÖ Lichtschauspielgesetz 1972,
LGBI. 7060-1
• NÖ Veranstaltungsgesetz, LGBI.
7070-3
• NÖ Spielautomatengesetz, LGBI.
7071-4
• NÖ Vergabegesetz, LGBI. 7200-4
• NÖ Starkstromwegegesetz, LGBI.
7810-2
• NÖ Bauordnung 1996, LGBI. 8200-7
• NÖ Kleingartengesetz, LGBI. 8210-5
• Gesetz über den Schutz der NÖ Lan-
dessymbole, LGBI. 0500-2
• NÖ Amtshaftungsausgleichsfondsge-
setz, LGBI. 1060-1
• Gesetz über den Gemeindewasser-
leitungsverband Unteres Pitten- und
Schwarzatal und den Gemeindewas-
serleitungsverband Ternitz und Umge-
bung - NÖ Gemeindewasserleitungs-
verbandsgesetz (NÖ GWLVG), LGBI.
1650-1
• NÖ Kindergartengesetz 1996, LGBI.
5060-2
• NÖ Musikschuigesetz 2000, LGBI.
5200-1
• NÖ Landwirtschaftskammergesetz,
LGBI. 6000-10
• NÖ Landwirtschaftskammer-Wahlord-
nung, LGBI. 6050-8
• NÖ Feldschutzgesetz, LGBI. 6120-1

• Gesetz über die Gliederung des Lan-
des Niederösterreich in Gemeinden,
LGBI. 1030-84
• NÖ Initiativ- und Einspruchsgesetz
(NÖ IEG), LGBI. 0060-1
• NÖ Landtagswahlordnung 1992
(LWO), LGBI. 0300-4, 0300-5
• NÖ Gemeinderatswahlordnung 1994
(NÖ GRWO 1994), LGBI. 0350-2,
0350-3
• NÖ Gemeindeordnung 1973 (NÖ GO
1973), LGBI. 1000-11, 1000-12
• NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz
(NÖ STROG), LGBI. 1026-1, 1026-2
• Gesetz über den Gemeindewasserlei-
tungsverband der Triestingtal- und Süd-
bahngemeinden, LGBI. 1652-3, 1652-4
• NÖ Gebrauchsabgabegesetz 1973,
LGBI. 3700-2
• NÖ Hundeabgabegesetz 1979, LGBI.
3702-2, 3702-3
• NÖ Lustbarkeitsabgabegesetz, LGBI. ’
3703-3
• NÖ Kurzparkzonenabgabegesetz,
LGBI. 3706-4, 3706-5
• NÖ Naturschutzgesetz 2000 (NÖ
NSchG 2000), LGBI. 5500-1, 5500-2
• NÖ Jagdgesetz 1974 (NÖ JG), LGBI.
6500-15
• NÖ Gemeindewasserleitungsgesetz
1978, LGBI. 6930-2, 6930-3
• NÖ Tourismusgesetz 1991, LGBI.
7400-4
• NÖ Elektrizitätswesengesetz 1999
(NÖ EIWG 1999), LGBI. 7800-1
• NÖ Kanalgesetz 1977, LGBI. 8230-6
• NÖ Wohnungsförderungsgesetz (NÖ
WFG), LGBI. 8304-9, 8304-10
• NÖ Landarbeiterkammergesetz, LGBI.
9000-6, 9000-7
• NÖ Landarbeiterkammer-Wahlordnung,
LGBI. 9005-3, 9005-4
• NÖ Landesverfassung 1979 (NÖ LV
1979), LGBI. 0001-11, 0001-12
• NÖ Landes- und Gemeindebezüge-
gesetz 1997, LGBI.0032-4
• NÖ Initiativ-, Einspruchs- und Volks-
befragungsgesetz (NÖ IEVG), LGBI.
0060-2
• NÖ Landeslehrer-Diensthoheitsge-
setz 1976, LGBI. 2600-4
• NÖ Kulturpflanzenschutzgesetz
1978, LGBI. 6130-1
• NÖ Krankenanstaltengesetz 1974 (NÖ
KAG 1974), LGBI. 9440-16, 9440-17
• Gesetz über die Förderung der Tätig-
keit der Landtagsklubs, LGBI. 0011-5
• NÖ Parteienförderungsgesetz, LGBI.
0301-9
• NÖ Wasserwirtschaftsfondsgesetz,
LGBI. 1300-9
• Gesetz über die Auflösung der NÖ
Pensionsausgleichskasse, LGBI. 2020-2
• NÖ Landschaftsabgabegesetz 1994,
LGBI. 3630-1
• NÖ Landesbankgesetz, LGBI. 3900-1
• NÖ Prostitutionsgesetz, LGBI. 4005-1
• NÖ Einsatzopfergesetz, LGBI. 4470-1
• NÖ Landwirtschaftliches Schulge-
setz, LGBI. 5025-7
• NÖ Schul- und Kindergartenfondsge-
setz, LGBI. 5070-5

• Gesetz über die Mindestpflanzab-
stände bei Kulturpflanzen, LGBI. 6140-1
• NÖ Kulturflächenschutzgesefz 1994,
LGBI. 6145-3
• NÖ Weinbaugesetz 1974, LGBI.
6150-7
• NÖ Bodenschutzgesetz (NÖ BSG),
LGBI. 6160-3
• Gesetz über die Tierzucht in Nieder-
österreich (NÖ Tierzuchtgesetz), LGBI.
6300-1
• NÖ Bienenzuchtgesetz, LGBI. 6320-2
• NÖ Fleischuntersuchungsgebühren-
gesetz (NÖ FUGG), LGBI. 6401-3
• NÖ Jagdausschuss-Wahlordnung,
LGBI. 6501-3
• NÖ Fischereigesetz 1988, LGBI.
6550-2
• Güter- und Seilwege-Landesgesetz
1973, LGBI. 6620-1
• Gesetz über die Erhaltung der Weide-
wirtschaft in Niederösterreich, LGBI.
6630-1
• NÖ Forstausführungsgesetz, LGBI.
6851-4
• NÖ Wasserleitungsanschlussgesetz
1978, LGBI. 6951-2
• NÖ Buschenschankgesetz, LGBI.
7045-3
• NÖ Heilvorkommen- und Kurortege-
setz 1978, LGBI. 7600-4
• NÖ Abfallwirtschaftsgesetz 1992 (NÖ
AWG 1992), LGBI. 8240-2
• Gesetz über die Einhebung einer
Mautabgabe für die Benützung der
Bergstraße auf die Hohe Wand, LGBI.
8550-1
• NÖ Pflegegeldgesetz 1993 (NÖ
PGG), LGBI. 9220-4
• NÖ Gemeinde-Rettungsdienstgesetz,
LGBI. 9430-2
• NÖ Friedhofsbenützungs- und Ge-
bührengesetz 1974, LGBI. 9470-4
• NÖ Leichen- und Bestattungsgesetz
1978, LGBI. 9480-1
• NÖ Sozialhilfegesetz 2000 (NÖ SHG),
LGBI. 9200-1
• NÖ Jugendwohlfahrtsgesetz 1991
(NÖ JWG 1991), LGBI. 9270-4

Neue Verordnungen

• NÖ Kehrgebietsverordnung 2001,
LGBI. 7000/51-0
• NÖ Gemeinde-Ergänzungszulagen-
verordnung 2001, LGBI. 2400/20-0
• NÖ Krankenanstaltengebühren 2001,
LGBI. 9440/1-0
• Verordnung über den örtlichen Wir-
kungsbereich der Bezirksbauernkam-
mern, LGBI. 6000/1-0
• Verordnung über die mittelfristigen Fi-
nanzpläne der Gemeinden, LGBI.
1000/11-0
• NÖ Kassen- und Buchführungsver-
ordnung, LGBI. 1000/12-0
• NÖ Landesverwaltungsabgabenver-
ordnung 2001, LGBI. 3800/1-0
• Verordnung über biologische Arbeits-
stoffe in der Land- und Forstwirtschaft,
LGBI. 9020/5-0
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• NÖ Jagdverordnung, LGBI. 6500/1-
34, 6500/1-35
• Landeswohnbauförderungsstatut
1986, LGBI. 8300/1-2
• NÖ Wohnungsförderungsgesetz 1985,
LGBI. 8303/1-3
• NÖ Eigenmittelersatzdarlehensver-
ordnung 1981, LGBI. 8303/2-2
• NÖ Wohnbeihilfenverordnung 1985,
LGBI. 8303/3-1
• Verordnung über die Festsetzung des
Stundengeldes für Mitglieder von Wahl-
behörden, LGBI. 9005/2-3
• NÖ Rettungsdienstbeitragsverord-
nung, LGBI. 9430/1-3
• Verordnung über die Gewährung von
Studienbeihilfen, LGBI. 2200/8-2
• NÖ Landes- und Gemeinde-Überwa-
chungsgebührenverordnung 1996,
LGBI. 3850/1-2
• Verordnung über den Kostenersatz
an Gemeinden (Gemeindeverbände) für
die Führung der Staatsbürgerschafts-
evidenz, LGBI. 4200/1-1
• Verordnung über den Kostenbeitrag
für die feuerpolizeiliche Beschau, LGBI.
4400/9-2
• Verordnung über die NÖ Landes-Feu-
erwehrschule, LGBI. 4400/10-1
• NÖ Fleischuntersuchungsgebühren-
verordnung, LGBI. 6401/1-1
• NÖ Taxi-Betriebsordnung, LGBI.
7001/20-3
• Verordnung über die Gliederung der
Gemeinden in Ortsklassen (nach ihrer
Tourismusbedeutung), LGBI. 7400/1-10
• NÖ Eigenmittelersatzdarlehensver-
ordnung 1985, LGBI. 8303/4-1
• NÖ Wohnungsförderungsverordnung
1990, LGBI. 8304/1-4
• NÖ Wohnbeihilfenverordnung 1990,
LGBI. 8304/2-3
• NÖ Pflegebeitragsverordnung, LGBI.
9270/1-10
• Verordnung über die Trennung der
Marktgemeinde Stratzing-Droß, LGBI.
1000/6-2
• Verordnung über die Trennung der
Gemeinde Wolfsthal-Berg, LGBI.
1000/8-3
• NÖ Dienstwohnungsvergütungsver-
ordnung 1996 - NÖ DWVV 1996, LGBI.
2200/6-1
• Verordnung über die Festsetzung der
schulfesten Stellen an den öffentlichen
Berufsschulen in Niederösterreich,
LGBI. 2600/3-8
• NÖ Fischereiverordnung 1988, LGBI.
6550/1-7
• Verordnung über die Festsetzung von
Höchsttarifen für das Gewerbe der
Rauchfangkehrer in Niederösterreich,
LGBI. 7000/50-16
• Verordnung über ein Raumordnungs-
programm für das Gesundheitswesen,
LGBI. 8000/22-4
• Verordnung über die Beschränkun-
gen der Schifffahrt auf der „Neuen Do-
nau“, LGBI. 8710/1-1
• Verordnung über die Beschränkun-
gen der Schifffahrt auf den Kampstau-
seen, LGBI. 8720/1-1

• 1. NÖ Gemeindeverbändeverord-
nung, LGBI. 1600/2-36, 1600/2-37,
1600/2-38
• NÖ Klärschlammverordnung, LGBI.
6160/2-3
• Verordnung über die Neufestsetzung
der schulfesten Lehrerstellen an Volks-,
Haupt- und Sonderschulen sowie an Po-
lytechnischen Schulen, LGBI. 2600/10-9
• NÖ Sperrzeitenverordnung 1995,
LGBI. 7000/1-2
• NÖ Landwirtschaftliche Schulorgani-
sationsverordnung, LGBI. 5025/1-4
• Kundmachung über den Ausgangs-
betrag für Bezüge der Organe, LGBI.
0032/1-2
• NÖ Musikschulplan, LGBI. 5200/2-2
• Verordnung über die Festlegung von
Höchsttarifen für das Gewerbe der Be-
statter in Niederösterreich, LGBI.
7001/3-4
• NÖ Kfz-Zulassungsstellenverord-
nung, LGBI. 8795/4-1
• Verordnung über die Festsetzung des
Stundengeldes für Mitglieder von Wahl-
behörden, LGBI. 0300/2-1
• Verordnung über die Festsetzung der
Höhe der Entschädigung für die Teilnah-
me an Sitzungen der Wahlbehörden,
LGBI. 0350/3-1
• Verordnung über das zulässige
Höchstausmaß der Aufwandsentschädi-
gung für Funktionäre eines Gemeinde-
verbandes, LGBI. 1600/1-2
• NÖ Landschaftsabgabeverordnung
2001, LGBI. 3630/1-1
• Gemeindeverwaltungsabgabenver-
ordnung 1973, LGBI. 3800/2-4
• Gemeinde-Kommissionsgebühren-
verordnung 1978, LGBI. 3860/2-3
• Verordnung über die Einhebung ei-
nes Lern- und Arbeitsmittelbeitrages an
Berufsschulen, LGBI. 5000/4-1
• NÖ Musikschulförderungs-Verord-
nung 2000, LGBI. 5200/1-1
• Verordnung über die Geschäftsfüh-
rung des NÖ Kultursenates, LGBI.
5301/1-1
• Verordnung über die Geschäftsfüh-
rung der Fachbeiräte und Gutachtergre-
mien, LGBI. 5301/2-1
• NÖ Schwellenwerteverordnung für
Wassergebühren, LGBI. 6930/1-1
• Verordnung über die Voraussetzun-
gen für die Vermietung von Wohnungen,
die gemäß dem Schillingeröffnungsbi-
lanzgesetz neu zu bewerten waren,
LGBI. 8310/1-1
• Verordnung über die Entschädigung
für die Erfassung der NÖ Senioren,
LGBI. 9280/1-1
• NÖ Standesbeamtenprüfungsverord-
nung, LGBI. 2400/7-3
• NÖ Schülerheim-, Lern- und Arbeits-
mittelbeitragsverordnung, LGBI. 5025/
3-10
• Verordnung über die Herabsetzung
des Kostenbeitrages der Eltern, LGBI.
5060/3-2
• Verordnung über die Festsetzung des
Stundengeldes für Mitglieder von Wahl-
behörden, LGBI. 6050/3-3

• Verordnung über die Geschäftsord-
nungen der Beiräte im Sozialhilfebe-
reich, LGBI. 9200/5-0
• Verordnung über eine zusätzliche Ge-
meinde-Ergänzungszulage 2001, LGBI.
2400/21-0
• Verordnung über ein Regionales
Raumordnungsprogramm Wiener Neu-
stadt-Neunkirchen, LGBI. 8000/785-0
• Verordnung über die Festlegung der
Wahltage für die Wahl der Organe der
Personalvertretung für die Bediensteten
der Gemeinden und Gemeindeverbän-
de des Landes Niederösterreich, LGBI.
2002/2-0
• Verordnung über die Höhe der Bei-
tragsleistungen der Gemeinden an die
Interessenvertretungen für das Jahr
2002, LGBI. 1005/2-0
• Fonds-Nachlassverordnung 2002,
LGBI. 8304/4-0
• Verordnung Qber die Schulsprengel
der Berufsbildenden Pflichtschulen in
Niederösterreich, LGBI. 5000/60-0
• NÖ Stromkennzeichnungsverordnung
(NÖ SKV), LGBI. 7800/1-0
• Verordnung über die Verlängerung
der Funktionsperiode der Vollversamm-
lung der NÖ Landarbeiterkammer sowie
über die Ausschreibung der Wahl in die
NÖ Landarbeiterkammer 2002, LGBI.
9005/1-0
• NÖ Ergänzungszulagenverordnung
2002, LGBI. 2200/2-0
• Verordnung, mit der der Anpassungs-
faktor sowie der Wertausgleich für das
Jahr 2002 festgesetzt und die Aufwer-
tungsfaktoren festgestellt werden, LGBI.
2200/66-0

Novellen von Verordnungen
Folgende Verordnungen wurden geän-
dert:
• Verordnung über die Geschäfts-
ordnung der NÖ Landesregierung,
LGBI. 0001/1-43, 0001/1-44, 0001/1-45,
0001/1-46, 0001/1-47, 0001/1-48, 0001/
1-49
• Verordnung über die Schulsprengel
der Hauptschulen und die Hauptschul-
gemeinden in Niederösterreich, LGBI.
5000/10-17, 5000/10-18
• Verordnung über die Schulsprengel
der Volksschulen und die Volksschulge-
meinden in Niederösterreich, LGBI.
5000/20-18, 5000/20-19
• Verordnung über die Schulsprengel
der Sonderschulen und die Sonder-
schulgemeinden in Niederösterreich,
LGBI. 5000/30-14
• Verordnung über die Schulsprengel
und Schulgemeinden der Polytechni-
schen Schulen in Niederösterreich,
LGBI. 5000/40-14, 5000/40-15
• NÖ Pflanzenschutzverordnung, LGBI.
6130/1-4
• NÖ Gemeinde-Ergänzungszulagen-
verordnung 2001, LGBI. 2400/20-1
• NÖ Landesstraßenverzeichnis, LGBI.
8500/99-1
• NÖ Bau-Übertragungsverordnung,
LGBI. 1090/2-4
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Datenschu tz

Der Einsatz der automationsunterstütz-
ten Datenverarbeitung nimmt bei den
Dienststellen des Landes NÖ weiter zu.
Derzeit sind beim Datenverarbeitungs-
register insgesamt 157 Verarbeitungen
des Amtes der NÖ Landesregierung
(2000: 149) registriert.

Ver fahren  vor den
Höchs tge r i ch ten

• Verfassungsgerichtshof. Im Jahre
2001 wurden 47 Verfahren mit Bezug zu
Niederösterreich entschieden (2000 wa-
ren es 54 Verfahren), davon 4 Gesetzes-
prüfungsverfahren.
Ein Gesetzesprüfungsverfahren führte
zu einer Aufhebung der angefochtenen
Gesetzesbestimmung und in 3 Fällen
wurde die Beschwerde zurückgewie-
sen.
Von 39 Beschwerdeverfahren gemäß Art.
144 B-VG wurde bei 23 Beschwerden die
Behandlung abgelehnt, 6 Verfahren wur-
de eingestellt, bei 7 Beschwerden wurde
der angefochtene Bescheid aufgehoben
und bei 3 Verfahren wurde die Beschwer-
de abgewiesen.
2001 kam es zu 3 Verordnungsprü-
fungsverfahren. Davon handelt es sich
in 2 Fällen um eine Aufhebung der an-
gefochtenen Verordnung und in einem
Fall um eine Abweisung.
Ein A-Verfahren wurde im Jahr 2001 ein-
gestellt.
• Verwaltungsgerichtshof. Im Jahr
2001 wurden 164 Beschwerdefälle mit
Bezug zu Niederösterreich entschieden
(im Jahr 2000 waren es 202 Verfahren).

Ve r lau tba rung  von
Rech tsvo rsch r i f t en

Im Jahr 2001 wurden im Landesgesetz-
blatt 292 Rechtsvorschriften in 22 Liefe-
rungen verlautbart (2000 waren es 131
Rechtsvorschriften in 23 Lieferungen).

NÖ Landes rech t  im In te rne t

Das aktuelle NÖ Landesrecht kann über
das Rechtsinformationssystem des Bun-
des - RIS http://www.ris.bka.at abgeru-
fen werden.
Über die Links „Bürgerservice“ und
„Rechtsinformationen“ auf der Internet-
homepage des Landes Niederöster-
reich (http://www.noel.gv.at) gelangt
man zum Link „Landesgesetzblatt", wo
der Verfassungsdienst über die Publika-
tion des Landesrechts und die Systema-
tik des Landesgesetzblattes informiert.

Bü rge rbegu tach tung

Über die Links „Bürgerservice“ und
„Rechtsinformationen“ auf der Internet-
homepage des Landes Niederösterreich
(http://www.noe.gv.at) gelangt man zum
Link „Bürgerbegutachtung“. Seit 2001
wird das Verfahren der Bürgerbegutach-
tung über das Internet abgewickelt. Der
Text des Entwurfs der Rechtsvorschrift
wird im Internet präsentiert, gleichzeitig
die Begutachtungsfrist mitgeteilt, dann
kann über einen Link eine Stellungnahme
direkt per e-mail abgegeben werden.

Bundes rech t

Im Jahr 2001 wurden 125 Gesetzesent-
würfe des Bundes begutachtet (im Jahr
2000 waren es 148). Weiters wurden 117
Regierungsvorlagen dem Verfahren
nach der Vereinbarung zwischen dem
Bund, den Ländern und den Gemeinden
über einen Konsultationsmechanismus
und einen künftigen Stabilitätspakt der
Gebietskörperschaften, LGBI. 0814-0,
unterzogen.

Eu ropa rech t

• Mitteilung der Umsetzung von EG-
Richtlinien im NÖ Landesrecht. Im Jahr
2001 wurde der europäischen Kommis-
sion die Umsetzung von 24 EG-Richtlini-
en in 7 NÖ Rechtsvorschriften im Wege
des Bundeskanzleramtes mitgeteilt.
• Verfahren vor dem Gerichtshof der
Europäischen Gemeinschaften. Im
Jahr 2001 wurde durch den Verfas-
sungsdienst eine Reihe von Vorabent-
scheidungs- und Vertragsverletzungs-
verfahren betreut (62 Vorabentschei-
dungsverfahren).
• Informationsverfahren. Weiters wur-
den die Rechtsabteilungen bei der Mit-
teilung von Entwürfen von technischen
Vorschriften nach der EG-Richtlinie
98/34/EG in der Fassung 98/48/EG be-
treut.

• Verordnung über die Beschränkun-
gen der Schifffahrt auf dem Erlaufsee,
LGBI. 8720/2-1
• Verordnung über die Beschränkun-
gen der Schifffahrt auf dem Lunzer See,
LGBI. 8720/3-1
• Verordnung über die Einigungskom-
mission, die Obereinigungskommission
und die Land- und Forstwirtschaftliche
Schlichtungsstelle, LGBI. 9020/4-1
• Hausbesorgerentgeltverordnung
1972, LGBI. 9100/1-22
• NÖ Alarmierungsverordnung, LGBI.

F l  4400/1-1
• Verordnung über den Schutz von Tie-
ren in landwirtschaftlichen Tierhaltun-
gen, LGBI. 4610/2-2
• Verordnung über den örtlichen Wir-
kungsbereich der Bezirksbauernkam-
mern, LGBI. 6000/1-1
• Verordnung über die tierärztliche Un-
tersuchung bei Tiertransporten, LGBI.
6400/1-8
• NÖ Tierkörperbeseitigungsverord-
nung, LGBI. 6440/1-10
• NÖ Richtsatzverordnung, LGBI.
9200/1-1
• NÖ Landes-Verwaltungsabgabenver-
ordnung 2001, LGBI. 3800/1-1
• Landes-Kommissionsgebührenver-
ordnung 1976, LGBI. 3860/1-3
• NÖ TSE-Verordnung, LGBI. 6440/3-1

Aufhebung von Rechtsvorschriften
Im Zuge der Deregulierung des Landes-
rechtes wurden folgende Rechtsvor-
schriften aufgehoben:
• NÖ Ankündigungsabgabengesetz
1979, LGBI. 3704-3
• NÖ Anzeigenabgabegesetz, LGBI.
3705-4
• NÖ Privatzimmervermietungsgesetz,
LGBI. 7040-1
• NÖ Getränke- und Speiseeissteuer-
gesetz 1992, LGBI. 3701-5
• Gesetz über die Anerkennung und
Verwendung von Saatgut, LGBI. 6110-1
• NÖ Gemeinde-Überleitungsausgleichs-
zulagenverordnung, LGBI. 2440/1-1
• Verordnung über die Höhe der Bei-
tragsleistungen der Gemeinden an die
Interessenvertretungen für die Jahre
1999 und 2000, LGBI. 1005/2-0
• Verordnung über die Ausnahme von
Rechtsträgern von der Anwendung des
2. Abschnittes des Art. 2 des Daten-
schutzgesetzes, LGBI. 0900/1-4
• Verordnung über die Höhe der Maut-
abgabe für die Benützung der Bergstra-
ße auf die Hohe Wand, LGBI. 8550/2-1
• NÖ Saatgutverordnung 1990, LGBI.
6110/1-0
• 1. NÖ Datenschutzverordnung (1. NÖ
DSVO), LGBI. 0900/11-1
• 3. NÖ Datenschutzverordnung, LGBI.
0900/13-3
• NÖ Vergabeverordnung, LGBI.
7200/1-2
• NÖ Gewerbe- und Industrie-Raum-
ordnungsprogramm, LGBI. 8000/28-1
• NÖ Pflegegeld-Richtsatzverordnung,
LGBI. 9220/2-2

Ergebnis der Verfahren Anzahl
Abweisung der Beschwerde 85
Zurückweisung der Beschwerde 9
Einstellung des Verfahrens 25
Aufhebung des angefochtenen Bescheides 42
Ablehnung der Behandlung der Beschwerde 3

Aus- und Weiterbildung

Die Hauptaufgaben der Stabsstelle
Aus- und Weiterbildung sind:
• die Planung, Organisation, Durchfüh-
rung und Kontrolle aller Aus- und Fort-
bildungsmaßnahmen in der NÖ Landes-
verwaltung, insbesondere die Durchfüh-
rung der Ausbildungsseminare (Einfüh-
rungs-, Pflicht- und Wahlseminare) It.
den jeweiligen Ausbildungsvorschriften,
• die ständige Adaption und Überar-
beitung der Ausbildungssysteme ge-
meinsam mit Vertretern des jeweiligen
Dienstzweiges,
• die Erarbeitung neuer Ausbildungs-
systeme (gemeinsam mit kompetenten
Arbeitskreisen),
• die Betreuung und Beratung der
Gruppen- und Dienststellenleiter bzw.
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low-up-Veranstaltungen und Versand
des „Handbuches für den Vorgesetzten“
• Durchführung von Mediationen (teil-
weise unter Beiziehung externer Media-
toren)
• Mobbingberatungen von Mitarbei-
terinnen, die sich am Arbeitsplatz ge-
mobbt fühlen: 5 Mitarbeiterinnen haben
2001 dieses Angebot in Anspruch ge-
nommen.
• Durchführung von 13 Spezialsemina-
ren auf Anfrage (Lohnpfändungsrecht,
Brandschutzbeauftragte . . .)

O rgan i sa to r i s che  Maßnahmen

• Projekt „Konzepterstellung für eine
Seminarverwaltung für NÖ Landesbe-
dienstete" gemeinsam mit der Abteilung
Landesamtsdirektion - Verwaltungsin-
novation, der Abteilung Schulen und
Kindergärten und der NÖ Landesaka-
demie - Bereich Politik und Verwaltung
• Mentoring als frauenfördernde Maß-
nahme: Teilnahme am Arbeitskreis zur
Erarbeitung eines NÖ Mentoringkon-
zeptes

Ab te i l ungs in te rne ,  und
ab te i l ungsübe rg re i f ende
K lausu ren

Einen wichtigen Arbeitsschwerpunkt der
Abteilung Landesamtsdirektion - Aus-
und Weiterbildung stellt die Organisa-
tion und Durchführung von Klausuren
und Workshops zur Steigerung der Pro-
blemlösekapazität und Verbesserung
des Konfliktmanagements dar.
2001 wurden 6 derartige Klausuren
durchgeführt.
Selbstverständlich werden die Konflikt-
lösungsprozesse diskret behandelt. Oft-
mals resultiert aus solchen Maßnahmen
ein kontinuierlicher Coachingprozess für
die betroffenen Führungskräfte.
Diese Klausuren werden von der Abtei-
lung Landesamtsdirektion - Aus- und
Weiterbildung mit externen Konfliktlöse-
trainern durchgeführt, wodurch das vor-
handene Konfliktlösepotenzial unpartei-
isch und somit unabhängig von der All-
tagspraxis bearbeitet werden kann.
In eigener Sache wurden Arbeitsklausu-
ren der Abteilung Landesamtsdirektion
- Aus- und Weiterbildung mit der NÖ
Landesakademie - Bereich Politik und
Verwaltung und der Abteilung Personal-
angelegenheiten abgehalten.

Sonde rp rog ramme

Auf Grund spezieller Anlässe bzw. bei
Situationen, die rasch aktuelle Informa-
tionen verlangen, wurden' Informations-
veranstaltungen im Rahmen des „Son-
derprogrammes" organisiert und ausge-
schrieben.
Hier ein Auszug der Themen:
• Shiatsu
• Beruflicher Selbstwert, Ethik und Er-
folg im Beruf

Füh rungsk rä f t e  au s-
und -We i t e rb i l dung

Auch 2001 konnten wieder Führungs-
kräfte sowie Zwischenvorgesetzte der
NÖ Landesverwaltung ihre Führungs-
kräfteausbildungen mit einem Zertifikat
abschließen:
• 3-jährige Führungskräfteausbildung:
67 Zertifikate verliehen
• Kompaktkurs: 37 Zertifikate verliehen
• Kurzlehrgang für Zwischenvorgesetz-
te: 49 Zertifikate verliehen
Um höchste Qualität des Führungskräf-
telehrganges für Top-Führungskräfte ga-
rantieren zu können, wird dieser gegen-
wärtig überarbeitet. In Zukunft soll ein
adaptierter Lehrgang mit externer Trai-
nerunterstützung neu gestartet werden.
Für Absolventinnen der Führungskräfte-
ausbildung der letzten Jahre wurden
spezielle Follow-up-Seminare veranstal-
tet, um die ehemals erworbenen Kennt-
nisse aufzufrischen. In dieser Follow-up-
Reihe wurden die Erfahrungen reflektiert
und die Absolventinnen wurden mit den
neuesten Führungskonzepten vertraut
gemacht.
Sämtliche Führungskräftelehrgänge wer-
den selbstverständlich laufend evaluiert.

Das pe r i od i sche
M i ta rbe i t e rgesp räch  (MAG)
Das periodische Mitarbeitergespräch ist
ein Führungsinstrument, das allmählich
in den Dienststellen angewandt wird.
Spezielle Beratungsgespräche zur Im-
plementierung wurden durchgeführt.

Maßnahmen  im Be re i ch  der
Pe rsona len tw i ck l ung

' •  Durchführung der Teamtrainings für
bestehende Verhandlungsteams (in
Summe haben 70 Mitarbeiterinnen an
den Trainings teilgenommen); die Trai-
nings werden einer umfassenden Evalu-
ierung unterzogen.
• Erarbeitung und erste Umsetzungs-
schritte eines Schulungskonzeptes für
Mitarbeiterinnen der Bürgerbüros an
den Bezirkshauptmannschaften
• Potenzialanalysen (laufend): 2001 ha-
ben 19 Mitarbeiterinnen die Potenzial-
analyse absolviert und das Beratungs-
gespräch mit einem externen Psycholo-
gen in Anspruch genommen.
• Coachingangebot für Führungskräfte
und Projektleiter/innen: 2001 haben in
Summe 12 Personen das Angebot zum
Coaching genutzt und je Sitzung einen
Eigenleistungsbeitrag in der Höhe von
S 450,- (€ 32,70) entrichtet.
• Evaluierungen sämtlicher Aus- und
Weiterbildungsveranstaltüngen werden
laufend durchgeführt; zurzeit läuft eine
umfassende Evaluierung des Dienstprü-
fungskurses für A- und B-Techniker.
• Aufwärtsbeurteilung/Selbstbild -
Fremdbild: Dieses Angebot wurde 2001
lediglich von einer Dienststelle genutzt.
• Betreuung von Führungskräften, z. B.
Durchführung von Führungskräfte-Fol-

der Ausbildungsbeauftragten in Sa-
chen „Aus- und Weiterbildung sowie
Personalentwicklung“,

• die Evaluation von Bildungsmaßnah-
men,
• die Kontrolle jener Bildungsmaßnah-
men, die auftragsgemäß von der NÖ
Landesakademie - Bereich Politik und
Verwaltung durchgeführt werden und
• die Betreuung der „Periodischen Mit-
arbeitergespräche", die 2001 flächen-
deckend weitergeführt wurden.

Schwerpunkte 2001

E in füh rung  und Ausb i l dung
neuer  M i t a rbe i t e r i nnen

Die Stabsstelle Aus- und Weiterbildung
führte im Jahre 2001 in Summe 11 Einfüh-
rungs- und Pflichtseminare für neu aufge-
nommene Mitarbeiterinnen im NÖ Lan-
desdienst durch. In Summe haben 179
Mitarbeiterinnen daran teilgenommen.
Die neuen Landesbediensteten, unab-
hängig ihrer Verwendungsgruppe, wur-
den in gemeinsamen Einführungssemi-
naren begrüßt und eingeschult.

We i t e rb i l dung  von
M i ta rbe i t e r i nnen :
B i l dungsangebo t  20 .01 /2002
Im Jahre.2001 führte die Abteilung Lan-
desamtsdirektion - Aus- und Weiterbil-
dung gemeinsam mit der NÖ Landes-
akademie - Bereich Politik und Verwal-
tung zahlreiche Weiterbildungsseminare
aus den Bereichen
• Allgemeine Seminare,
• Sprachaus- und Weiterbildung,
• Weiterbildungsseminare für Füh-
rungskräfte,
• Seminare für spezielle Zielgruppen,
• Ausgewählte Rechtsthemen,
• Öffentlichkeitsarbeit,
• Europäische Union,
• Sozialarbeit - Kindergarten - Erzie-
hung und
• Ausbildung für spezielle Zielgruppen
durch.
Allen Landesbediensteten wurde das
Bildungsangebot für 2001 und 2002 in
Form eines handlichen Falters zuge-
sandt. Die angebotenen Veranstaltun-
gen wurden überaus positiv angenom-
men (insgesamt langten 1.455 Anmel-
dungen ein).

No rmer l assbe re in i gung
Im Zentrum der diesjährigen Tätigkeit
stand u. a. die Normerlassbereinigung.
Damit verbunden war unter anderem
• die Überarbeitung der Führungsricht-
linien,
• die Neufassung und Überarbeitung
im Rahmen eines Arbeitskreises des
„Ausbildungssystems für Mitarbeiter/in-
nen im Rechtskundigen Verwaltungs-
dienst“ und
• die Erarbeitung eines neuen Erlas-
ses: „Die Ausbildung neuer Mitarbeite-
rinnen in der NÖ Landesverwaltung“.
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• Organisation und Durchführung von
Workshops für sämtliche Ausbildungs-
beauftragten (Einschulung auf die neu-
en Ausbildungssysteme)
• Umfassende Untersuchung der Ar-
beitszufriedenheit im NÖ Landesdienst
unter Einbeziehung der Evaluierung des
Periodischen Mitarbeitergespräches
• Bürgerbüros: Evaluierung des Infor-
mationstages sowie Planung und
Durchführung der weiteren Schulungs-
maßnahmen laut Bedarfserhebung
• Teamentwicklung für bestehende Ver-
handlungsteams: Abschluss der Eva-
luation für Mitte März geplant (7 Grup-
pen). Vorlage eines weiterführenden Bil-
dungsangebotes gemäß dem geäußer-
ten Bedarf
• Beauftragung einer Evaluationsstudie
„Supervision“ gemeinsam mit der ZPV
(Dr. Freiler) und Frau Baum-Breuer (Be-
zirkshauptmannschaft Mödling)
Nach Vorliegen der Ergebnisse wird der
aufgehobene Supervisionserlass neu
gefasst, wobei das Ziel verfolgt wird, die
Finanzierung von Gruppensupervisio-
nen an die betreffenden Fachabteilun-
gen zu delegieren.
• Durchführung der 2. Exkursion von
ausgewählten Mitarbeiterinnen (Juristen
und Techniker) nach Brüssel und zum
EuGH
• Abschluss der Evaluierung des Vor-
bereitungskurses für die Dienstprüfung
der A- und B-Techniker inkl. Neugestal-
tung des Curriculums auf Basis der Eva-
luierung
• Fertigstellung der Einführungsmappe
für neue Mitarbeiterinnen im NÖ Lan-
desdienst
• Weiterer Ausbau der Informations-
schiene Intranet

Statistik 2001

NÖ Landesakademie
Be re i ch  Po l i t i k  und Verwa l tung

Seminare für NÖ Landesbedienstete

Managementweiterbildung für
Direktorinnen der Landwirtschaftlichen
Fachschulen in NÖ:

1 Gruppe: 14 Teilnehmerinnen

Sprachkurse (Jänner bis Juli 2001)
mit insgesamt 70 Teilnehmerinnen:

• Tschechisch
• Spanisch für Anfänger und Fortge-

schrittene
• Englisch für Anfänger, mäßig Fortge-

schrittene und Fortgeschrittene
• Italienisch für Anfänger
• Spanisch für Anfänger

• 2000 Jahre Katholische Kirche-  Kultur-
erschließung oder Kriminalgeschichte?
• NLP zum Kennenlernen
• Das Assessment-Center (AC)

Be re i ch  Soz ia les
• Im Bereich „Kindergarten“ wurden die
vielfältigen Weiterbildungsmaßnahmen
fortgeführt. Heuer wurden 243 Seminare,
89 Fachtagungen und 1 Symposium
durchgeführt. In Summe haben 5.909
Kindergärtnerinnen 432 Weiterbildungs-
tage in Anspruch nehmen können.
• Seminare für Mitarbeiterinnen der So-
zialverwaltung: 457 Mitarbeiterinnen ha-
ben 2001 in Summe an 21 Seminaren
teilgenommen.
• Supervisionen: DieimVorjahrfürSJah-
re genehmigten Supervisionsgruppen
konnten heuer weiter geführt werden.
Zurzeit laufen 14 Gruppensupervisionen
mit insgesamt 130 Kindergärtnerinnen
und 17 Gruppensupervisionen für Mitar-
beiterinnen der Sozialverwaltung (insge-
samt 128 Teilnehmerinnen).
Nach der erforderlich gewordenen Auf-
hebung des Supervisionserlasses sind
diese Gruppen bis ins Jahr 2003 gesi-
chert.
Die Supervision im NÖ Landesdienst wird
gegenwärtig einer Evaluierung unterzo-
gen (Beauftragung einer Studie an ein ex-
ternes Institut). Sobald die Ergebnisse
dieser Studie im nächsten Jahr vorliegen,
wird ein Arbeitskreis unter der Federfüh-
rung der Abteilung Landesamtsdirektion
-Aus- und Weiterbildung einberufen wer-
den. Dieser Arbeitskreis wird einen neuen
„Supervisionserlass“ vorbereiten.
In dringenden Fällen werden Einzel- wie
auch Team- oder Gruppensupervisionen
bewilligt.

Dezen t ra le
Schu lungsmaßnahmen
• Trainings für die Straßenverwaltungen
und für Bezirksverwaltungsbehörden
wurden entweder vor Ort oder viertels-
weise durchgeführt.
• Veranstaltungen wie die Viertelskon-
ferenz, das Bürodirektorenseminar oder
Verhaltenstrainings für Mitarbeiterinnen
der neu eingerichteten NÖ Bürgerbüros
an den Bezirkshauptmannschaften wur-
den durchgeführt.

Ziele 2002

Neben den jährlichen Routinearbeiten
werden 2002 folgende Arbeitsschwer-
punkte verfolgt:
• Führungskräfte-Kompaktschulung
(letzter Termin nach dem „alten“ Mo-
dus), Teilnehmerinnen werden durch
das Auswahlgremium fixiert
• Erarbeitung eines neuen Auswahlmo-
dus für die Top-Führungskräfte-Ausbil-
dung und Erstellung eines neuen Curri-
culums für die Ausbildung
• Ausrichtung und Organisation eines
Top-Management-Seminars

Seminare für Kindergärtnerinnen

Veranstaltungen Seminare Tage Teilneh-
merinnen

Seminare 243 340 3.384
Fachtagungen 89 89 2.225
Symposion 1 3 300

Supervisionsgruppen für Kindergärt-
nerinnen: 14 Gruppen mit insgesamt
130 Teilnehmerinnen

Seminare für Mitarbeiterinnen der
Sozialverwaltung in NÖ:

Anzahl Tage Teilnehmerinnen
Seminare 21 30 457

Supervisionsgruppen für Mitarbeiterin-
nen der Sozialverwaltung: 17 Gruppen
mit insgesamt 138 Teilnehmerinnen.

Regierungsdienst

Dem „Regierungsdienst“ obliegt die Or-
ganisation der Vorbereitung, Durchfüh-
rung und Dokumentation von Regie-
rungssitzungen sowie von Beschluss-
fassungen im Umlaufwege. Diese
Stabsstelle dient als Servicestelle für die
Regierungsmitglieder sowie für die
Gruppen und Abteilungen des Amtes
der NÖ Landesregierung.

Anzahl Tage Teilnehmerinnen
Seminare 56 122 974

Führungskräfte-Ausbildung für NÖ
Landesbedienstete (6 Semester):

• 19 Teilnehmerinnen
• 97/B: 17 Teilnehmerinnen
• 98/A: 16 Teilnehmerinnen
• 98/B: 15 Teilnehmerinnen

Kompaktschulung für Führungskräfte
(1 Semester):

37 Teilnehmerinnen.

Kurzlehrgänge für Zwischenvorgesetzte
(1 Semester):

• Gr. 3: 13 Teilnehmerinnen
• Gr. 4: 16 Teilnehmerinnen
• Gr. 5: 20 Teilnehmerinnen

Statistik 2001

Im Jahr 2001 haben 35 Sitzungen der
NÖ Landesregierung stattgefunden. Zu-
sätzlich erfolgten während der Urlaubs-
zeit 5 Beschlussfassungen im Umlauf-
wege.
Insgesamt wurden rund 1.780 Sitzungs-
bögen und 195 Umlaufbögen behan-
delt.
124 Gesetzesentwürfe sowie 45 sonsti-
ge Landtagsvorlagen wurden an den
NÖ Landtag als Regierungsvorlagen
weitergeleitet. Ferner wurden 77 Verord-
nungen kollegial beschlossen.
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den landwirtschaftlichen Betrieben gut
angenommen. Dies bezieht sich im Be-
sonderen auf die Maßnahme „Natur-
schutzplan", in der gesamtwirtschaftli-
cher Naturschutz umgesetzt wird.
• Nationaler Aktionsplan für Be-
schäftigung (NAP). In Erfüllung des
NAP wurden die erfolgreichen Jobinitia-
tiven auch heuer weitergeführt und teil-
weise ausgebaut. Zur Integration von
behinderten Jugendlichen wurde im
Jänner 2000 die Initiative „Qualifizierung
für den Landesdienst“ gestartet.

NÖ Ve rb indungsbü ro  B rüsse l
(VBB)
Die Schwerpunkte im Jahr 2001 lagen
auf folgenden Themen:
• Zukunftsdebatte EU (Regierungskon-
ferenz)
• Good Governance (Bürgernähe)
• Zukunft der EU-Strukturförderung
(nach 2006)
• Erweiterung
• Hygiene-Richtlinie
• Grenzregionen-Paket der EK
• Natura 2000
Das VBB hat das Projekt „EU-Daily" auf
Grund der regelmäßigen positiven Rück-
meldungen auch 2001 fortgesetzt. Das
Projekt „Europa-Chat", mit dessen Hilfe
der direkte Kontakt zwischen Bürgern
und EU-Institutionen (Kommission, Parla-
ment) hergestellt werden soll, wurde
ebenfalls fortgesetzt. Gleichzeitig erfolgte
bei diesem Projekt eine Leistungsaus-
weitung in der Form, dass über eine
vom VBB NÖ eingerichtete und betreute
Yahoo-Seite (http://yahoogroups.com/
group/ europa-chat) aktuelle EU-Förder-
informationen abgerufen werden können.
2001 konnte auch das VBB-Projekt „NÖ-
Homepage in Englisch", das vom VBB
initiiert und abgewickelt wurde, abge-
schlossen werden.
Das VBB NÖ hat für alle Regionalbüros
in Brüssel eine VBB-Adressdatei erstellt,
die vom Büro regelmäßig gewartet wird.
Von den 13 Praktikanten, die im abge-
laufenen Jahr aufgenommen wurden,
waren 10 externe. Diese Aktion hat sich
sehr bewährt, und davon profitieren
nicht nur die Praktikanten, sondern
auch das Verbindungsbüro. Die Prakti-
kanten haben diverse Arbeiten und Pu-
blikationen erstellt, unter anderem über
den Stand der Diskussion zur Zukunft
der EU-Regionalpolitik sowie zur Zu-
kunft Europas.
Das vom VBB entwickelte Projekt, im
Zuge dessen Praktikanten aus Östeuro-
pa für 1-3 Monate im VBB EU-Erfahrung
sammeln können, ist 2001 angelaufen
und eine Beamtin aus dem Marschall-
amt der nordost-polnischen Woiwod-
schaft Podlasie sowie aus dem slowaki-
schen Ministerium für Regionalentwick-
lung in Bratislava haben bereits ein
Praktikum absolviert.
Ein mehrtägiger Besuch einer Land-

-tagsdelegation in Straßburg wurde vor-
bereitet und betreut.

mit den Schwerpunkten Erweiterung,
Regierungskonferenz, Umsetzung der
AGENDA 2000, Beschäftigung, Umwelt
und Städtepolitik.
Dies spiegeln auch die wesentlichen
Stellungnahmen wieder, die immer mehr
Beachtung bei den anderen Institutionen
finden. Ab Herbst 2001 wurde mit der
Vorbereitung der neuen Mandatsperiode
begonnen, die im Februar 2002 beginnt.

Und nun zu einigen Politikbereichen der
Europäischen Union:
• EU LIFE-Naturschutzprogramm.
Seit dem Beitritt Österreichs zur Europäi-
schen Union 1995 wurden im Rahmen
des EU LIFE-Naturschutzprogrammes
neun NÖ Projekte von der Europäischen
Kommission genehmigt. Heuer wurde
vom Nationalpark Donauauen ein neues
(Folge-)Projekt „Revitalisierung Donau-
Ufer" eingereicht. Die beiden im Jahr
2000 eingereichten Projekte betreffend
Fischotter („Management von Lutra Lutra
im nördlichen Österreich“) und Groß-
raubtiere („Large Carnivor Conservation
in the Alps") wurden nicht bewilligt.
• Interreg-Naturschutzprojekte. Im
Bereich des Naturschutzes gab es im
Jahr 2001 noch drei Interreg-Projekte
mit NÖ,Beteiligung, und zwar:
- „Kommunale Freiflächensicherung
Bruck/Leitha" (NÖ, Slowakei)
- „Grenzüberschreitende Erhaltung von
Fruchtgehölzen" (Waldviertel, Böhmen)
- „Naturpark Leiser Berge" (NÖ, Slowa-
kei)
Diese Projekte werden von der EU je-
weils mit 50% kofinanziert.
Das Projekt „GreVOLATO - Grenzüber-
greifender Vogelschutz, Landwirtschaft
und Tourismus“ (NÖ, OÖ, CZ) ist bereits
ausgelaufen.
• Schutzgebietsnetzwerk Natura
2000. Im Rahmen der Feinabgrenzung
der NÖ Natura-2000-Schutzgebietskulis-
se wurden für die drei alpinen FFH-(Fau-
na-Flora-Habitat)-Gebiete „Ötscher-Dür-
renstein“, „Wienerwald-Thermenregion
und Nordöstliche Randalpen“ sowie „Ho-
he Wand-Schneeberg-Rax" neue Ge-
bietskarten erarbeitet.
An der Feinabgrenzung der Schutzge-
biete in der kontinentalen Region wird in-
tensiv ebenfalls unter Einbeziehung ex-
terner Experten gearbeitet.
Mit Beschluss der NÖ Landesregierung
am 11. 12. 2001 wurde das „Steinfeld" als
weiteres Natura-2000-Schutzgebiet no-
miniert.
• Österreichisches Umweltprogramm
(ÖPUL). Im Rahmen des ÖPUL haben vie-
le landwirtschaftliche Betriebe mit dem Na-
turschutz Verträge abgeschlossen und
pflegen wertvolle Feuchtwiesen, Trocken-
rasen oder Streuobstbestände bzw. beteili-
gen sich an der Umsetzung wichtiger Bio-
topverbundsysteme. Insgesamt werden
damit 21.000 ha wertvolle Flächen erhalten
oder neu geschaffen.
Im Jahr 2001 wurden auch die neuen Na-
turschutzgebiete des ÖPUL 2000 von

Europareferat
Schwerpunkte 2001

Die Abteilung Landesamtsdirektion -
Europareferat hat zwei Schwerpunkte,
nämlich Vorhaben im Bereich der Euro-
päischen Integration inklusive Info Point
Europa und Auslandsbeziehungen.

Eu ropä i sche  I n teg ra t i on
• Die Euro-Projektgruppe war weiter-
hin aktiv und konnte dabei auf umfas-
senden Vorarbeiten aufbauen, der Ak-
tionsplan des Landes NÖ (vom Dezem-
ber 1998) war und ist laufend zu adap-
tieren (zuletzt im November 2001).
• Erweiterung. Die österreichischen
Bundesländer haben die für die Länder re-
levanten Verhandlungskapitel identifiziert
und untereinander zur Bearbeitung aufge-
teilt, um für jedes dieser Kapitel eine ge-
meinsame Länderposition zustande zu
bringen. Niederösterreich ist für das Ver-
handlungskapitel 22 (Umwelt) zuständig.
Nach umfangreichen Konsultationen wur-
de eine gemeinsame/einheitliche Länder-
stellungnahme auf Beamtenebene erar-
beitet; diese wurde in der LH-Konferenz
am 15. 9. 2000 behandelt.
Der Fortgang der Beitrittsverhandlungen
wird regelmäßig in Sachstandsberichten
zusammengefasst.
• Die Regierungskonferenz 2000
mündete in den Vertrag von Nizza, der
sich im Ratifizierungsstadium befindet
(in Österreich abgeschlossen). Der
Europäische Rat von Nizza löste den
„Post-Nizza-Prozess" aus, denn durch
die Erklärung zur Zukunft der Union im
Anhang zum Vertrag von Nizza wurde
eine Grundsatzdebatte über folgende
Aspekte eröffnet:
- Vereinfachung der Verträge bzw. ver-
fassungsgebender Prozess
- genauere, dem Subsidiaritätsprinzip
entsprechende Abgrenzung der Zustän-
digkeiten zwischen der Europäischen
Union und den Mitgliedstaaten
- Status der in Nizza proklamierten
Charta der Grundrechte der Europäi-
schen Union
- die Rolle der nationalen Parlamente
Die österreichischen Bundesländer ha-
ben sich in diesem Prozess mit einer
gemeinsamen Länderstellungnahme
positioniert, die jetzt - nach dem Euro-
päischen Rat von Laeken - weiterentwi-
ckelt wird. Niederösterreich arbeitet an
diese Positionierungen intensiv mit, die
Landesregierung, Landesverwaltung
und der Landtag werden durch regel-
mäßige zusammenfassende Berichte
auf dem Laufenden gehalten.
• Der Ausschuss der Regionen (AdR)
führte seine Arbeit für ein bürgernahes
Europa auch im Jahr 2001 in 5 Plenarta-
gungen fort. Niederösterreich war bei
sämtlichen Plenartagungen politisch
vertreten.
Die Arbeitsschwerpunkte orientierten
sich am strategischen Arbeitsprogramm
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Im Rahmen einer Wirtschaftsdelegation
nach Syrien im Mai wurden Projektinitia-
tiven in den Bereichen Wasserversor-
gung, Müllverbrennung und Umwelt-
technik gestartet. Die EVN unterstützt
die Sanierung und Verbesserung der
Energieversorgung.
Die Österreichwoche in der schwedi-
schen Hauptstadt Oslo war Plattform ei-
ner Tourismusoffensive in Skandinavien.
Bei verschiedenen Veranstaltungen
wurde unser Bundesland als „Wellness-
und Wohlfühlland“ präsentiert.
Das Land Niederösterreich betreibt eine
breit gefächerte Technologieoffensive.
Die Forschungs- und Entwicklungsarbeit
endet natürlich nicht an den Landesgren-
zen. Landeshauptmann Dr. Pröll hat beim
Besuch der norditalienischen Topregio-
nen Lombardei und Piemont im Septem-
ber Ansatzpunkte für eine zukunftswei-
sende Zusammenarbeit mit den Re-
gionspräsidenten und Direktoren führen-
der Forschungseinrichtungen erörtert.
Mit einer Delegation aus Landwirt-
schafts- und Umweltexperten wurden
die bestehenden Kontakte zur südost-
chinesischen Partnerprovinz Zhejiang
im Oktober in weiteren Wirtschaftssekto-
ren aufgenommen. Erstmals präsentier-
te sich die NÖ Wirtschaft bei einer Tech-
nologiemesse in der Provinzhauptstadt
Hangzhou. In der Hafenstadt Ningbo
wurde ein Technologie-Kooperationsbü-
ro eröffnet. Partner aus Niederösterreich
sind das Austrian Research Center Sei-
bersdorf und die Fachhochschule Wr.
Neustadt. Die Zusammenarbeit erfolgt
mit zwei chinesischen Universitäten und
einem Technologiepark. Diese Reise
war auch ein Beitrag Niederösterreichs
zum 30-Jahre-Jubiläum der offiziellen
Beziehungen zwischen Österreich und
China, das heuer gefeiert wird.
Seit dem Jahr 1987 unterhält Niederöster-
reich zum Interessengebiet der Tschechi-
schen Republik (Südmähren) nachbar-
schaftliche Beziehungen. Im Rahmen des
Arbeitsprogramms für die Jahre 1999 und
2000 wurden die eingerichteten Arbeits-
gruppen aktiv. Insbesondere im Rahmen
des EU-Förderprogrammes INTERREG
IIC wurde eine Vielzahl von Projekten ent-
wickelt und durchgeführt. Dabei kommt
der EUREGIO Weinviertel, Südmähren,
Westslowakei besondere Bedeutung zu.
Gerade im Rahmen der EUREGIO wird an
Kleinprojekten gearbeitet, die dieses Ar-
beitsprogramm besonders gut umsetzen.
Mit Ende des Jahres 2000 wurden die Ver-
handlungen mit dem Tschechischen Part-
ner aufgenommen, um ein Arbeitspro-
gramm für die Jahre 2000 und 2001 zu
entwickeln.
Am 12. 1. 2001 besuchte Landeshaupt-
mann Dr. Pröll Prag, um Gespräche mit
Parlamentspräsidenten Dr. Vaclav Klaus
und Ministerpräsident Milos Zeman zur
weiteren Vertiefung der Beziehungen zu
führen.
Im Rahmen dieses Besuches kam es
auch zu einem ersten Kontakt mit den

Darüber hinaus hat sich der Info Point
Europa bei mehreren „publikumsträchti-
gen" Veranstaltungen präsentieren kön-
nen, so beim Europaforum Wachau und
dem EUREGIO Seminar in Poysdorf.
Schließlich wurden auch im Jahr 2001
die Betreuung des IPE-Standes in Neu-
hofen/Ybbs fortgeführt, ebenso die im
Jahr 1999 mit der öffentlichen Bibliothek
der Stadtgemeinde Eggenburg einge-
gangene Kooperation.
Die Wanderausstellung „Beitrittskandi-
daten stellen sich vor" wurde weiterhin
durch Niederösterreich begleitet. Der
IPE beteiligte sich an der Überarbeitung
und Wiederauflage dieser Ausstellung.

Aus landsbez iehungen
• Bilateral. Niederösterreich pflegt
zahlreiche bilaterale Kontakte. Regel-
mäßige Treffen mit ausländischen Re-
präsentanten und Besuche von Bot-
schaftern machen Niederösterreich zu
einer Drehscheibe des internationalen
Dialoges. Der Interessenschwerpunkt
liegt bei den Problemen und der Ent-
wicklung des zentraleuropäischen Rau-
mes. Darüber hinaus erfordert die Glo-
balisierung die Beschäftigung mit dem
Weltgeschehen und die persönliche In-
formation über internationale Trends.
Besonderes Augenmerk wird auf Nie-
derösterreichs direkte Nachbarn gelegt,
die auf Grund der geographischen Nä-
he, der zukünftigen gemeinsamen Mit-
gliedschaft in der EU und intensiver
werdender Kontakte und Aktivitäten ei-
ner intensiven Bearbeitung bedürfen.
An einem strategischen Konzept für die
niederösterreichischen Außenbeziehun-
gen wird gearbeitet. Als erster Schritt wur-
den Länderblätter mit Situationsanalyse
und Chronik der Beziehungen angelegt.
Die internationalen Kontakte begannen
mit dem Besuch des flämischen Minis-
terpräsidenten Patrick Dewael im Jän-
ner. Landeshauptmann Dr. Pröll hat eine
Intensivierung der bestehenden guten
Wirtschaftskontakte angeregt. Verstärkt
wird bei der Tourismusausbildung und
mit dem Automotivcluster zusammenge-
arbeitet werden.
Im März besuchte Premierminister
Jean-Claude Juncker aus Luxemburg
auf Einladung des Landeshauptmannes
Niederösterreich. Besonderes Interesse
das Gastes galt der EU-Erweiterung
und der Situation der niederösterreichi-
schen Grenzregion. Im Rahmen des in
Retz abgehaltenen „Europasymposi-
ums" betonten sowohl Landeshaupt-
mann Dr. Pröll wie auch Premier Juncker
die Bedeutung starker Regionen im
europäischen Erweiterungsprozess.
Die Fortführung von Kulturkontakten, die
Unterstützung beim Aufbau von Touris-
museinrichtungen und ein umfangrei-
ches Umwelttechnikpaket bildeten die
Schwerpunkte einer niederösterreichi-
schen Delegation in die iranische Haupt-
stadt Teheran und die nordöstliche Pro-
vinz Khorassan im April dieses Jahres.

Für Landesrat Sobotka wurde ein zweitä-
giges Besuchsprogramm organisiert,
auch wurde eine Sitzung des VRE-Vor-
standes, dessen Vorsitzende Frau LHStv.
Prokop ist, im VBB abgewickelt. Für den
Erweiterungsbeauftragten des Landes
NÖ, Dr. Silberbauer, wurde ein Antrittsbe-
such in Brüssel vorbereitet.
Es wurden vom VBB mehrere Publi-
kumsveranstaltungen organisiert, so
zum Beispiel ein Vortrag zu den österrei-
chisch-tschechischen Beziehungen, ei-
ne Informationsveranstaltung mit ÖVP-
Klubobmann Andreas Kohl im Rahmen
einer CDEF-Vortragsreihe. Gemeinsam
mit dem EURAS-Institut der Donauuni-
versität Krems wurde eine Informations-
veranstaltung mit dem Titel „Soziale und
politische Aspekte der EU-Erweiterung"
abgehalten. Mit der TU Wien wiederum
wurde eine Diskussionsveranstaltung
zum Thema „Auswirkungen der EU-Er-
weiterung auf die Österreich-Außen-
grenze" organisiert.
Für eine Gruppe österreichischer Abfall-
experten wurde gemeinsam mit dem
VBB OÖ ein zweitägiges Besuchspro-
gramm bei diversen EU-Institutionen
vorbereitet und betreut. Für eine Gruppe
der NÖ Wirtschaftskammer unter Füh-
rung von Frau Präs. Zwazl wurde ge-
meinsam mit der BWK-Vertretung in
Brüssel ein Besuchsprogramm erstellt.
Weiters wurden 2 Vernissagen mit Ma-
lern aus Niederösterreich organisiert so-
wie 2 Lesungen, davon eine im Rahmen
eines Besuches von Landesrat Sobotka,
zu der rund 400 Personen kamen.
Nicht zuletzt wurden wie in den vergan-
genen Jahren diverse Briefings für
österreichische und deutsche Länder-
büros veranstaltet, so unter anderem mit
den Kabinetten Fischier, Wallström, Lii-
kanen und Patten.
Auch die Betreuung von in- und auslän-
dischen Besuchsgruppen - im Jahr
2001 waren es vierzehn - stand wieder
auf dem Programm.

Info Po in t  Eu ropa  ( IPE)
St. Pö l t en
Der Info Point, dessen Dienste durch
den stetig wachsenden Informationsbe-
darf der Bevölkerung immer mehr in An-
spruch genommen werden, setzte seine
intensive Arbeit fort. Von den zahlreichen
- zum Teil eigenständigen, zum Teil ge-
meinsam mit anderen Institutionen
durchgeführten - Veranstaltungen seien
folgende Themen beispielhaft erwähnt:
• die Eurobargeldeinführung
• Europatag (Feierstunde)
• Preisverteilung für ein Preisausschrei-
ben im Kurier
• Internationale Europakonferenz in Eg-
genburg
• Euro ABC Quiz Tour
Zum Thema „EU-Erweiterung“ gab es
außerdem eine Reihe von gemeinsam
mit dem Ost- und Südosteuropa-Institut
durchgeführten Informationsveranstal-
tungen.
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Im Rahmen der Konferenz der Regie-
rungschefs wurde ausführlich über die
Erweiterung der Europäischen Union
und die damit zusammenhängenden
Fördermöglichkeiten informiert.
• Versammlung der Regionen Euro-
pas (VRE). Bei der Hauptversammlung
2000 in Seinäjoki, Finnland, wurde Lan-
deshauptmannstellvertreterin Liese Pro-
kop nahezu einstimmig zur Präsidentin
der VRE gewählt.
Bereits am 31. Jänner 2001 fand eine
Klausur des Präsidiums am Sitz des Ge-
neralsekretariats in Straßburg statt. Ziel
dieser Klausur war es, das Arbeitspro-
gramm und die Verantwortlichkeiten un-
ter Einbeziehung aller Präsidiumsmit-
glieder festzulegen, die VRE wieder ver-
stärkt in das öffentliche Interesse zu rü-
cken und für die Mitglieder relevante
Fragen aufzugreifen und damit verbun-
den Konferenzen und Veranstaltungen
zu diesen Themen anzubieten.
Als Beispiel für den genannten Weg
konnte Liese Prokop Anfang Oktober
2001 in Mailand gemeinsam mit dem Vi-
zepräsidenten des Europäischen Parla-
mentes, Guido Podesta, die „MOSAN-
EUROSALUTE“ eröffnen. Im Rahmen
dieser Konferenz und der begleitenden
Ausstellung zur Vorstellung neuer Ent-
wicklungen im Gesundheits- und Sozial-
bereich fand auch das erste Treffen der
regionalen Minister für Gesundheit und
Soziales statt. Die Eröffnungsveranstal-
tung zeigte, dass die Vorsorge für die
ältere Generation derzeit in allen Regio-
nen ein viel diskutiertes Thema ist. Die-
se Veranstaltung in Mailand war eine
weitere Initiative zur Stärkung des regio-
nalen Elementes in der Europäischen
Zusammenarbeit - eine der Hauptforde-
rungen der VRE.
Auch der Dialog mit den Mitgliedern
wurde verstärkt, um deren Wünsche
und Anliegen aber auch die Kritik an der
VRE in persönlichen Gesprächen zu er-
fahren. Prokop selbst hat über 40 Ein-
zeltermine mit hochrangigen Vertretern
der Mitgliedsregionen wahrgenommen.
Es wurden Schritte eingeleitet, Mitglie-
der aus jenen Ländern, in welchen erst
vor kurzer Zeit Regionen geschaffen
wurden, für die VRE zu gewinnen. Weni-
ge Tage vor Ostern besuchte Prokop ei-
ne Konferenz der neuen kroatischen Re-
gionen, den Gespannschaften. Im Okto-
ber fand ein erstes Gespräch mit den
tschechischen Kreishauptleuten in Bud-
weis statt.
Politisch stehen natürlich die europäi-
schen Themen im Mittelpunkt. Der Post-
Nizza-Prozess, die europäische Verfas-
sung, das Weißbuch zur New Gouver-
nance und der Erweiterungsprozess der
Europäischen Union. Besonders die
ersten drei Themen finden Ausdruck in
den von den Kommissionen, besonders
der Kommission A - institutionelle Ange-
legenheiten - vorgelegten Papieren.
Ein besondere Herausforderung ist der
Prozess der EU-Erweiterung, der den

hauptmann Dr. Erwin Pröll fand eine öf-
fentliche und vom ORF NÖ gesendete
Diskussionsveranstaltung statt.
Weiters wurde am 24. und 25. Novem-
ber 2001 eine Veranstaltung des Euro-
parates in Zusammenarbeit mit dem In-
nenministerium der slowakischen Repu-
blik, dem Bundesministerium für aus-
wärtige Angelegenheiten und den Län-
dern Burgenland, Niederösterreich und
Wien zum Thema „Die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit Österreich -
Slowakei" abgehalten, die eine positive
Bilanz über die Vielzahl von Aktivitäten
ziehen konnte.
Bei allen Kontakten war das Arbeitspro-
gramm zwischen den angrenzenden
slowakischen Bezirken, der Hauptstadt
Bratislava und dem Land NÖ Ge-
sprächsthema. Im Jahr 2001 entwickel-
te sich die Zusammenarbeit sehr gut
und wurden auf Koordinatorenebene
zwei Sitzungen zur Überprüfung des
bestehenden und Vorbereitung eines
weiteren Arbeitsprogramms abgehalten.
Das neue Arbeitsprogramm wird in der
ersten Jahreshälfte 2002 in Bratislava
unterfertigt werden.
• ARGE Donauländer. Im Jahr 2001
hatte die Region Russe im Namen aller
bulgarischen Donauregionen den Vor-
sitz in der Arbeitsgemeinschaft Donau-
länder. Der Vorsitz war sehr aktiv, es fan-
den mehrere Seminare und Symposien
statt.
Hauptaugenmerk wurde auf ein Wirt-
schaftsforum der Arbeitsgemeinschaft
Donauländer, das im Oktober in Russe
stattfand, gelegt. Weiters wurden in Zu-
sammenarbeit mit dem von Niederöster-
reich geleiteten Arbeitskreis Kultur und
Wissenschaft zwei Kultursymposien ab-
gehalten. Der Arbeitskreis setzte seine
Veranstaltungsreihe im Rahmen der EU-
Gemeinschaftsinitiative INTERREG IIC
„Kulturstraße Donau" fort; diese Veran-
staltungsreihe ist nun abgeschlossen
und wurde in drei Publikationen doku-
mentiert.
Unter Vorsitz von Landesamtsdirektor
Dr. Werner Seif fand am 11. Mai 2001
die 12. Sitzung der Arbeitsgruppe der
Leitenden Beamten statt. Die Konferenz
der Regierungschefs fand am 12. Okto-
ber 2001 in Russe statt. Erfreulicherwei-
se konnten wieder einige Projekte abge-
schlossen werden; so wurde aufbauend
auf die digitale Karte des Donauraumes
die Kulturkarte Donau präsentiert. Dabei
handelt es sich um eine kultur-touristi-
sche Karte die allen Mitgliedern vorerst
als Druckwerk zugänglich gemacht wur-
de. In einem weiteren Schritt wird dieses
Kartenwerk mit Hilfe eines neuen digita-
len Systems, für die Homepage der
ARGE adaptiert und damit einer breiten
Öffentlichkeit zugänglich gemacht.
Für die vom Arbeitskreis Verkehr und
Schifffahrt initiierte Verkehrsstudie des
Donauraumes wurde bei dieser Konfe-
renz der nächste Arbeitsschritt geneh-
migt.

neuen Kreishauptmännern von Brünn
und Iglau. Denn die bereits für Jänner
2001 geplante Unterfertigung des 6. Ar-
beitsprogramms mit dem „Grenznahen
Gebiet der tschechischen Republik“
musste wegen der Einrichtung von Re-
gionen in der Tschechischen Republik
verschoben werden.
Nach einem Arbeitsgespräch von Lan-
deshauptmann Dr. Pröll mit dem Bud-
weiser Kreishauptmann am 26. 2. 2001
in Hollabrunn, bei dem die weitere Vor-
gangsweise abgeklärt wurde, fanden
über Einladung von Niederösterreich
zwei Arbeitstreffen auf Beamtenebene
unter der Leitung von Landesamtsdirek-
tor Dr. Werner Seif mit den neuen An-
sprechpartnern, die Kreise Brünn, Bud-
weis und Iglau, in St. Pölten statt und
wurde der Entwurf eines Memorandums
über die zukünftige Kooperation erar-
beitet. Wegen der in Tschechien not-
wendigen Zustimmung durch das In-
nenministerium wird sich der Abschluss
dieser Vereinbarung noch einige Zeit
verzögern.
Schließlich fand am 12. Dezember 2001
ein Treffen zwischen Senatspräsidenten
Dr. Petr Pithard und Landeshauptmann
Dr. Erwin Pröll, bei dem vor allem bilate-
rale Verkehrsfragen behandelt wurden,
statt.
Als Folge der Gespräche von Landes-
hauptmann Dr. Pröll im Oktober 1998
mit den Parteichefs der neuen Koalition
in Bratislava wurden die Kontakte zur
Slowakei intensiviert. Am 17. Jänner
2000 wurde in St. Pölten ein Arbeitspro-
gramm unterfertigt. Es werden darin
Fragen des Verkehrs, der Wirtschaft,
des Tourismus, der Kultur und Wissen-
schaft sowie der Wasserwirtschaft be-
handelt. Auch in diesem Bereich kommt
der EUREGIO Weinviertel eine beson-
dere Bedeutung bei der Entwicklung
von Projekten zu.
Das Jahr 2001 brachte intensive Kon-
takte auf höchster politischer Ebene mit
Vertretern der slowakischen Republik.
So fand am 15. 5. 2001 ein Arbeitsge-
spräch zwischen Außenminister Eduard
Kukan und Landeshauptmann Dr. Erwin
Pröll im Landhaus in Wien statt, bei dem
vor allem die Themen Erweiterung, In-
tensivierung der Zusammenarbeit auf
der Basis des Arbeitsprogramms und
die Entwicklung des „Dreiecks Bratisla-
va - Wien - Györ“ behandelt wurden.
Es folgte am 28. September 2001 ein
Arbeitsgespräch mit Ministerpräsident
Mikulas Dzurinda und Landeshaupt-
mann Dr. Erwin Pröll mit anschließen-
dem Treffen mit Meinungsbildnern in St.
Pölten. Dabei betonte Landeshaupt-
mann Dr. Pröll, sich für die Verbesse-
rung der Verkehrsverbindungen zur Slo-
wakei verstärkt einzusetzen.
Höhepunkt der Kontakte zur slowaki-
schen Republik war der Besuch des slo-
wakischen Präsidenten Dipl.-Ing. Schus-
ter am 24. November 2001 in St. Pölten.
Nach einem Gespräch mit Landes-
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Ehrenzeichen für Verdienste um das
Bundesland Niederösterreich 225
Sportehrenzeichen 177
Ehrenstatuette „Heiliger Leopold“
des Landes Niederösterreich 2
Gedenkmedaillen des Landes Nieder-
österreich in der Variante „Dank für
freiwillige Tätigkeit" 11
Gedenkmedaillen des Landes
Niederösterreich in der Variante
„Dank für verdienstvolle Tätigkeit“ 17

Im gleichen Zeitraum wurden 72 Berufs-
titel durch den Herrn Bundespräsiden-
ten verliehen und die entsprechenden
Verleihungsdekrete ausgefolgt.
An 17 Personen, die durch ihren Einsatz
das Leben anderer Menschen gerettet
haben, wurden Dank- und Anerken-
nungsschreiben übermittelt.
2 Lebensrettern wurden Ehrengaben
von jeweils € 363,36 (S 5.000,-) zuer-
kannt.
74 Personen wurde für anerkennens-
werte Leistungen ein Dank- und Aner-
kennungsschreiben des Herrn Landes-
hauptmannes übermittelt.

Eh rungen

Anlässlich der Geburt von Drillingen er-
hielt im Berichtszeitraum 1 Ehepaar eine
Ehrengabe von € 726,73 (S 10.000,-).
Im Jahr 2001 wurden 3.384 NÖ Jugend-
sportabzeichen verliehen.

nierung der Länderinteressen wahr, bei
Bedarf wird eine auf der verabschiede-
ten gemeinsamen Länderstellungnah-
me aufbauende weitere Stellungnahme
erarbeitet werden.
• Positionierung der Länderanliegen im
Zusammenhang mit den Schlussfolge-
rungen von Laeken (Konvent, Regie-
rungskonferenz).
• Fortführung/Forcierung der Absolvie-
rung von Praktika in Brüssel (sowohl in
den Institutionen - wie vor allem in der
Europäischen Kommission - als auch im
NÖ Verbindungsbüro).

Allgemeine Verwaltung
Vergabekontrolle

Ein Bewerber oder Bieter eines be-
stimmten Vergabeverfahrens kann die
Nachprüfung einer Entscheidung des
Auftraggebers begehren, sofern der
Auftragswert über den im NÖ Vergabe-
gesetz festgelegten Schwellenwerten
liegt.
Das Vergabegesetz sieht zunächst ein
obligatorisches Schlichtungsverfahren
vor, das von der beim Amt der Landes-
regierung eingerichteten NÖ Schlich-
tungsstelle für öffentliche Aufträge
durchgeführt wird.
Kommt im Schlichtungsverfahren keine
gütliche Einigung zwischen den Streit-
teilen zustande, kann der Bewerber
oder Bieter ein förmliches Nachprü-
fungsverfahren vor dem Unabhängigen
Verwaltungssenat beantragen.
Im Jahr 2001 wurden 23 Schlichtungs-
anträge eingebracht. Dies stellt einen
geringen Rückgang gegenüber dem
Vorjahr dar. In 4 Fällen wurde aus forma-
len Gründen (z. B. fehlende Antragslegi-
timation, Nichterreichen des Schwellen-
wertes) kein Schlichtungsverfahren
durchgeführt. Von den durchgeführten
Schlichtungsverfahren endeten 8 mit ei-
ner gütlichen Einigung bzw. nahm der
Antragsteller nach Durchführung des
Verfahrens davon Abstand, den Unab-
hängigen Verwaltungssenat anzurufen.
In 2 Fällen wurde der Schlichtungsan-
trag vor Durchführung der mündlichen
Verhandlung zurückgezogen. In 9 Fällen
musste der Unabhängige Verwaltungs-
senat im förmlichen Verfahren entschei-
den.
Von den eingebrachten Schlichtungsan-
trägen entfielen 12 auf Dienstleistungs-,
8 auf Bau- und 3 auf Lieferaufträge.

Auszeichnungen und Ehrungen
Ausze i chnungen

Im Jahr 2001 wurden verliehen:

Österreichisches Ehrenkreuz
für Wissenschaft und Kunst 1
Ehrenzeichen für Verdienste um die
Republik Österreich 81

mittlerweile zahlreichen Kooperations-
bemühungen eine neue europäische Di-
mension verleiht. Durch die Erweiterung
rücken besonders die gemeinsamen
Grenzregionen von der Peripherie ins
Zentrum des künftigen mitteleuropäi-
schen Kernraumes. Dieser Integrations-
prozess bringt für die Grenzregionen
neue Entwicklungsmöglichkeiten, aber
auch Risken und Gefährdungspotenzia-
le mit sich. Daher gilt es für die VRE in
den nächsten Jahren die Ressourcen zu
bündeln und die Regionen fit für die Er-
weiterung zu machen.
Die VRE wurde von Interregionalen Or-
ganisationen, die heute den Beobach-
terstatus haben, gegründet. Es gibt
auch viele neue Initiativen, die sich mit
dem Regionalismus in Europa beschäf-
tigen. Ein wesentliches Anliegen von
Präsidentin Prokop ist es, den Dialog mit
all diesen Organisationen und Konferen-
zen wieder stärker aufzunehmen und zu
führen. Dieser Vorschlag ist auf frucht-
baren Boden gefallen, und im Frühjahr
2002 wird das 2. Treffen der interregio-
nalen Mitgliedsorganisationen, zu dem
bereits zwei Vorbereitungstreffen der
Generalsekretäre stattgefunden haben,
abgehalten werden.
Höhepunkt des Jahres war die Hauptver-
sammlung, die erstmals in einem Erwei-
terungsland, nämlich in Sopron, Ungarn,
abgehalten wurde. Selbstverständlich
war die Erweiterung der EU Hauptthema
dieser Jahreshauptversammlung. Erst-
mals wurde von der VRE ein Ehrenpreis
an die „Jugendfreundlichste Region Eu-
ropas" vergeben. Aus einem in ganz Eu-
ropa ausgeschrieben Wettbewerb war
die norwegische Region Nordland als
Sieger hervorgegangen. Ehrenpreise er-
hielten das Land Thüringen, D, und die
rumänische Region Timis.

Ziele 2002
• Die im Jahr 2001 vom NÖ VBB und
im Rahmen der ARGE Donauländer und
der VRE fortgeführten bzw. begonnenen
Initiativen sind auszubauen und fortzu-
setzen. Die eingeleiteten wirtschaftli-
chen Kooperationen sind zu vertiefen
und umzusetzen. Der Info Point Europa
wird seine Tätigkeit auf die Bereiche
Euro-Umstellung und Erweiterung kon-
zentrieren.
• Im Rahmen der Europ/ojektgruppe ist
die Entwicklung zu beobachten, die ein-
geleiteten logistischen und administrati-
ven Umstellungsarbeiten sind zu beglei-
ten und zu evaluieren. Allenfalls können
die Arbeiten abgeschlossen werden.
• Die Geschäftsstelle wird den Vorsitz
der ARGE Donauländer unterstützen
und ihr Know-how für eine erfolgreiche
Fortsetzung der ARGE-Aktivitäten ein-
bringen.
• Im Zuge des Prozesses der EU-Er-
weiterung wird getrachtet, dass die NÖ
Interessen Berücksichtigung finden. Ei-
ne Expertenkonferenz nimmt die Koordi-

Ehrenzeichen für vieljährige Tätigkeit
auf dem Gebiete des Feuerwehr- und
Rettungswesens

für 25-jährige Tätigkeit 1.753
für 40-jährige Tätigkeit 754
für 50-jährige Tätigkeit 668

Insgesamt 3.175

Anlässlich der Feier von Festtagen wur-
den im Jahr 2001 6.593 Ehepaare bzw.
Personen geehrt.
Es handelt sich hiebei um folgende Ju-
biläen:

Goldene Hochzeit 3.200
Diamantene Hochzeit 256
Eiserne Hochzeit 46
Steinerne Hochzeit 9
Gnadenhochzeit 5
Juwelenhochzeit 1
Kronjuwelenhochzeit 2

90. Geburtstag 2.427
95. Geburtstag 532

100. Geburtstag 56
101. Geburtstag 25
102. Geburtstag 11
103. Geburtstag 9
104. Geburtstag 2
105. Geburtstag 4
106. Geburtstag 5
108. Geburtstag - 2
109. Geburtstag 1
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Verfolgung von Forderungen
des Landes

Hier finden sich jene Fälle, in denen das
Rechtsbüro mit der gerichtlichen oder
außergerichtlichen Verfolgung von An-
sprüchen des Landes von anderen Lan-
desdienststellen befasst wurde. Sämtli-
che Verfahrenstadien (Erkenntnis-, Exe-
kutions-, Insolvenzverfahren) waren zu
betreuen. Soweit erforderlich wurden
Rechtsanwälte mit der Vertretung des
Landes vor Gericht betraut.
Insgesamt war das Rechtsbüro in 820
Fällen mit der Durchsetzung von Lan-
desforderungen befasst.

Abwehr von Forderungen
gegen das Land

Das Rechtsbüro unterstützt sämtliche
Landesdienststellen bei der Abwehr von
unberechtigten Ansprüchen, die von
dritter Seite gegen das Land NÖ erho-
ben werden. Eine Untergruppe von be-
sonderer Bedeutung bilden dabei die
Fälle der Amtshaftung.

Kategorie Anzahl der Erledigungen
Forderungen allgemein 1.042
Amtshaftung _____________________152
insgesamt 1.194

Einrichtungen und Vorgesetzte der Zivil-
dienstleistenden über die wesentlichen
Inhalte des Zivildienstgesetzes, insbe-
sondere im Hinblick auf die behördliche
Überwachung und die Verpflichtung zur
Einschulung der Zivildienstleistenden
über Rechte und Pflichten, informiert.
Weiters wurden im Rahmen der behörd-
lichen Überwachung Dienstpläne über-
prüft und auch Überprüfungen vor Ort
vorgenommen.

Zlvildlenst-
angelegenheiten

Wehrpflichtige, die aus Gewissensgrün-
den von der Erfüllung der Wehrpflicht
befreit werden, haben einen Ersatz-
dienst, den Zivildienst, zu leisten. Der
Zivildienst ist in Einrichtungen zu leisten,
die als geeignete Träger des Zivildiens-
tes anerkannt sind, wobei der Zivil-
dienstleistende zu Dienstleistungen her-
anzuziehen ist, die dem allgemeinen
Besten, insbesondere der Zivilen Lan-
desverteidigung, dienen. Im Berichts-
zeitraum betrug die Dauer des Zivil-
dienstes zwölf Monate.
Im Jahr 2001 wurden 4 Einrichtungen
mit insgesamt 13 Zivildienstplätzen neu
anerkannt. Bei bereits bestehenden Ein-
richtungen wurden 12 neue Einsatzstel-
len für Zivildienstleistende und 169 zu-
sätzliche Zivildienstplätze genehmigt.
Somit können in Niederösterreich der-
zeit bei 98 Einrichtungen Zivildienstleis-
tende eingesetzt werden. Die geneh-
migten Zivildienstplätze stehen fast aus-
schließlich im Bereich des Rettungswe-
sens, in der Sozial- und Behindertenhil-
fe, in Krankenanstalten sowie im Rah-
men der Katastrophenhilfe zur Verfü-
gung.
Hinsichtlich der Zuerkennung von Fami-
lienunterhalt und Wohnkostenbeihilfe
hat der Zivildienstleistende die gleichen
Ansprüche wie ein Präsenzdiener. Die
Zuständigkeit zur Entscheidung über
die Ansprüche liegt bei den Bezirksver-
waltungsbehörden; über Berufungen
entscheidet der Landeshauptmann.
Bei drei ganztägigen Seminaren wurden
Vertreter der Rechtsträger anerkannter

Rechtsbüro

Dem Rechtsbüro obliegt generell die
Wahrung der Interessen des Landes NÖ
in Angelegenheiten des Zivilrechtes und
des gerichtlichen Strafrechtes.

Beratung der
Landesdienststellen

Dieser Bereich umfasst alle Phasen der
Abwicklung von Rechtsgeschäften, die
Errichtung bzw. Begutachtung von Ver-
trägen sowie die Durchführung allenfalls
erforderlicher grundbücherlicher Vor-
kehrungen. Ebenso ist das Rechtsbüro
in das Begutachtungsverfahren zu Ge-
setzes- und Verordnungsentwürfen ein-
gebunden.

Kategorie Anzahl der Erledigungen
Beratungen allgemein 584
Begutachtungen 205
Grundbuch 554
Beratungen insgesamt 1.343

Abteilung Personalangelegenheiten A, B, C

In der nachstehenden Übersicht wird
der Personalstand der Bediensteten des 10 .1 .2001 10 .1 .2002
Landes Niederösterreich einschließlich
der Pensionsparteien, soweit diese vom

Pragmatische Bedienstete
(einschl. Iw. Lehrer und Landeskindergärtnerinnen) 7.272 7.214

Amt betreut werden, mit Stichtag 10. Beamte im zeitlichen Ruhestand 23 20Jänner 2001 bzw. 10. Jänner 2002 wie
folgt aufgezeigt:
Aus dieser Übersicht ist zu ersehen,

Empfänger von Ruhe- und Versorgungsgenüssen
(einschl. Lehrer und Landeskindergärtnerinnen) 4.749 4.796

dass sich der Stand bei den aktiven Be-
amten (einschl. der im zeitlichen Ruhe-
stand) um 61 vermindert hat, bei den
Vertragsbediensteten um 25 Personen
und bei den Pensionsparteien um 47
Personen erhöht hat.

Vertragsbedienstete der Entlohnungsschemata I, II, I L und II L
(einschl. Kindergärtnerinnen weltlichen und geistlichen Standes,
Aushilfskräfte, Konsiliarfächärzte, Heimärzte, Apotheker,
Ausbildungsärzte und Primarärzte) 13.908 13.933
Insgesamt 25.952 25.963
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Abteilung Gebäudeverwaltung

Allgemeines und
Schwerpunkte 2001
Mit 12. Juni 2001 wurde die Abteilung
Allgemeine Verwaltungsangelegenhei-
ten (Ausschreibungswesen, Zivildienst,
Auszeichnungen und Ehrungen . . .) von
der Abteilung Gebäudeverwaltung ab-
geteilt und der Abteilung Landesamtsdi-
rektion zugeteilt.

Amtsgebäude der
Bezirkshauptmannschaften, der
Gebietsbauämter, der Abteilung
technische Kfz-Angelegenheiten
und Güterwege

• Abschluss der Zu- und Umbaumaß-
nahmen am Amtsgebäude der Bezirks-
hauptmannschaft Amstetten
• Abschluss der Instandsetzungsarbei-
ten am Amtsgebäude der Bezirkshaupt-
mannschaft-Außenstelle Schwechat
• Weiterführung der Erweiterung und
Generalsanierung des Amtsgebäudes
der Bezirkshauptmannschaft Gänsern-
dorf
• Verlegung des NÖ Gebietsbauam-
tes IV in Krems und Durchführung der
damit verbundenen baulichen Maßnah-
men
• Vorarbeiten betreffend die Erweite-
rung des Amtsgebäudes der Bezirks-
hauptmannschaft Neunkirchen
• Vorarbeiten betreffend Fassadensa-
nierung am Amtsgebäude I sowie Pro-
jekterstellung bezüglich Errichtung ei-
nes zweiten Amtsgebäudes für die Be-
zirkshauptmannschaft Scheibbs
• Bauliche Maßnahmen am Dienst-
wohngebäude der Bezirkshauptmann-
schaft Tulln
• Dachsanierung am Amtsgebäude
der Bezirkshauptmannschaft Waidho-
fen/Thaya
• Einbau einer Autowaschanlage im
Kombiprojekt St. Pölten
• Herstellung eines Kontrollplatzes
samt Brückenwaage auf der A1 Raum
Haag
• Erstellung eines Erweiterungsprojek-
tes für die Kfz-Prüfstelle Wr. Neudorf
• In sämtlichen Amtsgebäuden der
Bezirkshauptmannschaften sowie in
9 Außenstellen wurden Bürgerbüros er-
richtet
• Mitarbeit an der Errichtung der Lan-
desimmobiliengesellschaft (LIG) und
Vorbereitung des Verkaufes von Be-
zirkshauptmannschaften an die LIG und
deren Rückmietung durch das Land
• Erhöhung der Sicherheitsvorkehrun-
gen im NÖ Landtag

Liegenschaftsverwaltung
• Im Jahre 2001 wurde Liegenschaften
im Gesamtwert von rd. € 1,000.000,-
veräußert

• Verhandlungen bezüglich Erwerbs ei-
nes Bauplatzes für die Neuerrichtung
der NÖ Landesfeuerwehrschule in Tulln
• Abschluss des Bestandsvertrages
zwischen der Via Dominorum GesmH.
einerseits und dem Land NÖ sowie dem
Bundesministerium für auswärtige An-
gelegenheiten anderseits über die Nut-
zung der Gebäude Herrengasse 11 und
13 in Wien

von Sonderempfängen werden pro Jahr
ca. 40.000 Personen bewirtet. Seit Mai
2001 gibt es zusätzlich ein warmes ve-
getarisches Buffet.

Landhauskindergarten

Der Landhauskindergarten wird in 3 Grup-
pen mit je 24 Kindern geführt. Er ist ganz-
jährig geöffnet. Die Betreuung der Kinder
erfolgt von 5 Kindergärtnerinnen und
5 Helferinnen.Regierungsviertel St. Pölten

• Durchführung der laufenden War-
tungs-, Inspektions- und Instandset-
zungsarbeiten an Anlagen der techni-
schen Gebäudeausrüstung
• Betreibung des Projektabschlusses in
Bezug auf Mängelbetreuung
• Errichtung des NÖ Landesmuseums
• Vorarbeiten für die Einmietung des
LGK und der SID
• Übernahme der Hausverwaltung von
der NÖVV
• Übernahme der Garage von der Fir-
ma Conti-Park
• Abhandlung von Versicherungsschä-
den
• Schaffung eines zusätzlichen Gara-
genabganges im Landhausboulevard
• Erhöhung der Sicherheitsvorkehrun-
gen im Bereich der Mitglieder der Lan-
desregierung und des Landtages
• Laufende Verwaltungsarbeiten

Bedienstetenschutz

Anfang 1999 trat das NÖ Bediensteten-
Schutzgesetz 1998 (NÖ BSG 1998),
LGBI. 2015, in Kraft. Dieses Gesetz
bringt für die Mitarbeiter im NÖ Landes-
dienst eine Evaluierung der Arbeitsplät-
ze und die laufende Betreuung durch
Arbeitsmediziner und Sicherheitsfach-
kräfte. In einem Pilotprojekt werden We-
ge für eine möglichst effiziente Umset-
zung des Gesetzes erprobt. Im Jahr
2000 wurden rund 1.550 Arbeitsplätze
in 20 Dienststellen der verschiedenen
Typen evaluiert. Entsprechend den so
gewonnenen Erfahrungen erfolgt der
weitere Organisationsaufbau. Daneben
wurde in Monatsschwerpunkten zu ge-
sundheits- und sicherheitsrelevanten
Themen informiert.
Darüber hinaus setzt die im NÖ BSG
1998 vorgesehene NÖ Bediensteten-
schutz-Kommission ihre Überprüfungs-
arbeit fort.
Die Kommission gemäß § 28 NÖ Be-
diensteten-Schutzgesetz 1998, LGBI.
2015, der die Überprüfung der Einhal-
tung der Bestimmungen des NÖ Be-
diensteten-Schutzgesetzes obliegt, hat
im Jahr 2001 25 Dienststellen mit einer
Anzahl von 930 Bediensteten (613
männlich und 302 weiblich) überprüft.
Wesentliche Schwerpunkte 2001 waren
die Überprüfungen von Bezirkshaupt-
mannschaften, landwirtschaftlichen
Fachschulen und Straßenmeistereien.

Ziele 2002

• Weiterführung der begonnenen Bau-
projekte an Amtsgebäuden der Bezirks-
hauptmannschaften
• Maßnahmen betr. Bedienstetenschutz
• Weiterführung der Verkaufsbestre-
bungen betr. nicht benötigter Liegen-
schaften
• Abschluss des Neubaues des NÖ
Landesmuseums
• Weiterführung des Projektes Über-
siedlung LGK und SID
• Beginn der Generalsanierung der
Häuser Herrengasse 11 und 13 in 1014
Wien durch die Via Dominorum Grund-
stückverwertungs-Gesellschaft m. b. H.
• Abwicklung des Verkaufes von Amts-
gebäuden der Bezirkshauptmannschaf-
ten an die Landesimmobiliengesell-
schaft
• Umsetzung der Effizienzanalyse

Landhausküche

Pro Tag werden ca. 1.500 Essen konsu-
miert. Die Landhausküche ist zwischen
11.30 Uhr und 13.30 Uhr (Freitag 13-00
Uhr) geöffnet. Zwischen 9.00 Uhr und
11.00 Uhr ist Buffetbetrieb. Im Rahmen

Kopier- und Mikrofilmstelle

Im Jahre 2001 wurden 2,824.754 Akten-
seiten für die Mikroverfilmung vorberei-
tet und verfilmt. 1,651.844 Aktenseiten
wurden gescannt und 58 CDs gebrannt.
Bei 649 Suchvorgängen wurden 31.103
Kopien erstellt. Insgesamt verwaltet die
Mikrofilmstelle 52 dezentrale Kopierge-
räte.
Mit diesen Kopiergeräten wurden
10,848.381 Kopien erstellt. Auf dem
Großflächenkopierer wurden 26.287
S/W-Pläne angefertigt.
3.340 Pläne wurden am Farbscanner
eingescannt und weiterbearbeitet.
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Druckerei und Buchbinderei

2001 wurden 2.866 Aufträge wie z. B.
Erstellung von Zeitschriften, Landesge-
setzblättern, Wohnbauförderungsmap-
pen, Broschüren, Einladungen, NÖ Lan-
deskorrespondenz etc. erstellt. Am
Drucksektor wurden ca. 1,7 Mio. Bogen
Papier verarbeitet. Weiters wurden ca.
9,6 Mio. S/W-Kopien und ca. 310.000
Farbkopien angefertigt.

Beschaffungsangelegenheiten

Im Jahr 2001 wurden 2.039 Eingangs-
fakturen mit einer Gesamtsumme von
S 27,194.837,92 angewiesen und 734
Sammelrefundierungsnoten mit einer
Summe von S 27.160.215,18 ausge-
stellt. Bei den angekauften Waren han-
delt es sich großteils um Bedarfsartikel
für diverse Dienststellen des Landes.

Abteilung Pressedienst

Pressedienst
Schwerpunkte 2001

Nach außen präsentiert sich die Öffent-
lichkeitsarbeit des Landes vor allem mit
dem täglich erscheinenden Presse-
dienst „Niederösterreichische Landes-
korrespondenz“ (NLK) mit jährlich mehr
als 2.000 Artikeln. Schwerpunkte waren
auch im vergangenen Jahr vor allem die
Gesundheits-, Sozial- und Familienpoli-
tik, die Kultur, die Landes-Außenpolitik,
die Verwaltungsreform, der Wohnbau
und Verkehrsfragen. Damit verbunden
ist auch ein hohes Maß an Innen- und
Außendiensten. Eine besondere Her-
ausforderung stellte auch für die Pres-
seabteilung der niederösterreichische
Vorsitz in der Landeshauptleutekonfe-
renz dar. Vor allem die in diesem Zeit-
raum in Gang gesetzte Verwaltungsre-
form war ein wichtiges Thema in der
Pressearbeit des Landes.
Die medialen Kontakte mit APA, ORF
und insbesondere den Lokal- und Re-
gionalzeitungen wurden weiter ver-
stärkt. Gute Kontakte bestehen auch zu
den privaten Fernseh- und Hörfunksen-
dern, die in Zukunft sicher noch weiter
an Bedeutung gewinnen werden.
Im Rahmen der Imagewerbung des
Landes wurden 2001 vor allem zwei In-
seraten- und Plakatkampagnen reali-
siert. Im Frühjahr wurde die bereits 2000
begonnene Kampagne zum NÖ Fitness-
programm („Niederösterreich. Wir ha-

tigkeit über die „Landeskorrespondenz“
und die laufenden Publikationen sollen
womöglich weiter ausgebaut und inten-
siviert werden.
Die technische Ausstattung der Abtei-
lung soll weiter auf dem bestmöglichen
Stand gehalten werden, wobei gerade
in der Öffentlichkeitsarbeit die neuen
Kommunikationstechnologien immer
mehr an Bedeutung gewinnen.

ben noch viel vor“) mit dem Themen-
schwerpunkt „Verkehr“ fortgesetzt.
Schwerpunkt im Herbst war das für Nie-
derösterreich so erfreuliche Ergebnis
der Volkszählung.
Die Presseabteilung gibt derzeit folgen-
de Publikationen heraus: die tägliche
Landeskorrespondenz (NLK, Auflage
610 Stück), die färbige Wandzeitung NÖ
im Bild (Auflage 3.900 Stück, monat-
lich), die Amtlichen Nachrichten (Aufla-
ge 3.400 Stück, vierzehntägig), „morgen
- NÖ Kulturberichte“ gemeinsam mit
dem NÖ Fonds (Auflage 5.800 Stück,
monatlich), die NÖ Perspektiven (Aufla-
ge 56.100 Stück, vierteljährlich) sowie
die Zeitschrift „Raum & Ördnung“ (Auf-
lage 8.200 Stück, vierteljährlich).
Werbe- und Imageaktivitäten wurden
auch im Zusammenhang mit sportlichen
Großveranstaltungen im Land, z. B. dem
ATP-Turnier in St. Pölten, entfaltet.
Schließlich wurde auch in diesem Jahr
wieder eine entsprechende Presseför-
derung realisiert.
Personalstand: 5 A, 1 B, 3 C, 4 d

Bildstelle
Die Bildstelle war auch im Jahr 2001 mit
zahlreichen Einsätzen und den damit
verbundenen Ausarbeitungs- und Archi-
vierungsarbeiten voll ausgelastet. Es
gibt weiterhin rege Nachfrage nach ak-
tuellem und archiviertem Fotomaterial.
Zahlreiche Medien, Gemeinden, Verla-
ge, Autoren, Private etc. nutzen die viel-
fältigen Möglichkeiten der Bildstelle, die
technisch laufend nachadjustiert wird,
so dass es heute möglich ist, vor allem
den Tageszeitungen aktuelle Fotos un-
mittelbar nach den jeweiligen Veranstal-
tungen sofort zur Verfügung zu stellen.
Die bewährte Art des Vertriebs und Ver-
sands von aktuellem Fotomaterial wird
durch viele persönliche Kontakte mit
den Medien noch vertieft.
Personalstand: 1 C (in der Archivverwal-
tung), 5 p

Ziele 2002

Auch im Jahr 2002 werden Werbekam-
pagnen zu aktuellen Themen durchge-
führt, um die Zielrichtung, Niederöster-
reich unter die Top-Regionen Europas zu
führen und als Insel der Menschlichkeit
weiter zu entwickeln, in der Öffentlichkeit
entsprechend zu verankern. Die PR-Tä-
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Abteilung Finanzen

Schwerpunkte 2001
Fachbereich
Haushaltsangelegenheiten

Die Rahmenbedingungen für den NÖ
Landeshaushalt sind seit Beginn des
Jahres 2001 grundlegend verändert.
Das Österreichische Stabilitätspro-
gramm 2000 bis 2004 mit dem Ziel, für
den Gesamtstaat das „Nulldefizit" zu er-
reichen, und in der Folge der neue Fi-
nanzausgleich 2001 bis 2004 und der
Österreichische Stabilitätspakt 2001 bis
2004 stellen an alle öffentlichen Haus-
halte gänzlich geänderte Anforderun-
gen. Für die Beurteilung der öffentlichen
Haushalte sind nun Kriterien auf der Ba-
sis des Europäischen Systems der
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
(ESVG) maßgeblich und verbindlich.
Die umfangreichen Arbeiten der ersten
Jahreshälfte standen im Zeichen dieser
neuen Voraussetzungen bzw. Vorgaben
und fanden ihren Niederschlag in vier,
den NÖ Landeshaushalt betreffenden
Beschlüssen des NÖ Landtags vom Ju-
ni 2001:
• Das bis dahin geltende NÖ Budget-
programm 1999-2003 war auf Grund
der neuen Bedingungen obsolet gewor-
den und wurde durch das neue 'NÖ
Budgetprogramm 2001-2004 ersetzt.
• Der im Juni des Jahres 2000 vom NÖ
Landtag verabschiedete Voranschlag
2001 wurde mittels eines Anpassungs-
budgets 2001 aktualisiert und gleichzei-
tig ausgeglichen.
• Gleichzeitig war es erforderlich, ab-
gangsneutrale Umschichtungen im
Rahmen eines Umschichtungsbudgets
2001 vorzunehmen.
• Last but not least war ein Budget,
nämlich der Voranschlag für das Jahr
2002, erstmals in Euro zu erstellen. Der
Voranschlag 2002 ist - wie 2001 - aus-
geglichen.
Weitere Schwerpunkte waren
• die Erstellung des Berichts an den
NÖ Landtag über die finanziellen Aus-
wirkungen des EU-Beitritts für das Jahr
2000;
• die Mitwirkung am NÖ Gemeindeför-
derungsbericht 2000 und am Leasing-
bericht 2000, welche ebenfalls im Juni
2001 vom NÖ Landtag beschlossen
wurden;
• die Abwicklung des Schuld.endiens-
tes für Darlehen, die vom Land aufge-
nommen wurden;
• die Mitwirkung an der Abwicklung
von Leasing- und anderen Sonderfinan-
zierungen.

Fachbereich
Wirtschaftsangelegenheiten

• Landes-Finanzsonderaktion für Ge-
meinden - allgemein. Niederösterreichi-
sche Gemeinden können gemäß den
Landtagsbeschlüssen vom 25. Jänner
1973 bzw. 5. Oktober 2000 durch Über-
nahme der Haftung gemäß § 1356 ABGB
und Gewährung eines Zinsenzuschus-
ses für Kredite, die zur Durchführung au-
ßerordentlicher Vorhaben aufgenommen
werden, gefördert werden. Schwerpunkt-
mäßig umfasst die Tätigkeit die Beratung
der Gemeinden in Zusammenarbeit mit
anderen Abteilungen, Vorbereitung der
Anträge für die Genehmigung durch die
Landesregierung und Abwicklung der
Förderung.
• Landes-Finanzsonderaktion für
Gemeinden - Energie. Der Landtag
von Niederösterreich hat in seiner Sit-
zung am 1. Dezember 1983 die Einfüh-
rung und am 5. Oktober 2000 eine Ab-
änderung dieser Untersektion der Lan-
des-Finanzsonderaktion für Gemeinden
beschlossen.
• Landeshaftung für Industriebetrie-
be. Die Tätigkeit besteht nur noch aus
der Abwicklung einiger weniger Haf-
tungsfälle.
• Beteiligungen des Landes an wirt-
schaftlichen Unternehmungen. Im
Rahmen des Tätigkeitsbereiches wird
vom Land Niederösterreich ein wesentli-
cher Beitrag zur Belebung der Wirtschaft
und Sicherung der Arbeitsplätze im Lan-
desgebiet geleistet. Die Projekte und da-
mit die Investitionskosten haben meist ei-
ne Größenordnung, die von privatrecht-
lich organisierten Gesellschaften ohne
zusätzliche Hilfe nicht bewältigt werden
können. Die Tätigkeit der Abteilung Fi-
nanzen umfasst in diesem Bereich die
Beurteilung der wirtschaftlichen Entwick-
lung der Unternehmen, die Auswertung
des betriebswirtschaftlichen Datenmate-
rials und die damit zusammenhängende
Vorbereitung der Entscheidungen über
die Art und Form notwendiger Mittelzu-
führungen bzw. der Gewinnverwendung.
Im administrativen Bereich werden die
erforderlichen Regierungs- und Land-
tagsvorlagen erstellt sowie die Vollmach-
ten des jeweiligen Machthabers des Lan-
des bei den Haupt- und Generalver-
sammlungen ausgefertigt.
• Regional-, Öko- und Strukturson-
deraktion. Mit Beschluss der NÖ Lan-
desregierung vom 25. September 1990
wurden die Mittel aus den drei Sonder-
aktionen verteilt.
Die Abwicklung erfolgt über die jeweils
zuständige Fachabteilung im Einverneh-
men mit der Abteilung Finanzen.
• Subventionen. Die Förderungswer-
ber werden sowohl vor als auch nach

der Antragstellung beraten. Auf Grund
der angeforderten Unterlagen werden
die Förderungszusagen für die Regie-
rungsmitglieder vorbereitet. Die Aus-
zahlung der Subventionen erfolgt erst
nach der Überprüfung der Gesamtin-
vestitionen.
• Überregionale und internationale
Angelegenheiten. Die Mitgliedschaft
Österreichs bei der Europäischen Union
erforderte umfangreiche Arbeiten im
Rahmen der Finanzverwaltung wie Vor-
bereitungen zur Abwicklung der Land-
wirtschaftsförderung, Vorbereitungsar-
beiten für die EU-Regionalpolitik, Begut-
achtungsverfahren bei Harmonisierun-
gen mit dem bestehenden EU-Rechts-
system und bei beabsichtigten EU-Vor-
schriften.
• Euro-Einführung. Die Einführung
des Euro mit 1. Jänner 1999 bedingte
weiterführende Arbeiten im Rahmen des
Projektes „Euro-Umstellung in der NÖ
Landesverwaltung“, dessen Leitung ei-
nem Mitarbeiter der Abteilung Finanzen
übertragen wurde.

Fachbereich Rechts- und
Finanzangelegenheiten
F inanzausg le i ch

Der österreichische Finanzausgleich re-
gelt die Verteilung der Abgabenerträge
auf den Bund, die Länder und die Ge-
meinden. Die Abteilung Finanzen vertritt
das Land NÖ in allen damit verbunde-
nen Angelegenheiten. Im Zusammen-
hang damit sind permanent offizielle
und informelle Konsultationen mit Ver-
tretern des Bundes und der anderen
Bundesländer erforderlich.
Nach umfangreichen Verhandlungen im
Jahr 2000, an denen die Abteilung Finan-
zen beteiligt war, trat am 1. Jänner 2001
das Bundesgesetz, mit dem der Finanz-
ausgleich für die Jahre 2001 bis 2004 ge-
regelt wird und sonstige finanzaus-
gleichsrechtliche Bestimmungen getrof-
fen werden - Finanzausgleichsgesetz
2001 (FAG 2001), BGBl. I Nr. 3/2001 - in
Kraft.

S te l l ungnahmen  zu Gese tzes -
und Ve ro rdnungsen twür fen
Im Rahmen des Begutachtungsverfah-
rens besteht die Aufgabe der Abteilung
Finanzen in erster Linie darin, zu prüfen,
ob durch Bestimmungen in Gesetzes-
und Verordnungsentwürfen finanzielle
Interessen des Landes NÖ berührt wer-
den und sich dadurch Auswirkungen
auf das Landesbudget ergeben.

Konsu l t a t i onsmechan i smus
Am 15. Jänner 1999 trat die Vereinba-
rung zwischen dem Bund, den Ländern
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2004 über die Finanzierung des öffentli-
chen Krankenanstaltenwesens.
Auf Bundesebene vertritt die Abteilung
Finanzen das Land NÖ bei den mit die-
ser Vereinbarung verbundenen Ver-
handlungen über die Krankenanstalten-
finanzierung. Weiters ist die Abteilung
Finanzen Mitglied der zur Weiterent-
wicklung des Systems einer Leistungs-
orientierten Krankenanstaltenfinanzie-
rung (LKF-System) geschaffenen Struk-
turkommission des Bundes.
Auf Landesebene ist die Abteilung Fi-
nanzen in der Fondsversammlung, de-
ren Vorsitzender der Landesrat für Fi-
nanzen, Mag. Wolfgang Sobotka, ist,
und im Ständigen Ausschuss des NÖ
Gesundheits- und Sozialfonds (NÖGUS)
vertreten. Damit ist eine intensive Ein-
bindung in die Erstellung des Voran-
schlages des NÖGUS und in die Kran-
kenanstaltenfinanzierung im Land NÖ
insgesamt verbunden.

Te i l nahme  an Baube i rä ten

Gemäß der Dienstanweisung „Baubei-
rat" der Landesamtsdirektion vom 9. Jän-
ner 2001, Systemzahl 01-01/00-0750, ist
der Leiter der Abteilung Finanzen bzw.
sein Vertreter in jedem Baubeirat Mit-
glied.
Die Tätigkeit des Vertreters der Abtei-
lung Finanzen in den Baubeiräten be-
steht im Wesentlichen darin, auf eine
sparsame Verwendung der Landesmit-
tel zu achten.
Sollte sich eine Überschreitung der ge-
nehmigten Gesamtkosten abzeichnen,
wird von der Abteilung Finanzen gefor-
dert, dass Einsparungsvorschläge vor-
gelegt werden, damit der vorgesehene
Kostenrahmen eingehalten werden
kann. Falls sich dies als nicht möglich
erweist, ist unverzüglich die Zustim-
mung der zuständigen politischen Gre-
mien zu einer Kostenüberschreitung
einzuholen.
Von besonderer Bedeutung für diese
Tätigkeit ist dabei der in jeder Baubei-
ratssitzung zu erstattende Bericht über
die Finanzierungssituation, die durchge-
führten und beabsichtigten Vergaben
sowie über die Kostenentwicklung im
Vergleich zu den veranschlagten Kosten
und zum Baufortschritt.

Zen t ra l e  Ge ldve rwa l t un .g
(Gash -Poo l i ng )

Die von der Abteilung Finanzen auf
Grund eines Berichtes des NÖ Landes-
rechnungshofes über die Geldflüsse
zwischen kreditverwaltenden Abteilun-
gen und nachgeordneten Dienststellen
(Prüfung 9/1999) betriebene Umstellung
der Konten nachgeordneter Dienststel-
len auf ein Neben- oder Subkontensys-
tem konnte im Jahr 2001 weitestgehend
abgeschlossen werden.

Probleme 2001
Fachbereich
Wirtschaftsangelegenheiten .

• Landes-Finanzsonderaktion für Ge-
meinden. Die hohe Anzahl der Förde-
rungsansuchen, die oft sehr zeitaufwen-
dige Beratung und die Begleitung bis zur
endgültigen Rückzahlung der Darlehen
sind enorm arbeitsintensiv.
• Subventionen. Die Abrechnung der
Förderungen ist sehr aufwendig, weil
das gesamte Projekt überprüft wird. Da-
durch wird versucht, eine korrekte Ab-
wicklung der Förderung und somit der
Finanzierung zu gewährleisten,

Fachbereich Rechts- und
Finanzangelegenheiten

F inanzausg le i ch

Auf Grund der Vorgabe des Bundes,
dass Österreich bereits im Jahr 2002
kein öffentliches Defizit mehr ausweisen
soll, waren bei den Finanzausgleichs-
verhandlungen im Jahr 2000 beträchtli-
che finanzielle Zugeständnisse der Län-
der erforderlich, deren Einhaltung zu-
dem durch eine Pönalebestimmung im
Österreichischen Stabilitätspakt 2001
abgesichert wird. Dies dürfte in den
kommenden Jahren große Anstrengun-
gen bei Erstellung und Vollziehung des
Landeshaushalts verursachen.

S te l l ungnahmen  zu Gese tzes -
und Ve ro rdnungsen twü r fen
Die von den Bundesdienststellen einge-
räumten Begutachtungsfristen werden -
auch bei wichtigen Gesetzen - oft zu
kurz bemessen. Weiters fehlen gele-
gentlich in den erläuternden Bemerkun-
gen Angaben darüber, wie sich der vor-
geschlagene Gesetzes- bzw. Verord-
nungsentwurf auf die Länder finanziell
auswirken wird. Die für die Abschätzung
der finanziellen Auswirkungen auf das
Land NÖ unverzichtbaren Kostenerhe-
bungen durch die zuständigen Fachab-
teilungen erfolgen des Öfteren nicht im
erforderlichen Ausmaß.

Konsu l t a t i onsmechan i smus
Die auf Grund der großen finanziellen
Bedeutung dieses Instruments sorgfälti-
ge Wahrnehmung der mit der Vereinba-
rung über einen Konsultationsmecha-
nismus verbundenen Rechte, die durch
teilweise knappe Begutachtungsfristen,
erforderliche interne Verwaltungsab-
läufe und manchmal erforderliche Ab-
stimmungen mit anderen Bundeslän-
dern stark erschwert wird, bindet in gro-
ßem Ausmaß personelle Ressourcen
des Fachbereichs.

K rankenans ta l t en f i nanz ie rung
Auf Grund der Vorgabe des Bundes,
dass Österreich bereits im Jahr 2002
kein öffentliches Defizit mehr ausweisen

und den Gemeinden über einen Konsul-
tationsmechanismus und einen künfti-
gen Stabilitätspakt der Gebietskörper-
schaften, BGBl. I Nr. 35/1999, in Kraft.
Diese Vereinbarung ermöglicht es den
Ländern erstmals, rechtsetzende Maß-
nahmen des Bundes, die finanzielle
Auswirkungen auf die Länder haben,
wirkungsvoll zu beeinspruchen. Die
Wahrnehmung der dem Land NÖ aus
dieser Vereinbarung erwachsenden
Rechte wurde der Abteilung Finanzen
übertragen.
Bisher wurde in 30 Fällen die Aufnahme
von Verhandlungen in einem Konsulta-
tionsgremium beantragt, wobei nur in ei-
nem Fall tatsächlich eine derartige Ver-
handlung stattgefunden hat. In einigen
Fällen wurde der Antrag, großteils nach
entsprechenden Änderungen der Vorla-
gen durch den Bund, zurückgezogen.
In allen anderen Fällen sind die Recht-
setzungsvorhaben des Bundes bis auf
weiteres sistiert.

S tab i l i t ä t spak t

Im Jahr 1999 trat die „Vereinbarung zwi-
schen dem Bund, den Ländern und den
Gemeinden betreffend die Koordination
der Haushaltsführung von Bund, Län-
dern und Gemeinden (Österreichischer
Stabilitätspakt)“, BGBl. I Nr. 101/1999, in
Kraft. Darin wird die Koordination der
Führung der Haushalte von Bund, Län-
dern und Gemeinden im Hinblick auf
die gemeinschaftsrechtlichen Regeln
über die Haushaltsdisziplin der Mitglied-
staaten geregelt. Zur Wahrnehmung der
Aufgaben der Haushaltskoordinierung
werden politische Koordinationskomi-
tees eingerichtet. Die Abteilung Finan-
zen unterstützt dabei den Landesrat für
Finanzen, der das Land NÖ sowohl im
gesamtösterreichischen als auch im NÖ
Koordinationskomitee vertritt.
Im Jahr 2001 wurden Verhandlungen
über eine „Vereinbarung zwischen dem
Bund, den Ländern und den Gemein-
den über eine Verstärkung der stabili-
tätsorientierten Budgetpolitik (Österrei-
chischer Stabilitätspakt 2001)“, BGBl. I
Nr. 39/2002, geführt und abgeschlos-
sen. Diese regelt die Beiträge der öster-
reichischen Gebietskörperschaften zu
einem öffentlichen Nulldefizit. Der Ab-
schluss der Vereinbarung wurde vom
NÖ Landtag in seiner Sitzung am
13. Dezember 2001 genehmigt.

K rankenans ta l t en f i nanz ie rung

Nach umfangreichen Verhandlungen im
Jahr 2000, an denen die Abteilung Finan-
zen beteiligt war, trat am 1. Jänner 2001
die „Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG
über die Neustrukturierung des Gesund-
heitswesens und der Krankenanstaltenfi-
nanzierung'', BGBl. I Nr. 5/2001, in Kraft.
Diese bestimmt bis zum 31. Dezember
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soll, konnten bei den Verhandlungen
über die „Vereinbarung gemäß Art. 15a
B-VG über die Neustrukturierung des
Gesundheitswesens und der Kranken-
anstaltenfinanzierung" die Ziele der
Länder, die auf Grund der Deckelung
der Beiträge des Bundes und des
Hauptverbandes der österreichischen
Sozialversicherungsträger entstandene
Finanzierungslücke zu schließen, die
genannten Beiträge zu erhöhen und de-
ren Deckelung abzuschaffen, nicht er-
reicht werden. Dies wird in den kom-
menden Jahren große Anstrengungen
bei Erstellung und Vollziehung der Vor-
anschläge der NÖ Fondskrankenanstal-
ten verursachen.

Te i l nahme  an Baube i rä ten

Für den Vertreter der Abteilung Finanzen
ist es mangels technischer oder medizi-
nischer Spezialkenntnisse nicht immer
möglich, die Fragen der Notwendigkeit
bzw. Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlich-
keit von in Baubeiratssitzungen zur Dis-
kussion stehenden Baumaßnahmen bzw.
Anschaffungen zu beurteilen. In diesem
Fall muss auf die Wohlmeinung des
Sachverständigen vertraut werden.

Ziele 2002
Fachbereich
Haushaltsangelegenheiten

Das Ziel einer benutzerfreundlichen Ge-
staltung des Voranschlages konnte auch
für das Jahr 2002 mit der Konzentration in
einem Voranschlagsband (plus Dienst-
postenplan) wieder erreicht werden. Der
Voranschlag 2002, der erste in der neuen
Währung, dem Euro, ist seit Mitte des Jah-
res 2001 auch im Internet, und zwar über
die Homepage des Landes Niederöster-
reich http://www.noe.gv.at, abrufbar.
Die erste Jahreshälfte des Jahres 2002
wird von der Erstellung des Voran-
schlags 2003 geprägt sein. Das Ziel wird
dabei sein, die Vorgaben des NÖ Bud-
getprogramms 2001-2004 trotz der sich
ändernden wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen vollständig umzusetzen.

Fachbereich
Wirtschaftsangelegenheiten
• Landes-Finanzsonderaktion für Ge-
meinden - allgemein. Ziel der Aktion ist
es, Einrichtungen zu fördern, die der Ver-
besserung der Kommunikation innerhalb
der Gemeinde dienen. Der Schwerpunkt
der Anträge liegt bei Straßenbauten,
Mehrzweckhallen, Amtsgebäuden, Feu-
erwehren und Badsanierungen.
• Landes-Finanzsonderaktion für Ge-
meinden - Energie. Ziel dieser Aktion ist
es, die Gemeinden zu motivieren, den En-

ergieverbrauch in gemeindeeigenen Ge-
bäuden, die öffentlichen Zwecken die-
nen, zu minimieren.
• Subventionen. Es werden vor allem
Vereine und verschiedene Institutionen
unterstützt,'um ihnen verschiedene Akti-
vitäten oder Investitionen zu ermögli-
chen.

F inanzmanagemen t

Der im Jahr 2000 begonnene Ausbau der
bestehenden Elemente eines Finanzma-
nagements wird fortgesetzt werden.

Statistik 2001

Fachbereich
Haushaltsangelegenheiten

Im Juni 2001 wurden vom NÖ Landtag
folgende Beschlüsse über den Landes-
haushalt gefasst:
• NÖ Budgetprogramm 2001-2004:
Ziel ist, die Voranschläge des Landes in
der Programmperiode so zu erstellen,
dass die zu erbringenden „Haushalts-
überschüsse" gemäß Art. 3 (inklusive
der Haushaltsergebnisse der Fonds ge-
mäß Art. 10) des Österreichischen Sta-
bilitätspakts 2001 bis 2004 erreicht wer-
den und der Schuldenstand stabilisiert
wird.
• Anpassungsbudget 2001: Als „Haus-
haltsüberschuss" des Landes wird der
Finanzierungssaldo vor Finanztransak-
tionen (sog. Maastricht-Ergebnis) mit
S 4.189,000.000,- (€ 304,426.500,-)
festgesetzt. Dieser „Haushaltsüber-
schuss" wird durch Anpassung der Aus-
gaben und Einnahmen des Voranschla-
ges 2001 (in der Fassung des Land-
tagsbeschlusses vom Juni 2000) er-
reicht.
• Umschichtungsbudget 2001: Volu-
men S 612,992.000,- (€ 44,547.866,-);
diese Erhöhung von Ausgaben wird
durch eine Kreditkürzung, sonstige Ein-
sparungen und Mehreinnahmen, die mit
Mehrausgaben in einem ursächlichen
Zusammenhang stehen, bedeckt. Das
Umschichtungsbudget 2001 ist daher
abgangsneutral.
• Voranschlag 2002 mit folgenden Ge-
samtbeträgen:

Fachbereich Rechts- und
Finanzangelegenheiten

F inanzausg le i ch

Im ersten Halbjahr 2002 werden Ver-
handlungen über die Höhe der auf
Grund einnahmenseitiger Maßnahmen
des Bundes bewirkten, gemäß Punkt 20
der Punktation über den Finanzaus-
gleich für die Jahre 2001 bis 2004 dem
Bund vorbehaltenen Mehreinnahmen an
gemeinschaftlichen Bundesabgaben
geführt. Dabei gilt es, die vom Bund be-
reits geltend gemachten übermäßigen
Ansprüche auf das bei den Finanzaus-
gleichsverhandlungen vereinbarte Aus-
maß zu reduzieren.

S te l l ungnahmen  zu Gese tzes -
und Ve ro rdnungsen twü r fen
Zielvorgabe ist, die finanziellen Interes-
sen des Landes wirksam durchzuset-
zen.

Konsu l t a t i onsmechan i smus
Zielvorgabe ist, die Überwälzung finan-
zieller Belastungen vom Bund auf das
Land NÖ durch sorgfältige Wahrneh-
mung der mit der Vereinbarung über ei-
nen Konsultationsmechanismus verbun-
denen Rechte zu verhindern.

K rankenans ta l t en f i nanz ie rung
Ziel der Abteilung Finanzen ist es, dar-
auf hinzuwirken, dass die Aufwendun-
gen der NÖ Fondskrankenanstalten mit
den zur Verfügung stehenden Finanz-
mitteln im Einklang stehen.

Te i l nahme  an Baube i rä ten
Ziel ist es, dass die vorhandenen Mittel
am zweckmäßigsten und wirtschaft-
lichsten eingesetzt und die für das je-
weilige Projekt genehmigten Gesamt-
baukosten nicht überschritten werden.

Zen t ra l e  Ge ldve rwa l t ung
(Cash -Poo l i ng )
Die von der Abteilung Finanzen auf
Grund eines Berichtes des NÖ Landes-
rechnungshofes über die Geldflüsse
zwischen kreditverwaltenden Abteilun-
gen und nachgeordneten Dienststellen
(Prüfung 9/1999) betriebene Umstellung
der Konten nachgeordneter Dienststel-
len auf ein Neben- oder Subkontensys-
tem soll im Jahr 2002 endgültig abge-
schlossen werden.

Voranschlag 2002
Einnahmen € 4.303,376.700,-
Ausgaben € 4.303,376.700,-
Maastricht-Ergebnis
(„Haushaltsüberschuss“) € 304,426.500,-

Fachbereich
Wirtschaftsangelegenheiten

• Landes-Finanzsonderaktion für Ge-
meinden. 2001 genehmigte die NÖ Lan-
desregierung in 2 Sitzungen im Rahmen
dieser Aktion 141 Anträge mit einem Kre-
ditvolumen von S 178,277.000,-.
• Landes-Finanzsonderaktion für Ge-
meinden - Energie. 2001 genehmigte
die NÖ Landesregierung in 2 Sitzungen
im Rahmen dieser Aktion 7 Anträge mit ei-
nem Kreditvolumen von S 4,106.000,-.
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NÖ Landesbuchhaltung

Ziele 2002

• Einbindung weiterer Bereiche der NÖ
Landesbuchhaltung in das Projekt „NÖ
LAKIS“ (NÖ Landeskommunikations-
und Informationssystem)
• Mitarbeit bei der Optimierung der
EDV-Schnittstellenprogramme zum
Mehrphasenbuchhaltungssystem (MPB)
• Mitarbeit in der Projektgruppe für die
Aus- und Weiterbildung der B/O/D-Be-

! diensteten
• Überarbeitung der Richtlinien für die
Verwaltung des unbeweglichen Landes-
vermögens („RUL“)
• Mitarbeit bei der Einführung von Tele-
banking bei kassenführenden nachge-
ordneten Dienststellen
• Vorbereitung der Änderung und Er-
gänzung der Vorläufigen Verrechnungs-
und Zahlungsordnung (WZO) des Lan-
des NÖ auf Grund praktischer Erfahrun-
gen
• Schwerpunktmäßige Schulungen des
Buchhaltungspersonals
• Entwicklung der Programme für die
Inventar- und Liegenschaftsverwaltung
im Zusammenhang mit dem Mehrpha-
senbuchhaltungssystem (MPB)
• EDV-mäßige Adaptierung und War-
tung des Mehrphasenbuchhaltungssys-
tems auf Grund der Buchhalter- und
Kreditverwalterwünsche
• Umsetzung der Ergebnisse aus dem
Bericht der Effizienzanalyse

Schwerpunkte 2001

Die NÖ Landesbuchhaltung hat im Rah-
men der Vollziehung der Landesgeba-
rung, der Gebarung der mittelbaren
Bundesverwaltung und der Auftragsver-
waltung des Bundes sowie von Geba-
rungen der von einzelnen Abteilungen
des Amtes der NÖ Landesregierung
verwalteten Fonds mit Rechtspersön-
lichkeit den Buchhaltungsdienst zu be-
sorgen, das ist:
• die gesamte Buchführung über die
voranschlagswirksame und voran-
schlagsunwirksame (durchlaufende)
Gebarung;
• die Erstellung des Vermögensstan-
des aus der Bestands- und Erfolgsver-
rechnung;
• die Einleitung und Überwachung des
Vollzuges der Zahlungen;
• die Zahlbarstellung der Bezüge sowie
der Ruhe- und Versorgungsgenüsse der
Landeslehrer wie auch die Prüfung de-
rer Reisegebühren im Sinne der Reise-
gebührenvorschrift des Bundes;
• die Verfassung fallweiser Berechnun-
gen und die Verfassung von Monatsab-
schlüssen und des Jahresrechnungsab-
schlusse's mit den erforderlichen Beila-
gen, der für das Jahr 2000 nachstehen-
des Ergebnis vor dem Haushaltsaus-
gleich aufweist.
Siehe auch Internetadresse:
http://www.noe.gv.at/service/f/f1/
budget/rechnungsabschluss/
rechnungsabschluss2000.htm

Gesamteinnahmen ____________________
Ordentliche Einnahmen S 55.193,782.188,18
Außerordentliche Einnahmen S 2.040,573.811,43
Summe S 57.234,355.999,61
Gesamtausgaben
Ordentliche Ausgaben S 56.564,286.537,19
Außerordentliche Ausgaben S 2.660,916.781,94
Summe S 59.225,203.319,13
Bruttoabgang
(administratives Defizit) S 1.990,847.319,52
Nettoabgang S 377,545.517,56
Maastricht-Überschuss S 1.002,697.100,31

• die laufende Nachprüfung der Geld-,
Wertpapier- und Sachgebarung der kre-
ditverwaltenden Stellen und der ihnen
unterstehenden Kassen, Anstalten, Hei-
me, Schulen, Stiftungen und Fonds;
• die Einhaltung des finanziellen Wir-
kungskreises und der Gebarungs- und
Verrechnungsvorschriften durch die kre-
ditverwaltenden Stellen und der ihnen
unterstehenden Kassen, Anstalten, Hei-
me, Schulen, Stiftungen und Fonds;
• die Evidenz von Darlehen und Förde-
rungen des Landes, ausgenommen Ge-
haltsvorschüsse und Darlehen aus Be-
darfszuweisungen sowie die Verpflegs-
kostenverrechnung und
• die Überwachung der Liquidität aller
Landeskonten, Erstellung von Entschei-
dungsgrundlagen für Darlehensaufnah-
men sowie die Veranlagung nicht sofort
benötigter Gelder über Auftrag der Fi-
nanzabteilung.

Landesabgabenamt

Der Landtag von Niederösterreich hat
am 15. Dezember 1994 eine Änderung
des NÖ Anzeigenabgabegesetzes be-
schlossen, die am 25. Februar 1995 in
Kraft getreten ist.
Mit dieser Novelle wurde Werbung, die
gegen Entgelt durch den Rundfunk
(Hörrundfunk oder Fernsehrundfunk)
verbreitet wird, einer Abgabe unterwor-
fen.
Mit Erkenntnis vom 4. Oktober 1997,
G-322, 323/97-8, wurde die diesen Ab-
gabentatbestand normierende Bestim-
mung des NÖ Anzeigenabgabegeset-
zes als verfassungswidrig aufgehoben.
Das Landesabgabenamt am Sitze des
Amtes der NÖ Landesregierung ist auch

nach dem Wirksamwerden der Aufhe-
bung (30. 12. 1997) in I. Instanz mit der
Vollziehung der die Rundfunkabgabe be-
treffenden Tatbestände des NÖ Anzei-
genabgabegesetzes, die sich vor der
Aufhebung ereignet haben, befasst. Als
Ersatz für diese Regelung unter Einbe-
ziehung der übrigen Tatbestände der An-
zeigenabgabe sowie der bisher eben-
falls landesgesetzlich geregelten Ankün-
digungsabgabe wurde das Bundesge-
setz, mit dem eine Abgabe auf Werbe-
leistungen eingeführt wird (Werbeabga-
begesetz 2000), BGBl. I Nr. 29/2000, er-
lassen. Dieses Gesetz konzipiert die
Werbeabgabe als eine von den Abga-
benbehörden des Bundes zu erhebende

gemeinschaftliche Bundesabgabe und
unterwirft Werbeleistungen, soweit sie im
Inland gegen Entgelt erbracht werden,
dieser Abgabe.
Als Werbeleistung gilt:
• die Veröffentlichung von Werbeein-
schaltungen in Druckwerken im Sinne
des Mediengesetzes,
• die Veröffentlichung von Werbeein-
schaltungen in Hörfunk und Fernsehen,
• die Duldung der Benützung von Flä-
chen und Räumen zur Verbreitung von
Werbebotschaften.
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Abteilung Wohnungsförderung A/B

Ziele 2002

Die CO2-Einsparung im Sinne des Ky-
oto-Abkommens ist auch im Sanie-
rungsbereich sowohl klein- als auch
großvolumig umzusetzen.
Im Mehrfamilienwohnhaus-Neubaube-
reich wird das eGovernment-Projekt ab-
geschlossen werden.

Statistik 2001
Eigenheime

Insgesamt sind 4.277 NÖ WFG-Begeh-
ren gestellt worden. Im Rahmen der
„Sonderaktion Dorferneuerung" wurden
146 Ansuchen eingebracht.
Vergabe: 4 Regierungssitzungen

Schwerpunkte 2001

Um die Maastrichtschädlichkeit der
Wohnbauförderung zu verhindern, wur-
den im Neubaubereich Darlehen ver-
zinslich und die Zuschüsse rückzahlbar
gestaltet. Die Verzinsung beträgt 1%
und die Rückzahlbarkeit der Zuschüsse
ist in die Gesamtlaufzeit - verlängert auf
34,5 Jahre - eingebaut.

in der Höhe von S 215.403,- bzw. im
Rahmen des Bundessonderwohnbau-
programmes 1983 S 81,616.459,- zur
Auszahlung. Bei der Basisförderung
sind S 1.185,372.587,- bezahlt worden.

A l t haussan ie rung
Im großvolumigen Bereich der NÖ Alt-
haussanierung wurden in 11 Sitzungen
für 229 Ansuchen mit 4.901 Wohnungen,
13 Ordinationen, 7 Heime und diverse
Nachförderungen und Umlegungen ins-
gesamt S 34,682.096,- als jährlicher Zu-
schuss auf die Dauer von 10 bis 25 Jahren
bewilligt. Als jährlicher nicht rückzahlba-
rer Zuschuss auf die Dauer von 10 bis 25
Jahren wurden S 37,584.129,- bewilligt;
das ergibt im neuen Basisförderungsbe-
reich MHAS 1993 auf die Dauer der För-
derung einen Gesamtzuschussbetrag
von S 484,208.325,-. Als jährlicher rück-
zahlbarer Zuschuss auf die Dauer von
25 Jahren wurden S 3,249.902,- bewil-
ligt; das ergibt im neuen Basisförderungs-
bereich MHAS 1993 auf die Dauer der
Förderung einen Gesamtzuschussbe-
trag von S 81,247.550,-. Weiters wur-
den Förderungsdarlehen in Höhe von ins-
gesamt S 261,949.000,- bewilligt. Insge-
samt gelangten an Förderungsdarlehen
S 5,111.000,- sowie Zuschüsse in Höhe
von S 136,694.885,- zur Auszahlung.

Althaussanierung im
kleinvolumigen Bereich
Insgesamt sind 6.224 Förderungsbegeh-
ren gestellt worden. In 6.179 Fällen wur-
de bereits ein Zuschuss mit einer jährli-
chen Gesamtsumme von S 64,407.529,-
bewilligt. An Zuschüssen sind
S 593,883.327,- angewiesen worden.

Solar-, Wärmepumpen- und
Photovoltaikanlagenförderung
Es sind 2.867 Förderungsbegehren ein-
gereicht worden. Für diese Förderung
wurden insgesamt S 60,992.572,- be-
willigt und S 60,757.400,- ausbezahlt.

Heizkesseltausch- und
Fernwärmeanschlussförderung
Es sind 7.541 Förderungsbegehren ein-
gereicht worden. Für diese Förderung
wurden insgesamt S 136,983.661,- be-
willigt und S 136,439.566,- ausbezahlt.

Übersiedlerförderung
Für Bedienstete, die auf Grund der Ver-
legung des Dienstortes in die Landes-
hauptstadt St. Pölten bzw. in dezentrale
Außenstellen übersiedeln, wurden 5 An-
suchen mit Darlehen in der Höhe von
S 583.000,- bewilligt und für 8 Ansu-
chen S 989.000,- angewiesen. Insge-
samt sind 4 Ansuchen gestellt worden.

Verwertung

Während des gesamten Jahres, vor al-
lem aber in der ersten Jahreshälfte, lie-
fen intensive Beratungen und Hearings
zum Verkauf der Wohnbaudarlehen, um
einen wesentlichen Beitrag zum maas-
tricht-positiven Ergebnis des Landes-
budgets zu leisten.
Die Citigroup wurde Bestbieter und mit
der Verwertung und Veranlagung dieser
Gelder beauftragt. Als Verwertungserlös
konnten 35,4 Mrd. S erzielt werden.

Begehren 4.277
Wohneinheiten 4.924
NÖ WFG 3 1.917,297.135,-

Auf Grund des Baufortschrittes wurden
an WBF 1968, WBF 1984 und NÖ WFG-
Mitteln S 2.166,208.619,- ausbezahlt.
Für bereits fertig gestellte Eigenheime
wurden Annuitätenzuschüsse für Kapi-
talmarktdarlehen in Höhe von
S 25.077,- aus Mitteln der WBF 1968
zum Einzug freigegeben.
Im Bereich der „Sonderaktion Dörfer-
neuerung“ wurden S 33,316.321,- aus-
bezahlt.

Gruppenwohnbau
Auf Grund des Baufortschrittes gelang-
ten S 805.000,- zur Auszahlung.

Mehrfamilienhäuser
Neubau ten

Es wurden in 5 Sitzungen für 419 Ansu-
chen mit 3.448 Wohnungen und 16 Ordi-
nationen sowie diversen Nachförderun-
gen S 2,325.500,- als nicht rückzahlbarer
jährlicher Annuitätenzuschuss auf 25 Jah-
re (das ergibt auf die Dauer der Förde-
rung einen Gesamtzuschussbetrag von
S 58,125.000,-), S 33,496.000,- als ver-
zinster und rückzahlbarer jährlicher
Annuitätenzuschuss auf 25 Jahre
(das ergibt auf die Dauer der Förde-
rung einen Gesamtzuschussbetrag von
S 837,400.000,-) und Förderungs-
darlehen in Höhe von insgesamt
S 2.789,020.000,- jeweils  im Rahmen des
Förderungsmodells 1993 bewilligt. Auf
Grund des Baufortschrittes wurden im
Rahmen des Förderungsmodells 1993
Darlehen von S 1.745,198.000,-, an NÖ
WFG Darlehen S 3,029.000,- und Fonds-
mittel von S 461.000,- angewiesen.
Bei den bereits fertig gestellten Bauvor-
haben gelangten Annuitätenzuschüsse

Rückkaufaktion

Um den einzelnen Darlehensnehmern
ein ähnliches Angebot wie dem Verwer-
ter machen zu können, ist eine Rück-
kaufaktion sämtlicher Landesdarlehen
mit Einreichzeitpunkt vom 1. Jänner bis
30. Juni 2002 beschlossen worden. Der
Nachlass ist gestaffelt nach Restlaufzeit
der Darlehen zwischen 15 und 50%.

Euroumstellung

Sämtliche Gesetze, Verordnungen und
Richtlinien sind mit kundenfreundlichen
Glättungen und Rundungen der Euro-
umstellung angepasst worden.

Umstellung der Eigenheim- und
Mehrfamilienwohnhausförderung

Zur COs-Einsparung im Sinne des Ky-
oto-Abkommens ist sowohl im Eigen-
heim-Neubau- als auch im Mehrfamili-
enwohnhaus-Neubaubereich der Ener-
gieausweis beginnend mit 1. Juli 2002
bzw. mit dem Herbstbeirat 2002 zwin-
gend eingeführt worden, so dass der
Häuslbauer mit einer Energiekennzahl
von 50 (Einschleifregelung über 3 Jahre
beginnend mit Energiekennzahl 60) und
der Mehrfamilienwohnhauserrichter mit
einer Energiekennzahl von 40 ihre Bau-
ten planen müssen.
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Wohnstarthilfe

Für die ab Mai 1999 neu eingeführte
Wohnstarthilfe für Jungbürger wurden in
3 Regierungssitzungen Zuschüsse in
Höhe von S 780.000,- für 49 Ansuchen
bewilligt. Die Auszahlung erfolgt in 10
halbjährlichen Zuschüssen, und es wur-
den Wohnstarthilfezuschüsse in Höhe
von insgesamt S 466.438,- ausbezahlt.

lern wurde Wohnbeihilfe in der Höhe von
S 104,639.885,- bescheidmäßig zuge-
sprochen und insgesamt S 115,811.581,-
angewiesen. Insgesamt wurden 7.654
Bescheide erlassen.

Superförderung
Insgesamt wurden 12.274 Ansuchen um
Superförderung gestellt. 11.209 Förde-
rungswerbern wurde Superförderung in
der Höhe von S 288,623.145,- zugesi-
chert und insgesamt S 273,660.728,-
angewiesen.

Wohnbauforschung

Für die in Niederösterreich eingerichtete
Wohnbauforschung sind 9 Ansuchen
eingelangt und 16 Forschungsvorhaben
mit einem nicht rückzahlbaren Zuschuss
in der Höhe von S 7,988.070,- bewilligt
worden. Für 19 Vorhaben sind
S 5,025.240,- ausbezahlt worden.

Wohnbeihilfe
Insgesamt wurden 7.419 Anträge um
Wohnbeihilfe gestellt. 6.043 Antragstel-

Abteilung Allgemeine Förderung

Arbeitnehmerförderung
Ein Schwerpunkt dieser Förderung liegt
in der Unterstützung von Lehrlingen
während der Dauer ihrer Ausbildung, für
Arbeitnehmerinnen, die berufsspezifi-
sche Weiterbildungskurse besuchen,
für Ausbildungen im 2. Bildungsweg im
Gesundheitsdienst und von in Not gera-
tenen Arbeitnehmerinnen.
Im Jahr 2001 wurden insgesamt 4.154
Ansuchen mit einem Forderungsbetrag
von € 1,770.343,05 (S 24,360.451,39)
positiv erledigt. Für 29 Förderungswer-
ber, die eine Ausbildung im Gesund-
heitsdienst im 2. Bildungsweg absolvie-
ren, wurden Darlehen in der Höhe von
€ 239.529,67 (S 3,296.000,-) bewilligt.
Zusätzlich werden Arbeitgeber geför-
dert, die ältere bzw. weibliche Wie-
dereinsteigerinnen einstellen; dafür wur-
de ein Betrag von € 49.963,81
(S 687.517,-) bewilligt.
Ein weiterer Schwerpunkt ist die Unter-
stützung von Betreuungs- und Beschäfti-
gungsprojekten, die im Rahmen des
„Territorialen Beschäftigungspaktes“ die
Wiedereingliederung von arbeitslosen
Menschen aus und in Problemregionen
des Landes erleichtern sollen. Dafür wur-
den Förderungsmittel in Höhe von insge-
samt € 4,490.464,05 (S 61,790.132,40)
bewilligt (davon für Stiftungen
€ 353.382,76 [S 4,862.652,80] und für
den Verein „Jugend und Arbeit"
€ 1,021.780,05 [S 14,060.000,-]).

NÖ Pendlerhilfe
Im Jahre 2001 wurden 8.096 Anträge
um NÖ Pendlerhilfe eingebracht; von
diesen wurden 5.283 Ansuchen mit ei-
ner Gesamtförderungssumme von
€ 1,442.809,39 (S 19,853.490,-) positiv
erledigt.

Hausstandsgründung
Zur Erleichterung der erstmaligen Haus-
standsgründung in NÖ wurden im Jahre

beit im Jahr 2001 drei Personen für die
Paktkoordination und 2 zur Sicherstel-
lung der Umsetzung des Gender Main-
streaming im Rahmen des Projekts
„Frauen Lobby". Die Koordinationsstelle
wurde aus Mitteln des BMWA und des
ESF finanziert.

Start up
Absolventinnen von mittleren und höhe-
ren Schulen sowie Universitäten erhal-
ten seit 1997 die Chance, durch das ge-
meinnützige Arbeitskräfteüberlassungs-
projekt „Start up" am Arbeitsmarkt Fuß
zu fassen. Im Jahr 2001 waren insge-
samt 72 Dienstnehmer (eine Steigerung
um 22% im Vergleich zum Vorjahr) vor
allem im Bürobereich bzw. im techni-
schen Bereich tätig.

Wiedereinstiegsprojekt für
Seniorenbetreuung
Dieses Projekt wurde entwickelt, um
Frauen über dem 30. Lebensjahr den
Berufswiedereinstieg im Bereich der Be-
treuung und Pflege von alten Menschen
zu ermöglichen. Von den 25 Projektteil-
nehmerinnen konnten bereits 10 Perso-
nen in NÖ Landespensionistenheime
angestellt werden. Drei Teilnehmerinnen
nahmen eine andere Arbeit an, weitere
drei Teilnehmerinnen befinden sich in
Karenzurlaub. Nur für 8 Personen gab
es keine Weiterbeschäftigung.

Flying Nannies
Seit 5 Jahren existiert dieses Beschäfti-
gungsprojekt für arbeitssuchende Kin-
dergärtnerinnen. Insgesamt konnten im
Jahr 2001 wiederum ca. 100 Familien
diese Art der flexiblen Kinderbetreuung
beanspruchen, um vor allem den Müt-
tern eine Berufsausübung zu ermögli-
chen.
103 Kindergärtnerinnen erhielten im
Rahmen dieses Projekts im letzten Jahr
eine Arbeitsstelle.

2001 22 Kinder-zuschüsse mit einer Ge-
samtförderungssumme von € 6.792,80
(S 93.471,-) bewilligt.

Gemeinnütziges
Wohnungswesen

Die Aufsichtsbehörde über die gemein-
nützigen Bauvereinigungen in NÖ hat
2001 20 Prüfungsberichte kontrollierend
eingesehen und an 2 Generalversamm-
lungen und 16 Schlussbesprechungen
über gesetzliche Prüfungen von Bauver-
einigungen teilgenommen und entspre-
chende aufsichtsbehördliche Maßnah-
men unter Beachtung der Grundsätze
der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und
Zweckmäßigkeit veranlasst.
Am Österreichischen Verbandstag der
gemeinnützigen Bauvereinigungen hat
ein Vertreter der Aufsichtsbehörde teil-
genommen.

Verein
„Jugend und Arbeit“
Im Jahr 2001 hat der Verein Jugend und
Arbeit wiederum Arbeitsplätze für Pro-
blemgruppen am Arbeitsmarkt geschaf-
fen. Seit Bestehen des Vereins (1986)
konnten insgesamt mehr als 2100 Ar-
beitsplätze geschaffen werden. Die
Dienstnehmer erbrachten ihre Arbeits-
leistung bei gemeinnützigen Institutio-
nen, Gemeinden und dem Amt der NÖ
Landesregierung. Eine beträchtliche
Zahl der Dienstnehmer waren wiederum
bei Wirtschaftsbetrieben im Einsatz -
140 Langzeitarbeitslose bzw. Berufsein-
steiger waren mittels Arbeitskräfteüber-
lassung aktiv.

Koordinationsstelle des
NÖ Beschäftigungspaktes
Für die Umsetzung und Koordination des
NÖ Beschäftigungspaktes 2000-2004
beschäftigte der Verein Jugend und Ar-
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Rechtsträger, der Tagesbetreuungsein-
richtungen wie auch der Hortbetreiber
durch Zuschüsse Zum Personalaufwand
sowie zum Schulungs- und Ausbildungs-
aufwand und zum Aufwand für begleiten-
de Kontrolle und Supervision (€ 36,34
[S 500,-] bzw. € 25,44 [S 350,-] pro be-
treutem Kind und Monat).
Der Gesamtauszahlungsbetrag betrug
€ 3,889.532,47 (S 53,521.133,58).
• NÖ Familienhilfe. Seit 1. Jänner 1989
fördert das Land Niederösterreich auf
Grund des NÖ Familiengesetzes NÖ Fa-
milien durch einen Zuschuss. Die NÖ Fa-
milienhilfe wird Kindern von NÖ Familien
im Anschluss an den Karenzurl'aub (bzw.
an die Teilzeitbeihilfe) bis zur Vollendung
des 3. Lebensjahres gewährt. Kinder, de-
ren Mütter kein Karenzgeld etc. bezie-
hen, werden schon ab Geburt gefördert.
Die Höhe der NÖ Familienhilfe ergibt sich
auf Grund des gewichteten Pro-Kopf-Ein-
kommens der Familie. Die NÖ Familien-
hilfe wurde per 1. Jänner 2000 auf ma-
ximal € 290,69 (S 4.000,-) monatlich
angehoben, im Jahr 2001 konnten
€ 9,943.851,35 (S 136,830.377,79) an-
gewiesen werden.
• Förderung von Organisationen und
Privatinitiativen im Rahmen des NÖ
Familiengesetzes. An Förderungsmit-
teln wurden € 154.432,03 (S 2,125.031,-)
ausbezahlt. So wurde z. B. die Arbeit der
Interessenvertretung der NÖ Familien un-
terstützt, Familienorganisationen, wis-
senschaftliche Familienarbeit, Elternbil-
dung, Eltern-Kind-Zentren und Veranstal-
tungen im Rahmen der „NÖ Elternschule“
und des „NÖ Partnerschaftstrainings“
gefördert.
• Aktion Familienauto.  Familien mit vier
und mehr Kindern haben die Möglichkeit
einen Zuschuss beim Kauf eines Neuwa-
gens (bis zu € 1.816,82 [S 25.000,-])
bzw. eines Gebrauchtwagens (bis zu
€ 726,73 [S 10.000,-]) zu erhalten. Im
Jahr 2001 sind 287 Familien mit insge-
samt €31 4.673,37 (S 4,330.000,-) geför-
dert worden.
• Zuschuss zu den Beförderungskos-
ten der Kinder zum Kindergarten. Das
Land Niederösterreich hat an Eltern und
Gemeinden Zuschüsse in der Gesamthö-
he von € 1,337.180,15 (S 18,400.000,-)
überwiesen.
• Verwaltungsfonds zur Hilfe für NÖ
Familien. Es wurden an 539 in Not ge-
ratene NÖ Familien nicht rückzahlbare
Beihilfen im Gesamtbetrag von
€ 461.356,22 (S 6,348.400,-) angewie-
sen.
• Familienreferenten auf Gemeinde-
ebene. Auf Gemeindeebene wurden
ehrenamtliche Familienreferenten einge-
setzt. Die derzeit 475 Familienreferenten
werden vom Familienreferat fachlich be-
treut und geschult und sollen als Kon-
takt- und Anlaufstelle für die örtlichen
Familien fungieren.
• Aktivitäten und Initiativen. 2001
wurden wieder zahlreiche Vorträge über
„Familienförderung in Niederösterreich“

Lehrerbörse

Die Lehrerbörse ist ein Beschäftigungs-
projekt für arbeitssuchende Junglehre-
rinnen, das im Jahr 1996 ins Leben ge-
rufen wurde. Es bietet jungen Pädago-
ginnen die Möglichkeit einer Überbrü-
ckung der Wartezeit auf den Schul-
dienst. Insgesamt arbeiteten im Vorjahr
116 Pädagoginnen (vor allem Frauen)
als Hortbetreuer, Lernbetreuer, Stütz-
kraft etc. bei Gemeinden und Vereinen.

Beschäftigungsprojekt für
Menschen mit besonderen
Bedürfnissen

Landesfamilienreferat
Bei der Vollziehung des NÖ Familienge-
setzes lagen im Jahre 2001 die Schwer-
punkte in folgenden Tätigkeitsberei-
chen:
• NÖ Familienpass (mit Unfallversi-
cherung gegen Unfälle im Haushalt, Un-
fallversicherung für Kinder, Zuschuss für
eine Begleitperson beim Spitalsaufent-
halt eines Kindes, Initiativen zur gemein-
samen Freizeitgestaltung usw.). Rd.
89.000 Familien besitzen derzeit den
NÖ Familienpass. In Zusammenarbeit
mit der Firma Marketingservice Thomas
Mikscha gelang es über 1.500 Betriebe
und Freizeiteinrichtungen davon zu
überzeugen, den Familienpassinhabern
Vorteile zu geben. Sämtliche Betriebe
wurden im NÖ Familienjournal (Aus-
gabe 6 „Vorteilskatalog") veröffentlicht.
• Dokumentenmappe. Erstmals wurde
dieses Jahr eine Dokumentenmappe mit
Informationen und allen wichtigen An-
tragsformularen den NÖ Familien mit
neugeborenen Kinder kostenlos zur Ver-
fügung gestellt.
• NÖ Familienurlaubsaktion. An 425
NÖ Familien wurden Urlaubszuschüs-
se mit einem Gesamtbetrag von
€ 80.908,85 (S 1,113.330,-) angewie-
sen.
• Familienjournal Niederösterreich.
Zeitschrift des NÖ Familienreferates, er-
scheint 6-mal jährlich und informiert Fa-
milienpassinhaber und alle interessier-
ten NÖ Landesbürger über Familienför-
derung, Initiativen und Familienpolitik in
Niederösterreich. Die Ausgaben haben
bereits eine Auflage von 97.000 Stück,
die unter anderem an alle Inhaber des
NÖ Familienpasses gehen und bei Be-
hörden aufliegen.
• Aktion Tagesmütter (Hilfe für berufs-
tätige Eltern bei der Kleinkinderbetreu-
ung). Insgesamt wurden den durch-
führenden Organisationen (NÖ Hilfs-
werk, NÖ Volkshilfe, Kath. Familienver-
band St. Pölten und Caritas St. Pölten)
Förderungsmittel von € 3,152.310,30
(S 43,376.735,39) zur Verfügung gestellt.
(Zuschuss zum Pflegebeitrag, je nach
Familieneinkommen bis zu € 290,69
[S 4.000,-]  monatlich). Derzeit werden in
Niederösterreich 5.300 Kinder von rd.
1.600 Tagesmüttern betreut.
• Tagesbetreuungsförderung. Für die-
se Förderung wurden Förderungsmit-
tel in der Höhe von € 1,072.178,50
(S 14,753.497,86) zur Verfügung ge-
stellt. (Zuschuss zum Betreuungsbei-
trag, je nach Familieneinkommen bis zu
€ 290,69 [S 4.000,-] monatlich).
• Hortförderung. Für diese Förderung
wurden Förderungsmittel in der Höhe
von € 616.183,25 (S 8,478.866,42) zur
Verfügung gestellt. (Zuschuss zum Be-
treuungsbeitrag, je nach Familienein-
kommen bis zu € 145,35 [S 2.000,-]
monatlich.)
• NÖ Kinderbetreuungsgesetz 1996.
Förderung der Tagesmütter-/-väter-

Dieses Projekt existiert seit 1997 um be-
hinderte Personen die Möglichkeit zu
bieten, sich per „Training on the job“ für
eine Anstellung im-NÖ Landesdienst zu
qualifizieren. Mit Jahresende 2001
konnten 4 Personen vom Land NÖ in
den Landesdienst „übernommen" wer-
den. Dieses Projekt wurde mit allen 32
Teilnehmern per 1. August 2001 an den
Verein O-Handicap übergeben, wo auch
andere Projekte für Menschen mit Be-
hinderungen angesiedelt sind.

Job 2000
In diesem Projekt wird seit 1997 ein neu-
er Weg in der Zusammenarbeit mit Be-
trieben bestritten. Zu marktüblichen Tari-
fen werden vormals langzeitarbeitslose
Arbeitskräfte an Firmen zur Arbeitsleis-
tung überlassen. Im Vorjahr konnten ins-
gesamt 93 Personen auf diesem Weg
eine Anstellung finden.

Apollonia
Im September 2001 wurde ein Zahnge-
sundheitsprojekt ins Leben gerufen. In
Zusammenarbeit von der NÖGKK, Land
NÖ und AMS wird damit Kariesprophy-
laxe für 4-10-jährige Kinder betrieben.
Insgesamt wurden 11 ausgebildete Kin-
dergärtnerinnen für die Zahngesund-
heitserziehung aufgenommen. Damit
soll das langfristige WHO-Ziel erreicht
werden: 80% der sechsjährigen Kinder
sollen im Jahr 2020 kariesfrei sein.

Nordrand
Seit 2 Jahren wir dieses Projekt für
Suchtprävention in St. Pölten durchge-
führt.
4 Sozialarbeiter und ein Projektleiter be-
treuen Jugendliche im Raum St. Pölten
vorwiegend auf der Straße und in Loka-
len, um ein Abgleiten in eine Sucht (Dro-
gen, Alkohol) zu verhindern. Der Bedarf
für eine derartige Einrichtung ist beson-
ders im Norden von St. Pölten gegeben.
Erste Erfolge können bereits verzeichnet
werden.
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Websites für Kinder, Tipps für den Um-
gang mit Medien, Informative Sendun-
gen für 4- bis 12-Jährige, Überblick
über empfehlenswerte Kindersendun-
gen im Weihnachts- und Osterferienpro-
gramm.
• Medienfachtagung. „Neugierig auf
die Welt“ - Kinder und Informationsan-
gebote in Medien. Ergebnisse der Stu-
dien: „Wissensdurst der Kinder - Woher
Kinder sich ihr Wissen holen" und Ak-
zeptanz von Kindernachrichtensendun-
gen (logo - ARD, klaro - Bayr. Rund-
funk) sowie die Ergebnisse einer Befra-
gung von 860 Schülerinnen zu ihrem In-
formationsinteresse und ihren Informa-
tionsquellen wurden vorgestellt und an
Politikerinnen sowie Medienverantwortli-
che herangetragen.
• Leitungssitzungen und Wahl eines
neuen Vorsitzenden des Kuratoriums,
das aus 15 Mitgliedern besteht: Sonja
Zwazl, Präsidentin der NÖ Wirtschafts-
kammer, wurde zur neuen Vorsitzenden
gewählt, und es wurden 3 Arbeitskreise
beschlossen: AK 1 „Berufsorientierung
und -wähl“, AK2 „Kinderbetreuung“,
AK 3 „Kinder & Alkohol“.

Auslandsösterreicher*
Referat
Auch im Jahr 2001 wurden 13 verschie-
dene Ferienaktionen für Auslandsöster-
reicher-Kinder angeboten. Das Aus-
landsösterreicher-Referat vermittelte fol-
gende Jugendangebote:
„Römerlager" in Carnuntum, Computer-
und Tenniscamp in Annaberg, Jugend-
Zeltcamp- und Wassersportwoche in
Wallsee, Reitwochen in Weistrach und in
Retz, Familiensingwoche in Hohenle-
hen, Musische Generationswoche in
Traunstein, „Zigeunerlager" in Langau,
Intensiv-Sprachkurs im Waldviertel und
in Haindorf, Aufenthalte in Privatfamilien
in ganz Niederösterreich. Durch diese
Aufenthalte entstehen Freundschaften
und Kontakte mit Kindern aus NÖ.
• Ferialpraxisstellen werden für junge
Erwachsene organisiert und dienen der
sprachlichen und beruflichen Vervoll-
kommnung.
• Das Auslandsösterreicher-Jugend-
treffen stand im Jahr 2001 unter dem
Motto „Made in Niederösterreich -
Handwerkliches aus Textil, Holz, Glas,
Stein und Eisen“ und führte die Teilneh-
mer eine Woche lang durch Nieder-
österreich. AÖ-Jugendliche aus 9 ver-
schiedenen Ländern konnten sich über
heimisches Handwerk und bodenstän-
dige traditionelle Verarbeitung einheimi-
scher Materialien informieren.
• Das 7. VIP-AuslandsNiederösterrei-
cher-Treffen brachte eine Rekordbeteili-
gung aus 24 Ländern nach NÖ. Erfolg-
reiche Berufsleute aus Wirtschaft, Tou-
rismus, Kunst + Kultur, Jugend + Erzie-
hung und Umwelt + Gesundheit traten
mit Niederösterreichern der gleichen

sichern und ein kinder- und familien-
freundliches Klima zu fördern.
• TATEN statt WORTE. Organisation
und Durchführung des zum 5. Mal in
Niederösterreich durchgeführten Wett-
bewerbs „Frauen- und familienfreund-
lichste Betriebe in NÖ“ der Initiative
TATEN statt WORTE. Einheitliche Linie
mit den Regionalkomitees der 5 Bun-
desländer. Der Wettbewerb verfolgt das
Ziel: Die Unternehmen zu trauen- und
familienfreundlichen Maßnahmen zu
motivieren, um den Mitarbeiterinnen die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu
erleichtern, in der Wirtschaft Impulse in
Richtung Flexibilität und Innovation und
das Bewusstsein über die Wechselwir-
kung von Wirtschaft und Familie zu för-
dern. Teilnehmen kann jeder Betrieb
(Klein-, Mittel- und Großbetrieb, öffentli-
che Institution und Non-Profit-Organisa-
tion) in NÖ, der trauen- und familien-
freundliche Maßnahmen setzt. Die End-
entscheidung trifft eine 12-köpfige Jury.
3 Landessieger aus NÖ wurden zu Bun-
dessieger gekürt. Mit 72 teilnehmenden
Betrieben am diesjährigen Wettbewerb
ist Niederösterreich Spitzenreiter.
• Familienwirt- und Tischsetaktion.
Diese eingeführte und erfolgreiche Ak-
tion wurde fortgesetzt. Zweck: Motiva-
tion der NÖ Gastwirte zu Kinder- und
Familienfreundlichkeit sowie die Mög-
lichkeit, sich mittels einer Checkliste als
„Familienwirt“ testen und prämieren zu
lassen.
• Lehrlingsinitiative „TATEN statt
WORTE“. Die Förderung der Zusam-
menarbeit zwischen Schule, Wirtschaft
und Eltern sowie bessere Chancen für
einen erfolgreichen Berufseinstieg sind
das gemeinsame Ziel der Initiatoren -
des österreichischen Gewerbevereins
und des Familienbundes - und dem
„Umsetzer", der Interessenvertretung,
die dieses erfolgreiche Projekt nach NÖ
geholt hat, im Landhaus durchführt und
zur Nachahmung in möglichst vielen
Bezirken und Gemeinden anregt. Mit El-
tern und Lehrerinnen werden die Anfor-
derungen der Wirtschaft an den künfti-
gen Lehrling diskutiert und den Schü-
lerinnen Bewerbungstrainings in „Echt-
situationen“ geboten. 34 Unternehme-
rinnen standen 130 Schülerinnen der
Polytechnischen Schule für Bewer-
bungsgespräche mit anschließendem
Feedback zur Verfügung.
• Medienarbeitskreis. Ein auf Wunsch
von Eltern eingerichtetes Informations-
und Diskussionsforum, dem neben El-
ternvertretern, Pädagoginnen und Ver-
tretern aus Familienorganisationen auch
Medienverantwortliche angehören.
Schwerpunkte:
- Entwicklungen der Medien und Aus-
wirkungen auf Familien, Beobachtung
der Entwicklung des Kinderfernsehens
im ORF, Sendungsanalysen.
- Im Rahmen des Elternservices Her-
ausgabe von Orientierungshilfen: Video-
empfehlungsfolder, empfehlenswerte

auf Anforderung von Gemeinden und
Organisationen in ganz Niederöster-
reich abgehalten.
• Internetseiten. Neben der Betreuung
der beiden Internetseiten http://www.
familienpass.at und http://www.eltern-
schule.at wurden auch heuer wieder
zwei neue Internetangebote (http://www.
Partnerschaftstraining.at und http://
www.noe-spielplatz.at) zur Verfügung
gestellt.
• Landesstelle für Sektenfragen.
2001 wurden umfangreiche Beratungs-
und Informationsgesprächen abgehal-
ten sowie externe Tagungen von ande-
ren Institutionen besucht. Auch hier wur-
de die Internetadresse http://www.
sektenstelle.at betreut.
• Spielkiste auf Rädern. Statt des gro-
ßen Familiensonntages hat das NÖ Fa-
milienreferat heuer zum dritten Mal viele
kleinere Familiennachmittage gefördert.
Insgesamt waren es rd. 80 Halbtage, an
denen die „Spielkiste“ bei Gemeinden
und Initiativen zu Gast sein durfte.
• Spiellandschaft Niederösterreich.
Die im Jahr 1995 ins Leben gerufene
Aktion „Spiellandschaft Niederöster-
reich" wurde auch 2001 erfolgreich fort-
gesetzt. Seminare zu den Themen „Kin-
derbeteiligung“, „Spielraumgestaltung“
und „Belebung von Spielträumen“ ver-
mittelten konkrete Methoden an interes-
sierte Erwachsene, die in ihrer Gemein-
de etwas für und mit Kindern tun möch-
ten. „Spiel-T-Räume - Freiräume für Kin-
der" ist der Titel der Zeitschrift der Spiel-
landschaft NÖ. Sie erscheint vierteljähr-
lich und bietet eine Plattform der Vernet-
zung und Information unter Spielraumin-
itiativen in Niederösterreich und über
Landesgrenzen hinaus. Auch heuer
wurde der Wettbewerb „Spiel-T-Räume“
wieder durchgeführt. Die drei Preisträ-
ger des Jahres 2001 waren die Markt-
gemeinde Rossatz-Arndorf, die Stadt-
gemeinde Wieselburg und die Stadtge-
meinde Poysdorf.
• Veranstaltungen. In Zusammenar-
beit mit dem ORF fand am 28. und 29.
Juli 2001 die große Confetti-TV-Show
statt. Die Veranstaltung wurde insge-
samt von rd. 6.000 Personen besucht.

Interessenvertretung
der NÖ Familien
Niederösterreich ist das einzige Bundes-
land mit einer im Gesetz verankerten In-
teressenvertretung für Familien. Die In-
teressenvertretung der NÖ Familien (IV)
- ein Zusammenschluss der drei größten
Familienorganisationen: Katholischer
Familienverband, NÖ Familienbund und
Kinderfreunde NÖ - vertritt Familienan-
liegen auf Landes- und Bundesebene -
wirtschaftlich, rechtlich, sozial und ide-
ell. Hauptziele sind: für die Anliegen der
Familien einzutreten, die Familien in der
Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstüt-
zen, den NÖ Familien Lebensqualität zu

67



Gruppe Finanzen

EQUAL vorbereitet und eingereicht. Der
Kostenrahmen für die Laufzeit von
3 Jahren beträgt rund € 1,817.000,-. An
der Entwicklungspartnerschaft (EP) sind
22 Partnerinnen (Sozialpartner, NGO,
Institutionen) beteiligt. Mit allen wurden
Vorgespräche geführt, von März bis Au-
gust die Maßnahmen vorbereitet und in
4 Sitzungen besprochen. Mit 15. No-
vember wurde der Antrag genehmigt.
Der Struktur-, Finanz- und Organisa-
tionsplan und die transnationale Zusam-
menarbeit wird von einem Organisa-
tionsteam (Frauenreferat, ANF, Verein
Jugend und Arbeit) zur Zeit erarbeitet
und aufgebaut.

Branchen ins Gespräch zum Gedanken-
austausch und zum Erarbeiten gemein-
samer Aktivitäten. Neu dabei war im
Jahr 2001, dass der erste Arbeitstag als
„Expertentag" geführt wurde, wobei
sämtliche Teilnehmer auf beiden Seiten,
zu ihren Berufen passende namentliche
Gesprächspartner hatten. Dadurch
konnten die Arbeitskreise von Anfang
an gezielt auf ihr Interessengebiet ein-
gehen und sehr effizient ihre Themen er-
örtern. Beim „Niederösterreicher-Tag"
am 7. September 2001 konnte die Aus-
landsösterreicher-Referentin auf ver-
schiedene Ergebnisse seit dem voran-
gegangenen Treffen eingehen, unter an-
derem Delegationsreisen (China,
Schweden), auf ein Kindergartenpro-
gramm in Guatemala, ebendort ein Tou-
rismus-Projekt sowie ein Schuleinrich-
tungsauftrag, Ausstellungen von AÖ-
Künstlern in NÖ und von NÖ Sammlun-
gen im Ausland, Studentenaufenthalte
in Indien, Australien und Rom. Dazu
kommen die Kontakte der Politiker im
Ausland, die vom AÖ-Referat über
Landsleute im Ausland unterstützt wer-
den können.
• Kulturpakete mit deutschsprachiger
Literatur werden an Einzelpersonen,
Schulen und Vereine in aller Welt ver-
schickt.
• Gefördert wurden das AÖ-Werk, der
Weltbund der Österreicher im Ausland
und der Fonds zur Unterstützung öster-
reichischer Staatsbürger im Ausland.

Landesfrauenreferat
Gender Mainstreaming (GM)

• Mit GM-Expertinnen gemeinsam wur-
den im Rahmen des Runden Tisches (EU-
Gremium der Frauenreferate) Inhalte er-
arbeitet, die den Verantwortlichen für die
Programmplanungsperiode 2000-2006
vorgebracht wurden, damit dieses Prin-
zip gemäß den EU-Vorgaben im Pla-
nungsdokument berücksichtigt wird. Die
Frauenreferentin ist Mitglied des Begleit-
ausschusses.
• In Zusammenarbeit mit der TEP-Pakt-
koordinatorin wurden neue Strukturen
für die Fortführung und Weiterentwick-
lung der Implementierung von GM im
Rahmen der Umsetzung des Territoria-
len Beschäftigungspaktes NÖ erarbeitet
und umgesetzt.
• Ein Leitfaden für Antragstellerinnen
von EU-Projekten mit regionalem Bezug
wurde als Gemeinschaftsproduktion der.
Österreichischen Frauenreferate erstellt.
Ein besonderer Schwerpunkt wurde auf
GM gelegt.

NOEL - Chancengleichheit am
Arbeitsmarkt der Zukunft
Das Frauenreferat hat als koordinie-
rende Stelle das Projekt NOEL im Rah-
men der EU-Gemeinschaftsinitiative (Gl)

dungszentrum für Frauen Pascalina und
dem TBW-System & Kommunikation in
der Startphase als EU-Projekt durchge-
führt. Das große Interesse der NÖ Frau-
en und die erreichten Erfolge waren Ba-
sis für die Weiterführung als eigenstän-
diges Programm ab 2001.
Die einzelnen Stationen im Jahr 2001
waren: Bildung von rund 50 Mentor-
schaftspaaren; Gesprächsrunde für
Mentorinnen im Landhaus und Informa-
tions- und Kennenlernabend mit Mento-
rinnen und Mentees am 20. Februar;
2 Workshops für Mentees zu den The-
men Rhetorik und Selbstpräsentation am
27. 4. und 14. 9.; Einrichtung der Home-
page http://www.regionalesmentoring.
at, Herausgabe eines Leitfadens für
Mentorinnen, Mentees und interessierte
Organisationen; Unterstützung beim
Aufbau regionaler Mentoring-Treffs (z. B.
Frauenstammtisch Tulln)

Interreg-Projekt
„Nachbarschaft“
Unter dem Titel „east meets west" hat das
Frauenreferat in Zusammenarbeit mit
dem ländlichen Fortbildungsinstitut im
Rahmen des Interreg-Projektes „Nach-
barschaft" eine Veranstaltung organisiert
und am 8. Juni abgehalten. Niederöster-
reichische und slowakische Frauen aus
den unterschiedlichsten Bereichen (Poli-
tik, Wissenschaft, Medien) nahmen teil.
Ziel war der Erfahrungsaustausch und ei-
ne Vernetzung, auch auf virtueller Basis
mit Unterstützung des Web-Portals
http://www.landfrauen.at.

Projekt Landfrauen
Mit dem WEB- Portal http://www.land-
frauen.at beteiligt sich das Frauenreferat
an der weltweit angelegten Informations-
offensive der Vereinten Nationen. Es ist
eine virtuelle Präsentationsplattform für
alle NÖ Frauen und Frauenorganisatio-
nen, die durch ihre Arbeit und ihr Enga-
gement wertvolle Beiträge für das sozia-
le Zusammenleben leisten, und gleich-
zeitig ein spezieller „NÖ Gateway“ zur
Internationalen Gemeinschaft der Land-
frauen, einem weltweiten virtuellen und
realen Netzwerk für Frauen. Am 15. Ok-
tober, dem Internationalen Landfrauen-
tag, wurde das Web-Portal im Rahmen
einer internationalen Enquete mit Teil-
nehmerinnen aus Ecuador vorgestellt.

IF - Informationsfolder
für Frauen
Gemeinsam mit den Frauenreferaten
der Bundesländer Oberösterreich, Stei-
ermark, Salzburg, Tirol, Kärnten und
Vorarlberg wurde 6x jährlich der Infor-
mationsfalter IF herausgegeben. Es ist
dadurch möglich, aktuelle frauenrele-
vante Themen zu transportieren. Die
Auflage beträgt pro Ausgabe 8.000
Stück.

MUT - Mädchen und Technik

Die Frauenreferate von 7 Bundeslän-
dern haben gemeinsam eine sektorale
Entwicklungspartnerschaft (EP) eben-
falls im Rahmen der Gl EQUAL einge-
reicht. Mit 15. November wurde MUT
genehmigt. Zur Zeit werden die Organi-
sations-, Finanz- und Strukturpläne erar-
beitet und die transnationale Zusam-
menarbeit aufgebaut.

Beteiligung am EU-Projekt:
„Rezepte für das
Mainstreaming“

Niederösterreich wurde als repräsentati-
ve Region Österreichs ' ausgewählt,
nachahmenswerte Praktiken zu Gender
Mainstreaming und Frauenförderung
vorzustellen. Eine Broschüre und die
Homepage wurden am 28. Mai im Rah-
men einer Pressekonferenz und einem
Multiplikatorinnengespräch mit GM-Ex-
pertin Dr. Barbara Stiegler der Öffent-
lichkeit präsentiert.

Beteiligung am EU-Projekt:
SoCo - Social Cooperation for
a Europe without exclusion

SoCo ist eine Projektpartnerschaft des
Frauenreferats NÖ und bezweckt die
Gewinnung von neuem Wissen und
Austausch von Erfahrungen durch Ver-
waltungsstellen und NGO, die zur sozia-
len Integration und gegen Ausgrenzung
von Migrantinnen arbeiten. Der erste
Round Table mit Migrationsstellen wur-
de am 11. Oktober abgehalten.

Regionales Mentoring-Programm
für Frauen

Das „Regionale Mentoringprogramm für
Frauen in Politik und Öffentlichkeit in
NÖ" wurde vom Frauenreferat entwi-
ckelt und in Kooperation mit der NÖ
Landesakademie, der NÖ Dorf- und
Stadterneuerung, der Politischen Aka-
demie, dem Technologie und Berufsbil-
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Jugendredewettbewerb

Der Jugendredewettbewerb 2001 wur-
de in 7 Gruppen durchgeführt. Beim
Bundesbewerb in Oberösterreich wurde
der NÖ Vertreter Bundessieger der Po-
ly-technischen Schulen.

Chorleiter-Seminare

Ca. 360 Teilnehmer, die sich in Chorlei-
tung und Stimmbildung schulen ließen.
Alte und neue Chorliteratur wurde erar-
beitet.

Bundesjugendsingen
23.-27. 6. 2001

Das Österreichische Jugendsingen fin-
det alle 3 Jahre in einem anderen Bun-
desland statt, das letzte in Niederöster-
reich war vor 27 Jahren. Die besten in
den Bundesländern ausgezeichneten
Chöre - fast 2.000 Jugendliche - kamen
zu den Chorkonzerten und dem Wer-
tungssingen nach Niederösterreich.
• Als Veranstalter war das Jugendreferat
für die Vorbereitung und Organisation der
Veranstaltung, der Chorkonzerte und des
Wertungssingens einschließlich des tou-
ristischen Programms zuständig.

Volkskultur
Die Pflege und Weitergabe von Volks-
kultur, Brauchtum und traditionellem
Freizeitgut ist wichtiger Teil der kulturel-
len Jugendarbeit. Dies sind Aktivitäten,
die der Pflege und Erhaltung typisch
niederösterreichischen Brauchtums ge-
widmet sind, wie z. B. Volkstänzen,
Volksliedersingen, Volksmusik, Laien-
spiele, Musikantenschulungen, Mund-
artaufführungen usw.

ARGE Jugendtheater

Mitorganisation und Unterstützung von
Spielbegegnungen/Festivals wie Welt-
theatertag, Kindertheatertag Waldviertel
sowie dem NÖ Kindertheatertag in Tulln.

Jugendschach
Es wurden die NÖ Landesfinale für die
unterschiedlichen Altersklassen, Lan-
desmeisterschaften und der NÖ Lan-
desjugendschachtag durchgeführt.

Jugendaustauschförderungen
Für 20 nationale und internationale Ju-
gendaustauschprojekte wurden Förde-
rungsmittel in der Höhe von S 356.500,-
vom Landesjugendreferat Niederöster-
reich vergeben.

Internationale Jugendarbeit
2001 wurden Jugendaustauschprojekte
mit Ägypten, Ungarn, der Slowakei, Po-
len und Italien durchgeführt. Weiters

zu den Multiplikatoren in den einzelnen
Gemeinden in Niederösterreich ist in den
vergangenen Jahren ein immer wesentli-
cherer Faktor der Jugendarbeit gewor-
den. Außenstellen in Laa/Thaya und
Warth. Seit Juni 1999 ist das NÖ Landes-
jugendreferat auch im Internet vertreten.

Kommunale Jugendarbeit

6 Infoveranstaltungen über erfolgreiche
Jugendarbeit in der Gemeinde und Be-
ratungen vor Ort fanden in den Gemein-
den statt. Ein neuer Infofolder zum The-
ma „Sommerferienspiel" wurde produ-
ziert. 39 Gemeinden haben die Bewer-
bungsunterlagen für die Auszeichnung
zur „Jugendpartnergemeinde" einge-
reicht. Weiters wurden Modellprojekte in
den Bezirken Neunkirchen und Mistel-
bach eingerichtet.

Gemeindejugendreferenten/Juge
ndgemeinderäte -
Jugendleiterausbildung
Als Gemeindejugendreferenten bzw. Ju-
gendgemeinderäte fungieren mehr als
700 junge Menschen als Bindeglied zwi-
schen den Jugendlichen und den Ge-
meinden sowie in weiterer Folge zum Lan-
desjugendreferat. Insgesamt besuchten
ca. 900 Jugendliche die vom Jugendrefe-
rat angebotenen Ausbildungsseminare
(Jugendleiterseminare, Chorleiter- und
Schülerzeitungsseminare), volkskulturel-
le und •suchtpräventive Veranstaltungen,
diverse Fachseminare (z. B. Erfolgreiche
Jugendarbeit in der Gemeinde, Wie wird
man Jugendpartnergemeinde), die
Youth@genda in Obertrum und To-
blach/Südtirol sowie 2 Veranstaltungen
des österreichischen Bildungsforums.

Schülerzeitungswettbewerb -
Schülerzeitungsservice
2001 wurde der 11. Schülerzeitungs-
wettbewerb durchgeführt; 36 SZ-Teams
nahmen teil. Es wurden 2 Schülerzei-
tungsseminare mit 48 Teilnehmern so-
wie mehrere. Aktionstage an den Schu-
len abgehalten.

Jugendorganisationen
2001 hat der NÖ Jugendrat 5 und die
Jugendkommission 3 Sitzungen abge-
halten und sich an der Vorbereitung und
Durchführung des Jugendkongresses
beteiligt.

Jungbürgerfeiern
2001 wurden 58 Jungbürgerfeiern mit
insgesamt S 444.909,40,- gefördert.
Mit dem Kindschaftsrecht-Änderungs-
gesetz 2001 wurde die Volljährigkeit auf
das 18. Lebensjahr herabgesetzt. Auf
Grund dessen wurden „Hilfestellungen"
(Plakate, Einladungen, Urkunden, etc.)
überarbeitet.

Kinderferienbetreuungsaktion

Diese Aktion soll berufstätigen Eltern
helfen, die 9-wöchige Ferienzeit der Kin-
der im Sommer besser überbrücken zu
können. 45 Ansuchen von Vereinen und
Gemeinden konnten positiv erledigt
werden. Durchgeführt wurde auch wie-
der die 2-wöchige Ferienbetreuung für
die Kinder von Landesbediensteten im
Landhaus.

Chancengleichheit -
Gleichbehandlung
Mitgliedschaft in der NÖ Gleichbehand-
lungskommission: Teilnahme an den Sit-
zungen und Mitarbeit an der Umsetzung
des Frauenförderplanes, Mitarbeit in Ar-
beitsgruppen, Stellungnahmen zu dienst-
und besoldungsrechtlichen Gesetzes-
und Verordnungsentwürfen und zu Be-
schwerdefällen.

Gegen Gewalt an Frauen

In Zusammenarbeit mit der NÖ LAK und
den NÖ Frauenberatungsstellen und
NÖ Frauenhäusern wurde ein Fortbil-
dungsmodul zum Thema Gewalt an
Frauen entwickelt, das sich speziell an
das ärztliche Personal in Krankenhäu-
sern richtet. In den NÖ Landes-Kran-
kenhäusern wurde diese Fortbildung
abgehalten. Niederösterreich ist somit
das erste Bundesland mit einem derarti-
gen Angebot.

Öffentlichkeitsarbeit
• Publikationen (z. B. 6 x IF, Leitfaden
Mentoring, EU-Leitfaden, ' Webportal
http://www.landfrauen.at, Website
www.regionalesmentoring.at)
• Organisation von Veranstaltungen
und Workshops (z. B. Mentoring am
20. Februar, 27. April und 14. Septem-
ber, Pressekonferenz Rezepte für das
Mainstreaming am 28. Mai; East meets
west am 8. Juni; Round Table Soco am
11. Oktober; Enquete Landfrauen am
15. Oktober)
• Presseaussendungen
• Interviews

Subventionen

Unterstützung von Institutionen, Verei-
nen und Organisationen, die frauenspe-
zifische Aktivitäten anbieten.

Landesjugendreferat
Das Jugendreferat wurde 1947 als Ser-
vice- und Förderungsstelle für außer-
schulische Belange gegründet. Das Ju-
gendreferat versteht sich in erster Linie
als Förderungs-, Koordinations-, Grund-
lagenforschungs- und Entwicklungsstel-
le für neue Ideen in der Jugendarbeit.
Der direkte Kontakt des Jugendreferates
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gen, das Bundesfinale fand in der Stei-
ermark statt.

Plakatwettbewerb
Thema: „Die Welt habt ihr nur von uns
geliehen“. Im Jahr 2001 wurden mehr
als 130 Arbeiten eingereicht. Die Preis-
verleihung fand im Juni 2001 im ORF-
Landesstudio statt.

Suchtprävention
Das Jugendreferat ist bestrebt, alle am
Thema Interessierten miteinander zu
vernetzen, und arbeitet besonders mit
der Fachstelle für Suchtprävention zu-
sammen. Weiters wurden 2 Seminare für
Multiplikatoren und Jugendleiter zur
Suchtprävention veranstaltet.

NÖ Jugendkongress
Im NÖ Landtag fand zum 3. Mal der NÖ
Jugendkongress (Bildung, Ausbildung,
Berufswahl) statt. Das NÖ Jugendrefe-
rat wirkte bei Organisation und Durch-
führung mit.

Internationale Jahr des
Ehrenamtes
Koordinierung des Jugendbereiches
beim Tag des Ehrenamtes, der Viertels-
veranstaltungen „Jugend in Bewegung“
und der Präsentationsveranstaltung im
Parlament.

Jugendförderung nach dem
NÖ Jugendgesetz
61 Jugendgruppen wurden mit insge-
samt S 1,401.000,- für die Errichtung
von Jugendtreffs unterstützt. Die Her-
ausgeber von 15 Jugend- und Schü-
lerzeitungen wurden mit insgesamt
S 41.398,- gefördert.

Förderung von Jugendverbänden
Die Verteilung der Mittel nach dem neu-
em Förderungsmodell an allgemeine Ju-
gendverbände und Jugendverbände
der im Landtag vertretenen politischen
Parteien über S 2,000.000,- wurde in
den Sitzungen der NÖ Landesregierung
vom 29. 5. und 27. 11. beschlossen.

Außenstelle des
Landesjugendreferats Laa/Thaya
Organisation und Durchführung des
Mopedbewerbes „Wer fährt am besten“.
Mithilfe bei der Herausgabe eines Thea-
terfolders für Jugendtheatergruppen
des Weinviertels. Organisation und Mit-
veranstaltung des Projektwettbewerbes
„Unternehmen Zukunft“ für Schüler aus
dem Weinviertel, Tschechien und der
Slowakei sowie Mitorganisation der
Spring Parade in Laa/Thaya. Weiterfüh-
rung des Projektes „Lesen ohne Gren-

fand Anfang Juli das internationale Ju-
gendcamp in Krems mit dem Thema
„Wir - die neue Mitte Europas“ statt.

EU-Beratungs- und
Jugendinformationsstelle
Die Tätigkeit wurde dem neu gegründe-
ten Verein Jugendinformation Nieder-
österreich (TOPZ) übertragen, der vom
Jugendreferat gefördert wird.
Projektwettbewerb „Demokratie in
Bewegung bringen“. Vom Jugendrefe-
rat wurde im letzten Schuljahr wieder ein
Ideen-Wettbewerb durchgeführt, bei
dem sich Schülerinnen in Teams mit
dem Thema Demokratie unter dem Titel:
„Mitbestimmen oder alles hinnehmen“
auseinander setzten. Präsentation und
Preisverleihung fanden am 2. 4. 2001 im
Landtagssaal statt.

Versicherungen
Übernahme der Prämien für die Absol-
venten der Jugendleiterausbildung der
Feuerwehr und des Jugendreferates so-
wie für die Unfall- und Krankenversiche-
rung der Ostkinderaktion.

Medienerziehung/NÖ Medientag
Über die beim Landesjugendreferat ge-
führte ARGE Jugend und Massenme-
dien wurden rund 70 Film-Vorstellungen
an Schulen und Lichtspieltheatern für
3.900 Schülerinnen organisiert. Außer-
dem wurde am 25. 10. 2001 im ORF-
Zentrum am Küniglberg der Medientag
zum aktuellen Thema „Medienfreiheit -
Medienvielfalt: SOS?" veranstaltet.

Publikationen
„Jugend in der Gemeinde“ erscheint al-
le 2 Monate in einer Auflage von 3.800
Stück. Zielgruppen: NÖ Gemeindeju-
gendreferenten, Jugendleiter, Schulen
und Jugendorganisationen. Als neue
Zeitschrift für kommunale Angelegen-
heiten wurde „Jugend in Aktion“ ge-
gründet (Auflage 1.600 Stück).

Dokumentationen
Die Bibliothek des Österreichischen In-
stitutes für Jugendforschung steht zur
Verfügung; damit kann ein reichhaltiger,
systematisch aufgebauter Literaturfun-
dus kostengünstig benützt werden. Die
Berichterstattung in den Zeitungen über
Aktivitäten des Jugendreferates wird
laufend gesammelt, ebenso werden TV-
Berichte aufgezeichnet und archiviert.
Ausgaben 2001 dafür: S 5.551,-.

NÖ Jugendfußball-
Landesmeisterschaft der
Polytechnischen Lehrgänge
Das Poly-Cup-Landesfinale wurde An-
fang Juni in Engelhartstetten ausgetra-

zen“ - Redaktion einer Jugendzeitung
für die Region nördliches Wald-Wein-
viertel, Südböhmen, Südmähren ' und
Westslowakei. Mitorganisation der Be-
zirkstreffen „Gegen sexuelle Gewalt an
Kindern" und Gründung der Arbeitskrei-
se für die einzelnen Bezirke. Organisa-
tion der Bezirksjugendinitiative Mistel-
bach. Allgemeine Auskünfte für Jugend-
leiter und Multiplikatoren.

Seniorenstelle
Auf Grund des NÖ Seniorengesetzes
wurden 2001■ folgende Aktivitäten ge-
setzt:
• Förderung der Seniorenorganisatio-
nen gern. § 4 des NÖ Seniorengesetzes
• Überprüfung der Verwendungsnach-
weise der Seniorenorganisationen
• Überprüfung der Ortseinsatzstellen
sowie der Pfarr- und Religionsgemein-
schaften mit aktiver Seniorenarbeit
• Förderung des NÖ Sängerbundes,
des NÖ Schachverbandes und des Se-
niorentanzes
• Organisation einer Sitzung des Senio-
renbeirates
• Herausgabe der Seniorenbroschüre
2002 (ca. 420.000 Exemplare)
• Herausgabe der 55+ Vorteilskarte
• Durchführung der Seniorenurlaubsak-
tion: Überprüfung der Anträge bezüg-
lich Einkommen, Urlaubszeitraum, Min-
destentfernung. Ca. 3.072 Anträge wur-
den im Jahr 2001 positiv erledigt. Über-
prüfung der Gastgewerbebetriebe im
Rahmen der Seniorenurlaubsaktion.
• Organisation der Seniorenevidenz
• Heizkostenzuschuss - telefonische'
Auskünfte
• Durchführung eines Gewinnspieles
für Senioren
• Auswertung der Seniorenstudie

NÖ Kinder & Jugend
Anwaltschaft
Als weisungsfreie Interessenvertretung
für Kinder und Jugendliche hat die Kin-
der & Jugend Anwaltschaft im Jahr
2001 ihre Funktion als Anlauf-, Informa-
tions- und Beratungsstelle für Kinder
und Jugendliche, für Eltern bzw. für alle,
die mit Kindern und Jugendlichen arbei-
ten, sich für Kinder und Jugendliche
einsetzen, Vermittler bei Konflikten zwi-
schen Kindern und Eltern/Erwachsenen
bzw. zwischen Betroffenen und Einrich-
tungen der Jugendwohlfahrt, Schule
etc. und Sprachrohr für Kinder- und Ju-
gendanliegen wahrgenommen. Ziel ist
die Verbesserung der Lebensbedingun-
gen von Kindern und Jugendlichen auf
individueller, struktureller und gesetzli-
cher Ebene.
Mit 1. Juli 2001 wurde Frau Mag. Ga-
briela Visy zur neuen Leiterin bestellt.
Einige der Schwerpunkte der Arbeit im
Jahr 2001 waren:
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ne Homepage ins Internet zu stellen. Er-
fahrungen anderer Bundesländer haben
ergeben, dass diese Angebotsform von
Kindern, vor allem aber Jugendlichen
entsprechend genützt wird.

Kids & Teens
Das Magazin „Kids & Teens“, welches
sich vor allem an Multiplikatorlnnen und
(politische) Entscheidungsträger richtet,
ist seit September 2001 für alle Interes-
sierten unter der Internetadresse www.
kija.at anzusehen.
„Kids & Teens" beinhaltet neben Schwer-
punktthemen zahlreiche Projektvorstel-
lungen und Veranstaltungstipps. Zusätz-
lich wurde in Niederösterreich ein news-
letter verschickt.

Neue Werbelinie - Vorarbeiten
Im November des vergangenen Jahres
wurde ein neues Logo entworfen und
gleichzeitig mit der Entwicklung einer
neuen Werbelinie begonnen. Im Februar
2002 sollen die teilweise schon veralte-
ten Plakate und Folder durch neue, zeit-
gemäße Drucksorten ersetzt werden.
Daneben beteiligte sich die NÖ Kinder
& Jugend Anwaltschaft an der von der
Salzburger Kinder & Jugend Anwalt-
schaft in Kooperation mit der Werbe-
agentur Huber-Gürtler kreierten Sujetli-
nie „T-factory“. Mit Hilfe von Freecards
und Klebern möchte man vor allem die
Zielgruppe der Jugendlichen anspre-
chen und diese verstärkt auf die Institu-
tion der Kinder & Jugend Anwaltschaf-
ten aufmerksam machen.

Vernetzungsarbeit
Vernetzung heißt, die verschiedenen In-
stitutionen und Initiativen „rund ums
Kind" kennen zu lernen. Ziel ist u. a. ei-
ne Optimierung der vorhandenen Res-
sourcen durch Vermeidung von Mehr-
gleisigkeiten und Leerläufen und die
Verkürzung der Kommunikationswege.
Vernetzung bedeutet auch (interdiszipli-
näre) Zusammenarbeit und koordinier-
tes Vorgehen. Die Teilnahme und Mitwir-
kung in zahlreichen regionalen und
fachspezifischen Arbeitskreisen (z. B.
Jugendplattform, Koordinationsteams,
Drogenbeirat, Sozialbeirat) ist daher ei-
ne zentrale Aufgabe der Kinder & Ju-
gend Anwaltschaft.

Ständige Konferenz der Kinder
& Jugend Awaltschaften
Auch 2001 fanden wieder zwei Konfe-
renzen (März/Linz und Oktober/Wien)
der Kinder & Jugend Anwälte statt, bei
denen internationale Kinderrechtsaktivi-
täten, bundesweite Kinder- und Ju-
gendangelegenheiten und regionale
Modellprojekte besprochen und ge-
meinsame Kooperationsstrategien ent-
wickelt wurden.

derung notwendig ist. Konflikte können
negativ erlebt werden, bieten aber auch
die Ghance zur Entwicklung und Ver-
besserung der gegenseitigen Beziehun-
gen. Nicht der Konflikt ist das Problem,
sondern die Art und Weise, wie damit
umgegangen wird!
Die NÖ Kinder & Jugend Anwaltschaft
bietet zu dieser Thematik ein Pilotprojekt
mit dem Titel „Konflikte sind zum Lösen
da" für Klassengemeinschaften der drit-
ten und vierten Volksschule an. Die Kos-
ten werden vom Land NÖ zur Gänze
übernommen. Vorerst wurden 30 Klas-
sen für das Pilotprojekt ausgewählt. Am
27. November 2001 wurde das Projekt
im Rahmen einer Pressekonferenz mit
Frau LH-Stv. Liese Prokop der Öffent-
lichkeit vorgestellt. Das Projekt wird vom
Institut Ko. m. m. (Konflikte miteinander
meistern) aus St. Pölten und von A. M. P.
(Arbeitsgemeinschaft für mediative Päd-
agogik) aus Mödling durchgeführt.

Zeichenwettbewerb
„Friedenswunsch“
Die NÖ Kinder & Jugend Anwaltschaft
hat die Schüler und Schülerinnen der 3.
und 4. Klassen der Volksschulen im Be-
zirk Krems Land und in Krems Stadt ein-
geladen, ihre Friedenswünsche zu
zeichnen.
Den Kindern sollte dadurch die Mög-
lichkeit gegeben werden, die Gewalt,
mit der sie vor allem durch die Ereignis-
se des 11. Septembers 2001 konfron-
tiert wurden, zu verarbeiten und ihre
Vorstellungen und Wünsche zu einer
friedlichen Welt zu malen.
Die Schüler und Schülerinnen haben auf
vielfältige und äußerst kreative Weise ihre
Vorstellungen zu Papier gebracht. Über
450 Zeichnungen wurden an die NÖ Kin-
der & Jugend Anwaltschaft gesandt. Die
Zeichnungen konnten zu einem Teil in der
Raika Krems, zu einem anderen Teil im
Foyer des Hauses 1a im Landhaus in
St. Pölten bewundert werden.

Öffentlichkeitsarbeit
Um das zentrale Thema „Kinderrechte"
weiterhin erfolgreich publik und die Ar-
beit der Kinder & Jugend Anwaltschaft
transparent zu machen, wurden Diskus-
sionsrunden mit Schulklassen und Vor-
träge vor Multiplikatoren (Lehrerinnen,
Kindergartenpädagoginnen, Sozialpäd-
agoginnen, Diplomsozialarbeiterinnen,
Jugendgruppenleitelnnen, Gemeinde-
vertreterinnen etc.) abgehalten. Die gu-
ten Kontakte zu Presse und Rundfunk
ermöglichten es, bei Anlassfällen und
zu aktuellen Themen als Experten in Be-
zug auf Kinderrechte in zahlreichen In-
terviews Stellung zu nehmen.

Homepage
Die NÖ Kinder & Jugend Anwaltschaft
plant, im Februar/März 2002 eine eige-

Minderjährige Opfer von Gewalt
und sexueller Ausbeutung

Mit 31. März 2001 endete die mit der
Rechtsanwaltskammer für Niederöster-
reich geschlossene Vereinbarung über
eine unentgeltliche anwaltliche Vertre-
tung von minderjährigen Gewaltopfern.
Ziel dieser Initiative war die Verbesse-
rung der Begleitung von Kindern und
Jugendlichen im Strafverfahren. Die Be-
troffenen sollten durch das Verfahren in
ihren bestehenden Rechten nicht beein-
trächtigt bzw. nicht noch weiter geschä-
digt werden, als sie durch die Vorfälle
der Vergangenheit ohnehin waren und
hatten die Möglichkeit, ihren Anspruch
auf Schmerzensgeld- bzw. Schadenser-
satzforderungen geltend zu machen.
Das Angebot wurde von über 50 Betroffe-
nen in Anspruch genommen und wurde so-
wohl von den Kindern und Jugendlichen,
den Eltern und Erziehungsberechtigten als
auch der Polizei bzw. Gendarmerie und
den Jugendabteilungen als notwendige
und wertvolle Unterstützung erlebt.

NÖ Jugendgesetz
Anfang des Jahres 2001 konnte die Ex-
pertengruppe des Arbeitskreises „Har-
monisierung der Jugendschutzbestim-
mungen" mit Teilnehmerinnen aus den
Bundesländern Wien, Burgenland und
Niederösterreich ihre Arbeit erfolgreich
abschließen. In den einzelnen Bundes-
ländern wurden daraufhin entsprechen-
de Gesetzesvorschläge zur Novellierung
der Jugendschutzbestimmungen ver-
fasst. Es konnte erreicht werden, dass
die wesentlichen, für den Jugend-schutz
relevanten Eckdaten zwischen den drei
Bundesländern aufeinander abgestimmt
wurden. Diese Harmonisierung drückt
sich u. a. in der Übereinstimmung bei
den Ausgehzeiten der verschiedenen Al-
tersgruppen, bei den Bestimmungen be-
züglich Alkohol- und Tabakkonsum in der
Öffentlichkeit, in einer stärkeren Beto-
nung der Elternverantwortung im Rah-
men ihrer Erziehungsarbeit sowie im ein-
heitlichen Motiv „Hilfe statt 'Strafe“ aus.
Die NÖ Kinder & Jugend Anwaltschaft
hat im Laufe des gesamten Prozesses
der Entstehung dieses Gesetzes regel-
mäßig an den diversen Besprechungen
und Expertenrunden teilgenommen und
immer wieder Stellungnahmen dazu ab-
gegeben. Im neuen NÖ Jugendgesetz ist
nicht zuletzt durch intensive Bemühun-
gen seitens der Kinder & Jugend Anwalt-
schaft erstmals auch der Grundsatz der
Partizipation von Kindern und Jugendli-
chen im kommunalen Bereich enthalten.

„Konflikte sind zum Lösen da“ -
Projekt zur mediativen Pädago-
gik und Gewalt-prävention
Konflikte sind im Zusammenleben von
Menschen alltäglich. Konflikte sind aller-
dings ein Symptom dafür, dass Verän-
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nales Netzwerk von NGOs, deren Ziel-
setzung der Informationsaustausch
über Initiativen im Bereich „Kinderrech-
te", deren Umsetzung in Österreich
(bzw. den einzelnen Bundesländern)
und der Berichterstattung an das Kin-
derrechtekomitee in Genf (parallel zum
Regierungsbericht) ist. Die Treffen fin-
den 3-4 Mal jährlich statt.

Nicht nur betroffene oder besorgte El-
tern, sondern auch Jugendliche legen
nach zum Teil telefonischen Kontaktauf-
nahmen immer größeren Wert darauf,
ihre Fragen und Probleme nicht nur
über Telefonate, sondern in persönli-
chen Beratungsgesprächen zu erörtern.
Schwerpunktthemen in der Beratung
sind u. a. Scheidung/Trennung der El-
tern und die damit verbundenen Fol-
gen für die Kinder, Verselbständigung
von Jugendlichen bzw. Möglichkeiten
des Auszugs aus dem Elternhaus,
Straffälligkeit von Jugendlichen und
Umgang mit der Exekutive, Konflikte
zwischen Kindern/Jugendlichen und ih-
ren Eltern etc.

Arbeitsgruppe
Prozessbegleitung

Diskussionsschwerpunkte dieser ministe-
riellen Arbeitsgruppe sind: Anlaufstellen,
Standards und Qualitätssicherung, Ko-
operation, Förderung und Finanzierung,
rechtliche und juristische Aspekte und Öf-
fentlichkeitsarbeit zum Thema Prozess-
begleitung für Kinder, Jugendliche und
Frauen, die Opfer von Gewalt wurden.
2001 fanden dazu 6 Sitzungen statt.

National Coalition

Die Kinder & Jugend Anwaltschaft wur-
de im Jahr 2001 offizielles Mitglied bei
der National Coalition. NC ist ein natio-

Beratungstätigkeit

Ein Aspekt in der Arbeit der NÖ Kinder
& Jugend Anwaltschaft, der in den letz-
ten Jahren immer mehr in den Vorder-
grund gerückt ist, sind die persönlichen
Beratungsgespräche.

Schwerpunkte 2001

Stiftungsleistungen

Die Abteilung verwaltet 14 Bundes- und
4 Landesstiftungen, deren Vermögen
vorwiegend aus Haus- und Grundbe-
sitz, Wertpapieren sowie zwei Forstgü-
tern in Ottenstein und in Thunau/Kamp
besteht.
Die Erträgnisse dieser Stiftungen dienen
gemäß den Bestimmungen des Bundes-
Stiftungs- und Fondsgesetzes, BGBl.
Nr. 11/1975, bzw. des NÖ Landes-Stif-
tungs- und Fondsgesetzes, LGBI. 4700-
0, der Erfüllung gemeinnütziger oder
mildtätiger Zwecke.
Die Stiftungsleistungen bestehen daher
- entsprechend den Stiftungssatzun-
gen, die auf den Anordnungen des je-
weiligen Stifters in den Stiftsbriefen be-
ruhen - aus
- verschiedenen Stipendien,
- Kuraufenthalten,
- Sozialbeihilfen und
- Internatsfreiplätzen,
die zum größten Teil Niederösterrei-
chern zugute kommen.
Darüber hinaus wurden im Jahr 2001
23 Leistungsstipendien zu je € 1.453,46
(S 20.000,-) aus der „Windhag Stipendi-
enstiftung für Niederösterreich" für be-
sondere Leistungen niederösterreichi-
scher Studenten an der Universität
Wien, der Universität für Bodenkultur
Wien, der Technischen Universität Wien,
der Veterinärmedizinischen Universität
Wien und der Wirtschaftsuniversität
Wien verliehen.
Insgesamt wurden Stiftungsleistungen
in der Höhe von € 1,014.689,11
(S 13,962.426,50) erbracht. Gegenüber
dem Jahr 2000 ergibt dies eine Steige-
rung um_€.54.657,38 (S 752.102,-).

Seit Herbst 2001 werden die Stipen-
dienstiftungen auch auf der Landes-
homepage publik gemacht. Vorausset-
zung dafür war die Ausstattung der ge-
samten Abteilung mit Internetzugang im
Jänner 2001.

Stiftungshausverwaltung
Es werden insgesamt 31 Stiftungshäu-
ser und 2 Eigentumswohnungen in Wien
und Niederösterreich sowie das Ortho-
pädische Spital in Wien 13., verwaltet.
21 Objekte werden von Hausbesorgern
betreut. Die übrigen .Objekte werden
von den Mietern selbst oder von Reini-
gungsfirmen gesäubert. Weiters sind
2 Grundstücke im Gesamtausmaß von
rund 20.000 mz mittels Baurechtsvertrag
vergeben.
• AusdenHauseinnahmenwurden2001
€ 743.443,09 (S 10,230.000,-) für Stif-
tungsleistungen zur Verfügung gestellt.
• Als Ersatz für Personalkosten wurde
das Hausverwaltungspauschale aller
Stiftungshäuser in der Höhe von
€ 150.976,57 (S 2,077.483,-) dem Land
refundiert.

Statistik 2001

• Ankauf des restlichen im Privateigen-
tum stehenden 2/5-Anteiles eines Stif-
tungshauses der Stiftung „Waisenhaus-
fonds".
• In 15 Fällen mussten über Rechtsan-
wälte die Gerichte zur Eintreibung von
Zahlungsrückständen in Anspruch ge-
nommen werden.
• 2001 wurden 87 Versicherungsfälle
mit einer Gesamtschadenssumme von
€ 68.453,45 (S 941.940,-) abgehandelt.

Ziele 2002
• Weitere Optimierung der Kapitaler-
trägnisse zur Steigerung der Stiftungs-
leistungen
• Neugestaltung der Rechnungsab-
schlüsse aller Stiftungen
• Substantielle Aufwertung des Stif-
tungsvermögens durch gezielte Erhal-
tungs- und Verbesserungsmaßnahmen
an den Objekten sowie Steigerung der
Einnahmen durch markt- bzw. gesetzes-
konforme Vermietungen
• Präsentation weiterer Stiftungsleistun-
gen auf der Landeshomepage

Stiftungshausverwaltung
Stiftungs-Liegenschaften bzw. Objekte 36
zu betreuende Mieter 669
neu abgeschlossene Mietverträge 44
Stiftungsleistungen € S
3.116 Ansuchen, davon bewilligt:

1.332 Stipendien 582.472,77 8,015.000,—
971 Beihilfen 330.225,36 4,544.000,—

44 Kurfreiplätze 62.341,48 857.837,50
17 Schülerinternatsplätze 25.468,12 350.449,—
.10 Studentenheimfreiplätze 14.181,38 195.140 —

2.374 Stiftungsleistungen 1,014.689,11 13,962.426,50
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Abteilung Polizeiangelegenheiten

Ziele 2002

Die Ziele für das Jahr 2002 sind eine
weitere Aktivierung der Tätigkeiten auf
dem Gebiet der geistigen und wirt-
schaftlichen Landesverteidigung, die
verstärkte Überwachungstätigkeit be-
treffend die Einhaltung des Prostitutions-
gesetzes, des Glücksspiel-, Buchma-
cher- und Sammlungswesens sowie die
Beschlussfassungen der Novellen zum
Gesetz über die Tätigkeit der Totalisa-
teure und Buchmacher sowie zum
Sammlungsgesetz.

Schwerpunkte 2001

Vollziehung des
Fremdengesetzes 1997

Die Vollziehung des Fremdengesetzes
1997, welches seit 1. Jänner 1998 in
Kraft ist, stellt die Hauptaufgabe der Ab-
teilung Polizeiangelegenheiten dar.
Für den Bereich der Städte St. Pölten
und Wiener Neustadt werden die Anträ-
ge von Fremden auf Erteilung von Auf-
enthaltstiteln (Erstanträge und Verlänge-
rungsanträge) als Niederlassungsbe-
hörde erster Instanz bearbeitet.
Als Aufsichtsbehörde nach dem Frem-
dengesetz erwachsen umfangreiche zu-
sätzliche Aufgaben wie beispielsweise
• Stellungnahmen in den Begutach-
tungsverfahren zu den Ausländergeset-
zen und den Bezug habenden Verord-
nungen,
• Quotenverwaltung für das auf das
Land Niederösterreich entfallende Aus-
länderkontingent,
• Koordinierung der Entscheidungen
der Bezirksverwaltungsbehörden.

Weitere Tätigkeiten
Weitere Tätigkeiten waren die landeswei-
te Überwachung und Koordination der
Abstellung von Missständen auf dem
Gebiet der Prostitution (in Zusammenar-
beit mit der Sicherheitsdirektion) sowie

des Glücksspiels-, Buchmacher- und
Sammlungswesens, weiters der Vor-
schlag von Personen für die Strafvoll-
zugskommission, die Erteilung von
Buchmacherbewilligungen und die Be-
willigung von Sammlungen. Im Bereich
des Buchmacherwesens war ein starker
Anstieg des Arbeitsanfalles auf Grund
vermehrter Antragstellungen feststellbar.
Das Gesetz über die Tätigkeit der Totali-
sateure und Buchmacher, das NÖ Pro-
stitutionsgesetz, das NÖ Sammlungsge-
setz, das NÖ Polizeistrafgesetz und das
NÖ Jugendgesetz mussten auf Grund
der Euro-Einführung novelliert werden
(Festsetzung der in den Gesetzen ent-
haltenen Geldbeträge in Euro).
Die Novellierungsarbeiten zum Gesetz
über die Tätigkeit der Totalisateure und
Buchmacher wurden fortgesetzt.
Die Arbeiten zur Harmonisierung der
Jugendschutzbestimmungen mit jenen
der Bundesländer Wien und Burgen-
land wurden vorerst abgeschlossen; der
NÖ Landtag hat im Oktober 2001 eine
entsprechende Novelle zum NÖ Ju-
gendgesetz beschlossen, welche am
1. Jänner 2002 in Kraft tritt.
Weiters wurde eine Novelle zum NÖ Po-
lizeistrafgesetz ausgearbeitet und vom
NÖ Landtag beschlossen, die Regelun-
gen über die Verwahrung von Hunden
sowie über den Leinenzwang an öffentli-
chen Orten und einen Beißkorbzwang
unter besonderen Umständen vorsieht.

Statistik 2001

Sammelbewilligungen 17
Buchmacherbewilligungen 275
Aufenthaltstitel für den Bereich
der Städte St. Pölten und Wr. Neustadt 1.807

davon Erstanträge 226
davon Verlängerungsanträge 1.581

Bearbeitete Erstanträge für ganz
Niederösterreich (Zuweisung an die
Bezirksverwaltungsbehörde im Rahmen
der Quotenverwaltung) 3.282

davon quotenpflichtig 2.154

Abteilung Staatsbürgerschaft und Wahlen

Schwerpunkte 2001

Staatsbürgerschaft und Wahlen

• Staatsbürgerschaftsverleihungsver-
fahren, -feststellungen und -erklärungen
(ca. 6.100 bescheidmäßige Erledigun-
gen)
• Erteilung von Rechtsauskünften aus
dem Aufgabenbereich (über 10.000
Rechtsauskünfte anlässlich telefoni-
scher Anfragen sowie persönlicher Vor-
sprachen)
• Stellungnahmen zu Gesetzes- und
Verordnungsentwürfen
• Vorbereitung und Entwurf der Ände-
rung der NÖ Landes-Verwaltungsabga-
benverordnung 1984, LGBL. 3800/1
(Berücksichtigung des Einkommens
des österreichischen Ehegatten bei der
Verleihung der Staatsbürgerschaft, An-
passung der Einkommensgrenzen, ge-
rechte Berechnung der Ländesverwal-
tungsabgabe durch soziale Staffelung,

• Überprüfung der Staatsbürger-
schaftsevidenzstellen
• Beratung der Staatsbürgerschaftsevi-
denzführer in Rechtsfragen
• Beratung der Staatsbürgerschaftsver-
bände in organisations- und haushalts-
rechtlichen Fragen
• Aus- und Weiterbildung der mit der
Staatsbürgerschaftsevidenz befassten
Bediensteten der Gemeinden (Gemein-
deverbände) und der Bezirksverwal-
tungsbehörden sowie der Standesbe-
amten (1 Fachprüfungskurs, 1 Prüfungs-
vorbereitungsseminar und 1 Fortbil-
dungskurs)
• Abhaltung der kommissionellen Fach-
prüfung für Staatsbürgerschaftsevi-
denzführer (16 Teilnehmer)
Hauptschwerpunkte des Sachbereiches
Wahlen stellten unzweifelhaft die Novel-
lierung der NÖ Landtagswahlordnung
1992, die Schaffung der Rechtsgrundla-
ge für Volksbefragungen über Angele-
genheiten aus dem selbständigen Wir-

Beseitigung der Landesverwaltungsab-
gabe bei der Verleihung der Staatsbür-
gerschaft für die minderjährigen Kinder)
• Vorbereitung und Entwurf der Novel-
lierung der NÖ Landes-Verwaltungsab-
gabenverordnung 2001, LGBL. 3800/1,
auf Grund der Euro-Umstellung (Infor-
mation der Bezirksverwaltungsbehör-
den und Staatsbürgerschaftsevidenz-
stellen betreffend die Änderungen im
novellierten Gebührengesetz 1957)
• Berichte über Einbürgerungen an die
Bundesanstalt Statistik Österreich in
Wien, das Bundesministerium für Inne-
res, das Bundesministerium für Auswär-
tige Angelegenheiten, das Bundesasyl-
amt, die Sicherheitsdirektion für das
Bundesland Niederösterreich, das Mili-
tärkommando für Niederösterreich und
an Vertragsstaaten, sofern ein interna-
tionales Abkommen besteht (z. B. Tür-
kei, Deutschland)
• Umstrukturierung und vermehrter Ein-
satz der EDV
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• Abrechnung von Reintegrationspro-
jekten
• Abrechnung von Integrationsprojek-
ten
• Projekt zur Förderung der freiwilligen
Heimkehr von in Österreich aufhältigen
Fremden

De- fac to -F lüch t l i ngsak t i on  für
bosn i sche  K r i egs f l üch t l i nge

Die im Jahr 1999 bzw. 2000 begonne-
nen Reintegrationsprojekte Kalesija, Ce-
lic und das Altenheimprojekt Travnik
wurden bis in das Jahr 2001 betreut.
Das Altenheimprojekt Travnik wurde im
Jahr 2001 abgerechnet. Für die 27 alten,
pflegebedürftigen Personen, die das
Land NÖ in dieses Heim überstellt hat,
bezahlte das Land Niederösterreich den
Betrag von € 22.720,24 (S 312.637,32).
Das bedeutet pro Person und Jahr
€841,49 (S 11.579,15).
Die beiden anderen Übergangswohn-
heimprojekte (Celic und Kalesija) sowie
das Rückkehrprojekt in die Republik
Srpska werden im Jahr 2002 gemein-
sam mit dem Bundesministerium für In-
neres abgerechnet werden.
Die Finanzierung dieser Projekte erfolg-
te nach dem Kostenaufteilungsschlüs-
sel 50% Bund und 50% die Länder.

Kos ovo- A lbaner -  Ak t ion
Das Aufenthaltsrecht kriegsvertriebener
Kosovo-Albaner endete mit 31. Juli
2000. Aus der Aktion verblieben 58 Per-
sonen aus Krankheitsgründen auch
noch nach der Aktion in Niederöster-
reich. Mit Ende 2001 verblieben davon
in Niederösterreich noch vier Personen
(eine Familie mit einem herzkranken
Kind und eine krebskranke Frau).
Da keinerlei Daten vorlagen, wie viele
Kosovo-Albaner wirklich noch zu die-
sem Zeitpunkt in Niederösterreich auf-
hältig waren, war man von der Zahl der
Personen, die zur Beratung kamen, sehr
überrascht.
Im Jahr 2001 wurden 901 Beratungen
durchgeführt, wobei manche Personen
bereits bis zu 8 oder 10 Jahren in Öster-
reich aufhältig waren, zum Teil noch im
Asylverfahren oder illegal.
Auf Grund der durchgeführten Beratun-
gen entschlossen sich folgende Perso-
nen zu den nachfolgenden Entschei-
dungen:

Das Bundesministerium für Inneres hat
242 Ersuchen aus den Jahren 1999 und
2000 um humanitären Aufenthalt bereits
im Jahr 2001 positiv erledigt.

kungsbereich des Landes (durch eine
Novelle des NÖ Initiativ-, Einspruchs-
und Volksbefragungsgesetz NÖ IEVG)
sowie die Euro-Anpassungsgesetzge-
bung in der zum Sachgebiet Wahlen ge-
hörenden Rechtsmaterien (Landtags-
wahlordnung/NÖ Initiativ-, Einspruchs-
und Volksbefragungsgesetz) dar.
Weiters wurden die Kostenersatzanträ-
ge des Volksbegehrens „Neue EU-Ab-
stimmung" (Eintragungswoche vom
29. November bis 6. Dezember 2000)
und des „Bildungsoffensive- und Studi-
engebühren-Volksbegehrens" (Eintra-
gungswoche vom 6. bis 13. November
2001) bearbeitet.
Im Jahre 2001 begann - wohl als Folge
der Volkszählung vom 15. Mai 2001 -
die Arbeit auf einem zusätzlichen Ge-
biet: die Hauptwohnsitz-Reklamation.
Dabei beantragen Bürgermeister einer
Gemeinde eine Entscheidung des Lan-
deshauptmannes, wenn sie der Mei-
nung sind, dass ein Bürger den Haupt-
wohnsitz in ihrer Gemeinde (und nicht in
einer anderen Gemeinde) hätte.
Diese Reklamationsverfahren gemäß
§ 17 des Meldegesetzes stellen eine ex-
treme Herausforderung an Logistik und
Kapazität dar. Bis zum 30. September
2001 langten insgesamt 3.487 derartige
Anträge ein. Ergänzend zu den schriftli-
chen Arbeiten (Entscheidung erfolgt mit
Bescheid) kommen die mündlichen und
telefonischen Auskünfte in dieser Mate-
rie hinzu, die ein Ausmaß von ca. 60 bis
80 Anrufen pro Tag erreichten.
Die Zielvorstellung - nämlich ein optima-
les Service für die Bürger des Landes
und die wahlwerbenden Parteien (ein-
schließlich Unterstützung, Durchführung
und Dokumentation von Wahlen, Erstel-
lung aussagefähiger Unterlagen in kür-
zester Zeit) zu bieten sowie die Organe
der politischen (wahlwerbenden) Partei-
en in Fragen des Wahlrechtes zu bera-
ten und zu unterstützen - konnte auch im
Jahr 2001 weitestgehend erreicht wer-
den. Im Übrigen nimmt die Zahl der Fra-
gen über die Interpretation von Wahlord-
nungen auf Bundes- und Landesebene
sowie diverse Internetanfragen (statisti-
sche Wahlanfragen) weiterhin zu.

Kriegsgräberfürsorge

Instandhaltung und Instandsetzung der
Kriegsgräber und Denkmäler der alliier-
ten Mächte und jener anderer Nationen,
die sich mit dem Deutschen Reich im
Kriegszustand befanden, sowie In-
standhaltung und Instandsetzung der
Kriegsgräber und der Lagerfriedhöfe
des I. und des II. Weltkrieges - soweit
sie nicht in Sammelfriedhöfe verlegt
wurden - in Kooperation mit dem Öster-
reichischen Schwarzen Kreuz.

Flüchtlingsangelegenheiten
• Flüchtlingswesen in Niederösterreich
• Auslaufen der Kosovo-Albaner-Aktion

Probleme 2001

Staatsbürgerschaft

Es wurde versucht, die vorhandenen
Kräfte zu mobilisieren, um dem hohen
Anfall von Verleihungsanträgen entspre-
chend den Zielvorstellungen Rechnung
zu tragen.
Mit 1. Jänner 1999 wurde das Staats-
bürgerschaftsgesetz 1985 durch die
Staatsbürgerschaftsgesetznovelle1998,
BGBl. I Nr. 124, geändert. Die ab 1. Jän-
ner 1999 geltenden Gesetzesänderung
führte aber auch im Jahr 2001 zu einem
qualitativ höheren Aufwand bei negati-
ven Entscheidungen.
Anlässlich der Überprüfung der Staats-
bürgerschaftsevidenzstellen stellte sich
auch mehrmals heraus, dass Unklarhei-
ten über die Ermittlung, Erfassung, Ver-
knüpfung, Verarbeitung und Überlas-
sung von Daten bestehen. Diesem Be-
reich wurde daher besondere Beach-
tung geschenkt.

Flüchtlingsangelegenheiten

Es war eine sehr anspruchsvolle und
schwierige Aufgabe, in Zusammenar-
beit mit den Fremdenpolizeibehörden
viele Fremde in Niederösterreich, die
sich seit über acht Jahren im Asylver-
fahren befinden, zu legalisieren, zu inte-
grieren oder aber in die Heimat zurück-
zuführen.
Die beiden Flüchtlingsaktionen für Bos-
nier und Kosovo-Albaner sind im Jahr
2000 ausgelaufen; das Ziel der Koordi-
nationsstelle für Ausländerfragen im
Jahr 2001 war es, möglichst alle verblie-
benen Kriegsvertriebenen entweder in
die Heimat zurückzuführen oder in
Österreich zu integrieren.

Ziele 2002

Staatsbürgerschaft

Ziel der Abteilung ist es, durch ein ra-
sches und verwaltungsökonomisches
Verfahren Anträge auf Verleihung der
österreichischen Staatsbürgerschaft bei
Vorliegen der entsprechenden Voraus-
setzungen in einem möglichst kurzen
Zeitraum von etwa sechs Monaten ab-
zuschließen.
Optimale Zielvorstellung ist weiters eine
wirtschaftliche, zweckmäßige, sparsa-
me und richtige Evidenzführung aller
Evidenzstellen, um der Bevölkerung ein
rasches und hoch qualifiziertes Service

57 Personen sind freiwillig heimgekehrt
219 haben ein Ersuchen auf Erteilung einer

Aufenthaltserlaubnis gemäß § 10 Abs. 4
FrG 1997 gestellt

92 verblieben nach der Beratung im
Asylverfahren

58 sind in ein anderes Bundesland verzogen,
8 sind untergetaucht

180 konnte nur mit einem Gespräch und weiteren
Hinweisen geholfen werden

5 haben geheiratet
1 hat neuerlich um Asyl angesucht
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Bezüglich der Kostenersatzanträge ist
es Zielvorstellung der Abteilung, diese
weiterhin so rasch wie möglich auf ihre
sachliche und rechnerische Richtigkeit
zu überprüfen und anzuweisen. Eine
gewisse Erleichterung wird hier die in
der Novelle der LWO 1992 vorgesehene
Pauschalierung der den Gemeinden zu
ersetzenden Wahlkosten für Landtags-
wahlen bringen, welche nun keine Indi-
vidualberechnung mehr erforderlich
macht (wirksam erst bei der nächsten
Landtagswahl).

Kriegsgräber

Das vorherrschende Ziel der Abteilung
ist es, im Sinne der BGBl. Nr. 175 und
176/1948 sowie des Art. 19, BGBl.
Nr. 152/1955, für einen würdigen und
gepflegten Zustand sämtlicher Kriegs-
gräber und Denkmäler auch unter
schwierigen finanziellen Situationen Sor-
ge tragen zu können. Vermehrtes Au-
genmerk wird auf die ortsbildgestalten-
de Bedeutung dieser Anlagen und auf
die substanzrettende Sanierung gelegt.

Die Budgetkürzungen müssen im Ein-
vernehmen mit den Gemeinden und
dem Österreichischen Schwarzen Kreuz
berücksichtigt werden.

Flüchtlingsangelegenheiten

Im Jahr 2000 sind sowohl die De-facto-
Flüchtlingsaktion als auch die Kosovo-
Albaner-Aktion ausgelaufen. Ziel der
Koordinationsstelle für Ausländerfragen
ist es, möglichst allen aus humanitären
Gründen noch in Niederösterreich ver-
bliebenen Flüchtlingen eine Rückkehr in
ihre Heimat zu ermöglichen bzw. sie da-
bei zu unterstützen.
Dafür wurde im Kosovo ein spezielles
Wiederaufbauprojekt für zerstörte Häu-
ser in Zusammenarbeit mit World Vision
begonnen. World Vision erhielt von der
Koordinationsstelle für Ausländerfragen
überprüfte und dokumentierte Listen zer-
störter Häuser von Kosovo-Albanern, die
noch in Niederösterreich waren. Diese
Kosovo-Albaner sollen dann im Kosovo
fälschungssichere Gutscheine für Bau-
materialien von World Vision erhalten.

anbieten zu können. In diesem Sinne ist
es auch erforderlich, die Evidenzstellen
zu überprüfen. Im Besonderen sind im
Rahmen der Überprüfung die in den
Staatsbürgerschaftsevidenzstellen täti-
gen Bediensteten zu beraten und zu
schulen.
Ein weiterer Schwerpunkt der Tätigkeit
der Abteilung liegt in der Aus- und Wei-
terbildung der Staatsbürgerschaftsevi-
denzführer und auch der mit Staatsbür-
gerschaftsangelegenheiten befassten
Bediensteten der Bezirksverwaltungs-
behörden sowie der Standesbeamten.

Wahlen, Volksabstimmungen,
Volksbegehren,
Volksbefragungen

Spätestens im März 2003 wird die Wahl
des NÖ Landtages stattfinden. Die inter-
ne Vorbereitungsphase startet im Juli
2002. Hinzu werden noch Schulungs-
aufgaben für die Bezirks- und Gemein-
de-/Sprengelwahlbehörden kommen,
welche durch die neue Wahlordnung
bedingt sind.
Auch ist ein noch nicht quantifizierbarer
Arbeitsaufwand durch die Herstellung
der Stimmzettel (Gesamtauflage 1.550
Mio., 21 Mutationen, Format DIN A2,
Vorfalzung) erforderlich, welcher seit
der Änderung der Landtagswahlord-
nung nunmehr durch die Landeswahl-
behörde (Fachabteilung) zu leisten ist.
Ebenso ist für die ordnungsgemäße Ab-
wicklung der Reklamationsverfahren ge-
mäß § 17 des Meldegesetzes per Be-
scheid zu sorgen.

Wählerevidenz, Kostenersätze
Auf diesem Gebiet wird die Abteilung
die Anstrengungen weiterhin verstär-
ken, die Gemeinden optimal zu infor-
mieren und zu beraten.

Statistik 2001

Staatsbürgerschaft

Vergleich 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001
Verleihungsanträge 969 1.685 1.985 2.013 2.023 1.738 1.698 1.527 1.847
erfolgte Verleihungen 1.376 1.596 2.004 1.732 2.830 3.337 4.091 2.949 3.149
erfolgte Zusicherungen
der Verleihung 633 959 1.816 2.582 3.294 1.182 1.302 2.473 2.954
Erklärungen, Anzeigen
(§§25 Abs. 2 und 58c StbG) ' - 35 21 6 8 7 6 2 3
Bewilligung der Beibehaltung 12 7 7 4 4 4 - 10 15
Verzichtserklärungen 2 2 - - 2 - - 1 -

Abteilung Gemeinden

Die Gemeindeabteilung war auch 2001
überwiegend mit aufsichtsbehördlicher
Tätigkeit befasst. Diese Aufgabenstel-
lung ergibt sich in erster Linie auf Grund
der Bestimmungen der NÖ Gemeinde-
ordnung 1973 sowie zahlreicher anderer
Landesgesetze. Gemeinderats- bzw.
Gemeindevorstandsbeschlüsse sowie
eine Vielzahl von Verordnungen wurden
auf ihre Gesetzmäßigkeit hin überprüft.
Bei Beschlüssen, welche Gesetze oder
Verordnungen verletzten, musste in eini-
gen Fällen vom Aufsichtsmittel der Auf-
hebung von Beschlüssen Gebrauch ge-
macht werden.
Die Gemeindeaufsichtsbehörde hat ins-
besondere die Aufgabe, die Gebarun-

Voranschläge und
Rechnungsabschlüsse

Einen weiteren Schwerpunkt bildet die
jährliche Kontrolle der Voranschläge,
Nachtragsvoranschläge und Rech-
nungsabschlüsse aller niederösterrei-
chischen Gemeinden und der Gemein-
deverbände und Schulgemeinden. Da-
bei waren in vielen Fällen Rückfragen
erforderlich.
Großen Anteil hat auch die Beratungstä-
tigkeit der Beamten der Aufsichtsabtei-
lung für Bürgermeister und Gemeinde-
amtsleiter. Diese bezieht sich sowohl auf
allgemeine als auch auf spezielle Ge-

gen der Gemeinden einschließlich ihrer
wirtschaftlichen Unternehmungen sowie
der Gemeindeverbände und Schulge-
meinden auf ihre Wirtschaftlichkeit,
Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit hin zu
prüfen. Diese Aufgabenstellung wurde
im Jahr 2001 bei insgesamt 172 Ge-
meinden, 20 Gemeindeverbänden und
bei 44 Schulgemeinden vollzogen. In
den meisten Fällen wurde eine schwer-
punktmäßige Prüfung durchgeführt.
Die Ergebnisse der Überprüfung wer-
den dem Bürgermeister oder dem Ver-
bandsobmann bzw. dem Obmann einer
Schulgemeinde in Form eines schriftli-
chen Berichtes zur Vorlage an das zu-
ständige Organ übermittelt.
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Fast alle Gemeinden haben von dieser
Beratungstätigkeit Gebrauch gemacht,
da dadurch einerseits bereits vor der
Beschlussfassung des Voranschlages
Fehler bereinigt und andererseits Mög-
lichkeiten für verschiedene Förderun-,
gen besprochen werden konnten.
Ein wesentlicher Schwerpunkt der Bera-
tungstätigkeit bestand in der Information
der Gemeinden zum Österreichischen
Stabilitätspakt sowie der erforderlichen
Maßnahmen zum Erreichen eines ausge-
glichenen Maastricht-Ergebnisses. Dazu
bedurfte es einer individuellen Beratung
der einzelnen Gemeinden, da die zu set-
zenden Schritte von den Kennzahlen der
Voranschläge abzuleiten waren.

Budgetsanierungen
Ein spezieller Teil der Prüfungs- und Be-
ratungstätigkeit erstreckt sich auf die so
genannten „Abgangsgemeinden''. Dar-
unter sind jene Gemeinden zu verste-
hen, die nicht in der Lage sind, den or-
dentlichen Haushalt ausgeglichen zu er-
stellen.
Die Aufgabenstellung für die Aufsichts-
behörde umfasst die Klärung der Ursa-
chen für die Budgetabgänge, die Erstel-
lung von Sanierungskonzepten zur Ver-
besserung der Finanzlage sowie die
laufende Überprüfung und Beratung.
Im Rahmen der Finanzberatungen wer-
den verschiedene Empfehlungen abge-
geben, durch deren Realisierung eine
Budgetkonsolidierung erreicht werden
soll.
Von der Verwirklichung dieser vorge-
schlagenen Maßnahmen kann die Höhe,
eventuell zu gewährender Bedarfszu-
weisungen abhängig gemacht werden.
Mit Ende des Jahres 2001 wurden von
den 573 niederösterreichischen Ge-
meinden 25 als „Abgangsgemeinden''
anerkannt.

biete des Gemeinderechts, auf Voran-
schlagserstellungen und die Ausarbei-
tung von Finanzierungsplänen für Bau-
vorhaben der Gemeinden. ■
Diese Serviceleistung gewinnt auf
Grund des geringer werdenden budge-
tären Freiraumes der Gemeinden immer
mehr an Bedeutung.
Weiters wurde im Jahr 2001 nach den
Ergebnissen der Rechnungsabschlüsse
2000 die Broschüre „Die finanzielle La-
ge der Gemeinden Niederösterreichs“
erstellt.
Schließlich wurde an der Erstellung ei-
ner österreichweit einheitlichen Daten-
schnittstelle für die jährliche Finanzsta-
tistik der Statistik Österreich mitgewirkt.
Dadurch ist es in Hinkunft möglich, die
relevanten Daten aus den EDV-Pro-
grammen der Gemeinden automations-
unterstützt zu gewinnen; das Ausfüllen
der bisher obligaten Listen ist daher
nicht mehr erforderlich.

Kommunale
Aufgabengebiete
Anträge zur Genehmigung von Darle-
hensaufnahmen, Kassenkrediten und
Haftungsübernahmen, Leasingverträ-
gen und Grundverkehrsangelegenhei-
ten wurden geprüft und für die Sitzun-
gen der Landesregierung vorbereitet.
Ebenso wurden die Ansuchen der Ge-
meinden um Zuteilung von Mitteln aus
den Bedarfszuweisungen nach den
Richtlinien der Landesregierung behan-
delt und auf die Vollständigkeit aller er-
forderlichen Unterlagen geprüft sowie
die diesbezüglichen Anträge gestellt.
Die Berechnung der jährlichen Voran-
schlagsbeträge auf Grund des Finanz-
ausgleiches sowie die monatlichen An-
weisungen der Ertragsanteile bilden ei-
ne wesentliche Aufgabe. Die jedes Jahr
anfallende Endabrechnung der Abga-
benertragsanteile ist dabei eingeschlos-
sen. Außerdem wurde die Berechnung
der Finanzausgleichsdaten für die Vor-
anschläge der Gemeinden für das Jahr
2001 durchgeführt.
Weitere Aufgabengebiete ergaben sich
durch Vorstellungen gegen Berufungs-
entscheidungen des Gemeinderates
bzw. des Gemeindevorstandes, durch
die Ausarbeitung von Vorschlägen für
Gesetzes- und Verordnungsentwürfe,
Stellungnahmen zu Finanzierungsplä-
nen und Ansuchen um Förderung aus
der Finanzsonderaktion des Landes für
Gemeinden, aus dem Schul- und Kin-
dergartenfonds, dem NÖ Wasserwirt-
schaftsfonds sowie zu sonstigen Förde-
rungen des Landes.

Beratungstätigkeit
Bereits im Herbst 2001 wurden die Be-
ratungen zur Erstellung des Voranschla-
ges für das Jahr 2002 durchgeführt.

Union und der Mitwirkung bei der Um-
setzung der Regionalpolitik der Europäi-
schen Union im Rahmen der ECO Plus
gehörte die Beantwortung von diesbe-
züglichen Anfragen zur Haupttätigkeit in
diesem Bereich.
Der Bereich des öffentlichen Auftrags-
wesens wurde im Rahmen von Großver-
anstaltungen, Fachkursen und Work-
shops der NÖ Gemeindeverwaltungs-
schule und Kommunalakademie behan-
delt, wobei auch die ÖNORM A 2050 in
der Fassung vom 1. März 2000 einen
Vortragsschwerpunkt bildete. Die ge-
naue Auseinandersetzung mit dieser
nationalen Ausschreibungsnorm war
notwendig geworden, da der Oberste
Gerichtshof in seinem Urteil vom 20. Au-
gust 1998 zum Ausdruck gebracht hat-
te, dass alle öffentlichen Auftraggeber
im Rahmen ihrer vorvertraglichen
Schutzpflichten die ÖNORM A 2050 bei
Ausschreibungen anzuwenden haben.
Nachdem die Bestimmung des § 186a
NÖ AO 1977 (Bereicherungsverbot) auf
Grund eines neuerlichen Vorabentschei-
dungsersuchens des österreichischen
Verwaltungsgerichtshofes nach Art. 234
EG vom Europäischen Gerichtshof im
Hinblick auf die Vereinbarkeit mit dem
gemeinsamen Markt untersucht wird,
war es notwendig, alle Gemeinden und
Gemeindeverbände über die Probleme
im Zusammenhang mit den Verfahren
zur Rückerstattung der entrichteten Ab-
gabenbeträge vor allem im Bereich der
Getränkesteuer zu'informieren.

Legistische Vorhaben
Der Schwerpunkt der legistischen Tätig-
keit lag im Jahr 2001 in den Bereichen
der Euro-Umstellung, der legistischen
Umsetzung des Finanzausgleichsgeset-
zes 2001 unter Berücksichtigung der Er-
gebnisse der Volkszählung 2001 sowie
der Weiterentwicklung des kommunalen
Organisations- und Wahlrechtes auf-
bauend auf den Erfahrungen der letzten
Gemeinderatswahl. Das ständige Evi-
dent- und Aktuellhalten der Satzungen
der immer zahlreicher werdenden Ge-
meindeverbände erforderte weiterhin ei-
nen erheblichen Arbeitsaufwand.

Kommunalstruktur
Im Jahr 2001 erfolgte keine Gemeinde-
trennung bzw. keine Vereinigung von
Gemeinden. Die Zahl der Gemeinden
Niederösterreichs beträgt derzeit 573.

Amtshaftungs-
ausgleichsfonds
Der Beirat des Fonds, der zweimal pro
Jahr Zusammentritt, hat Vergütungen an
jene Gemeinden beschlossen, die nach
dem Amtshaftungsausgleichsfondsgesetz
schadenersatzpflichtig geworden sind.

Europarecht
Neben der Erstellung von Informationen
zu wichtigen kommunalpolitischen Er-
eignissen im Rahmen der Europäischen

Wahlangelegenheiten
Im Jahr 2001 fand im Magistrat St. Pöl-
ten die allgemeine Gemeinderatswahl
statt. Weiters wurde in der Gemeinde
Wolfsgraben neu gewählt, da es zur
Auflösung des Gemeinderates kam.
Die Landeshauptwahlbehörde trat zu ei-
ner Sitzung zusammen. Die Organisa-
tion und Vorbereitung der Sitzungsun-
terlagen oblag der Abteilung Gemein-
den.
Durch eine Änderung in der NÖ Ge-
meinderatswahlordnung 1994 musste in
119 Gemeinden die Gemeindewahlbe-
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der Begründung eingebracht, dass sie
entsprechende Gebühren bzw. Abga-
ben bereits an einem anderen Wohnsitz
entrichten.
Weiters waren 76 Aufsichtsbeschwer-
den wegen der Nichteinhaltung der Be-
stimmungen der NÖ Gemeindeordnung
1973 zu behandeln. Teilweise waren
diese Beschwerden berechtigt, wobei
oftmals von den Gemeinden die Sinn-
haftigkeit der Einhaltung von formalen
Organisationsvorschriften der Gemein-
deorgane in Frage gestellt wurde.
Hauptsächlich versuchten die Be-
schwerdeführer dadurch Mehrheitsent-
scheidungen in Frage zu stellen.
Im Jahr 2001 wurden 610 Verordnungen
der Gemeinden formell überprüft. Bei
diesen Verordnungen handelt es sich
größtenteils um Durchführungsverord-
nungen nach der NÖ Bauordnung 1976,
dem NÖ Raumordnungsgesetz 1976,
NÖ Landesstraßengesetz 1979, der
StVO 1960 usw.
In einigen Fällen mussten formalrechtli-
che Fehler bei den Verordnungen fest-
gestellt werden, welche hauptsächlich
darin bestanden, dass die Verordnun-
gen von einem unzuständigen Organ
erlassen bzw. Gemeinderäte verspätet
zu Sitzungen eingeladen wurden.
Bei den 610 Verordnungen handelte es
sich um 548 Durchführungsverordnun-
gen sowie 62 selbständige (ortspolizeili-
che) Verordnungen der Gemeinden.
Von den ortspolizeilichen Verordnungen
blieben nur wenige unbeanstandet. Die
Problematik liegt darin, dass von Seiten
der Gemeinden viele Rechtsbereiche
(insbesondere Lärmschutz, Umwelt-
schutz und sonstige öffentliche Gefah-
renabwehr) durch örtspolizeiliche Ver-
ordnungen geregelt werden, die eigent-
lich schon in Bundes- oder Landesge-
setzen geregelt sind.

en dienst- und besoldungsrechtlichen
Bestimmungen einer Einschau unterzo-
gen. Weiters wurden Stadtgemeinden
bzw. Großgemeinden mit mehr als 5.000
Einwohnern einer dienst- und besol-
dungsrechtlichen Prüfung unterzogen.
Schwerpunkte des Berichtszeitraumes
waren die Überprüfung der Umsetzung
des Dienst- und Besoldungsrechtes der
Musikschullehrer und die legistische
Umsetzung der Euroumstellung in den
Gemeindedienstrechtsgesetzen.

hörde neu gewählt werden. Um die von
der Neuwahl betroffenen Gemeinden zu
finden, wurde eine Mandatsberechnung
für sämtliche Gemeinden durchgeführt.

Gemeindemandatare
In 87 Fällen wurden Auskünfte über die
Funktionszeiten von Gemeindemanda-
taren für die Verleihung von Ehrenzei-
chen erteilt.
In 359 Fällen war der Wechsel in der
Person von Gemeindefunktionären zu
dokumentieren.

Grundverkehrs-
angelegenheiten
In Angelegenheiten des Grundverkehrs
der Gemeinden wurden 376 Verfahren
zum Abschluss gebracht.

Stadt- und
Markterhebungen
Im Jahre 2001 hat der Landtag von Nie-
derösterreich die Marktgemeinde Eb-
reichsdorf zur Stadtgemeinde erhoben.

Wappenverleihungen
Die NÖ Landesregierung hat vier Ge-
meinden das Recht zur Führung eines
Gemeindewappens und einer Gemein-
defahne verliehen.

Finanzausgleich und
Zuweisungen
Im Zuge der zentralen monatlichen An-
weisung der Ertragsanteile an die Ge-
meinden im Gesamtausmaß von Brutto
€ 1.017,565.024,01 (S 14.002,000.000,-)
wurden die entsprechenden Programme,
Programmänderungen sowie Berech-
nungsgrundlagen samt Abrechnungsbe-
legen für jede Gemeinde erstellt.
In diesem Zusammenhang wurden auch
sämtliche Abzüge wie Sozialhilfeumla-
ge, NÖKAS-Beiträge, Beiträge an den
Gemeindepensionsverband, Tilgungs-
raten und Zinsendienst an den NÖ Was-
serwirtschaftsfonds und ehemaligen
Gemeindeinvestitionsfonds, Beiträge
der Gemeinden an die Gemeindevertre-
terverbände und Schulungsbeiträge der
Gemeinderäte sowie sämtliche Abzüge
für die Bezirkshauptmannschaften (wie
Wohnsitzgemeindebeiträge, Rotkreuz-
und Feuerwehrbeiträge etc.) vorgenom-
men.
Die Abrechnung der Ertragsanteileab-
züge erfolgt durch monatliche Vor-
schreibung, um die stark schwanken-
den Nettoanweisungsbeträge zu verhin-
dern.
Für die Vergabe von Bedarfszuweisun-
gen an Gemeinden und Gemeindever-
bände wurden alle notwendigen Unterla-
gen erstellt, so dass für das Haushalts-
jahr 2001 insgesamt € 78,486.660,90
(S 1.080,000.000,-) als Beihilfen aus Be-
darfszuweisungen von der NÖ Landes-
regierung bewilligt wurden.
Auch die Bedarfszuweisungen für den
NÖ Wasserwirtschaftsfonds und Schul-
und Kindergartenfonds wurden ange-
wiesen.
Die Berechnung und Anweisung der
Strukturhilfe (Bedarfszuweisung I für fi-
nanzschwache Gemeinden) für das Jahr
2001 wurde mit einem Gesamtbetrag
von € 24,708.763,62 (S 340,000.000,-)

, durchgeführt.
Schließlich wurde auch die Aufteilung
der Finanzzuweisung des Bundes nach
§ 21 FAG an die Gemeinden Nieder-
österreichs im Gesamtausmaß von
€ 16,060.696,35 (S 221,000.000,-) in
zwei Verteilungsvorgängen zeitgerecht
vorgenommen.
Die Berechnung des Finanzausgleiches
2002 (EU-konform) wurde Mitte Novem-
ber 2001 mit neuen Berechnungssyste-

Rechtsmittel, Beschwer-
den, formelle Verord-
nungsprüfungen und
Prüfung von ortspolizei-
lichen Verordnungen

Im Jahr 2001 wurden 522 Vorstellungen
- größtenteils in Abgabenangelegenhei-
ten - erledigt. Etwa die Hälfte der Vor-
stellungen betraf die Getränke- und
Speiseeissteuer, die Schwerpunkte bei
den übrigen Vorstellungen lagen bei der
Bekämpfung der Vorschreibung von Ka-
naleinmündungsabgaben, Kanalbenüt-
zungsgebühren und bei der Kommunal-
steuer. Die das NÖ Kanalgesetz betref-
fenden Vorstellungen wurden haupt-
sächlich von Personen eingebracht, de-
nen die flächenbezogene Berechnung
der Gebühr unabhängig von der tat-
sächlichen Einleitung von Abwässern in
das Kanalnetz nicht verständlich er-
schien.
Andere Vorstellungen betrafen Abfall-
wirtschaftsgebühren, Friedhofsgebüh-
ren und die Grundsteuer. Die das
NÖ Abfallwirtschaftsgesetz 1992 betref-
fenden Vorstellungen wurden fast aus-
nahmslos von „Zweitwohnbesitzern" mit

Abgaben, Steuern
und Gebühren,
Abgabenverordnungen

Im Jahr 2001 wurden 69 Gemeinden
und 3 Gemeindeverbände hinsichtlich
der Vorschreibung und Einhebung der
Abgaben, Steuern und Gebühren über-
prüft.
Von der Abgabengruppe wurden wei-
ters ca. 850 Verordnungen überprüft,
wovon ein Großteil ohne Zwischenerle-
digungen (Einholung von Stellungnah-
men bzw. Nachforderungen von Unter-
lagen) zur Kenntnis genommen werden
konnte.

Gemeindedienstrecht
2001 wurden verstärkt Gemeinden oder
Gemeindeverbände (Musikschulver-
bände) in Hinblick auf die Einhaltung
der für Musikschullehrer geltenden neu-
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men und erstmals ausschließlich in
Euro-Beträgen abgeschlossen.
Das dazu notwendige Datenmaterial be-
ruht daher teilweise nur auf groben
Schätzungen bzw. Hochrechnungen.
Weiters wurden zahlreiche Berechnun-
gen und Auswertungen für den Bereich
Gemeinderatswahl, Finanzielle Angele-
genheiten (Bedarfszuweisungen, Er-
tragsanteile, Subventionen etc.) durch-
geführt.

Teilnehmer
3 dreitägige Einführungskurse 91
2 sechswöchige Vorbereitungskurse für die Ablegung der Gemeindedienstprüfung

(Verwendungsgruppe. V) 33
1 siebenwöchiger Vorbereitungskurs für die Ablegung der Gemeindedienstprüfung

(Verwendungsgruppe. VI) 28
5 zweiwöchige Ausbildungskurse für Kindergartenhelferinnen 124
1 zweiwöchiger Vorbereitungskurs für die Ablegung der Fachprüfung für den

Staatsbürgerschaftsdienst 18
1 einwöchiger Vorbereitungskurs für die Ablegung der Fachprüfung für den

Standesbeamtendienst 16
1 Lehrgang Betriebswirtschaftliches Denken und Handeln in öffentlichen

Verwaltungen 20
2 dreitägige Kurse für leitende Gemeindebedienstete und Gemeindesekretäre 32
1 zweitägiger Einführungskurs Buchhaltung 23
1 zweitägiger Fachkurs: Lohnverrechnung 17
2 zweitägige Fachkurse: NÖ Bauordnung 58
2 zweitägige Fachkurse: Dienstrecht 37
2 zweitägige Workshops: Vergabewesen 24
1 zweitägiger Workshop: Abgabenordnung 19
2 zweitägige Workshops: Gemeindeordnung 32
2 zweitägige Workshops: AVG 34
1 zweitägiger Fachkurs: Rhetorik f. Standesbeamte - Einführung 14
1 zweitägiger Fachkurs: Rhetorik f. Standesbeamte - Fortbildung 8
1 zweitägiges Fortbildungsseminar f. Standesbeamte 20
2 eintägige Fachkurse: Melderecht 50
2 eintägige Fachkurse: Abgaben nach der NÖ Bauordnung 57
2 eintägige Fachkurse: Wasser- und Kanalabgaben 46
2 eintägige Fachkurse: Kommunalsteuer 48
3 eintägige Fachkurse: Die Aufgaben des Kassenverwalters 61
2 eintägige Fachkurse: Raumordnungsrecht 39
3 eintägige Fachkurse: Protokollführung 65
1 eintägiger Fachkurs: Bautechnikverordnung 20
1 eintägiger Fachkurs: Die Gemeinde als Steuerpflichtige 24
1 eintägiger Fachkurs: Abgabenexekution 21
1 dreitägiges EDV-Seminar (Grundkurs) 7
1 zweitägiges EDV-Seminar (Buchhaltung) 11
2 zweitägige EDV-Seminare (WinWord) 17
2 zweitägige EDV-Seminare (Excel) 21
4 eintägige EDV-Seminare (Internet) 50
2 zweitägige Fachseminare: Die Gemeinderatssitzung 30
3 zweitägige Fachseminare: NÖ Gemeindeordnung 46
2 zweitägige Fachseminare: Gemeindewirtschaft 40
2 zweitägige Fachseminare: NÖ Bauordnung 36
2 zweitägige Fachseminare: Prüfungsausschuss 42
1 zweitägiges Fachseminar: Abgabewesen 11
4 eintägige Fachseminare: Die Aufgaben des Bürgermeisters 78
2 eintägige Fachseminare: Die Aufgaben des Gemeindevorstandes 42
2 eintägige Fachseminare: Vergabewesen 47

17 eintägige Fortbildungsveranstaltungen f. Kindergartenhelferinnen 547
5 halbtägige Informationsveranstaltungen über die Einführung des

Zentralen Melderegisters 823
5 eintägige Informationsveranstaltungen über die Euro-Umstellung und den

mittelfristigen Finanzplan 745
14 eintägige Informationsveranstaltungen über die Aufgaben des

Prüfungsausschusses 554

didaten (einschließlich Wiederholungs- waltungsschule angeboten. An den ins-
prüfungen), davon 11 mit Auszeich- gesamt 6 Fachkursen nahmen 91 Per-
nungen. sonen teil.
Den im Jahre 2001 gestarteten Lehr- Das seit dem Jahre 1991 angebotene
gang „Betriebswirtschaftliches Denken EDV-Ausbildungsprogramm wurde auch
und Handeln in Öffentlichen Verwaltun- im Jahre 2001 gut angenommen. Zu
gen" (bestehend aus insgesamt 11 Mo- den 10 EDV-Seminaren konnten 106
dulen) besuchen 20 Personen, dieser Teilnehmer begrüßt werden,
wird im Jahre 2002 abgeschlossen. In Hinblick auf die Einführung e ines
Seit dem Jahre 2001 wird auch die Aus- Zentralen Melderegisters wurden im
und Weiterbildung für den Standesbe- Frühjahr 2001 5 Informationsveranstal-
amtendienst und den Staatsbürger- tungen zu diesem Thema abgehalteri”
schaftsdienst über die Gemeindever- An den Veranstaltungen haben insge-

3 Katastrophenfonds

Im Jahr 2001 wurden den hauptsächlich
in den Jahren 1999 und 2000 geschä-
digten Gemeinden Zweckzuschüsse
des Bundes im Ausmaß von 50% der
nachgewiesenen Kosten mit einem
Gesamtbetrag von € 3,085.614,-
(S 42,458.974,32) angewiesen.
2001 wurden neue Katastrophenschä-
den im Vermögen von 120 Gemeinden
mit einer geschätzten Gesamtsumme
von € 3,809.105,- (S 52,414.427,53)
durch Sachverständige der technischen
Fachabteilungen des Amtes der NÖ
Landesregierung oder durch nichtamtli-
che Sachverständige ermittelt und bei
der Abteilung Gemeinden erfasst. Er-
freulich ist, dass noch im Jahre 2001
rund ein Viertel dieses Schadensvolu-
mens als wiederhergestellt abgerechnet
werden konnte. Diese wesentliche Ver-
besserung gegenüber früher, die auch
einen rascheren Geldfluss zur Gemein-
de hin bewirkt, ist in enger Zusammen-
arbeit mit der Abteilung Güterwege er-
reicht worden.

NÖ Gemeinde-
verwaltungsschule und
Kommunalakademie

Die NÖ Gemeindeverwaltungsschule
und Kommunalakademie führte 2001
insgesamt 122 Kurse und Seminare
durch. Daran haben 4.226 Interessen-
tinnen teilgenommen (Aufteilung der
Kurse und Seminare siehe nebenste-
hende Tabelle).
Die Standardkurse der NÖ Gemeinde-
verwaltungsschule und Kommunalaka-
demie
• Einführungskurs,
• Vorbereitungskurs für die Ablegung
der Gemeindedienstprüfung,
• Kurs für Gemeindesekretäre und lei-
tende Gemeindebedienstete
waren auch im abgelaufenen Schuljahr
sehr gut besucht.
An den vier Vorbereitungskursen für die
Ablegung der Gemeindedienstprüfung
der Verwendungsgruppen V und VI ha-
ben insgesamt 61 Gemeindebedienste-
te teilgenommen.
Die mündliche Prüfung beim Amt der NÖ
Landesregierung bestanden 62 Kan-
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konnten 372 Gemeindemandatare be-
grüßt werden.
Die immer komplizierter und umfangrei-
cher werdenden Aufgabenstellungen in
den Gemeinden erfordern zu deren Be-
wältigung eine intensive Aus- und Wei-
terbildung der Gemeindebediensteten.
Die laufende Information und Schulung
der Entscheidungsträger in den Ge-
meinden (insbesondere Bürgermeister)
ist ebenso zwingend geboten.
Die Teilnehmerzahlen zeigen, dass von
der NÖ Gemeindeverwaltungsschule
und Kommunalakademie ein intensives
Aus- und Weiterbildungsprogramm an-
geboten wird, das auch von den Ge-
meindebediensteten und Gemeinde-
mandataren äußerst positiv angenom-
men wird.

Im Jahre 2001 wurden 17 eintägige
Fortbildungsveranstaltungen für Kinder-
gartenhelferinnen zu folgenden Themen
• Einführung in die Pädagogik für Kin-
dergartenhelferinnen,
• Kommunikation und Teamarbeit,
• Rechtliche Grundlagen und
• Methodisch systematische Bildungs-
arbeit
mit insgesamt 547 Teilnehmerinnen ab-
gehalten.
Das Angebot für Gemeindemandatare
beinhaltete Seminare zu den Themen:
.Die Gemeinderatssitzung“, „NÖ Ge-
meindeordnung“, „NÖ Bauordnung",
„Abgabewesen*, .Prüfungsausschuss",
„Vergabewesen", .Die behördlichen
Aufgaben des Bürgermeisters“ und „Die
behördlichen Aufgaben des Gemeinde-
vorstandes“. An den 20 Veranstaltungen

samt 823 Gemeindemandatare und -be-
dienstete teilgenommen.
Einen Schwerpunkt bildeten Informa-
tionsveranstaltungen zu der per 1. Jän-
ner bevorstehenden Euro-Umstellung
bzw. der Erstellung eines mittelfristigen
Finanzplanes als Beilage zum Voran-
schlag. Zu diesen Veranstaltungen
konnten insgesamt 745 Teilnehmer be-
grüßt werden.
Bedingt durch die Gemeinderatswahl
2000 kam es auch zu einer Neuzusam-
mensetzung der Prüfungsausschüsse.
Um auch hier entsprechende Schulun-
gen anbieten zu können, wurden, wie
bereits im Jahre 2000 begonnen, auch
im Jahre 2001 bezirksweise 14 eintägi-
ge Prüfungsausschussseminare ange-
boten. Diese Seminare haben 554 Prü-
fungsausschussmitglieder besucht.

Abteilung Feuerwehr und Zivilschutz

Aufgabenbereiche

Der Aufgabenkatalog umfasst nach der
Geschäftseinteilung des Amtes der NÖ
Landesregierung:
• Rechtliche Angelegenheiten der Feu-
erpolizei
• Feuerwehrangelegenheiten ein-
schließlich der Kreditverwaltung
• Katastrophendienst
• Verwaltung der Landes-Feuerwehr-
schule
• Angelegenheiten der Zivilen Landes-
verteidigung
• Verwaltung der Zivilschutzschule
• Rechtliche Angelegenheiten der
Überwachung, des Schutzes und der
Sicherung der Umwelt hinsichtlich ra-
dioaktiver Verunreinigung
• Landeswarnzentrale
• Einsatzopferangelegenheiten

den im Laufe des Jahres 2001 aufgear-
beitet. Im Wesentlichen ging es um Fra-
gen der zukünftigen Aufgaben und
Schwerpunkte dieses Vereins sowie des-
sen strategische Positionierung. Die Tä-
tigkeit der Landesstelle für Brandverhü-
tung des Bundeslandes Niederösterreich
wurde durch die Gewährung eines Beitra-
ges von € 156.426,59 (S 2,152.476,81)
unterstützt.
Der NÖ LFV wurde mit € 2,587.152,90
(S 35,600.000,-) gefördert.
Das NÖ Feuerwehrregister, das gemäß
§ 34 Abs. 1 NÖ FG, LGBI. 4400-5, bei
der Abteilung Feuerwehr und Zivilschutz
zu führen ist, wird laufend evident ge-
halten.
Im Jänner 2001 fanden bei den nieder-
österreichischen Feuerwehren Neuwah-
len statt. Bei dieser Wahl kam auch erst-
malig das novellierte NÖ Feuerwehrge-
setz zum Tragen. Das Feuerwehrregister
wurde auf Grund der vorliegenden Wahl-
meldeblätter überarbeitet und wird lau-
fend bei Änderungen evident gehalten.
Die für die Durchführung der Wahlen
samt dem Leitfaden gestaltete Internet-
Seite wurde beworben und von den
Feuerwehren und den Gemeinden gut
angenommen.

tastrophenhilfegesetz und das Einsatz-
opferfondsgesetz novelliert.
• Die NÖ Alarmierungsverordnung wur-
de überarbeitet und den neuen Gege-
benheiten angepasst und mit 1. Jänner
2002 in Kraft gesetzt.

Feuerwehrangelegenheiten

Im Jahr 2001 wurden € 2,906.913,37
(S 40,000.000,-) aus Mitteln der Feuer-
schutzsteuer zur Förderung von Fahr-
zeugen und Geräten dem NÖ LFV über-
wiesen. Zusätzlich wurden
€ 962.936,85 (S 13,250.299,94) aus
Mitteln des Katastrophenfonds zur För-
derung von Einsatzgeräten für Feuer-
wehren, welche den Durchführungsbe-
stimmungen zum Katastrophenfondsge-
setz entsprechen, dem NÖ LFV zur Aus-
zahlung überwiesen. Die Abwicklung
der Förderungsverfahren erfolgte durch
den NÖ LFV.
Aus Mitteln des Katastrophenfonds wur-
de die Anschaffung bzw. (Weiter-)Finan-
zierung folgender Projekte ermöglicht:
Zahlungen für 1 Boot, 1 Duschcontainer,
Bojen, Ankerschäkel, Umbau eines Öl-
wehranhängers, Ölsperren und Außen-
bordmotors wurden geleistet.
Im Zuge der Beschaffungsaktion von
Rüstlöschfahrzeugen 2000 wurden wei-
tere 11 Fahrzeuge ausgeliefert, die Be-
stellung und Anzahlung für weitere
28 Fahrzeuge erfolgte ebenfalls. Dafür
wurden insgesamt € 3,537.238,77
(S 48,673.466,65) dem NÖ LFV über-
wiesen.
Die Landesstelle für Brandverhütung des
Bundeslandes NÖ wurde einer Effizienz-
analyse unterzogen. Die Ergebnisse wur-

Schwerpunkte 2001

Rechtliche Angelegenheiten
der Feuerpolizei und des
Katastrophenschutzes

In Vollziehung des NÖ Feuerwehrgeset-
zes, LGBI. 4400, wurden neben den an-
fallenden Verordnungsprüfungen, der
Behandlung von Vorstellungen und der
Erteilung von Rechtsauskünften sowie
der Wahrung der gesetzlichen Auf-
sichtspflicht über die Freiwilligen Feuer-
wehren und den NÖ Landesfeuerwehr-
verband (NÖ LFV) folgende Schwer-
punkte gesetzt:
• Auf Grund der Euro-Umstellung wur-
den das NÖ Feuerwehrgesetz, das Ka-

Katastrophenhilfsdienst

2001 wurden mehrmals Sachverständi-
ge für Chemie sowie für Boden- und
Wasserverunreinigung zu Unfällen mit
Chemikalien und Austritt von Öl in Was-
ser und Boden von der Landeswarnzen-
trale entsandt.
Im Frühjahr und Herbst führte die Do-
nau mehrere Tage lang hohes Wasser
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Aktivitäten und Kursangebote nahe zu
bringen. Die Bevölkerung soll in die La-
ge versetzt werden, bei Unglücksfällen
und Katastrophenereignissen die Isola-
tionsphase aus eigener Kraft möglichst
ohne Schaden zu überstehen.
Im Jahre 2001 wurde die Organisation
der „Sicherheits-Informationszentren -
SIZ“ zwischen dem Bundesministerium
für Inneres und dem Österreichischen
Zivilschutzverband neu geregelt. Vom
ÖZSV wurde österreichweit eine SIZ-
Homepage für alle SIZ-Gemeinden ein-
gerichtet.
Am Pilotprojekt „Integrierte Ausbildung“
für im Katastrophenschutz tätige Vertre-
ter von Behörden und Organisationen
hat der NÖZSV in den Bezirken Baden,
Gmünd und St. Pölten mitgewirkt, wo an
5 Tagen insgesamt 302 Personen betei-
ligt waren.

Warn- und Alarmsystem

Alle Feuerwehren des Bundeslandes
Niederösterreich sind mittels Funksire-
nensteuerungen an das Warn- und
Alarmsystem angeschlossen. Zur Ver-
besserung der Warnung und Alarmie-
rung der Bevölkerung und der Hilfs-
dienste in Katastrophen- und Zivil-
schutzfällen sowie in Feuer- und Gefah-
renfällen wurden 120 Stück Funksire-
nenzusatzempfänger bestellt, die in den
Monaten Jänner/Februar 2002 ausgelie-
fert und finanziert werden sollen.
Die im Jahre 2000 angeschafften 147
Stück Zusatzempfänger samt Antennen-
material wurden 2001 in Höhe von
€ 121.602,01. (S 1,673.280,07) ausfi-
nanziert.
Für Reparaturen an Anlagen des Warn-
und Alarmsystems sowie für Ersatzteil-
beschaffungen wurden € 34.638,36
(S 476.634,24) investiert.
Einigen Gemeinden in den Bezirken
Amstetten, Hollabrunn und Krems wur-
de der 1996 geleistete Vorfinanzie-
rungsbeitrag in einer Gesamthöhe von
€ 91.567,77 (S 1,260.000,-) refundiert.
Für Reparaturen in den Bezirksalarmzen-
tralen bzw. Modernisierung von Geberan-
lagen wurden € 20.643,86 (S 284.065,77)
aufgewendet. Den Bezirksalarmzentralen
wurden Kosten für Telefonverbindungen
in Höhe von € 3.366,34 (S 46.321,80) er-
setzt. An Miet- und Pachtzinsen für die
Einmietung bei Sendeanlagen waren
€7.357,31 (S 101.238,75) aufzuwenden.
Für das Jahr 2002 ist die Fertigstellung
der Landeswarnzentrale mit Standort
Tulln und St. Pölten geplant.
Der Wunsch der Gemeinden, die Be-
schallungsdichte zu verbessern und
auch Streusiedlungen und exponierte
Stellen erreichen zu können, ist nach
wie vor vorhanden. Derzeit liegen 40
Ansuchen um Zuteilung eines Funksire-
nenzusatzempfängers auf. Auf Grund
der zu erwartenden hohen Kosten für
die Fertigstellung der Landeswarnzen-

ters wurde die Entwicklung ein neues
Angebotes für den Bereich Katastro-
phenschutz begonnen.

Verwaltung der NÖ Landes-
Feuerwehrschule

Der Lehrgangsbetrieb wurde nach den
von der NÖ Landesregierung geneh-
migten Lehrplänen durchgeführt. Die
Lehrgänge wurden teilweise überarbei-
tet und den Ausbildungserfordernissen
angepasst bzw. wurden Pilotlehrgänge
gestartet. Die Verbesserung der Lehr-
pläne im Sinne einer praxisnahen Aus-
bildung wird weiterhin durchgeführt.
2001 fanden in der Landes-Feuerwehr-
schule 297 Lehrgänge mit 7.368 Teil-
nehmern statt. Zusätzlich fanden in
den Bezirken 227 Lehrgänge mit 6.960
Teilnehmern statt, die durch Personal
der Landes-Feuerwehrschule betreut
wurden.
Die Betriebsfeuerwehr der NÖ Landes-
Feuerwehrschule wurde zur Unterstüt-
zung der örtlichen Feuerwehren zu
7 Einsätzen, davon 3 technischen Ein-
sätzen und 4 Brandeinsätzen, herange-
zogen. Dies war insbesondere bei sol-
chen Einsätzen der Fall, wo die erfor-
derlichen Geräte und das entspre-
chend ausgebildete Personal bei den
örtlichen Feuerwehren nicht vorhanden
waren.
Das in der NÖ Landes-Feuerwehrschule
errichtete EDV-Netzwerk, das in das
Landesnetz eingebunden ist, wurde lau-
fend mit neuer Hard- und Software er-
weitert, um auch hier einen reibungslo-
sen Ablauf des Schulbetriebes mit einer
leistungsfähigen EDV zu ermöglichen.
So wurde auch eine eigene Homepage
der NÖ Landes-Feuerwehrschule einge-
richtet, um einerseits die Einrichtung
„NÖ Landes-Feuerwehrschule“ zu prä-
sentieren und um andererseits auch
Serviceleistungen wie z. B. freie Lehr-
gangsplätze den NÖ Feuerwehrmitglie-
dern anzubieten.
Für den projektierten Neubau der NÖ
Landes-Feuerwehrschule wurden zwei
Sitzungen des Baubeirates abgehalten
und nach Abschluss des Bewertungs-
verfahrens der angebotene Standort im
Gemeindegebiet von Tulln an der Donau
als der bestgeeignete ermittelt.

Angelegenheiten der Zivilen
Landesverteidigung

Die Tätigkeit des NÖ Zivilschutzverban-
des wurde 2001 mit € 450.571,57
(S 6,200.000,-) gefördert.
Als Folge der Zivilschutzenquete des
Bundesministeriums für Inneres am
30. Jänner 1985 wurden in den Gemein-
den Österreichs fortlaufend Selbst-
schutzzentren eröffnet, deren Aufgabe

“es ist, der örtlichen Bevölkerung den
Selbstschutzgedanken durch laufende

mit geringen Ausuferungen. Die Lan-
deswarnzentrale und die betroffenen
Bezirkshauptmannschaften waren be-
setzt.
Am 16. Juli 2001 ereignete sich das
schwere Zugsunglück in Purkersdorf.
Die Landeswarnzentrale und die Be-
zirkshauptmannschaft mit den Ret-
tungsorganisationen und der Gendar-
merie waren eingesetzt. Die Verletzen
wurden versorgt, die Angehörigen und
die Leichtverletzten sowie die anderen
Opfer psychologisch betreut.

El Über Auftrag des zuständigen Regie-
rungsmitgliedes wurde ein Sicherheits-
beirat eingerichtet.
Die Aufgabe ist, eine Arbeitsgruppe ein-
zusetzen, die die Ausbildung im Bereich
„Katastrophenschutz und Krisenma-
nagement“ zwischen den Behörden und
den Organisationen abstimmt und eine
einheitliche Ausbildungsrichtlinie für die
Gemeinden, Bezirkshauptmannschaf-
ten, das Land und die Einsatzorganisa-
tionen unter Leitung des Landes ausar-
beitet.
• ADONIS II. Das Bundesministerium
für Inneres hat die Länder und die Blau-
lichtorganisationen eingeladen, sich am
neuen digitalen Funknetz ADONIS II zu
beteiligen.
Dieses Funknetz soll die analogen Funk-
netze ersetzen und erstmals die Mög-
lichkeit bieten, dass alle daran beteilig-
ten Behörden und Institutionen ein ge-
meinsames Netz für den Einsatz zur
Verfügung haben und miteinander Kon-
takt aufnehmen können. Die Fertigstel-
lung ist für Ende 2005 vorgesehen.
Das Land NÖ hat die Abteilung Feuer-
wehr und Zivilschutz mit der Koordinie-
rung und der Erstellung eines Gesamt-
konzeptes für Niederösterreich beauf-
tragt.
• Anhrax. Ab dem 17. Oktober 2001
wurde eine Dauererreichbarkeit der Ab-
teilung auf Grund der Anthraxverdachts-
fälle eingerichtet. In Zusammenarbeit
mit dem Bundesheer, der Sicherheitsdi-
rektion und der Sanitätsdirektion wurde
ein Maßnahmenkatalog entwickelt, um
bei auftretenden Verdachtsfällen sofort
reagieren zu können. Alle 33 aufgetrete-
nen Verdachtsfälle wurden geprüft, alle
Proben waren negativ.
• Katastrophenschutzverwaltungs-
programm.. Das von der Abteilung er-
stellte Katastrophenschutzverwaltungs-
programm wurde laufend durch neue
Informationen erweitert, die notwendige
telefonische Unterstützung für die Be-
zirkshauptmannschaften gegeben und
der Zugriff auf das Programm durch an-
dere Dienststellen des Landes herge-
stellt.
• Internet Das Internet-Angebot der
Abteilung wurde auf Grund den aktuel-
len Ereignissen in den USA durch die
Seite „Katastrophenschutz Aktuell" er-
weitert, um im Ernstfall über das Me-
dium „Internet“ rasch Informationen an
die Bevölkerung geben zu können. Wei-
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gebracht und dort genauer untersucht.
Gleichzeitig nahmen Vertreter der Abtei-
lung Feuerwehr und Zivilschutz an der
Übung im Kernkraftwerk Bohunice als
Gäste teil.
Auf Grund bilateraler Abkommen mit
Tschechien und der Slowakei nehmen
Vertreter der Abteilung am Expertenge-
spräch teil.

Landeswarnzentrale

Das Projekt Landeswarnzentrale konnte
vorangetrieben werden, es wurde die
Ausstattung für 15 Bezirke ausgeliefert,
in weiterer Folge wurde die Software für
die Bereiche Feuerwehr- und Zivilschutz-
ebene weiterentwickelt und getestet. Die
Übersiedlung der Nachrichtenzentrale in
die neu adaptierten Räumlichkeiten der
NÖ Landesfeuerwehrschule konnte ab-
geschlossen werden.

Überprüfung der Subventions-
mittel für Freiwill ige Feuer-
wehren
Die stichprobenweisen Überprüfungen
der Freiwilligen Feuerwehren hinsicht-
lich der widmungsgemäßen Verwen-
dung der Mittel zur Förderung von Fahr-
zeugen und Geräten wurden weiter
durchgeführt.

Probleme 2001
Ein langjähriges Problem ist die Infor-
mation und Aufklärung der Bevölkerung
über das richtige Verhalten in Katastro-
phenfällen und Zwischenfällen im Be-
reich des Strahlenschutzes durch die
Selbstschutzinformationszentren.

Statistik 2001

Lehrgänge der NÖ Landes-
Feuerwehrschule Tulln

2001 wurden in der NÖ Landes-Feuer-
wehrschule
• 297 Lehrgänge mit 7.368 Teilnehmern
und
• 227 Lehrgänge in den Bezirken mit
6.960 Teilnehmern abgehalten.

Einsätze der Landes-
Feuerwehrschule

Von der Betriebsfeuerwehr der NÖ Lan-
des-Feuerwehrschule wurden zur Unter-
stützung der örtlichen Feuerwehren im
gesamten Bundesland 7 Einsätze
durchgeführt.

trale sowie des notwendigen Austau-
sches von veralteten Funksirenensteue-
rungen werden 2002 voraussichtlich
keine Zusatzempfänger beschafft.
Am 6. Oktober 2001 fand ein bundes-
weiter Probealarm statt, um einerseits
die Funktionstüchtigkeit der Warn- und
Alarmanlagen zu überprüfen und ande-
rerseits die Bevölkerung mit den Signa-
len der Zivilschutzalarmierung vertraut
zu machen.

Verwaltung der
Zivilschutzschule

Die jährlichen Verwaltungskosten betra-
gen € 12.665,32 (S 174.278,60) (Ener-
gie inkl. Heizung, Reparaturen, Lehrmit-
tel, Versicherungen, öffentliche Abga-
ben, Ausstattung).
Die Zivilschutzschule ist hauptamtlich
nicht besetzt und wird, was die Ausrich-
tung und Durchführung von Kursen an-
belangt, vom Landessekretariat des
NÖZSV in Tulln betreut.

Aktivitäten des
Zivilschutzverbandes

Vor t räge

2-stündiger Informationsvortrag
zum Thema „Selbstschutz" bei Schülern
der achten Schulstufe

Vorträge 269
Teilnehmer 7.738

2-stündiger Informationsvortrag
zu den verschiedenen Zivilschutzthemen
bei Erwachsenen ’

Vorträge 79
Teilnehmer 2.978

2-stündiger Vortrag zur „Erstellung von
Alarmplänen in Schulen“ bei Lehrerinnen

Vorträge 7
Teilnehmer 45

2-stündiger Vortrag zur „Erstellung von
Alarmplänen in Kindergärten“ bei Leiterinnen

Vorträge 2
Teilnehmer 26

Rechtliche Angelegenheiten der
Überwachung, des Schutzes und
der Sicherung der Umwelt
hinsichtlich radioaktiver
Verunreinigung

Es langten zahlreiche Informationen der
Bundeswarnzentrale über Störfälle in
ausländischen Kernkraftwerken ein.
Die diesjährige Strahlenschutzübung
fand am 24. Oktober 2001 statt. Die
Übung hatte die Einrichtung von Dekon-
taminationsstellen zum Inhalt und wurde
mit den in den Bezirken zur Verfügung
stehenden Ausrüstungs- und Personal-
ressourcen durchgeführt.
Das Szenario wurde vom Forschungs-
zentrum Seibersdorf in Abstimmung
mit der slowakischen Nuklearbehörde
erstellt, wobei auch das Kernkraft-
werk Bohunice miteinbezogen war. Am
Übungstag wurden die Abläufe wie in
den entsprechenden internationalen
Übereinkommen vorgesehen bearbei-
tet. Mit eingebunden waren auch die
Bundeswarnzentrale und die Bundes-
strahlenwarnzentrale. In den Bezirken
Bruck/Leitha und Gänserndorf wurden
auf Grund des Szenarios Maßnahmen
zur Dekontamination von Personen, die
die Slowakei verlassen, gesetzt, wobei
die Bezirksverwaltungsbehörden die
Einsatzleitung vor Ort durchführten.
An den Grenzübertrittsstellen Berg und
Marchegg erfolgte eine Erstüberprüfung
der Einreisenden. Kontaminierte Perso-
nen bzw. Personen aus kontaminierten
Fahrzeugen wurden zu den Dekontami-
nationsstationen in der Volksschule Hain-
burg und in der Hauptschule Marchegg

Ziele 2002
• Der technische Ausbau der Landes-
warnzentrale ist abzuschließen.
• Die internationalen Kontakte betref-
fend nukleare Abkommen sind weiterzu-
führen.
• Es wird getrachtet, dass in weiteren
Gemeinden Niederösterreichs Selbst-
schutzinformationszentren eingerichtet
werden, um die Information und Aufklä-
rung der Bevölkerung zu verbessern.
Die integrierte Ausbildung der Einsatz-
organisationen und Behördenvertreter
am Sitz der Bezirkshauptmannschaften
soll fortgeführt werden.
• Die psychosoziale Betreuung von
Opfern soll weiter ausgebaut werden.
• Es ist geplant, die Katastrophen-
schutzübung des Landes NÖ gemein-
sam 'mit dem Kernkraftwerk Dukovany in
zumindest zwei grenznahen Bezirken
durchzuführen.

Grundun te rwe i sungen

4-stündige Unterweisung zum Thema
„Zivilschutz als umfassender Katastrophenschutz"
bei Grundwehrdienern

Unterweisungen 72
Teilnehmer 3.345

Auss te l l ungen

Ausstellungen zu den verschiedenen
Zivilschutzthemen •

Tage
Besucher

Info-Stände mit Beratung
Tage
Besucher

Info-Bus und Info-Anhänger
Tage
Besucher

340
5.827

21
1.110

55
6.940
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Sons t iges ZS-Schu le  Horn

Beratungen und Kontaktgespräche Selbstschutzlehrgänge
(Behörden, Ämter, Privat) Lehrgänge 6

Anzahl 107 Kurstage 6
Besucher 338 Besucher 91

Sitzungen, Arbeitstagungen, Fachkurse
Dienstbesprechungen Lehrgänge 6

Tage 123 Kurstage 9
Besucher 1.422 Besucher 73

Landesübung Bezirke Bruck/Leitha Arbeitstagungen
und Gänserndorf Lehrgänge 6

ORF-Sendungen (TV u. Radio) 8 Kurstage 7
Interviews durch Printmedien 53 Besucher 116

Kinder-Sicherheits-Olympiade Sonderveranstaltungen
Bewerbe 10 Lehrgänge 7
Besucher 4.200 Kurstage 36

Sicherheitsquiz
Tage

Besucher 214
4

Besucher 5.000

Abteilung Gemeindeärzte

Bedingt durch die 7. Novelle des NÖ
Gemeindeärztegesetzes 1977, LGBI.
9400, in der die Aufgaben der Gemein-
deärzte demonstrativ aufgelistet und die
von ihnen dafür zu erbringende Dienst-
zeit festgelegt wurden, nahm die Tätig-
keit der Abteilung Gemeindeärzte im
Bereich der Beratung, Erteilung von
Rechtsauskünften und Hilfeleistungen
gegenüber Gemeinden, Sanitätsge-
meinden, Gemeindevertreterverbänden
sowie den Gemeindeärzten bezie-
hungsweise deren Hinterbliebenen im
Vergleich zu den Vorjahren im vermehr-
ten Ausmaß zu.
Bis 31. Dezember 2001 war dem Ge-
meindearzt ein besonderes Recht zur
Dienstentsagung eingeräumt. Machte er
hievon Gebrauch, hatte er zwei Wahl-
möglichkeiten: Er ließ sich die einbe-
zahlten Pensionsbeiträge auszahlen
oder er verlangte, dass ihm mit Errei-

Da hinkünftig keine Gemeindeärzte be-
stellt werden, jedoch mit einem Anstei-
gen der Pensionierungen bzw. Dienst-
entsagungen zu rechnen ist, wird die
Zahl der aktiven Gemeindeärzte konti-
nuierlich abnehmen.

chen des Pensionsantrittsalters eine
Pension bezahlt wird.
Die' Gewährung dieser Rechtswohltat
führte zu zahlreichen persönlichen, tele-
fonischen und schriftlichen Anfragen
bei der Abteilung Gemeindeärzte.
Im Jahr 2001 waren 372 bestellte Ge-
meindeärzte in Niederösterreich tätig.

Statistik 2001

1997 1998 1999 2000 2001
Ruhestandsversetzungen 2 3 6 11 17
Dienstentsagungen (gern. § 35) 0 1 0 0 5
Dienstentsagungen mit Pensionsanspruch 0 0 0 0 19
Neubestellungen (öffentl. rechtl. Dienstverhältnis) 7 1 7 1 0
Neubestellungen (Werkvertrag bzw. sonst. Dienstverhältnis) 0 0 0 0 61
Ruhegenussempfänger 204 189 180 182 179
Witwen-ZWitwerversorgungen 217 212 219 221 211
Waisenversorgungen 19 21 19 18 19

Abteilung Personenstandsangelegenheiten

Schwerpunkte 2001

• Durchführung von Namensände--
rungsverfahren in II. Instanz
• Rechtsauskünfte
• Umsetzung des Kindschaftsrechts-
Änderungsgesetzes 2001 auf dem Ge-
biet des Personenstandswesens
• Aus- und Weiterbildung von Standes-
beamten

. • Kontrolle und Beratung der Standes-
ämter
• Euro-Umstellung

Probleme 2001

Wie bereits in den vergangenen Jahren
erforderten die überwiegend telefonisch
eingeholten Rechtsauskünfte bei Fällen
mit Auslandsberührung einen großen
Zeitaufwand. Dies ist einerseits darauf
zurückzuführen, dass mittlerweile fast je-
des der 186 niederösterreichischen
Standesämter bei der Beurkundung von
Personenstandsfällen auch mit fremden
Staatsangehörigen konfrontiert ist und
sich unter anderem Informationen über

den Inhalt des anzuwendenden fremden
Rechtes einholt. Andererseits schließen
immer mehr österreichische Staatsbür-
ger im Ausland die Ehe und wollen sich
darüber informieren. Obwohl insbeson-
dere bei den Fortbildungsveranstaltun-
gen für Standesbeamte und anlässlich
der Revisionen der Standesämter dem
Thema „Auslandsberührung" große Auf-
merksamkeit gewidmet wurde und wird,
ergeben sich nach wie vor Unklarheiten
bzw. Fragen in der standesamtlichen
Praxis durch das starke Ansteigen die-
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Erreichung und Sicherung der hohen
Qualität der Standesämter in Nieder-
österreich.
Eine weitere Zielsetzung ist, den Stan;
desämtern Hilfestellung in Fragen der
Euro-Umstellung und der Änderung des
Gebührengesetzes zu geben.

sens, da die Personenstandsverord-
nung erst im September 2001 im Bun-
desgesetzblatt verlautbart wurde.
Ähnliche Mehrbelastungen ergaben
sich Ende des Jahres 2001 durch die
verspätete Änderung des Gebührenge-
setzes und der Bundesverwaltungsab-
gabenverordnung im Zusammenhang
mit der Währungsumstellung auf Euro.
Im Zusammenhang mit der seit 2001
möglichen „anonymen Geburt" ergaben
sich ebenfalls Anfragen von Standes-
ämtern, da im Personenstandsgesetz
keine eigene Regelung dafür vorgese-
hen ist.

ses Bereiches sowohl in quantitativer
wie auch in qualitativer Hinsicht. Die
Standesbeamten fragen bei der Abtei-
lung Personenstandsangelegenheiten
immer umfangreicheres und detaillierte-
res Wissen auf dem Gebiet des interna-
tionalen Ehe- und Kindschaftsrechts so-
wie Namensrechts nach. Schwerpunkte
im Jahr 2001 bildeten dabei u. a. folgen-
de Staaten: Slowakei, Tschechische Re-
publik, Ungarn, Bulgarien, Rumänien,
Weißrussland, Russland, Ukraine, Domi-
nikanische Republik, Thailand, Philippi-
nen, Brasilien und Nigeria.
Auch im Jahr 2001 zeigte sich die Not-
wendigkeit, die Bestimmungen des Per-
sonenstandsgesetzes in jenen Fällen zu
interpretieren, in denen Heiratswillige
besonders ausgefallene Wünsche hin-
sichtlich des Ortes und der Form der
Eheschließung hatten. Als Oberbehörde
war es der Abteilung Personenstands-
angelegenheiten ein dringendes Anlie-
gen, in diesem Bereich aufklärend zu
wirken und eindeutige Verstöße gegen
die Bestimmungen des § 47 PStG auf-
zuzeigen, damit diese in Zukunft von
den Standesämtern vermieden werden.
Einen vermehrten Arbeitsaufwand durch
viele telefonische Anfragen verursachte
die verspätete Umsetzung des seit
1. Juli 2001 in Kraft befindlichen Kind-
schaftsrechts-Änderungsgesetzes 2001
auf dem Gebiet des Personenstandswe-

Statistik 2001

1 Ausbildungskurs für Standesbeamte
inkl. Prüfungsvorbereitung (16 Teilnehmer)

1 Weiterbildungsseminar für Standesbeamte
(20 Teilnehmer)

1 Teilnahme an Bundestagung
Vorträge an 4 Bezirkstagungen für Standesbeamte

(insgesamt 94 Teilnehmer)
60 Überprüfungen von Standesämtern

(teilweise in Kombination mit Staatsbürger-
schaftsevidenzstellen)

18 Berufungsentscheidungen im Namens-
änderungsverfahren, davon wurden

2 Berufungen stattgegeben,
13 Berufungen abgewiesen,

1 Bescheid behoben und
2 Bescheide für nichtig erklärt
1 Gegenschrift an den Verwaltungsgerichtshof

ca. 2000 schriftliche und telefonische
Rechtsauskünfte

Ziele 2002

Weiterhin oberstes Ziel wird die Beibe-
haltung der hohen Qualität der Standes-
ämter darstellen. Zur Erreichung dieses
Zieles wird den Aus- und Weiterbil-
dungsmöglichkeiten für Standesbeamte
im Rahmen der NÖ Gemeindeverwal-
tungsschule und Kommunalakademie
ein hoher Stellenwert zukommen.
Auch die gesetzlich vorgeschriebenen
Überprüfungen und Beratungen sämtli-
cher Standesämter sowohl in Rechts-,
Haushalts- und Personalangelegenhei-
ten als auch bei organisatorischen Pro-
blemen sind Beiträge der Abteilung zur

Abteilung Veranstaltungsangelegenheiten

Veranstaltungswesen

Schwerpunkte 2001

• Erteilung von Veranstaltungsbewilli-
gungen (für Kabarett- und Varieteveran-
staltungen, Zirkusveranstaltungen,
Tanzschulen, Theater, Schausteller, Mo-
torsportveranstaltungen, über den Be-
reich einer Gemeinde hinaus erstre-
ckende Veranstaltungen)
• Erteilung von Spielautomatenbewilli-
gungen
• Erteilung von Genehmigungen für
Veranstaltungsbetriebsstätten
• Überprüfung von Theatergebäuden
und deren Betriebseinrichtungen.
• Auf Grund des NÖ Veranstaltungsbe-
triebsstättengesetzes sind Veranstal-
tungsbetriebsstätten mit Voll- und Mittel-
bühne oder mit besonderen techni-
schen Einrichtungen ausgestattete
Kleinbühnen bzw. Szenenflächen jähr-
lich von der Landesregierung zu über-
prüfen.
• Novellierung des NÖ Veranstaltungs-
gesetzes, des NÖ Veranstaltungsbe-
triebsstättengesetzes und des NÖ
Spielautomatengesetzes auf Grund der
Euro-Einführung (Festsetzung der in

den Gesetzen enthaltenen Geldbeträge
in Euro)
• Weiterführung der Novellierungsar-
beit hinsichtlich
- des NÖ Veranstaltungsgesetzes und
- des NÖ Veranstaltungsbetriebsstät-
tengesetzes.
Auf Grund des technischen Fortschrit-
tes ist eine Novellierung erforderlich.
• Erstellung einer Novelle zum NÖ
Spielautomatengesetz
• Kontaktpflege mit den Interessenver-
tretungen

Probleme 2001
Nach wie vor wird immer wieder ver-
sucht, entgegen den Bestimmungen
des NÖ Spielautomatengesetzes Geld-
auszahlungen im Zusammenhang mit
dem Betrieb von Automaten durchzu-
führen. In den bekannt gewordenen Fäl-
len wurden Strafverfahren eingeleitet.
Neue Veranstaltungsformen (Event-
parks, Kombination verschiedener Ver-
anstaltungsarten usw.) und nicht mehr
zeitgemäße gesetzliche Bestimmungen
führen zu aufwendigen und komplizier-
ten Bewilligungs- bzw. Betriebsstätten-
genehmigungsverfahren.

Ziele 2002

• Die Arbeiten zur Novellierung des
NÖ Veranstaltungsgesetzes und des
NÖ Veranstaltungsbetriebsstättenge-
setzes werden weitergeführt und sollen
(gemeinsam mit dem NÖ Licht-
schauspielgesetz) zum Abschluss ge-
bracht werden. Die Bestimmungen müs-
sen an den technischen Fortschritt an-
gepasst und sollen auch vereinfacht
werden.
• Die technischen Neuerungen im
Bereich des Spielautomatensektors ha-
ben eine Novellierung des NÖ Spiel-
automatengesetzes erforderlich ge-
macht. Die Novelle wurde ausgearbei-
tet, soll jedoch nochmals überarbeitet
werden. 4

Statistik 2001

Aufrechte Bewilligungen für das Jahr 2001
nach dem NÖ Veranstaltungsgesetz:

Theaterbewilligungen 61
Tanzschulbewilligungen 41
Kabarett- und Varieteebewilligungen 76
Zirkusbewilligungen -14
Schaustellerbewilligungen 158
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NÖ Lichtschauspielgesetzes (wie auch
des NÖ Veranstaltungsgesetzes und
NÖ Veranstaltungsbetriebsstättenge-
setzes) erforderlich. Die Novellierungs-
arbeiten wurden fortgesetzt.
• Filmbewertung
• Mitarbeit in der Gemeinsamen Film-
bewertungskommission der Österreichi-
schen Bundesländer bei der Begutach-
tung eingereichter Filme auf ihren kultu-
rellen Wert
• Jugendschutz bei Filmen
• Zulassung von Filmen, die zur öffentli-
chen Vorführung vor Kindern oder Ju-
gendlichen bis zum vollendeten 16. Le-
bensjahr bestimmt sind; Mitarbeit in der
Jugendfilmkommission des Bundesmi-
nisteriums für Bildung, Wissenschaft
und Kultur

Ziele 2002

• Schutz der Jugend vor Filmen mit
schädlichem Einfluss durch Anwendung
strenger Maßstäbe im Rahmen der Ju-
gendfilmkommission
• Die Arbeiten zur Novellierung des NÖ
Lichtschauspielgesetzes werden weiter-
geführt und sollen zum Abschluss ge-
bracht werden.

Bewilligungen für die Aufstellung von
Spielautomaten:

Spielautomaten 1.899
Sitzungen des Spielautomatenbeirates 6
Aufsteiler 121

Bewilligungen für Motorsportveranstaltungen 79
Bewilligungen für diverse andere
Veranstaltungen 72

Statistik 2001

Bewilfigungen nach dem
NÖ Lichtschauspielgesetz

Lichtschauspielbewilligungen 119
Kinobetriebsstättengenehmigungen . 91
Stillgelegt ' 28

Bewilligungen für fallweise Vorführungen
im Freien 18

Begu tach tungenLichtschauspielwesen

Schwerpunkte 2001

• Erteilung von Lichtschauspielbewilli-
gungen
• Genehmigung von Neu-, Zu- und Um-
bauten von Betriebsstätten und -einrich-
tungen
• Überprüfung von Betriebsstätten und -
einrichtungen in fünfjährigen Abständen
nach dem NÖ Lichtschauspielgesetz
• Novellierung des NÖ Lichtschau-
spielgesetzes auf Grund der Euro-Ein-
führung (Festsetzung der im Gesetz ent-
haltenen Geldbeträge in Euro)
• Auf Grund des technischen Fort-
schrittes ist auch eine Novellierung des

Der Gemeinsamen Filmbewertungs-
kommission der Bundesländer wurden
im Jahr 2001 insgesamt 131 Filme vor-
geführt. 16 Filmen wurde das Prädikat
„Besonders wertvoll“ verliehen, 19 Filme
erhielten das Prädikat „Wertvoll“ und 39
Filme das Prädikat „Sehenswert", 57 Fil-
me erhielten kein Prädikat.
2001 wurden 203 Zulassungsbescheini-
gungen ausgestellt, aus welchen die
Einstufung der betreffenden Filme hin-
sichtlich ihrer Jugendzulässigkeit zu er-
sehen ist.
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Abteilung Kultur und Wissenschaft

Musik

Musikschulmanagement
Niederösterreich

Rechtsträger: Volkskultur Niederöster-
reich BetriebsGmbH.

Fö rde rung

• Softwareentwicklung, Eingabe aller
Stammdaten: Schulträger und Lehrer
• Vorbereitung, Betreuung und Abwick-
lung der NÖ Musikschulförderung 2001
und Vorbereitung der NÖ Musikschulför-
derung 2002

Mus ikschu lgese tz

• Mitwirkung bei der Erstellung des Mu-
sikschulplans 2001, Verhandlungen
nach Richtlinien des Musikschulbeirats
für das Kalenderjahr 2002: 6 Informa-
tionstage des Musikschulmanagement
Niederösterreich in den einzelnen Mu-
sikschulregionen Mai 2001, Einzelbe-
treuung von Gemeinden vor Ort nach
Bedarf
• Kontrolle der Musikschulstatuten
• Statistik

Pädagog i k

• Einzelberatung- und -betreuung bei
Bedarf durch das Büro Atzenbrugg
• Bildung von Arbeitskreisen: Leiterfort-
bildung und Blasmusikwesen

Pro jek te

• Jugendsymphonieorchester
• Wettbewerbe: Prima La Musica März
2001, Rock- und Jazz-Band-Wettbe-
werb Juni 2001 und Volksmusikwettbe-
werb Oktober 2001
• Fortbildung: siehe Kalendarium 2001
- ab Herbst 2002 Kalendarium für das
gesamte Schuljahr
• Evaluierungen: Prima La Musica und
Musikschullehrerfortbildung

Öf fen t l i chke i t sa rbe i t

• Neukonzeption einer Homepage
• Herausgabe der Zeitschrift musik/n-
form, 4x jährlich, derzeitige Auflage:
4000 Stück
• Pressedienst

Koope ra t i onen

Universität für Musik und darstellende
Kunst Wien, Musikschulwerke der Bun-
desländer, Mitglied in der KOMU,
AGMÖ, Landesschulrat für Niederöster-
reich, Pädagogisches Institut, Verein
Musikschulmanagement Niederöster-
reich, NÖ Blasmusikverband, musik ak-

Denkmalpflege tuell, Universal Edition, Musisches
Schulungszentrum Schloss Zeillern u. a.
Das Musikschulmanagement Nieder-
österreich betreut als Geschäftsstelle
den Musikschulbeirat - der Musikschul-
beirat ist im § 11 des NÖ Musikschulge-
setz 2000 verankert: Einladungen, Vor-
und Nachbereitung der Sitzungen, Er-
stellen der Unterlagen und Verfassen
der Protokolle.
Das Musikschulmanagement Nieder-
österreich betreut als Geschäftsstelle
weiters den Landesfachbeirat Musik der
Jugend - Prima La Musica.

Blasmusik

In Niederösterreich gibt es insgesamt
463 Kapellen mit 19.234 aktiven Musi-
kern; ca. 43 Prozent jugendliche Musi-
ker.
Den 25.600 Proben stehen 12.110 Auf-
führungen und Ausrückungen gegen-
über.
253 Kapellen besitzen eigene Musik-
heime.

Positiv erledigte Subventionsansuchen________
Bürgerhäuser 10
Schlösser, Ruinen, Burgen, Stadtmauer 24
Kirchen, Kapellen, Pfarrhäuser 98
Orgelrestauration 4
Stifte, Klöster 10
Statuen, Wegkreuze, Säulen, Gemälde 15
Marterl, Bildstöcke 0
Fassadenaktionen 4

165

Lebensbegleitendes
Lernen
Das Forum Erwachsenenbildung Nie-
derösterreich (kurz F. E. N.), die bisheri-
ge Arbeitsgemeinschaft niederösterrei-
chischer Träger der Erwachsenenbil-
dung, hat sich als Verein konstituiert.
Die Internet-Datenbank Bildungsinfo
Niederösterreich wird mit finanzieller
Unterstützung des Landes und unter
Projektleitung des F. E. N. neu gestaltet
und weiterentwickelt. Diese neue Daten-
bank soll Teil eines Verbundes Ostre-
gion (Wien, Niederösterreich und Bur-
genland) sein.
Folgende Träger der Erwachsenenbil-
dung in Niederösterreich wurden 2001
gefördert: Verband der NÖ Volkshoch-
schulen, NÖ Bildungs- und Heimatwerk,
Volkswirtschaftliche Gesellschaft Nie-
derösterreich, Katholisches Bildungs-
werk St. Pölten, Katholisches Bildungs-
werk Wien, Katholische Frauenbewe-
gung St. Pölten, Katholisches Familien-
werk St. Pölten, Evangelisches Bil-
dungswerk Niederösterreich.
Im Bereich des Bibliothekswesens wur-
den im Jahr 2001 zahlreiche öffentliche
Gemeinde- und Stadtbüchereien, die
Förderungsstelle des Bundes für Er-
wachsenenbildung in NÖ sowie über die
Förderung der Diözesanen Büchereistel-
le St. Pölten und des Kirchlichen Biblio-
thekswerks der Erzdiözese Wien Pfarr-
büchereien mit öffentlichem Zugang ge-
fördert. Besonderes Augenmerk liegt da-
bei in der Unterstützung der Büchereien
in ihrem Anpassungsprozess an die ver-
schiedenartigen neuen Zugänge zu Wis-
sen durch Datenbanken, Informations-
netzwerke und Internet.

Franz-Stangler-Gedächtnispreis
Der Franz-Stangler-Gedächtnispreis
2001 wurde als Kulturpreis an folgende
Persönlichkeiten vergeben:
• Prof. Josef Freihammer, Würdigungs-

preis
• Eva Gaspar, Anerkennungspreis
• Mag. Rudolf Strümpf, Anerkennungs--

preis

NÖ Tonkünstlerorchester

79 Konzerte in Niederösterreich, 13
Sonntagnachmittagskonzerte, 7 Konzer-
te für den ÖGB, 15 diverse Konzerte in
Wien, zwei Konzerte in den Bundeslän-
dern, 224 Proben.
Insgesamt 340 Dienste.

Zeitgenössische Musik

Im Auftrag des Landes NÖ erfolgt seit
1996 durch die „Musikfabrik Nieder-
österreich" jährlich die Programmgestal-
tung und Koordination der Veranstal-
tungsreihe „Musik aktuell", die sowohl
seitens des Bundes gefördert als auch
durch Sponsoring unterstützt wird.
Deren Vorstand sowie ein künstlerischer
Fachbeirat wählen alljährlich einen „Ar-
tist in Residence" (2001: Christian Kolo-
novits) sowie ein künstlerisches Jahres-
motto aus (2001: „Die geheime Liebe
der E-Musik zur U-Musik").
In rund 50 Veranstaltungen/Konzerten,
darunter auch Vermittlungs- und Semi-
narprojekte wie das Schulprojekt
„Klangnetze", ein Symposion zum Jah-
resthema sowie die beiden Jazzakade-
mien Zeillern und Scheibbs, wurde er-
neut erfolgreich bewiesen, auch in
sämtlichen Regionen Niederösterreichs
eine Auseinandersetzung mit an-
spruchsvoller zeitgenössischer Musik
unterschiedlichster Genres (E-Musik
zeitgenössischer Komponisten, Jazz,
Cross-over, neue Volksmusik u. a.) anre-
gen zu können.
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• Mistelbach, Verein Kulturvernet-
zungsstelle Weinviertel
• Mistelbach, Verein zur Förderung der
Kulturszene Mistelbach, „Sommer im
Park 2001“
• Neudorf, Verein, Projekt, „aufmüpfig &
angepasst - Kultur im Schloss Kirchstet-
ten 2001“
• Neuhofen/Ybbs, Kultur und Touris-
musverein „Ostarrichi“, • Jahrespro-
gramm 2001 und Projekt „natur2“
• Neulengbach, Kulturveranstaltungen
• Prellenkirchen, Kulturprogramm
• Rappottenstein, Verein der Freunde
der Burg Rappottenstein, Aktivitäten
• Rosenburg, Verein zur Förderung der
Kultur im mittleren Kamptal, Kerzenlicht-
konzerte 2001 auf Schloss Rosenburg
• St. Pölten, Kulturplattform, 8. St. Pölt-
ner Höfefest
• Traismauer, Jahresprogramm „Kultur-
zyklus 2001“ im Schloss
• Waidhofen an der Ybbs, Ybbstalfesti-
val/Sommerarena
• Waidhofen/Thaya, „Waldviertel-Festi-
val mitanaund“
• Waidhofen/Thaya, Hobby Sportverein
Hollenbach, Projekt „stonerun"
• Waidhofen/Thaya, Kulturveranstaltun-
gen 2001
• Waidhofen/Thaya, Verein Kulturver-
netzung Waldviertel
• Waidhofen/Ybbs, Verein Kunstbank
Ferrum - Kulturvernetzung Mostviertel
• St. Pölten, Betriebsseelsorge St. Pöl-
ten, Projekt „Friends 2001“
• Weißenkirchen, „Glatt & Verkehrt im
Teisenhofer Hof Weißenkirchen“
• Aspang, Verein „Kultur am Wechsel“
Projekt „Marienseer Kultursommer 2001"
• Idolsberg, Verein Alte Schule, „Idols-
berger Musiksommer 2001“
• Langenzersdorf, „KunstMühle - Crea-
tives Zentrum Langenzersdorf“, Projekt
„Stürmische Zeiten, 8. Langenzersdor-
fer Kellerfestival“
• Sitzendorf/Schmida, „11. Sitzendorfer
Kulturtage“
• Schrems, Kunstforum Waldviertel,
Jahresprogramm 2001
• Hohenberg, Kulturbassena Hohen-
berg, „Kunst und Kulturtage 2001“
• Sonntagberg, Kinderkulturtage 2001
• Mödling, Ges. n. b. R. „ARGE Collec-
tion“, „Kunst rund um den Leuchtturm"
• Tourismusverein Schönberg am
Kamp, 24. Schönberger Bauernmarkt
• Wieselburg, Verein „HALLE 2, Initiati-
ve für Zeitkultur - Kommunikationswerk-
statt“, Projekt „Frische Sommerkultur
Wieselbürg“
• Fratres, „Kultursommer 2001 - Öster-
reichische Literatur, Malerei und Musik
des 20. Jahrhunderts“
• Krems, Bühne frei - Kulturinitiative,
„Projekte A-Z“
• Retz, Verein zur Durchführung von
EU-Gemeinschaftsinitiativen „LEADER
Koordinationsstelle - Ökoregion Retzer
Land"
• Korneuburg, NÖ Kinderwelt Korneu-
burg, 1. Korneuburger Kinderfestival

Zusätzlich bietet der Katalog „CD-Club
Musik aktuell" eine Vertriebshilfe für Ton-
träger lebender Komponisten an, aus
dem Interessenten neuer Musik 2001 be-
reits zwischen 26 verschiedenen CDs
von NÖ Künstlern mit Musik des 20. Jahr-
hunderts auswählen konnten.
Darüber hinaus ermöglichten die För-
dermittel für zeitgenössische Musik:
• die direkte Förderung von NÖ Kom-
ponisten in Form von Kompositionsauf-
trägen,
• Livekonzerte zeitgenössischer Musik
in NÖ und/oder durch NÖ Künstler,
• die Unterstützung von Ensembles, die
sich der Aufführung zeitgenössischer
Werke widmen, die Aktivitäten der Inter-
essengemeinschaft NÖ Komponisten.

reits bestehenden Marketingkonzepte.
Weiters wird es ein internationales Sym-
posium im Stift Melk zum Thema „Erinne-
rung und Denkmal" geben, zahlreiche
Eröffnungen und die Fertigstellung des
Archivs. Die Aufarbeitung des Depots
(Entwürfe, Modelle) wird im Herbst 2002
anlaufen.

Kulturpreise für bildende Kunst
• Elke Krystufek, Würdigungspreis
• Agnes Fuchs, Anerkennungspreis
• Petra Maitz, Anerkennungspreis

Kulturveranstaltungen
• Allentsteig, Kulturkino Allentsteig,
Kulturprogramm
• Bad Fischau, Verein Kulturvernetzung
Industrieviertel
• Bad Fischau-Brunn, Forum Bad
Fischau-Brunn, Blau Gelbe Viertelsgale-
rie, Jahresprogramm
• Bad Großpertholz, Kulturveranstaltun-
gen zum Gemeindejubiläum
• Berndorf, INK - Initiative zur regiona-
len Förderung neuer Kunst und Kultur
„Kulturherbst“
• Berndorf, Veranstaltungen zum Jubi-
läum „100 Jahre Stadt Berndorf“
• Bruck/Leitha, „Kulturinitiative Frei-
raum“, Projekte „Kulturfrühling 2001“
und „Musikherbst 2001“
• Diendorf/Kamp, Verein ALHAMBRA
• Eichgraberi, Verein für Kunst und Kul-
tur Eichgraben, „Ausstellungstätigkeit
2001“
• Fels/Wagram, Verein Freunde des
Schlosses Thürnthal, Projekt „Ypsilanti“
• Gänserndorf, Verein „Kultur in Gän-
serndorf“, „Sommerszene Gänserndorf
2001“
• Großkrut, Tourismusverein Großkrut,
„Kultur am Kapellenberg“
• Gumpoldskirchen, kulturelles Pro-
gramm und Aufrechterhaltung des
Spielbetriebes im Biegler-Christine-
Haus - Musikwirtshaus zum Schwarzen
Adler
• Hatzenbach, Verein Kunststall, Pro-
jekt „Elementar“
• Hochneukirchen, Projekt „Mumyhua-
Festival“
• Hollabrunn, Sommerfestival
• Horn, Kunstverein Horn, Jahrespro-
gramm
• Katzelsdorf, „Kulturzentrum Schloss
Katzelsdorf“, Zusatzinvestitionen (ECO-
Plus)
• Klosterneuburg, Stiftsmuseum, Ver-
anstaltung „Fest der Jahrhundertwende
5. und 6. Mai 2001“
• Kulturinitiative Weinsbergerwald, Jah-
resprogramm 2001
• Lunz, Verein „Lunzer Sommerspiele“,
Programm 2001 und Graffiti-Workshop
• Mauthausen Aktiv - Österreich, Ju-
gendbegegnungen Mauthausen 2001,
Veranstaltung „Denk-mal! - weil es un-
sere Zukunft ist“

Kulturpreise für Musik

• Herbert Lauermann, Würdigungs-
preis

• Dr. Leo Brauneis, Anerkennungspreis
• Julia Purgina, Anerkennungspreis

Bildende Kunst
(inklusive Fotografie
und Neue Medien)
Im Sachbereich Bildende Kunst wurden
zahlreiche Ankäufe zur Vervollständi-
gung der Kunstsammlung des Landes-
museums sowie zur Bestandsergän-
zung der geplanten Artothek durchge-
führt. Weiters wurden Finanzierungsbei-
träge für Aktivitäten von Kunstvereinen,
Ausstellungen und Initiativen im Bereich
der Kunstvermittlung sowie für Projekte
niederösterreichischer Künstler verge-
ben, wie zum Beispiel: Kunsthalle
Krems, NÖ Dokumentationszentrum für
Moderne Kunst, Fotoinitiative FLUSS,
Galerie Stadtpark, Galerie Göttlicher,
Viertelsgalerien . . .
Im Herbst 2001 wurden das Karikatur-
museum Krems und die Kunstmeile
Krems eröffnet. In den Atelierwohnun-
gen in Krems waren Künstler aus Euro-
pa, USA, Kanada und Asien zu Gast,
wobei im Gegenzug niederösterreichi-
sche Künstler von ausländischen Insti-
tutionen eingeladen wurden. In Zusam-
menarbeit mit der NÖ Museumsbe-
triebsgesellschaft wurden grundlegen-
de Vorarbeiten in den Bereichen Lan-
desmuseum und Artothek geleistet.

Kunst im öffentlichen Raum

Im Mai 2002 erscheint der 6. Band der
Publikationsreihe „Öffentliche Kunst.
Kunst im öffentlichen Raum in NÖ" im
Springerverlag (eine Dokumentation
über 2 Jahre Tätigkeit). Außerdem arbei-
ten wir an einem (fernsehtauglichen) Do-
kumentationsfilm. über Kunst-im-öffentli-
chen-Raum-Projekte in Niederösterreich
als zusätzliche Werbeschiene der be-
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Bewahren der Balance, Ausgleich der
Interessen und das notwendige Augen-
maß sind vitale Prinzipien für eine
fruchtbare Kooperation.
Zielsetzung ist, im eigenen Lebensbe-
reich, quasi vor der Haustüre, Kunst und
Kultur als Aktivist oder Rezipient in Sinn
stiftender Art wahrnehmen zu können.
Ein vielfältiges Kulturangebot konnte auf
diese Weise ermöglicht werden und be-
wirkte einen Beitrag zur Steigerung der
Lebensqualität in den Regionen.
Zur internen, selbstverwaltenden Koor-
dination wurde in jedem Landesviertel
eine „Kulturvernetzungsstelle" einge-
richtet, die den zahlreichen lokalen Initi-
ativen gewünschte Hilfestellungen gibt
und den Informationsaustausch fördert.
2001 hat sich das kreative Potential in
den Landesvierteln durch regelmäßige
„Viertelsfeste“ einer breiten Öffentlich-
keit vorgestellt.

NÖ Landesausstellung
Im Jahr 2001 wurde die NÖ Landesaus-
stellung an zwei Ausstellungsorten ge-
zeigt, in Schloss Ottenstein „Sein & Sinn"
und in Schloss Waldreichs „Burg &
Mensch". Insgesamt haben 192.947 Be-
sucher beide Ausstellungsteile gesehen.
Begleitend zur NÖ Landesausstellung
haben an jedem 1. Wochenende im Mo-
nat Experimentalarchäologen in an-
schaulichen Vorführungen mit Jahrtau-
sende alten handwerklichen Techniken
(Bogenschießen, Speerschleudern, Brot
backen im jungsteinzeitlichen Lehm-
backofen und textilen Techniken wie
Spinnen und Weben, Leder gerben,
Schmiedearbeiten am offenen Feuer
u. v. m.) das Publikum erfreut. Auch wur-
de eine Steinzeit- und Knochenwerkstatt
eingerichtet.
Als besonderer Schwerpunkt zum Aus-
stellungsteil „Burg und Mensch“ hat am
30. Juni in Kooperation mit der Aktion
„Natur im Garten" auf Burg Rappotten-
stein ein „Mittelalterliches Gartenfest“
und am 1. Juli in Schloss Waldreichs
„Abenteuer Burg" mit Burgleben und
Ritterspielen stattgefunden.
Weitere Begleitaktivitäten wurden aus
der Region (z. B. das Waldviertel-Festi-
val) veranstaltet. Gemeinsam mit der
HBLA Krems wurde ein Waldviertel-
Dress kreiert.
Ab 2001 wird die Landesausstellung wie-
der im 2-Jahres-Rhythmus veranstaltet.
Die Vorbereitungen für die Landesausstel-
lungen 2003 (Reichenau) und 2005
(Schloss Kleinwetzdorf) laufen planmäßig.

Schallaburg
Im Jahr 2001 fand auf der Schallaburg
die große Ausstellung „Geheimnisvolle
Welt des Alten Tibet" statt. Sowohl beim
Publikum als auch bei den Medien war
die Resonanz sehr groß. So haben

• Seyler-Kejda Marielis, Ausstellung in
der Galerie Apicella-B. in Köln
• St. Benedikt, Bildungszentrum, Aus-
stellung „EXODUS - Menschen auf der
Flucht“
• Strasshof an der Nordbahn, Jahres-
programm „Kultur 2001“
• Studentenverbindung Austria-Wien,
Ausstellung „Für Staat und Kirche zum
Tode verurteilt"
• Tulln, Sonderausstellung „Alfons Wal-
de"
• Verein Klösterreich, Ausstellung „Orte
der Spiritualität“
• Waidhofen/Ybbs Kulturamt, Ausstel-
lungen 2001
• Weitra, Verein zur Dokumentation der
Zeitgeschichte, Ausstellung „Konfronta-
tion - Kultur und Ideologie"

Museen und
Sammlungen
Seit der mit Beschluss vom 6. Juli 1999
durch die NÖ Landesregierung erfolg-
ten Bestellung des Gutachtergremiums
für den Bereich Museen und Sammlun-
gen wird die Beurteilung der Einreichun-
gen von diesem durchgeführt, wobei
dieses Gremium die Unterstützungswür-
digkeit einzelner Projekte überprüft,
prinzipielle Richtlinien für Förderungen
erarbeitet und entsprechende Empfeh-
lungen abgibt. Die Bearbeitung obliegt
der Volkskultur Niederösterreich Be-
triebs GmbH, Atzenbrugg.
Diesem ersten Gutachtergremium, des-
sen Bestellungszeit mit Ende 2001 aus-
lief, gehörten folgende Personen an: Ar-
chitekt Dipl.-Ing. Gerhard Lindner (Archi-
tektur, Museumsgestaltung), HR Prof. Dr.
Hermann Steininger (Heimatforschung,
Museumswesen), Univ.-Prof. Dr. Fritz Stei-
ninger (Naturkunde), Univ.-Prof. Dr. Olaf
Bockhorn (Volkskunde), Univ.-Ass. Dr.
Andrea Komlosy (Wirtschafts- und Sozial-
geschichte, Alltagsgeschichte), Dipl.-
Ing. Hellmut Janetschek (Technik in den
Museen), Gisela Settele (Museumsleite-
rin), HR Dr. Gottfried Stangler (Abteilung
Kultur und Wissenschaft, Vorsitz), HR Dr.
Andreas Kusternig (Abteilung Kultur und
Wissenschaft, beratendes Mitglied), GF
Dr. Edgar Niemeczek (Volkskultur Nieder-
österreich Betriebs GmbH, beratendes
Mitglied) und Mag. Ulrike Vitovec (bera-
tendes Mitglied und Protokoll).
Im Jahre 2001 konnten durch das Gut-
achtergremium 34 Projekte positiv beur-
teilt werden.

Allgemeine kulturelle
Aktivitäten
Das NÖ Kulturförderungsgesetz 1996
hat die Förderung kultureller Prozesse in
der Landeshauptstadt versus die Förde-
rung kultureller Prozesse in den Regio-
nen des Landes als ein zu berücksichti-
gendes Spannungsfeld ausgewiesen.

• St. Pölten, Verein zur Förderung christ-
lichen Lebens, „Buch und Bild 2001“
• Tullnerbach, „Verein zur Förderung
von Kultur - SEHWIRT“
• Drosendorf-Zissersdorf, Kinderwork-
shopprojekt „Zirkusluft in Drosendorf“
• SOS-Kinderdorf Wienerwald Hinter-
brühl, Musikveranstaltungen
• Gars am Kamp, Regionalförderung -
EURO-Fit Projekt „Attraktivierung -
Opern Air Gars - 1. Ausbaustufe"
• Horn, GlobArt, Projekt „Connecting
Arts and Sciences“, 2001
• Kultur- und Museumsverein Matzen,
Projekt „Denkmal für Abt Nikolaus Sey-
ringer“
• Tulln, Tullnerfelder Kulturverein, „Ar-
cadia Ensemble“, „Ausstellung Prof.
Kies“ und „Herbstrockfest Grünzweig
und Doctors“
• Tourismusverein Echsenbach, 4.
Waldviertier Dorfspiele
• Wölkersdorf, Forumschlosswolkers-
dorf, Jahresprogramm
• Herrnbaumgarten, Verein zur Verwer-
tung von Gedankenüberschüssen, Kul-
turprogramm

Ausstellungen
• Altenburg, Benediktinerstift, Ausstel-
lung „Fundort Kloster“
• Amstetten, Ausstellung „Bruno Krei-
sky. Seine Zeit und mehr?
• Benediktinerstift Melk, Dauerausstel-
lung
• Benediktinerstift Melk, Dauerausstel-
lung
• Eureka Projektmanagement GesmbH,
Dauerausstellung „Koryphäum“
• Kulturpark Eisenstraße-Ötscherland,
Einrichtung eines regionalen Leit- und
Informationssystems
• Kulturpark Eisenstraße-Ötscherland,
Projekt „Treffpunkt Eisenstraße 2001"
• Künstlergemeinschaft Westliches
Weinviertel, Jahresprogramm 2001
• Libowitzky Mag. Herwig, Ausstellung
„Die Alpen“ (Schloss Gutenstein)
• Lilienfeld, Sonderausstellung „CISTO
2002“ anlässlich der 800-Jahr-Feier des
Stiftes Lilienfeld
• Marchfelder Schlösserverein, Aus-
stellung in Schlosshof
• Mauerbach, Verein zur Förderung der
Baudenkmalpflege, Ausstellung „Das
Geheimnis im Stein“
• Neuhofen a. d. Ybbs, Jahrespro-
gramm 2001, Sonderausstellung „Die
Habsburger zwischen Rhein und Do-
nau"
• NÖ Dokumentationszentrum für Mo-
derne Kunst, Ausstellung „Zeitgenössi-
sche chinesische Tuschmalerei und
Skulptur"
• Österreichische Verein für Ost- und
Zentralasien, Ausstellung „Dschingis
Khans Erbe 2001"
• Seitenstetten, Stift, Sonderausstel-
lung „Kremser Schmidt - Symbolist im
Hell und Dunkel", 2. Tranche
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134.195 Besucher die Ausstellung ge-
sehen.
Als Sonderausstellungen waren „Tibeti-
sche Kunst aus österreichischen Privat-
sammlungen" und „Der Heilende Bud-
dha“ zu sehen. Als Rahmenprogramm
wurde ein Tibet-Festival veranstaltet.
Besonders erfolgreich waren das große
Spielefest („Osmanisches Turnier“) im
September mit 6.758 Besuchern und der
nunmehr schon traditionelle Schallaburger
Advent (Gastregion „Mähren“) am 15. und
16. Dezember 2001 mit 5.114 Besuchern.

El
Museumspädagogik
Sowohl bei der NÖ Landesausstellung
2001 im mystischen Waldviertel „Sein &
Sinn, Burg & Mensch“, die in den
Schlössern Ottenstein und Waldreichs
stattfand, als auch bei der Tibet-Aus-
stellung auf der Schallaburg wurde den
jungen Besuchern und Schulklassen ein
umfangreiches museumspädagogi-
sches Programm angeboten.

F i sche re i -  und Donaumuseum;
Sch loss  Or th /Donau

3.048 Besucher. Sonderausstellung
„Scheuer Gast in rauher Schale -
die europäische Sumpfschildkröte“
(8. 4.-15. 11. 2000) in Kooperation mit
dem Biozentrum des OÖ Landesmuse-
ums, dem Institut für Zoologie der Uni-
versität Wien sowie dem Nationalpark
Donauauen. Für diese Ausstellung wur-
de ein mehrseitiger Folder aufgelegt.

Ba rockmuseum,  He i l i genk reuz -
Gu tenb runn
1.097 Besucher. Mit Ende der Saison
2001 wurde das NÖ Barockmuseum
auf Dauer geschlossen. Die Barock-
sammlung des NÖ Landesmuseums
wird ab Herbst 2002 im neuen Lan-
desmuseum in St. Pölten zu sehen
sein. Auch weiterhin werden im Fest-
saal des Schlosses Heiligenkreuz-Gu-
tenbrunn alljährlich Konzert-Matineen
veranstaltet werden.

An ton -Hanak -Museum,
Langenze rsdo r f
2.005 Besucher. Vom Museumsfreunde-
Verein wurden Vorträge, Konzerte und
Sonderführungen veranstaltet.

Wachau -Museum  ,
We ißenk i r chen /Wachau
3.057 Besucher.

Haydn -Gebu r t shaus
Roh rau /Le i t ha
7.498 Besucher.

Sonderausstellungen in
Niederösterreich

• „Die Gegend um Wr. Neustadt in der
Landschaftsmalerei des 20. Jahrhun-
derts - aus den Beständen des NÖ Lan-
desmuseums“ (Stadtmuseum Wr. Neu-
stadt, 26. 4.-30. 9. 2001), 4.192 Besu-
cher
• „Friedrich Gauermann“ (Kunst-Halle-
Krems, 14. 10. 2001-17. 2. 2002), bis
zum 16. 1. 2002 10.309 Besucher
• „Heilpflanzen im Alltag“ (Museum für
Frühgeschichte, Traismauer; 28. 4. bis
28. 10.), ca. 4.000 Besucher
• „Gewürze“ (Museumsdorf Krumbach;
28. 4.-1. 7.), ca. 1.500 Besucher
• „Pflanzen der Bibel“ (Altes Gemein-
dehaus Annaberg; 30. 6.-1. 9.), ca. 550
Besucher

Auss te l l ungsb rücke  St. Pö l t en

Ausstellungen

• Tatjana Rybkina (29. 5.-7. 7. 2001)
• Alois Junek (24. 7.-8. 9. 2001)
• Bilder wunder Kinder (24. 9.-17. 11.
2001)
• Fotoklub ZPV (29. 11.-14. 12. 2001)
• Ottmar Mathes (18. 12. 2001-T2. 1.
2002)

Konzerte

• Cool Men Blues Company am 6. 9.
2001

NÖ Museum für
Rech tsgesch i ch te ,  Pöggs ta l l
7.089 Besucher. Die bereits 2000 ge-
zeigte Sonderausstellung: „Das endgül-
tig verlorene Paradies - Ein Blick in die
Londoner Verbrecherwelt des 18. Jahr-
hunderts“ war auch 2001 vom 1. April
bis 31. Oktober 2001 zu sehen.

Museum für F rühgesch i ch te ,
T ra i smaue r
4.149 Besucher. Sonderausstellung:
„Heilpflanzen", Mai bis November 2001.

Museum für U rgesch i ch te ,
Aspa rn /Zaya
26.518 Besucher. Führungen im Frei-
lichtmuseum, Töpfer-, Spinn- und Web-
kurse sowie Backen von Fladenbrot
nach urzeitlichen Methoden. Laufend
werden bei verschiedenen Seminaren
archäologische Experimente durchge-
führt, wie Kupfer- und Eisenverhüttung,
Holz- und Steinbearbeitung, Textilerzeu-
gung sowie Färben von Wolle mit Natur-
farben. Der Anbau von urgeschichtli-
chen Getreidearten und von Färbepflan-
zen wurde fortgesetzt. Auch die Lehr-
veranstaltung der Universität Wien „Ex-
perimentelle Archäologie" fand wieder
hier statt, heuer erstmals auch ein Semi-
nar der Universität Freiberg.
Das Keltenfest mit dem Höhepunkt einer
keltischen Reitertruppe verlief überaus
erfolgreich.
Im Bereich der ur- und frühgeschichtli-
chen Landesarchäologie wurde die
Funddatenbank weitergeführt. Die Pla-
nungsphase für die Neueinrichtung der
Dauerausstellung ist wesentlich fortge-
schritten. Die Neuzugänge an Funden
wurden vorinventarisiert.
In der Fotothek wurden ca. 1.000 Diapo-
sitive als Neuzugänge inventarisiert.
Die Neuaufstellung der Schausamm-
lung wurde im 1. Stock weitgehend ab-
geschlossen.

A lpenga r ten ,  Re i chenau /Rax
1.725 Besucher. Wie schon in den ver-
gangenen Jahren standen den Besu-
chern auch im Jahr 2001 an Wochenen-
den Botaniker für fachkundige Auskünf-
te zur Verfügung.

Naturwissenschaften
Die wissenschaftliche Sichtung und
Neubearbeitung dieser naturwissen-
schaftlichen Sammlung wurde - unter
anderem für die Erstellung „Roter Listen“
und zur Biodiversitätsforschung in Nie-
derösterreich - fortgesetzt. Das Herbari-
um wurde um rund 1.200 Belege, die
Handbibliothek um 160 Bücher und 150
Sonderdrucke, die Fotothek um 120 Dias

NÖ Landesmuseum
Planung des Neuen
Landesmuseums in St. Pölten

Die zentrale Aufgabe in Bezug auf das
NÖ Landesmuseum ist seit der Be-
schlussfassung des Landtages über
den Museumsneubau in St. Pölten im
Herbst 1997 und der Beschlussfassung
des Baubeirates über den neu erarbei-
teten Vorentwurf im März 1998 die Pla-
nung des Neuen Landesmuseums ge-
meinsam mit dem Architekten Prof.
Hans Hollein und der NÖPLAN als Er-
richtungsgesellschaft.
Im Zusammenhang mit der Planung ste-
hen die Aufgaben der organisatori-
schen Neustrukturierung des Landes-
museums, der Neuinventarisierung und
wissenschaftlichen Bearbeitung der
Sammlungsbestände, insbesondere der
naturkundlichen und kunsthistorischen
Sammlungen, auf denen das Neue Lan-
desmuseum in St. Pölten aufbauen wird.
Im Bereich der Kunstsammlungen wur-
de der bedeutende Bestand von Wer-
ken des Künstlers Friedrich Gauermann
wissenschaftlich bearbeitet und als Ko-
operation zwischen NÖ Landesmuseum
(NÖ Museum BetriebsgesmbH.) und
Kunsthalle Krems in Krems ausgestellt,
um die Existenz und Bedeutung der
Kunstsammlungen im öffentlichen Be-
wusstsein präsent zu erhalten.

Außenstellen

Af r i kamuseum;  Marchegg

2.543 Besucher.
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und im Museum für Ur- und Frühge-
schichte Thüringen/Weimar.
• „Die Siedler von Carnuntum. Bern-
steinhändler, Kaiserpriester und Legio-
näre am Donaulimes", in Vorbereitung
mit dem Diözesanmuseum Brixen
(2002) und mit den Städtischen Museen
Udine (2003).

Publikationen

• Carnuntum Jahrbuch. Zeitschrift für
Archäologie und Kulturgeschichte des
Donauraumes 2000/2001, 2001 (im
Druck)
• „Carnuntum. Römische Metropole an
der Bernsteinstraße", Katalog der Ausstel-
lung im Rheinischen Landesmuseum Trier,
im Landesmuseum für Natur und
Mensch/Oldenburg und im Museum für Ur-
und Frühgeschichte Thüringens/Weimar
• W. Jobst, Das Heidentor von Carnun-
tum. Ein spätantikes Triumphalmonu-
ment am Donaulimes .
• W. Jobst (Hrsg.), Das Heidentor von
Petronell Carnuntum. Ein Führer (im
Druck)
• W. Jobst, Die Bacchantin von Car-
nuntum
• W. Jobst (Hrsg.), Das Heiligtum des
Jupiter Optimus Maximus auf dem Pfaf-
fenberg, Band 1: Ioan Piso, Die Inschrif-
ten (im Druck)

Diplomarbeiten/Dissertationen
• Die Wohnhäuser der römischen Stadt
Carnuntum (J. Cencic, Univ. Wien)
• Die Funde der Ausgrabungen am
Heidentor 1998-2001 (U. Schuh, Univ.
Wien)
• Die Keramik-, Glas- und Metallfunde
des Pfaffenberges (Istvan Koos, Univ.
Budapest)
• Römische Wandmalerei aus Carnun-
tum (Stefan Krmnicek, Univ. Wien)

Landesarchäologie
• Tulln: Ausstellungsprojekt „Marc
Aurel" (Prof. Jobst)
• Wiener Neustadt: Ausstellung der
Funde aus den Grabungen an der Bar-
bakane (Prof. Jobst, Dr. Reidinger)
• St. Pölten: Grabungen des Österrei-
chischen Archäologischen Institutes (Dr.
Scherrer)
• Hainburg: Grabungen auf dem
Braunsberg (Prof. Urban)
• Roseidorf: Keltensiedlung (Prof.
Jobst, Dr. Windl)
• Kooperation mit dem Archäologi-
schen Institut der Universität Trnava
(Prof. Novotna, Dr. Kuzmova)

Volkskultur und
Heimatpflege
Bei einer gegenüber dem Vorjahr leicht zu-
genommenen Anzahl von Förderbegeh-
ren im Bereich der Volkskultur blieb die

Bestand an Mirakelbüchern gesichert.
Gerade zur Thematik der vielfältigen
marianischen Darstellungen werden im-
mer wiederum Anfragen an die Samm-
lung herangetragen.
An Neuerwerbungen konnten neben
verschiedenen ergänzenden Stücken
eine größere Anzahl von biedermeierli-
chen Berufsdarstellungen sowie eine
gezielte Auswahl von Belegstücken der
bedeutendsten NÖ Keramikwerkstätten
des 20. Jh. der Sammlung zugeführt
werden, so dass auch hier die Anbin-
dung zur Gegenwart gegeben ist.
Für verschiedene Ausstellungen inner-
und außerhalb Niederösterreichs wur-
den Leihgaben zur Verfügung gestellt,
so u. a. für die bedeutende Exposition
des Landes Salzburg „Ärzte, Bader,
Chirurgen" auf Schloss Werfen.

Restaurierwerkstätte

In der Restaurierwerkstätte für Gemälde
und Skulpturen wurden im Jahre 2001
Restaurierungen an Leihgaben des
Landes für Ausstellungen in der Kunst-
halle Krems, für das Stift Seitenstetten
und für das Stadtmuseum Wr. Neustadt
durchgeführt. Weiters wurden unzählige
Rahmungen von Gemälden, Grafiken
und Zeichnungen durchgeführt.

Archäologischer Park
Carnuntum
Ausgrabungen und
Restaurierungen

Kernzone 3 (Zivilstadt):
• Antikes Stadtviertel südlich Schloss
Petronell
• Heidentor

Wissenschaftliche Projekte

• Münzprojekt Carnuntum in Zusam-
menarbeit mit der Numismatischen
Kommission der Österreichischen Aka-
demie der Wissenschaften (M. Alram, F.
Humer, W. Jobst, F. Schmidt)
• Projekt Pfaffenberg in Zusammenar-
beit mit der Universität Cluj (Rumänien)
und der Universität Budapest (Ungarn)
• Die Fibeln von Carnuntum
• Ankauf von Musealobjekten
• Ankauf einer großen Privatsammlung.
• Restaurierung von Musealobjekten,
Fundmünzen, Fibeln, Inschriften, Skulp-
turen (Pfaffenberg, Mänade), Keramik
(Pfaffenberg), Weihaltäre (Amphithea-
ter I), Funde der Grabungen Heidentor
und Antikes Stadtviertel

Ausstellungen
• „Carnuntum. Römische Metropole an
der Bernsteinstraße“ im Rheinischen
Landesmuseum Trier, im Landesmuse-
um für Natur und Mensch/Oldenburg

erweitert. Fotothek und Bibliothek wer-
den in zunehmendem Ausmaß von ver-
schiedenen Abteilungen des Amtes der
NÖ Landesregierung genutzt.
Zur Ergänzung der Sammlungen und im
Hinblick auf das neue Landesmuseum in
St. Pölten konnten eine Reihe von wertvol-
len Objekten vor allem aus dem Bereich
Erdwissenschaften und Zoologie, so z. B.
Großpräparate von Säugetieren sowie ver-
schiedene Modelle, angekauft werden.
Neben den Routinearbeiten in den
Sammlungen und Außenstellen (Konser-
vierungs- und Restaurierungsarbeiten,
EDV-Erfassung - die Aufnahme der erd-
wissenschaftlichen Sammlung mit ins-
gesamt mehr als 20.000 Inventarnum-
mern wurde abgeschlossen) lag der Ar-
beitsschwerpunkt auf der Planung des
Landesmuseums in St. Pölten. Die De-
tailplanung und Objektauswahl konnte
weitgehend abgeschlossen werden. In
der naturwissenschaftlichen Präparation
wurden 24 Neupräparate hergestellt
und 73 Objekte restauriert.
Der 14. Band der „Wissenschaftlichen
Mitteilungen aus dem NÖ Landesmuse-
um" mit 17 Originalarbeiten und einem
Umfang von 220 Seiten wurde publi-
ziert, Band 15 ist in Vorbereitung. Die
Räumung des Jagdmuseums in March-
egg wurde abgeschlossen, ab Novem-
ber wurde dort auch das Afrikamuseum
geräumt und die Objekte ins Depot
Hainburg übersiedelt, was eine grundle-
gende Umstrukturierung der Samm-
lungsbestände notwendig machte.
Leihgaben wurden unter anderem für
folgende Ausstellungen und Veranstal-
tungen zur Verfügung gestellt:
• „Vom Winde verweht: Sanddünen und
Löss" (Schloss Niederweiden;
5. 5.-1. 11.).
• „Natura 2001" (Messegelände Neu-
siedl/See; 4. 5.-16. 9.).
• Jagd- und Fischereimesse (Messe-
gelände Krems; 20. 4.-22. 4.).
• „Kukuma, Kunst, Kult, Magie - eine
Reise in die Urzeit" (Schloss Halbturn;
18. 5.-30. 10.).
• „Spuren des Regenbogens. Leben im
südlichen Afrika" (OÖ Landesmuseum,
Schlossmuseum Linz; 2. 4.-4. 11.)

Volkskundliche
Sammlungen
Neben der etwa halbjährlich durchzufüh-
renden konservatorischen Sicherung der
Textilsammlung konnte wiederum ein grö-
ßerer Teil von Kleidungsstücken des 20. Jh.
als notwendige Ergänzung in den Bestand
eingegliedert werden. Die Ausfüllung von
Fehlstellen wird auch im kommenden Jahr
eine wichtige Aufgabe darstellen.
Im Zentraldepot waren umfangreiche
Vorbereitungsarbeiten für die Aufarbei-
tung der Bauernmöbelsammlung not-
wendig. Gleichzeitig wurden diese einer
Reinigung unterzogen.
Restaurierungen betrafen auch die An-
dachtsgraphik, so wurde u. a. auch der
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Summe der positiv beurteilten Einreichun-
gen in etwa gleich hoch. Die vergebenen
Mittel erhöhten sich, wobei neben der För-
derung der verschiedenen Gruppen eine
leichte Zunahme von Veranstaltungs- und
Projekteinreichungen zu verzeichnen war.
Um einen Überblick über die Dynamik der
Vergaben in den Jahren davor zu erhal-
ten, wurde eine Statistik des Zeitraumes
von 1993-1998 erarbeitet.
Mit den vom Gutachtergremium für
Volkskultur in der nach intensiver Dis-
kussion in der 1. Jahreshälfte beschlos-

E1 senen Förderrichtlinien erhielt auch die
Beurteilung der Begehren eine schriftli-
che Grundlage, mit der erste Erfahrun-
gen gesammelt werden konnten. Durch
die gleichzeitig mit Jahresende 2001
auslaufende erste 3-jährige Tätigkeits-
periode des Gremiums und der ab 2002
zu erfolgenden neuen Zusammenset-
zung ergibt sich auch in dieser Rich-
tung die Chance eines Neubeginns.

Medien

„Kultur- und Tourismusnetzwerk Burgrui-
ne Reinsberg“ und das Festival Art Car-
nuntum in Petronell. Neue Förderverträ-
ge für die Folgejahre wurden mit den
Stadttheatern Baden und St. Pölten, mit
dem Verein Theaterfest Niederöster-
reich und seinen Mitgliedern, mit dem
Verein „Szene Bunte Wähe“ und dem
Festival „Art Carnuntum“ abgeschlos-
sen. Die Förderung des Amateurthea-
terbereiches erfolgte im Gegensatz zu
den Vorjahren direkt durch die Abteilung
Kultur und Wissenschaft.

Kulturpreise für den Bereich
„Darstellende Kunst“
• Peter Wolsdorff, Würdigungspreis
• Peter Gruber, Anerkennungspreis
• Karel Drgac, Anerkennungspreis

Wissenschaft
Förderungen

Im Jahr 2001 wurden 178 Förderungs-
ansuchen positiv erledigt.
Wie seit Jahren wurden Aktivitäten der
Österreichischen Akademie der Wissen-
schaften im Bereich des Landes Nieder-
österreich unterstützt, weiters langfristige
Projekte, die an Universitäten (z. B. NÖ
Burgenführer oder die Aufarbeitung des
Nachlasses des Philosophen Franz Bren-
tano in Schönbühel) oder im Rahmen der
Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft und an-
derer wissenschaftlicher Institute und Ver-
eine bearbeitet werden. Unter letzteren
seien die Publikationen „Vögel der March-
Thaya-Auen“ (Distelverein), „Volksmusik
des Pielachtais“ (NÖFolk, Atzenbrugg)
und „Das Karpat des Korneuburger Be-
ckens“ (Freunde der Mineralien und Fos-
silien, Stockerau) hervorgehoben.
Gefördert wurden aber auch verschie-
denartigste Einzelprojekte, wissen-
schaftliche Zeitschriften und Veranstal-
tungen. Unter diesen seien der Regio-
nale Entwicklungsverband Industrievier-
tel mit seinen Aktivitäten rund um die In-
dustriekultur des Wiener Beckens, der
vom Institut für Philosophie getragene
Hagenbrunner Symposienzyklus „Die
Seele", das vom Österreichischen Berg-
rettungsdienst veranstaltete Symposion
„Psyche und Berg“ sowie die Herstel-
lung einer CD-Rom genannt, die die Vi-
sualisierung der längst nicht mehr exis-
tierenden Klosterkirche der Dominikane-
rinnen in Tulln ermöglicht.
Unterstützt wurden auch zahlreiche Mu-
seen und Archive, die mit ihren auf oft
sehr hohem Niveau stehenden periodi-
schen Editionen und Katalogen die ähn-
lich gelagerten Bestrebungen des Lan-
des Niederösterreich hervorragend er-
gänzen. Hier sei das rührige Diözesan-
archiv St. Pölten und der Hollabrunner
Museumsverein mit seiner Publikation
über den Kult des heiligen Nepomuk in
Niederösterreich genannt.

Literatur
Die Förderung im Sachbereich Literatur
ermöglichte die Realisierung zahlreicher
Buchprojekte einzelner Autoren sowie
die Herausgabe von Anthologien und
Autorenbiographien. Um das Wirken der
Autoren in der Öffentlichkeit zu forcie-
ren, beteiligt sich die Literaturförderung
an den Kosten für Literaturzeitschriften
und Lesungen.
Einen wichtigen Bereich der Literaturför-
derung nimmt die Unterstützung Litera-
rischer Gesellschaften und Autorenver-
einigungen ein, welche in ihrem Tätig-
keitsbereich erste Anlaufstelle für die Li-
teraturszene des Bundeslandes sind.
Die Literaturedition Niederösterreich
bietet jungen Autoren die Möglichkeit
zur Publikation ihrer Texte.
Das Unabhängige Literaturhaus in
Krems hat sich als maßgebliche Institu-
tion im Bereich literarischer Veranstal-
tungen etabliert und wird vom Land NÖ
sowohl finanziell als auch durch die Be-
reitstellung von Räumlichkeiten unter-
stützt. In Zusammenarbeit mit dem Lite-
raturhaus wird auch ein internationaler
Schriftstelleraustausch organisiert, das
Land NÖ stellt dafür im Bereich der
Kunstmeile Krems ein Autorenatelier
und Mobilitätsstipendien zur Verfügung.

Kulturpreise für Literatur 2001
• Franz Sales Sklenitzka (Würdigungs-

preis)
• Friedrich Hahn (Anerkennungspreis)
• Norbert Silberbauer (Anerkennungs-

preis)

Hans-Weigel-Literaturstipendium
2001/02
• Brigitta Mathes
• Thomas Havlik

Im Sachbereich Medien (Film und Vi-
deo) konnte das Land Niederösterreich
durch seine Fördertätigkeit zur Realisie-
rung interessanter Projekte niederöster-
reichischer Künstler beitragen, die zum
Teil auch international beachtliche Erfol-
ge verzeichnen konnten.
Gefördert wurden Projekte von Einzel-
personen, Vereinen und Filmproduk-
tionsfirmen im Rahmen von Produktiohs-,
Verwertungs- und Strukturförderungen.
Budgetär gesehen lag der Schwerpunkt
im Bereich Produktionsförderung filmi-
scher Medien und der Förderung der
Vermittlungsstruktur für audiovisuelle
Medien. Für die Erhaltung der nieder-
österreichischen Kinos wurde durch die
Unterstützung von Filmklubs ein wichti-
ger Beitrag geleistet.
Durch den Abschluss eines mehrjähri-
gen Fördervertrages mit dem Filmarchiv
Austria (Wien und Laxenburg) wird die
Erhaltung filmischen Erbes ermöglicht,
das sowohl filmgeschichtlich als auch
zeitgeschichtlich große Relevanz für Nie-
derösterreich besitzt. Mit Unterstützung
des Landes Niederösterreich wird das
ehemalige C2-Kino in St. Pölten in ein
Programmkino, das die Präsentation
künstlerisch anspruchsvoller Filme in
zwei Sälen ermöglichen wird, umgebaut.
Die Förderung großer Filmprojekte für
Kino und Fernsehen erfolgte gemein-
sam mit der Regionalförderung. Die Be-
urteilung im Bereich Filmfinanzierung
erfolgte durch das Gutachtergremium
für Filmfinanzierung.

Kulturpreise Medienkunst
(künstlerische Fotografie)
• Leo Kandl, Würdigungspreis
• Helmut Kandl, Anerkennungspreis
• Wolfgang Raffesberg, Anerkennungs-

preis

Darstellende Kunst
Im Sachbereich Darstellende Kunst wur-
den neben den beiden Stadttheatern
Baden und St. Pölten auch Veranstal-
tungsstrukturen in den Regionen mit sai-
sonellem Betrieb (z. B. Waldviertler Hof-
theater, Theater Westliches Weinviertel)
gefördert.
Einen Schwerpunkt der Förderungstä-
tigkeit nehmen die Theaterfestivals ein.
Durch einen Fördervertrag zwischen
dem Land Niederösterreich und dem
Verein Theaterfest Niederösterreich wur-
den im Jahr 2001 die Finanzierungsbei-
träge des Landes für 15 Sommerthea-
terstandorte vom Verein nach einem in-
ternen Verteilungsschlüssel weitergege-
ben. Daneben wurden auch einige Pro-
duktionen von regionaler und kultureller
Bedeutung außerhalb dieses Vereins
gefördert, wie etwa die Raimundspiele
Gutenstein, die Sommerfestspiele Bruck
an der Leitha und Haag, der Verein
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• Zukunft und Entwicklung
• Gesundheit und Soziales
• Politik und Verwaltung
• Umwelt und Energie
Die NÖ Landesakademie beschäftigte
2001 34 Mitarbeiter in der Verwaltung,
für wissenschaftliche Projekte kommen
23 Projektleiter und deren Mitarbeiter
dazu.
Im Studienjahr 2000/2001 wurden 37
Lehrgänge mit 861 Teilnehmern und 626
Kurse, Seminare und Fachtagungen mit
15.006 Teilnehmern abgehalten.
Nähere Informationen: NÖ Landesaka-
demie, (0 27 42) 294-17403

von 8 neue Lehrgänge, die meisten mit
den Abschlüssen MAS (= Master of Ad-
vanced Studies) oder MBA (= Master of
Business Administration):
• Energiemanagement und Energie-
consulting in liberalisierten Märkten
• Kieferorthopädie beim funktionsge-
störten Kauorgan
• Krankenhausleitung
• PR und integrierte Kommunikation
• Stressbearbeitung vor und nach be-
lastenden Ereignissen
• Supervision im Gesundheitswesen
• Traditionelle chinesische Gesund-
heitspflege
• Traditionelle chinesische Medizin
Die Entwicklung der Anzahl der einge-
schriebenen Studierenden von 1997 bis
2001:

Nach wie vor bildeten Lokal- und Heimat-
chroniken, bearbeitet auf Eigeninitiative
oder im Auftrag von Gemeinden, Pfarren
und lokal tätigen Institutionen, einen zah-
lenmäßig starken und im Hinblick auf die
Stiftung von Identität in ihren Regionen
sehr wichtigen Anteil der Wissenschafts-
förderung. Neben den teilweise auf Akti-
vitäten einschlägiger Arbeitsgemein-
schaften des NÖ Bildungs- und Heimat-
werkes oder der Stadt- und Dorferneue-
rung zurückgehenden Publikationen fällt
die Zunahme von Projekten auf, in denen
auch EU-Mittel herangezogen werden,
z. B. bei der Erforschung des Raumes
von Groß-Gerungs.
Die Donau-Universität Krems erhielt den
Auftrag, eine „Suchmaschine" zu entwi-
ckeln, die eine gleichzeitige Recherche
in den wesentlichen Forschungs- und
Bibliotheksdatenbanken in bzw. über
Niederösterreich ermöglicht.
Am 4. September 2001 hat die NÖ Lan-
desregierung beschlossen, an NÖ Stu-
dentinnen und Studenten sowie Univer-
sitätsabsolventinnen und -absolventen
Zuschüsse zu den Kosten zu vergeben,
die durch Studien- und Forschungsauf-
enthalte im Ausland entstehen. Im Rah-
men dieser neuen, als „Internationaler
Dialog" bezeichneten Aktion wurden
2001 auf Empfehlung des Beirates für
Wissenschaft 14 Zuschüsse im Gesamt-
wert von € 18.626,10 (S 256.301,50)
vergeben.

Kulturpreise für Wissenschaft

• Univ.-Prof. Dr. Heide Dienst, Würdi-
gungspreis Geisteswissenschaft
• Dr. Max H. Fink, Würdigungspreis Na-
turwissenschaft
• Renä Harather, Anerkennungspreis
Geisteswissenschaft
• Mag. Paul Herold, Anerkennungs-
preis Geisteswissenschaft
• Mag. Dr. Heidelinde Prüger, Anerken-
nungspreis Geisteswissenschaft
• Dr. Henriette Löffler-Stastka, Anerken-
nungspreis Naturwissenschaft

Donau-Universität Krems
Die Donau-Universität Krems ist die ein-
zige Universität Österreichs, die nach
privatwirtschaftlichen Kriterien geführt
wird und sich der postgradualen Weiter-
bildung, aber auch der Forschung und
Dienstleistung widmet. Weiters ist sie
als einzige universitäre Einrichtung
Österreichs eine eigenständige juristi-
sche Person öffentlichen Rechts. Zufrie-
dene Studierende und ein ungewöhn-
lich hoher Drittmittelfinanzierungsanteil
von 69 Prozent des Gesamtbudgets im
Jahr 2001 sind das Ergebnis der erfolg-
reichen künden- und marktorientierten
Ausrichtung. Die Erhalter der Donau-
Universität Krems sind das Land Nie-
derösterreich und der Bund.
Im Wintersemester 2001/02 wurden 55
Universitätslehrgänge angeboten, da-

Arbeitsgemeinschaft
Donauländer

Semester Studierende Anzahl Lehrgänge
WS 97/98 387 13
WS 98/99 624 16
WS 99/00 1.152 32
WS 00/01 1.549 46
WS 01/02 1.861 55

Auch im Jahre 2001 legte die Donau-
Universität Krems wieder einen Ge-
schäftsbericht mit uneingeschränktem
Wirtschaftsprüfer-Testat vor.

Das Jahr 2001 stand im Zeichen der er-
folgreichen Beendigung des Projektes
„Kulturstraße Donau". In Bratislava fand
die 5. Konferenz zum Thema „Kultur-
parks" mit dem Unterthema „Lebende
Brücken - Doppelstädte an der Donau“
statt, gefolgt von einer Exkursion zur
Stadt und Festung Komärno an der Do-
nau. Die 6. und letzte Konferenz zum
Thema „Vom Abenteuer des Betreibers -
Zwischen Genehmigung und Museums-
shop" fand im Rathaus von Wien statt,
gefolgt von einer öffentlichen Podiums-
diskussion und anschließender Besichti-
gung des MuseumsQuartiers. Die wis-
senschaftliche Studie „Die Umwegrenta-
bilität von Kulturparks im Zusammen-
hang mit einer Potenzialanalyse hin-
sichtlich möglicher Kulturparks" der Fir-
ma ETB - Edinger Tourismusberatung
GesmbH (Wien) wurde fertig gestellt und
an die Mitglieder der Arbeitsgemein-
schaft Donauländer als zeitgenössi-
sches Know-How zur Errichtung von Kul-
turparks ausgesandt. Der 2. und 3. Band
der Konferenzergebnisse zum Thema
„Kulturparks" wurde produziert und den
Mitgliedern zur Verfügung gestellt. Der
Katalog technischer Denkmäler wird in
die Website der Arbeitsgemeinschaft
Donauländer und der Technischen Uni-
versität Wien eingearbeitet. Die themati-
sche Variante „Kulturstraße Donau“ der
digitalen Grundkarte des Donauraumes
wurde nach Angaben der Mitglieder von
Firma Huber Kartographie (München)
produziert. Mit dieser Karte ist nun zum
ersten Mal eine umfassende Kulturkarte
des gesamten Donauraumes von der
Quelle bis zur Mündung entstanden, die
mit der Ergänzung durch Begleittexte
anschließend in die Website der Arbeits-
gemeinschaft Donauländer eingespei-
chert wird. Damit hat die Arbeitsgemein-
schaft Donauländer ein international zu-
gängliches Dokument über die kultur-
touristischen Ziele der Gegenwart und
auch der Zukunft an der Donau geschaf-
fen. Unter Anwendung eines Patentes
der produzierenden Firma werden die
Mitglieder entlang der gesamten Donau
in die Lage versetzt, ihre eigenen Kultur-

NÖ Landesakademie

Die Entwicklung der NÖ Landesakade-
mie verzeichnet seit ihrer Gründung im
Studienjahr 1995/96 ein stark expandie-
rendes Wachstum, sowohl im Bereich
von Wissens- und Bildungsveranstaltun-
gen als auch bei den Dienstleistungen.
Als neue Aufgabe der NÖ Landesaka-
demie wurde definiert: vorausblickend
jene Kernkompetenzen aufzubauen, die
auch zukünftig innovative Beiträge für
die NÖ Landesentwicklung gewährleis-
ten, und gleichzeitig neue Anwendun-
gen für vorhandene Kernkompetenzen
zu finden. Dies ist eine fortwährende
Herausforderung der NÖ Landesakade-
mie, um ihrer Rolle als Dienstleister für
Niederösterreich und Denkfabrik in Nie-
derösterreich gerecht zu werden.
Die NÖ Landesakademie konzentriert
sich dabei - in Wahrnehmung ihres ge-
setzlichen Auftrages - auf die Arbeitsfel-
der Leitbild und Zukunftsarbeit ein-
schließlich Politikberatung, Manage-
ment innovativer Projekte sowie For-
schungsdokumentation und Wissens-
management.
Diese Kompetenzbereiche ermöglichen
der NÖ Landesakademie, allen Kunden
- öffentlichen Organisationen genauso
wie privaten Unternehmen - einen we-
sentlichen Nutzen anzubieten, z. B. als
Partner für Informations- und Wissens-
veranstaltungen oder als Vermittler von
Know-How für die Durchführung und
Umsetzung innovativer Projekte.
Die NÖ Landesakademie gliedert sich
in vier Bereiche:
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Durch die Schaffung von Kulturwerkstät-
ten soll das Kulturangebot in den Regio-
nen und die Teilnahme an kulturellen
Veranstaltungen gesteigert werden.

Ein weiterer Schwerpunkt war die Förde-
rung der Beteiligung Jugendlicher am
öffentlichen Leben. In Ausführung der
Beschlüsse der 1. Jugendkonferenz
(Odessa 2000) wurde der Wettbewerb
„Jugendfreundlichste europäische Re-
gion“ im Jahr 2001 durchgeführt und
erstmals ein Preis und zwei Anerken-
nungspreise anlässlich der Hauptver-
sammlung der VRE in Sopron vergeben.
Sieger war die norwegische Region
Nordland, Anerkennungspreise wurden
vergeben an die Regionen Timis (Rumä-
nien) und Thüringen (BRD). Anlässlich
der Herbstsitzung der Kommission D
(November, Languedoc-Roussillon) wur-
de unter anderem die Problematik der
Rückführung geraubter Kulturgüter be-
handelt, die Entwicklung von Projekten
des interkulturellen Lernens, das Projekt
Schriftsteller-Residenzen und die Vorbe-
reitung der 2. Konferenz der Regionalen
Kulturminister (2002). Im April 2001 hat
die Kommission D in der Stadt Pecs
(Komitat Baranya) ein Seminar zum The-
ma „Jugend, Kultur und Regionalismus"
im Rahmen der Regionalismuskarawane
veranstaltet, an der an die 100 Vertreter
aus ungarischen Komitaten, rumäni-
schen Grenzregionen, slowakischen
Gebietskörperschaften, kroatischen und
serbischen Regionen sowie Ministerien
teilnahmen. Als besonders zielführend
erwies sich die Aufteilung der Veranstal-
tung in fachliche Workshops.

angaben an jede Veränderung anzupas-
sen und die Karte zu aktualisieren.
Der Arbeitskreis „Kultur und Wissen-
schaft" veranstaltete zwei Sitzungen.
Die Frühjahrssitzung fand im Anschluss
an die Wiener Konferenz im März 2001
statt, während die Herbstsitzung über
Einladung des Mitgliedslandes Baden-
Württemberg in Donaueschingen nahe
der Donauquelle abgehalten wurde. In
dieser Tagung wurden neue Programm-
schwerpunkte beschlossen, unter ande-
rem ein Schwerpunkt in Richtung wis-
senschaftlicher Zusammenarbeit mit der
Donaurektorenkonferenz sowie ein Pro-
jekt über die Erstellung von Datenban-
ken. Dies betrifft wissenschaftliche Bi-
bliotheken, archäologische Stätten, jüdi-
sche Kulturstätten und Museen (mit Do-
naubezug) entlang der Donau.
18 ARGE-Donauländer-Stipendien wur-
den im Jahr 2001 vergeben (Slowaki-
sche Republik 3, Stadt Budapest 3, Mol-
dawien 1, Kroatien 4, Serbien 4, Nieder-
österreich 3).

Betriebsgesellschaften

Die den kulturpolitischen Grundsätzen
des Landes Niederösterreich entspre-
chende Trennung zwischen Finanzieren-
den und Veranstaltern wurde weiterent-
wickelt.
So wurde das Karikaturmuseum in
Krems in den Verantwortungsbereich
der Kunstmeile Krems BetriebsgmbH.
(vormals Kunst.Halle.Krems Betriebs-
gesmbH.), die zu schaffende Artothek
Niederösterreich in den der Nieder-
österreichischen Museum Betriebsges.
m. b. H. übergeführt.
Um auch weiterhin die Synergien zwi-
schen den Betriebsgesellschaften best-
möglich zu nutzen, wurde die NÖ Kul-
turwirtschaft Ges. m. b. H. als Holding
um die Betriebsgesellschaft des Ar-
chäologischen Parks Carnuntum erwei-
tert. Die Holding umfasst daher derzeit
die Betriebsgesellschaften der NÖ Kul-
turszene (Festspielhaus, Bühne im Hof),
der Kunstmeile Krems (Kunsthalle inkl.
Minoritenkirche Krems, Karikaturmuse-
um), des NÖ Donaufestivals und des Ar-
chäologischen Parks Carnuntum (Park
und Museum).
Das Land gibt als Hauptfinanzierungs-
partner den kulturpolitischen Rahmen
vor und lässt den Betriebsgesellschaf-
ten jenen Freiraum, der für ihre erfolgrei-
che Weiterentwicklung notwendig ist.
Die strukturelle und organisatorische
Optimierung der Betriebsgesellschaften
erfolgt in einem Wechselspiel von Con-
trolling und Consulting zwischen dem
Land, den Gesellschaftern und den Ge-
schäftsführern.

Versammlung der
Regionen Europas

Das Jahr 2001 war für die Kommission
D (Kultur, Erziehung/Ausbildung, Ju-
gend, Medien und Sport) der VRE meh-
reren Schwerpunkten gewidmet, beson-
ders der verstärkten Aufmerksamkeit für
die Regionen außerhalb der Europäi-
schen Union.
So wurde die Frühjahrssitzung 2001 der
Kommission D in Batumi, der Haupt-
stadt der Autonomen Republik Adjara
(Georgien) abgehalten. Der Sitzung
kam eine besondere Bedeutung zu, da
diese Region sich außerordentlich stark
um EU-Anerkennung bemüht. Bemer-
kenswert war die liberale Breite des be-
obachteten Kulturgeschehens vor dem
Hintergrund der Transformation einer to-
talitären zu einer demokratischen Ge-
sellschaft mit föderaler Orientierung.

Kulturzentren

Im Rahmen der kulturellen Regionalisie-
rung soll diversen Kulturträgern durch
Finanzierungsbeiträge in Form einmali-
ger Infrastrukturförderungen die Mög-
lichkeit geboten werden, Kulturzentren
zu errichten, deren Programm- und Nut-
zungskonzept sich nach dem lokalen
Kulturbedarf richtet bzw. der Bevölke-
rung den Zugang zu zeitgenössischen
innovativen Kunstrichtungen ermöglicht.

Abteilung NÖ Landesarchiv und NÖ Institut für Landeskunde

NÖ Landesarchiv
Schwerpunkte 2001

Verbesse rung  der
Se rv i ce le i s t ungen

Die Anschaffung eines Großformatscan-
ners im Jahr 2000 ermöglichte dem NÖ
Landesarchiv, seine Serviceleistungen
gegenüber den Landesbürgern auszu-
weiten. Mikroverfilmungen wurden von
privaten Anbietern durchgeführt, was
sowohl kostenintensiv als auch vom
konservatorischen Standpunkt her un-

befriedigend war. Daher wurde der
Scanner mit Hilfe eines Umrüstsatzes
(Hybridkopf) umgebaut, der das vor-
handene Gerät sowohl für Scannen als
auch für die Mikroverfilmung geeignet
machte. Durch den Ankauf eines Ent-
wicklungsgerätes für Mikrofilme könnten
alle Arbeitsschritte vom Verfilmen der
Archivalien über das Ausarbeiten bis zu
den gewünschten Ausdrucken im Hau-
se erledigt werden. Diese Lösung wäre
sowohl für die Benützer wegen Zeit- und
Kostenersparnis als auch für das NÖ
Landesarchiv aus konservatorischen
Gründen von Vorteil.

„A r i s i e rung "  und
„Zwangsa rbe i t "

Die zunehmende Einbindung der Archive
in den letzten Jahren in zwei zentrale The-
men der österreichischen Politik, nämlich
„Vermögensentzug" und „Zwangsarbeit",
haben die Arbeit der Abteilung stark ge-
prägt. Die von ehemaligen Zwangsarbei-
tern an das NÖ Landesarchiv gerichteten
Anfragen bzw. Ersuchen um Ausstellung
von Bestätigungen für geleistete Zwangs-
arbeit bedeuteten einen enormen Ar-
beitsaufwand. Allein im Jahr 2001 sind
8.035 Anfragen von Einzelpersonen, dem
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An weiterem Behördenschriftgut über-
nahm das NÖ Landesarchiv Akten und
Nachschlagebücher der Bezirkshaupt-
mannschaft Gänserndorf, des Landes-
gerichtes St. Pölten, des Steueramtes
Scheibbs sowie der Bezirksgerichte Laa
an der Thaya, Neunkirchen, St. Peter in
der Au und St. Pölten.
2001 wurde in Niederösterreich eine
Reihe von Bezirksbauernkammern auf-
gelassen. Um für die NÖ Landesge-
schichte wichtige Archivalien sicherzu-
stellen, zog das NÖ Landesarchiv auf-
hebenswertes Schriftgut, vor allem die ■
Erbhofthematik betreffend, der Bezirks- ”
bauernkammern Baden, Ebreichsdorf,
Gänserndorf, Pottenstein und Ybbs ein.
Das Stadtarchiv Krems trat dem NÖ
Landesarchiv den in der nationalsozia- .
listischen Ära eingezogenen Bestand
„Fremde Archive“, Gemeinden des Be-
zirkes Krems betreffend (11 Kartons),
den „Nachlass Klingohr“, in Zusammen-
hang mit den Ariernachweisen entstan-
dene genealogische Materialien (25
Kartons) und die für die Geschichte der
Ständischen Verwaltung Niederöster-
reichs wichtigen „Archivalien des Hal-
ben Vierten Standes“ (14 Handschrif-
ten) ab, von der Bibliothek der „Statistik
Österreich“ wurden fünf Katastral-Schät-
zungs-Elaborate abgetreten.
Prof. Ing. Robert Pap übergab dem NÖ
Landesarchiv ein Konvolut Rechtsan-
waltsakten betreffend den Habsburgi-
schen Familienfonds als Geschenk.
Von der Familie Auersperg-Breuner wur-
de das Herrschaftsarchiv Wald als
Dauerleihgabe in das NÖ Landesarchiv
übernommen.
Die Ordnungs-, Inventarisierungs- und
Skartierungsarbeiten hielten sich im übli-
chen Rahmen. Benützerbehelfe und Ar-
chivverzeichnisse wurden für die Bestän-
de „Landesschulrat von NÖ“, „Nachlass
Klingohr“, „Rechtsanwaltsakten betref-
fend den Habsburgischen Familien-
fonds“, „Gaufürsorgeamt“ und „Reichs-
statthalter Niederdonau bzw. Gauhaupt-
mannschaft Niederdonau“ sowie die
Neuzugänge der Handschriftensamm-
lung und das Schlossarchiv Waidhofen
an der Thaya angelegt.
Die vollständige Aufnahme der Urkun-
den des Bestandes „Schlossarchiv Stet-
teldorf“ in die Archivdatenbank ist abge-
schlossen.
Die EDV-mäßige Erschließung des Be-
standes „Filmarchiv“ und der Dachs-
berg-Puchheimschen Urkunden wurde
fortgesetzt.

Gutachten
Ein Markterhebungs- und zwei Ortsna-
menänderungsgutachten sowie zwei
Gutachten zur Benennung neuer Kata-
stralgemeinden und mehrere Gutachten
hinsichtlich der Berechtigung von Orts-,
Gemeinde- und Pfarrjubiläen wurden er-
stellt.

bei den Gemeinden (Melderegister) und
bei den Sozialversicherungsträgern so-
wie Befragungen von ehemaligen
Dienstgebern und Zeitzeugen durchge-
führt (Erfolgsquote 65%).

Entschädigung für jüdisches
Gemeindevermögen

Vertreter der Israelitischen Kultusge-
meinde (IKG) Wien forderten anlässlich
einer Vorsprache bei Landeshauptmann
Dr. Erwin Pröll und mit mehreren Schrift-
sätzen, gerichtet an alle Landeshaupt-
leute, eine Entschädigung für zerstörtes
und/oder geraubtes jüdisches Gemein-
devermögen (zerstörte Synagogen und
Bethäuser, geraubte oder zerstörte Ein-
richtungsgegenstände der Synagogen,
eingezogenes Vermögen jüdischer Ver-
eine und Stiftungen).
Das Büro LH Dr. Pröll beauftragte das
NÖ Landesarchiv, Nachforschungen
über das Ausmaß der Arisierungen im
Umfeld des Landes Niederösterreich
anzustellen. Da die personelle Ausstat-
tung des NÖ Landesarchivs nicht aus-
reichend ist, diese Forschungsarbeiten
in absehbarer Zeit selbst durchzufüh-
ren, wurden über die Abteilung NÖ Lan-
desarchiv und NÖ Institut für Landes-
kunde drei Forschungsprojekte ins Le-
ben gerufen, um zu diesen Ergebnissen
zu gelangen, und zwar das Projekt EDV-
mäßige Erfassung der Arisierungsakten
sowie die Forschungsprojekte „Ost-
mark-Gesetz" und „Arisierungsbehör-
den in Niederdonau“.
Am 26. November 2001 fand ein Ge-
spräch einer Delegation der Landes-
hauptmännerkonferenz mit Vertretern
der Israelitischen Kultusgemeinde statt,
welche zu einer Annäherung der Stand-
punkte in Hinblick auf die Entschädi-
gung für jüdisches Gemeindevermögen
führte. Eine Expertenarbeitsgruppe soll
eine für beide Seiten tragbare Vereinba-
rung erarbeiten. Niederösterreich ent-
sandte den Leiter des Verfassungs-
dienstes und den Landesarchivdirektor
in diese Expertengruppe.

Büro des Österreichischen Versöhnungs-
fonds und den Partnerorganisationen des
Versöhnungsfonds in den Hauptopferlän-
dern beim NÖ Landesarchiv eingetroffen.
Hiezu kamen noch 111 schriftliche Hilfe-
ersuchen sowie ca. 300 Vorsprachen und
telefonische Anfragen, betreffend entzo-
genen jüdischen Vermögens, von Betrof-
fenen und Anwälten aus Europa und
Übersee.
Im Augenblick ist noch keine Entlastung
der Archive in den Bereichen „Zwangs-
arbeit" und „Entschädigung für Vermö-
gensentzug" in Sicht.
Das Versöhnungsfonds-Gesetz vom 7.
Juli 2000 ist am 27. November 2000 in
Kraft getreten. An diesem Tag begann
auch die zweijährige Einreichungsfrist
für Anträge auf Entschädigung für ge-
leistete Zwangsarbeit zu Laufen (Ende
26. November 2002). Die Überprüfung
der Anträge und damit die Suche nach
Unterlagen in den Archiven wird nach
Ansicht der Leitung des Büros des Ver-
söhnungsfonds nicht vor 2004 abge-
schlossen sein. Mit den Auszahlungen
an die Opfer wurde nach Zurückzie-
hung der letzten Sammelklage in den
USA am 1. August 2001 begonnen. Das
vom Regierungsbeauftragten Sonder-
botschafter Dr. Sucharipa mit der ameri-
kanischen Regierung Ende des Jahres
2000 abgeschlossene Abkommen be-
treffend die Entschädigung von in der
NS-Zeit entfremdeten Vermögenswerten
hat im Entschädigungsfondsgesetz,
ausgegeben am 28. Februar 2001, sei-
nen Niederschlag gefunden. Für die Be-
arbeitung der Entschädigungsansu-
chen ist das im Parlament situierte Na-
tionalfonds-Büro zuständig. Da das NÖ
Landesarchiv umfangreiche Bestände
zu diesem Themenkomplex verwahrt
(Vermögensanmeldungen jüdischer
Bürger aus dem Jahr 1938, Arisierungs-
akten), wird die Arbeit in diesem Be-
reich in den nächsten Jahren ebenfalls
zunehmen. Das NÖ Landesarchiv hält
zu den beiden Büros engen Kontakt.

Forschungsprojekt
„Ausländische Zwangsarbeiter und
Zwangsarbeiterinnen in Niederdonau“

Im Juni 2000 wurde ein auf zwei Jahre
anberaumtes und in der Zwischenzeit
auf drei Jahre verlängertes Forschungs-
projekt „Ausländische Zwangsarbeiter
und Zwangsarbeiterinnen in Niederdo-
nau“ ins Leben gerufen, dessen Haupt-
ziel die möglichst vollständige Erfas-
sung der zwischen 1938 und 1945 im
damaligen Reichsgau Niederdonau tä-
tig gewesenen Zwangsarbeiter in einer
Datenbank ist. Bis Jahresende 2001
wurden ca. 38.000 Personen erfasst.
Auf Grund dieser Daten können 12%
der einlangenden Ersuchen um Ausstel-
lung von Bestätigungen für geleistete
Zwangsarbeit sofort positiv beantwortet
werden. Um die übrigen Anträge beant-
worten zu können, werden Recherchen

Neuerwerbungen und
Ordnungsarbeiten

Die Bestandszuwächse gingen 2001
weit über den üblichen Rahmen hinaus.
1989 waren zum letzten Mal Registratur-
bestände der Zentralregistratur, und
zwar Akten der Landesverwaltung von
1936 bis 1945, in das NÖ Landesarchiv
gebracht worden. Zur Entlastung der
übervollen Räume der Zentralregistratur
wurden 2001 die Bestände der Landes-
verwaltung von 1945 bis 1955 übernom-
men und neu aufgestellt (ca. 1.000 Kar-
tons sowie 2.000 Eingangs- und Nach-
schlagebücher). Eine detaillierte Ver-
zeichnung des Bestandes soll- in- den
nächsten Jahren durchgeführt werden.
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chiv), einen Katalog der im NÖ Landes-
archiv aufbewahrten Wappen- und
Adelsbriefe, eine Edition des Urbars der
Herrschaft Kirchschlag von 1538 sowie
einen wissenschaftlichen Kommentar
zur Ausstellung des NÖ Landesarchivs
...... spurensuche . . . frauengeschichte
im archiv“.
In lockerer Folge, nicht unbedingt jedes
Jahr, sollen die weiteren Bände des
„NÖLA“ erscheinen.

W issenscha f t l i che  Tä t igke i t ,
Pub l i ka t i onen  und
Öf fen t l i chke i t sa rbe i t
Die schriftliche Auskunftstätigkeit, vor
allem über e-mail, hat im Jahre 2001 er-
neut enorm zugenommen.
Die Anfragen, Zwangsarbeit und Arisie-
rung betreffend, sind von 2.197 im Jahr
2000 auf 8.146 gestiegen, die von Ar-
chivmitarbeitern beantworteten wissen-
schaftlichen und landeskundlichen An-
fragen aus dem In- und Ausland von 345
auf 647. Zusätzlich waren 2001 153 Ak-
tenanforderungen von Bezirkshaupt-
mannschaften, Gerichten, Notariats- und
Rechtsanwaltskanzleien zu verzeichnen.
Die Marktgemeinde Falkenstein wurde
in archivfachlichen und archivtechni-
schen Belangen beraten.
Eine Ortsgeschichte für die Stadtge-
meinde Allentsteig steht vor der Fertig-
stellung.
Weitere Publikationstätigkeit:
• Projekt „Opfer des Terrors der NS-Be-
wegung in Österreich 1933-1938“
• Projekt „Mahnmale und Gedenkstät-
ten“ betreffend Widerstand und Verfol-
gung in Österreich, im Besonderen „Ge-
denken und Mahnen in Niederösterreich
1934-1945“
• Beiträge zur Gemeindeheraldik
• In Zusammenarbeit mit der Stadtge-
meinde Mistelbach Erarbeitung einer
Fotodokumentation über den dortigen
Friedhof der Roten Armee
• Das Niederösterreichische Landesar-
chiv als Partner des Österreichischen
Versöhnungsfonds. In: Zwangsarbeit in
Deutschland 1939-1945, Bielefeld 2001
• Medizingeschichtliche Quellen - Pro-
bleme und Methoden in der Bearbei-
tung der Akten der NÖ Heil- und Pflege-
anstalten Gugging und Mauer-Öhling
1938-1945. In: Sozialgeschichte der
Medizin. Medizin im Nationalsozialis-
mus, Wien 2001
• Beiträge zum Projekt „NÖ Archiv“
Mitarbeiter des NÖ Landesarchivs nah-
men an folgenden Fachtagungen und
Festveranstaltungen teil:
• eine Stadterhebungsfeier sowie vier
Wappenverleihungsfeiern
• Expertenkonferenz der österreichi-
schen Archivdirektoren in Eisenstadt
• 21. Symposion des NÖ Instituts für
Landeskunde in Retz
• 72. Deutscher Archivtag und 28. Tag
der Landesgeschichte in Cottbus
• Festakt „200 Jahre Kriegsarchiv" in
Wien

• Treffen der EDV-Referenten der öster-
reichischen Landesarchive in Eisenstadt
• 29. Österreichischer Archivtag in
Wien (Vortrag eines Archivmitarbeiters)
• Eröffnung des neuen Wiener Stadt-
und Landesarchivs im Gasometer D,
Wien-Simmering
• Workshop „Wissen - Bildung - Ge-
lehrsamkeit: Gelehrte Frauen in der Frü-
hen Neuzeit“ am Friedrich Meinecke-In-
stitut für Geschichte der Freien Universi-
tät Berlin (Vortrag einer Mitarbeiterin)
• Tagung „Archiv- und Sammlungsgut
zur Zwangsarbeit in Deutschland 1939
bis 1945“ in Bochum
• Kirchenhistorischer Arbeitskreis in St.
Pölten
• Eröffnung des neuen Steiermärki-
schen Landesarchivs in Graz
Mitarbeiter hielten Lehrveranstaltungen
an der Universität Wien ab, betreuten
Dissertationen und Diplomarbeiten
(u. a. „Studien zur Baugeschichte der
Burgen im Pittener Gebiet“, „Hainburg
im Mittelalter“) sowie ein vom National-
bank-Fonds gefördertes wissenschaftli-
ches Projekt („Das Königsgut in Nieder-
österreich, Steiermark und Kärnten“)
und stellten im Rahmen von Archivfüh-
rungen und Archivveranstaltungen für
Studenten themenspezifische Archivali-
en für Proseminare und Seminare des
Historischen Instituts sowie für Lehrver-
anstaltungen des Instituts für Österrei-
chische Geschichtsforschung zur Verfü-
gung. Weiters vertraten Mitarbeiter des
NÖ Ländesarchivs die Abteilung in der
Arbeitsgemeinschaft für Karthographi-
sche Ortsnamenkunde (AKO), dem
Österreichischen Normungsinstitut,
dem „DLM-Forum" (Forum für maschi-
nenlesbare Daten) und im „Verein zur
Erforschung nationalsozialistischer Ge-
waltverbrechen und ihrer Aufarbeitung".

Ziele 2002

Da infolge des vom Nationalrat 1999 be-
schlossenen Bundesarchivgesetzes
nun mehrere Bundesländer ein Landes-
archivgesetz oder ein neues Statut in
Angriff nehmen, wurde, um die Rechts-
satzungen der einzelnen Länder aufein-
ander abstimmen zu können, die Ausar-
beitung eines niederösterreichischen
Archivgesetzes auf das Jahr 2002 ver-
schoben.
Neben dem Projekt „Zwangsarbeit" wer-
den auch das Projekt „Euthanasie" mit
dem Ziel der Aufnahme, Sicherung und
Auswertung aller Archivalien der NÖ
Landes- und Pflegeanstalten Mauer-Öh-
ling und Gugging, betreffend die Eutha-
nasiefälle in der NS-Zeit, sowie die For-
schungsprojekte „Ostmark-Gesetz“ und
die EDV-mäßige Erfassung der Arisie-
rungsakten weitergeführt.

Wei te re  Zie le
• Verstärkung der Öffentlichkeitsarbeit
• Herausgabe von Heft 12 der Mittei-
lungen aus dem NÖ Landesarchiv

Weitere Gutachtertätigkeit wurde im
Auftrag der NÖ Kulturabteilung, der Uni-
versität Passau, des Deutschen Kultur-
instituts in Paris und der Sendung „Terra
X“ des Zweiten Deutschen Fernsehens
(ZDF) vorgenommen.

Geme indehe ra ld i k
In Zusammenarbeit mit den Gemeinden
Drasenhofen, Ebreichsdorf, Niederleis
und Pernegg wurden vier Entwürfe für
Gemeindewappen erarbeitet.

Handb ib l i o t hek
Die insgesamt etwa 31.500 Bände um-
fassende Handbibliothek wurde um 226
Druckwerke erweitert.

Tagungen
Das NÖ Landesarchiv und das NÖ Insti-
tut für Landeskunde veranstalteten ge-
meinsam im November 2001 eine eintä-
gige Tagung unter dem Titel „Zeitge-
schichtliche Forschung im NÖ Landes-
archiv - Schwerpunkte, Ergebnisse,
Perspektiven“. Vier Mitarbeiter des Ar-
chivs waren als Referenten tätig.

Auss te l l ungen
Seit 1996 läuft im NÖ Landesarchiv das
Projekt „Wehrbauten und Adelssitze Nie-
derösterreichs“, dem ein interdisziplinä-
rer Ansatz zugrunde liegt. Wesentliche
Ergebnisse dieses Projekts wurden 1998
im ersten Band der im NÖ Institut für
Landeskunde erschienenen gleichnami-
gen Sonderreihe veröffentlicht. Um das
intensive Zusammenwirken historischer
und bauhistorischer Forschung zu doku-
mentieren, zeigt das NÖ Landesarchiv
im Foyer des Archivgebäudes eine Son-
derausstellung mit dem Titel „Moderne
Burgenforschung in Niederösterreich“
(Dauer der Ausstellung: 4. Dezember
2001 bis 30 April 2002).
Weiters wurden die Ausstellungen in
Schloss Ottenstein und Schloss Wald-
reichs „Sein und Sinn - Burg und
Mensch“ (NÖ Landesausstellung 2001),
im Österreichischen Staatsarchiv „Ge-
meinsam gegen die Osmanen“ sowie im
Historischen Museum der Stadt Wien
„Die Welt steht auf kein' Fall mehr lang“,
anlässlich des 200. Geburtstages von
Johann Nestroy, durch Leihgaben und
Objektbeschreibungen unterstützt.

M i t te i l ungen  aus dem
Niede rös te r re i ch i schen
Landesarch iv
Nach 15-jähriger Unterbrechung hat
das NÖ Landesarchiv die 1977 ins Le-
ben gerufenen und 1986 eingestellten
„Mitteilungen aus dem Niederösterrei-
chischen Landesarchiv (NÖLA)“ mit
Band 11 wieder herausgebracht. Der
Band enthält neben einem Archivbe-
richt, den Zeitraum von 1985/86 bis
2000/01 betreffend, die 1985 bis 1990 in
Niederösterreich verliehenen Gemein-
dewappen, TJrkundeneditionen (Urkun-
den des Erlaklosters im NÖ Landesar-
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Dokumen ta t i on  und
B ib l i og raph ie ,  Handb ib l i o t hek

Ende 2001 waren rund 38.000 Titel er-
fasst; davon stehen über 36.100 in der
STAIRS-Datenbank LAKU für Abfragen
zur Verfügung. 3.000 Datensätze wur-
den im Sinne einer Qualitätssteigerung
überarbeitet.
Der Zuwachs der Handbibliothek des
Instituts betrug 451 Bände. Die Neuzu-
gänge beider Bibliotheken der Abtei-
lung wurden EDV-mäßig verarbeitet. Im
Zuge der Erfassung der Altbestände M
(Archiv und Institut) wurden 2001 1.250 ■
Titel bearbeitet.

EDV-System (Gesamtab te i l ung )

Das Institut betreut seit der Übersied-
lung die EDV der Gesamtabteilung.
2001 wurde auf dem Hardware-Sektor
ein umfangreicher Geräteaustausch
durchgeführt: 16 Arbeitsplätze wurden
mit neuen PCs und Monitoren ausge-
stattet; das Archivaußendepot Bad Pira-
warth wurde vernetzt und mit drei zu-
sätzlichen EDV-Arbeitsplätzen verse-
hen. Die für die verschiedenen Projekte
der Abteilung angelegten fünf Daten-
banken wurden gewartet, und die Pro-
gramme wurden teilweise nachjustiert.
Die laufende Betreuung und Schulung
der Benützer wurde sichergestellt.
Ferner nahmen die EDV-Beauftragten
am Arbeitskreis L2C (Linkworks to Com-
ponents) teil, der die Umstellung des
derzeitigen Systems und die sich dar-
aus ergebende Langzeitarchivierung
elektronischer Akten zum Ziel hat. Dazu
kommt auch die regelmäßige Teilnahme
an EDV-Kursen und -arbeitsgruppen so-
wie die Vertretung der Abteilung an den
Treffen der EDV-Referenten der österrei-
chischen Landesarchive.

W issenscha f t l i che  Tä t i gke i t en ,
Te i lnahme an Pro jek ten  und
Verans ta l tungen ,
Verö f fen t l i chungen
Anfragebeantwortungen wurden schrift-
lich, mit e-mail oder telephonisch erle-
digt. Im Rahmen der Anfragen von
Zwangsarbeitern an die Abteilung wur-
den rund 100 Übersetzungen und Tran-,
skriptionen erstellt. Mitarbeiter des Insti-
tuts arbeiteten an Bezirks- und Ortskun-
den (Waidhofen/Thaya; Allentsteig) mit;
ferner wurde eine Zeitschriften-Bibliogra-
phie für 2000 und eine Reihe von Beiträ-
gen für das Projekt NÖ Archiv und andere
Publikationen verfasst. Ferner nahmen
Institutsangehörige an Symposien (21.
Institutssymposion) und Tagungen (19.
November Kurztagung; 29. Archivtag)
teil. Mitarbeiter des Instituts waren als
Vortragende und Führer im Rahmen lan-
deskundlicher Veranstaltungen tätig. Mit-
arbeiter des Instituts übten ferner im Ver-
ein für Landeskunde von Niederöster-
reich organisatorische, redaktionelle und
wissenschaftliche Tätigkeiten aus.

thema „Regionalgeschichte in der Ei-
senwurzen am Beispiel des Raumes
Scheibbs“ von 1. bis 4. Juli 2002 in
Scheibbs stattfinden wird.
Gemeinsam mit dem NÖ Landesarchiv
und mit Unterstützung durch die NÖ
Landesbibliothek wurde am 13. Novem-
ber 2001 in St. Pölten eine Kurztagung
zum Thema „Zeitgeschichtliche For-
schung im NÖ Landesarchiv“ durchge-
führt, die von rund 100 Teilnehmern be-
sucht wurde und großen Anklang fand.
Für 2002 ist eine gemeinsame Kurzta-
gung mit der Evangelischen Religions-
pädagogischen Akademie in Vorberei-
tung; sie wird im April stattfinden und
zwei Tage dauern.

Pub l i ka t ionen  und
Öf fen t l i chke i t sa rbe i t

In der Reihe „Studien und Forschungen
aus dem NÖ Institut für Landeskunde"
sind im Jahr 2001 in der Hauptreihe die
Bände 24 (100 Jahre Krems) und 29
(Holzer, Slaven im Erlaftal) erschienen;
in Planung bzw. Redaktion sind weitere
zwei Aufsatzbände und drei Monogra-
phien.
Die Vorarbeiten für den zweiten Band
der Sonderreihe „Wehrbauten und
Adelssitze Niederösterreichs", der in
Zusammenarbeit mit dem NÖ Landesar-
chiv entsteht, wurden weitergeführt. Die
Redaktion des ersten Bandes der Son-
derreihe „Archäologie in Niederöster-
reich" wurde beendet. Der 'Band ist im
Dezember erschienen. Der 2. Band ist
in Vorbereitung und wird im Laufe des
■Jahres 2002 fertig gestellt.
Das Institut betreute in Zusammenarbeit
mit der Gruppe Kultur die Homepage
der Abteilung. Kontaktaufnahmen mit
Medien fanden ferner im Zuge des Sym-
posions und der Kurztagung statt; die
Tätigkeit der Abteilung wurde medien-
gerecht dargestellt.

Fo rschungsp ro jek te  und
Auss te l l ungen

Das Institut hat auch 2001 in Zusammen-
arbeit mit dem Landesarchiv das Projekt
„Wehrbauten und Adelssitze“ fortge-
setzt. Das mit dem Verein für Landeskun-
de von Niederösterreich gemeinsam be-
triebene Projekt „Hofnamen Niederöster-
reichs“ wurde bis Mitte 2002 verlängert.
In Zusammenarbeit mit dem Landesar-
chiv wurde die Ausstellung „Moderne
Burgenforschung in Niederösterreich"
durchgeführt sowie an Planung und Or-
ganisation weiterer Ausstellungen im
Jahr 2002 mitgewirkt. Mitarbeiter des In-
stituts waren an den aktuellen zeitge-
schichtlichen Vorhaben der Abteilung
(Historikerkommission, Arisierungs- und
Rückstellungsfragen, Zwangsarbeiter)
beteiligt.
Das Institut betreut ferner das Zwangs-
arbeiter-Projekt der Abteilung organisa-
torisch.
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• Bearbeitung und Herausgabe der
Gesamturkundenreihe des NÖ Landes-
archivs bis 1300
• Projekt „Mikroverfilmung österreichi-
scher Besatzungsakten 1945-1955" in
Washington/Maryland, Moskau, Pa-
ris/Colmar und London, und zwar als
Gemeinschaftsprojekt aller neun Bun-
desländer in Zusammenwirken mit dem
Österreichischen Staatsarchiv und dem
Bundeskanzleramt
• Fortsetzung der Sonderausstellungen
im Foyer des neuen Archivgebäudes
• Fortsetzung der Intensivierung der
Kontakte zur Universität Wien, anhalten-
de Erfolge auf Grund der oben ange-
führten Maßnahmen sind festzustellen.
• Vorarbeiten zur Herausgabe einer
Geschichte der NÖ Landesregierung
von 1918 bis zur Übersiedlung nach
St. Pölten
• Fortsetzung der Arbeiten an der Her-
ausgabe eines gedruckten Gesamtin-
ventars der Bestände des NÖ Landes-
archivs (Übersichtsinventar, Teilinventa-
re)
• Fortführung der Arbeiten am 2. Band
der Reihe „Wehrbauten und Adelssitze
Niederösterreichs"
• Fortführung der EDV-mäßigen Erfas-
sung der Bestände „Reichsstatthalter
Niederdönau bzw. Gauhauptmann-
schaft Niederdonau"

NÖ Institut für
Landeskunde

Schwerpunkte 2001

Sicherstellung des laufenden Instituts-
betriebes; Planung und Durchführung
landeskundlicher Symposien und Kurz-
tagungen, Herausgabe der Reihe „Stu-
dien und Forschungen", Öffentlichkeits-
arbeit; Durchführung landeskundlicher
Forschungsprojekte, Durchführung ge-
meinsamer Vorhaben mit dem NÖ Lan-
desarchiv und der NÖ Landesbiblio-
thek; Fortführung der NÖ Bibliographie
und Unterstützung landeskundlicher Ak-
tivitäten in Niederösterreich; Betreuung
und Verbesserung des EDV-Systems für
die gesamte Abteilung.

Sympos ien

Von 2. bis 5. Juli 2001 wurde in Retz
im Althof das 21. Symposion des Insti-
tuts zum Thema „Urgeschichte in Nie-
derösterreich - eine Bestandsaufnah-
me“ veranstaltet. Die Tagung, die in
engem Zusammenwirken mit dem Mu-
seum für Urgeschichte in Asparn an
der Zaya und mit Unterstützung durch
die Stadt Retz veranstaltet wurde,
bot 14 Referate sowie zwei Exkursio-
nen und wurde von etwa 100 Teilneh-
mern besucht. 2001 erfolgten ferner
die Planungen und Vorbereitungen für
das 22. Symposion, das zum General-
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und durchgeführt, Die Aktivitäten des Ver-
eins für Landeskunde sowie anderer lan-
deskundlicher Gesellschaften werden
unterstützt. Die gemeinsam mit dem NÖ
Landesarchiv durchgeführten Projekte
werden fortgesetzt und die zeitgeschicht-
lichen Forschungen im Rahmen von
Kleinprojekten ergänzt. Auf dem EDV-
Sektor sind weitere Verbesserungen der
Ausstattung und Software geplant.

Ziele 2002

Im Publikationsbetrieb wird auf die Her-
ausgabe der noch ausständigen Aufsatz-
bände besonderer Wert gelegt. Die Ar-
chäologiereihe wird fortgesetzt. Beim Pro-
jekt „Wehrbauten und Adelssitze" wird
die Herausgabe des 2. Bandes ange-
strebt. Die Symposien bzw. Tagungen
(Scheibbs, St. Pölten) werden organisiert

Abteilung NÖ Landesbibliothek

Schwerpunkte 2001

Das Jahr 2001 war neben dem Routine-
betrieb von vermehrter Ausstellungstä-
tigkeit und einer pensionierungsbeding-
ten kleinen Umorganisation geprägt; da-
neben arbeitete die NÖ Landesbiblio-
thek am Effizienzprojekt der Gruppe
Kultur, Wissenschaft und Unterricht mit.
Im Routinebetrieb wurde neuerlich eine
Steigerung der Besucherzahlen er-
reicht: Durch 767 neue Leser steigen
die Benutzerzahl um 5,4% und die
Buchentlehnungen außer Haus um
7,8% - die Medienbenutzung im Haus
wird statistisch nicht erfasst. Damit
konnte die NÖ Landesbibliothek ihren
guten Auslastungsgrad erhalten. Zur
besseren Befriedigung von Benutzer-
wünschen trat die NÖ Landesbibliothek
im Jahr 2001 zwei internationalen Ein-
richtungen bei: Einerseits verwendet die
NÖ Landesbibliothek als eine der ersten
Bibliotheken Österreichs das „IFLA Vou-
cher Scheme“, wodurch sie in der Lage
ist, sämtliche vor Ort nicht vorhandene
Literatur für wissenschaftliche Arbeit,
Beruf, Aus- und Fortbildung im Wege
des internationalen Leihverkehrs für den
Benutzer kostengünstig zu besorgen.
Andererseits wurde die NÖ Landesbi-
bliothek als erste österreichische Biblio-
thek Mitglied des „Collaborative Digital
Reference Service“, einer weltweiten In-
ternetkooperation zwischen Bibliothe-
ken, in der Fragestellungen, die an Bi-
bliotheken herangetragen werden und
von diesen nicht selbst beantwortet wer-
den können, automatisch der nach ih-
rem Profil kompetentesten Mitgliedsbi-
bliothek zur Beantwortung zugewiesen
werden. Daneben wurde natürlich auch
die Führungs- und Schulungstätigkeit
weitergeführt, wobei sich hier vor allem
die neue- Führung des Fachhochschul-
studienlehrganges St. Pölten positiv
ausgewirkt hat, die Studienanfängern
an der Fachhochschule den Besuch ei-
ner Benutzerschulung in der NÖ Lan-
desbibliothek vorschreibt. Daher wurde
auch die geplante Institutionalisierung
von Benutzerschulungen zu Fixterminen
nicht realisiert. In 10 Führungen und 23
Benutzerschulungen wurden insgesamt
721 Personen betreut.

Probleme 2001

Die seit Jahren aufgezeigten Problemfel-
der - Budget und Personal - sind auch im
abgelaufenen Jahr spürbar geworden.
Zwar konnte durch die ungekürzte Zur-
verfügungstellung des Kreditansatzes
schon zu Jahresbeginn ein kontinuierli-
cher Bestandsaufbau getätigt werden,
doch wurde der Medienankauf gegen
Jahresende durch die Finanzierung des
Ankaufes der Sammlung Essmann aus
den laufenden Mitteln abrupt unterbro-
chen. Ohne Verstärkungsmittel im Jahr
2002 wird diese für den Bestandsaufbau
bedrohliche Situation prolongiert, da die
Finanzierung dieses Ankaufes auf zwei
Jahresbudgets aufgeteilt wurde.
Personalmäßig hat sich durch die ersatz-
lose Ruhestandsversetzung eines Mitar-
beiters die Situation noch verschärft.
Dank der seit Jahren erfolgreich einge-
setzten Automationstechnologien konnte
dieser Ausfall für den laufenden Zuwachs
kompensiert werden. Die Einarbeitung
von Altbeständen bzw. von umfangrei-
chen Geschenken der letzten Jahre
musste jedoch vor allem im qualifizierten
Erschließungsbereich hintangestellt wer-
den. Die Personalsituation illustrierend sei
angemerkt, dass der Mitarbeiterstand seit
Einführung der Automationsunterstüt-
zung im Wesentlichen unverändert blieb,
die Zuwachs- und Benutzungsziffern
aber enorm gestiegen sind. So wuchs die
NÖ Landesbibliothek im Jahr 1983 um
4.191 Bände (2001: 8.511), so entlehnten
im selben Jahr 3.885 Leser 7.412 Bände
(2001: 13.029 Leser 20.438 Bände), so
wurden 1.660 Periodica verwaltet (2001:
3.800); darüber hinaus wurden im Jahre
1983 noch keine Ausstellungen und sons-
tigen Veranstaltungen organisiert.

Chronik 2001
• 16. 1. Videopräsentation „Autorenpor-
trät Günther StingI" durch LHStv. Prokop
• 16. 1. Mit dem Vortrag „Das NÖ Statt-
haltereigebäude in der Wiener Herren-
gasse" von Mag. Elisabeth Schmalhofer
beginnt das Vortragsprogramm des Ver-
eines für Landeskunde von Niederöster-
reich in der NÖ Landesbibliothek. Wei-

Das Projekt DITHAKA (Digitalisierung
topographisch-historischer Ansichten
und Karten) wurde weitergeführt, wobei
die Anzahl der gescannten Objekte ge-
genüber dem Vorjahr mehr als verdop-
pelt werden konnte. Etwa ein Drittel die-
ser Scans sind Benutzeraufträge, die
erst zu einem späteren Zeitpunkt neu
katalogisiert in der Bilddatenbank ange-
boten werden. Damit liegen nun die Or-
te Absdorf bis Brunn sowie Mödling und
St. Pölten in digitaler Form vor.
Eine wertvolle Bereicherung erhielt die
Topographische Sammlung durch den
Ankauf des ca. 30.000 Bilder umfassen-
den Niederösterreichteils der „Histori-
schen Bilddatenbank Essmann". Die
historische Fotosammlung stammt aus
Familienbesitz; sie wurde in drei Gene-
rationen zusammengetragen und in den
letzten acht Jahren digitalisiert. Die
Sammlung beginnt vor der Wende des
19. zum 20. Jahrhundert; Ansichten der
bekannten Postkartenverlage Schwider-
noch, Sperling, Ledermann, Mörtel und
BKW sind ebenso enthalten wie exklu-
siv die Fotoaufnahmen des Verlages
des Deutschen Schulvereines, der
„Greifkarte" und des Verlages „Anitta“,
die nie den Handel erreichten, weil der
Zweite Weltkrieg eine Drucklegung ver-
hinderte.
Bedingt durch das große Interesse an
den Ausstellungsmöglichkeiten in der
NÖ Landesbibliothek konnten im ver-
gangenen Jahr acht Ausstellungen in
den zwei Ausstellungslokalen Ausstel-
lungsraum und Lesebereich gezeigt
werden. Zur Durchführung eines paral-
lelen Ausstellungsbetriebes werden da-
her die notwendigsten Ausstellungshil-
fen angeschafft.
Nach dem Übertritt in den Ruhestand
des Betreuers der Burgenkundlichen
Sammlung wurde aus arbeitstechni-
schen und organisatorischen Gründen
die Sammlung als eigener Organisa-
tionskörper der NÖ Landesbibliothek
aufgelassen und die Bild- und Planbe-
stände der Topographischen bzw. der
Kartensammlung zur Einarbeitung in
deren Bestände übergeben. Damit wur-
de die bisherige historisch gewachsene
Zweigleisigkeit in Bearbeitung und Be-
nützung aufgehoben.

96



Gruppe Kultur, Wissenschaft und Unterricht

berbauer", Ausstellung über das Come-
nius-Projekt des Kindergartens Gföhl,
Ausstellung Karl Gisy, Ausstellung- Sil-
ber She.u, Ausstellung Hans Müllebner,
Ausstellung „Geologie in Niederöster-
reich“, Ausstellung Anton Eckel, Aus-
stellung Ingrid Kämper, Ausstellung
Traute Molik-Riemer
• Erstellung eines Leitbildes für die NÖ
Landesbibliothek
• Fortführung des Projektes DITHAKA
• Implementierung der „Sammlung
Essmann"
• Übernahme von Buchbeständen der
Abteilung Kultur und Wissenschaft
• Schaffung einer Clearingstelle für
Normdaten
• Access-Schulung einiger Mitarbeiter

seph de Lrgne" in Brüssel, für die Aus-
stellung „Moderne Burgenforschung in
Niederösterreich“ in Sankt Pölten und für
das Benedict-Randhartinger-Museum in
Ruprechtshofen zur Verfügung gestellt.
208 Objekte dienten als Reprovorlagen.

EDV-Einsatz
Die für das Jahr 2001 gesteckten Ziele
wurden im Wesentlichen erreicht. Hervor-
zuheben ist die Anschaffung und Inbe-
triebnahme des BlS-C-Spiegelservermo-
duls, wodurch der Katalog auch unter der
Adresse http://www.landesbibliotheken.
at in Echtzeit verfügbar ist und überdies
die Voraussetzung für die Verwirklichung
der projektierten Clearingstelle für Norm-
dateien geschaffen wurde. Die Software
Remedy wurde in Betrieb genommen,
was mit einer Neuinventarisierung der
vorhandenen Hardware verbunden war.
Alle noch vorhandenen 15"-Bildschirme
wurden gegen 17"-Bildschirme und alle
Arbeitsstationen unter Pentium 233 ge-
gen Pentium III 550 ausgetauscht (insge-
samt sind in der Bibliothek derzeit 31 PCs
in Verwendung). In der Folge wurde der
Umstieg auf den e-mail-Client Outlook
2000 als Nachfolgeprodukt von Netscape
Messenger 4.7 durchgeführt.
Die Katalogdatenbanken umfassen nun-
mehr ca. 4,2 Mio. Datensätze (davon
ca. 225.000 Titel-Datensätze), was ei-
nem Speicherplatz von ca. 2,6 Gigabyte
entspricht; die Verwendung der Biblio-
thekssoftware BIS-C (Fa. DABIS) sowie
der wöchentliche Online-Nutzungsbe-
zug der Normdateien PND, GKD und
SWD verliefen weiterhin sehr zufrieden
stellend; auch die Einrichtung eines Te-
learbeitsplatzes für eine Mitarbeiterin
hat sich sehr bewährt und bereitet kei-
nerlei technische Probleme.
Ergänzend zum bestehenden Angebot
eines Webzugriffes auf die Kataloge (seit
1998) werden nunmehr benutzerfreundli-
che Online-Formulare für die Bestellung
von Leserausweisen, für die Entleh-
nung/Verlängerung/Vormerkung/Reser-
vierung von Büchern, für Fernleihbestel-
lungen sowie für den Vorschlag von
Buchankäufen angeboten, so dass die
Erfordernisse des E-Government für den
Bereich der Landesbibliothek bereits als
erfüllt angesehen werden können.
Neben der Verwirklichung der projektier-
ten Clearingstelle für Normdateien be-
steht die nächste größere Aufgabe in
der Implementierung und Verfügbarma-
chung des neu angeschafften, ca. 30.000
Bilder umfassenden Niederösterreichteils
der Sammlung Essmann.

Ziele 2002
• Bibliothekseigene Ausstellung „Klös-
terliche Geschichtsforschung in Nieder-
österreich 1600-2000“
• Ausstellung „Hüben & Drüben -
Grenzenlos. Aquarelle von Gerhard Sil-

tere Vorträge fanden am 20. 3., 24. 4.,
25. 9. und 23. 10. statt.
• 20. 2. Offizielle Eröffnung der Außen-
stelle Waidhofen an der Thaya
• 6. 3. Eröffnung der Ausstellung „Hu-
bert Schmid - Malerei und Graphik"
durch den Bibliotheksdirektor (Ausstel-
lung bis 27. 4.)
• 20. 3. Eröffnung der Ausstellung „Ing-
rid Süschetz - Licht & Natur" durch
LAbg. Hans-Stefan Hintner (Ausstellung
bis 27. 4.)
• 8. 5. Eröffnung der Ausstellung „Mei-
ne Reise mit dem Zweirad um die Welt -
Gustav Sztavjanik, Hermann Härtel“
durch LAbg. Mag. Klaus Schneeberger
(Ausstellung bis 28. 6.)
• 10. 5. Eröffnung der bibliothekseige-
nen Ausstellung „Die Bezirke Lilienfeld
und Scheibbs - Alte Ansichten und Bü-
cher" durch Prälat Dr. Norbert Mussba-
cher (Ausstellung bis 28. 9.)
• 18. 5. Die Bibliotheksfachhochschule
in Frankfurt am Main besucht mit 21 Stu-
denten im Rahmen ihrer Österreichex-
kursion die NÖ Landesbibliothek
• 19. 6. Literarische Veranstaltung „Ein
Abend mit Peter Henisch"
• 17. 8. Eröffnung der Ausstellung
„Sieglinder Pfaller Shattuck - Paintings“
durch LAbg. Dr. Martin Michalitsch
(Ausstellung bis 7. 9.)
• 1.9. Tag der offenen .Tür im Rahmen
des 8. St. Pöltner Höfefestes
• 11. 9. Eröffnung der Ausstellung
„Fischamend - eine Wiege der Luftfahrt
in Österreich" durch LAbg. Sissy Roth
(Ausstellung bis 12. 10.)
• 2. 10. Buchpräsentation „Pielachtal -
Musikalische Brauchformen" durch Lan-
desrat Mag. Wolfgang Sobotka
• 2.10. Eröffnung der Ausstellung „Prof.
Robert Herfert - Graphik" durch LAbg.
Maria-Luise Egerer (Ausstellung bis
17. 10.)
• 23. 10. Eröffnung der Ausstellung
„Historische und aktuelle Bodenkarten
von Niederösterreich" durch Bibi.-Dir.
a. D. Prof. Dr. Hermann Riepl
• 30. 10. Buchpräsentation „Body &
Globe" durch Orte-Architekturnetzwerk
• 13. 11. Symposium des NÖ Landes-
archiv „Zeitgeschichtsforschung in Nie-
derösterreich"
• 27. 11. Lesung Milan Racek
• 4. 12. Festakt anlässlich des 75. Ge-
burtstages von Univ.-Prof. Hofrat Dr. Karl
Gutkas. Als Festredner fungieren Arch.-
Dir. a. D. Univ.-Prof. Dr. Helmut Feigl und
Landesrat Mag. Wolfgang Sobotka
• 5. 12. Präsentation der Literaturzeit-
schrift „©cetera“
• 14. 12. Besuch des Präsidenten des
Tschechischen Senates Petr Pithart

Leihgaben
10 Objekte wurden für die Landesaus-
stellung „Sein & Sinn/Burg & Mensch" in
Ottenstein und Waldreichs, die Ausstel-
lung „Garten-Kunst" in der Hermesvilla in
Wien, für die Ausstellung „Charles-Jo-

Statistik 2001

Druckschriftensammlung

Bücherzuwachs
durch Kauf 2.512 Bände
Tausch 364 Bände
als Bibliotheksstück 2.322 Bände
als Geschenk 3.313 Bände
Gesamtzuwachs 8.511 Bände

Der Bücherzuwachs 2001 betrug 8.511
Bände. Das ergibt einen Gesamtbe-
stand von 227.119 Bänden.

Periodika

Zugang _________________________
Kauf 299 Bibliograph. Einheiten
durch Tausch 289 bibliograph. Einheiten
als Bibliotheksstück 2.248 bibliograph. Einheiten
als Geschenk 964 bibliograph. Einheiten
Gesamtbestand 3.800 bibliograph. Einheiten

Benützerfrequenz

Anzahl der Benützer 13.029 Personen
Entlehnte Werke 20.438 Bände
Aus anderen Bibliotheken entlehnt 581 Bände

Die NÖ Landesbibliothek wurde an 244
Öffnungstagen von insgesamt 13.295
Benützern frequentiert; das sind pro Öff-
nungstag durchschnittlich 54,5 Perso-
nen.

AV-Mediensammlung

Schallplatten 63
Audio-CDs 62 (+12)
CD-ROMs 172 (+30)
Kompaktkassetten 112 (+ 6)
Videokassetten 216 (+50)
Mikrofiches 2
Disketten 17 (+1)
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Landkartensammlung Burgenkundliche Sammlung

Kartentitel
Anzahl der Kartenblätter
Atlanten

3.522 (+222)
17.260 (+935)

509 (+ 25)

Ansichten
Zeitungsausschnitte (Kuverts)
Pläne und Karten

28.279
9.915 (+109)

806

Benutzung: 177 Personen benutzten
1.239 Signaturen mit 3.717 Blättern.

Negative
Diapositive
Korrespondenzmappen

6.825
4.759
1.967

Topographische Sammlung,
Porträtsammlung,
Flugschriftensammlung und
Exlibrissammlung

Topographische Ansichten 21.956 (+169)
Ansichtskarten und Fotos 56.293 (+551)
Porträts 4.500 (+446)
Flugschriften 551
Exlibris 594
Kupferplatten 352

Restaurierungswerkstätte

In der Restaurierungswerkstätte der
NÖ Landesbibliothek wurden folgende
Arbeiten durchgeführt:

Aquarelle, Graphiken, Foto
und Landkarten 47 Stück
Digitalisierte Objekte 2.527 Stück
Pergament-, Leder- und
Leinenbindungen 153 Bände

Benutzung: 89 Personen benutzten 113
Ortsmappen und 69 Foto-Orte.

Vorbereitete Objekte für
Ausstellungen
Alben, Hefte, Mappen
und Schachteln
Katalogisierungen

1.361 Stück

276 Stück
1.769 Stück

Abteilungen Schulen und Kindergärten

Schulwesen
i

Sonderschulen des Landes

In der Landessonderschule Allentsteig
wurde der bestehende Turnsaal gene-
ralsaniert und ein Geräte- und ein Gym-
nastikraum zugebaut. Der Zubau wurde
als Holzständerkonstruktion mit einge-
füllten Strohballen ausgeführt. Planung
und Bauaufsicht erfolgten durch die Ab-
teilung Landeshochbau.
In der Landessonderschule Hollabrunn
wurde mit der Trockenlegung des Kel-
lers im Schulgebäude begonnen. Wei-
ters wurden Brandschutztüren einge-
baut.
In der Landessonderschule Hinterbrühl
konnte nach dem Zubau zum Schulge-
bäude der Umbau fertig gestellt werden.

Dienst- und Besoldungsrecht der
Landeslehrer

In den Sitzungen der NÖ Landeslehrer-
kommission für allgemein bildende
Pflichtschulen wurden 61 schulfeste Lei-
terstellen nach Ausschreibung durch
definitive Ernennungen besetzt. Bei der
Vergabe von Leiterstellen wurden 173
Anhörungen durchgeführt.
Gemäß § 8 LDG 1984 wurden 22
Dienstposten besetzt.
Im Zusammenhang mit diesen Ernen-
nungen und Besetzungen wurden 91

Für die in Niederösferreich bestellten
Religionslehrer der Islamischen Glau-
bensgemeinde bzw. der orthodoxen Kir-
chen (derzeit 56 Lehrer) ergeben sich
Weiterhin Probleme bezüglich Stunden-
und Gruppeneinteilung bzw. in dienst-
rechtlicher Hinsicht, welche einen inten-
siven Kontakt mit der Glaubensgemein-
de und einzelnen Schuldirektionen er-
fordern.
Insbesondere durch die Bearbeitung im
EDV-Abrechnungssystem IPA waren für
die Bezugsanweisung der Lehrer im ge-
samten Jahr 2001 vermehrt Prüfungen
durch die Verwaltung notwendig, Ände-
rungen laufend auch per Computerein-
gabe zu erfassen, und bisherige Aufga-
ben der Verrechnung (Buchhaltung)
mussten durch direkte Eingaben erle-
digt werden.

abweisende Bescheide für schulfeste
Leiterstellen erlassen.
Weiters wurden 29 Entscheidungen
über Berufungen gegen dienst- und be-
soldungsrechtliche Bescheide des Lan-
desschulrates bzw. der Landeslehrer-
kommission gefällt.
2 Gegenschriften an den Verfassungs-
bzw. Verwaltungsgerichtshof wurden er-
stattet.

Religionslehrer

Für 354 Laien-Religionslehrer und etwa
320 Geistliche und Ordensangehörige,
die als kirchlich bestellte Religionslehrer
an Pflichtschulen in Niederösterreich
unterrichten, wurde die Anweisung der
Bezüge, Fahrtkostenzuschüsse sowie
der monatlich anfallenden Reisegebüh-
ren und Mehrdienstleistungen vorberei-
tet bzw. veranlasst.
Durch den jährlichen Personalwechsel
bei den kirchlich bestellten Religionsleh-
rern mit Beginn des Schuljahres und
durch die Euro-Umstellung war für eine
termingerechte Anweisung ein erhöhter
Verwaltungsaufwand zu verzeichnen.
Weiters wurden ca. 360 An- bzw. Ab-
meldungen bei der NÖ Gebietskranken-
kasse vorgenommen und etwa 850
Krankenscheine auf Anforderung aus-
gestellt sowie die entsprechende Ge-
bühr mit der NÖ Gebietskrankenkasse
verrechnet.

Förderungen

489 begabten und bedürftigen Schülern
und Schülerinnen an allgemein bilden-
den höheren Schulen (1. bis einschließ-
lich 5. Klasse) wurden im Schuljahr
2000/2001 Schülerbeihilfen im Gesamt-
betrag von € 138.093,94 (S 1,900.214,-)
bewilligt.
Zu den Kosten der Beaufsichtigung von
Fahrschülern an allgemein bildenden öf-
fentlichen Pflichtschulen außerhalb des
Unterrichts wurden für das Schuljahr
2000/2001 311 Antragstellern Beiträge
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• Von der Gemeindeverwaltungsschule
wurden auch 2001 wieder Helferinnen-
schulungen angeboten, wovon die Re-
ferenten von der Abteilung Kindergärten
zur Verfügung gestellt wurden.
Im Jahr 2001 wurden Lehrgänge zur
Ausbildung zu Kindergartenhelferinnen
weitergeführt.
• Im Jahr 2001 wurden von der Abtei-
lung Kindergärten die Führungskräfte-
ausbildungen für Kindergartenleiterin-
nen weitergeführt.
• Mit 31. 12. 2001 gab es 1.095 recht-
lich errichtete NÖ Landeskindergärten,
wovon 1.036 in Betrieb waren. Es be-
standen 2.133 rechtlich errichtete Grup-
pen, wovon 2.074 in Betrieb waren. Die
Zahl der Privatkindergärten betrug 52.
• Förderungen für Privatkindergärten:
€ 2,286.978,92 (S 31,469.516,-). Beiträ-
ge an die Gemeinden zum Personal-
aufwand der Kindergartenhelferinnen:
€ 14,494.895,68 (S 199,454.113,-).

NÖ Schul- und
Kindergartenfonds
2001 setzten sich die Einnahmen aus
dem Landesbeitrag, aus Bedarfszuwei-
sungen, dem Rückfluss gegebener Dar-
lehen, einer Rücklagenentnahme aus
2000 sowie einer Darlehensaufnahme
zusammen.
Die Ausgaben im Jahr 2001 bestanden
aus Beihilfen an Gemeinden und Schul-
gemeinden sowie aus den eigenen Ver-
pflichtungen aus Darlehensaufnahmen.
Das Kuratorium trat im Jahr 2001 in zwei
Sitzungen zusammen; in diesen wurden
Mittel nach folgendem Voranschlag ver-
geben:

Sta t is t ik  2001in Gesamthöhe von € 143.361,48
(S 1,972.697,-) bewilligt. Die Förderung
betrug durchschnittlich € 2,07 (S 28,47)
pro Aufsichtsstunde.
Schulerhaltungsbeiträge für Gemeinden
und Länder in Gesamthöhe von
€ 151.300,- (S 2,082.000,-) wurden den
gesetzlichen Schulerhaltern angewiesen.

Bildstellenwesen

Tät igke i ten  2001

Schulung und Information der Lehrer
und Schulleiter, der Bildstellenleiter, Mit-
arbeiter sowie der Schulaufsichtsorgane
und der Schulerhalter; Medienverleih,
Medienbeschaffung, Geräteservice,
Führung der Mediathek.

Prob leme 2001

Die Medienanforderungen (Filme, Vi-
deofilme etc.) der Schulen konnten nur
teilweise erfüllt werden. Dies liegt einer-
seits an der rechtlichen Einschränkung
der Vervielfältigungsmöglichkeit, ande-
rerseits an den vorhandenen Auflage-
zahlen.
Eine verstärkte spezielle Aus- und Fort-
bildung der im Bildstellenwesen tätigen
Lehrer (Bildstellenleiter und Mitarbeiter)
insbesondere auf den Gebieten der
„Neuen Medien" und „Telekommunika-
tion“ als Gegenstand von Bildung ist
dringend erforderlich, um den Informa-
tions- und Schulungserfordernissen für
Lehrer und Schulerhalter besser ge-
recht werden zu können.
Die Unterbringung und Versorgung der
Bildstellen (Geräte, Einrichtungsgegen-
stände und Personal) entspricht noch
nicht den Erfordernissen.

Ziele 2002

• Schulung der Lehrer in der sinnvollen
Mediennutzung unter Einbeziehung der
neuen Medientechnologien sowie der
Medienpädagogik
• Beratung der Schulerhalter und
Schulleiter zur Beschaffung von AV-Ge-
räten und Medien sowie hinsichtlich ei-
nes pädagogisch sinnvollen schrittwei-
sen Ausbaus der Ausstattung speziell
im Hinblick auf die neuen Anforderun-
gen des IT-gestützten Unterrichts
• Medien- und Gerätebeschaffung (An-
kauf) sowie Intensivierung der landes-
spezifischen Medien-Produktionen mit
Planung, Begutachtung, Bewertung so-
wie Bereitstellung für den Verleih
• Ausbau der Mediathek
• Ausbau der Bildstellen - personell,
räumlich und ausstattungsmäßig, um
den Anforderungen des IT-gestützten
Unterrichts in den Schulen noch besser
gerecht zu werden
• Zeitgemäße Ausbildung der Bildstel-
lenleiter Ond des Personals der Landes-
bildstelle

Leistungen _______________________
Lehrerschulungen (methodisch-
didaktisch und technisch) 8.749
Medienentlehnungen (Wochen) 79.986
Geräteentlehnungen 336
Medienbeschaffung (Selbstherstellung
und Ankauf) 1.578
Medien (Filme, Diapositivreihen,
OHT-Serien) in Produktion 10
Kostenlose Medienzuteilung an Schulen
(OHT-Serien, didaktische EDV-Software) 1.583
Gerätebeschaffung 47
Geräteservice 527
Bezirksbildstellenleiter- und
Mitarbeiter-Schulung 7 Tage
Medien- und Gerätebestand
Videofilme 14.279
DVD 292
Filme 20.998
Diapositivreihen
(1 Reihe durchschnittlich 20 Diapositive) 15.046
Overheadtransparente u. a. 3.539
AV-Geräte 1.111

Kindergartenwesen
• Die Funktion der Abteilung Kinder-
gärten als Dienststellenleiter der Kinder-
gärtnerinnen der Städte mit eigenem
Statut wurde wie bisher ausgeübt (Per-
sonalstand: 189 Kindergärtnerinnen -
darunter 26 in Mutterschafts- bzw. Ka-
renzurlaub - und 22 Springerinnen).
• Die Anzahl der Heilpädagogischen
Kindergärtnerinnen in der Heilpädago-
gischen Assistenz betrug 123; 30 Heil-
pädagogische Kindergärtnerinnen be-
fanden sich in Mutterschafts- bzw. Ka-
renzurlaub. Eine Heilpädagogische Kin-
dergärtnerin war in einer Heilpädagogi-
schen Gruppe tätig.
• 46 Heilpädagogische Kindergärtne-
rinnen wurden in Heilpädagogisch-Inte-
grativen Gruppen mit verstärktem Per-
sonaleinsatz für nichtbehinderte und
behinderte Kinder gemeinsam geführt
und 6 Springerinnen für die HPI Grup-
pen
• 15 Interkulturelle Mitarbeiter betreuen
in Niederösterreich Kinder aus anderen
Kulturkreisen. Eine Interkulturelle Mitar-
beiterin befindet sich im Mutterschafts-
urlaub.
• 2001 wurden in NÖ Landeskindergär-
ten 484 Integrationsgruppen gemäß § 6
des NÖ Kindergartengesetzes geführt.
• 271 Veranstaltungen wurden in der
Fortbildung der Kindergärtnerinnen und
Heilpädagogischen Kindergärtnerinnen
vom Zentrum für Kindergartenpädago-
gik in Zusammenarbeit mit der Landes-
amtsdirektion und der NÖ Landesaka-
demie durchgeführt.
Vom 30. August bis 1. September 2001
fand in St. Pölten das 12. NÖ Kindergar-
tensymposion zum Thema „Fremd und
Vertraut" statt.

Einnahmen:
Landesbeitrag
Bedarfszuweisungen
Darlehensrückflüsse
Darlehensaufnahme
Rücklage 2000, Aufhebung

S 100,000.000,-
S 367,000.000,-
S 159,100.000,-
S 139,900.000,-
S 69,739.000,-

Einnahmen insgesamt S 835,739.000,-
Ausgaben:
Tilgung
Zinsenbelastung
Steuer und Verwaltungsgebühr
Beihilfen
Kunstbeitrag

S 299,000.000,-
S 115,386.000,-
S 1,802.000,—
S 419,241.000,-
S 310.000,-

Ausgaben insgesamt S 835,739.000,-

Der Landtag von Niederösterreich be-
schloss am 29. Juni 2000 und am 22.
November 2001 Änderungen des NÖ
Schul- und Kindergartenfondsgesetzes,
LGBI. 5070, wodurch Gemeinden und
Gemeindeverbände als Betreiber einer
mit einer öffentlichen allgemeinbilden-
den Pflichtschule baulich zusammen-
hängenden Musikschule bzw. als Erhöh-
ter einer Tagesbetreuungseinrichtung
oder eines Hortes aus dem NÖ Schul-
und Kindergartenfonds unterstützt wer-
den können.
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Bei der gesamten Gruppe wurde Faba-
soft Components in einem sehr frühen
Entwicklungsstadium eingesetzt. Dies
hat wegen der Schwäche des Systems
zu einem erheblichen zusätzlichen Ar-
beitsaufwand geführt. Die laufenden
Gesetzesumstellungen haben beson-

ders die Abteilung Agrarrecht stark be-
lastet. Die Förderabteilungen wurden
nach wie vor durch Schwierigkeiten bei
der Umsetzung der EU-Richtlinien bei
der Förderungsabwicklung stark in An-
spruch genommen. Durch die Abwick-
lung der Problematik im Zuge des Gen-

maises entstand im Sommer abteilungs-
übergreifend zusätzlicher Organisa-
tionsaufwand, der in der Zusammenar-
beit jedoch rasch bewältigt werden
konnte.

El Abteilung Agrarrecht

Die Abteilung ist in I. und II. Instanz zur
Vollziehung der auf dem Gebiet des
Agrarwesens im weitesten Sinn erlasse-
nen Gesetze und Verordnungen zustän-
dig. Dazu gehören vor allem die Angele-
genheiten des GrundVerkehrs, des Aus-
ländergrundverkehrs, des Marktwe-
sens, des Kulturflächenschutzes, des
Jagd-, Fischerei-, Forst-, Tierversuchs-,
Veterinär-, Pflanzenschutz-; Pflanzgut-,
Pflanzenschutzmittel-, des Saatgut-, des
Düngemittel- und des Futtermittelwe-
sens, des landwirtschaftlichen Boden-
schutzes und schließlich die Angele-
genheiten der NÖ Landes-Landwirt-
schaftskammer, der NÖ Landarbeiter-
kammer und der NÖ Tierärztekammer
einschließlich der Durchführung der
Wahlen sowie des Aufsichtsrechtes
über diese Kammern und den NÖ Lan-
desjagdverband. In den weiteren Auf-
gabenbereich der Abteilung fallen
durch die Vielzahl der zu vollziehenden
Materien umfangreichste legistische Ar-
beiten einerseits durch Erstellung von
Gesetzes- und Verordnungsentwürfen
und andererseits im Rahmen von Geset-
zes- und Verordnungsbegutachtungs-
verfahren.

der Schilling- auf Euro-Beträge in etwa
18 Landesgesetzen und in einer Reihe
von Verordnungen.
Die Abteilung Agrarrecht war gemein-
sam mit anderen Abteilungen der Grup-
pe Land- und Forstwirtschaft Pilotabtei-
lung für die Einführung des LAKIS-
Nachfolgeprojekts.

Amtsachverständigen und nimmt in
Wahrnehmung ihres Aufsichtsrechtes
durch einen Vertreter an den Sitzungen
der Organe des Landesjagdverbandes
teil. Zum weiteren Aufgabenbereich
zählt die Kontaktaufnahme mit ver-
schiedenen Interessenvertretungen und
Institutionen in Angelegenheiten des
Jagdwesens, ebenso die Vorbereitung
und Teilnahme an der Durchführung
von Jagdprüfungen, Jagdaufseherprü-
fungen sowie Berufsjägerprüfungen
und nicht zuletzt die Herausgabe ein-
schlägiger Vorschriften und Erlässe.
Bei der Abteilung ist die Landeskom-
mission für Jagd- und Wildschäden als
Berufungsinstanz in Wildschadensan-
gelegenheiten eingerichtet.

Schwerpunkte 2001

• Erledigung von Berufungen gegen
Abschussverfügungen, Berufungen be-
treffend Jagdkartenentzüge, Berufun-
gen betreffend Verfahren über die Neu-
verpachtung von Jagdgebieten im Vor-
feld zu den im Jahr 2001/2002 bevor-
stehenden Jagdgebietsfeststellungsver-
fahren
• Änderung des NÖ Jagdgesetzes
1974, LGBI. 6500, der NÖ Jagdverord-
nung, LGBI. 6500/1, und der NÖ Jagd-
ausschuß-Wahlordnung, LGBI. 6501, im
Zuge der Euro-Umstellung
• Behandlung jagdrechtlicher Anfragen
• Rechtliche Unterstützung der Jagd-
rechtsreferenten und Amtsachverständi-
gen der Bezirksverwaltungsbehörden in
Sachen Jagdgebietsfeststellungen für
die am 1. Jänner 2002 beginnende
Jagdperiode
• Verstärkte Anfragen von Bürgern und
Behördenvertretern betreffend die Ver-
pachtung von Genossenschaftsjagdge-
bieten und die Jagdgebietsfeststellung
für die kommende Jagdperiode
• Bestellung einzelner Mitglieder von
Prüfungskommissionen für die Jagdauf-
seherprüfung
• Durchführung von Jagdaufseherprü-
fungen und Berufsjägerprüfungen
• Aktualisierung von Informationen be-
treffend die Jagd auf der Homepage
des Landes NÖ

Ziele 2002

Der Beitritt zur EU macht die ständige
Umsetzung und Anpassung und Nach-
besserung zahl- und umfangreicher
Rechtsvorschriften an die EG-Normen
und Judikatur des EuGH notwendig.
Trotz angeführter Umsetzungsschwie-
rigkeiten in sämtlichen Rechtsbereichen
sollen Beschwerde- und Vertragsverlet-
zungsverfahren tunlichst vermieden
werden. Trotz zeitlicher Engpässe muss
die Aus- und Weiterbildung der rechts-
kundigen Mitarbeiter speziell im EU-Be-
reich, aber auch in den übrigen Berei-
chen, dem Erfordernis einer bürger- und
serviceorientierten Verwaltung entspre-
chend, forciert werden. Außerdem muss
eine verstärkte Einbindung in vorberei-
tende Rechtsakte der EU erfolgen, um
die Interessen des Landes NÖ so früh
als möglich einbringen zu können. Wei-
tere umfangreiche legistische Arbeiten
sind auch für 2002 als Abschluss der Ef-
fizienzprojekte bei der Abteilung Agrar-
recht erforderlich. Im Jahr 2002 soll die
Umstellung auf das LAKIS-Nachfolge-
projekt abgeschlossen werden.

Probleme 2001

Die legistische Tätigkeit wird seit dem
Beitritt zur EU und die Vielzahl der zu
vollziehenden Materien sowie die damit
zusammenhängende Umsetzungskom-
petenz von EG-Vorschriften durch Bund
oder Land, welche in einzelnen Rechts-
materien immer wieder strittig ist, als
auch durch den enormen zeitlichen Um-
setzungsdruck immer schwieriger. Dazu
kommen noch die Probleme des Kon-
sultationsmechanismus, die Notwendig-
keit zur Beurteilung der finanziellen Aus-
wirkung von legistischen Maßnahmen
im Landesbereich und die Beachtung
der Informationsrichtlinie 98/34/EG in
der Fassung der Richtlinie 98/48/EG. In
Umsetzung des abgeschlossenen Effizi-
enzsteigerungsprojektes wurde eine
Reihe von Landesgesetzen überarbeitet
oder neu erlassen (z. B. NÖ Fischerei-
gesetz 2001, NÖ Jagdgesetz 1974),
Hinzu kam 2001 noch die Umstellung

Jagdangelegenheiten

Die Abteilung ist in Vollziehung und Le-
gistik des NÖ Jagdgesetzes 1974,
LGBI. 6500-15, der NÖ Jagdverord-
nung, LGBI. 6500/1-34, sowie sonstiger
Verordnungen auf Grund des NÖ
Jagdgesetzes sowohl in I. als auch in
II. und letzter Instanz tätig. Sie bereitet
darüber hinaus die Arbeiten der Lan-
deswahlbehörde für Jagdausschuss-
wahlen vor, verwertet die Stellungnah-
men des von ihr einzuberufenden Lan-
desjagdbeirates, die Gutachten der
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• Weiterhin gezielter Einsatz von Fi-
schereiförderungsmitteln für ökologisch
bedeutsame Projekte, Öffentlichkeitsar-
beit und landesweite Fischartenkartie-
rung im Zusammenwirken mit dem NÖ
Landesfischereirat bis zur Übernahme
dieser Agenden durch den NÖ Landes-
fischereiverband
• Fortführung des Kormoranmonito-
rings
• Weiterbehandlung des Fischotterpro-
blems in der AG Fischotter
• Veräußerung von landeseigenen Fi-
schereireviere als Ergebnis eines Effizi-
enzsteigerungsprojektes

zuarbeiten und Prüfungen für Fischerei-
aufseher vorzubereiten. Ein rechtskundi-
ger Bediensteter der Abteilung wirkt bei
der Fischereiaufseherprüfung mit. Im
Bereich der Privatwirtschaftsverwaltung
erfolgt die Vergabe von Fischereiförde-
rungsmittel und die Verpachtung lan-
deseigener Fischereireviere.

Schwerpunkte 2001

• Verstärkte Verwendung von Fischerei-
förderungsmitteln für ökologische Pro-
jekte (z. B. Kormoranmonitoring, Fisch-
aufstiegshilfen, Restrukturierungen von
Gewässern, landesweite Fischartenkar-
tierungen, sonstige Studien, Informa-
tionsbroschüren) und fischereifachliche
Druckwerke
• Sitzungen sowie Förderung der Akti-
vitäten des NÖ Landesfischereirates
(z. B. Pressespiegel, Weiterbildungsver-
anstaltungen)
• Entwurf eines NÖ Fischereigesetzes
2001 unter Berücksichtigung eines Ver-
tragsverletzungsverfahrens und von
Forderungen nach Verwaltungsvereinfa-
chung und Deregulierung. Beschluss
des NÖ Landtages im Dezember 2001
• Kormoranmonitoring durch die Uni-
versität für Bodenkultur - Wien, Institut
für Wildbiologie und Jagdwirtschaft
• Weiterhin Durchführung eines Fisch-
monitorings an der Donau zur Bewer-
tung des Kormoraneinflusses; Fortset-
zung der landesweiten Fischartenkartie-
rung
• Sitzung der AG Fischotter zur Lösung
des Fischotterproblems
• Behandlung fischereirechtlicher An-
fragen
• Bestellung einzelner Mitglieder von
Prüfungskommissionen für die Fische-
reiaufseherprüfung

Probleme 2001

Stark erhöhter Arbeitsaufwand bei der
Erstellung eines Entwurfes des NÖ Fi-
schereigesetzes 2001 unter Miteinbin-
dung der Interessenvertretungen. Fisch-
otterproblematik bei Teichwirtschaften
und in Fließgewässern des Waldviertels.
Intensive Sitzungs- und Beratungstätig-
keit des NÖ Landesfischereirates, wel-
che einen erhöhten Aufwand bei der
Führung der Kanzleigeschäfte hervor-
ruft.

• Vorbereitung der Umsetzung von
zwei Richtlinien der EG und einer um-
fangreichen Novelle des NÖ Jagdgeset-
zes 1974, LGBI. 6500, zur Verwaltungs-
vereinfachung

Probleme 2001

• Wildschäden verursacht durch
Schwarzwild, intensive Auseinanderset-
zung mit dem Verhältnis der Vogel-
schutzrichtlinie und der Fauna-Flora-Ha-
bitat-Richtlinie zum NÖ Jagdrecht
• Verhältnis NÖ Naturschutzgesetz
2000 und NÖ Jagdgesetz 1974 bzw.
NÖ Jagdverordnung und die Auswir-
kungen auf die EU-Naturschutzrichtli-
nien
• Zum NÖ Jagdgesetz 1974 anhängige
Vertragsverletzungsverfahren
• Intensive Diskussion mit den Interes-
senvertretungen der Jagd und der
Land- und Forstwirtschaft hinsichtlich
einer Novelle des NÖ Jagdgesetzes
1974, LGBI. 6500, im Hinblick auf Ver-
waltungsvereinfachung

Ziele 2002

Fortsetzung der Planung, Setzung und
Überwachung von koordiniert adäqua-
ten Gegenmaßnahmen gegen gravie-
rende Schäden insbesondere an der
Fischfauna und anderen Vermögens-
werten Rechten, verursacht durch ver-
mehrt auftretende jagdbare Tiere wie
Kormoran, Fischreiher, Fischotter und
Bär. Umsetzung von EG-Richtlinien un-
ter Berücksichtigung des Artenhandels-
gesetzes und der Artenkennzeich-
nungsverordnung. Vermeidung von Ver-
tragsverletzungsverfahren und erforder-
lichenfalls Vornahme von EU-Anpassun-
gen. Beschluss der Änderung des NÖ
Jagdgesetzes 1974, LGBI. 6500, durch
den Landtag. Änderung der NÖ Jagd-
verordnung, LGBI. 6500/1, als Folge der
Novellierung des NÖ Jagdgesetzes
1974, LGBI. 6500.
Abschluss der Verfahren betreffend die
Jagdgebietsfeststellungen für die Jagd-
periode 2002 bis 2010.

Forstrechts-
angelegenheiten

In diesem Rechtsbereich wird die Abtei-
lung zum Teil in I., zum Teil in II. und zum
Teil in letzter Instanz sowohl in Vollzie-
hung (Forstgesetz 1975, NÖ Forstaus-
führungsgesetz, NÖ Kulturflächen-
schutzgesetz, Gesetz über die Mindest-
pflanzabstände für Kulturpflanzen) als
auch legistisch (NÖ Forstausführungs-
gesetz, NÖ Kulturflächenschutzgesetz
1994, Gesetz über die Mindestpflanzab-
stände für Kulturpflanzen) tätig.

Schwerpunkte 2001

• Erledigung von Berufungen gegen
Rodungen, forstpolizeiliche Aufträge,
Waldfeststellungen, Waldverwüstungen,
Wiederbewaldungsaufträge u. a.
• Vorbereitung für eine Novellierung
des Kulturflächenschutzgesetzes sowie
des Gesetzes über die Mindestpflanz-
abstände für Kulturpflanzen
• Endfassung zur Novellierung des NÖ
Forstausführungsgesetzes
• Durchführung bezirksübergreifender
Verfahren insbesondere bei Rodungen

Ziele 2002

Novellierung des Kulturflächenschutz-
gesetzes, des Gesetzes über die Min-
destpflanzabstände für Kulturpflanzen
sowie des NÖ Forstausführungsgeset-
zes. Die Änderungen durch die Forstge-
setznovelle werden zu einer Mehrbelas-
tung für die Abteilung führen.

Fischerei-
angelegenheiten

In diesem Rechtsbereich wird die Abtei-
lung in Vollziehung des NÖ Fischereige-
setzes 1988, LGBI. 6550, und der NÖ
Fischereiverordnung, LGBI. 6550/1, in I.
und II. Instanz sowie legistisch tätig.
Weiters obliegt der Abteilung die Füh-
rung der Kanzleigeschäfte des NÖ Lan-
desfischereirates, die Bestellung der
Prüfer für die Prüfungskommissionen für
Fischereiaufseher sowie an den Sitzun-
gen des NÖ Landesfischereirates teilzu-
nehmen, diese vorzubereiten sowie auf-

Grundverkehrs-
angelegenheiten

Die Abteilung wird in Vollziehung und
Legistik des NÖ Grundverkehrsgeset-
zes 1989, LGBI. 6800, in I., II. und letz-
ter Instanz tätig.
• Grundverkehrs-Landeskommission.
Bei der Abteilung ist die Geschäftsstelle
der als Berufungsbehörde tätigen Grund-

Ziele 2002

• Umsetzung der Vorgaben des NÖ Fi-
schereigesetzes 2001 (z. B. Überfüh-
rung des NÖ Landesfischereirates in
den NÖ Landesfischereiverband, Mit-
wirkung am reibungslosen Übergang
der Kompetenzen auf den NÖ Landesfi-
schereiverband, Erlassung einer NÖ Fi-
schereiverordnung)
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verkehrs-Landeskommission eingerich-
tet. Der Vorsitzende und der Berichter-
statter sowie deren Stellvertreter werden
aus dem Stand der Bediensteten der Ab-
teilung gestellt.
• Ausländergrundverkehr. In I. Instanz
entscheidet das Amt der NÖ Landesre-
gierung. Über Berufungen entscheidet
die Ausländergrundverkehrskommis-
sion, wobei ein Beamter der Abteilung
Berichterstatter ist. Vorsitzender ist das
richterliche Mitglied. Ein Trend in Aus-
ländergrundverkehrsverfahren ist die
Zunahme von Grundstückserwerben im
Zuge von Betriebsgründungen oder
Standortverlegungen von Betrieben mit
überwiegend ausländischer Beteiligung
nach Niederösterreich.

Tierversuchsgesetzes 1988, BGBl. Nr.
501/1989 in der Fassung BGBl. I Nr.
169/1999, tätig. In den Aufgabenbereich
der Abteilung fällt auch die Koordinierung
der legistischen Maßnahmen der Bezirks-
verwaltungsbehörden, insbesondere bei
Erlassung von Verordnungen mit örtlich
begrenztem Geltungsbereich im Falle
des Auftretens von Tierseuchen (Schwei-
nepest, Wutkrankheit u. a.).
Im Bereich des Tierversuchswesens ist
die Abteilung auf Grund des Tier-
versuchsgesetzes 1988, BGBl. Nr.
501/1989, in I. Instanz durch Entschei-
dung über Anträge bzw. Meldungen be-
treffend Tierversuche, Anträge zum Be-
trieb von Tierversuchseinrichtungen,
Anträge um Genehmigung zur Tierver-
suchsleitung sowie zur Kontrolle der
Einhaltung der Bestimmungen des Tier-
versuchsgesetzes tätig. Durch die Viel-
zahl der zu prüfenden neuen Grund-
substanzen bzw. Mischungen ist die
Anzahl der Tierversuchsmeldungen ge-
stiegen.

• Weitere Abklärung über die Notwen-
digkeit der Umsetzung von europa-
rechtlichen Vorschriften im NÖ Tier-
zuchtgesetz
• Behandlung von Ausnahmeanträgen
gemäß § 51 Abs..2 NÖ Tierzuchtgesetz
• Behandlung von Anträgen um Ertei-
lung der Besamungsbewilligung für Be-
samungstechniker
• Berufungsverfahren über Anerken-
nung einer Pferdezuchtorganisation
• Behandlung tierzuchtrechtlicher An-
fragen
• Beschwerdeverfahren bei der Euro-
päischen Kommission wegen behaupte-
ten Verstoßes des NÖ Bienenzucht-
rechts gegen europarechtliche Vor-
schriften (Bienenrassenproblematik)
und Auswirkungen auf anhängige Ver-
fahren um Bewilligung zum Betreiben
neuer Reinzuchtbelegstellen

Probleme 2001

Kompetenzabgrenzung Bund/Land bei
der Umsetzung von veterinärrechtli-
chen/tierzuchtrechtlichen Vorschriften
im Rahmen der EU. Beschwerdeverfah-
ren im NÖ Bienenzuchtrecht zur Bienen-
rassenproblematik und Auswirkungen
auf anhängige Verfahren um Bewilli-
gung zum Betreiben neuer Reinzucht-
belegstellen. Feuerbrandproblematik
aus pflanzenschutzrechtlicher Sicht und
damit verbundene Auswirkungen auf
die Imkerei.

Schwerpunkte 2001

• Erledigung von erstinstanzlichen An-
trägen Ausländergrundverkehr
• Berufungsverfahren Ausländergrund-
verkehr
• Berufungsverfahren landwirtschaftli-
cher Grundverkehr Schwerpunkte 2001

• Amtshaftungsverfahren Rethmann
TBA Tulln GmbH
• Veterinärrechtliche Anfragen
• Vorbereitung einer Novelle der NÖ Tier-
körperbeseitigungsverordnung, LGBI.
6440/1
• Nach umfangreichen Verhandlungen
Bund/Land/EU Lösung der Kostentra-
gungsfrage Bund/Land/EU im Zusam-
menhang mit der Vermeidung von BSE
auf Grund einer Entscheidung der EU-
Kommission

Probleme 2001

Durch die Ostöffnung vermehrt Anträge
von Staatsangehörigen der GUS-Staa-
ten, welche umfangreiche Ermittlungs-
verfahren wegen Gefährdung staatspo-
litischer Interessen notwendig machen.

Ziele 2002

Weiterhin optimale Koordination mit
Bundesbehörden (Bundesministerium
für Inneres, Sicherheitsdirektion) sowie
den anderen Bundesländern zum The-
menbereich Gefährdung staatspoliti-
scher Interessen.

Ziele 2002

• Klärung eines allfälligen Novellie-
rungsbedarfes im NÖ Tierzuchtgesetz
unter Beachtung europarechtlicher Vor-
gaben
• Erlassung der Verordnung über Leis-
tungsprüfungen und Zuchtwertfeststel-
lung
• Weiterhin enge Kooperation mit der
Tierzuchtbehörde I. Instanz (NÖ Lan-
des-Landwirtschaftskammer) in allen
tierzuchtrechtlichen Belangen
• Abschluss des Beschwerdeverfah-
rens vor der Europäischen Kommission
im Interesse der NÖ Imker
• Abschließende Behandlung der An-
träge um Neuzulassung von Reinzucht-
belegstellen
• Abklärung des Novellierungsbedar-
fes im NÖ Bienenzuchtrecht auf Grund
von Anregungen
• Abschluss der anhängigen Verfahren
nach dem NÖ Tierzuchtgesetz

Ziele 2002

• Novelle der NÖ Tierkörperbeseiti-
gungsverordnung, LGBI. 6440/1
• Novelle der Fleischuntersuchungsge-
bührenverordnung, LGBI. 6401/1
• Novelle der NÖ Dasselbeulenverord-
nungVeterinär-

angelegenheiten

Auf diesem Rechtsgebiet wird die Abtei-
lung in Angelegenheiten der Vollziehung
und Legistik (Durchführungsverordnun-
gen) insbesondere des Tierseuchenge-
setzes, RGBl. Nr. 177/1909 in der Fas-
sung BGBl. I Nr. 98/2001, des Fleischun-
tersuchungsgesetzes, BGBl. I Nr. 522/
1982 in der Fassung BGBl. Nr. 73/2001,
Geflügelfrischfleisch-Hygieneverordnung,
BGBl. II Nr. 188/1998, Frischfleisch-Hygi-
eneverordnung, BGBl. II Nr. 321/2001,
Einfuhr- und Binnenmarktverordnung
1996, BGBl. 647/1996, dem IBR/IPV-Ge-
setz, BGBl. Nr. 636/1989, der Vollzugsan-
weisung betreffend die Verwertung von
Gegenständen animalischer Herkunft in
Tierkörperverwertungsanstalten (Tierkör-
perverwertung), StGBI. Nr. 241/1919 in
der Fassung BGBl. Nr. 98/2001, und des

Angelegenheiten der
Tierzucht

Der Abteilung obliegt die Legistik und
Vollziehung des NÖ Tierzuchtgesetzes,
LGBI. 6300, des NÖ Bienenzuchtgeset-
zes, LGBI. 6320, und der auf Grund die-
ser Gesetze erlassenen Verordnungen
neben der NÖ Landes-Landwirtschafts-
kammer.

Landarbeitsrecht

Auf diesem Rechtsgebiet wird die Abtei-
lung vorwiegend legistisch tätig. Es ob-
liegt ihr die Erarbeitung von Gesetzes-
entwürfen in Ausführung des Landar-

Schwerpunkte 2001

• Abschlussarbeiten zur Erstellung ei-
nes Entwurfes einer Verordnung über
LeTstungsprüfungen und Zuchtwertfest-
stellung
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Schwerpunkte 2001

• Novellierung der NÖ Pflanzenschutz-
verordnung, LGBI. 6130/1, im Hinblick
auf Feuerbrand
• Novellierung des NÖ Kulturpflanzen-
schutzgesetzes, LGBI. 6130, als Aus-
führung eines neu erlassenen Grund-
satzgesetzes des Bundes

beitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287/1984
in der Fassung BGBl. I Nr. 104/2001, so-
wie anderer diesen Bereich berühren-
den Rechtsvorschriften. Ferner fällt in
den Aufgabenbereich der Abteilung die
Abgabe von Stellungnahmen sowie die
Erstattung von Berichten zu internatio-
nalen Übereinkommen auf dem Gebiet
des Landarbeiterrechtes sowie des
Schutzes land- und forstwirtschaftlicher
Dienstnehmer. Schließlich ist bei der Ab-
teilung eine Gleichbehandlungskommis-
sion errichtet, die sich mit allen die Dis-
kriminierung weiblicher oder männlicher
Dienstnehmer bei der Festsetzung des
Entgeltes, bei der Gewährung freiwilli-
ger Sozialleistungen, die kein Entgelt
darstellen, sowie bei Maßnahmen der
Aus- und Weiterbildung auf betriebli-
cher Ebene, beim beruflichen Aufstieg,
insbesondere bei Beförderungen, bei
den sonstigen Arbeitsbedingungen und
bei die Beendigung des Dienstverhält-
nisses betreffenden Fragen zu befassen
hat.
Auf Grund der NÖ Landarbeitsordnung
1973, LGBI. 9020, ist bei der Abteilung
eine Obereinigungskommission einge-
richtet. Diese hat vorwiegend die Regis-
trierung und Kundmachung der hinter-
legten Kollektivverträge sowie deren
Abänderung oder Verlängerung zu be-
sorgen. Weiters hat sie den für Arbeits-
und Sozialrechtssachen zuständigen
Gerichtshöfen eine Ausfertigung des
Kollektivvertrages mit Angabe des
Kundmachungsdatums und der Katas-
terzahl zu übermitteln.

Angelegenheiten des
Futtermittelrechtes

Mit 24. Juli 1999 ist das Futtermittelge-
setz 1999 (FMG 1999), BGBl I
Nr. 139/1999, in Kraft getreten. Durch
diese Neuerlassung verbleibt dem Lan-
deshauptmann lediglich die Kontrolle
des Verfütterns, wobei die Pflichten und
Befugnisse der Aufsichtsorgane ausge-
weitet wurden (z. B. Möglichkeit der Be-
schlagnahme).

Schwerpunkte 2001

Die Kontrolle der Verfütterung verblieb
auch mit Inkrafttreten des FMG 1999 bei
den Amtstierärzten der Bezirksverwal-
tungsbehörden.

Probleme 2001

Mit dem Inkrafttreten des FMG 1999 sind
die Probleme bei der Vollziehung deutlich
geringer geworden. Durch den ersten
BSE-Fall in NÖ kam es zu einer Intensivie-
rung der Kontrollen der Verfütterung.

Ziele 2002

Erhöhte Wachsamkeit in Bezug auf die
Verfütterung (Tiermehlfütterungsverbot
im Hinblick auf BSE).

Angelegenheiten des
Pflanzenschutzes, des
Pflanzgutes und der
Pflanzenschutzmittel
Mit dem Pflanzenschutzgesetz 1995,
BGBl. Nr. 532/1995, in der Fassung
BGBl. I Nr. 109/2001, unter Umsetzung
der Richtlinie 77/93/EWG wurden dem
Landeshauptmann verschiedene Voll-
zugsaufgaben - wie Registrierung und
Kontrolle der Betriebe bei Verbringung
von Pflanzen in die EU, Drittlandexporte
- übertragen. Diese Aufgaben sind ent-
sprechend den Möglichkeiten dieses
Gesetzes an die Landes-Landwirt-
schaftskammer übertragen worden. Die
Letztkontrolle verbleibt beim Landes-
hauptmann. Die Vollziehung hinsichtlich
des Pflanzgutgesetzes 1997, BGBl. I
Nr. 73/1997, in der Fassung BGBl. I
Nr. 109/2001, verläuft weitgehend paral-
lel zum Pflanzenschutzgesetz 1995.
Hinsichtlich des NÖ Kulturpflanzen-
schutzgesetzes 1978, LGBI. 6130, und
der NÖ Pflanzenschutzverordnung,
LGBI. 6130/1, und dem Gesetz über die
Verwendung von Pflanzenschutzmitteln
in der Landwirtschaft, LGBI. 6170, ist
die Abteilung hauptsächlich legistisch
und in juristischer Beratung des amtli-
chen Pflanzenschutzdienstes (NÖ Lan-
des-Landwirtschaftskammer) tätig.

Probleme 2001

• Aufbau eines kostenintensiven Über-
wachungssystems im Hinblick auf Feu-
erbrand
• Auftreten des ersten Feuerbrandbe-
falles in NÖ
• Auftreten von Ringfäule bei Kartoffeln
• Kostenfrage hinsichtlich Monitoring-
maßnahmen auf Grund von EG-Richtlini-
en
• Gestaltung eines Sachkundenach-
weises für die Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln in der Landwirtschaft
• Kontrollen der Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln in der Landwirtschaft

Ziele 2002

• Anpassung und Weiterführung des
Bekämpfungssystems hinsichtlich Feu-
erbrand
• Erarbeitung von Entschädigungs-
richtlinien im Hinblick auf Schädlingsbe-
fall (Feuerbrand, Ringfäule)
• Novellierung des Landesgesetzes
über die Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln in der Landwirtschaft,
6170-1, auf Grund bundesgesetzlicher
Vorgaben

Schwerpunkte 2001

• Ausarbeitung einer umfangreichen
Novelle der NÖ Landarbeitsordnung
1973 unter Einbeziehung einer NÖ Ar-
beitsgruppe mit Vertretern der Arbeitge-
ber, der Arbeitnehmer, AUVA sowie SVB
in Ausführung der letzten drei Novellen
zum Landarbeitsgesetz 1984, Be-
schlussfassung durch den NÖ Landtag
im November 2001
• Vorbereitung von Verordnungen auf
Grund der NÖ Landarbeitsordnung
1973 unter Einbeziehung einer länder-
übergreifenden Arbeitsgruppe unter
Mitarbeit der AUVA, SVB sowie von Ar-
beitgeber- und Arbeitnehmervertreter
• Berichte über die praktische Anwen-
dung von EG-Arbeitnehmerschutzrichtli-
nien und im Rahmen der Europäischen
Sozialcharta
• Registrierung und Hinterlegung von
Kollektivverträgen

Ziele 2002

Erstellung von Verordnungsentwürfen
zur NÖ Landarbeitsordnung 1973 be-
treffend den Dienstnehmerschutz unter
Einbeziehung der genannten Arbeits-
kreise.

Angelegenheiten des
Bodenschutzes und
der Kreislaufführung
von bestimmten
Abfallstoffen

Auf der Grundlage des § 7 Abs. 12 des
Abfallwirtschaftsgesetzes, BGBl. 325/
1990 in der geltenden Fassung, erließ
der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft eine Verordnung über die Quali-
tätsanforderungen an Komposte und Er-
den aus Abfällen sowie die im Falle ei-
nes Inverkehrbringens einzuhaltenden
Kennzeichnungsvorschriften. Vom Bund
geregelt wird jedoch nicht die Anwen-
dung der Komposte, da die Anwendung
von Komposten in die Bodenschutz-
kompetenz der Länder fällt.
In diesem Zusammenhang erscheint es
in Niederösterreich sinnvoll, unter Be-
rücksichtigung der lokalen Gegebenhei-
ten, insbesondere auch in Hinblick auf
Klärschlämme, eine Neuregelung für
solche Komposte und Klärschlämme zu
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erlassen, die direkt per schriftlichem
Vertrag an einen Anwender abgegeben
bzw. auf Feldern aufgebracht werden
sollen, über die der Komposthersteller
das Verfügungsrecht besitzt. Diese Re-
gelung soll garantieren, dass in NÖ er-
zeugte Komposte und Klärschlämme
weiterhin nach den vom Land vorgege-
benen Qualitätskriterien und Beschrän-
kungen auf den heimischen, landwirt-
schaftlichen Flächen aufgebracht und
damit in den Verwertungskreislauf ein-
gebracht werden können.

El
Schwerpunkte 2001

Probleme 2001

• Für die Forcierung von Projekten im
Bereich Bodenschutz fehlt in Nieder-
österreich nach wie vor das notwendige,
qualifizierte Personal und die finanzielle
Ausstattung. Die Bearbeitung des lang-
fristig wichtigen, aber anspruchsvollen
und zeitintensiven Bereiches Boden-
schutz musste bedauerlicherweise auf
Grund der Einsparungen bei den rechts-
kundigen Sachbearbeitern immer wieder
zugunsten der zahlreichen Berufungs-
verfahren hintangestellt werden und ist
über Konzepte nicht hinausgekommen.
• Offene Umsetzung des Protokolls
„Bodenschutz" der Alpenkonvention,
die bereits 2002 ratifiziert werden soll
und damit für Niederösterreich geset-
zesändernden oder gesetzesergänzen-
den Charakter erhält.

Ziele 2002

• Erlassung neuer Regelungen im Be-
reich Bodenschutz analog zu den Ände-
rungen auf Bundesebene
• Bewusstseinsbildung im Bereich Bo-
denschutz
• Erarbeitung von Strategien zur Redu-
zierung der Umsetzungsdefizite im Be-
reich Alpenkonvention

Angelegenheit der
Kammern

Landes-Landwirtschaftskammer

Schwerpunk te  2001

Gänzliche Neufassung der Verordnung
über den örtlichen Wirkungsbereich der
Bezirksbauernkammer, LGBI. 6000/1

Landarbeiterkammer

Schwerpunk te  2001

• Novelle des NÖ Landarbeiterkam-
mergesetzes, LGBI. 9000
• Novelle der NÖ Landarbeiterkammer-
Wahlordnung, LGBI. 9005
• Verordnung über die Wahlausschrei-
bung
• Vorbereitung der NÖ Landarbeiter-
kammerwahl 2002

Z ie le  2002

Durchführung der Landarbeiterkammer-
wahl 2002

• Mitwirkung an der Verhandlung und
Ausarbeitung von Landesregelungen im
Kompost- und Klärschlammbereich
• Mitarbeit bei den Bodeninformations-
systemen BORIS INFO und BORIS EX-
PERT des Umweltbundesamtes als Da-
teneigentümer und Mitglied des Benut-
zerbeirates
• Koordinierung der Vergabe von Zu-
griffsberechtigungen für die Benutzer
von BORIS EXPERT für Niederösterreich

Abteilung Landwirtschaftliche Bildung

Landwirtschaftliche
Berufs- und
Fachschulen

Schwerpunkte 2001

Reform des Modu l s  1

Auf Grund der derzeit hohen Belastung
der Schüler hinsichtlich Gesamt-Wochen-
stunden, der Zahl der Gegenstände und
Prüfungen sowie der schwierigen Ver-
gleichbarkeit der Stundentafeln je Schule
und der scheinbaren Flexibilität der Stun-
dentafeln wurde eine Reform des Modul 1
mit folgenden Eckpunkten begonnen:
• Betonung der organisatorischen und
kommunikativen Fähigkeiten
• Betonung der Kulturtechniken
• 36 statt 38 Wochenstunden
• weniger Gegenstände und weniger
Prüfungen
• Schaffung der drei Gegenstandsfel-
der „Persönlichkeitsbildung", „Unter-
nehmerische Bildung" und „Fachspezifi-
sche Bildung"
• Betonung von Englisch
• ausreichende Flexibilität in der Fach-
theorie

• Schwerpunktfach bereits im ersten
Schuljahr
• Sicherung des Praktischen Unter-
richts

Schu l t eams  und Schu l ve rbände
Die begonnene Arbeit an den inneren
Strukturen der Landwirtschaftlichen
Fachschulen wird intensiv weiterver-
folgt. Entsprechend der Planung wur-
den von einer Arbeitsgruppe Qualitäts-
sicherungsstandards entwickelt. Ergän-
zend dazu wurden bei Schulklausuren
die Organigramme überarbeitet. Die im
Vorjahr gestalteten Schulverbände wur-
den auf ihre Praxistauglichkeit über-
prüft. Hierbei hat sich leider gezeigt,
dass die derzeitige Einteilung in sechs
Verbände nicht sehr praktikabel ist. Eine
Anpassung erscheint daher im kom-
menden Jahr zweckmäßig.

I n fo rma t i ons techno log ie -
O f fens i ve
Neben der Bemühung, die Informations-
technologie-Ausstattung der Schulen zu
verbessern, wurden einige Standorte
als Testcenter zertifiziert. Im Qualifizie-
rungsbereich wurde ein Weiterbildungs-
schwerpunkt geschaffen. Bis zum Ende

des Kalenderjahres 2002 sind alle Leh-
rer aufgefordert, den Europäischen
Computerführerschein (ECDL) zu erwer-
ben. Hiefür wurden 30 Mitarbeiter zu
Prüfern für den Europäischen Compu-
terführerschein ausgebildet.

Leh re rbeso ldung
Seitens des Bundesgesetzgebers wur-
den tief greifende Änderungen im
Dienstrecht durchgeführt. Dies erforder-
te auch eine grundlegende Überarbei-
tung der Verwaltungsinstrumente in die-
sem Bereich. Als Datengrundlage für
die Besoldung der Lehrkräfte wurde da-
her ein neues Arbeitserfassungssystem
mit dem Arbeitstitel „LDL" („Lehrer-
dienstleistung") entwickelt.

Cash -Poo l i ng
An allen Landwirtschaftlichen Fach-
schulen wurde ab 2001 ein zentrales
Hauptkonto bei der Raiffeisen-Landes-
bank eingeführt.

P ro f i l i e rung  der Schu l s tando r te
Die Profilierung und Spezialisierung der
Lehr- und Versuchsbetriebe wird gemäß
dem vorliegenden Konzept weiterentwi-
ckelt, um die von den Landwirten und
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• Schaffung neuer Personalentwick-
lungsinstrumente (Datenbanken)
• Anpassung der Schulverbände
• Absolvierung des Europäischen
Computerführerscheins (ECDL) durch
alle Lehrkräfte
• Verstärkte Qualitätssicherungsmaß-
nahmen

netpflanzenschutzwarndienst flächen-
deckend bei Kartoffeln im Zuge des
Phytophthorawarndienstes angeboten;
dieser erfolgte gemeinsam mit der NÖ
Landes-Landwirtschaftskammer. Ab
2002 ist eine Zusammenarbeit zusätz-
lich mit dem Bundesamt und For-
schungszentrum für Landwirtschaft
(Wien-Hirschstetten) geplant.
Getestet und angewendet wurden neue
Prognosemodelle, die einen exakteren
Fungizideinsatz gegen die Kraut- und
Knollenfäule der Kartoffeln ermöglichte.
Die Ergebnisse waren Erfolg verspre-
chend, so dass eine Weiterführung
2002 beabsichtigt ist. Für 2002 ist auch
ein Weizen-Krankheitsmonitoring ge-
plant, weil 2001 zahlreiche Krankheiten
aufgetreten sind, die zu hohen Ertrags-
einbußen geführt haben.
Alle Versuche werden erstmals ge-
schlossen im Internet unter http://
www.lako.at publiziert.
Großes Augenmerk wurde auf die nach-
haltige Landbewirtschaftung gelegt.
Erosionsschutz, reduzierte Bodenbear-
beitungsmethoden, Erhöhung der biolo-
gischen Aktivität im Boden, ein Pestizid-
reduktionsprogramm wurden ebenso
betrieben wie der Einsatz nachwach-
sender Rohstoffe zur CO2-Reduktion un-
tersucht. Der Einsatz heimischer Futter-
mittel in der Rindermast wird an
2 Standorten intensiv untersucht. Frei-
landtierhaltung mit Schweinen und
Mastrindern wird an 3 Standorten getes-
tet, die Ergebnisse sind viel verspre-
chend, die Fleischqualität hervorra-
gend, was sich in einem reißenden Ab-
satz widerspiegelt.
Im Weinbau werden Minimalschnittme-
thoden in Hinblick auf eine Vollmechani-
sierung geprüft. Im Ackerbau werden
neue Pflanzenschutzmittel getestet, um
praktische Anwendungsempfehlungen
an die Bauern weitergeben zu können.
Auch die landeseigene Saatzucht Edel-
hof kann 2001 auf große Erfolge zurück-
blicken: Zwei neue Sorten wurden in das
österreichische Zuchtbuch eingetragen
(die Sommergerstensorte Estonia und
der Qualitätswinterweizen Edison). Mit
Edison ist es erstmals gelungen, eine
konkurrenzfähige Qualitätsweizensorte
zu züchten, die voraussichtlich eine der
Hauptsorten des Vertriebspartners RWA
(Raiffeisen Ware Austria) werden wird. Ei-
ne Positionierung der Sorte in den EU-
Beitrittsländern ist geplant.

Leg i s t i k
Im legistischen Bereich wurde vor allem
die Umstellung auf den Euro durchge-
führt (in vier Gesetzen und drei Verord-
nungen).

Ziele 2002
• Neuformulierung der Lehrpläne auf
Grundlage der Änderungen im Modul 1
• Erarbeitung von Fertigkeitenkatalo-
gen für den Praktischen Unterricht

der Interessenvertretung geforderte Pro-
fessionalität zu ermöglichen. Weiters ist
über Kooperationen mit agrarischen In-
stitutionen und Landwirten der letzte
Stand des Wissens in Produktion, Ver-
edelung und Vermarktung anzubieten.
Das bedeutet die Hereinnahme und Ein-
beziehung von Gemeinschaften und
Partnerschaften in die Schulen und
Lehrwerkstätten zwecks Demonstration
eines zeitgemäßen Angebotes landwirt-
schaftlicher Erwerbsmöglichkeiten und
Aufgabenstellungen.
In Gießhübl wurde bezüglich eines
Zuchtschweinestalles ein Kooperations-
vertrag abgeschlossen. Der Agrarclus-
ter an der Landwirtschaftlichen Fach-
schule Mistelbach wurde fertig gestellt
und im Frühjahr 2001 eröffnet.
Die meisten Schulstandorte haben das
Jahr 2001 genutzt, durch interne Weiter-
bildungsmaßnahmen das Know-how der
Lehrer und Wirtschaftsbediensteten auf-
zurüsten und auf die Profilierung hinzu-
führen. In diese Weiterbildungsmaßnah-
men wurden verstärkt externe Fachkräf-
te als Vortragende miteinbezogen, so
z. B. von der Bundesanstalt für alpenlän-
dische Landwirtschaft Gumpenstein und
der Universität für Bodenkultur.

Baumaßnahmen
Neben kleineren Baumaßnahmen (wie
diverse Brandschutzmaßnahmen) befin-
den sich zwei größere Projekte in der Um-
setzungsphase: An der Landwirtschaftli-
chen Fachschule Hohenlehen wird das
Kursstättengebäude mit einem Werkstät-
tenzubau versehen und im Internat wer-
den die Zimmer saniert; an der Landwirt-
schaftlichen Fachschule Gießhübl wird
das Schulgebäude ausgebaut. In der
Landwirtschaftlichen Fachschule Ga-
ming wird das Dachgeschoss erweitert.

Ve rmark tung
Neben der gemeinsamen Weinmarke
CAMPUS wird von den Landwirtschaftli-
chen Fachschulen auch die gemeinsa-
me Edelbrandmarke AMBIENTE ange-
boten. Diese Marketingkonzepte sind
ein unterrichtliches Vorzeigemodell und
können auf einige Verkaufserfolge ver-
weisen. Ein internes Controllingsystem
garantiert eine hohe Produktqualität. Um
das Weinmarketing zu forcieren, wurde
von den Landesweingütern die „Mistel-
bacher Weindeklaration" beschlossen.
Diese sieht 3 Landescuvees (Grüner
Veltliner, Weißer Burgunder und Rot-
weinlinie) vor, um Trauben- und Fass-
weinverkäufe zu minimieren und damit
die Wertschöpfung zu erhöhen.

Ve rsuchswesen
Der überregionale Einsatz von geschul-
ten Bediensteten und Spezialgeräten im
Feldversuchwesen wurde weiter for-
ciert, um die Arbeitsqualität zu verbes-
sern und um Kosten einzusparen.
Erstmals wurde interessierten Landwir-
ten in der Anbausaison 2001 ein Inter-

Landwirtschaftliche
Koordinationsstelle für
Bildung und Forschung
(LAKO)

Schwerpunkte 2001

I nnova t i onen  im Ve rsuchswesen

Wie auch in den letzten Jahren wurde
großer Wert darauf gelegt, über die den
landwirtschaftlichen Fachschulen ange-
schlossenen Lehr- und Versuchsbetrie-
be Lehrer und Schulsystem an den Fra-
gen der Praxis auszurichten und damit
stetig zum letzten Stand des Wissens
hinzuführen. Das Versuchswesen hat
ein überschulisch koordiniertes Pro-
gramm mit bereits sehr stark ausgebau-
ten Schwerpunkten in Pflanzenbau und
Weinbau mit Kellerwirtschaft. Dazu kom-
men erste zusätzliche Programme für
Tierzucht und Grünlandfragen. Darüber
hinaus gibt es Versuche zu Umweltpro-
blemen und Fragen von umweltscho-
nenden Wirtschaftsweisen (z. B. Ero-
sion, Grünbrachemanagement, Ökologi-
sche Wirtschaftsweisen usw.). Dabei
gibt es sehr starke Schnittstellen mit an-
deren Institutionen wie NÖ Landes-
Landwirtschaftskammer, Raiffeisen Wa
re Austria, Universität für Bodenkultur
und Veterinärmedizinische Universität
Wien.
2001 wurde auch von der LAKO eine
bundesweite Lehrerfortbildungstagung
zum Thema „Nachhaltige Landbewirt-
schaftung durch Schutz vor Bodenero-
sion“ in Tulln abgehalten. Dabei wurde
von Herrn Landesrat Dipl. Ing. Josef
Plank auch ein neuer Lehrfilm zu die-
sem Thema im Zuge einer Pressekonfe-
renz präsentiert.
Eine stete Weiterbildung des im Ver-
suchswesen tätigen Personals wurde in
allen Produktionsbereichen intensiv be-
trieben. Das Interesse der Mitarbeiter ist
ebenso groß wie deren Motivation, nicht,
nur Vorzeigebetriebe zu führen, sondern
auch innovative Neuerungen einzufüh-
ren bzw. zu testen.

E rwachsenenb i l dung

Der Bereich Erwachsenenbildung konn-
te in Zusammenarbeit mit den Bildungs-
trägern LFI und Landimpulse intensiviert
werden. Die Steuerung über Förde-
rungsmitteln aus Art. 9 der Verordnung
über die Förderung der Entwicklung des-
ländlichen Raums hat groß angelegte
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Bildungsoffensiven ausgelöst. Schwer-
punkt war dabei die Ausbildung im EDV-
Bereich über den Europäischer Compu-
terführerschein (ECDL), Ausbildung auf
speziellen Agrar-Software-Programmen,
Unternehmensführung, Bäuerlicher Fa-
milienbetrieb, Kooperationen, Bioland-
bau und Professionalisierung.
Zur Kerntätigkeit der LAKO zählt die Or-
ganisation von Fachtagungen, die sich
mit Fragen der Produktionstechnik in
den verschiedenen Landwirtschaftsbe-
reichen auseinander setzen.
In den letzten Jahren wurde sehr kon-
zentriert am Beratungsschwerpunkt
„Bauernzukunft“ gearbeitet. Diese Vor-
trags- und Seminararbeit beinhaltet die
ganzheitliche Weiterentwicklung der
bäuerlichen Betriebe in Niederöster-
reich. Dieses Bildungskonzept wurde
mit dem Schwerpunkt Professionalität
ergänzt und weitergeführt.

Europä ische B i l dungs in i t i a t i ven
• Leonardo da Vinci Mobilitätsprojekt
„Agrocom": Dieses Projekt befasst sich
mit dem Einsatz moderner Informations-
technologie im Unterricht und in der Be-
ratung. 36 Teilnehmer aus allen Bundes-
ländern waren in 14 EU-Ländern unter-
wegs. Organisiert wird dieses Pro-
gramm von LAKO-Mitarbeitern über die
EUROPEA Austria.
• Auch das Projekt „Agra Study“ wird
von 22 Lehrerinnen und Lehrern aktiv
mitgestaltet.
• Teilnahme von Landwirtschaftlichen
Fachschulen am internationalen Tierbe-
urteilungswettbewerb und erstmals
auch sehr erfolgreich am Internationa-
len Weinwettbewerb anlässlich der
Landwirtschaftsmesse in Paris.
• Vorbereitender Besuch - in Form ei-
nes Seminars - für ein COMENIUS The-
matisches Netzwerk RUDEEX - Rural
Development through Educational Ex-
changes - mit Teilnahme von 7 Länder-
vertretern sowie Entwicklung des Pro-
jektes ERDE mit insgesamt 6 Schulen
aus 3 Ländern, darunter auch eine
Schule aus Tschechien.
• ACTS 2005, Baltikumprojekt: Interna-
tionale Zusammenarbeit von Lehrern in
7 Fachbereichen.
• Ostöffnung: Unter Organisation der
LAKO wurden an Schulstandorten die
Kontakte zu bäuerlichen Genossen-
schaften und Bildungseinrichtungen in
Tschechien, der Slowakei, Kroatien, Ju-
goslawien, Ungarn, Rumänien und Po-
len intensiviert bzw. neu aufgebaut. Vor
allem im Rahmen des AAC (Austrian
Agriculture Cluster) etabliert sich die
LAKO als internationaler Bildungspart-
ner und kooperiert sehr eng mit Öster-
reichischen Industrie- und Handelsun-
ternehmen sowie Tierzuchtverbänden.
Die fachliche Kompetenz der Landwirt-
schaftlichen Fachschulen wird in Form
von Weiterbildungsanboten genutzt.
Studentinnen aus Rumänien wurden bei
ihren Bildungsaufenthalten in Österreich

fachlich und materiell unterstützt. Auch
westeuropäische Länder wie Schweden
und Deutschland sind in diese Projekte
miteingebunden.

Pub l i ka t i onen
Seitens der LAKO werden jährlich Bera-
tungsunterlagen in Zusammenarbeit mit
anderen fachlich relevanten Stellen ver-
öffentlicht:
• Versuchsberichte samt Weinbau-Ver-
suchsbericht
• Broschüre, Lehrfilm und CD-Rom
„Erosionsschutz in der Landwirtschaft“
• Broschüre „Faktor Mensch - Baustei-
ne einer neuen bäuerlichen Professiona-
lität“ mit kompetenten internationalen
und nationalen Autoren
• Neuauflage der Broschüre „Bäuerli-
che Kooperationen in der Land- und
Forstwirtschaft" mit 20 praktischen Pro-
jekten
• Broschüre „Lebensqualität - Schulen
als Kompetenzzentren für Gesundheit
und Lebensqualität“
• Bildungsjournal: halbjährlich erschei-
nende Mitarbeiterzeitung für die Land-
wirtschaftlichen Schulen
• Projektwochenmappen für Lehrer und
Schüler: Unterrichtsunterlage für die
Projektwochen an den landwirtschaftli-
chen Fachschulen
• Broschüre „Die Internet-Fibel -
Schnelles Basiswissen für Web-Einstei-
ger“

5b -Ak t i v i t ä ten
Die LAKO-Mitarbeiter waren für 5b-Vorha-
ben im Bereich der Weinvermarktung, Be-
ratung, Bildung, Forschung sowie der
technischen Hilfe als Sachverständige für
die Prüfung der Abschlussberichte tätig.
Dieses Programm ist nach Durchfüh-
rung der Abrechnungen Mitte 2001 aus-
gelaufen und konnte erfolgreich und
zeitgerecht abgeschlossen werden.

Be ru f sb i l dungs fö rde rung
Dieses Programm hat im Kalenderjahr
2001 erstmals voll gegriffen, wobei ein
Fördervolumen von 1,7 Mio. € umge-
setzt werden konnte: Im Bereich der
Veranstaltungsförderung wurden 104
Bildungsveranstaltungen mit 1,2 Mio. €
gefördert und im Bereich der Teilneh-
merförderung 3.074 Kursteilnehmer mit
0,5 Mio. €
Für die Begutachtung der Bildungspro-
jekte wurden vom Sachverständigen-
gremium regelmäßige Sitzungen abge-
halten.

Pro jek te
Schwerpunkt im abgelaufenen Jahr war
der Start des Projektes LEBENSQUALI-
TÄT. Dabei soll vor allem eine Sensibili-
tät der Konsumenten für den Ländlichen
Raum und die Nahrungsmittelsicherheit
österreichischer Produkte hervorgeho-
ben werden.
Weiters gab es 2001 zwei große Ereig-
nisse:

• die BauernHochzeit am Edelhof bei
Zwettl mit über 5000 Besuchern und
• die Wellnessmesse in Wiener Neu-
stadt mit Präsentationen mehrerer Fach-
schulen mit über 2000 Besuchern.
Beide Projekte standen zusätzlich unter
der Devise einer Sensibilisierung des
Themas EU und EU-Erweiterung für die
landwirtschaftlichen Schüler. Das Publi-
kum wurde eingeladen, seine Meinung
über die EU auf Plakatpapier niederzu-
schreiben; so entstand der „Längste
Brief nach Brüssel“, der von den Schul-
sprechern aller Fachschulen im De-
zember 2001 an Agrarkommissar Dr.
Franz Fischier in Brüssel übergeben
wurde.

Leh re rwe i t e rb i l dung

• Planung und Durchführung von 44
Fort- und Weiterbildungsveranstaltun-
gen für Lehrer und Berater
• Planung und Durchführung der Wei-
terbildungstage anlässlich der Sommer-
bildungswoche in der letzten Woche der
Sommerferien in Langenlois
• Kontakte zur Pädagogischen Akade-
mie zur Vorbereitung von Bildungsko-
operationen

Ziele 2002

• Modul 2: weitere Professionalisierung
des Moduls 2 im Bereich der Fachschu-
len und Verbreitung über das Internet
• Modul 1: Mitarbeit an der Reform der
Lehrpläne des Moduls 1
• Projekt Lehrerzukunft: Die LAKO will
gemeinsam mit den Lehrern an der Be-
wusstseinsbildung ihres Berufsbildes
arbeiten und dabei sowohl den pädago-
gischen Auftrag als auch die Bedeutung
der Weiterentwicklung des ländlichen
Raumes in den Mittelpunkt stellen.
• Osterweiterung: Intensivierung der
Kontakte mit Bildungseinrichtungen der
EU-Beitrittskandidaten samt Schulung
von Beratern, Studenten und Schülern
aus anderen Ländern
• Schulen als Kompetenzzentren für
Gesundheit und Lebensqualität: Dies ist
ein Projekt für die Bewusstseinsbildung
sowie Information über Produktionswei-
sen und die ganzheitliche Sicht ökologi-
scher Kreisläufe.
• Ausrichtung eines Europäischen
Forst-Wettbewerbes: Euro-Jack ist ein
europaweites Forstprojekt.
• Tierschutzrichtlinien ernst genom-
men: Eine Broschüre für tiergerechten
Stallbau soll Antworten auf die vielfälti-
gen neuen Fragen zu diesem Thema lie-
fern.
• BauernHochzeit (Wien), Wellness-
messe (Wiener Neustadt) und Ab-Hof-
Messe (Wieselburg): Diese Veranstal-
tungen mit unseren Fachschulen sollen
Lebensqualität und die Bedeutung der
Landwirtschaft konsumentenorientiert
veranschaulichen.
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(u. a. Landesrundwanderweg), Moun-
tainbike-Wegenetz, ARGE Weinstraße,
Beschilderung Wander- und Radwege

Organisatorische Fragen 2001

Durch den Wechsel von LH-Stv. Mag.
Karl Schlögl zu LH-Stv. Heidemaria
Onodi konnten für die Arbeit des Fonds
wesentliche Entscheidungen erst . im
zweiten Halbjahr 2001 getroffen werden.
Dies betrifft insbesondere die Neube-
stellung des Fachbeirats durch die Lan-
desregierung. Wichtigste Zielsetzung
dabei war die Reduktion der Beiratsmit-
glieder auf die für das Fondsgeschehen
relevanten Dienststellen und Institutio-
nen (Verringerung auf 15 Mitglieder).
Weiters wurde eine Reduktion der Ent-
scheidungsebenen im Landschafts-
fonds beschlossen: Die Arbeitskreislei-
ter wurden nicht mehr neu bestellt, und
die Aufgaben des bisherigen Koordina-
tionskreises übernimmt im Bedarfsfall
der Arbeitskreis Neu bei der Geschäfts-
stelle.

Förderungsschwerpunkte

Im Jahr 2001 sind die Förderungs-
schwerpunkte in folgenden Bereichen
gelegen (Gliederung nach Projektty-
pen):
• Artenschutz. Artenschutzprojekte
(Braunbär, Greifvögel und Eulen, Fisch-
otter, Großtrappe, Sakerfalke, Steinkauz
und Triel), Natura-2000-Management,
Erhebung der Naturdenkmäler in Nie-
derösterreich
• Landschaftsgestaltung. Landent-
wicklung Sieghartskirchen, Hecken-
markt, Wildökolandaktion des Landes-
jagdverbandes, Leitsystem St. Peter in
der Au (Fortsetzung), Neuanlage von
Landschaftselementen durch Obst-
baum- und Heckenpflanzungen, mehre-
re Schaugärten wie Konsumenteninfor-
mationszentrum Tullnerbach (KIZ)
• Landschaftspflege. Schutz der alten
Baumbestände, Erhaltungs- und Pflege-
maßnahmen bei verschiedenen Natur-
denkmälern, vier Kulturlandschaftpro-
jekte, 18 Pflege- und Erhaltungskonzep-
te zur Umsetzung des Programms
„Wertvolle Flächen"
• Umweltschonende Wirtschaftswei-
sen. Mehrere Landentwicklungs- und
Alm- und Weidelandprojekte, Projektab-
wicklung Ökopunkte, Weideland im
nördlichen Niederösterreich, Klima-
büqdnisprojekt „Schule und Region"
• Wald. Einzelschutzmaßnahmen bei
seltenen Baumarten (Tannenförderung),
Birkwildprojekt im Waldviertel, Sanie-
rung streugenutzter Waldbestände
• Gewässer. Neuanlage und Verbesse-
rung von Feuchtbiotopen, Machbar-
keitsstudie Retzer See, Laichplatzma-
nagement, Verbesserung der ökologi-
schen Funktionsfähigkeit am Kamp
• Touristische Einrichtungen. Öt-
scherlandsteg Kematen an der Ybbs,
Nixhöhle Frankenfels, Most 2000+, Er-
richtung von Kultur- und Wanderwegen

Weinwirtschaft
Schwerpunkte 2001

Der gelagerte Weinbestand bei den Er-
zeugern hat zum Stichtag 31. August
2001 ca. 1,3 Mio. Hektoliter - und somit
um 0,1 Mio. Hektoliter weniger als zum
selben Stichtag 2000 - betragen. Die
Weinernte 2001 hat ca. 1,55 Mio. Hekto-
liter mit guter Qualität umfasst.
Im Rahmen der Förderungsrichtlinie für
die Umstellung und Umstrukturierung im
Weinbau wurden 960 Hektar umgestellt
und ein Beitrag in Höhe von 5 Mio. €
ausgezahlt; hiebei wurde vor allem
Zweigelt (38%), Grüner Veltliner (18%)
und Rheinriesling (7%) ausgepflanzt.
Im Bereich der Förderung der Weinwirt-
schaft wurde primär der niederösterrei-
chische Beitrag zur Österreichischen
Weinmarketingservicegesellschaft
m. b. H. in Höhe von 1,47 Mio. € geleistet.

Ziele 2002

Ausgehend vom Effizienz-Projekt an
den Bezirkshauptmannschaften wird die
Vollziehung des NÖ Weinbaugesetzes
1974 und des Weingesetzes 1999 in ei-
nem Nachfolgeprojekt überprüft; dabei
sollen Mehrgleisigkeiten beseitigt, Soll-
abläufe ausgearbeitet und eine umfas-
sende IT-Unterstützung definiert wer-
den.

NÖ Landschaftsfonds
Im Jahr 2001 standen für Förderungs-
vorhaben des NÖ Landschaftsfonds
rund 4 Mio. € zur Verfügung: diese
Summe setzt sich zu rund 1,1 Mio. €
aus Budgetmitteln und zu rund
2,9 Mio. € aus der Landschaftsabgabe
zusammen.

Ziele 2002

Für das Jahr 2002 ist in erster Linie eine
weitere Konsolidierung der Finanzsitua-
tion geplant.
Inhaltlich zeigen sich zwei wesentliche
Schwerpunkte:
• Bereitstellung von Geldern zur Ab-
wicklung von kofinanzierten Program-
men z. B. im Rahmen des ÖPUL
• Durchführung von Pilotprojekten mit
innovativen Ansätzen
Darüber hinaus sind eine verstärkte Be-
wertung verschiedenster Projekttypen
nach dem Muster der Evaluierungsstu-
die über die Förderung von Stillgewäs-
sern sowie eine Kontrolle der Abbautä-
tigkeit beabsichtigt.

Abteilung Landwirtschaftsforderung

Das Land als Träger von Privatrechten ist
verpflichtet, durch Förderungsmaßnah-
men beizutragen, den Bestand und eine
zeitgemäße Entwicklung der Land- und
Forstwirtschaft in Niederösterreich, ins-
besondere in ihren Formen der Voll-, Zu-
und Nebenerwerbsbetriebe, zum Wohle
der Allgemeinheit zu sichern (§ 1 des NÖ
Landwirtschaftsgesetzes, LGBI. 6100-3).

Schwerpunkte 2001
• Koordination der Abwicklung des
Ziel-5b-Programmes (EAGFL)
• Teilnahme an zahlreichen Gesprächen
mit dem Bundesministerium für Land-

und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft und der NÖ Landes-Land-
wirtschaftskammer sowie Sicherstellung
des NÖ Landesmittelanteils
• Mitarbeit in Arbeitskreisen für das Kli-
mabündnis
• Bauberatung und Erstellung von Ent-
würfen von landwirtschaftlichen Wohn-
und Wirtschaftsgebäuden, vor allem un-
ter Berücksichtigung einer ortsbildange-
passten Baugestaltung
• Beratung hinsichtlich der Verwen-
dung von Alternativenergiequellen, der
Wärmedämmung und des Energiespa-
rens
• Teilnahme bei der Bau- und Energie-
sparmesse in Wieselburg

und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft und anderen Bundesländern
zwecks Änderung des neuen Program-
mes für die ländliche Entwicklung
• Koordination und Abwicklung des
Programmes ländliche Entwicklung
• Koordination und Abwicklung des
LEADER+ Programmes in Niederöster-
reich
• Finanzierung des bestehenden Um-
weltprogramms (ÖPUL 2000) im Rah-
men des Programms ländliche Entwick-
lung
• Ausfinanzierung der Überhänge im
Bereich der Investitionsförderung aus
der Periode 1995 bis 1999 gemeinsam,
mit dem Bundesministerium für Land-
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ten EU-Ländern erforderte es, in Öster-
reich entsprechende Maßnahmen zu
setzen. Einerseits mussten Maßnahmen
zur Abfederung des Preisverfalls ge-
schaffen werden, andererseits war es
erforderlich, die Beseitigung von Tier-
körpern der EU-Vorgabe anzupassen.
Tiermehlhältige Futtermittel mussten
entsorgt werden, und es wurde ein ge-
nerelles Verfütterungsverbot von Tier-
mehl vorgeschrieben. Daneben wurde
ein System zum Test von Schlachtrin-
dern auf BSE verpflichtend eingeführt.
Der erste BSE-Fall in Österreich, der im
Waldviertel auftrat, erforderte ebenso
ein rasches Handeln.
• Genmais-Problematik. Niederöster-
reich war von mit Genmais verunreinig-
ten Beständen am stärksten betroffen.
Die Abwicklung der Maßnahmen zur Be-
seitigung bzw. Entschädigung erforder-
ten ein kurzfristiges Handeln im Hinblick
auf den damals bevorstehenden Blüte-
zeitpunkt.
• Dürre. Der Südosten Niederöster-
reichs war von Dürreschäden beson-
ders betroffen. Hilfsmaßnahmen muss-
ten erstellt werden. Das Erreichen einer
Bundesbeteiligung war besonders
schwierig.
Alle angeführten Maßnahmen mussten
neben der laufenden Tätigkeit mit ho-
hem Arbeitsaufwand und mit unvorher-
gesehenen Schwierigkeiten durchge-
führt werden.

• Organisation und Abwicklung des
Dorfhelferinnendienstes und der sozia-
len Betriebshilfe durch den Einsatz von
Zivildienern. Erstellung einer Festschrift
anlässlich der 35-Jahr-Feier des Dorf-
helferinnendienstes in Niederösterreich.
• Förderung der Behebung von Kata-
strophenschäden im Vermögen von Pri-
vatpersonen
• Gewährung von Förderungen für un-
verschuldet in Not geratene bäuerliche
Betriebe
• Erstellung des Berichtes über die
wirtschaftliche und soziale Lage der
Land- und Forstwirtschaft in Nieder-
österreich
• Führung der administrativen Ge-
schäfte des NÖ landwirtschaftlichen
Förderungsfonds
• Abwicklung der Förderungsmaßnah-
me „Jungübernehmerförderung" und
„Wohnbau-AIK" (Ausfinanzierung)
• Abwicklung der Förderungsmaßnah-
men „Zuchtwidderankauf", „Kalbinnen-
aktion“, „Verbesserung und Sicherung
der Qualität und hygienischen Wertig-
keit von Milch und Milchprodukten" und
„Qualitätsverbesserung der NÖ-Rinder-
zucht- NÖ Genetik Programm"
• Abwicklung von Förderungen der
ECO Plus RegionalisierungsgesmbH.
• Abwicklung der Förderungsmaßnah-
me „Zuschüsse des Landes NÖ zu den
Sozialversicherungsbeiträgen für haupt-
beruflich Beschäftigte in der Land- und
Forstwirtschaft"
• Abwicklung bzw. Ausfinanzierung der
Sektorplanförderung in Niederösterreich
gemeinsam mit dem ERP-Fonds und
dem Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft
• Abwicklung von Maßnahmen im Rah-
men des nationalen Förderungspro-
gramms
• Erarbeitung der Sonderrichtlinie für
Maßnahmen zur Existenzsicherung für
durch Dürreschäden im Jahr 2001 ge-
schädigte landwirtschaftliche Betriebe
in Zusammenarbeit mit den Bundeslän-
dern Burgenland, Steiermark, Kärnten
und Tirol und dem Bundesministerium
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft
• Mitarbeit bei der Erstellung von Richtli-
nien zur Unterstützung von Maßnahmen
im Zusammenhang mit der BSE-Krise in
Zusammenarbeit mit dem Bundesminis-
terium für Land- und Forstwirtschaft, Um-
welt und Wasserwirtschaft und dem Bun-
desministerium für Soziales sowie die Ab-
wicklung dieser Maßnahmen
• Abwicklung der Entschädigung für
die Beseitigung von Genmaisbeständen

Probleme 2001
Die Probleme im Jahr 2001 entstanden
durch unvorhergesehene Ereignisse:
• BSE-Krise. Das verstärkte Auftreten
von BSE und teilweise MKS in den meis-

• Abschluss der Maßnahmen von Ziel
5b, Sektorplan, Gemeinschaftsinitiativen
und einzelbetrieblicher Investitionsför-
derung aus der Förderungsperiode
1995 bis 1999
• Förderung des Ausbaues des ländli-
chen Wegenetzes zur Verbesserung der
Infrastruktur
• Abwicklung des Programmes für die
Gemeinschaftsinitiative LEADER+

Statistik 2001

Unterstützungen zur
Verbesserung der
Produktionsgrundlagen, der
Produktivität, der Infrastruktur
und der Erhaltung der Existenz
bäuerlicher Betriebe

AIK Zinsenzuschüsse
(Wohnbau AIK)
Jungübernehmerförderung
(2%iger Zinsenzuschuss zu
einem aufgenommenen Agrar-

S 3,973.771,02

investitionskredit) -
ausbezahlte Zinsenzuschüsse
Verkehrserschiießung

S 40.188,62

ländlicher Gebiete:
Bisher ausbezahlte Landesmittel
Ausfinanzierung

s 6,000.000,—

Investitionsförderung S 181,769.000,—
Ausfinanzierung
Sektorplanförderung
und Erzeugergemeinschaften
Verarbeitung und Vermarktung

S 35,434.442,—

landw. Erzeugnisse S 4,723.177,-
Ziel 5b (EAGFL) S 85,499.079,84
Gemeinschaftsinitiativen S 4,187.471,27
Programm ländliche
Entwicklung s 69,356.000,—
Nationale Maßnahmen S 112,496.893,57

Ziele 2002
Zu den allgemeinen Zielsetzungen des
§ 1 des NÖ Landwirtschaftsgesetzes,
LGBI. 6100-3, sind folgende spezielle
Ziele zu nennen:
• Abwicklung des Programms Entwick-
lung des ländlichen Raumes
• Direktförderungen für Betriebe in be-
nachteiligten Gebieten (Berggebiet,
sonstiges benachteiligtes Gebiet und
kleines Gebiet), an denen sich auch die
EU beteiligt
• Förderung einer umweltverträglichen
Landwirtschaft durch die Maßnahmen
des ÖPUL
• Förderung von landwirtschaftlichen
Betrieben im Rahmen des einzelbetrieb-
lichen Investitionsprogramms bzw. im
Rahmen des nationalen Förderungspro-
gramms
• Verbesserung der Einkommenssitua-
tion im ländlichen Raum durch Förderung
von Projekten in Richtung Diversifizie-
rung der landwirtschaftlichen Tätigkeit
(landw. Tourismus und Vermarktung)
• Förderung von Betrieben zur Verbes-
serung der Verarbeitung und Vermark-
tung landwirtschaftlicher Erzeugnisse
• Förderung von landwirtschaftlichen
Erzeugergemeinschaften
• Beratung von landwirtschaftlichen
Betrieben, vor allem bei der Gestaltung
landschaftsprägender Wirtschaftsge-
bäude

Sozialmaßnahmen

Dor fhe l f e r i nnend iens t

Personalstand:

35 aktive Dorfhelferinnen (34 in Karenz)
5.647 Arbeitstage zu rd. 10 Arbeits-
stunden in 376 Einsätzen
(740 Kinder betreut) S 15,508.312,47

Nots tandsun te rs tü t zungen

31 Notstandsdarlehen S 10,580.000 —
1 Notstandsbeihilfe _______S 20.000,-

Landesmittel insgesamt S 10,600.000,-

Be t r i ebsh i l f e
(Masch inen r i nge insä t ze )

Landesbeitrag Einsatzstunden,
Beitrag zu den Verwaltungs-
aufwänden an Ringe
(Maschinenringförderung) S 847.112,-
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Be i t r äge  an
In te ressenve r t re tungen

NÖ Landes-Landwirtschafts-
kammer S 173,500.000,—
NÖ Landarbeiterkammer _____S 9,974.000,—
Insgesamt S 183,474.000,—

Direktförderungen

Ausgleichszahlungen
für Bergbauern S 151,088.094,—
Umweltprogramm (ÖPUL) S 582,101.970,—
Nationale Mutterkuhprämie S 3,957.462,28

Sonstige Förderungen

Kalbinnenaktion S 3,789.300,—
Aufzuchtprämie S 3,091.200,—
Zuchtwidderankauf S 105.910,28
Förderung der Behebung
von Katastrophenschäden
508 Beihilfen S 33,528.985,45
Prämienverbilligung zur Hagel-
und Frostschadensversicherung
Zuschuss aus Landesmitteln S 47,500.000,—
Zuckerfabrik Hohenau S 1,350.000,-
Hebung Milchqualität S 57.623.118,03
Absiedlung Strengberg,
Wallsee, Ardagger S 5,572.144,85
Diverse Einzelförderungen S 5,071.239,50
Zahlungen auf Grund der
Sonderrichtlinien im
Zusammenhang mit BSE S 41,466.900,-
NÖ Genetikprogramm 3 11,287.000,-

Abteilung Forstwirtschaft

Verlichtungsindex ist von 2,44 auf 2,31
im Jahre 2001 zurückgegangen.
• Das Ergebnis 2000 des österreichwei-
ten Bioindikatorennetz zeigte weiterhin
leichte Schwefelbelastungen in NÖ. Ins-
gesamt überschritten im Jahr 2000
8,59% aller Punkte den forstgesetzlichen
Grenzwert, bundesweit waren es 7,87%.
In Absolutzahlen war somit in NÖ an 14
Punkte eine Immissionsbelastung durch
Schwefel gegeben. Schwerpunkte der
Grenzwertüberschreitungen sind das
Waldviertel sowie Bereiche nördlich, öst-
lich und südlich von Wien. In den Bezir-
ken Amstetten, Baden, Lilienfeld, Melk,
Neunkirchen, Scheibbs, Wiener Neu-
stadt und Zwettl war keine SÖ2-lmmis-
sionseinwirkung nachweisbar.
• Salzschäden entlang Waldviertier
Bundesstraßen sind auch 2001 aktuell.
Durch die Zunahme des Straßenver-
kehrs wird auf immer mehr Straßenteil-
stücken Streusalz verwendet. Insge-
samt sind mit Stand Dezember 2001 an
30 Stellen Waldschäden durch Streusalz
gemeldet und in Bearbeitung. Auf
Grund der Langwierigkeit von Straßen-
planungen und dem Kostenfaktor sol-
cher Maßnahmen können nur langsam
Erfolge erreicht werden.
• Gutachtenerstellung im Bereich forst-
schädlicher Luftverunreinigungen
• Kontrolle, Überwachung und Doku-
mentation blatt-/nadelfressender Insek-
ten (Nonne, Ips duplicatus, Mycosphae-
rella, Spaeropsis . . .)
• Die in den letzten Jahren deutlich be-
ruhigte Borkenkäfersituation in den Na-
delholzbeständen bleibt weiterhin auf
niedrigem Niveau. Wurde 1999 eine
Schadholzsumme von rd. 200.000 fm
festgestellt, verringerte sich dieser Wert
2000 auf ca. 172.000 fm. 2001 ist dage-
gen mit einem leichten Anstieg auf etwa
200.000 fm zu rechnen.

Erstellung von Bewertungsgutachten für
Grundeinlösungen im Rahmen von Stra-
ßenbauvorhaben der Bundes- und Lan-
desstraßenbauabteilung.

Jagdfachangelegenheiten

Im ersten Halbjahr wurden jagdfachli-
che Gutachten vor allem bei Berufun-
gen gegen die Verpachtung (Höhe des
Pachtschillings) und gegen die Teilung
von Genossenschaftsjagdgebieten ab-
gegeben.
Zu folgenden anderen Themen wurden
jagdfachliche Gutachten erstellt:
• Abschussplanberufungen bei Reh-,
Rot- und Gamswild
• Großräumige gemeinsame Ab-
schussverfügungen Rotwild
• Weidgerechte Ausübung der Jagd
(Jagdkartenentzug)
Ab Jahresmitte wurden fachliche Anfra-
gen der BVB zur laufenden Jagdge-
bietsfeststellung bearbeitet.
Ein zweiter Schwerpunkt gegen Ende
2001 bildete die Vorbereitung der No-
vellierung des NÖ Jagdgesetzes 1974,
für die eine Arbeitsgruppe mit Vertretern
der NÖ LLWK und des NÖ LJVB einge-
richtet wurde. Ausgangspunkt der No-
vellierung waren Vorschläge zur Verwal-
tungsvereinfachung des NÖ Jagdgeset-
zes, die im Rahmen eines Effizienzfolge-
projektes von einer Beamtenarbeits-
gruppe zuvor erstellt wurden.

Das Aufgabengebiet der Landesforstdi-
rektion umfasst im Wesentlichen vier Be-
reiche:
• Durchführung der Hoheitsaufgaben
für Forst, Jagd und Fischerei
• Sachverstä'ndigentätigkeit
• Bewältigung der forstlichen Förde-
rung (waldbauliche Maßnahmen, Forst-
aufschließung, Aufklärung und Bera-
tung, Forstschutz, Landschaftsfonds) .
• Führung der Landesforstgärten

Schwerpunkte 2001
Forstfachangelegenheiten

Die Sachverständigentätigkeit umfasste
2001 die Erstellung von forstfachlichen
Gutachten in II. Instanz (Berufungsver-
fahren) vor allem bei Rodungen, Wald-
feststellungen und Waldverwüstungen.
In Verfahren als I. Instanz wurden vor al-
lem Bescheide über Anträge auf Befrei-
ung von der Pflicht zur Bestellung eines
leitenden Forstorgans bzw. für gemein-
same Forstorgane und bei Saatgutbe-
ständen erlassen.
Für den zweiten Teilabschnitt der TAG
LOOP II der OMV von Eggendorf nach
Lichtenegg und für die Umfahrung Klos-
terneuburg wurden im Rahmen der
UVP-Verfahren forst- und jagdfachliche
Gutachten abgegeben.
Ein besonderer Schwerpunkt lag im
Jahr 2001 auf der Vorbereitung der No- '
vellierung des Forstgesetzes. Eine erste
Arbeitsgruppe im BMLFUW (Teilnehmer
von der NÖ LFD OFR Schwarzinger) er-
arbeitete im 1. Halbjahr Vorschläge zur
Verwaltungsvereinfachung des Forstge-
setzes. Die zweite Arbeitsgruppe mit FD
Hietel verfasste gegen Jahresende den
Novellierungsvorschlag zur Änderung
des Forstgesetzes.

Forstschutz

• Erhebungen und Bewertung von
Schäden durch Luftverunreinigungen
und sonstiger Immissionen: Der Kronen-
zustand der Eiche hat sich gegenüber
2000 wieder deutlich verbessert. Der
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Überprüfung der technischen Durchfüh-
rung und Abrechnung von geförderten
Forststraßen: 2001 wurden 110 Projekte
mit ca. 160 km Länge abgerechnet. Das
entspricht einem Bauvolumen von 52,3
Mio. S und einem durchschnittlichen
Laufmeterpreis von S 330,-.

Forstliche Aufklärung und
Beratung
• Organisation und Durchführung der
14. NÖ Waldjugendspiele zum Thema
„Wood Power - Energie wächst. Im
Wald." Mit der Teilnahme von rund
12.000 12-jährigen Kindern ist dies wie-
derum die größte Veranstaltung forstli-
cher Öffentlichkeitsarbeit gewesen.
• Betreuung der Erholungswaldprojek-
te und Waldlehrpfade
- „Annaberg",
- „Kirchenwald" (Hollabrunn),
- „Sonntagberg",
- „Amstetten-Stadtwanderweg“,
- „Pitten",
- „Kraftarena Groß Gerungs",
- „OSANG - Rastenfeld“,
- „Marktgemeinde Gars/Kamp"
sowie der Projekte WWW (Waldviertler
Walderlebnis Waldreichs), WP Zentrum
Waidhofen/Ybbs, WP Niedersulz und
WP Zentrum Hohenberg, welche allen
Interessierten den Wald näher bringen
sollen. Ziel dieser Projekte ist, dass je-
des Kind in Niederösterreich einmal in
seiner Schulzeit den Wald unter kundi-
ger Führung besuchen soll.
• Unterstützung bei der Bestimmung
und dem Transport des Christbaumes
für das Regierungsviertel in St. Pölten.
Der 23 m hohe Baum stammt aus Rei-
chenau an der Rax im Bezirk Neunkir-
chen.
• Durchführung verschiedener Exkur-
sionen mit Waldbesitzern
• Pressebetreuung

Waldbauliche Maßnahmen

• Umsetzung der Förderungsprogram-
me gemäß EU-Verordnung 1257. Die
Abteilung Forstwirtschaft hat dabei ei-
nerseits die Rolle der Bewilligungsstelle
für die Förderung der Wiederaufforstung
nach Katastrophen, andererseits erfolgt
eine Koordinierung der Förderungsbe-
ratung der Forstabteilungen der Be-
zirkshauptmannschaften.
• Koordinierung der gemeinsamen Be-
ratung der waldbaulichen Förderung mit
der NÖ Landes-Landwirtschaftskammer
• Förderung der Wiederaufforstung von
Katastrophenflächen nach Borkenkäfer-,
Pilz-, Sturm- sowie Schneebruchschä-
den mit ca. 1,6 Mio. S EU-, Bundes- und
Landesmittel
• Durchführung und Betreuung von Re-
gionalprojekten in Hochlagen und im
Schutzwaldbereich und Sanierung von
Windschutzanlagen schwerpunktmäßig
im sommerwarmen Osten Niederöster-
reichs. Für 12 Projekte wurden ca.

• Massenvermehrung der Schmetter-
lingsart „Eichenprozessionsspinner'' im
Hochleithenwald. Bereits das 4. Jahr wur-
de im gesamten Waldgebiet des Hochlei-
thenwaldes ein überdurchschnittlich ho-
hes Vorkommen dieser Schmetterlingsart
festgestellt. Dauerhafte Schäden an den
befallenen Eichen sind keine feststellbar,
da nur das Laub befressen wird. Jedoch
haben die ausgewachsenen Raupen
Nesselhaare, die sie aktiv schleudern
können und die bei Berührung mit der
menschlichen Haut hässliche Ausschlä-
ge verursachen können. Weiters können
empfindliche Personen allergische Reak-
tionen zeigen (Augen, Atmung . . .).
• In- Zusammenarbeit mit der Forstli-
chen Bundesversuchsanstalt wurde
erstmal das Vorhandensein des Sibiri-
schen Fichtenborkenkäfers (Ips laeve)
nachgewiesen. In der Republik Tsche-
chien ist I. laeve inzwischen ein vollwer-
tiger Ersatz für heimische Schädlinge.
Kleiner Trost: Er verursacht dieselben
Schäden wie unser heimischer Fichten-
borkenkäfer.
• In Hollenstein/Ybbs wurde ein Schad-
pilz auf Kiefernnadeln bekämpft, der als
EU-Quarantäneschädling vollständig zu
entfernen ist.
• Abwicklung von Förderung im Rah-
men der Vorbeugung von Waldschäden.
2001 wurden 4.523 Fangbäume zur
Borkenkäferbekämpfung gefördert, rd.
820 Höhlenbäume und Totholzexempla-
re erhalten und gemeinsam mit anderen
Forstschutzmaßnahmen wurden rd. 2,3
Mio. S Förderungsmittel ausbezahlt.
• Zusätzlich Informationsarbeit in Zu-
sammenhang mit der forstlichen Statis-
tik (Zusammenstellen relevanter Daten
für verschiedene Einzelanfragen)
• Mitarbeit im Klimabündnisbeirat des
Landes NÖ.

Forstaufschließung
Planung neuer Forststraßen: 2001 wur-
den ca. 260 Projekte mit einer Gesamt-
länge von ca. 230 km in der Natur fixiert,
vermessen und der Behörde angezeigt.
In dieser Zahl sind neben Förderungs-
projekten (180 km) auch jene Bauvorha-
ben enthalten, bei denen als „Bürger-
service" die Projektierung und die Bau-
aufsicht durch den Landesforstdienst
durchgeführt wurde.
Das Bauprogramm 2001 umfasst ca.
540 Projekte, welche mit folgenden För-
derungsmitteln (in S) unterstützt wurden:

0,5 Mio. S an EU-, Bundes- und Landes-
mitteln vergeben. Für die Pflege von
Windschutzanlagen wurde ein eigenes
Förderungsmodell ausgearbeitet.
• 54 Neubewaldungsprojekte nach
§ 18 (3) FG 1975 mit insgesamt 1,7
Mio. S gefördert - Gesamtfläche ca.
104 ha; 2 Projekte wurden neu erstellt,
9 Projekte wurden kollaudiert.
• Förderung von Einzelschutzmaßnah-
men zur Mischwaldbegründung aus Mit-
teln des NÖ Landesjagdverbandes
• Wiederholungsaufnahmen des Ver-
jüngungskontrollzaunnetzes
• Kontrolle von Forstgärten gern. Forst-
lichem Vermehrungsgutgesetz 1997

Landesforstgärten
• Vermehrte Anzucht von Mischbaum-
arten heimischer Herkunft (Pflanzenbe-
stand der beiden Landesforstgärten ca.
8 Mio. Stück)
• Verstärkte Produktion von Edellaub-
baumarten (Eiche, Ahorn, Esche, Kir-
sche) sowie Douglasie, Weißtanne und
Lärche als Ersatzbaumarten für die
Fichte in Borkenkäferkalamitätsgebieten
• Saatgutbeerntung von Laubhölzern
(besonders seltene Baumarten wie Els-
beere, Speierling, Wildapfel und Wild-
birne) und Nadelhölzern (Weißtanne,
Fichte)
• Befriedigung des Marktes mit Forst-
pflanzen geeigneter Herkunft

Waldwirtschaftsgemeinschaften
für Ziel 5b - EAGFL
• Zusammenschluss von kleinen (bäu-
erlichen) Waldbesitzern
• Schlagkräftige Einheiten in Richtung
Holzvermarktung
• Erhöhung der Waldgesinnung
• Allgemeine Verbesserung der Waldsi-
tuation (Durchforstungsrückstände wer-
den abgebaut) durch Einbeziehung von
Fachkräften (Forstwirtschaftsmeister)
• Erleichterung der Waldarbeit durch
Maschinenförderung
• Erhöhung des Einkommens im bäuer-
lichen Kleinwald

Landschaftsfonds

• Mitarbeit im Fachbeirat und Koordina-
tionskreis sowie an diversen fondsinter-
nen Informationsveranstaltungen
• Abwicklung von Förderungsprojekten
im Rahmen des Arbeitskreises „Wald".
Neben diversen Einzelprojekten wurden
insbesondere die Schwerpunkte „Holz-
rückung mit Pferden", „Waldrandgestal-
tung, Rückbringung und Förderung sel-
tener Baumarten'' und „Musterprojekte
für Laubwaldpflege" weitergeführt.

Forstliche Raumplanung
Im Laufe des Jahres 2001 wurde der
Waldentwicklungsplan Zwettl geneh-
migt.

EU-kofinanzierte Projekte:
EU-Mittel S 7,829.900, -
Bundesmittel S 4,699.300,-
Landesmittel s 3,133.100, -

Summe S 15,662.300, -
National geförderte Projekte:

Bundesmittel S 1,161.100, -
Landesmittel s 142.800,-

Summe s 1,303.900, -
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• Auf Grund des Vordringens des Forst-
straßenbaues in schwierigeres Gelände
(leicht zu bauende Projekte wurden be-
reits früher verwirklicht) wird der Auf-
wand für die Trassierung und Projektie-
rung immer größer.
• Im Bereich der national geförderten
Projekte konnten mit den zu Verfügung
gestellten Mitteln viele Projekte abge-
schlossen und ausfinanziert werden.
Die noch offenen national zu fördernden
Projekte werden im Jahr 2002 fertig ge-
stellt und ausfinanziert. Dafür sind nur
noch geringe finanzielle Mittel erforder-
lich.
• Seit 1.1. 2000 werden sämtliche Neu-
anträge für die Förderung von Forststra-
ße über das österreichische Programm
für die Entwicklung des ländlichen Rau-
mes (EU-VO 1257/99) abgewickelt.
• Insgesamt ist die Nachfrage nach der
Förderung von Forststraßenneubauten
sehr groß, und Anträge für kommende
Jahre laufen ständig ein.

• Die umfassenden Abwicklungsvor-
schriften der EU sind besonders für
Kleinförderungen zu kompliziert, so
dass eine Vereinfachung der Abwick-
lung anzustreben ist.
• In Niederösterreich werden zuneh-
mend mehr Forstpflanzen aus dem Aus-
land auf den Markt gebracht. Importe
sind für die Forstpflanzenproduzenten
häufig billiger als die eigene Produktion
und innerhalb der EU uneingeschränkt
möglich. Es ist allerdings sehr wahr-
scheinlich, dass die genetischen Eigen-
schaften von Pflanzen, die aus weit ent-
fernt gelegenen Gebieten kommen,
nicht immer den Anforderungen der nie-
derösterreichischen Waldstandorte ent-
sprechen und sich daraus langfristig
Probleme ergeben.

Landesforstgärten

• Die Forstpflanzenabgabe war gegen-
über dem Vorjahr gleich bleibend. Der
anhaltende Negativtrend der letzten
Jahre beim Laubholz hält weiter an.
Beim Laubholz wurden 200.000 Stück
Forstpflanzen und beim Nadelholz 1,1
Mio. Stück Forstpflanzen abgegeben.
Vor allem die Fichte pendelt sich bei ca.
700.000 Stück ein.
• Der Grund für den hohen Fichtenab-
satz liegt an der Nichtinanspruchnahme
der geänderten Förderungsrichtlinien im
Rahmen der ländlichen Entwicklung.
Die Richtlinie ist nur schwer in der Pra-
xis umzusetzen.
• Beschaffung von geeignetem heimi-
schen Saatgut (besonders Stieleiche,
Rotbuche, Roteiche, Schwarzerle, Els-
beere, Speierling, Fichte, Lärche und
Weißtanne)
• Schaffung einer längerfristigen Saat-
gutreserve

Die Erhebungen für die Waldentwick-
lungspläne Scheibbs und Melk sind in
der Endphase, mit einer Vorlage beim
Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft ist mit Mitte des Jahres 2002 zu
rechnen. Die Revisionsarbeiten in den
Bezirken: Krems, Horn/Hollabrunn, Gän-
serndorf und Mistelbach wurden weiter-
geführt, so dass auch hier bis Ende 2002
mit Ergebnissen zu rechnen sein wird.

Gu tach te r t ä t i gke i t

Sachverständigengutachten in
forstrechtlichen Berufungsverfahren 101
Sachverständigengutachten für die
Grundverkehrs-Landeskommission 5
Gutachten für den Landesagrarsenat 12
Jagdliche Sachverständigengutachten 51
Fischereifachliche
Sachverständigengutachten 186
Fachgutachten zu Flächenwidmungsplänen
und Raumordnungsprogrammen 32
Naturschutzgutachten bzw. Stellungnahmen 7
Gutachten bzw. Stellungnahmen
zu ERP-Kreditansuchen 2
Stellungnahmen zu Gesetzes- bzw.
Verordnungsentwürfen 58
Waldbewertungsgutachten 61
Gutachten in wasserrechtlichen Verfahren
zu Fragen des Trinkwasserschutzes 12

Forstliche Aufklärung und
Beratung

• Das immer größer werdende Bedürf-
nis der Bevölkerung, die wachsende
Freizeit aktiv im Wald zu gestalten, führt
zunehmend zu Konflikten.
• Die in den letzten Jahren in den Vor-
dergrund getretenen Probleme der
Forstwirtschaft - Schneebruch, Wind-
wurf, Borkenkäferkalamität, Verfall des
Holzpreises u. a. - führen zu einer er-
heblichen Mehrbelastung des Forstper-
sonals und erhöhen den Bedarf nach In-
formation und Unterstützung.
• Die Betreuung von Exkursionen von
Fachleuten (auch aus dem Ausland),
die auf Grund der räumlichen Nähe zur
Bundeshauptstadt zumeist nach Nie-
derösterreich führen, nimmt zunehmend
mehr Zeit und Kapazität in Anspruch.
• Seit 1.1. 2001 werden sämtliche Neu-
anträge für die Förderung von Projekten
über das österreichische Programm für
die Entwicklung des ländlichen Raumes
(EU-VO 1257/99) abgewickelt.

Waldbauliche Maßnahmen

• Die Umsetzung des Förderungspro-
gramms gern. EU-VO 1257 brachte
große organisatorische Änderungen mit
sich. So wurden die Genehmigungs-,
Auszahlungs- und Kontrollmodalitäten
entsprechend den geltenden EU-Vor-
schriften völlig umstrukturiert. Die gel-
tenden Förderungsbedingungen sind
für einen Teil der Waldeigentümer nicht
attraktiv genug, weil die Orientierung
von Aufforstungen an der natürlichen
Waldgesellschaft einen Verzicht auf eine
Ertragsoptimierung bedeutet und die
Pflege von Laubbäumen fachlich an-
spruchsvoller als beispielsweise die der
Fichte ist.

Probleme 2001
Forstschutz

• Salzschäden in abflusslosen Mulden
sind kaum beherrschbar. Das Einstellen
der Salzstreuung auf viel befahrenen
Straßen ist äußerst problematisch. Die
Neuregelungen von ganzen Entwässe-
rungssystemen ist ausgesprochen teuer.
• Verschiedene Käfer- und Pilzproble-
me werden je nach Wetter im Frühjahr
eines Jahres schlagend. 2001 wurden
vor allem Lärchen und teilweise Kiefern
in Mitleidenschaft (in Zusammenwirkung
mit Frost) gezogen.
• Abwicklung der forstlichen Förderung
nach den neuen Vorgaben der VO zur
Entwicklung des ländlichen Raumes
• Zunehmend Probleme mit „exoti-
schen“ Insekten und Pilzen, die nach
Österreich eingeschleppt werden

Waldwirtschaftsgemeinschaften
für Ziel 5b - EAGFL

Die Förderung von Projekten im Rahmen
der EU-Strukturförderung, Ziel 5b-
EAGFL, Maßnahme 4, Forstwirtschaft
(Waldwirtschaftsgemeinschaften, Ei-
Entmistelung) wurde mit dem Jahr 2001
abgeschlossen.
Es wurden 50 Projekte gefördert, wo-
durch 2.361 Waldeigentümer mit einer
Waldfläche von 117.286 ha abgedeckt
wurden.
Die zur Verfügung stehenden Fördermittel
in der Höhe von S 36,948.787,-, das ent-
spricht Gesamtkosten von S 87,518.806,-
waren in voller Höhe in den Projekten ge-
bunden.
Von den Förderungswerbern wurden
S 34,474.618,- an Fördermitteln in An-
spruch genommen, das sind Gesamt-
kosten von S 82,869.759,-. Das ent-
spricht einen Fördersatz von 41,6%.
Zusätzlich wurden S 454.154,50 an Lan-
desmitteln ausgeschüttet.

Forstaufschließung

• Die Vergabe von Forststraßenbauten
an Fremdfirmen bedingt insbesondere
für die Bauaufsicht einen hohen Zeitauf-
wand bei der laufenden Baukontrolle
und bei der Abrechnung der Projekte.
• Viele Projekte sind nur als Gemein-
schaftsprojekte mehrerer Besitzer
durchführbar. Damit verbunden ist ein
größerer Planungsaufwand als bei Pro-
jekten einzelner Interessenten und oft
viel Zeitaufwand für die Genossen-
schaftsgründungen.

in



Gruppe Land- und Forstwirtschaft

In Summe konnten die Förderungswer-
ber daher S 34,928.772,50 an Förder-
mitteln in Anspruch nehmen.'

Landschaftsfonds

Infolge der budgetären Engpässe im
Landschaftsfonds kam es zu relativ lan-
gen Verzögerungen bei der Genehmi-
gung neuer Projekte.

Ziele 2002
Forstschutz

• Schutz des Waldes vor biotischen
und abiotischen Schäden
• Umsetzung der Förderungsrichtlinien
nach der EU-Verordnung ländlicher
Raum und damit verbunden die Umset-
zung neuer Förderungsmaßnahmen
• Erfassung und Eindämmung von Flä-
chen, die durch den Befall fressender In-
sekten (Eichenprozessionsspinner, Non-
ne) und abtötender Pilze gefährdet sind
• Erfassung der neuartigen Waldschä-
den und Feststellung deren Ursachen
unter verstärkter Verwendung technisch
erhobener Umweltdaten
• Zusammenarbeit mit anderen Abtei-
lungen und Institutionen zur Abklärung
waldbelastender Randprobleme (Streu-
schäden, Klärschlammprodukte als
Walddünger, forstschädliche Luftverun-
reinigungen . . .)

Forstaufschließung
• Verbesserung der Bauqualität, um
künftige Erhaltungsarbeiten zu minimie-
ren und eine größtmögliche Vermeidung
von Katastrophenschäden zu erreichen,
wobei auf die Interessen des Natur-
schutzes besonders zu achten ist.
• Weitere Rationalisierung der Projek-
tierung und der Verwaltungsarbeit, um
die Durchführung von Forststraßenbau-
ten besonders im Bereich des Kleinwal-
des (Gemeinschaftsprojekte) bewerk-
stelligen zu können.
• Vermehrte Anstrengungen im Bereich
der Erosionsverhinderung durch inge-
nieurbiologische Maßnahmen

Forstliche Aufklärung und
Beratung

• Schwerpunktförderung „Neue Wald-
pädagogik" in den vier Waldpädagogik-
zentren Waldreichs, Niedersulz, Hohen-
berg und Waidhofen/Ybbs
• Einführung und Verwendung des neu-
en Logos
• Drucklegung von Visitenkarten für den
Forstaufsichtsdienst mit neuem Logo

Waldbauliche Maßnahmen
• Standortgerechte Mischwaldbegrün-
dung auf Schadensflächen nach Borken-
käferbefall, Schneebruch und Windwurf
• Weitere Verbesserung der Abläufe
bei der Umsetzung der neuen Förde-
rungsrichtlinien
• Umwandlung von standortwidrigen
Nadelholzreinbeständen in Mischbe-
stände
• Fortführung der Unterstützung der
Bezirkshauptmannschaften bei der Be-
ratung der Waldeigentümer v. a. in Hin-
blick auf die Laubwaldpflege
• Weiterführung der Schutzwaldsanie-
rung im Weinviertel (v. a. Marchfeld)
• Durchführung von Neubewaldungs-
projekten in unterbewaldeten Gebieten
(v. a. Weinviertel)
• Sanierung von Windschutzanlagen,
wobei zukünftig die Pflege gegenüber
der Erneuerung stärker forciert werden
soll.
• Verstärkte Aufklärung der Waldbesit-
zer im Hinblick auf die genetische Viel-
falt der Baumarten und die sich daraus
ergebenden Konsequenzen für die
Waldbewirtschaftung

Landesforstgärten

• Rechtzeitige und ausreichende Ver-
sorgung mit hochwertigem und preis-
wertem Pflanzgut passender Herkunft
besonders im bäuerlichen Kleinwald
(Forstliches Vermehrungsgutgesetz
1996 der EU)
• Vermehrte Anzucht von wünschens-
werten Mischbaumarten (Edellaub-
baumarten, Rotbuche, Douglasie, Lär-
che und Weißtanne)

• Qualitäts- und Preisregulator gegen-
über Importpflanzen
• Rationalisierungsmaßnahmen

Waldwirtschaftsgemeinschaften
• Es werden nur mehr die beiden Wald-
wirtschaftsgemeinschaften Krems und
Gföhl im Rahmen der nationalen Bun-
desförderung ausfinanziert.

Sachverständigentätigkeit beim
Straßenbau
• Die Bewertung von Waldgrundflä-
chen beim Landesstraßenbau wird auf
die Bezirksforstinspektionen verlegt.
• Ausnahme: Wenn die Waldgrundflä-
che eines einzelnen Eigentümers größer
als 1 ha ist, dann erfolgt die Erstellung
des Gutachtens seitens der Abteilung
Forstwirtschaft.

Landschaftsfonds
• Aktive Teilnahme in den Gremien des
Landschaftsfonds
• Abwicklung von Förderungsprojekten
im Arbeitskreis „Wald“
• Schwerpunkte werden Maßnahmen in
der Waldrandgestaltung, Einbringen
und Schutz seltener Baumarten, Holzrü-
ckung mit Pferden, Musterprojekte für
Laubwaldbewirtschaftung, Unterbau,
Förderung der Naturverjüngung, Bo-
densanierung und Förderung der Le-
bensraumfunktion des Waldes (z. B.
Rauhfußhühner) sein.

Forst- und
Jagdfachangelegenheiten
Durch die Novellierung des Forstgeset-
zes und des NÖ Jagdgesetzes sind Än-
derungen des Forstausführungsgeset-
zes und der NÖ Jagdverordnung not-
wendig

Abteilung Veterinärangelegenheiten

Schwerpunkte 2001

Wutkrankheit

Die Impfung der Füchse mit Impfködern
(orale Immunisierung) hat Erfolg ge-
zeigt, da in Niederösterreich keine Toll-
wutsperre verhängt werden musste. Es
wurde bereits die 20. und 21. Aktion im
Jahr 2001 durchgeführt. Der Bund ge-
währt seit 1. April 1997 nur mehr flä-
chenbezogene Abschussprämien für

Füchse. Das Land Niederösterreich
übernahm die Kosten für die Auslegung
der Impfköder mittels Flugzeug.

Rauschbrand

In den Verwaltungsbezirken Amstetten,
Baden, Lilienfeld, Melk, Neunkirchen,
Scheibbs, St. Pölten, Wiener Neustadt
und der Stadt mit eigenem Statut Waid-
hofen an der Ybbs wurden 30.000 Rinder,
die sich auf mit Rauschbrandkeimen ver-

seuchten Weiden anstecken könnten,
schutzgeimpft. Der Bund hat für Viehver-
luste, die durch Rauschbrand verursacht
wurden, Unterstützungen gewährt.

Dassellarvenbekämpfung
Im Jahr 2001 wurde wieder die Dassel-
bekämpfungsaktion in den Gebieten,
welche in der Verordnung über die Be-
kämpfung der Dasselbeulenkrankheit
der Rinder, LGBI 6240/01, angeführt
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wurde bakteriologisch untersucht. In
Betrieben, die für die Produktion von
„pasteurisierter Kinderfrischmilch" zu-
gelassen sind, wurden'2001 über 7.000
Kühe amtstierärztlich kontrolliert.

Arzneimittelrückstände in
Lebensmitteln

Der Beginn des Jahres 2001 war ge-
prägt von einem groß angelegten Ein-
satz der Kriminalpolizei, Abteilung Um-
welt, gemeinsam mit den Fachbeamten
der Veterinärabteilungen der Bezirks-
verwaltungsbehörden in Zusammen-
hang mit der missbräuchlichen Anwen-
dung von Arzneimitteln durch Landwir-
te.
Im Zuge dieser Aktion wurden in 88 Be-
trieben Hausdurchsuchungen durchge-
führt, wobei über 26 Betriebe vorüber-
gehend einer amtlichen Sperre verhängt
werden musste. Auf Grund dieser Vor-
kommnisse sowie auch im Sinne einer
prozessorientierten Kontrolle überprüf-
ten vom Landeshauptmann beauftragte
und speziell geschulte Tierärzte 1.253
landwirtschaftliche Betriebe im Zusam-
menhang mit der Anwendung von Tier-
arzneimitteln. Dabei wurden bei 7% der
Betriebe Verfehlungen festgestellt, die
in Abhängigkeit der Schwere der Verge-
hen, einerweiteren Kontrolle unterzogen
oder bei der Bezirksverwaltungsbehör-
de angezeigt wurden.
Zusätzlich zum angeordneten Stichpro-
benplan des Bundesministeriums für so-
ziale Sicherheit und Generationen wur-
de die Probenzahl wesentlich erhöht.
Insgesamt wurden 3.466 Fleischproben
auf Rückstände (z. B. Antibiotika, Hor-
mone, Pestizide) untersucht, wobei in
0,4% der Proben Rückstände (v. a.
Schwermetalle) festgestellt werden
konnten.

sind, durchgeführt. Es wurden den
Landwirten Medikamente der Wirkstoff-
gruppe der Avermectine angeboten,
die nicht nur gegen die Dassellarven,
sondern auch gegen äußere und die
Mehrzahl der inneren Parasiten wirk-
sam sind. Somit war es möglich, dass
bei ca. 23.000 Rindern sowohl eine
Entdasselung als auch eine Parasiten-
bekämpfung im Sinne einer Metaphyla-
xe bzw. Therapie vorgenommen wer-
den konnte. Zudem erfolgte durch den
gemeinsamen Medikamenteneinkauf
über den NÖ Tiergesundheitsdienst ei-
ne Verbilligung der Behandlung für die
Landwirte.

Schweinepest bei
Wildschweinen

Nach Feststellung von Schweinepest
bei einem Wildschwein im November
2000 im Nationalpark Donauauen wurde
ein von der Europäischen Union aner-
kanntes Bekämpfungsprogramm ge-
startet, wonach der Bezirk Gänserndorf
zum Sperrgebiet erklärt wurde. In die-
sem wurden Wildschweine vermehrt be-
jagt und unschädlich beseitigt. Das
Überwachungsgebiet wurde in Zusam-
menarbeit mit der NÖ und Wiener Jä-
gerschaft im Jahr 2000 auf die Bezirke
Bruck/L., Mistelbach, Korneuburg,
Hollabrunn und Wien-Umgebung und
Teile des Gemeindegebietes Wien aus-
geweitet. Die in diesen Gebieten erleg-
ten Wildschweine wurden 2001 auf
Schweinepest untersucht, wobei diese
Tiere nicht vernichtet wurden.

Aujeszkysche Krankheit (AK).

Gesamt Niederösterreich gilt in der EU
als frei von AK, daher ist ein AK-Über-
wachungsprogramm durchzuführen, um
diesen Status zu erhalten. Stichproben-
artig wurden ca. 3.500 Zuchtschweine
(Sauen und Eber) bei der Schlachtung,
im Zuge des innergemeinschaftlichen
Handels und des Exportes in Drittstaa-
ten untersucht und keine AK-positiven
Tiere festgestellt. Importierte Nutz- und
Schlachtschweine, die nachweislich ge-
gen AK geimpft waren, mussten nach
amtlicher Sperre unter tierärztlicher Auf-
sicht geschlachtet werden.

Schlachttier- und
Fleischuntersuchung
Das Fleisch unserer heimischen Nutztie-
re ist eines der sichersten Lebensmittel.
Dies wird durch umfassende Schulun-
gen der Tierärzte und Qualitätskontrol-
len auf allen Stufen der Tierhaltung, der
Fleischgewinnung bzw. -Verarbeitung
garantiert (from stable to fable). Die frü-
her als „Fleischbeschau" bezeichnete
Schlachttier- und Fleischuntersuchung
ist nur ein Teil dieses Netzwerkes. Durch
große Investitionen haben zahlreiche
Betriebe den EU-Standard erreicht.

Bovine Spongiforme
Enzephalopathie (BSE)

Seit dem 1. Oktober 2000 besteht für
Schiachtbetriebe die Verpflichtung,
„Spezifiziertes Risikomaterial" von den
übrigen Schlachtabfällen zu trennen
und gesondert zu entsorgen. Dazu zäh-
len beim Rind Schädel, Gehirn, Rücken-
mark, Tonsillen und Augen von über
zwölf Monate alten Rindern sowie der
Darm von Rindern aller Alterskatego-
rien. Bei über einem Jahr alten Schafen
und Ziegen zählt zu den zuvor genann-
ten Organen auch die Milz. In diesen
Organen ist bei einem positiven Fall von
BSE mit einer sehr hohen Konzentration
von „Prionen" zu rechnen. Dieses Mate-
rial darf nicht zur Herstellung von Tier-
mehlen und tierischen Fetten verwendet
werden, sondern ist unschädlich durch
Verbrennung zu entsorgen. Die Kontrol-
le der SRM-Trennung im Betrieb erfolgt
durch die beauftragten Schlachttier-
und Fleischuntersuchungstierärzte bzw.
die Überwachung der Verarbeitung und
des Transports zur Verbrennung durch
den zuständigen Amtstierarzt.

NÖ Tierschutzgesetz

Auf Grund der Umsetzung der Art.-1Sa-
BVG-Vereinbarung als Verordnung zum
NÖ Tierschutzgesetz wurden die Amts-
tierärzte als Sachverständige im Rah-
men des Tierschutzes tätig und haben
im Jahr 2001 ca. 600 Landwirtschafts-
betriebe auf die Einhaltung der Hal-
tungsvorschriften für Nutztiere über-
prüft.

Periodische Untersuchungen
der Rinder

Mit den Entscheidungen 98/548/EG und
1999/579/EG wurde von der EU-Kom-
mission die IBR/IPV-Freiheit im Sinne
des Artikels 10 der Richtlinie
64/432/EWG den österreichischen Rin-
derbeständen amtlich zuerkannt. Da-
durch wurde ein Sonderstatus für den
innergemeinschaftlichen Handel nach
Österreich zum Schutz der Rinderbe-
stände erreicht. Mit den Entscheidun-
gen 1999/465/EG, 1999/466/EG und
1999/467/EG wurde von der EU-Kom-
mission die Leukose-, Brucellose- und
Tuberkulosefreiheit der österreichischen
Rinderbestände anerkannt.

Probleme 2001

Wutkrankheit

Die Tollwutköder-Aktion musste weiter-
geführt werden, da immigrierende un-
geimpfte Füchse aus Drittländern die
Tollwutfreiheit in Niederösterreich ge-
fährden könnten.

NÖ Tiergesundheitsdienst

1996 wurde vom Land Niederösterreich,
der NÖ Landes-Landwirtschaftskammer
und der Kammer der Tierärzte Nieder-
österreichs der NÖ Tiergesundheits-
dienst ins Leben gerufen, an dem so-
wohl Landwirte als auch Tierärzte als
Mitglieder teilnehmen. Die gute Akzep-
tanz dieser Einrichtung wird durch die

Eutergesundheitsdienst

Um Milchproduktionsverluste in Millio-
nenhöhe durch Eutererkrankungen der
Rinder zu verringern, wurden in Zusam-
menarbeit mit der NÖ Landes-Landwirt-
schaftskammer und den zuständigen
Molkereien amtstierärztliche Kontrollen
und Beratungstätigkeiten im Rahmen
des Eutergesundheitsdienstes durchge-
führt. Die Milch von über 6.000 Kühen
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Periodische Untersuchung der
Rinder

Auf Grund der Anerkennung der Tu-
berkulose-, Brucellose-, Leukose- und
IBR/IPV-Freiheit der Rinder durch die
EU-Kommission sind die periodischen
Untersuchungen in geänderter Form
durchzuführen. Für IBR/IPV ist nur
mehr ein jährliches Screening der
Betriebe notwendig. Die periodischen
Untersuchungen auf Brucellose und
Leukose werden nicht mehr alle 2 Jah-
re, sondern alle 5 Jahre durchgeführt.
Die Untersuchung der Rinder auf Tu-
berkulose erfolgt ausschließlich im Zu-
ge der Schlachttier- und Fleischunter-
suchung.

ständig steigenden Mitgliederzahlen
verdeutlicht. Derzeit sind bereits 8.000
Landwirte und 230 Tierärzte dem NÖ
Tiergesundheitsdienst beigetreten.
Vor allem der Krankheitsvorbeugung
wird im NÖ Tiergesundheitsdienst große
Aufmerksamkeit beigemessen, wodurch
eine erhebliche Reduktion des Arznei-
mitteleinsatzes, der bei Erkrankungen
unumgänglich wäre, erzielt wird.
Gleichzeitig wird die Vitalität unserer
Nutztiere gesteigert. Der Gesundheits-
status und der Medikamenteneinsatz
müssen sowohl durch den Tierhalter als
auch durch den Betreuungstierarzt ge-
nau dokumentiert werden. Der NÖ Tier-
gesundheitsdienst steht für Qualitäts-
verbesserung durch qualitätsbezogene
und zukunftsorientierte Landwirtschaft
unter Beachtung von tierartgerechten
Haltungsformen. Den bäuerlichen Be-
trieben soll eine ertragreiche Viehhal-
tung ermöglicht und dem Konsumenten
größtmögliche Sicherheit geboten wer-
den.

Schlachttier- und
Fleischuntersuchung

Ziel ist die bundesweite Angleichung
der Kontrollpläne und -frequenz in
Fleisch produzierenden und verarbei-
tenden Betrieben. Der Standard aller an
die EU-Reife herangeführten Betriebe
wird durch fortlaufende Kontrollen und
Beratungen auf einem hohen Niveau
gehalten
Im Jahr 2002 werden durch die Amts-
tierärzte Schwerpunktkontrollen durch-
geführt, wobei im ersten Halbjahr 2002
der Tierschutz am Schlachthof sowie
die Tätigkeit der Schlachttier- und
Fleischuntersuchungsorgane im Vor-
dergrund steht, im zweiten Halbjahr
2002 wird u. a. das Hygieneeigenkon-
trollsystem der Betriebe auf Plausibilität
und Wirksamkeit überprüft. Zur Evaluie-
rung des Kontrollsystems wird ein exter-
nes Institut bzw. werden Amtstierärzte
aus anderen Bundesländern herange-
zogen.

NÖ Tiergesundheitsdienst

Das im Jahr 1996 bei Rindern begonne-
ne BVD-Überwachungs- und BVD-Be-
kämpfungsprogramm wird 2002 fortge-
führt, um den Gesundheitsstatus der
Rinder weiter zu verbessern. Die bereits
durchgeführten Maßnahmen in Nieder-
österreich stellen einen Wettbewerbs-
vorteil für die NÖ Landwirtschaft dar.
Die Erhaltung der Eutergesundheit ist
ein weiteres Anliegen des NÖ Tierge-
sundheitsdienstes. Bakteriologische
Milchuntersuchungen und Erstellung
von Antibiogrammen werden auch 2002
routinemäßig durchgeführt.
In der Schweineproduktion bilden Pro-
gramme zur Bekämpfung der Rhinitis-
Atrophicans („Schnüffelkrankheit''), von
Räude- und Endoparasiten sowie das
Installieren eines Schlachthofrück-
meldesystems bezüglich pathologi-
scher Befunde als Pilotprojekt die
Hauptaufgaben des NÖ Tiergesund-
heitsdienstes. Eine Schwerpunktarbeit
auf dem Gebiet der Fleischhygiene
wird die Untersuchung auf Salmonellen
in Blut und Muskeln von Schlacht-
schweinen sein.
Bei Schafen und Ziegen werden die Un-
tersuchungen bezüglich Maedi/Visna
und CAE fortgesetzt, um die Seuchen-
freiheit der Herden weiterhin zu erhalten.
Der NÖ Fischgesundheitsdienst hat sich
etabliert, wobei prophylaktische Maß-
nahmen wie Impfungen, Wasseruntersu-
chungen oder bakteriologische Unter-
suchungen forciert werden. Ein Gütesie-
gel zur Darstellung der Qualitätsstan-
dards wurde eingeführt.
Landwirte sollen in bewährter Weise die
Möglichkeit haben, kostengünstige
Stallklimamessungen und Melkmaschi-
nenüberprüfungen durch Fachpersonal
durchführen zu lassen.

Milchhygieneverordnung

Auf Grund der Weisung des Bundesmi-
nisteriums für Gesundheit und Konsu-
mentenschutz sind 7.000 Milch produ-
zierende Betriebe im Jahr 2002 amts-
tierärztlich zu kontrollieren.

Schlachttier- und
Fleischuntersuchung

Das Auftreten der Maul- und Klauenseu-
che in Großbritannien bzw. der erste
BSE-Fall in Österreich hat zu einer an-
gespannten Situation auf dem gesam-
ten Schlachttier- und Fleischmarkt ge-
führt. Auf Grund der zahlreichen
Schlacht-, Zerlege- und Verarbeitungs-
betriebe erreichte die Anzahl der durch-
zuführenden amtstierärztlichen Be-
triebskontrollen eine Höhe, die nahezu
nicht mehr bewältigbar ist. Ein Teil die-
ser Kontrollen wurde daher ausgelagert.

Untersuchung auf BSE

Bei der Schlachtung ist eine Untersu-
chung jedes Rindes im Alter von über
30 Monaten auf BSE verpflichtend. Da-
bei wurden 35.000 Proben von der Bun-
desanstalt für veterinärmedizinische Un-
tersuchungen in Mödling für NÖ unter-
sucht. Die Entnahme der Proben wird
durch die speziell geschulten Schlacht-
tier- und Fleischuntersuchungstierärzte
in den Schlachtbetrieben durchgeführt.
Mit einer ähnlichen Probenmenge ist
auch für das Jahr 2002 zu rechnen.

Ziele 2002

Aujeszkysche Krankheit (AK)

Durch konsequentes Blutproben-Scree-
ning bei Schweinen soll die Anerken-
nung Niederösterreichs als AK-freies
Gebiet in der EU erhalten werden. Dies
bedeutet nach wie vor einen Wettbe-
werbsvorteil der NÖ Landwirtschaft ge-
genüber Regionen, die diesen Status
noch nicht erreicht haben.

Futtermittel- und
Tiermehlgesetz

Die Amtstierärzte sollen unter Beach-
tung der Futtermittelhygiene und Füt-
terungshygiene auch das Verfüttern
von Futtermitteln in den Betrieben hin-
sichtlich des Vorhandenseins uner-
wünschter Stoffe kontrollieren, die ge-
eignet sind, die Gesundheit oder Leis-
tung der Tiere nachteilig zu beeinflus-
sen, oder Rückstände in den von den
Nutztierengewonnenen Erzeugnissen
hervorrufen. Von den Betrieben, die
Tiere zur Lebensmittelgewinnung hal-
ten, sind jährlich 2% amtstierärztlich zu
kontrollieren.
Auf Grund der BSE-Problematik und
dem damit verbundenem Fütterungs-
verbot von Tiermehl haben die Amtstier-
ärzte bis zu 10% der tierhaltenden Be-
triebe auf die Einhaltung zu überprüfen.

Tiertransportgesetz - Straße

Die Amtstierärzte werden als Tiertrans-
portinspektoren herangezogen.

NÖ Tierschutzgesetz

Auf Grund der Umsetzung der Art.-1Sa-
BVG-Vereinbarung als Verordnung zum
NÖ Tierschutzgesetz werden die Amts-
tierärzte als Sachverständige verpflich-
tet, im Jahr 2002 600 Landwirtschafts-
betriebe auf die Einhaltung der Hal-
tungsvorschriften für Nutztiere zu über-
prüfen. Zusätzlich wird auch die Über-
prüfung der Haltung von Wildtieren
(Exoten und jagdbares Wild) vor Ort not-
wendig.
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Tierarzneimittelkontrollgesetz

Im Zusammenhang mit den Ereignissen
zu Beginn des Jahres 2001 wurde am
15. Jänner 2002 dieses Gesetz verlaut-
bart, das die Anwendung von Tierarz-
neimitteln durch Tierärzte und Landwirte
noch besser regeln soll. Die Umsetzung
der an die Überwachungsbehörde
übertragenen Aufgaben stellt im Fach-
bereich der Veterinärverwaltung eine
große Herausforderung dar.

Die Rückstandskontrollverordnung re-
gelt die Kontrollmaßnahmen hinsichtlich
bestimmter Stoffe und Erzeugnisse so-
wie ihrer Rückstände in lebenden Tie-
ren, deren Fleisch zum Genuss für Men-
schen verwendet werden soll, und im
Fleisch. Diese Qualitätssicherungsmaß-
nahmen ergeben hohe Produktsicher-
heit. Demgemäß hat entsprechend ei-
nem Überwachungsplan die behördli-
che Kontrolle von Fleisch auf Rückstän-
de und Stoffe in Tierhaltungs- und
Schlachtbetrieben zu erfolgen. Von den
behördlichen Kontrollorganen sind die
nach dieser Verordnung geforderten
Aufzeichnungen in den betriebseigenen
Registern zu kontrollieren und bei Ver-
stößen die vorgesehenen Maßnahmen
einzuleiten.

Tierkennzeichnung

Während die Rinderkennzeichnung
nunmehr Angelegenheit der AgrarMarkt
Austria ist, obliegt dem Landeshaupt-
mann nach wie vor die Zuteilung der
Kennzeichen für Schweine, Schafe und
Ziegen an die Tierhalter und die Füh-
rung eines Tierhaltungsregisters. Wei-
ters obliegt ihm die Überwachung der
Kennzeichnung und die Führung der
Bestandsregister in den landwirtschaftli-
chen Betrieben.

Rückstandskontrollverordnung
Auch im Jahr 2002 wird einer der Schwer-
punkte die prozessorientierte Kontrolle
der Lebensmittelproduktion sein.

Abteilung Bodenreform

Schwerpunkte 2001

Landesagrarsenat -
Bodenreform

Schwerpunkte der Tätigkeiten sind An-
gelegenheiten der Bodenreform, soweit
diese von der Landesregierung zu be-
sorgen sind, administrative Angelegen-
heiten des Landesagrarsenats und die
Amtssachverständigentätigkeit für den
Landesagrarsenat. Weiters ist der Lan-
desagrarsenat Berufungsinstanz in
Agrarverfahren. Ein großer Teil des Ar-
beitsbereichs ist die Entscheidung über
Berufungen gegen Bescheide der NÖ
Agrarbezirksbehörde. 2001 wurden 14
Schlichtungsverhandlungen durchge-
führt und in 14 Senatssitzungen 62 Ent-
scheidungen getroffen.

tung der Arbeitsprogramme und der
Verwendungsnachweise sowie die Prü-
fung der Projekte auf Übereinstimmung
mit den Richtlinien.

S ta t i s t i k  2001

len im Zusammenhang mit genverunrei-
nigtem Mais durchgeführt. Die überprüf-
te Gesamtfläche betrug rund 250 Hektar.
Da dieser Aufgabenbereich parallel zur
normalen Prüftätigkeit erfolgen musste,
war dies nur unter effizientestem Ar-
beitseinsatz aller Mitarbeiter möglich.

Legistik

Bedingt durch die Euro-Umstellung und
die Vorgaben des Agrarrechtsände-
rungsgesetzes war die Novellierung des
Güter- und Seilwege-Landesgesetzes,
des Wald- und Weideservituten-Landes-
gesetzes, des Gesetzes zur Erhaltung
der Weidewirtschaft in Niederösterreich
und des Flurverfassungs-Landesgeset-
zes erforderlich. Die ursprünglich ge-
plante vollständige Neuerlassung des
letztgenannten Gesetzes wurde - nach
Fertigstellung des Gesetzestextes und
Abschluss des Begutachtungsverfah-
rens vor Einbringung in den Landtag -
schlussendlich verworfen. Diese Arbei-
ten mussten parallel zum normalen
Dienstbetrieb erbracht werden.

Kreditverwaltung ___________________
Landesmittel für Maßnahmen des
Bodenschutzes € 465.137,61 (S 6,400.433,12)
Landesmittel für landschaftsgestaltende
Maßnahmen € 170.054,43 (S 2,340.000,-)
Landesmittel für den Amtsaufwand der Agrar-
bezirksbehörde € 567.529,55 (S 7,809,376,87)

Überprüfung der technischen
Operate

Überprüfung der technischen Operate
im Verfahren von agrarischen Operatio-
nen vor Erlassung des Zusammenle-
gungs-, Flurbereinigungs-, Teilungs-
und Regelungsplanes durch sachver-
ständige Beamte.
2001 wurden insgesamt 22 agrarische
Operate mit einer einbezogenen Fläche
von 1.643 Hektar und 458 Parteien
überprüft.

Fachprüfung für den Agrardienst
Diese Tätigkeit erstreckt sich sowohl auf
die administrativen Aufgaben für die
Prüfungskommission (wie z. B. Festle-
gung der Prüfungstermine, Prüfung der
Zulassungsvoraussetzungen, Vorberei-
tungsgespräche mit den Kandidaten)
wie auch auf die Durchführung der
schriftlichen und mündlichen Prüfung.
Die Dienstprüfungskommission besteht
aus vier Technikern und einem Juristen.
Geprüft werden Kandidaten für' den A-,
B-, C- und D-Dienst.

Technischer Prüfdienst

Im Rahmen des Technischen Prüfdiens-
tes wurden insgesamt 214 Fälle über-
prüft. Bei 112 Projekten mussten Män-
gel festgestellt werden. Gegenüber dem
Vorjahr bedeutet das eine Zunahme der
Prüftätigkeit um 670%. Durch die enor-
me Zunahme der Zahl der zu überprü-
fenden Fälle und dem vorgegebenen
zeitlichen Rahmen (Terminarbeiten) re-
sultierte eine erhebliche Mehrbelastung
für alle am Prüfdienst Mitwirkenden.
Trotz dieser Erschwernis konnten so-
wohl die Anzahl der Senatssitzungen als
auch die Anzahl der getroffenen Ent-
scheidungen auf dem Niveau des Vor-
jahres gehalten werden.

Genmais
In der Zeit vom 31. Juli bis 29. August
2001 wurden vom Technischen Prüf-
dienst bei 30 Betrieben Vor-Ort-Kontrol-

Kreditverwaltung

Hauptaufgabe ist die Überprüfung der
Geldgebarung und die Kreditüberwa-
chung der bereitgestellten Landesmittel
hinsichtlich des Sach- und Zweckauf-
wandes der NÖ Agrarbezirksbehörde.
Die Abteilung Bodenreform hat vorzu-
sorgen, dass die für die Durchführung
der agrarischen Operationen (mit Aus-
nahme des ländlichen Wegebaues) er-
forderlichen Mittel vorhanden sind und
in den Voranschlägen des Landes Be-
rücksichtigung finden. Die damit-ver-
bundene Tätigkeit umfasst die Bearbei-
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Von 2. April 2001 bis 6. April 2001 wur-
de eine Dienstprüfung ausgeschrieben,
wobei sich ein Kandidat (A-Dienst) für
die mündliche Prüfung am 2. April 2001
und die schriftliche Prüfung am 6. April
2001 anmeldete.
Im Zuge der Ausbildung der A- und B-
Techniker im Agrardienst im Rahmen ei-
nes Rotationsverfahrens ist auch die
Abteilung Bodenreform zu durchlaufen.
Die dabei anfallenden Aufgaben wer-
den unter der Leitung des Ausbildungs-
beauftragten von den aus dieser Abtei-

El lung bestellten Mitgliedern des Landes-
agrarsenats bzw. von den mit der Revi-
sion von Agrarverfahren betrauten Be-
amten wahrgenommen.

Probleme 2001

Die Abdeckung aller oben genannten
Teilgebiete stellte - vor allem durch die
Zunahme in den Bereichen Technischer
Prüfdienst und Legistik - für alle Mitar-
beiter eine enorme Herausforderung
dar. Die Erledigung der daraus resultie-
renden Aufgaben und die Aufrechter-
haltung des herkömmlichen Dienstbe-
triebes konnten nur durch erhöhten Ein-
satz bewältigt werden.

Ziele 2002

Fortsetzung der legistischen Arbeit
(Neufassung des Flurverfassungs-Lan-
desgesetzes), Grundsatzplanungen für
eine moderne und effiziente Form von zu-
künftigen Bodenreformverfahren, Fort-
führung und Übernahme weiterer Agen-
den (Landschaftsfonds-, Leader+-Pro-
jekte) durch den Technischen Prüfdienst,
Fortsetzung des Aufbaues einer agrar-
rechtlichen Entscheidungssammlung
unter Verwendung der automationsunter-
stützten Datenverarbeitung; Fortführung
von Umsetzungsmaßnahmen im Rah-
men des Projektes Effizienzsteigerung.

Abteilung Land- und Forstwirtschaftsinspektion

Schwerpunkte 2001

• Fortlaufende Betriebskontrollen ge-
mäß dem Gesetzesauftrag in den Be-
trieben der Land- und Forstwirtschaft.
Neben den traditionellen Dienstnehmer-
betrieben wurden vorrangig jene Betrie-
be kontrolliert, die sich als Ausbildungs-
betriebe (Fremdpraxis) für landwirt-
schaftliche Fachschüler gemäß Verord-
nung über die Organisation und die
Lehrpläne der öffentlichen land- und
forstwirtschaftlichen Berufs- und Fach-
schulen zur Verfügung gestellt haben.
Es wird die Einhaltung aller dem Schutz
der land- und forstwirtschaftlichen
Dienstnehmer dienenden Gesetze, Ver-
ordnungen und Verfügungen über-
wacht.
• Betriebskontrollen in bäuerlichen Be-
trieben mit familieneigenen Arbeitskräf-
ten, hauptsächlich in Lehr- und Praxis-
betrieben. Bei der sicherheitstechni-
schen Begutachtung und Beratung die-
ser Betriebe wird auch auf eine gedeihli-
che Zusammenarbeit mit der Abteilung
Landwirtschaftliche Bildung und Wein-
wirtschaft, der NÖ land- und forstwirt-
schaftlichen Lehrlings- und Fachausbil-
dungsstelle und mit den Sozialversiche-
rungsträgern Wert gelegt. Den Lehrbe-
trieben werden zeitgerecht Informatio-
nen über sicherheitstechnische Anfor-
derungen zur Verfügung gestellt, damit
eine rechtzeitige Anerkennung als Lehr-
betrieb durch die Lehrlings- und Fach-
ausbildungsstelle erfolgen kann.
• Maßnahmen zur Verbesserung der
Arbeitsbedingungen und der men-
schengerechten Gestaltung der Arbeit
in der Land- und Forstwirtschaft durch
Veröffentlichung in der Fachpresse, Ein-
richtung und Betreuung der.Sicherheits-
straßen in den landwirtschaftlichen
Fachschulen und Ausbildungsstätten,

Information der Lehreltern durch Vorträ-
ge anlässlich von Lehrelterntagungen,
Mitwirkung bei der Ausbildung von
Staplerfahrern, Abhaltung von Schu-
lungskursen gemeinsam mit der NÖ
Landarbeiterkammer und der Allgemei-
nen Unfallversicherungsanstalt im Bil-
dungszentrum der LAK in Drosendorf.
• Die Organe der Land- und Forstwirt-
schaftsinspektion sind auch begutach-
tende Fachorgane auf dem Gebiet der
Sicherheitstechnik und der Unfallverhü-
tung. Über Antrag von Verwaltungsbe-
hörden und Verwaltungsstellen werden
entsprechende Stellungnahmen abge-
geben.
• Ständige und direkte Kontaktnahme
mit Behördenvertretern anderer Auf-
sichtsbereiche und Aufsichtsregionen
(Bundesländer) zwecks Vermeidung
von unterschiedlichen Auslegungen der
Bestimmungen über den Arbeitnehmer-
schutz in der Land- und Forstwirtschaft.
• Weiters wird von der Land- und Forst-
wirtschaftsinspektion auch das Gesetz
über die Verwendung von Pflanzen-
schutzmittel in der Landwirtschaft über-
wacht.

auch aus dem starken Rückgang an Ar-
beitskräften (deutlich sinkende Lehr-
lingszahlen!), und der vermehrte Trend
zum Nebenerwerb lässt befürchten,
dass mehr Stress und Belastung das
Unfallrisiko vergrößern.
• Das Ausweichen auf Alternativpro-
dukte oder allgemein auf biologisch ori-
entierten Landbau bringt es mit sich,
dass neben der mechanischen Bearbei-
tung (z. B. als Ersatz für Spritzmittelein-
satz) auch reine Handarbeit mit ihren
möglichen gesundheitlichen Nachteilen
wieder stärker in den Vordergrund tritt.
Das Zurückkehreh zu „naturnahen“ Ar-
beitsmethoden kann sich dann auf die
Arbeitssicherheit ungünstig auswirken,
wenn Geräte, Ausrüstung oder Kenntnis
über die Arbeitsmethode bereits nicht
mehr vorhanden bzw. nicht mehr über-
liefert sind. Dies ist beispielsweise beim
Einsatz des Pferdes als Zugtier für wald-
schonende Bringung des Holzes der
Fall.
• In der Forstwirtschaft, wo sehr oft
Akkordlohn die Regel ist, ist vermehrt
ein frühzeitiges Ausscheiden infolge
gesundheitlicher Dauerschäden zu be-
obachten. Die Akkordentlohnung soll-
te daher dringend neu überdacht wer-
den.
• Für Forstarbeiter hat sich die reine
Schnittzeit mit der Motorsäge dort dras-
tisch erhöht, wo zentral und vollmecha-
nisiert entrindet wird. Wenn dadurch
auch einerseits das ungeliebte händi-
sche Schälen und die damit verbunde-
nen gesundheitlichen Nachteile (Hal-
tungsschäden) wesentlich gemildert
werden konnten, kommen andererseits
die enormen gesundheitlichen Gefahren
des längeren Motorsägeneinsatzes, wie
Gehör- oder Vibrationsschäden, aber
auch die reine Verletzungsgefahr ver-
stärkt hinzu.

Probleme 2001

• Das Bemühen, nicht nur durch Ratio-
nalisierung, sondern auch durch Steige-
rung des physischen Einsatzes die sta-
gnierenden oder zum Teil sinkenden
Preise für landwirtschaftliche Produkte
einigermaßen auszugleichen, wirkt sich
offensichtlich auch auf die Gesundheit
der Betroffenen und auch auf das Un-
fallgeschehen ungünstig aus. Die stei-
gende Zahl, der Frühpensionsansuchen
ist sicherlich auch ein Ergebnis davon.
Ähnlich negative Folgen ergeben sich
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Statistik 2001
Als Aufgabe der Hoheitsverwaltung hat
die Land- und Forstwirtschaftsinspek-
tion im Jahre 2001 847 Betriebe besich-
tigt, die einen Beschäftigungsstand von
3.656 Arbeitskräften, davon 329 Lehrlin-
ge, aufwiesen.

Ziele 2002
• Der Aufgabenbereich der Land- und
Forstwirtschaftsinspektion ist in der NÖ
Landarbeitsordnung gesetzlich gere-
gelt. Es ist somit in erster Linie auch
künftig dem Auftrag zur Durchführung
fortlaufender Betriebskontrollen Rech-
nung zu tragen.
• Schwerpunkte werden die Nachkon-
trollen in Dienstnehmerbetrieben und in
den Praxis- und Lehrbetrieben sein, um
hier vor allem zu gewährleisten, dass
land- und forstwirtschaftlichen Fach-
schülern und Lehrlingen, die der elterli-
chen Obsorge entzogen werden, eine
möglichst unfallsichere Ausbildung zu-
teil wird.
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Abteilung Gewerberecht

Schwerpunkte 2001

Die Abteilung Gewerberecht ist aus-
schließlich ein Rechtsreferat. Die Tätig-
keit umfasste im Wesentlichen:
• die Vollziehung des Gewerberechtes
einschließlich der Verkehrsgewerbe in
erster und zweiter Instanz, des Mineral-
rohstoffgesetzes, des Rohrleitungsge-
setzes, der Wirtschaftstreuhänderbe-
rufsordnung, des Berufsausbildungsge-
setzes, des Sonn- und Feiertags-Be-
triebszeitengesetzes und des NÖ Bu-
schenschankgesetzes,
• die Erlassung einer Verordnung über
die Festsetzung von Höchsttarifen für
das Rauchfangkehrergewerbe, die No-
vellierung der NÖ Sperrzeitenverord-
nung, die Erlassung von Verordnungen
über die Festsetzung eines verbindli-
chen Tarifes für das Taxigewerbe,
• die Begutachtung von Gesetzes- und
Verordnungsentwürfen,
• die Abhaltung von Befähigungs- und
Konzessionsprüfungen,
• die Durchführung von Ausbilderprü-
fungen nach dem Berufsausbildungs-
gesetz,
• die Ausbildung von Juristen,
• die mündliche Beratung von Parteien
und Dienststellenvertretern,
• die Abhaltung von Gewerbereferen-
tentagen,
• den Vollzug des Wasserrechtes und
anderer Bundesmaterien in Zusammen-
hang mit gewerblichen Betriebsanla-
gen,
• regelmäßige Sitzungen des Arbeits-
kreises zum Vollzug des Mineralrohstoff-
gesetzes,
• regelmäßige Abhaltung von Dienst-
besprechungen,
• die Teilnahme an Seminaren zur Fort-
bildung,
• die Vortragstätigkeit im Rahmen von
Veranstaltungen und Seminaren,
• die Einrichtung einer Internetarbeits-
gruppe zum Zwecke der Präsentation
der Abteilung und als Informationsplatt-
form für den Bürger usw.
Festzustellen ist, dass der Bundesge-
setzgeber in jenen Rechtsmaterien,
welche die Abteilung Gewerberecht zu
vollziehen hat, stetig neue Gesetze und
Verordnungen schafft oder bestehende
Vorschriften novelliert. Die Abteilung
Gewerberecht ist damit oftmals in zeit-
lich sehr kurz bemessene Begutach-
tungsverfahren eingebunden. Mit jeder
Änderung ergeben sich neue Rechts-
fragen, die geklärt werden müssen.
Durch die Schaffung neuer Vorschriften
steigt entweder die Zahl der anhängi-
gen Verfahren bzw. ist Zusätzliches zu
beachten.
Die Abteilung Gewerberecht war im Jahr
2001 unter anderem auf Grund der Ge-

Anfragen allgemein
von Parteien, betreffend Allgemeines
Gewerbe, Betriebsanlagenrecht,
Diverses 121
vom Bundesministerium 67
von Bezirksverwaltungsbehörden 98
von anderen Behörden und Abteilungen 136
Stellungnahmen zu Verordnungs- und
Gesetzesentwürfen 72
Verleihung von Auszeichnungen 4
Verordnungsprüfungen
(Gemeinde-Marktordnungen etc.) 13
Erlaubnisse für die Beförderung von
Gütern über die Grenze 5.231
Gewerbereferententagungen 0
Entwürfe von Gesetzen und Verordnungen
(Erstellung) 9
Gleichstellung mit Inländern 86
Nachsichten
Nachsichten vom Befähigungsnachweis
und von den Zulassungsvoraussetzungen 1.699
Nachsichten vom Gewerbeausschlussgrund 157
Genehmigungen neuer Tankstellen 23
Änderungen von Tankstellen 234
Genehmigungen nach dem Rohrleitungsgesetz 2

werberechts-Novelle 2000 gefordert. Mit
dieser wurden die „Seveso-ll-Richtlinie,,

und die „IPPC-Richtlinie“ in innerstaatli-
ches Recht umgesetzt. Damit wurden
auch neuartige Verfahren geschaffen. In
regem Kontakt zu anderen Rechtsabtei-
lungen wurden Zuständigkeitsfragen
gelöst. Zusammen mit anderen Fachab-
teilungen einschließlich der Bezirksver-
waltungsbehörden wurde eine Basis für
den weiteren Vollzug gelegt.
Insgesamt verlangt die Wirtschaft ra-
sche Entscheidungen. Die Lebensver-
hältnisse, der mündige Bürger und kom-
plexe Rechtsmaterien stellen an die Mit-
arbeiter der Abteilung große Anforde-
rungen und sind zugleich eine Heraus-
forderung. Folgende Ziele ergeben sich
aus dem Selbstverständnis der Abtei-
lung und der zugewiesenen Aufgabe.

Ziele 2002
Die Zielvorgabe ist die Rationalisierung
und Vereinfachung von Arbeitsabläufen,
so weit wie möglich unter Zuhilfenahme
der elektronischen Datenverarbeitung
und Aufbau einer einheitlichen Textver-
arbeitung. Auf Grund der Verwendung
dieser technischen Hilfsmittel und auf
Grund organisatorischer Maßnahmen
soll eine raschere Erledigung im Interes-
se einer bürgernahen ' Verwaltung er-
reicht werden. Durch Gewerbereferen-
tentage, Betreuung von Arbeitskreisen
und durch regelmäßige Dienstbespre-
chungen soll ein einheitlicher Vollzug in
Niederösterreich ermöglicht werden.

Konzessions- bzw. Befähigungsprüfungen
Gastgewerbe 393
Immobilienmakler- und
Immobilienverwaltergewerbe 41
Reisebürogewerbe 4
Mietwagengewerbe, Taxi usw. 49
Güterbeförderungsgewerbe 73
Technische Büros 86
Detektivgewerbe 1
Überlassung von Arbeitskräften 15
Bestattergewerbe 0
Sprengungsunternehmen 0
Ausbilderprüfungen 2
Personalkreditvermittler 44

Statistik 2001

Gewerberecht ______________________
Anhängige Ansuchen
Konzessionsverleihungen und Bewilligungen 980
Konzessionserweiterungen 159
Verlegungen des Betriebes 226
Weitere Betriebsstätten 219
Verpachtungen 1
Geschäftsführerbestellungen 317
Gewerbeentziehungen 88
Umgründungen 124
Delegierte Betriebsanlagen 3
Betriebsanlagen-Berufungen (neu) 47
Betriebsanlagen-Berufungen (alt) 1
Betriebsanlagen (Volksanwalt) 5
Sonstige Berufungen 109
Genehmigungen für Schädlingsbekämpfung 19
Volksanwaltschaftsbeschwerden
(außer BA-Akte) 0
Rauchfangkehrer-Schlichtungsstelle 1

Mineralrohstoffgesetz__________________
Außerordentlicher Gewerbereferententag 0
Anfragen 52
Verantwortliche Personen 9
Berufungen . 10
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Abteilung Wirtschaftsförderung

Probleme 2001

Besondere Probleme bereiteten
• die Anpassung an die erhöhten EU-
Vorgaben bei der Programmabwicklung
sowohl inhaltlich als auch administrativ,
• die Budgeterstellung im Hinblick auf
die Einhaltung der Maastricht Kriterien.
• Die konsequente Vergabe von Fonds-
darlehen anstelle von Zuschüssen und
Zinsenzuschüssen zur Erfüllung der
Konvergenzkriterien hätte kurz- und mit-
telfristig eine radikale Einschränkung
des Fördervolumens und damit auch
negative Auswirkungen auf die konjunk-
turelle Entwicklung zur Folge.

Schwerpunkte 2001

NÖ Wirtschaftsförderungs- und
Strukturverbesserungsfonds

Der NÖ Wirtschaftsförderungs- und
Strukturverbesserungsfonds hat die
Aufgabe, die Förderungsaktionen für
die gewerbliche Wirtschaft durchzufüh-
ren. Wesentliche Förderschwerpunkte
im Jahr 2001 waren Strukturverbesse-
rungsmaßnahmen, Betriebsansiedlung
und Neugründung, Forschung und Ent-
wicklung, Kooperation und Markter-
schließung.
Ein sehr großer zeitlicher Aufwand ent-
fiel im Jahr 2001 auf
• die Vorbereitung, Publizierung und
Umsetzung der neuen Programme, vor
allem des Einheitlichen Programmpla-
nungsdokuments Ziel 2 2000-2006,
• die Weiterentwicklung der Regionalen
Innovations Strategie für Niederöster-
reich (RIS NÖ) und der damit in Zusam-
menhang stehenden Beantragung wei-
terer EU-Projekte wie z. B. STRINNOP,
PAXIS, CLUES und innovative Maßnah-
men (www.ris-noe.at),
• die Weiterführung der industriell ge-
werblichen Softmaßnahmen, wie die
Gründungsinitiative GENIUS, Ausbau
des Kooperationsnetzwerks und Ent-
wicklung des Innovation Survey der TIP,
Technologie und Innovations Partner -
Informationsagentur für Innovationen.
• Verstärkter Dialog Wissenschaft -
Wirtschaft und Politik
Die Abteilung Wirtschaftsförderung
setzt vier Schwerpunkte für die Kofinan-
zierung aus EU Strukturfondsmittel um:
• betriebliche Investitionen (Struktur-
verbesserung und Neugründung),
• betriebliche Forschung und Entwick-
lung,
• betriebliche Kooperation und Markt-
erschließung,
• industriell-gewerbliche Soft-Maßnah-
men (Beratung).
Als Konsequenz aus einer Studie über
die schwierige Situation der Nahversor-
ger in Niederösterreich wurden die Zu-
gangsmöglichkeiten und die Attraktivität
der Lebensmittel-Nahversorgeraktion
weiter verbessert.
Sowohl für die kofinanzierten als auch
die nationalen Förderungsaktionen wur-
den die Richtlinien an den Euro ange-
passt und an die Europäische Kommis-
sion weitergeleitet.
Im Sinne der Transparenz wurde die
Förderungsabwicklung standardisiert.
Es wurden Förderverträge und Leitfä-
den erstellt. Alle Dokumente stehen im
Internet (www.wirtschaftsfoerderung.at)
zur Verfügung.

Betriebsansiedlung,
Standortberatung,
Regionalisierung

Für Standortberatung, Betriebsansied-
lungs- und Regionaiisierungsprojekte ist
die ECO Plus GesmbH zentrale Stabs-
stelle für das Land Niederösterreich. Die
Gesellschaft ist auch Betreiber von In-
dustrie- und Gewerbezentren, welche
neben Grundstücken und betrieblicher
Infrastruktur auch Beratungs- und Ser-
viceleistungen anbieten.
Weiters ist ECO Plus an der Umsetzung
der EU-Regionalpolitik in Niederöster-
reich beteiligt. Die im Hinblick auf die
Erweiterung der Europäischen Union
geschaffene EURO-FIT-Aktion wurde in
den strukturschwachen Gebieten ver-
stärkt fortgeführt.
Die NÖ Grenzlandförderungsgesell-
schaft mbH wird vom Land NÖ und der
Republik Österreich gemeinsam betrie-
ben und hat die Aufgabe der Informa-
tion, Beratung und Förderung von Be-
triebsansiedlungen im Grenzland und
im Norden des Bezirks Korneuburg.
Im Jahr 2001 sind folgende Schwer-
punkte hervorzuheben:
• Aufbau grenzüberschreitender Im-
pulszentren
• Aufbau von Clustern im automotiven
Bereich und Holz
• Errichtung weiterer Industrieparks in
Marchegg und Kottingbrunn

Innovation
Die Regionale Innovations Strategie NÖ
wurde weitergeführt und im Ziel-2-Pro-
gramm umgesetzt. Auch die Koopera-
tionsplattform zur Unterstützung von
Wirtschaftskooperationen in Nieder-
österreich sowie der Gründungs-Round-
Table wurden weitergeführt. Durch die
Mitfinanzierung der TIP, Technologie
und Innovations Partner, ist gewährleis-
tet, dass Betriebe bei der Umsetzung
von Forschungs- und Entwicklungspro-
jekten maßgeblich unterstützt werden
und die finanzielle Förderung seitens
des Landes durch entsprechende Bera-
tung und Projektbegleitung ergänzt
wird.
Am 14. November wurde zum 14. Mal
der NÖ Innovationspreis vergeben.
Im Zuge der Finalisierung des Ausbau-
es der RIZ Holding GesmbH wurden
weitere regionale Innovationszentren er-
öffnet.
Die RIZ Holding bietet ihr Know-how
über Kooperationsverträge regionalen
Projektträgern an.
Der engere Bereich der Technologie,
darunter die „Geschäftsstelle für Tech-
nologie", wurde durch Beschluss der
NÖ Landesregierung an die Abteilung
Tourismus abgetreten.

Ziele 2002

Vorrangig für 2002 werden folgende
Zielsetzungen verfolgt:
• Umgestaltung des Förderungsinstru-
mentariums zur Erfüllung der Maas-
tricht-Vorgaben
• Umsetzung der Ziel-2-Maßnahmen
• Betriebliche Forschung und Entwick-
lung
• Unternehmensgründung und Ansied-
lung
• Erweiterung und Strukturverbesse-
rung
• Verstärkte KMU-Förderung durch
Stärkung ihrer Kompetenzen bei der in-
ternationalen Markterschließung und bei
Kooperationen
• Weiterentwicklung der industriell ge-
werblichen Softmaßnahmen
• Aufrechterhaltung der Nahversor-
gung in den Regionen
• Erarbeitung von Grundlagen für die
wirtschaftspolitische Ausrichtung
• Zusammenarbeit und Erfahrungsaus-
tausch mit anderen europäischen Re-
gionen
• Positionierung von NÖ als Top Re-
gion, region of excellence

Statistik 2001

NÖ Wirtschaftsförderungs- und
Strukturverbesserungsfonds

Darlehen______ _________________
Landesinvestitionsförderung

353 Anträge S 277,180.000,-

Zinsenzuschüsse
BÜRGES-Landesregionalprämie

128 Anträge
Landesinvestitionsförderung

220 Anträge
Existenzgründungsaktion

778 Anträge

S 223,019.625,-

S 322,990.000,-

S 144,330.747,-
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Innovationsförderung
2 Anträge S 7,500.000,-

Nahversorgungsaktion
259 Anträge

Sonderaktion
66 Anträge

NÖ Beteiligungsmodell
10 Anträge

S 109,215.000,-

S 162,710.000,-

5 69,500.000,-

Bürgschaften
NÖKBG-Rückbürgschaften

6 Fälle S 7,380.000,-

Landesbe i t r ägeBeiträge

S 3,600.000-

S 48,265.043 -

S 39,577.130,-

S 1,600.000,-

S 525.145,-

S 179.692,—

S 683.773,-

S 1,120.000,-

5 7,101.595,-

Investitionsprämie im
Fördergebiet 1

23 Anträge
Innovationsförderung

68 Anträge
Betriebsansiedlung

26 Anträge
Landesinvestitionsförderung

1 Antrag
Markterschließung

7 Anträge
Gründersparen

8 Anträge
Kooperationen

6 Anträge
Wirtschaftshilfeaktion

4 Anträge
EURO-Umstellung

479 Anträge

Arbeitsmarktförderung
8 Fälle S 2,750.000,-

Notstandsmaßnahmen für
Angehörige der gewerblichen
Wirtschaft S 250.000-
Ausbau der Lehrlingsheime 5 1,012.000,-
Ausbildungsbeihilfen S 379.500,-
Wirtschaftsförderungsinstitut
Mödling S 5,000.000,-
Haftungen NÖ Beteiligungsmodell S 5,835.247,-
Andere Wirtschaftsförderungs-
maßnahmen S 13,298.128,-
RIZ NÖ Holding GesmbH S 11,000.000,-

Schwerpunkte 2001

Fremdenverkehrs-
förderungsfonds

Seit 1.1. 1997 ist ein völlig überarbeite-
tes Förderinstrumentarium in Kraft. Die-
ses neue System wurde seitens der
Europäischen Kommission im Rahmen
einer Evaluierung der EU-Strukturförde-
rung als positiver Schritt in Richtung
qualitativer Weiterentwicklung gelobt.
Organisatorisch ist die laufende Förder-
bearbeitung in die Bereiche NÖ Ost und
NÖ West unterteilt. Das Bearbeitungs-
team NÖ Ost wurde im Zuge der Dezen-
tralisierung auf Telearbeitsplätzen in der
Bezirkshauptmannschaft Baden ange-
siedelt.
Im Jahr 2001 wurden das neue Ziel-
programm sowie die Gemeinschaftsin-
itiativen Leader+ und Interreg IIIA von
der Kommission genehmigt, so dass die
ersten Förderbewilligungen im Rahmen
dieser von der EU co-finanzierten Maß-
nahmen ausgesprochen werden konn-
ten. Im Vergleich zum Vorjahr wurden
daher auch deutlich mehr Förderzusa-
gen erteilt.
Auf den Vermögensstand des NÖ Frem-
denverkehrsförderungsfonds hat sich
positiv ausgewirkt, dass im Jahr 2001
ein Großteil der vorfinanzierten EFRE-
Mittel aus der vorangegangenen Pro-
grammperiode an das Land zurückge-
flossen sind.
im Unterschied zur bisherigen Vor-
gangsweise müssen die Mittel aus dem
Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung nicht mehr seitens desT.andes
NÖ vorfinanziert werden, sondern flie-

Die Informationsoffensive des Jahres
2000 wurde im Wesentlichen weiter ge-
führt. So wurden mehrere Präsentatio-
nen des Kursbuches auf regionaler
Ebene veranstaltet als auch wieder so
genannte Tourismusfeste 'in den Regio-
nen veranstaltet.

ßen über die sogenannte Zahlstelle di-
rekt an die Projektanten.
Eine im Jahr 2001 abgeschlossene Eva-
luierung der Tourismusförderung stellt
der Tätigkeit des NÖ Fremdenverkehrs-
förderungsfonds ein gutes Zeugnis aus.
Wesentliche Herausforderung für die
Zukunft ist die verstärkte Ausrichtung
der Fördertätigkeit auf regional abge-
stimmte Projekte, bei denen Hard- und
Software-Maßnahmen als Paket geför-
dert werden sollen. Hier werden im Jahr
2002 erste Überlegungen anzustellen
sein.
Um die Mitarbeiter der Abteilung Touris-
mus immer auf dem neuesten Stand zu
halten und die Erfahrungen auszutau-
schen, wurden Schulungsveranstaltun-
gen organisiert und regelmäßig Richtli-
nienbesprechungen durchgeführt.

Förderung touristischer Projekte
aus dem Landschaftsfonds

Neben Förderungen aus dem Fremden-
verkehrsförderungsfonds können für
landschaftsbezogene, umweltverträgli-
che Projekte, die der Freizeitwirtschaft
und dem Tourismus dienen, auch För-
dermittel aus dem Landschaftsfonds
angesprochen werden. Die Tourismus-
abteilung ist daher im Arbeitskreis und
Fachbeirat vertreten und wickelt die tou-
ristischen Projekte federführend ab.
Auch im Jahr 2001 waren auf Grund der
angespannten finanziellen Situation För-
derungen nur in beschränktem Ausmaß
möglich.

Schwerpunktaktion „Incentive“

Die als Schwerpunktaktion des Landes
gemeinsam mit der NÖ-Werbung Ges-
mbH entwickelte Plattform Incentive
2001 (basierend auf der Aktion NÖ
F. I. T. 2001 PROFIL) wurde in Incentive
plus umbenannt.
Zusätzlich zur Betreuung der Angebots-
gruppen der NÖ TOP-Gastgeber wur-
den neue Schwerpunkte innerhalb des
Projektes, insbesondere Maßnahmen
zur Qualitätsverbesserung gesetzt.

Umsetzung des neuen
touristischen Leitbildes
„Kursbuch Tourismus
Niederösterreich“

Von der NÖ Landesregierung wurde im
November 1999 das neue Kursbuch
Tourismus beschlossen, das eine Neu-
positionierung Niederösterreichs vor-
sieht. Im Jahr 2001 wurden einerseits zu
Spezialthemen Detailstudien erarbeitet,
welche die im Kursbuch allgemein for-
mulierte Strategie auf konkrete Maßnah-
men herunterbrechen. So wurden für die
Themen Rad und Bäder entsprechende
Arbeiten abgeschlossen und für den
Bereich Wintertourismus eine Studie ge-
startet, die im Jahr 2002 fertig gestellt
werden wird.
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cken ins Leben zu rufen. Um eine effizi-
ente Struktur und konkrete und einheitli-
che Vorgangsweise zu gewährleisten
wurde unter Federführung der Abteilung
Tourismus ein Mountainbikekonzept für
diese vier Regionen entwickelt. Mit Jah-
resende konnte auf Basis dieser Kon-
zeption die ARGE Mountainbike-Nieder-
österreich gegründet werden.
• Zur Weiterentwicklung und Verbesse-
rung des Radangebotes wurden kon-
form der im späten Frühjahr 2001 fertig
gestellten Rad-Konzeption zahlreiche
Projektschwerpunkte (einzelne Radwe-
ge und Radregionen) in Angriff genom-
men und teilweise fertig gestellt. Zur
Entwicklung des Produktes „Rad“ ge-
hört jedoch nicht nur der Bau von Rad-
wegen, sondern die parallele Entwick-
lung von Suprastrukturen und Dienst-
leistungsketten. In der Schwerpunktre-
gion Weinviertel (Priorität I, da regionale
Speerspitze) wurde dazu auch ein Pro-
jektmanagement innerhalb der Wein-
viertel Tourismus GmbH, installiert.

Förderung und Weiter-
entwicklung der Tourismus-
organisationen sowie Werbe-
mittelförderung für Gemeinden

• Im Zuge der Begutachtung und Reor-
ganisation der regionalen Tourismusor-
ganisationen i. S. des Destinations-Ma-
nagements wurden im Jahr 2001 wieder
wichtige Schritte gesetzt. Oberstes Ziel
dabei; Einzelbetriebliche Vermarktungs-
bemühungen sollen sich zu modernen
Kooperationsformen zusammenschlie-
ßen, die regionalen Tourismusorganisa-
tionen sollen sich im Sinne der verän-
derten, anspruchsvolleren Anforderun-
gen der Märkte zu schlagkräftigen De-
stinations-Gesellschaften weiterentwi-
ckeln. Im Vordergrund stehen dabei der
qualitative Sprung vom Info- und Marke-
tingbüro zur gemeinsamen Organisation
und die Vermarktung von Kerngeschäf-
ten in Form marktgerecht organisierter
Dienstleistungsketten. So konnte im Juli
2001 die „Weinviertel Tourismus GmbH“
als nun dritte „Destinationsgesellschaft“
gegründet werden. Gesellschafter der
gemeinsamen „Destination Manage-
ment Company" (GmbH) sind die Tou-
rismusverbände, die ihre operativen Tä-
tigkeiten durch die Weinviertel Touris-
mus GmbH, durchführen lassen, das
Land Niederösterreich sowie die Beher-
bergungsbetriebe, die im Rahmen eines
Wirtschaftsvereins an der Gesellschaft
beteiligt sind. Zu den bisherigen Ar-
beitsbereichen des klassischen Touris-
musmarketings soll von der neuen
Weinviertel Tourismusgesellschaft eine
Reihe neuer Aufgaben wahrgenommen
werden. Darunter: Produktentwicklung,
Qualitätssicherung und Einrichtung ei-
nes zentralen Informations- und Reser-
vierungssystems (Incoming).
• Auch im Bereich des NÖ Donaurau-
mes wurde der Prozess hin zur „Desti-

der DDSG AG) erworben. Ein umfang-
reiches Renovierungsprogramm der
18 Anlegestellen wurde vorbereitet,
2001 wurde die 1. Sanierungstranche
abgewickelt. Die Umsetzung der 2. Sa-
nierungsetappe wurde vorbereitet und
begonnen. Der Betrieb und die Ver-
marktung der Anlegestellen erfolgt
durch die Donau-Schiffsstationen
GmbH (eine Gesellschaft der Brandner
Schifffahrt, der Stadt Korneuburg und
des Landes NÖ).
• Am Internet-Informations- und Bu-
chungssystem TIScover NÖ nehmen mit
Jahresende 2001 bereits mehr als 1.160
Partner teil. Mehr als 2.000 Personen
haben bisher an Schulungen teilgenom-
men und können nunmehr die geforder-
te permanente Datenaktüalisierung vor-
nehmen. Die NÖ Gemeinden sowie die
touristischen Leitbetriebe und Touris-
musorganisationen sind fast flächende-
ckend in diesem System vertreten und
nehmen damit am „elektronischen
Marktplatz“ teil. Die Umsetzung dieses
Projektes wurde auch 2001 als Schwer-
punktförderung im Rahmen der Förder-
richtlinie PROFIL unterstützt.
• Die NÖ Wirtshausaktion wurde mit
1.1. 1997 in einen eigenständigen Ver-
ein umgewandelt, der die Hälfte seines
Jahresetats durch Mitgliedsbeiträge
und Sponsorengelder aufbringt. Der
Landesbeitrag aus der Startphase zur
Unterstützung der NÖ Wirtshauskultur
konnte damit beträchtlich gesenkt wer-
den, der Umfang der Serviceleistungen
(Öffentlichkeitsarbeit, Wirtshauskarte,
Wirtshauszeitung, Coaching-Programm
sowie Seminar- und Fachveranstaltun-
gen) konnte erweitert werden.
• Zur regelmäßigen Informätionsgewin-
nung wurden auch 2001 wieder Unter-
suchungen und Marktforschungsprojek-
te beauftragt. Unter anderen erfolgte die
Mitarbeit und Beteiligung an der GBÖ
(Gästebefragung Österreich), bei der
zum ersten Mal auch regionale Untersu-
chungen für zwei Tourismusregionen
durchgeführt wurden, eine Untersu-
chung der Wertschöpfung der Gäste
der Kreuzfahrtschifffahrt für den nieder-
österreichischen Donauabschnitt, eine
Studie zur touristischen Evaluierung von
Sportveranstaltungen am Beispiel
Wachau-Marathon sowie eine Studie mit
Konzeption zur mittelfristigen Weiterent-
wicklung der touristischen Radwe-
ge/Radregionen mit Potenzialanalyse.
• Im Zuge des Projektes „Millennium
Wienerwald", welches umfangreiche
Projekte mehrerer Organisationen und
auch Abteilungen des Landes vorsieht,
wurden dazu Konzeption und Projekt-
plan ausgearbeitet und die operative
Einführungsphase begleitet.
• In vier Tourismusregionen (Mostvier-
tel, Waldviertel, Wienerwald und NÖ
Süd-Alpin) wurde angedacht, eine Nie-
derösterreich-weite Kooperation zur
Weiterentwicklung und besseren touris-
tischen Nutzung der Mountainbike-Stre-

Für den Bereich Ausflugstourismus wur-
den ERFA-Gruppen für Infrastrukturbe-
triebe ins Leben gerufen. Diese sollen
zur Professionalisierung der Ausflugs-
ziele in Niederösterreich dienen.
Weiters wurde ein Schulungszyklus für
Informationsstellen entwickelt.
Zur Weiterentwicklung des Wintertouris-
mus in NÖ wurde eine ERFA-Gruppe
„Winterorte“ gegründet. Inhalt dieser
Gruppierung ist die Positionierung und
Entwicklung von konkurrenzfähigen An-
geboten.
Incentive plus hat auch die gesamte Ko-
ordination sowie die strategische Pla-
nung der Aus- und Weiterbildungsmaß-
nahmen für die neu gegründeten Desti-
nationen übernommen. Auf Grund des
immer umfangreicheren Wissens in den
touristischen Organisationen Nieder-
österreichs wurde das Wissensnetzwerk
Tourismus installiert.
Incentive plus übernahm die Projektlei-
tung. Innerhalb dieses Netzwerkes gibt
es Arbeitsgruppen zu den verschie-
densten Themen. Ziel ist es, Wissen zu
erkennen, zu speichern und allen zu-
gänglich zu machen. Im Zuge dieses
Projektes wird auch an einer Intranet-Lö-
sung für den NÖ Tourismus gearbeitet.

Projektentwicklung und
-betreuung
Neben der Schwerpunktaktion INCEN-
TIVE werden die Fördermöglichkeiten
der neuen Richtlinie NÖ F. I. T. 2006
PROFIL von zahlreichen regionalen Pro-
jektgruppen und anderen Initiativen ge-
nutzt und tragen damit ebenfalls zu bes-
serer Zusammenarbeit und wachsender
betrieblicher Profilierung bei.
Zur Umsetzung der im touristischen
Leitbild „Kursbuch NÖ“ enthaltenen
Speerspitze Donau wurden folgende
Maßnahmen gesetzt bzw. unterstützt:
• In der Arbeitsgemeinschaft Donautal
(Gründung durch die vier Städte Klos-
terneuburg, Krems, Melk und Tulln) wer-
den gemeinsame touristische Interes-
sen im Bereich des Rad- und Kulturtou-
rismus sowie der Donauschifffahrt ver-
folgt. Weitere Verbände und Gemeinden
aus dem NÖ Donauraum haben sich
dieser Initiative angeschlossen. Das Ziel
der Arbeitsgemeinschaft ist, die donau-
bezogenen touristischen Initiativen zu
bündeln und zu einer „Destination Do-
nau“ zu führen.
• Der Prozess zur Entwicklung einer
„Destination Donau“, also zu einer neu-
en, professionellen Vermarktungsorga-
nisation für den NÖ Donauraum, wurde
im Frühjahr 2001 konkret begonnen. Ein
Projektplan unter Einbindung der rele-
vanten Akteure der betroffenen Touris-
musverbände wurde erstellt. Bis zum
Jahresende wurden erste Verhandlun-
gen geführt und Kooperationsmodelle
entwickelt.
• Im Jahr 1999 wurden 18 Anlegestel-
len an der Donau vom Land NÖ (von
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arbeitet und zur Verfügung gestellt;
ebenso ein Mustervertrag „Mountain-
biken in NÖ".

tung „Tourismus Intern“ gemeinsam mit
der NÖ-Werbung.
Zur besseren Abstimmung der touristi-
schen Entwicklungsmaßnahmen mit den
Regionalmanagemerits wurde ein eige-
ner Workshop für Regionalmanager und
Kleinregionen entwickelt und bereits
erste Workshops abgehalten.

Legistischer Bereich

• Von den Gemeinden erlassene Ver-
ordnungen (Ortstaxen, Interessenten-
beiträge) wurden geprüft.
• Zahlreiche Rechtsauskünfte an Ge-
meinden wurden erteilt.
• Letztinstanzliche Bescheide, Vorstel-
lungen, Gegenschriften zu Verwaltungs-
und Verfassungsgerichtshofbeschwer-
den wurden erlassen bzw. erstellt.
• Die Arbeiten für eine optimale inhaltli-
che Neuordnung des NÖ Tourismusge-
setzes wurden weitergeführt.
• Ein Entwurf über die Änderung der
Verordnung über die Gliederung der
Gemeinden in Ortsklassen (nach ihrer
Tourismusbedeutung) wurde erstellt, ei-
nem Begutachtungsverfahren unterzo-
gen und der NÖ Landesregierung zur
Beschlussfassung vorgelegt. Die Novel-
le ist mit 1. 1. 2002 in Kraft getreten.
• Erläuterungen zur NÖ Wegehalter-
haftpflichtversicherung wurden ausge-

nationsentwicklung" begonnen. Eine Ar-
beitsgruppe bestehend aus Vertretern
der Städte, der Tourismusverbände,
dem Land Niederösterreich und den
Regional-Managements hat bis Jahres-
ende Zielsetzungen, Möglichkeiten und
erste grobe Modelle zur effizienten Zu-
sammenarbeit entwickelt. In diesem Be-
reich soll nun eine vollkommen neue Or-
ganisation gegründet werden, die auch
im Vergleich zu den „anderen" Touris-
musregionen keine Entsprechung nach
klassischem Muster findet. Das macht
nicht zuletzt auf Grund der unterschied-
lich entwickelten Vorstellungen, Zielset-
zungen und Methoden der betroffenen
Partner zahlreiche weitere Verhandlun-
gen notwendig. Bis zur Jahresmitte
2Q02 sollten beschlussreife Modelle vor-
liegen.
• Die Tourismusverbände und -regionen
wurden bei Vorstandssitzungen und Ge-
neralversammlungen betreut, projektbe-
zogen wurden Landesbeiträge gewährt.
Zur Kommunikationsverbesserung wur-
den unter Einbeziehung der NÖ-Wer-
bung monatlich Regionskonferenzen ab-
gehalten. Um die Professionalisierung an
der Basis weiter voranzutreiben wurden
verschiedene Schulungsprogramme er-
arbeitet und angeboten. Auf Initiative und
mit Unterstützung der Tourismusabtei-
lung wird ein Lehrgang für Tourismuswirt-
schaft der Wirtschaftsuniversität Wien in
Niederösterreich abgehalten, der spezi-
ell auf die Anforderungen im NÖ Touris-
mus abgestimmt ist.
Die Gemeinden wurden bei der Produk-
tion von Werbemitteln finanziell unter-
stützt.

Tourismusmarketing
Das touristische Marketing wird, auf das
Bundesland Niederösterreich bezogen,
von der NÖ-Werbung abgewickelt. Auf
nationaler Ebene werden diese Funktio-
nen von der Österreich-Werbung wahr-
genommen. Die Abteilung Tourismus ist
im Aufsichtsrat der NÖ-Werbung kon-
trollierend und koordinierend tätig. Die
einzelnen Bundesländer sind seit 2001
nicht mehr Mitglied bei der Österreich-
Werbung.

Interne Kommunikation
Zur Kommunikation der strategischen
Leitlinien (Kursbuch), der Fördermög-
lichkeiten, der zahlreichen Projekte,
Weiterentwicklung der Tourismusorgani-
sationen, Veränderungen im logisti-
schen Bereich und neuer Erkenntnisse
aus Untersuchungen und Marktfor-
schungen werden regelmäßig Kommu-
nikationsmaßnahmen durchgeführt. Da-
zu gehören u. a. Informationen an den
Landespressedienst, Pressegespräche
und Presseaussendungen, Workshops
und Schulungsmaßnahmen für Touris-
musorganisationen und -Betriebe sowie
die vierteljährliche Herausgabe der Zei-

Befähigungsnachweisprüfung
für das Fremdenführergewerbe

Für Mai 2001 wurde eine kommissionel-
le Prüfung ausgeschrieben und durch-
geführt. Es haben 4 Kandidaten daran
teilgenommen, 3 Kandidaten haben die
Prüfung bestanden. Die anderen Bun-
desländer wurden vom Ergebnis ver-
ständigt.

Probleme 2001
• Knappe Eigenkapitalausstattung der
Unternehmer hemmen Investitionserfor-
dernisse bei gleichzeitig steigenden An-
forderungen der Gäste an die Hardware.
• Finanzierungssituation für die Betrie-
be wird immer schwieriger
• Teilweise schwierige Koordinierung
der Tourismusorganisationen mit den re-
gionalen Entwicklungsorganisationen
(„Developer“)
• Durch den Wegfall der Getränkesteu-
er ist die finanzielle Situation der Ge-
meinden angespannt, Notwendige In-
vestitionen in die touristische Infrastruk-
tur sind schwieriger umzusetzen.

Statistik 2001

Ggesamtübersicht der Förderungen nach Aktionen

Aufs te l l ung  der Fö rde rung  nach Bez i r ken

Bewilligungen durchzuführende
Auszahlungen nat.

durchzuführende
Auszahlungen EU

geförderte
Projektkosten

Ohne Bezirkszuordnung 11 12,094.321,60 7,206.000,00 52,600.000,00
Amstetten 67 3,319.961,00 0 43,332.000,00
Baden 28 1,859.710,00 0 9,962.000,00
Bruck 16 1,895.700,00 0 7,650.000,00
Gänserndorf 20 1,549.200,00 0 23,502.000,00
Gmünd 35 3,009.310,93 2,108.000,00 40,114.500,00
Hollabrunn 20 2,212.028,30 3,239.000,00 15,252.000,00
Horn 20 746.600,00 312.000,00 8,756.000,00
Korneuburg 14 684.100,00 0 5,192.000,00
Krems-Land 71 5,252.402,00 600.000,00 58,525.500,00
Krems-Stadt 13 965.216,36 618.000,00 7,088.000,00
Lilienfeld 25 1,642.317,15 1,754.000,00 22,635.000,00
Melk 72 4,065.010,03 3,544.000,00 85,809.500,00
Mistelbach 25 12,454.304,88 5,419.000,00 107,397.000,00
Mödling 19 1,423.700,00 0 524,003.000,00
Neunkirchen 77 15,474.067,16 14,699.000,00 112,850.000,00
Scheibbs 51 8,530.537,00 6,191.000,00 86,506.100,00
St. Pölten-Land 33 2,400.800,00 0 18,865.000,00
St. Pölten-Stadt 8 2,215.500,00 0 24,176.000,00
Tulln 17 759.900,00 787.000,00 11,349.000,00
Waidhofen a. d. Thaya 6 192.900,00 0 2,103.000,00
Waidhofen a. d. Ybbs 8 421.074,00 0 10,369.000,00
Wien Umgebung 31 8,128.300,00 0 82,046.500,00
Wr. Neustadt-Land 32 3,619.819,12 29,341.000,00 432,165.000,00
Wr. Neustadt-Stadt 8 383.411,08 355.000,00 8,327.000,00
Zwettl 62 8,176.608,81 13,494.000,00 100,158.500,00

NÖ gesamt 789 103,476.799,42 89,667.000,00 1.900,733.600,00
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von Dienstleistungen wie Call-center
und Infosäulen
• Abschluss der Generalsanierung der
Donau-Schiffsstationen
• Bewerbung gemeinsam mit anderen
Bundesländern um ein K-net e-tourism
Kompetenzzentrum
• Aufbau von organisationsbezogenem
touristischen Wissen auf allen Ebenen
der Tourismusorganisationen („Know-
ledge-Network“)
• Initiierung von Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen für die Wirtschaft und
die Tourismusorganisationen in NÖ

Ziele 2002
• Umsetzung der Maßnahmen des neu-
en Tourismusleitbildes
• Weitere Umsetzung des Destination-
Managements in den Tourismusregio-
nen
• Maßnahmen zur qualitativen Weiter-
entwicklung des touristischen Angebots
• Weiterführung und Finalisierung der
Arbeiten zur Novellierung des NÖ Tou-
rismusgesetzes
• Weiterer Ausbau der Internet-Platt-
form TIScover unter Berücksichtigung

Abteilung Berufsschulen, Gewerblicher Berufsschulrat für NÖ

Privatschulen
des Landes NÖ
Der Abteilung Berufsschulen obliegt die
Behandlung der Angelegenheiten der
berufsbildenden mittleren und höheren
Schulen. Es handelt sich um folgende
(im Fall von Gr. Siegharts - ehemalige)
Privatschulen.

Ehemalige 3-Jährige
Landesfachschule für
Textiltechnik Groß-Siegharts
Schwerpunk te  2001

• Gebäudeverwaltung der 1997 aufge-
lassenen Schule
• Weiterführende Vorbereitung und stu-
fenweise Abwicklung des von der NÖ
Landesregierung beschlossenen Nach-
nutzungsmodells für die ehemalige Lan-
desfachschule Gr. Siegharts - Verkauf
des Lehrerwohnhauses, Kauf der Lea-
singobjekte und Übertragung der
Grundstücke samt darauf befindlicher
Objekte an die Gemeinde Groß Sieg-
harts; damit ist eine Fortführung des
vom Verein KOOB als Bestandnehmer
begonnenen Nachnutzungskonzeptes,
insbesondere der Weiterbestand des in
der ehemaligen Schule eingerichteten
TBZ-Technologie- und Bildungszen-
trums gewährleistet.

Ziele 2002
Finalisierung der Umsetzung des Mo-
dells, insbesondere grundbücherliche
Durchführung.

Höhere Lehranstalt für Mode
und Bekleidungstechnik in
Mödling

Schwerpunk te  2001

• Neueröffnung des Schultyps „Höhere
Lehranstalt für Produktmanagement und
Präsentation" (2 Klassen ä 25 Schüler)

• Modeschau im Palais Schwarzenberg
für Fa. Bauholding
• Preisverleihung des Wettbewerbs
„Gilets für Volksbankmitarbeiter“
• Modeschau in der Gendarmerieschu-
le Mödling
• Preisverleihung des Wettbewerbs
„Weinetiketten“ der Fa. Thiel (Gum-
poldskirchen) an 1 PB
• Preisverleihung des internationalen
Wettbewerbs „Fliesen“ Italien an 1 PA
• Modeschau an der Schule (26. Gala)

• Exkursion zum Archäologischen Park
Carnuntum als Vorbereitung für Römer-
Projekt
• Besuch der Picasso-Ausstellung in
Wien
• Sprachwoche der 3. und 4. Klasse in
England
• „Ferrari"-Modeschau der Fa. IBM in
Graz
• Modeschau in Pitten
• Teilnahme an der Berufsinformations-
messe in Mödling
• Tag der offenen Tür
• Informationsveranstaltung zum Pro-
jekt „Straßenkinder in Brasilien"
• Teilnahme am Weihnachtsbaum-
schmuck im Mödlinger Museumspark
• Ganztägige Konferenz zum HLM-
Schwerpunkt „Mode-Kunst-Medien“
• Information von Lehrern und Eltern
über die Bedeutung des 1. Hilfe-Kurses
und Abhaltung eines 1.Hilfe-Kurses für
Schüler und Lehrer
• Jurysitzung für Wettbewerb „Hotelbe-
kleidung" für Loipersdorf
• Jurysitzung „Goldener Löwe", Aus-
wahl der 10 besten Entwürfe der Mode-
schülerinnen
• Preisverleihung durch Bürgermeister
von Schwechat für beste Entwürfe für
Hostessen (3. und 4. Klasse)
• Sprachwoche der 4. Klasse in Frank-
reich
• Ausstellung und Modeschau im Ar-
chäologischen Park Carnuntum (200
Römerbekleidungsstücke werden über-
geben)
• Ausstellung EU-Projekt Feuerwehr
Mödling
• Sommersportwochen am Millstätter
See
• Modeschau im Kongresszentrum Vil-
lach
• Modeschau beim Ferrari-Fest in Ju-
denburg
• Präsentation der 1. HLP in der Aula
zum Thema „Brotprojekt" mit Bäckern
des Bezirks

Ziele 2002

• Die Schülerinnen sollen die Lernziele,
die der Lehrplan vorgibt, unter den
bestmöglichen Rahmenbedingungen
erreichen und auf das Berufsleben opti-
mal vorbereitet werden.
• Für den neuen Schultyp Höhere Lehr-
anstalt für Produktmanagement und
Präsentation müssen schrittweise Ar-
beitsmittel wie Schneidemaschinen,
Spezialwerkzeuge, Marmorplatten, Le-
derbearbeitungsgeräte etc. angeschafft
werden.
• Die Aufstockung der EDV-Anlagen
und neuer Software sind unbedingt not-
wendig, um den Schülern eine adäqua-
te und zeitgerechte Ausbildung zu er-
möglichen.
• Um den Schülern die Ausbildung für
den Computerführerschein zu ermögli-
chen, muss eine neue EDV-Software
(Windows NT) angeschafft werden.
• Für die alljährlich stattfindende große
Abschlussmodenschau im Juni werden
das ganze Jahr hindurch Modelle und
Kollektionen genäht.
• In Zusammenarbeit mit der NÖ Pla-
nungsgesellschaft wird ein Projekt ge-
startet, bei dem Architektur in Kleidung
umgesetzt wird, die Präsentation in St.
Pölten erfolgt im Juni 2002.
• Winter- und Sommersportwochen
sind wieder geplant. - •
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Stat ist ik schule Lilienfeld; generelle Einschulung
des Lehrberufes Maschinenmechaniker
aus dem Bundesland Steiermark in die
Landesberufsschule Amstetten, des
Lehrberufes Werkstoffprüfer aus dem
Bundesland Tirol in die Landesberufs-
schule Neunkirchen, des Lehrberufes
Schuhfertigung aus dem Bundesland
Oberösterreich in die Landesberufs-
schule Schrems, des Lehrberufes Bau-
maschinentechnik aus dem Bundesland
Salzburg in die Landesberufsschule
Mistelbach, des Lehrberufes Werkzeug-
mechaniker aus dem Bundesland Ober-
österreich in die Landesberufsschule
Neunkirchen
• generelle Einschulung der NÖ Lehr-
linge des Lehrberufes Kupferschmied in
die Landesberufsschule Mistelbach,
des Lehrberufes Buchhaltung in die
Landesberufsschuie Wr. Neustadt, des
Lehrberufes Lagerlogistik in die Lan-
desberufsschule Theresienfeld, des
Lehrberufes Präzisionswerkzeugschleif-
technik in die Landesberufsschule
Neunkirchen
• generelle Einschulung der NÖ Lehr-
linge des Lehrberufes Verwaltungsas-
sistent aus den Verwaltungsbezirken
Baden und Mödling in die Landesbe-
rufsschule Wr. Neustadt
• generelle Einschulung der NÖ Lehr-
linge des Lehrberufes Glasmacherei in
die Berufsschule Kramsach/Tirol
• Zusammenlegung der Landesberufs-
schulen I und II Theresienfeld und Um-
benennung in Landesberufsschule The-
resienfeld

Bausek to r

Die Verwirklichung des vom Landtag von
Niederösterreich am 24. Juni 1999 ge-
nehmigten Bauprogrammes der NÖ Lan-
desberufsschulen in Höhe von insgesamt
55,32 Mio. € (761,19 Mio. S) exkl. USt.
wurde stufenweise umgesetzt.
Die Generalsanierung des Schülerhei-
mes der Landesberufsschule Langen-
lois mit Kosten von rund 3,36 Mio. €
(46,24 Mio. S) exkl. USt. wurde abge-
schlossen. Am 21. November 2001 fand
in Anwesenheit von Landeshauptmann
Dr. Erwin Pröll und Landesrat Friedrich
Knotzer die feierliche Eröffnung statt.
Der Schülerheimneubau bei der Lan-
desberufsschule Pöchlarn mit Kosten
von rund 11,41 Mio. € (157 Mio. S)
exkl. USt. liegt optimal im Zeitplan. Der
Rohbau konnte bereits fertig gestellt
werden, das Gebäude wurde winter-
dicht gemacht, so dass auch im Winter
der Innenausbau vorangetrieben wer-
den kann. Eine Teilbesiedelung ist vor-
aussichtlich schon ab Herbst 2002
möglich, die Gesamtfertigstellung ist für
Frühjahr 2003 geplant.
Beim Schulzubau zur Landesberufs-
schule Zistersdorf mit Gesamtkosten
von rund 6,69 Mio. € (92 Mio. S) exkl.
USt. wurden die Planungsarbeiten ab-
geschlossen. Nach der projektbezoge-

Schultypus Schuljahr 2000/2001 Schuljahr 2001/2002
Klassen Schüler Klassen Schüler

HLAf. Modeu.  BKT 5-jährig 7 143 6 139
HLA f. Produktmanagement + Präsentation 2 50 5 114
Haushaltungsschule 1-jährig 1 23 1 24
Fachschule f. Mode 3-jährig 1 5
Gesamtsumme 11 221 12 277

__ NÖ Landesberufs-
El schulen

Die Abteilung Berufsschulen hat Ange-
legenheiten der Errichtung, Erhaltung
und Auflassung der öffentlichen, ge-
werblichen und kaufmännischen Berufs-
schulen inkl. der den Berufsschulen an-
geschlossenen Schülerheime, Angele-
genheiten des Berufsschulbaufonds
und personalrechtliche Angelegenhei-
ten der vertraglichen und pragmati-
schen Landeslehrer an den Landesbe-
rufsschulen, einschließlich der Angele-
genheiten der Erzieher an den berufs-
schulbezogenen Schülerheimen, wahr-
genommen. Für diese Bereiche wurde
auch die bezügl. Kreditverwaltung
durchgeführt.
In bestimmten gesetzlich definierten Be-
reichen wurde die Abteilung in Zusam-
menarbeit, im Einvernehmen bzw. auf
Antrag des Gewerblichen Berufsschul-
rates für NÖ bzw. in Zusammenarbeit
mit der Landeslehrerkommission für be-
rufsbildende Pflichtschulen tätig.
• Auf dem Personalsektor wurden z. B.
die erforderlichen Personalverwaltungs-
maßnahmen im Bereich der Vertragsleh-
rer abgewickelt sowie letztinstanzliche
Entscheidungen über Berufungen von
pragmatisierten Landeslehrern (in öf-
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen)
an den NÖ Landesberufsschulen erlas-
sen. Eine Novelle der Erzieherdienst-
Verordnung wurde ausgearbeitet und
ein Begutachtungsverfahren durchge-
führt. Parallel dazu wurden die Richtlini-
en für den Erzieherdienst überarbeitet
und der NÖ Landesregierung zur Be-
schlussfassung vorgelegt. Eine Novelle
der Verordnung der NÖ Landesregie-
rung über die schulfesten Stellen wurde
ausgearbeitet und einem Begutach-
tungsverfahren unterzogen.
• Im Rahmen der Schulorganisation
wurde ein Verordnungsentwurf der NÖ
Landesregierung über die Schulspren-
gel der berufsbildenden Pflichtschulen
in Niederösterreich ausgearbeitet und
einem Begutachtungsverfahren unter-
zogen.
• Auf dem Gebiet der Schulerhaltung
(insbes. Bausektor) wurden gemäß ei-
nem Stufenplan Maßnahmen zur Durch-
führung des vom Landtag von NÖ be-
schlossenen Bauprogramms betreffend
Um-, Zu- und Neubauten bzw. Sanierun-
gen bei den NÖ Landesberufsschulen

inkl. der Schülerheime gesetzt. Die vom
Landtag von NÖ beschlossenen Tech-
nologiemaßnahmen wurden stufenweise
umgesetzt.
• Durch zahlreiche Stellungnahmen ist
eine Mitwirkung im Bereich der berufs-
schulrelevanten Legistik (z. B. Schul-
recht, Personalrecht etc.) der EU, des
Bundes und des Landes erfolgt.

Schwerpunkte 2001

Persona lsek to r

Im Schuljahr 2000/2001 wurden 47 Ver-
tragslehrer neu eingestellt. Mit Schulbe-
ginn 2001/2002 war die Aufnahme von
zusätzlichen 25 Vertragslehrern notwen-
dig. Diese Personalmaßnahmen sind
durch den Abgang von Lehrern, durch
Pensionierungen bzw. Lösung von
Dienstverhältnissen sowie durch die Un-
terrichtsorganisation begründet. 16 Ver-
tragslehrer wurden im Schuljahr
2000/2001 zur Ablegung der Lehramts-
prüfung an der Berufspädagogischen
Akademie des Bundes für die Dauer
von 2 Semestern beurlaubt. Alle Ver-
tragslehrer bestanden die Lehramtsprü-
fung.
Unter Leitung der NÖ Landeslehrerkom-
mission für berufsbildende Pflichtschu-
len in NÖ wurden Besetzungen von Di-
rektorstellvertreterstellen an den NÖ
Landesberufsschulen entsprechend ei-
nem Auswahlverfahren durchgeführt. Im
Jahr 2001 wurden die Direktorstellver-
treterstellen der Landesberufsschulen
Geras, Lilienfeld, Eggenburg, Amstet-
ten, Langenlois, Baden, Waldegg, St.
Pölten und Wr. Neustadt neu besetzt.

Schu lo rgan i sa t i on

Auf dem Gebiet der Schulorganisation
des NÖ Berufsschulwesens wurden fol-
gende Maßnahmen hinsichtlich der
Schulsprengel durchgeführt:
• generelle Einschulung der Wiener
Lehrlinge des Lehrberufes Gartencen-
terkaufmann in die Landesberufsschule
Laa/Thaya, des Lehrberufes Graveur in
die Landesberufsschule Neunkirchen,
des Lehrberufes Kraftfahrzeugelektriker
in die Landesberufsschule II Stockerau,
des Lehrberufes Ledergalanteriewaren-
erzeuger und Taschner in die Landes-
berufsschule Lilienfeld, des Lehrberufes
Sattler und Riemer in die Landesberufs-
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nen Beschlussfassung durch den NÖ
Landtag soll im Mai 2002 mit dem Bau
begonnen werden.
Beim Projekt Generalsanierung des Kü-
chentraktes der Landesberufsschule
Waldegg mit Kosten von rund 3,34
Mio. € (46 Mio. S) exkl. USt. ist die Pla-
nung abgeschlossen. Nach Abschluss
der anhängigen Ausschreibungsverfah-
ren soll ebenfalls im Sommer 2002 mit
den Sanierungsmaßnahmen begonnen
werden.
Die Projekte Generalsanierung des
Schülerheimes der Landesberufsschule
St. Pölten, Werkstättenneubau der Lan-
desberufsschule Neunkirchen, Werk-
stättenneubau der Landesberufsschule
Mistelbach, Schülerheimneubau und
Schulzu- und Turnsaalneubau der Lan-
desberufsschule II Stockerau und La-
borzubau der Landesberufsschule Am-
stetten befinden sich ebenfalls in der
Vorbereitungsphase für die Planungen.

Leh r l i ngsspo r t f es t  2001

Am 19. Juni 2001 fand in der Landes-
sportschule St. Pölten wieder das ge-
meinsam mit der NÖ Landesregierung,
der Wirtschaftskammer NÖ und der
Kammer für Arbeiter und Angestellte für
NÖ veranstaltete Lehrlingssportfest
statt. Rund 1.200 Lehrlinge nahmen an
den einzelnen Wettbewerben teil. Im
Rahmen des Lehrlingssportfestes wur-
den rund 460 Lehrlinge einem sportwis-
senschaftlichen Test durch das Institut
für medizinische und sportwissenschaft-
liche Beratung von Prof. Hans Holdaus
unterzogen. Die wichtigsten allgemei-

5,07 Mio. € (69,75 Mio. S) exkl. USt. ei-
nen sehr wichtigen Innovationsschub
für einen modernen Berufsschulunter-
richt dar.

nen motorischen Grundeigenschaften
und Fähigkeiten (Schnelligkeit, Schnell-
kraft, Maximalkraft, Kraftausdauer, Be-
weglichkeit, Gewandtheit, Reaktionsfä-
higkeit, Ausdauer) wurden objektiv er-
fasst. In einer wissenschaftlichen Ausar-
beitung sollen vorhandene Defizite auf-
gezeigt werden.

Be ru f sschu lb roschü re

Die Broschüre mit dem Titel „Lehre -
Beruf - Zukunft: die NÖ Berufsschulen -
dein Partner" wurde wieder für sämtli-
che Schülerinnen und Schüler der
4. Klassen Hauptschule sowie der Poly-
technischen Schulen in Niederöster-
reich aufgelegt. Es gelangten 21.000
Broschüren zur Verteilung. Auf Grund
vieler positiver Rückmeldungen und der
hohen Akzeptanz durch die Schulen
wird die Broschüre in überarbeiteter
Form auch im Jahr 2002 wieder heraus-
gegeben.

Ziele 2002

Schwerpunkt im Jahr 2002 wird weiter-
hin die zügige Umsetzung des vom NÖ
Landtag beschlossenen Bauprogram-
mes sein.

Statistik Schuljahr 2000/2001

Anzahl der Landesberufsschulen:
Landesberufsschulen 20
Ganzjährig geführte Berufsschule

Anzahl der Klassen:
1

Landesberufsschulen 883
Ganzjährig geführte Berufsschule 12

Anzahl d. Schüler gesamt männl, weibl.
Landesberufsschulen 20.660 14.675 5.985
Ganzjährig geführte
Berufsschule 120 120 0

Probleme 2001

Die Sicherung bzw. der Ausbau der
fachlichen Qualität und Kompetenz der
NÖ Landesberufsschulen als Ausbil-
dungszentren, die allen Interessenten
offen stehen sowie die Wahrung eines
hohen Standards der Wissensvermitt-
lung gerade im Bereich der neuen Tech-
nologien sind mit hohen Kosten verbun-
den. Daher stellten die mit Landtagsbe-
schluss vom 24. Juni 1999 zusätzlich für
die NÖ Landesberufsschulen zur Verfü-
gung gestellten Mitteln in Höhe von

Anzahl der Berufsschullehrer:
Pragmatisch 429
Vertraglich 228

Religionslehrer 17
Summe 674

Abteilung Sport

Schwerpunkte 2001

Seminare für Sportplatzpflege

Das österreichische Institut für Schul-
und Sportstättenbau - eine Stiftung des
Bundes und der Bundesländer - veran-
staltet bereits seit 1970 Seminare für
Sportplatzpflege. Daran haben mehr als
2.500 Platzwarte und Sportplatzerhalter
teilgenommen.
Die Sportabteilung des Landes NÖ hat
seit einigen Jahren NÖ Interessenten,
insbesondere Vereinsvertretern ganztä-
gige Seminare mit den Schwerpunkten
„Tennisplatzpflege" und „Rasenpflege“
angeboten. Erfahrene Vortragende ge-
ben bei diesen Veranstaltungen ihr Wis-
sen - unterstützt durch Overhead-, Vi-
deo- und Diavorführungen - an die zu-
ständigen Vereinsfunktionäre weiter. Die
praktische Anwendung der Erkenntnisse
hat wieder nicht unbeträchtliche Einspa-
rungen für die Sportvereine zur Folge.

sich optimal auf ihren Sport konzentrie-
ren können und ihnen die Teilnahme bei
internationalen Wettkämpfen, Europa-
und Weltmeisterschaften sowie Olympi-
schen Spielen zu erleichtern. Es konn-
ten im Jahre 2001 86 Sportler mit insge-
samt S 1,650.000,- unterstützt werden.

10 Jahre Landessportschule
St. Pölten
Die NÖ Landessportschule in St. Pölten
wurde im Herbst 1990 eröffnet und kann
nunmehr auf elf erfolgreiche Betriebs-
jahre zurückblicken.
Die ursprünglich nur als Trainingsstätte
konzipierte Anlage am rechten Traisen-
ufer wurde - den gesteigerten Wün-
schen der Nutzer folgend - in mehreren
Etappen ausgebaut und bietet gegen-
wärtig Sportlerinnen und Sportlern der
verschiedensten Sportzweige ideale
Bedingungen, einschließlich moderner
Unterkünfte.

Doping

Das beste Mittel im Kampf gegen Do-
ping ist eine umfassende Information.
Darüber hinaus hat das Land Nieder-
österreich auf Grund eines Abkommens
zwischen dem Bund und den Ländern,
die im Land NÖ durchgeführten Doping-
untersuchungen durch das „Österreichi-
sche Anti-Doping-Comitee" (ÖADC) mit
45% dieser Gesamtkosten unterstützt.
Im Jahr 2001 waren dies S 256.500,-.
Im NÖ Sportgesetz hat das Land NÖ
der Anti-Doping-Konvention des Euro-
parates Rechnung getragen und das
„Österreichische Anti-Doping-Comitee“
ermächtigt, geeignete Anti-Doping-Kon-
trollen vorzunehmen.

NÖ TOP SPORT Aktion

Die NÖ TOP Sport Aktion setzt sich zum
Ziel, NÖ Spitzensportler mit internatio-
nalem Standard so zu fördern, dass sie
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Aber auch 17 NÖ Sportfachverbände
haben hier ihren Sitz und managen er-
folgreich ihre Verbandsaufgaben.
Die Landessportschule wird in der
Rechtsform einer Gesellschaft mbH be-
trieben, eine Konstruktion, die sich im
Laufe eines Jahrzehnts sehr bewährt
hat.
Im Jahr 1994 entstand der Tennis-Cen-
ter-Court. Er wurde 1995 in ein moder-
nes Tennisstadion umgebaut und 2000
mit einem Windschutz ergänzt; die Er-
weiterung der Parkplätze war selbstver-
ständlich.
Mit der Einrichtung eines Oberstufenre-
algymnasiums und einer Handelsschule
für Leistungssport wurden wichtige
Schritte gemacht, Jugendliche zu sport-
lichen Höchstleistungen unter Berück-
sichtigung eines Schulabschlusses in
den verschiedensten Sparten hinzufüh-
ren. Im Sommer 2002 werden erste Ab-
solventen erwartet.
Derzeit sind folgende Sportarten im Leis-
tungsmodell vertreten: Aero, Ballett, Bas-
ketball, Eiskunstlauf, Fußball, Karate und
Turnen. Im Schuljahr 2001/2002 belief
sich der Gesamtschülerstand auf 112.

• Vorstellung und Ehrung der NÖ
Sportler und Mannschaften des Jahres
2001 am 30. November 2001 im Bun-
dessportzentrum Südstadt

NÖ Sportversicherung

Die NÖ Landesregierung hat in der Sit-
zung vom 22. 12. 1987 den Abschluss ei-
ner Sport-Kollektiv-Unfallversicherung
mit 1. 1. 1988 genehmigt. Diese Versiche-
rung wurde im Jahre 1990 um einen Re-
habilitationskostenzuschuss erweitert.
Auf Grund der dringenden Notwendigkeit
und der Empfehlung des Landessportra-
tes wurde mit Gültigkeit 1. 7. 2000 der be-
stehende Vertrag mit einer Sport-Kollek-
tiv-Haftpflichtversicherung erweitert. Bis-
her sind 38 Verbände mit 64.131 Versi-
cherten beigetreten.
Im Jahre 2001 sind bei der Unfallversi-
cherung 202 Schäden mit einer vorläufi-
gen Leistung von rund S 1,900.000,-
aufgetreten.

Ziele 2002
Ausbau der Landessportschule

Die im September 1990 eröffnete Lan-
dessportschule in St. Pölten soll neuer-
lich erweitert werden, um möglichst al-
len Wünschen der Benutzer entspre-
chen zu können. Nach Abschluss der
4. Ausbaustufe ist bereits eine 5. Aus-
baustufe in Planung. Auf Grund der star-
ken Nachfrage, insbesondere auch
durch den intensiven Trainingsbetrieb
der Schülerinnen und Schüler des Leis-
tungsmodells St. Pölten (Handelsschule
und Oberstufenrealgymnasium), ist die
Errichtung einer zusätzlichen Halle für
Ballsportarten dringend geboten.

Sportärztliche
Untersuchungsstellen

Eine gründliche sportärztliche Untersu-
chung ist unbedingt erforderlich, um ei-
ne gezielte Sportausübung zu ermögli-
chen, vor allem im Leistungssport. Be-
vorzugt wurden zunächst die Angehöri-
gen anerkannter Leistungszentren so-
wie Schüler von Sporthauptschulen.
1.498 Schülerinnen und Schüler der
Sporthauptschulen machten von dieser
Möglichkeit Gebrauch und ließen sich in
den Untersuchungsstellen in Krems, Wr.
Neustadt oder in Wien (USZ -Schmelz)
untersuchen. 440 Gutscheine wurden
Angehörigen von Leistungszentren und
Verbandskadern zur Verfügung gestellt.
Im Krankenhaus Mödling werden ver-
letzte Sportler in besonderen Ambulanz-
stunden bevorzugt behandelt. Die
sportärztlichen Untersuchungen werden
vom Land mit ca. S 449.400,- subven-
tioniert.

Sportehrenzeichen

Am 18. November 2001 erfolgte in Prot-
tes die Verleihung von Sportehrenzei-
chen.
Von Landeshauptmann-Stellvertreterin
Liese Prokop wurden 38 Aktive und 140
Funktionäre geehrt.
Dazu ist zu bemerken, dass die Sport-
abteilung mit dem Landessportrat im
Sinne der NÖ Sportehrenzeichenverord-
nung die von den Verbänden eingehen-
den Anträge prüft, die über die Abtei-
lung Allgemeine Verwaltungsangele-
genheiten an die NÖ Landesregierung
zur Beschlussfassung weitergeleitet
werden.

Veranstaltungen und Ehrungen

• Ehrung der NÖ Staatsmeister 2000
am 29. März 2001 in Klosterneuburg
• 24. Lehrlingssportfest der NÖ Berufs-
schulen am 19. Juni 2001 in der Lan-
dessportschule St. Pölten
• 25. NÖ Versehrtensporttag am 9.
September 2001 im Sportzentrum Holla-
brunn
• 32. NÖ Sportehrenzeichenverleihung
am 18. November 2001 in Prottes

Sportstättenberatung

Die Beratungstätigkeit durch die Sport-
abteilung im Hinblick auf den optimalen
Einsatz der Sportförderungsmittel für
den Sportstättenbau wurde weiter inten-
siviert. In vielen Fällen konnten dadurch
Fehlplanungen vermieden und die Effek-
tivität der eingesetzten Sportförderungs-
mittel erhöht werden. Bei besonders be-
deutenden Projekten wird auch das
Österreichische Institut für Schul- und
Sportstättenbau (ÖISS) mit seinen Sach-
verständigen zur Beratung herangezo-
gen. Bei größeren Vorhaben von Ge-
meinden, z. B. Bau von Sport- und Mehr-
zweckhallen, haben sich die unter der
Leitung des beamteten Gemeinderefe-
renten einberufenen Finanzierungsge-
spräche als sehr erfolgreich erwiesen.

Großveranstaltungen

Das Sportgesetz sieht auch die Förde-
rung von Sportveranstaltungen von
überörtlichem Interesse vor. Als solche
werden wieder stattfinden:
• ATP-Turnier in der Tennisarena St.
Pölten (Mai)
• Fest der Pferde in Grafenegg (Juni)
• Wachau-Marathon (September)

Abteilung Energie- und Strahlenschutzrecht

Schwerpunkte 2001

Am 1. Dezember 2000 wurde das Ene'r-
gieliberalisierungsgesetz, BGBl. I Nr.
121/2000, im Bundesgesetzblatt kund-
gemacht. Dieses umfasste auch eine
Änderung des Elektrizitätswirtschafts-

Die Tätigkeit der Abteilung umfasst im
Besonderen:
• die Vollziehung der Vorschriften auf
dem Gebiete des Energiewesens und
der Energiewirtschaft und damit zusam-
menhängender Preisangelegenheiten,
des Kesselwesens, der Luftreinhaltung

hinsichtlich Kesselanlagen und des
Strahlenschutzes beim Betrieb medizini-
scher Anlagen,
• die Begutachtung von einschlägigen
Gesetzes- und Verordnungsentwürfen,
• die Erstellung landesrechtlicher
Rechtsvorschriften.
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Im Bereich der Vollziehung waren neben
der Bewilligung und Überprüfung von
elektrischen Leitungsanlagen, von Gas-
anlagen und medizinischen Strahlenein-
richtungen weiterhin die Genehmi-
gungs- und Überprüfungsverfahren für
Windkraft- und Biogasanlagen Schwer-
punkte der Tätigkeit.

Ziele 2002
• Abschluss der Arbeiten an der Regie-
rungsvorlage des NÖ Gassicherheits-
gesetzes 2002 und Vorlage zur Be-
schlussfassung an den Landtag
• Fertigstellung der Verordnungen zum
NÖ Gassicherheitsgesetz 2002 zur Be-
schlussfassung durch die Landesregie-
rung
• Erlassung von Verordnungen in Aus-
führung des Elektrizitätswirtschafts- und
-Organisationsgesetzes und des NÖ
Elektrizitätswesengesetzes (Festset-
zung von Mindestpreisen, des Zu-
schlags zum Systemnutzungstarif, Fest-
legung der durchschnittlichen Produk-
tionskosten elektrischer Energie
u. a. m.)
• Rasche und bürgernahe Abwicklung
zahlreicher neuer Verfahren zur Geneh-
migung von Stromerzeugungsanlagen,
Gas- und Stromleitungen und von Strah-
leneinrichtungen

und -Organisationsgesetzes - EIWOG.
Die Grundsatzbestimmungen des EI-
WOG waren durch Landesgesetze aus-
zuführen. Nach schwierigen und lang-
wierigen Vorarbeiten wurde das Ausfüh-
rungsgesetz, das NÖ Elektrizitätswe-
sengesetz 2001 (NÖ EIWG 2001), durch
den Landtag am 28. Juni beschlossen.
Es ist am 1. Oktober in Kraft getreten.
Intensiv gearbeitet wurde auch an den
auf Grund des EIWOG zu erlassenden
Verordnungen. Die NÖ Stromkennzeich-
nungsverordnung (NÖ SKV) wurde am
28. Dezember im Landesgesetzblatt
kundgemacht. Für die NÖ Mindestpreis-
und Zuschlagsverordnung wurden we-
sentliche Vorarbeiten geleistet.
Ein weiterer Schwerpunkt der logisti-
schen Tätigkeit war die Arbeit am NÖ
Gassicherheitsgesetz 2002. Das Begut-
achtungsverfahren wurde durchgeführt.
Durch die Änderungen auf gesetzlicher
Ebene und die Änderung der Geschäfts-
einteilung des Amtes der NÖ Landesre-
gierung - der Abteilung wurde die Voll-
ziehung der mit der Energiewirtschaft
zusammenhängenden Preisangelegen-
heiten übertragen - hat die Abteilung
Energie- und Strahlenschutzrecht eine
Reihe neuer Aufgaben erhalten, deren
Vollzug viel Zeit in Anspruch nahm (etwa
Benennung von Kleinwasserkraftanla-
gen, Anerkennung von Ökoanlagen, Ver-
waltung der Ausgleichsabgaben).

Statistik 2001
Es wurden an 195 Tagen mündliche Ver-
handlungen durchgeführt. Für 312 elek-
trische Leitungsanlagen wurde die Bau-
und Betriebsbewilligung nach dem NÖ
Starkstromwegegesetz erteilt (311.418 m
Leitungen bis einschließlich 20 kV,
30.418 m Leitungen bis einschließlich
110 kV, 224 Trafostationen und 3 Schalt-
werke).
Für 23 Stromerzeugungsanlagen (3 Bio-
gasanlagen, 4 Kleinwasserkraftwerke,
5 Netzersatzanlagen, 3 Blockheizkraft-
werke und 8 Windkraftanlagen) wurde
die Bewilligung nach dem NÖ Elektrizi-
tätswesengesetz ausgesprochen. Es
wurden 12 Windkraftanlagen und 2 Bio-
gasanlagen überprüft, und in 116 Fällen
erfolgte die Überprüfung elektrischer
Leitungsanlagen.
262 Wasserkraftanlagen wurden als
Kleinwasserkraftanlagen ernannt, 39
sonstige Stromerzeugungsanlagen
(Windkraft, Solarenergie, Biomasse und
Biogas) als Ökoanlagen anerkannt.
Für 23 Erdgasanlagen (3.250 m Hoch-
druckleitung, 4 Gasdruckregelanlagen
und 4 Gastankstellen) wurde die Ge-
nehmigung nach dem Gaswirtschafts-
gesetz erteilt.
Darüber hinaus wurden 23 Anlagen
überprüft.
Für 51 medizinische Strahleneinrichtun-
gen wurden Bewilligungen nach dem
Strahlenschutzgesetz erteilt. In 95 Fäl-
len wurden Strahleneinrichtungen über-
prüft.

Abteilung Sparkassen und Stiftungsaufsicht

Schwerpunkte 2001

Sparkassenangelegenheiten

Zurzeit bestehen 25 selbständige Spar-
kassen, 2 Anteilsverwaltungssparkas-
sen und 15 Sparkassenstiftungen. Aus
den von den Sparkassen gebildeten
Widmungsrücklagen konnten Spenden
für soziale Einrichtungen, wichtige kom-
munale sowie lokal und regional be-
deutsame kulturelle Vorhaben gebilligt
werden.
• Teilnahme an den Schlussbespre-
chungen über die Bilanz des jeweiligen
Geschäftsjahres unter besonderer Be-
rücksichtigung eventueller Problemfälle
• Bestellung und Abberufung der
Staatskommissäre, Vorschreibung und
Anweisung der Funktionsgebühren
• Überwachung der Einhaltung der Be-
stimmungen des Bankwesen- und Spar-
kassengesetzes
• Teilnahme an Sparkassenfachtagun-
gen

• Vormerkung und Überwachung per-
soneller Änderungen in den Organen
der Sparkassen
• Teilnahme an Sparkassenvereinsver-
sammlungen
• Genehmigung von Sparkassenver-
einsstatutenänderungen

Textilbekleidungsgeschäfte (Boutiquen,
etc.), Friseure, Parfümerien und Drogeri-
en, Lebensmittelhandel, Fleischer, Tex-
tilreiniger
• Entgegennahme von Beschwerden
nach dem Euro-Währungsangabenge-
setz und wöchentliche Berichterstattung
an die Euro-Preiskommission
• Stellungnahmen zu Gesetzes- und
Verordnungsentwürfen sowie EU-Richtli-
nien in Preis-, Konsumentenschutz- und
Produktsicherheitsangelegenheiten
• Teilnahme an Preisbehörden-, Pro-
duktsicherheits- und Konsumenten-
schutztagungen und beim Konsumen-
tenschutzbeirat
• Beratung in Angelegenheiten des
Konsumentenschutzes (besonders Fra-
gen der Gewährleistung bzw. Rücktritts-
möglichkeiten bei Kaufverträgen)
• Markterhebungen nach dem Pro-
duktsicherheitsgesetz bei Hollywood-
schaukeln, Jumboo Bouncer (Türhop-
ser), Rasentrimmer, Sportkinderwagen
Blue Bird

Preisrechtliche Angelegenheiten
sowie Angelegenheiten des
Konsumentenschutzes und der
Produktsicherheit

• Folgende Gewerbebetriebe (2.546)
wurden von den Preisbehörden im Hin-
blick auf Preisauszeichnung bzw. dop-
pelte Preisauszeichnung (ab Oktober
2001 verpflichtend) überprüft: Fitness-
center, Schlankheitsstudios und Solari-
en, Blumenhandlungen, Kosmetiker,
Fußpfleger, Masseure, Saunabetreiber,
Lebensmittelhandel, Bäckereien, Kondi-
toreien, Imbissstuben und Buffets in den
Bädern, Gaststätten und Restaurants,
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Stiftungsaufsicht

• Beaufsichtigt wurden 73 Landesstif-
tungen, 17 Landesfonds, ein Landes-
Stiftungsfonds, 21 Bundesstiftungen
und 5 Bundesfonds.
• Überprüfung der Rechnungsab-
schlüsse der Stiftungen und Fonds nach
den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit
und Sparsamkeit unter Beachtung, dass
das Stammvermögen der Stiftung in ei-
ner den Vorschriften über Mündelgeld
gemäßen Art und Weise angelegt ist
• Beachtung der gesetzlichen Frist zur
Vorlage der Rechnungsabschlüsse bis
Ende Juni des folgenden Jahres
• Satzungsänderungen (Anpassungen
der Stiftungs- und Fondssatzungen an
die Bestimmungen des Gesetzes und
an die geänderten sozialen Verhältnis-
se)
• Auflösung von Stiftungen und Fonds
bei Vorliegen eines gesetzlichen Auflö-
sungsgrundes
• Beratung bei Neuerrichtung von Stif-
tungen und Fonds und Entscheidung
über die Zulässigkeit der Errichtung,
Satzungsgenehmigungen
• Überprüfung von Pachtverträgen
• Überprüfung der Bewirtschaftung
land- und forstwirtschaftlicher Stiftungs-
grundstücke

Kultusangelegenheiten
Kirchliche Angelegenheiten, die in die
Zuständigkeit des Landeshauptmannes
fallen, z. B. Erbschaften an Kirchen und
Orden.

Probleme 2001
Sparkassenangelegenheiten

Die Sparkassen müssen einerseits den
Herausforderungen, die die Globalisie-
rung der Wirtschaft und der Binnen-
markt mit sich bringen, gewachsen sein,
andererseits vor allem die Chancen, die
der Regionalmarkt noch bietet, entspre-
chend nützen.
Die anhaltende schwierige Wirtschaftsla-
ge, gekennzeichnet durch eine Vielzahl

von Insolvenzverfahren, bleibt nicht ohne
Auswirkungen auf die Ertragslage der
Kreditinstitute. Die niederösterreichi-
schen Sparkassen haben durch eine ent-
sprechende Vorsorgepolitik (Bildung von
Wertberichtigungen und Rücklagen) die-
se Situation noch ohne Probleme meis-
tern können. Die geringe Zinsenspanne
und das anhaltend niedrige Zinsniveau
wirken sich ebenfalls dämpfend auf die
Ertragslage der Sparkassen aus.

Preisrechtliche Angelegenheiten
sowie Angelegenheiten des
Konsumentenschutzes und der
Produktsicherheit
Die Überprüfung der Preisauszeich-
nungspflicht wird nun von den Bezirks-
verwaltungsbehörden durchgeführt, um
die notwendige Information in Form ei-
ner korrekten Preisauszeichnung für die
Konsumenten verstärkt zu gewährleis-
ten. Eine flächendeckende und dauern-
de Überwachung ist jedoch auf Grund
der Personalsituation nicht möglich, so
dass nur monatlich Schwerpunktkontrol-
len vorgenommen werden können.
Probleme der Konsumenten im Binnen-
markt (verbesserte Gewährleistung,
Fernabsatz) können nur auf EU- bzw.
bundesgesetzlicher Ebene geregelt
werden.
Die Einrichtung einer wirksamen Markt-
überwachung nach dem Produktsicher-
heitsgesetz bringt in Zeiten restriktiver
Personalmaßnahmen Probleme mit sich,
so dass nur sehr beschränkt Markterhe-
bungen durchgeführt werden konnten.

Stiftungsaufsicht
Die Erhaltung der teilweise sehr alten
Stiftungshäuser, die kaum oder nur ge-
ringen Ertrag abwerfen (Substandard),
ist sehr schwierig, weil nur bedingt nach
dem Mietrechtsgesetz vorgegangen
werden kann, da der ursprüngliche Stif-
tungszweck in den meisten Fällen die
Unterbringung „bedürftiger Bürger“ in
den Stiftungsgebäuden vorgesehen hat.
Durch intensive Beratung der Verwal-
tungsorgane in mietrechtlichen Angele-
genheiten konnten durch Einhebung

des Erhaltungsbeitrages bzw. durch Ab-
schluss neuer Mietverträge die Erhal-
tung und Instandsetzung der Stiftungs-
häuser bereits teilweise in Angriff ge-
nommen werden.

Ziele 2002
Sparkassenangelegenheften

Zielvorgabe ist weiterhin die Einhaltung
der Bestimmungen des Bankwesen-
und Sparkassengesetzes durch die
Sparkassen, bis die Bundes-Finanz-
marktaufsicht mit 1. April 2002 diese
Agenden in ihre alleinige Kompetenz
übernehmen wird.

Preisrechtliche Angelegenheiten
sowie Angelegenheiten des
Konsumentenschutzes und der
Produktsicherheft
• Überwachung der Einhaltung der
Preisauszeichnung im Sinne einer best-
möglichen Information für Preisverglei-
che für die Konsumenten, insbesondere
im Hinblick auf die Euro-Einführung
• Hilfestellung durch entsprechende
Beratung bei Problemen anfragender
Konsumenten
• Einsatz finanzieller Mittel für konkret
spezifizierte, konsumentenpolitische
Maßnahmen
• In Produktsicherheitsangelegenhei-
ten gilt es, den Konsumenten schon vor
potenziellen Gefährdungen durch ange-
botene Produkte zu schützen.

Stiftungsaufsicht

Sicherstellung der Erhaltung des
Stammvermögens der Stiftungen, die
Erfüllung- des Stiftungs- bzw. Fondszwe-
ckes und die ordnungsgemäße Verwal-
tung der Stiftungen und Fonds.

Abteilung Technische Kraftfahrzeugangelegenheiten

KFG und Fahrprüfungen
(FSG)
Schwerpunkte 2001

• Erteilung von Einzel- und Ausnahme-
genehmigungen gern. § 31 und § 34
KFG 1967
• Genehmigung von Änderungen gern.
§33 KFG 1967
• Ausnahmegenehmigungen in Fällen,
wo das Bundesministerium für Verkehr,

• Einsatz der Landes-Kfz-Prüfzüge vor-
wiegend an den Ostgrenzen gern. § 58
KFG 1967
• Abgabe von Kfz-technischen Gutach-
ten im Verwaltungsverfahren sowie für
den UVS
• Fahr-, Fahrlehrer- und Fahrschul-
lehrerprüfung (§ 34 FSG, § 127 KFG
1967)
• Prüfungs- und Beobachtungsfahrten
bei Aufnahme von Lenkern für den Fahr-
dienst sowie für Ausgleichseinrichtun-

Innovation und Technologie im Einzelfall
den Herrn Landeshauptmann gern. § 34
KFG 1967 ermächtigt
• Bestätigungen für die Zulassung
gern. § 21d KDV
• Wiederkehrende Begutachtung von
Kraftfahrzeugen und Anhängern gern.
§ 57a KFG 1967
• Besondere Überprüfung von Kraft-
fahrzeugen und Anhängern gern. § 56
KFG 1967
• Ausstellung von B3-Bescheinigungen

128



Gruppe Wirtschaft, Sport und Tourismus

fahrzeugen sowie der Überprüfung von
Fahrzeugen im Verkehr werden ange-
strebt. Weiters ist geplant, etwa 400 Au-
dits bei gemäß § 57a KFG ermächtigten
Werkstätten vorzunehmen.
Verstärkte Durchführung von Motorrad-
kontrollen zur Verminderung der Lärm-
belästigung der Anrainer beliebter Mo-
torradstrecken. Inbetriebnahme des
Prüfplatzes Mitte 2002 an der A1 im Be-
reich Haag zur Kontrolle des Schwerver-
kehrs hinsichtlich Gewichtsüberschrei-
tungen und technischer Mängel.
Einführung einer Softwarelösung die
es ermöglicht Einzelgenehmigungs-
bescheide am Tag der Prüfung auszu-
stellen.

Fah rp rü fungen

Im Bereich der Fahrprüfung wird eine
verbesserte Qualitätssicherung ange-
strebt.
Dazu ist geplant, die Kommunikations-
möglichkeiten zwischen den Fahrprü-
fern zu verbessern und das Weiterbil-
dungsangebot zu verstärken. Der effizi-
ente Einsatz der Fahrprüfer wird weiter
verstärkt betrieben, wobei zunehmend
abteilungsexterne Fahrprüfer eingesetzt
werden.

Anzahl der Verkehrskontrollen mit Messbus 33
Anzahl der Vörkehrskontrollen
mit Prüfzug 225
Anzahl der Verkehrskontrollen
mit Gefahrgutmobil 76
Dabei eingesetzte Sachverständige 338

Genehmigungen nach KFG 1967
§31 KFG 1967 5.596
§34 KFG 1967 1.644
§33 KFG 1967 5.043

Sonstige Erledigungen 926

B3-Bescheinigungen 802

An Verwaltungsabgaben wurden
eingenommen S 11,747.230,—

Fahrschulgenehmigungen 14

Besichtigung bzw. Revision von
Gewerbetreibenden (§ 57a KFG 1967) 166

Gutachten zu Betriebsstättengenehmigungen
(Motorsportveranstaltungen) 31

Verhandlungen beim UVS 49
Schriftliche Gutachten zu
Verwaltungsstrafakten 480

Fahr-, Fahrlehrer- und
Fahrschullehrerprüfungen

Entsendete Sachverständige 4.068
Abgenommene Klassen 38.064

gen bei Körperbehinderten gern. § 9
FSG
• Begutachtung von Fahrschulfahrzeu-
gen gern. § 112 KFG 1967
• Besichtigung der Geräte und Einrich-
tungen der Gewerbetreibenden und
Vereine, die gern. § 57a KFG 1967 zur
wiederkehrenden Begutachtung oder
gern. § 24 Abs. 5 KFG 1967 zur Prüfung
von Fahrtschreibern ermächtigt sind
oder ermächtigt werden sollen
• Weitere Genehmigungen und Begut-
achtungen gern. §§ 5, 29, 96, 104, 112,
122 und 132 KFG 1967
• Einsatz des Gefahrgutmobils (Labor)
• Technische Gutachten zu Betriebs-
stättengenehmigungen (Motorsportver-
anstaltungen) sowie zu GGBG-Ausnah-
mebewilligungen
• Einsatz des Messbusses für Motorrad-
kontrollen und Fahrtschreiberkontrollen

Kra f t f ah rzeug  p rü fung  en
Im Sinne der Dezentralisierung stehen
die Prüfstellen Amstetten, Brunn/Wild,
St. Pölten, Weikersdorf, Gerasdorf und
Wiener Neudorf zur Verfügung.
Ein Messbus wird zur Kontrolle der
Lärmemission von Motorrädern, insbe-
sondere an bevorzugten Motorradstre-
cken, eingesetzt. Alternativ kann der
Messbus auch für Fahrtschreiberkon-
trollen bei Lkw verwendet werden.
B3-Bescheinigungen werden für Tank-
fahrzeuge in den Prüfstellen Brunn/Wild,
St. Pölten, Weikersdorf und Gerasdorf
ausgestellt.

Probleme 2001

Fah rp rü fungen

Eine besondere Häufung der Termine war
vor allem in den Sommermonaten, wäh-
rend der Urlaubszeit, festzustellen. Auch
im Jahre 2001 konnten die angeforderten
Termine nur mit Hilfe von Fahrprüfern, die
sich bereits im Ruhestand befinden oder
von anderen Dienststellen bereitgestellt
wurden, wahrgenommen werden.
Das neu erschienene Prüferhandbuch
regelt die praktischen Übungen im
Langsamfahrbereich neu, wodurch es
seit Dezember 2001 zu einer erhöhten
.Prüfungsdauer kommt.
Noch immer werden Prüftermine so
kurzfristig abgesagt, dass ein anderwei-
tiger Einsatz der Sachverständigen
nicht mehr möglich ist. Ein besonderes
Problem wird auch in der hohen Anzahl
von Fahrprüfern gesehen, wodurch es
sehr aufwändig ist, durch Schulungen
und Besprechungen einen einheitlichen
Prüfstandard zu erhalten.

Ziele 2002

Kra f t f ah rzeugp rü fungen

Die durch die im Qualitätssicherungs-
handbuch vorgegebenen Ziele im Be-
reich der technischen Kontrolle von Alt-

Statistik 2001 Dienstkraftwagen-
betrieb und Werkstätte

Schwerpunkte 2001

Im Jahre 2001 konnten die von den ver-
schiedenen Dienststellen des Amtes
der NÖ Landesregierung angeforderten
Dienstfahrzeuge nur zum Teil durch die
Fahrbereitschaft zur Verfügung gestellt
werden.
Mit den Fahrzeugen der Lkw-Fahrbereit-
schaft wurden überwiegend Transporte
des Gewerblichen Berufsschulrates,
des Landesmuseums, der Abteilung All-
gemeine Verwaltungsangelegenheiten -
Tischlerei und der Ümweltausstellungen
durchgeführt.
Für andere Dienststellen wie Bezirks-
hauptmannschaften, NÖ Agrarbezirks-
behörden, die Gebietsbauämter und
verschiedene Landesanstalten wurden
eine kraftfahrtechnische Betreuung, Be-
gutachtung und Überprüfung von Repa-
raturkosten sowie die Neuanschaffung
von Dienstfahrzeugen durchgeführt.
Über Auftrag wurden an beamteneige-
nen Fahrzeugen Reparaturrechnungen
überprüft sowie Zeitwertfeststellungen
durchgeführt, wenn diese bei einer
Dienstfahrt beschädigt wurden.
Der Versuch, Dieselfahrzeuge mit Bio-
diesel zu betreiben, erfolgt weiter. Über
den weiteren Einsatz wird im Jahr 2002
entschieden.
Das Gefahrgutmobil wird zur Kontrolle
von ADR-Fahrzeugen in ganz Nieder-
österreich eingesetzt.

Prüfungen gern. §§ 56 und 58 KFG 1967
Kraftwagen 6.148
Omnibusse 17
Anhänger 242
Krafträder 773
Fahrzeuge nach § 122 KFG 1967 99
Abschließende Gutachten 14
Insgesamt geprüfte Fahrzeuge 7.293
Nochmals vorführen
(wegen schwerer Mängel) 1.941
Kennzeichenentzug 47
Eingenommener Kostenersatz S 1,057.170,-

Prüfungen gern. § 57a KFG 1967
Kraftwagen 2.488
Omnibusse 76
Anhänger 908
Krafträder 94
Insgesamt geprüfte Fahrzeuge 3.566
Nochmals vorführen
(wegen schwerer Mängel) 141
Eingenommener Kostenersatz 51,375.183, -

Mit Prüfzug geprüfte Fahrzeuge
Kraftwagen 3.062
Personenkraftwagen und Kombi 768
Omnibusse 97
Anhänger 1.717
Krafträder 445
Insgesamt geprüfte Fahrzeuge 6.089
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Die Erhaltung der Dienstfahrzeuge er-
folgt durch die angeschlossene Werk-
stätte, wobei auch Fahrzeuge anderer
Landesdienststellen (Bezirkshaupt-
mannschaften, Gebietsbauämter, Agrar-
bezirksbehörden usw.) betreut werden.
Die Reparaturen und Wartungsarbeiten
umfassen die Instandsetzung mechani-
scher und elektrischer Teile, Inspektio-
nen, Service und Ölwechsel. Auch Ein-
und Umbauten für die spezielle Einsatz-
art der Fahrzeuge wurden vorgenom-
men. Zu den Kraftfahrzeug-Überprüfun-
gen und insbesondere zu den landesei-
genen technischen Prüfzügen wurden
die Kfz-Mechaniker 761-mal als Prüfme-
chaniker zugeteilt.

Probleme 2001

Durch den Rückgang des Personalstan-
des im Bereich der Kfz-Lenker und Prüf-
mechaniker sind weiterhin strukturelle
Probleme einerseits mit anwachsendem
Zeitausgleich und andererseits mit der
Einsatzdauer und Häufigkeit der mobi-
len Prüfeinrichtungen aufgetreten.

Ziele 2002

Die Möglichkeiten der Kostenminimie-
rung werden weiter betrieben. Neu an-
zuschaffende Dieselfahrzeuge sollen
biodieseltauglich sein. Die Neuaufnah-
me von Kfz-Lenkern soll vorangetrieben
werden.
Durch einen geänderten Personalein-
satz bei den Mechanikern wird ein ver-
mehrter Einsatz der landeseigenen Prüf-
züge angestrebt. Darüber hinaus ist ge-
plant, aufwändigere Reparaturen und
Einbauten bei Dienstkraftwagen ver-
mehrt an Fremdfirmen zu vergeben.
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Ziele 2002

• Verbesserung und Beschleunigung
der Vedahrensablaufe
• Vernetzung der Umweltdatensysteme
im Bereich Wasser
• Erhöhung der Gesamteffizienz der
Gruppe

Tätigkeiten und
Schwerpunkte 2001
• Koordinierung aller die Gruppe Was-
ser betretenden Aufgaben zwischen
den Abteilungen
• Zusammenfassung der Teilvoran-
schiagsentwuPe und der Anforderun-
gen für Nachtragskredite. Vertretung
des Gesamtvoranschlages
• Angelegenhe ten des inneren Diens
tes. Abwicklung ai'er Kanz'ei- und
Schreibarbeiten gemeinsam für die ein
zelnen Abteilungen
• Prüfung und Evidenthaltung der mo-
natlichen Reisekosten

In allen Bereichen der Gruppe wurde
versucht, mit den im Jahre 2001 zur Ver
’ügung stehenden Landesmitteln die
höchstmöglichen Bundesförderungsmit-
tel zu den wasserbauhchen Maßnahmen
entsprechend den gesetzlichen Rege-
lungen zu erreichen
Dem Schutz und der Verbesserung der
Umwelt, vor allem der Boden, des
Grundwassers und der F ießgewässer
wurde bei allen, der Hebung der Le-
bensqualität der Niederösterreichisc.hen
Bevölkerung dienenden Maßnahmen
wie Hochwasserschutz. Bewässerung
und I rosionsschutz, E " ’cntung von
Wasserversorgungs- und Abwasserbe-
seitigungsanlagen größtes Augenmerk
Zugewendet

Abteilung Wasserrecht und Schifffahrt

Schwerpunkte 2001

Wasserrecht

• Beginn der Umstrukturierung der Ab-
teilung in Zielrichtung insbesondere Be
arbeitungsgebiete „Donau" und
„March/Thaya" entsprechend EU Was
serrahmennchtlinie
• Umstellung der gesamten Aktenevi
denz aut das elektronische Kanzleün'or-
rnationssystem sowie begleitendes Ver
‘ahrensmonitoring auf EDV
• Optim'erung der Arbeitsabläufe in
der Abteilung auf Grund der Ergebnisse
der Eff.zienzuberprüfung
• M'twirkung m Arbeitskreisen Bund
Länder zur Anpassung des WRG und
wasserwirtschaftlich relevanter Bestim-
mungen m anderen Rechtsmaterien an
die EU Vorgaben insbesondere an die
Wasserrahmenr ichtlmie
• Mitarbeit im Projekt Wasserdatenver-
bund
• Koordination mit den Wasserrechts-
behörden I Instanz und den Gewerbe-
behörden; Beratung in wasserrechth
chen Angelegenheiten
• Wasserrechtsverfahren betreffend
Wasserversorgungsanlagen insbeson
dere hinsichtlich Schutz- und Schonge-
biete
• Anpassungsverfahren betreffend Ab-
wasserbeseitigungsanlagen (Abwasser
emissionsverordnungen) . insbesondere
von Abwasserverbänden und kommu-
nalen Anlagen, sonstige vom Wasser-
wirtschaftsfonds geförderte Anlagen
• Abschluss anhängiger Verfahren zur
Anpassung von Deponien an die Vorga-
ben der Deponieverordnung
• Umsetzung der Prioritätenreihung
nach dem NÖ Leitfaden bei Verdachts-
flächen in den e.nzelnen Samerungs-/Si-
cherungsverfahren

• Umsetzung der systematischen Er
Fassung von Verdachtsflächen im Trai-
sental und im Marchfeld in den Same-
rungs /Sicherungsverfahren
• Mitarbeit in der Arbeitsgruppe zur
Novellierung des Altlastensanierungs
gesetzes
• Mitarbeit in der Arbeitsgruppe „Ge
wässerbeschau" und Überprüfung dies-
bezüglich alter Wasserrechte
• Mitarbet in der Arbeitsgruppe „Anla-
gen zur Gewinnung von E rdwärme“
( WRG-Novelle 2001)
• Mitarbeit am Projekt „Überprüfung
von Dämmen“
• Fertigstellung eines Verordnungsent-
wurfes zur Neugestaltung der Organisa-
tion der Gewässeraufsicht
• EDV mäßige Erfassung der Sonder
nutzungsverträge im Öffentlichen Was-
sergut
• EDV mäßige E rfassung des Wasser
buches - Übernahme in den Wasserda-
tenverbund
• Überprüfung alter Wasserrechte zum
Zweck der Anpassung des Wasserbu-
ches an den aktuellen Stand
• Mitwirkung bei der Österreichisch-
Tschechischen und Österreichisch-Slo-
wakischen Grenzgewässerkommission

Schifffahrt
• Vollzug des Schifffahrtsgesetzes,
der Schiffszulassungsverordnung. der
Schifffahrtsanlagenverordnung, des
Seeschifffahrtsgesetzes der Jachtzulas-
sungsverordnung. der Schiffstechnikver-
ordnung. der Schiffsführerverordnung,
einschließlich der dazu erforderlichen
Amtssachverständigentätigkeit, auch für
andere Behörden, wie UVS, Bezirks
hauptmannschaften und Magistrate
• Vollzug der m die Kompetenz des
Landeshauptmannes von NÖ fallenden

Angelegenheiten der Wasserstraßen-
Verkehrsordnung
• EDV-mäßige Bearbeitung von Schiff-
tahrtsangelegenheiten (insbesondere
Schiffsführer, Zulassungen, Ländenka-
taster)
• Verordnungen betreffend die Schiff-
fahrt auf NÖ Seen und Flüssen inkl des
rechten Ufers der Enns
• Koordination der NÖ Schifffahrtsbe-
hörde mit den Schiffsfuhrerschulen ein-
schließlich der Aus und Weiterbildung
der juristischen und technischen
Schiffsführerprüfer
• Überprüfung der Mietboote in NÖ
• Einrichtung von Dienstländen in NÖ
• Präsentation des NÖ Schifffahrtswe-
sens und Information im Rahmen der
Tullner Bootsmesse 2001
• Mitwirkung bei Stellungnahmen zu
Gesetzesvorhaben. Verordnungen bzw
EU Vorschriften, die die Schifffahrt bzw
Angelegenheiten von Booten und Schif-
fen betreffen
• Projektierung, Erprobung und Anwen-
dung von (neuen) EDV-Programmen für
die Bootszulassung. Schiffsfuhrerprü-
fung bzw Umstellung der Aktenevidenz
auf EDV

Ziele 2002
Wasserrecht

• Optimierung der Umstrukturierung
der Abteilung im Hinblick auf die Bear-
beitungsweise nach Bearbeitungsge-
bieten entsprechend der Vorgaben der
EU-Wasserrahmenrichtlime
• Durchführung und Weiterentwicklung
des Monitorings zur Feststellung der
Verfahrensdauer in wasserrechtlichen
Bewilhgungs-, Überprufungs- und Beru-
fungsverfahren
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• Mitwirkung in den Arbeitskreisen
Bund - Länder zur Anpassung des
WRG und anderer wasserwirtschaftlich
relevanter Normen an EU-Vorgaben,
insbesondere an die Wasserrahmen-
richtlinie, sowie diesbezügliche Einrich-
tung von und Mitarbeit in landesinternen
Arbeitsgruppen
• Mitarbeit im Wasserdatenverbund, Er-
arbeiten konkreter Grundlagen für die
Anwendung des Moduls „Verdachtsflä-
chen", weitere Umsetzung des Rechts-
moduls („Echtbetrieb“)

El • Überarbeitung bestehender Schutz-
und Schongebiete und Erlassung von
neuen Schongebietsverordnungen
• Mitwirkung an der Verbesserung der
Gewässergüte und der Retentionsräu-
me von Gewässerstrecken (insbeson-
dere Beginn einer systematischen Ge-
wässerbeschau und Abklärung der Ver-
pflichtungen des Grundeigentümers
Bund)
• Wahrnehmung von Grundwasser-
schutz im Bereich potenter Grundwas-
serkörper (z. B. Mitterndorfer Senke,
Marchfeld, Tullnerfeld)
• Überprüfung bewilligter Wasserbe-
nutzungsanlagen (Wasserversorgungs-
anlagen, Abwasserbeseitigungsanla-
gen, Nassbaggerungen und Teiche) in
Bezug auf ihre Funktion, Auswirkung
bzw. Wassergüte
• weitere Überprüfungen und Maßnah-
menvorschreibungen für Dämme
• Schaffung finanzierbarer und prak-
tisch vollziehbarer Gesetzesbestimmun-

gen für die Sicherung und Sanierung
von Altlasten
• Weiterführung und Umsetzung der
systematischen Verdachtsflächenerfas-
sung im Marchfeld
• Mitarbeit beim Beginn der systemati-
schen Verdachtsflächenerfassung von
Altstandorten in NÖ
• Wiederaufnahme der Verhandlungen
mit dem Bund betreffend eine effektive
Abwicklung des Zweckaufwandes
• Abschluss der EDV-mäßigen Erfas-
sung der Wasserbuchdaten bei den Be-
hörden I. Instanz auf Grund der WRG-
Novelle 1990
• Nacherfassung der Sondernutzungs-
verträge (Datenbank) im Öffentlichen
Wassergut
• Mitarbeit im Rahmen der Österreichi-
schen-Tschechischen und Österrei-
chisch-Slowakischen Grenzgewässer-
kommission - insbesondere auch im Hin-
blick auf die EU-Wasserrahmenrichtlinie

• Vollzug der in die Kompetenz des
Landeshauptmannes von NÖ fallenden
Angelegenheiten der Wasserstraßen-
Verkehrsordnung
• EDV-mäßige Bearbeitung von Schiff-
fahrtsangelegenheiten (wie Schiffsführer
und Zulassungen)
• EDV-mäßige Erfassung von Schiffs-
länden (Ländenkataster)
• Verordnungen betreffend die Schiff-
fahrt auf NÖ Seen und Flüssen inkl. des
rechten Ufers der Enns
• Koordination der NÖ Schifffahrtsbe-
hörde mit den Schiffsführerschulen ein-
schließlich der Aus- und Weiterbildung
der juristischen und technischen
Schiffsführerprüfer
• Überprüfung der Mietboote in NÖ
• Einrichtung von Dienstländen in NÖ
• Präsentation des NÖ Schifffahrtswe-
sens und Information im Rahmen der
Tullner Bootsmesse 2002
• Mitwirkung bei Stellungnahmen zu
Gesetzesvorhaben, Verordnungen und
EU-Vorschriften, die die Schifffahrt bzw.
Angelegenheiten von Booten und Schif-
fen betreffen
• Projektierung, Erprobung und Anwen-
dung von (neuen) EDV-Programmen für
die Bootszulassung, Schiffsführerprü-
fung bzw. Umstellung der Aktenevidenz
auf EDV

Schifffahrt

• Vollzug des Schifffahrtsgesetzes, der
Schiffszulassungsverordnung, der Schiff-
fahrtsanlagenverordnung, des Seeschiff-
fahrtsgesetzes, der Jachtzulassungsver-
ordnung, der Schiffstechnikverordnung,
der Schiffsführerverordnung einschließ-
lich der dazu erforderlichen Amtssach-
verständigentätigkeit, auch für andere
Behörden, wie UVS, Bezirkshauptmann-
schaften und Magistrate

Abteilung Wasserwirtschaft

Abwassertechnik und
Gewässerbiologie
Neben der Haupttätigkeit als Sachver-
ständige und wasserwirtschaftliches
Planungsorgan für Abwassertechnik
und Gewässerschutz im Rahmen der
Verwaltungsverfahren wird in mehreren
Fachausschüssen bzw. Arbeitsgruppen
des ÖWAV und des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft mitgearbeitet
bzw. werden diese zum Teil geleitet. Da-
durch können die Interessen von Nie-
derösterreich wirksam vertreten werden.
Im Rahmen von Projektarbeiten für die
wasserwirtschaftliche Planung und für
die Grundlagenerhebung im Zusam-
menhang mit der ASV-Tätigkeit sind fol-
gende Projekte abgewickelt worden:

Abwasserreinigung
mittels nachgeschalteter
Pflanzenanlagen

Der Wasserwirtschaftliche Versuch zur
Optimierung der weiter gehenden Ab-
wasserreinigung mittels nachgeschalte-

ter Pflanzenanlagen wurde abgeschlos-
sen. Die geordnete Abwasserentsor-
gung im ländlichen Raum hat sich in
den vergangenen Jahren als wesentli-
che Aufgabe der Kommunalpolitik er-
wiesen. Viele, vor allem kleinere Ge-
meinden sind auf der Suche nach volks-
wirtschaftlich und ökologisch optimalen
Lösungen.
Nach einem mehr als sechsjährigen in-
tensiven wissenschaftlichen Untersu-
chungsprogramm in den Jahren
1995-2000 bei der Pilotkläranlage in
Strengberg liegen nun fundierte Ergeb-
nisse der Entwicklung eines innovativen
und umweltfreundlichen Reinigungsver-
fahrens vor. Im Anschluss an eine kon-
ventionelle biologische Kläranlage sorgt
in Strengberg ein bepflanzter Bodenfil-
ter für die wirksame Nachbehandlung
des Abwassers.
Im einer vorliegenden Broschüre sind
die wesentlichsten Ergebnisse der um-
fangreichen Dokumentation zusammen-
gefasst. Ziel ist es auch, den Gemein-
den und Planern Grundlagen für die
Entscheidungsfindung auf dem Weg zu
einer geregelten und naturnahen Ab-
wasserentsorgung mitzugeben.

Kleinkläranlagenberatung

Aus der flächendeckenden Abwasser-
entsorgungsstudie für NÖ aus dem Jah-
re 1995 ist ersichtlich, dass auch in Zu-
kunft rund 5,5% der Landesbürger über
keine Anschlussmöglichkeit an eine öf-
fentliche Abwasserentsorgungsanlage
verfügen werden (Objekte in Streulage,
bei denen eine zentrale Entsorgung mit
wirtschaftlich vertretbaren Mitteln nicht
realisiert werden kann).
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht ist es
daher wünschenswert, dass eine Inten-
sivierung der Beratungstätigkeit im The-
menbereich „Kleinkläranlagen" erfolgt.
In Zusammenarbeit mit „die umweltbe-
ratung“ Niederösterreich ist ein Projekt
für die Abwasserberatung im ländlichen
Raum ins Leben gerufen worden. Dabei
werden im Rahmen von Infoabenden re-
gional anstehende Fragen zur Abwas-
serentsorgung in dezentralen Lagen er-
örtert und Exkursionen zu bestehenden
Kleinkläranlagen organisiert. Zusätzlich
gibt es die Möglichkeit einer individuel-
len Beratung, welche die Basis für die
Systemauswahl bei der bestehenden
Vielzahl an Kleinkläranlagen sein soll.
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Bemessungsregen für die
Dimensionierung von Misch- und
Regenwasserkanälen

Bei der Realisierung von Infrastruktur-
projekten verfolgen Gemeinden und
Verbände als Bauherren, planende In-
genieure und de  öffentliche Verwaltung
em gemeinsames Ziel die Optimierung
von Aufwand und Erfolg
So gilt es auch bei der Dimensionierung
von Misch- und Regenwasserkanälen
einen zweckmäßigen Kompromiss zwi-
schen f rnchtungskosten und f ntwässe-
rungsKomfort unter Beachtung der ge-
setzlichen Rahmenbedmgungen zu fin-
den Da die technische Funktionsfähig-
keit und die Wirtschaftlichkeit von Kana-
sationsnetzen wesentlich vom Ansatz

des Bemessungsregens abhängt, ist
dieser Eingangsparameter von beson-
derer Bedeutung
In NÖ sind die meisten Kanalnetze für den
einjährigen Blockregen, dargestellt in ei-
ner Regenspendenkarte der Abteilung
Hydrologie, ausgelegt worden Betriebs-
erfahrungen mit bestehenden Netzen be-
stätigen die Richtigkeit dieses Ansatzes.
Seit der Veröffentlichung der ersten Re-
genspendenkarte vor rund 20 Jahren
wurden jedoch die technischen Normen
für die Kanalnetzbemessung mehrfach
modifiziert und die Berücksichtigung des
zweijährhchen Regenereignisses für
Wohngebiete zum europäischen Stan-
dard erhoben, sofern die „zuständigen
Stellen" keine anders lautenden Regelun-
gen treffen Diese erhöhten generellen
Anforderungen an die hydraulische Leis-
tungsfähigkeit von Kanälen sowie die ak-
tuelle Auswertung von Niederschlags-
messungen. welche im Vergleich zur bis-
lang verwendeten Regenspendenkarte
regionale Änderungen erkennen lassen,
fordern eine Festlegung der zukünftigen
Vorgangsweise bei der Dimensionierung
von Misch- und Regenwasserkanälen
In der Broschüre „Bemessungsregen für
die Dimensionierung von Misch- und
Regenwasserkanälen" sind zu diesem
Thema die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen mit Berücksichtigung der Min-
destanforderungen nach dem WRG so-
wie die zivilrechtlichen Aspekte darge-
legt worden Die fachlichen Grundlagen
gehen in erster Lime auf die Häufig-
keit/Jährhchkeit des Bemessungsre-
gens unter Berücksichtigung der bishe-
rigen Bemessungspraxis in NÖ und der
Erfahrungen mit bestehenden Netzen
e>n Die Regenspendenverteilung in NÖ
mit Darstellung der aktuellen Regen-
spendenkarte 2001 der Abteilung Hy-
drologie für den einjährhchen Blockre-
gen der Dauer von 15 Minuten ist als
Bemessungsbasis enthalten
Die vorgenannten Grundlagen und Rah-
menbedingungen sind in der Broschüre
in die Bemessungsempfehlungen für
künftige Planungen in NÖ, unterteilt in
Neuplanungen und Netzerweiterungen
eingeflossen

Basis dieser Grund ager soften dann
die Anforderungen an die Emissionsbe-
grenzungen unter Berücksichtigung von
Aufwand und Erfolg festgelegt werden
Abschließend sind unter Berücksichti-
gung der einschlägigen Literaturdaten
insbesondere der Veröffentlichungen
der ATV Deutschland die Maßnahmen
zur Behandlung der verunreinigten Nie
derschlagswässer gegenuberzuste llen
und hinsichtlich W''ksamke4 und Wirt
schaftlichkeit zu vergleichen Die Ergeb-
nisse der Studie solen in Form einer
Leitlinie veröffentlicht werden

Pflanzenkläranlagen In NÖ

In NÖ sind in den vergangener! Jahren
zahlreiche Pf'anzenkläranlagen sowohl
als biologische Hauptreimgungsstute
als auch als Nachrem gungsstute im An
Schluss an eine technische biologische
Kläranlage errichtet worden Diese An-
lagen repräsentieren das Ergebnis einer
langjährigen Entwicklung der Abwas-
serreinigung mittels bepflanzter Boden-
tilter von einem ursprünglich mit erhebli
chen Risk en behafteten alternativen
Verfahren hm zu emer Reinigungsme-
thode. die dem Stard der Technik im
Sinne des Wasserrechtsgesetzes ent-
spricht
Um den Reinigungserfolg derartiger An-
lagen nachhaltig sicherzustellen, ist es
notwendig, sowohl bei der Errichtung
als auch beim Betrieb auf bestimmte
technische Regeln zu achten Da der
Einsatz von Pfianzenkläranfagen vor al
lern in Streulagen des ländlichen Rau-
mes sehr stark zunimmt, ist eine Bro-
schüre über „Pflanzenkläranlagen in
NÖ" erstellt worden In dieser Broschüre
sind die Funktion und der Einsatz von
Pflanzenkläranlagen, die Einsatzberei-
che sowie die Remigungsieistung dar
gestellt worden Grundsätzlich ist man
auf den allgemeinen Stand der Technik
sowie die praktische Umsetzung beim
Bau und Betrieb der Pflanzenkläranla-
gen eingegangen
Dabei sind sehr detailliert das Anlagen-
schema. die Form der mechanischen
Vorreinigung, das Kriterium der Intervall-
beschickung. der Aufbau des Fdterbe-
ckens mit den einzelnen Bodenschich-
ten sowie das Beschickungssystem be
schrieben Beim Beschickungssystem
ist vor allem die form der gleichmaßi
gen Verteilung des Abwassers unter Be-
rücksichtigung der Betriebssicherheit
(insbesondere im Winter) beschrieben
worden Zusätzlich sind Tipps für die In-
betriebnahme derartiger Anlagen und
die regelmäßige Wartung enthalten
Auf Basis von typischen Anlagenbei-
spielen (Hauptreinigung, Nachreini-
gung, Ausbaugröße) ist eine Vielzahl
von Beispielen aus ganz NÖ enthalten
Neben den rem technischen Daten sind
auch die Errichtungskosten und Be-
triebskosten angegeben

Neben den technischen Informationen
werden 'echtlicne und förderungstech
nische Informationen zur Verfügung ge-
stellt
Durch diese Form der Projektorganisa
tion und Be'aturig im Bö'ech der Klein-
Kläranlagen ist eine objektive und urab-
nängige Beratung für d>e Auswahl von
Kläran agen bzw cte Beurte’ung von
Klärarvagenanbetern <m Sinne einer
möglichst produktneutralen Bewertung
möglich
2001 war der Projektschwe’punkt der
Bereich Öffentlichkeitsarbeit m>t Herstel-
lung eines Folders einer Homepage so-
wie diversen Presseaussendungen
2002 soll der Schwerpunkt bei den F n-
zelberatungen liegen

Behandlung von
Niederschlagswasser

Für die Behandlung von Niederschlags-
wässern bei Trennsystemen liegt in
Österreich keine verbindliche Rechts
norm bzw bundeseinheitliche Richtlinie
vor Em Entwurf einer Abwasseremis
sionsverordnung für Niederschlagswäs-
ser des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft wurde im Frühling 2000 ei-
nem Begutachtungsverfahren unterzo-
gen und von der überwiegenden Zahl
der Länder aogetehnt Es ist daher da-
von auszugehen, dass eine Verordnung
des Bundesministeriums in absehbarer
Zeit nicht erlassen wird
Unabhängig von der fachlichen Positio-
nierung NiederÖsterreichs bei der Aus-
arbeitung der Bundesverordnung be-
steht landesintern die Notwendigkeit,
generelle Lösungsansätze für die Be
Handlung von Nieaerschlagswässern
bei Trennsystemen zu definieren Die
Fragestellung ist insofern von besonde-
rer Aktualität, da im ländlichen Raum
aus volkswirtschaftlichen und wasser
wirtschaftlichen Überlegungen meist
nur mehr Schmutzwasserkanäle errich
tet und die Niederschlagswässer in
möglichst kurzem Wege wieder dem na-
türlichen Abflussgeschehen (Versicke
rung oder Einleitung m ein Fließgewäs
ser) zugeführt werden In Abhängigkeit
von der qualitativen Beschaffenheit des
Niederschlagsabflusses (Dachflächen.
öffentliche Verkehrsflächen, betriebliche
Verkehrsflachen) müssen im Wasser -
rechtsverfahren die Emieitungsbedm-
gungen bzw Behandlungsanforderun
gen festgelegt werden
Im Auftrag des Landes NÖ wird von der
TU Wien eine Studie durchgeführt, wo-
bei auf die vorher genannten Fragestel-
lungen eingegangen wird Insbesonde-
re sollen die einzugsgebietscharakteris-
tischen Verunreinigungen von Nieder-
schlagswässern und die Bewertung der
Verunreinigung hinsichtlich Auswirkun-
gen auf Oberflächengewässer und
Grundwasser dargestellt werden Auf
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Die Broschüre ist für die Gemeinden,
aber insbesondere für die Ziviltechniker
und planenden Ingenieure als Pla-
nungshilfe sowie für die Sachverständi-
gen im Verfahren als Rahmen für den
Stand der Technik anzusehen. Dadurch
ist eine Verbesserung bei der Qualität
der Einreichprojekte und somit eine effi-
ziente Beurteilung und Verfahrensab-
wicklung im Rahmen der Bewilligungs-
verfahren möglich.

Wasserwirtschaftliches
Monitoring der Freilandhaltung
von Hausschweinen
Die Freilandhaltung von Hausschweinen
kann durch Abschwemmungen von den
Weideflächen zur Belastung von Ober-
flächengewässern und durch die Nähr-
stoffauswaschung zur Belastung von
Grundwasser beitragen. Die Auswirkun-
gen der Beweidung auf den Wasser-
haushalt hängen hauptsächlich vom
Weidemanagement (beispielsweise
Ausgestaltung der Umgebung von Ru-
he- und Futterplätzen, Viehbesatz, Dau-
er der Beweidung, Ruheperioden bzw.
Nutzung in der normalen Fruchtfolge,
Fruchtfolgemaßnahmen, Schlagwech-
sel) und von den Standortbedingungen
(Boden, Grundwasser) ab.
Das Stift Geras führt derzeit einen Feld-
versuch zur Freilandhaltung von Haus-
schweinen durch. Der Feldversuch wird
in Form eines wasserwirtschaftlichen
Monitorings fachlich betreut. Zur Ermitt-
lung von bodenkundlichen und hydrolo-
gischen Daten wurde das Bundesamt
für Wasserwirtschaft beauftragt.
In einer Erstbeurteilung wurden Flächen
mit hochanstehendem Grundwasser
oder mit Oberflächenabfluss in nahe lie-
gende Gewässer als nicht geeignet ein-
gestuft. Außerdem wurden Flächen mit
geringer Feinbodenüberdeckung als
bedingt geeignet eingestuft. Diese Flä-
chen sind für stark frequentierte Gehe-
geeinrichtungen (z. B. Futterstelle) nicht
geeignet.
Weitere Untersuchungen werden im
Lauf des Jahres 2002 erfolgen. Das Ziel
ist eine möglichst exakte Abbildung der
Auswirkungen der Freilandhaltung von
Hausschweinen auf Grund- und Ober-
flächenwasser bei den Standortbedin-
gungen im Waldviertel. Die Ergebnisse
des wasserwirtschaftlichen Monitorings
sind für das Land NÖ auch im Hinblick
auf die zu erwartende weitere Verbrei-
tung dieser artgerechten Tierhaltung
von Bedeutung.

Ordnungsgemäße Entsorgung
der Abwässer aus Weinbau- und
Kellereibetrieben - gezielte Be-
ratung und Öffentlichkeitsarbeit
Abwässer und Produktionsrückstände
aus Kellereibetrieben weisen extrem ho-
he organische Belastungen auf und
stellen daher bei unsachgemäßer Ent-

sorgung ein erhebliches Gefährdungs-
potential für Gewässer dar.
Die überwiegende Mehrheit der Wein-
bauern geht äußerst sorgsam mit den
Abwässern und Rückständen aus dem
Weinbau um. Leider gibt es immer noch
Betriebe, die mit ihrer Entsorgungswei-
se die Umwelt beeinträchtigen. So kön-
nen während der Weinkampagne oft-
mals Einleitungen von Waschwässern
aus der Flaschen- und Fässerreinigung
sowie von Gelägern und Trübstoffen in
Gewässer festgestellt werden. Auch
werden Kläranlagen über ihre Belas-
tungsgrenzen beansprucht.
Anstelle der Durchführung zahlreicher
Einzelverfahren wurde bei der Problem-
lösung gezielt an die Eigenverantwort-
lichkeit der Winzer appelliert: Durch ei-
ne intensive Öffentlichkeitsarbeit und
regionale Beratungsaktivitäten soll bei
den Betroffenen das Verständnis für ei-
nen ordnungsgemäßen Umgang mit
den Abwässern und Rückständen aus
dem Weinbau erreicht und ein langfris-
tiger Erfolg gesichert werden. Es wur-
den daher diverse Vorträge gehalten
und Einzelberatungen durchgeführt.
Weiters wurde ein Merkblatt für alle
Winzereibetriebe erstellt, in dem die
Grundlagen für eine ordnungsgemäße
Abwasserbeseitigung plakativ darge-
stellt wurden. Im Rahmen der Indirekt-
einleitererfassung der Kläranlagenbe-
treiber wurde die NÖ Landes-Landwirt-
schaftskammer bei der Erstellung eines
Meldebogens für die Weinbaubetriebe
beraten.
Gewässerpolizeiliche Überprüfungen
konnten sich auf jene Fälle beschrän-
ken, wo die Aufklärungsarbeit nicht den
gewünschten Erfolg brachte.

• Gesamtüberprüfung von Wasser-
versorgungsanlagen mit Schutzge-
biet 2001 wurden 11 Wasserversor-
gungsanlagen einer Gesamtüberprü-
fung unterzogen.
Dieser, seit 1999 in Bearbeitung stehen-
de Tätigkeitsschwerpunkt, umfasst jene
Anlagen, die gemäß dem Projekt „Priori-
tätenreihung für die amtswegige Bear-
beitung von Schutz- und Schongebieten
in Niederösterreich“ auf Grund qualitati-
ver Probleme im Grundwasser ausge-
wiesen wurden. Im Zuge dieser Über-
prüfungen galt es festzustellen, ob die
Ursache der Beeinträchtigungen auf
bauliche Probleme oder grundwasser-
gefährdende Maßnahmen bzw. Miss-
stände im Nahbereich der Fassungszo-
ne zurückzuführen sind.
Die Überprüfung des Kataloges an vor-
läufig ausgewiesenen Wasserversor-
gungsanlagen wird 2002 abgeschlos-
sen sein.
Die bisherigen Ergebnisse bestätigen
die Weiterführung einer regelmäßigen
und flächendeckenden Überprüfung
qualitativ beeinträchtigter, prioritärer
Wasserversorgungsanlagen und zuge-
höriger Schutzgebiete.
• Sonstige Überprüfungen von Was-
serversorgungsanlagen. Im behördli-
chen Auftrag wurden rd. 30 wasser-
rechtlich bewilligte Brunnenanlagen
überprüft.
• Überprüfungen von Badegewäs-
sern. Badegewässer (Badestellen an
Fließgewässern) wurden auf etwaige
Einflüsse durch Abwassereinleitungen
überprüft, nachdem bei diesen Stellen
bei Untersuchungen durch die Abtei-
lung Sanitätsrecht und Krankenanstal-
ten bakterielle Belastungen festgestellt
worden waren.
• Feuchtbiotope und Landschaftstei-
che. In behördlichem Auftrag erfolgten
10 Überprüfungen von Feuchtbiotopen
und Landschaftsteichen.

Gewässeraufsicht

Grundwasserreinhaltung -
Güteaufsicht

• Lokale Grundwasserverunreinigun-
gen - Verursachersuche. Von der Ge-
wässeraufsicht wurden im Jahre 2001
30 Fälle von Grenzwertüberschreitun-
gen bearbeitet.
Je nach Ausmaß der festgestellten Ver-
unreinigungen im Grundwasser, den hy-
drogeologischen Verhältnissen sowie
der Flächennutzung wurde eine - zum
Teil recht umfangreiche - Erhebung
nach der Ursache der Belastung sowie
deren Ausmaß eingeleitet.
Bei Brunnenverunreinigungen mit Mine-
ralölkohlenwasserstoffen wurden wie-
derholt Fachlabors zur Stoffidentifikation
(Diesel, Heizöl usw.) beigezogen, um
über Altersbestimmungen Rückschlüs-
se über den Zeitpunkt des Schadenser-
eignisses und die Zusammensetzung
des Schadstoffes zu erhalten.
Die Ergebnisse werden im eingeleiteten
Behördenverfahren umgesetzt.

Gewässerbegehungen/
Gewässerbeprobungen

Im Auftrag der Wasserrechtsbehörde
wurde an der Warmen Fischa und ihren
Zubringern im Bereich Bad Fischau-
Brunn und Wr. Neustadt eine Gewässer-
beschau nach § 135 WRG durchge-
führt. Dabei wurden ca. 150 Wasser-
rechte überprüft, indem die Anlagen be-
gangen und der bauliche Zustand do-
kumentiert und Mängel aufgezeigt wur-
den. Auf Grund massiver baulicher
Mängel (Fehlen wesentlicher Anlagen-
teile) wurde der Wasserrechtsbehörde
bei einer Vielzahl von Entnahmerechten
die Einleitung eines Erlöschensverfah-
rens vorgeschlagen.
Auf Ersuchen der Abteilung Agrarrecht
wurde im Zusammenhang mit Be-
schwerden des Fischereiausübungsbe-
rechtigten eine weitere Gewässerbege-
hung am Russbach sowie eine Bege-
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giert werden konnte. Die Maßnahmen
reichten von telefonischer Kontaktauf-
nahme bis hin zu Überprüfungen vor Ort
mit anschließender Einleitung gewäs-
serpolizeilicher Verfahren.
Auf Grund der Ergebnisse wurden 17
kommunale Kläranlagen im Zusammen-
hang mit Wartungs- und Betriebsmän-
geln vor Ort überprüft. Weitere 32 Anla-
gen wurden den Bezirkshauptmann-
schaften wegen ungenügender Reini-
gungsleistung angezeigt, wobei die
Überprüfungen dann von den dezentra-
len Gewässeraufsichtsorganen vorge-
nommen wurden.
Die Ergebnisse der monatlichen Mess-
werte wurden regelmäßig an die Kläran-
lagenbetreiber übermittelt und dienten
so der Plausibilitätsprüfung der Eigen-
überwachung.
• Sonstige Kläranlagenüberprüfun-
gen. Zusätzlich zu den Überprüfungen
infolge der Ergebnisse der monatlichen
Kläranlagenkurzuntersuchungen muss-
ten weitere 9 kommunale Kläranlagen
überprüft werden. Ausgelöst wurden
diese Überprüfungen durch akute Stör-
fälle, durch Anzeigen über Gewässer-
verunreinigungen oder auf Ersuchen
der Behörde. Bei 4 Anlagen wurden die
Messgeräte der zentralen Gewässerauf-
sicht installiert und mengenproportiona-
le Probenahmen durchgeführt. Insge-
samt erfolgten rd. 70 behördlich beauf-
tragte Erhebungen in abwassertechni-
schen Belangen.
• Betriebliche Abwasseranlagen. Be-
triebliche Abwasseranlagen wurden im
Zusammenhang mit konkreten Anlass-
fällen überprüft. Ausgehend von erhebli-
chen Quecksilberbelastungen in kom-
munalen Klärschlämmen wurden in 2
Fällen die Abwässer von Zahnarztpra-
xen untersucht, wobei in einer Gemein-
de auch eine flächendeckende Siel-
hautuntersuchung zum Auffinden etwai-
ger zusätzlicher Schwermetallemitten-
ten durchgeführt wurde.
Illegale Einleitungen aus Weinbaubetrie-
ben führten am Fließgewässer Pulkau zu
Gewässerverunreinigungen und Be-
triebsproblemen kommunaler Kläranla-
gen, wodurch umfangreiche Überprüfun-
gen und Probenahmen durch die Gewäs-
seraufsicht die Folge waren. Die Überprü-
fungsergebnisse waren Basis für behörd-
liche Vorschreibungen zur Herstellung
des gesetzmäßigen Zustandes.

• Druck und Ausgabe des Staudamm-
leitfadens
• Schulung der Gewässeraufsichtsor-
gane
• Präsentation des Kontrollplanes am
Wasserrechtsreferententag
• Praktische Schulung der Gewässer-
aufsichtsorgane vor Ort
• Musterverfahren mit Behörden 1. In-
stanz
• Vorträge bei Tagungen des ÖWAV
und der Talsperrenaufsichtsorgane der
Länder
• Vergabe von Wasserbuchrecherchen
für Bezirke des Waldviertels
• Erstellung eines Berechnungspro-
grammes für die Flutwellenabschätzung
• Erstellung der „vorläufigen Prioritä-
tenliste"
• Erstellung einer Staudamm-CD-ROM.

hung und Online-Messung am Peters-
bach/Gemeinde Perchtoldsdorf durch-
geführt.
Wiederholte Beanstandungen, wonach
durch illegale Einleitungen in die Tries-
ting die Wasserqualität der Laxenburger
Schlossteiche beeinträchtigt werde,
konnten durch umfangreiche Erkundun-
gen inkl. Probenahmen durch die Ge-
wässeraufsicht widerlegt werden.

Fischsterben - Sofortelnsätze

Im Juli 2001 kam es zu einer Serie von
großräumigen Fischsterben, die auch
reges Medieninteresse erweckten.
Die zentrale Gewässeraufsicht führte
vor allem im Zusammenhang mit den
Fischsterben an der Großen Tulln bei
Langenrohr und an der Pielach bei Prin-
zersdorf umfangreiche Erhebungen
durch, deren Ergebnisse der Beweis-
führung im Behördenverfahren dienten.
Dazu mussten zahlreiche Wasserproben
aus den Gewässern entnommen wer-
den, aber auch nahe gelegene Kläran-
lagen in Verbindung mit dem Einsatz au-
tomatischer Probenehmer überprüft und
beprobt werden.
Als Ursache für diese Fischsterben wur-
den jeweils die außerordentlichen Witte-
rungsverhältnisse in Verbindung mit ge-
wässerökologischen Defiziten nachge-
wiesen.
Weitere Soforteinsätze wurden bei Stör-
fällen in kommunalen und betrieblichen
Kläranlagen geleistet. Insgesamt kam
es zu rd. 30 Soforteinsätzen während
der Dienstzeit.

Schwellbetrieb von
Wasserkraftanlagen

Nachdem von Wasserberechtigten eini-
ger Wasserkraftanlagen an der Thaya Be-
schwerde über den Schwellbetrieb von
Oberliegern erhoben wurde, wurde von
der Gewässeraufsicht an mehreren
Messstellen eine kontinuierliche Auf-
zeichnung der Wasserstände über einen
Zeitraum von mehreren Tagen vorgenom-
men. Dadurch konnte der Verdacht des
Schwellbetriebes bestätigt werden.

Konsenslose Ablagerungen und
Materialgewinnungsanlagen

• Konsenslose Ablagerungen. Insge-
samt erfolgten rd. 40 Erhebungen im
Auftrag der Behörde.
• Kontrolle der Abbautiefen von Tro-
ckenbaggerungen. 38 Anlagen, vor-
nehmlich im Bezirk Gänserndorf, wur-
den im Rahmen des vereinbarten
Schwerpunktprogrammes überprüft und
vermessen, davon erfolgten bei 12 An-
lagen zusätzlich Detailaufnahmen durch
die Abteilung Vermessung. Im Auftrag
der Behörde wurden 5 Anlagen über-
prüft.
• Überprüfung wasserrechtlich be-
willigter Nassbaggerungen. Im Auftrag
der Behörde wurden 5 Anlagen über-
prüft.
• Überprüfung von Deponien (AWG,
MINROG).  Im Auftrag der Behörde wur-
den 15 Anlagen überprüft.
• Bergbehördliche Anlagen. Im Rah-
mender Aktivitäten des Schwerpunktpro-
grammes erfolgten 3 Überprüfungen.

Kontrolle -
Hochwasserabflussbereiche

Für die regelmäßige Kontrolle von Hoch-
wasserabflussbereichen gern. § 130 b)
WRG wurde ein Kontrollplan erstellt.
Dieser wird ab 2002 umgesetzt und
sieht die Einbeziehung von Gewässer-
aufsichtsorganen und Mitarbeitern der
Abteilung Wasserbau vor.

Emissionsüberwachung
Abwasseranlagen

• Kommunale Abwasserreinigungs-
anlagen. Monatliche Kläranlagenablauf-
untersuchungen („Kurzuntersuchun-
gen"): Die Firma Aneclab GmbH wurde
für das Jahre 2001 mit der Durchfüh-
rung der monatlichen Emissionsüberwa-
chung von ca. 350 kommunalen und
betrieblichen Kläranlagen beauftragt.
Der Probentransport von der Kläranlage
zum Labor wurde von einer Boten-
dienstfirma bewerkstelligt. Die Rücklauf-
quote lag in der Regel über 95%. Die
Messergebnisse wurden durch die Ge-
wässeraufsicht systematisch ausgewer-
tet, so dass auf Missstände rasch rea-

Stauanlagenkontrolle

Um die Aufsicht über Stauanlagen ge-
mäß § 130 WRG landesweit wahrzuneh-
men, wurde von der Gewässeraufsicht
ein Kontrollplan zur Erhebung und wie-
derkehrenden Überprüfung relevanter
(gefahrengeneigter) Staudämme im Ein-
vernehmen mit der Wasserrechtsbehör-
de erstellt.
Als Schwerpunkte bei der Umsetzung
des Kontrollplanes sind anzuführen:

Klärschlammverwertung/
Kompostierung

• Klärschlammkontrollsiegel. 2001
wurden 9 Auszeichnungen zum Klär-
schlammkontrollsiegel vergeben. Vorar-
beiten dazu betrafen die Ausschreibung
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Koordinierungstätigkeit/
Schulungen, Vorträge

Für den Tätigkeitsschwerpunkt „Stau-
dammkontrolle" wurden die dezentralen
Gewässeraufsichtsorgane im Rahmen
einer theoretischen Schulung sowie
durch viertelsweise durchgeführte Pra-
xistage auf diese Aufgabe vorbereitet.
Weitere Bildungsschwerpunkte betrafen
den Bedienstetenschutz, zahlreiche
Fachbeiträge im Rahmen der Koordinie-
rungsgespräche, die Erstellung von Mus-
tererhebungsblättern für Erhebungsorga-
ne, die Teilnahme an mehrtägigen Probe-
nahmeseminaren sowie regelmäßige Trai-
ningstage für Laboranalytik.

der Probenahme und Analytik, die Kon-
trolle der Tätigkeit der eingebundenen
Abwasserreinigungsanlagen, Bera-
tungstätigkeit und die Koordination der
Klärschlammprobenahmen.
• Überprüfung landwirtschaftlicher
und gewerblicher Kompostaniagen.
Als Folge der 1999 und 2000 landesweit
durchgeführten Erhebung des Klär-
schlammaufkommens und der festge-
stellten Entwicklung einer zunehmenden
Kompostierung kommunaler Klär-
schlämme wurden 2001 verstärkt Klär-
schlamm kompostierende Betriebe
überprüft. Insgesamt fanden mehr als
30 Erhebungen statt.
Durch laufende Kontrollen der Verwer-
tungspraxis konnten mehrere Über-
schreitungen des Bodenschutzgesetzes
und des Wasserrechtsgesetzes nach-
gewiesen werden.

werden auch im Wasserrechtsverfahren
verwendet. Dadurch ist es möglich, für
den Bereich der Altablagerungen und
Altstandorte (Fälle, die vor 1989 ent-
standen sind) aus zweckgebundenen
Mitteln des Altlastensanierungsfonds
die dringend notwendigen Erkundun-
gen im Sinne des Gewässerschutzes
durchzuführen.
Vorwiegend im Wasserrechtsverfahren
wurde gemeinsam mit der Behörde fest-
gelegt, das Vorgehen nach dem „Leitfa-
den Verdachtsflächen" fortzusetzen. Die
darin festgelegte prioritäre Bearbeitung
von Verdachtsflächen nach deren Ge-
fährdungspotential, eine Vorgangswei-
se, die im Wasserrechtsgesetz bisher
keine Deckung fand, stellt bei den be-
grenzten finanziellen, aber auch perso-
nellen Ressourcen eine unabdingbare
Notwendigkeit dar.
Das EU-life Projekt „EVAPASSOLD" zur
Evaluation der Erstbewertungen des
Gefährdungspotentials von kleinen und
mittleren Altablagerungen soll die wis-
senschaftlichen Grundlagen für eine
weitere Vereinfachung in der Abarbei-
tung dieser Fälle liefern.
Die Finanzierung dieses Projektes mit
einem Auftragsvolumen von rund 22
Mio. S erfolgt zu 50% durch die EU, zu
40% durch das BM für Umwelt, Jugend
und Familie und zu je 5% durch die
Bundesländer NÖ und OÖ. Der Ab-
schluss der 1. Stufe (kleinere Ablage-
rungen) erfolgte im Sommer 2001. Der-
zeit laufen die Auswertungen für die
zweite Phase.
Einen weiteren Arbeitsschwerpunkt
stellte die Weiterführung der Verdachts-
flächenerhebungen inklusive Erstbewer-
tung und deren Meldung an das Um-
weltbundesamt dar.
Neben den laufenden Verdachtsflä-
chenmeldungen, die einerseits auf
Grund von Informationen von Gemein-
den, Firmen, Privaten und Amtssachver-
ständigen, andererseits auf Betreiben
der Behörde laufend bearbeitet werden,
wurde die systematische Verdachtsflä-
chenerkundung für das wasserwirt-
schaftlich bedeutende Gebiet des
Marchfeldes fortgesetzt, das 2002 ab-
geschlossen werden soll. Hauptbe-
standteile der Erfassung der Altablage-
rungen sind die multitemporale Luftbild-
auswertung inklusive Durchführung ei-
ner Erstbewertung, die Vorbereitung zur
Verdachtsflächenmeldung sowie EDV-
mäßige Einpassung in das Konzept des
Wasserdatenverbundes.
Zur Datenverwaltung der in diesem Pro-
jekt erhobenen Daten wurde eine leis-
tungsstarke Datenbank und GIS-Appli-
kation erstellt, die dem Bearbeiter die
Möglichkeit bietet, alle wesentlichen Da-
ten (auch die lagemäßigen Daten (Lage,
Abgrenzung, Grundstücke) online ein-
zusehen und weiter zu bearbeiten.
Die Weiterführung der systematischen
Erhebung von Ältablagerungen ist ent-
sprechend den finanziellen und perso-

Altlasten und Ver-
dachtsflächenerfassung

Insgesamt sind derzeit 44 Verdachtsflä-
chen aus NÖ als Altlasten im Altlasten-
atlas verzeichnet. Damit wurde auch die
Voraussetzung für eine Förderung der
Sanierung oder Sicherung aus Mitteln
des Altlastensanierungsfonds geschaf-
fen.
Durch die verstärkte Inanspruchnahme
dieser Mittel (1.067 Mio. S wurden allei-
ne 2001 für NÖ bewilligt) ist im Jahr
2001 ein bedeutender Fortschritt bei
der Sanierung oder Sicherung dieser
Altlasten gelungen.
Im engen Kontakt mit den zuständigen
Behörden, mit der Kommunalkredit Aus-
tria AG sowie den Sanierungswilligen
können in Summe von den 44 derzeit
noch im Altlastenatlas verzeichneten
Flächen bis dato bereits 14 Altlasten als
saniert oder gesichert betrachtet wer-
den, 4 befinden sich in Sanierung und
bei 10 weiteren wurden die Sanierun-
gen/Sicherungen bereits behördlich ge-
nehmigt und Förderungsmittel durch die
Kommunalkredit AG sichergestellt, so
dass im Jahr 2002 mit den Sanierungs-
arbeiten begonnen werden kann.
Ein Schwerpunkt des Jahres 2001 lag
wiederum in der Ausschreibung, Verga-
be und Betreuung von ergänzenden
Untersuchungen nach § 13 des Altlas-
tensanierungsgesetzes (AISAG). Das
Ziel war die verstärkte Mittelinanspruch-
nahme aus zweckgebundenen Mitteln
des Altlastensanierungsfonds, um damit
vermehrt Gefährdungsabschätzungen
durchzuführen sowie Altlastenauswei-
sungen unter Angabe der Priorität vor-
nehmen zu können.
Mit Stand vom 31. 12. 2001 beträgt der
vom BM für Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft zugesi-
cherte Finanzrahmen für die Erkundung
von Verdachtsflächen wieder über
50 Mio. S. Rund 35 Verdachtsflächen
oder Verdachtsflächenkomplexe können
mit diesen Mitteln untersucht werden.
Die Ergebnisse dieser Untersuchungen,
die in der Regel über 2 Jahre laufen,

Labortätigkeit, Probenahmen
und Analysen

• Probenumfang. Von der Gewässer-
aufsicht wurden mehr als 1.000 Umwelt-
proben entnommen. Nach Vorselektie-
rung der Proben wurden nur jene zur
Analyse weitergereicht, welche als re-
präsentativ oder augenscheinlich auffäl-
lig einzustufen waren. Im Jahr 2001 wur-
den rd. 60 Abwasserproben, rd. 120
Grundwasserproben und rd. 40 Materi-
alproben von Ablagerungen, Deponie-
material oder Bodenverunreinigungen
im Labor der Gewässeraufsicht einer
chemischen Analyse unterzogen.
Die Ergebnisse der Labortätigkeit dien-
ten in fast allen Fällen der Nachweisfüh-
rung bei Verdacht auf Konsensüber-
schreitungen bzw. wasserrechtlicher
Missstände, teilweise mussten zusätz-
lich Befunde akkreditierter Labors für
das Behördenverfahren eingeholt wer-
den.
Für die Abt. Hydrologie werden wö-
chentlich die Gehalte an Schwebstoffen
aus Fließgewässerproben analysiert.
• Analysenumfang. Im Jahr 2001 wur-
den insgesamt rd. 2.500 Einzelbestim-
mungen durchgeführt.
• Qualitätssicherung. Zur Sicherung
der Qualität der Analysenergebnisse
werden regelmäßig interne und externe
Kontrollen durchgeführt. Die dezentrale
Gewässeraufsicht ist in das Qualitätssi-
cherungssystem integriert. Messgeräte-
kontrollen der dezentralen Gewässer-
aufsichtsorgane und Weiterbildung im
Laborbereich erfolgten an insgesamt 15
Arbeitstagen.
• Ringversuche. Im Rahmen der Klär-
anlagennachbarschaften wurden an
insgesamt 10 Informationstagen sog.
Ringversuche gemeinsam mit den Klär-
wärtern durchgeführt.
Mit den dezentralen Gewässeraufsichts-
organen wurden an zwei Koordinie-
rungstagen ebenfalls Ringversuche
durchgeführt.
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Bereich der Verwertung der Abfälle ge-
sucht werden. Um auch bei diesen den
Umweltschutz entsprechend zu sichern,
ist grundsätzlich ein erhöhter behördli-
cher Aufwand gegenüber einem Geneh-
migungsverfahren gegeben, da die Ver-
wertungen meist erst nachträglich be-
kannt werden und Probleme im Einzel-
fall auftreten, Ermittlungsverfahren zu fi-
nanzieren sind und Gefahrenpotentiale
amtlich per Bescheid beseitigt werden
müssen. Bei Deponien hingegen ist der
Aufwand vorweg beim Betreiber, die ge-
setzlichen Vorgaben sind sehr streng
und mehrfach abgesichert zu erfüllen.
Durch die laufende Mitwirkung bei den
Gesetzesbegutachtungen wurde ge-
trachtet, mögliche Auswirkungen und
Erschwernisse für alle Betroffenen abzu-
schätzen und praktische Erfahrungen
einfließen zu lassen. Neben dem AWG
wurden so die Novelle zum Mineralroh-
stoffgesetz und zum Verwaltungsreform-
gesetz bearbeitet, Vorschläge zur
Grenzwertproblematik in der Deponie-
verordnung und für eine Novelle des Alt-
lastensanierungsgesetzes erstellt, die
Entwürfe zu den Verwertungsgrundsät-
zen des Bundesabfallwirtschaftsplanes
beurteilt, mit dem Recyclingverband ein
Entwurf für eine Novelle des Merkblattes
für die Verwendung von Böden bearbei-
tet, an den Grundlagen für eine Überar-
beitung der Richtlinie W72 des ÖVGW
für Trinkwasserfassungen mitgearbeitet,
es wurden die Entwicklungen bei der
Behandlung von organischen Abfällen
verfolgt (z. B. Richtlinie für MBA, Richtli-
nie für Komposte, Bundeskompost-VO),
und es wurden weitere Hilfen für die Pla-
nung und Ausführung von Bodenver-
besserungsmaßnahmen geschaffen.
Die bewährte Unterstützung der ver-
schiedenen Behörden auf Ebene der
Bezirksverwaltung und des Landes-
hauptmannes konnte intensiviert und
vollständig erfüllt werden.
Die fachgerechte Verwertung und Lage-
rung von Baurestmassen sowie der ge-
schaffenen Recyclingprodukte wurde
weiter in die Beratungstätigkeit integriert,
mit dem Ziel, die Zahl der Behördenver-
fahren durch vorbeugend richtiges Ver-
halten der Bürger senken zu helfen. Dies
konnte allerdings nur dann sinnvoll erfol-
gen, wenn die Kontaktaufnahme des
Bürgers mit der Behörde und dem Fach-
bereich Deponietechnik vor der Realisie-
rung der Maßnahmen erfolgte.
Die regelmäßige Betreuung der Behör-
denverfahren und die verfahrensbezo-
gene Beratung der Planer, Antragsteller
und Betreiber stellten weiterhin die
Hauptschwerpunkte im Arbeitsbereich
dar. Dadurch ist es trotz der verschiede-
nen beteiligten Behörden möglich, unter
Beachtung der gesetzlichen und techni-
schen Randbedingungen sowie Berück-
sichtigung der wasserwirtschaftlichen
Besonderheiten einen flächig weitestge-
hend einheitlichen technischen Beurtef-
lungsstand in NÖ zu sichern.

nellen Ressourcen für den Bereich Mit-
terndorfer Senke, den Raum Schwe-
chat-Mannswörth, das Tullner Feld und
andere Gebiete mit bedeutenden
Grundwasservorkommen geplant.
Langfristiges Ziel ist es, für alle bedeu-
tenden Grundwasservorkommen einen
Überblick über die vorhandenen Altab-
lagerungen zu gewinnen. Mit der Veröf-
fentlichung der Ausschreibung der Alt-
standorterfassung in den 2 Testbezirken
Mödling und Horn, wurde ein weiteres
großes Thema der systematischen Ver-
dachtsflächenerfassung in Angriff ge-
nommen. Wesentlichstes Ziel dieser Ar-
beiten ist die lagemäßige Erfassung von
alten. Industrie- und Gewerbebetrieben,
von denen auf Grund ihrer Tätigkeit eine
Gefährdung für die Umwelt ausgehen
kann. Wie bei allen systematischen Er-
fassungsprojekten ist auch.hier die Prio-
rierung (Auswahl jener Standorte, für die
auf Grund des hohen Gefährdungspo-
tentials weitere Erhebungen vordringlich
sind) wesentlicher Bestandteil dieses
Projektes. Finanziert wird dieses Vorha-
ben aus den Mitteln des Altlastensanie-
rungsbeitrages.
Niederösterreich liegt derzeit österreich-
weit bei der Inanspruchnahme von Mitteln
des Altlastensanierungsfonds sowohl bei
der Erkundung von Verdachtsflächen als
auch bei der Sanierung von Altlasten vor
den übrigen Bundesländern.

Deponietechnik und
Gewässerschutz
Im Jahre 2001 wurde die Anpassung
bestehender Deponien an den Stand
der Technik entsprechend den Vorga-
ben der Deponieverordnung (BGBl.
164/1996) nach dem mehrteiligen Stu-
fenplan in den teilweise noch anhängi-
gen wasserrechtlichen und nunmehr
überwiegend in den abfallrechtlichen
Verfahren fortgesetzt, wobei das
Schwergewicht bei der Überprüfung der
Maßnahmenumsetzung lag.
Gemeinsam mit den Betreibern werden
auf Grund der laufenden praktischen Er-
fahrungen zulässige Alternativen ge-
sucht, welche unter Beachtung der Ziel-
vorgaben günstigere Lösungen bieten
und die bisher gewonnenen Erkenntnis-
se einfließen lassen. Die so entstehen-
den Detaillösungen werden mit den Be-
hörden unter Einbeziehung der Betrei-
bervorstellungen in den jeweils erforder-
lichen rechtlichen Rahmen gegossen.
In der Praxis hat sich herausgestellt,
dass die „am Papier“ angezeigten An-
passungen oft nicht vollständig richtig
oder teilweise gar nicht umgesetzt wur-
den, so dass im Wege verstärkter örtli-
cher Beratungen, Überprüfungen und
Verhandlungen die tatsächlich fehlen-
den Maßnahmen festgestellt, erläutert
und eingefordert werden mussten.
Die Zahl der Anträge für neue Deponien
ist weiter rückläufig, da Alternativen im

Wasserbau und
Gewässerschutz

Der Fachbereich „Wasserbau und Ge-
wässerschutz“ bearbeitet und beurteilt
wasserbauliche Projekte und Maßnah-
men bei Wasserversorgungsanlagen,
Hochwasserschutz, Wasserkraft- und
Stauanlagen, Wasserschutzgebieten,
Überschwemmungsgebieten, Ent- und
Bewässerungsanlagen, Wärmepumpen,
Wassererschließungen, Gerinneregulie-
rungen, Grundwasserhaltungen und als
Sonderbereich den Gewässerschutz bei
Mineralöllagerungen und wassergefähr-
denden Stoffen (Wärmepumpen) im Zu-
ge von unterschiedlichsten Behörden-
verfahren. Die Sachverständigen sind in
erster Linie für die Wasserrechtsbehör-
de tätig. Weitere Behörden, für die die
Sachverständigen aktiv sind: UVP-Be-
hörde, Eisenbahnbehörde, Bergbehör-
de, Schifffahrtsbehörde, Luftfahrtbehör-
de, Abfallbehörde, Rohrleitungsbehörde
und Gewerbebehörde.
Auf Grund der geänderten Rechtslage
sind vermehrt zusätzlich Berufungsver-
fahren zu behandeln.
Große Bedeutung nahmen im abgelau-
fenen Jahr jene Fragen bei Wasserver-
sorgungen ein, die sich mit Grundwas-
serqualität, Sanierung und Anpassung
an den Stand der Technik und die An-
passung von Wasserschutzgebieten an
geänderte Rahmenbedingungen be-
fassten.
Bei Lagerung wassergefährdender Stof-
fe/Mineralöl war die Anpassung der Be-
urteilung im Hinblick auf einen verstärk-
ten vorbeugenden Gewässerschutz und
die Beratung von Gemeinden und Be-
trieben ein Schwerpunkt. Die erarbeitete
„Richtlinie für die Anwendung von Wär-
mepumpen“ wird von den Gewerbe-
und Wasserrechtsbehörden sowie den
Sachverständigen und Fachfirmen ge-
nerell angewandt.
Die fachliche Bearbeitung von EU-Richt-
linien, speziell für Trinkwasser, Grund-
wasserschutz, gefährliche Stoffe in
Oberflächengewässern, Vermeidung
und Verminderung der Umweltver-
schmutzung nahm weiter an Umfang zu.
Im Rahmen des Donauschutzüberein-
kommens erfolgt als Gewässerschutz-
Aufgabe die Umsetzung und laufende
fachliche Betreuung des Donau-Alarm-
Systems. Als weitere internationale Auf-
gabe wird die Leitung der bilateralen
Kommissionen für Wasserwirtschaft im
Rahmen des Abkommens über die Zu-
sammenarbeit zwischen dem Interessen-
gebiet der Tschechischen Republik sowie
der Slowakischen Republik und dem
Land Niederösterreich wahrgenommen.
Folgende wichtige Projekte wurden im
Referat Wasserbau und Gewässer-
schutz im Jahre 2001 betreut:
• Bestimmung der Nachverkeimung
von Trinkwasser - Erarbeitung einer
Schnellbestimmungsmethode für die in-
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terne Betriebskontrolle in Wasserwerken
(Projektbetreuung gemeinsam, mit der
Abteilung Umwelthygiene). Das Projekt
ist noch in Arbeit.
• Wasserwirtschaftliches Konzept für
den Thaya-Mühlbach zur Klarlegung
der nationalen und internationalen Rah-
menbedingungen für die gemeinsame
Nutzung durch Tschechien und Nieder-
österreich. Das Projekt konnte abge-
schlossen werden und ist im Herbst ei-
nem größeren Interessentenkreis vorge-
stellt worden.
• Chloridbelastung des Grundwassers
durch Auftausalze:
Die Richtlinie 98/83/EG des Rates vom
3. 11.1998 „Über die Qualität von Was-
ser für den menschlichen Gebrauch"
legt den Indikatorparameter Chlorid mit
250 mg/l fest, wobei das Wasser nicht
korrosiv wirken soll. Die Trinkwasserver-
ordnung, BGBl. II 304/2001 vom 21. 8.
2001 hat für Chlorid den Indikatorpara-
meter-Wert mit 200 mg/l festgelegt,
gleichfalls mit dem Hinweis, dass das
Wasser nicht korrosiv wirken soll.
Weiters wird in der Trinkwasserverord-
nung ausgeführt, dass bei „Überschrei-
tung die Ursache zu prüfen und festzu-
stellen ist, ob bzw. welche Maßnahmen
zur Aufrechterhaltung einer einwandfrei-
en Wasserqualität erforderlich sind. Na-
türliche Gehalte sind, auch wenn sie
weit unter dem jeweiligen Wert liegen,
vor unerwünschten Veränderungen zu
schützen.”
Auf Basis dieser Vorgaben und auf
Grund des in vielen Gebieten steigen-
den Chloridgehaltes im Grundwasser
wurden von der Abteilung Wasserwirt-
schaft zwei Studien über die Ursachen
und Sanierungsmöglichkeiten bei Chlo-
ridbelastungen durchgeführt.
- Chloridbelastung des Grundwassers
durch Auftausalze
- Einfluss von Chloriden auf Wasserge-
winnungsstellen
Ergebnisse aus diesen Arbeiten:
- Hauptverursacher sind der Einsatz
von Chlorid für die Eisfreihaltung von
Straßen und der Einsatz als Düngemittel
in der Landwirtschaft.
- Lokal ist auch die Mineralölindustrie
als Verursacher anzusehen.
- Wichtig ist im Einzugsgebiet von
Trinkwasserversorgungsanlagen die
Straßenentwässerung derart zu ge-
stalten, dass keine direkten hydrauli-
schen Kurzschlüsse zwischen den ver-
sickernden Straßenwässern und dem in
den Brunnen geförderten Wässern ein-
treten.
Seitens der Abteilung Wasserwirtschaft
wurden diese Ergebnisse mit den zu-
ständigen Fachdienststellen der Grup-
pe Straße erörtert, um Handlungsspiel-
räume zur Minimierung der Einflüsse
aus dem winterlichen Straßendienst
festzulegen. Auf Grund existierender
Vorgaben des Bundes an die Länder
wurden die Ergebnisse auch dem
BMLFUW mit dem Ersuchen um Akkor-

dierung möglicher Lösungen mit dem
für die existierenden Vorgaben zustän-
digen BMWA mitgeteilt.
• Festlegung von Überflutungsgrenzen
für ein 30-jährliches und 100-jährliches
Hochwasserereignis an der Donau in
Niederösterreich. Die Kenntnis des Aus-
maßes dieser Hochwasserabflussberei-
che ist besonders wichtig für alle Maß-
nahmen der Wasserwirtschaft, des
Hochwasserschutzes sowie der Raum-
und Bauordnung. Das Projekt wurde ab-
geschlossen.
• Überarbeitung der fachlichen Grund-
lagen für die wasserfachliche Bewertung
von Erdwärmenutzungsanlagen im Rah-
men von behördlichen Bewilligungsver-
fahren.

bundenen Steigerung der Datenqualität
wird der WDV zu einem unverzichtbaren
Werkzeug für alle mit Wasser befassten
Organisationseinheiten.
Neben der Erstellung des Wasserdaten-
verbundes war im Jahr 2001 die Betreu-
ung aller Benutzer der Abteilung, die
Administration der gesamten Abtei-
lungsinfrastruktur (Hardware-, Software-
und Netzwerk), die Koordination des In-
ternetangebotes der Gruppe Wasser
und die Umgestaltung des Internet-Lay-
outs für die Abteilung Wasserwirtschaft
eine wesentliche Aufgabe. Darüber hin-
aus wurden die bestehenden Daten-
banksysteme (GROGIS, Abwasserda-
tenbank, Trinkwasserentnahmestellen-.
Schutzgebietsdatenbank und Ver-
dachtsflächendatenbank) betreut und
für die fachlichen Fragestellungen der
Mitarbeiter der Abteilung Wasserwirt-
schaft nach verschiedenen Gesichts-
punkten ausgewertet.

Wasserwirtschaftliche
Informationssysteme

Die Abteilung Wasserwirtschaft arbeitet
an der Erstellung von Wasserwirtschaft-
lichen Informationssystemen mit dem
Ziel, die interdisziplinäre Betrachtung
komplexer, wasserwirtschaftlicher Fra-
gestellungen zu ermöglichen bzw. zu
erleichtern und damit die Entschei-
dungsprozesse transparenter zu ma-
chen. In enger Zusammenarbeit mit
dem Geografischen Informationssystem
Niederösterreichs (NÖGIS) werden die
vorhandenen Informationen raumbezo-
gen erfasst, verwaltet und ausgewertet.
Im Jahr 2001 wurde vor allem am Auf-
bau des Wasserdatenverbundes Nie-
derösterreich (WDV) gearbeitet. Der
WDV ist ein gemeinsames Projekt aller
mit dem Thema Wasser befassten Orga-
nisationseinheiten der Landesverwal-
tung. Neben den Abteilungen der Grup-
pe Wasser (Wasserrecht, Wasserwirt-
schaft, Wasserbau, Siedlungswasser-
wirtschaft, Hydrologie) sind auch die
Abteilungen Ümwelthygiene, Umweltko-
ordination, Informationstechnologie,
NÖGIS, die Gebietsbauämter und die
Bezirkshauptmannschaften eingebun-
den. In diesem integrierten Informa-
tionssystem sollen alle Daten aus dem
Bereich Wasser verknüpft und allen be-
teiligten Fachbereichen rasch, einfach,
orts- und zeitunabhängig verfügbar ge-
macht werden. Die Erstellung des De-
tailkonzeptes ist bereits abgeschlossen
und bildet die Basis für die derzeit lau-
fende EDV-technische und organisatori-
sche Umsetzung. Die Realisierung des
Gesamtprojektes soll bis Ende 2002 ab-
geschlossen sein. Der Modul für den
Fachbereich Wasserrecht (wasserrecht-
liche Daten) wird im ersten Quartal 2002
in Betrieb gehen. Bei den Modulen
Messstellen (mit Qualitäts- und Quanti-
tätsdaten) und Abwasserentsorgung
(technische Daten von Abwasseranla-
gen) erfolgt die.Inbetriebnahme bis Mit-
te 2002. Erst durch die laufende Daten-
aktualisierung und mit der damit ver-

Wasserwirtschaftliche
Planung

Die Arbeitsschwerpunkte des Wasser-
wirtschaftlichen Planungsorgans lagen
2001, neben Tätigkeiten im Rahmen von
Verwaltungsverfahren sowie Fachaus-
schüssen bzw. -arbeitsgruppen bei den
folgenden Themen:

Erhebung, Evidenz und Aus-
wertung wasserwirtschaftlich
relevanter Daten

• Wassergüteerhebungsverordnung.
Neben den laufend erforderlichen Ar-
beiten zur Erhebung, Übernahme, Ver-
waltung und Übergabe der im Rahmen
der WGEV erhobenen Daten wurde
2001 ein Programm zur Datenauswer-
tung über eine Häufigkeitsverteilung er-
stellt. Dieses Programm erlaubt es, eine
Auswertung der Wasserqualitäten in frei
wählbaren Bereichen in NÖ vorzuneh-
men. Um für diese statistische Auswer-
tung eine bessere Ergebnissicherheit zu
erzielen, ist es notwendig, die vorhan-
dene Testdatenbank entsprechend aus-
zubauen (für 2002 vorgesehen). Weiters
wurde im Rahmen dieses Programmes
auch ein Verfahren zur Bewertung von
Trendberechnungen erstellt. Diese Pro-
gramme werden intern zur Datenprü-
fung und Evaluierung von Handlungs-
bedarf im Rahmen der Gewässerauf-
sicht eingesetzt.
Das 2000 erstellte Plausibilitätsprüfpro-
gramm wird bereits routinemäßig bei
der Übernahme von Ergebnissen einge-
setzt, und eine Zusammenstellung aus-
gewählter Belastungsdaten wird viertel-
jährlich an die Gewässeraufsicht weiter
geleitet.
Die Erhebungen im Rahmen der WGEV
für den Zeitraum 2000/2001 mussten
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Erhebung wasser-
wirtschaftlicher Grundlagen

• Überarbeitung Grundwassermodell
Unteres Traisental. Im Zusammenhang
mit einem Verfahren zur Herstellung ei-
ner gesicherten Mindestwasserführung
in der Traisen wurde im Jahre 1998 ein
hydraulisches Grundwassermodell zur
Simulation der Auswirkungen wasser-
baulicher Maßnahmen gern, vorliegen-
dem Gewässerbetreuungskonzept so-
wie zur Ermittlung der erforderlichen
Dotationswassermenge am Altmanns-
dorfer Wehr erarbeitet.
Als Ergebnis liegt eine Bilanzierung der
Wasserführung der Traisen in mehreren
Abschnitten vor. Diese Bilanzierung bil-
dete die Grundlage für die Festlegung
einer Restwassermenge von 2 m3/s für
die Traisen im Zuge des oben zitierten
Verfahrens.
Um die nachhaltige Nutzung des
Grundwasservorkommens im Unteren
Traisental sowie das öffentliche Interes-
se an einer ständigen Wasserführung in
der Traisen nachhaltig zu sichern, ist es
erforderlich, Bewilligungen für Grund-
wasserentnahmen auf die dem Dota-
tionsszenario zu Grunde liegenden was-
serwirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen abzustimmen.
Dazu ist es notwendig, die maximal zu-
lässige Gesamtkonsensmenge für Ent-
nahmen aus dem Grundwasser für
Trink- und Nutzwasserzwecke als „De-
ckelungsbetrag" zu ermitteln und fest-
zulegen.
Zur verbesserten Anwendbarkeit der
derzeit nur auf regionaler Ebene vorlie-
genden Modellergebnisse in wasser-
rechtlichen Einzelverfahren und zur Er-
mittlung der regional und abschnittswei-
se max. möglichen Wasserentnahmen
(„Deckelungsmengen") werden aktuell
ergänzende Arbeiten zur Präzisierung
der Aussagen des regionalen Grund-
wassermodells durchgeführt. In diesem
Rahmen werden auch die dem Modell
zu Grunde liegenden Konsensentnah-
men aktualisiert; dadurch kann auch
eine Verbesserung der Genauigkeit der
regionalen Aussagen erreicht werden.
Erste Ergebnisse sollen mit Ende Jänner
2002, der Endbericht mit Ende Februar
2002 vorliegen.
• Grundwassermodell Kremser Bucht
Die Kremser Bucht im nordwestlichen
Tullnerfeld stellt ein wasserwirtschaftlich
bedeutsames und intensiv genutztes
Grundwasservorkommen dar. Wesentli-
che Grundwassernutzungen sind die
Brunnenanlagen des Wasserwerkes
Krems (Schlickendorf) und der evn was-
ser (Grunddorf, Donaudorf), die sich un-
mittelbar nördlich und nordöstlich des
Kraftwerkes Theiß befinden.
Auf Grund der vorhandenen zusätzli-
chen Nutzungsinteressen sowie der
Notwendigkeit, das bestehende Schon-
gebiet Nördliches Tullnerfeld (LGBI.
6900/52-0 vom 27. 7. 1976) entspre-

und sonstigen Untersuchungsprogram-
men). Daten von Trinkwasserversor-
gungsanlagen werden in einer gesonder-
ten Datenbank der Abt. Umwelthygiene
evident geführt. In der Datenbank sind et-
wa 5.500 Messstellen enthalten. Die Da-
tenbasis bilden die der Abteilung über-
mittelten Wasseruntersuchungsbefunde.
Die Datenbank kann mit dem Geografi-
schen Informationssystem Niederöster-
reich (NÖGIS) verknüpft werden, um die
Lage der Messstellen mit der ÖK 50
(Österreichische Karte im Maßstab
1 : 50.000) als Hintergrundinformation
darzustellen.
Die Datenbank fließt künftig als eine we-
sentliche Datenquelle direkt in das Infor-
mationssystem „NÖ Wasserdatenver-
bund“ ein.
• Flächendeckende Routineerhebung
der saprobiologischen Gewässergüte.
Von dem über 800 Messstellen umfas-
senden Messnetz zur laufenden Beob-
achtung der biologischen Wassergüte-
entwicklung in NÖ wurde 2001/2002 die
Untersuchung des Teilgebietes „Most-
viertel" (ca. 200 Messstellen) abge-
schlossen und die Untersuchung des
nächsten Teilgebietes „Weinviertel" (ca.
200 Messstellen) eingeleitet. Mit dem
Vorliegen der Daten aus dem Gebiet
Mostviertel stehen erstmals landesweit
methodisch vergleichbare und systema-
tisch erhobene Daten zur Beurteilung der
biologischen Gewässergüte niederöster-
reichischer Fließgewässer zur Verfü-
gung.
Zur Sicherstellung der Effektivität der
laufenden Evidenz dieser Datenerhe-
bungen wurden auch Arbeiten zur Eva-
luierung des Einsatzes dieser Daten im
Rahmen det Landesverwaltung unter-
nommen. Als wesentliches Ergebnis
dieser Überlegungen wird die Ausrich-
tung der Datenbestände und deren
Analyse, soweit bereits bekannt, gern,
den Anforderungen der EU-Wasserrah-
menrichtlinie vorbereitet.
• Grundwasser. Im Rahmen der Beur-
teilung von Wasseruntersuchungsbe-
funden von Grundwasserseen (Badege-
wässer, Sportfischteiche etc.) sind auch
die durch den Standort gegebenen re-
gionalen hydrochemischen Rahmenbe-
dingungen zum jeweiligen Grundwas-
serkörper von Bedeutung.
Durch den Vergleich hydrochemischer
Daten von Grundwasserseen mit den im
Rahmen der Wassergüteerhebungsver-
ordnung erarbeiteten Daten über die re-
gionale Grundwassergüte sollen erwart-
bare Entwicklungen bzw. Alterungspro-
zesse von Grundwasserseen besser be-
urteilbar werden. An der Konkretisie-
rung möglicher Datenauswertungen
und Korrelationen von Grundwassergü-
tedaten im Hinblick auf Entwicklungs-
prognosen sowie Sanierungsmöglich-
keiten bei Grundwasserseen wird der-
zeit auf Expertenebene gearbeitet. Erste
Ergebnisse dazu sind Mitte 2002 zu er-
warten.

wegen Beeinspruchungen im Rahmen
des Vergabeverfahrens über eine Ver-
tragsverlängerung der bestehenden
Verträge abgewickelt werden. Für den
Zeitraum Juli 2001 bis Dezember 2003
konnte die Ausschreibung trotz Einlei-
tung eines Nachprüfungsverfahrens
durch einen Bieter noch rechtzeitig ab-
geschlossen werden und die Vergabe
erfolgen.
2001 wurde in einem Rahmen eines von
Bund und Ländern getragenen Projek-
tes eine Pilotstudie für endokrin wirksa-
me Substanzen (Xenohormone) durch-
geführt. Die Probenahmen dazu erfolg-
ten im Rahmen der WGEV an ausge-
wählten Messstellen im Grundwasser
und in Fließgewässern. Die Analytik wur-
de vom UBA durchgeführt.
Im Rahmen der WGEV wird im Zeitraum
Juli 2001 bis Juni 2002 erstmals der
Benzinzusatzstoff MTBE untersucht.
Ein weiterer Untersuchungsschwerpunkt
2001 betraf das Totalherbizid Glyphosat.
Darüber hinaus werden monatlich auch
an 36 Oberflächengewässermessstellen
Daten zur saprobiologischen sowie che-
misch-physikalischen Gewässergütesi-
tuation erhoben.
Sämtliche im Rahmen der WGEV erho-
benen Daten stehen über eine Daten-
bank des Umweltbundesamtes auch via
Internet öffentlich zur Verfügung.
• Trinkwasserentnahmestellen- und
Schutzgebietsdatenbank Nieder-
österreich - Evidenthaltung. Inhalte

. der Datenbank sind alle wasserrechtlich
bewilligten Entnahmestellen für den Ver-
wendungszweck Trinkwasser sowie die
zugehörigen Schutzgebiete. Für jede
Anlage sind Sachdaten und Geometrie-
daten in der Datenbank enthalten. Die
geographische Lage der Anlagen kann
mit Arc-View am PC betrachtet werden.
Diese Datenbank ist eine wichtige und
auch häufig verwendete fachliche Ar-
beitsgrundlage. Die Grundlage für die
laufende Evidenthaltung bilden die
Wasserrechtsbescheide. Die für eine
geografische Verortung im GIS erforder-
lichen Planunterlagen stehen derzeit nur
selten in übersichtlicher Form zur Verfü-
gung, so dass für die Erhebung dieser
wesentlichen Informationen derzeit häu-
fig aufwändige Nacherhebungen aus
den Verfahrensakten erforderlich sind.
Der arbeitstechnische Ablauf der Veror-
tung ist auf Grund der EDV-technischen
Möglichkeiten derzeit ebenfalls noch re-
lativ aufwändig. Verbesserungen bei der
effizienten Evidenz dieser Daten stehen
jedoch mit dem NÖ Wasserdatenver-
bund zur Verfügung.
• Grundwasser- und Oberflächenge-
wässer-Informationssystem - Evident-
haltung und Datenabgleich mit der Trink-
wasserentnahmestellen- und Schutzge-
bietsdatenbank im Hinblick auf das Mo-
dul Messstellen des WDV. Die Datenbank
verwaltet Qualitätsdaten von Grund- und

- Oberflächengewässern (Daten der Was-
sergüteerhebung, von Deponiesonden
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formationen. Diese Daten werden künf-
tig auch allen mit Gewässern berührten
Abteilungen und/oder Planern zur Verfü-
gung stehen.
• Untersuchung des natürlichen
Wasserdargebotes des östlichen Tei-
les der Nördlichen Kalkalpen (NÖ,
OÖ, Stmk, W). Als Ergänzung zu dem
sehr umfangreichen, im Jahr 2000 ab-
geschlossenen Gesamtprojekt wurde im
Jahre 2001 eine technische Projektzu-
sammenfassung erstellt, um die Kernin-
halte des Projektes auch einem weiteren
Nutzerkreis zugänglich machen zu kön-
nen.
Die Projektabschlusspräsentation fand

■ im Oktober 2001 in Wien statt. Derzeit
wird geprüft, ob aus wasserwirtschaftli-
cher Sicht weitere Arbeiten zur Beseiti-
gung von Informationslücken im Hinblick
auf ein ganzheitliches wasserwirtschaft-
liches Ressourcenmanagement im Kalk-
alpenbereich notwendig und mit sinnvol-
lem Aufwand zu bewerkstelligen ist.
• Definition von „Prototypen für
Fischaufstiegshilfen für Cypriniden-
gewässer“ am Beispiel der Mährischen
und Deutschen Thaya sowie an der
Thaya von Raabs bis Staatsgrenze bei
Drosendorf. Auf diesen, ca. 150 km lan-
gen Flussabschnitten bestehen ca. 60
Wehranlagen mit weitgehend einheitli-
chen Anlagenverhältnissen, welche ein
Wanderungshindernis zum Aufstieg für
Fische darstellen.
Unter Berücksichtigung des im WRG
und der EU-Wasserrahmenrichtlinie vor-
gesehenen flusstypspezifischen Ansat-
zes (Leitfischarten, Gewässermorpholo-
gie) sollen konkrete Prototypen von
Fischaufstiegshilfen erstellt werden. Die
Prototypen sollen alle wesentlichen
baulichen Merkmale unter Berücksichti-
gung wasserbaulicher Aspekte (z. B.
Eisstoß) enthalten, um auch als konkre-
te Planungsgrundlage (für interessierte
Wasserkraftanlagenbetreiber und Pla-
ner) dienen zu können. Weiters sollen
Methoden zur Funktionsprüfung sowie
Bau- und Betriebsauflagen enthalten
sein.
2001 konnten die Projektinhalte konkre-
tisiert werden, 2002 soll dazu eine Auf-
tragserteilung erfolgen.
• Untersuchung der Abflussverhält-
nisse an der Leitha bei Nieder- und
Mittelwasserführung. Die Bundeswas-
serbauverwaltung der Republik Öster-
reich hat gemeinsam mit den Ländern
Burgenland und Niederösterreich sowie
dem Wasserverband Leitha III die Uni-
versität für Bodenkultur Wien, Institut für
Wasserwirtschaft, Hydrologie und kon-
struktiven Wasserbau mit der Erstellung
des Projektes „Untersuchung der Ab-
flussverhältnisse an der Leitha bei Nie-
der- und Mittelwasserverhältnissen" be-
auftragt.
Ziel dieser Untersuchung ist die regio-
nale Bilanzierung im Längsverlauf der
Leitha von Haderswörth bis Wimpas-
sing/Wampersdorf und damit eine Ist-

chend dem Stand der Technik zu über-
arbeiten, wurde von der wasserwirt-
schaftlichen Planung in Kooperation mit
den Interessenten Wasserwerke Krems
und evn wasser die Erstellung eines in-
stationären Grundwassermodells in Auf-
trag gegeben.
Ziel der Studie ist die Schaffung der er-
forderlichen Grundlagen zur Beurteilung
der verschiedenen zusätzlichen Nut-
zungsansprüche an das Grundwasser-
vorkommen unter dem Aspekt der nach-
haltigen Nutzung des vorhandenen

El Wasserdargebots sowie zur Überarbei-
tung des bestehenden Schongebiets
Nördliches Tullnerfeld.
Die Fertigstellung des abschließenden
Endberichtes ist für Ende Jänner 2002
geplant.
• Ausweisung von Grundwasserge-
bieten in NÖ und Prioritätenreihung
nach wasserwirtschaftlicher Bedeu-
tung. Im Jahr 2000 wurde in enger
Zusammenarbeit mit der Abteilung
Hydrologie eine Überarbeitung der
Grundwasser-Gebiete gern. Wassergü-
teerhebungs-Verordnung nach hydro-
geologischen Kriterien durchgeführt.
Die Grundlage dazu stellte die in Ko-
operation zwischen der Geologischen
Bundesanstalt und der Abt. Wasserwirt-
schaft erstellte digitale geologischen
Karte von NÖ dar.
In einem weiteren Arbeitsschritt wurden
im Jahr 2001 diese Gebiete auch unter
den Gesichtspunkten der EU-Wasser-
rahmenrichtlinie einer wasserwirtschaft-
lichen Bewertung unterzogen. Diese
Bewertung dient als Beurteilungsgrund-
lage zur Differenzierung nötiger Grund-
wasserschutzmaßnahmen im Rahmen
wasserrechtlicher Verfahren und zur
Prioritätensetzung bei der Erarbeitung
von wasserwirtschaftlichen Rahmenplä-
nen, Rahmenverfügungen und regiona-
lenSchongebieten.
• Ökomorphologische Situation der
Fließgewässer in NÖ. Die 1999 in Ko-
operation mit der Abt. Wasserbau ein-
geleiteten Erhebungen der ökomorpho-
logischen Situation niederösterreichi-
scher Fließgewässer wurde abge-
schlossen. An über 2.000 Flusskilome-
tern wurde die strukturelle Situation aus-
gewählter Flüsse erhoben und flusstyp-
spezifisch beurteilt. In der Folge wurden
die Kartierungsergebnisse ausgewertet
und aufbereitet. Eine Veröffentlichung
der Ergebnisse ist für das Frühjahr 2002
geplant.
Die Kartierung erfolgt im Maßstab
1 : 25.000 und -wird unter Berücksichti-
gung flusstypspezifischer Gegebenhei-
ten durchgeführt. Die Ergebnisse wer-
den in einer Datenbank verwaltet und
sind mit Hilfe eines Geographischen In-
formations-Systems auswertbar. Diese
Informationen bilden u. a. eine wesent-
liche Basis für die im Rahmen der Um-
setzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie
erforderlichen Gewässerbeurteilungen
bzw. dazu erforderliche Hintergrundin-

Bestandsaufnahme der hydrologischen
Situation der Leitha auf diesem Gewäs-
serabschnitt.
Die Untersuchungen umfassen Ver-
gleichsmessungen der Abflüsse, Ab-
schätzung der regionalen Sohldurchläs-
sigkeiten, Verifikation der Sohldurchläs-
sigkeiten durch Grundwasserbeobach-
tungen, hydraulische Modellierung der
Abflussverhältnisse für Nieder- und Mit-
telwasser sowie Berichterstattung. Die
Ergebnisse bilden die Grundlage für ei-
ne Analyse des gewässerökologischen
Entwicklungspotentials sowie für sämtli-
che wasserwirtschaftlichen Planungen,
die die Wechselwirkung der Leitha mit
dem begleitenden Grundwasserstrom
bzw. das Verhalten der Leitha bei unter-
schiedlichen Abflüssen berücksichtigen
müssen.
Der Endbericht wurde im Dezember
2001 abgenommen.

Vorausschauende wasser-
wirtschaftliche Planungen

• Wasserwirtschaftlicher Rahmen-
plan Traisental. Die Arbeiten zur Um-
setzung der Ergebnisse des 1998 fertig
gestellten wasserwirtschaftlichen Rah-
menplanes wurden sowohl landesintern
als auch gegenüber den Gemeinden
weitergeführt.
In Kooperation mit der Abt. Wasserrecht
und Schifffahrt konnte ein Konzept zur
systematischen Überprüfung und be-
darfsorientierten Anpassung bestehen-
der Wasserentnahmerechte im Bereich
des Unteren Traisentales vereinbart wer-
den. Erste konkrete Abwicklungsschritte
dazu sind bereits terminisiert.
In vier Hauptschulen der Region Trai-
sental wurden im Herbst 2001 wasser-
wirtschaftliche Themen der Region im
Rahmen von Projektunterrichtseinheiten
bearbeitet. Erste Ergebnisse dieser
Schulprojekte werden Ende Jänner
2002 in einer Diskussionsveranstaltung
mit allen Bürgermeistern der Region
präsentiert.
Mit der EVN konnte eine Kooperation im
Rahmen der Gestaltung des bestehen-
den Traisentalradweges zu einem „The-
menradweg - Wasser" vereinbart wer-
den. Es ist geplant, entlang dieses Rad-
weges an dafür geeigneten Stellen
„Info-Points" zu errichten, an denen
dem Radwegbenutzer in anschaulicher
Weise Informationen zu den Themen
„Trinkwasserwirtschaft", „Hochwasser-
schutz", „Gewässerökologie" und „Was-
serkraftnutzung" an der Traisen geboten
werden sollen.
• Wasserwirtschaftlicher Rahmen-
plan NÖ zur Nutzung der Wasserkraft
mittels Kleinwasserkraftanlagen. Das
Projekt soll die bestehenden Hand-
lungsspielräume zur Wasserkraftnut-
zung in Niederösterreich sowohl in was-
serwirtschaftlicher (unter Wahrung der
Ziele des WRG und der EU-Wasserrah-

140



Gruppe Wasser

schaftlicher Bedeutung' mit H.‘e eines
externen Experten
tm Rahmen d'eses Konzeptes wurden
die Grundwasserkörpei Unteres Ennstal
und Südliches Machland, Ybbstal und
Ybbser Scheibe, Erlauftal und Pöchlar-
ner Feld. Pielachtai Trasenta , March-
feld Südliches Wiener Becken. Prellen-
k rchner Rur, Hamburger Pforte sowie
Gmünder Bucht/Lamsitzgeb>et behan
dett
Zur weiterer Vorbereitung der Umset-
zung dieser Planungsarbeiten wurde
auch eine Bestandsernebung von Nass-
und Trockenbaggerungen in Eignungs-
zonen für die Gewinnung von Sand- und
Kies in den wasserwirtschaftlichen Vor-
'anggebieten Niederösterreichs beeuf
tragt Damit sollen aktueii verfügbare
Möglichkeiten der Sand und Kiesge-
winnung erfasst werden, um die Pla-
nungsarbeiten auch bedarfsorientiert
auslegen zu können
Die Ergebnisse dieser Arbeiten sollen
2002 umfassend öffentlich kommuniziert
werden
• Wasserwirtschaftlicher Rahmen-
plan „Krottenbach“ (Industrieviertel).
Im durch stark städtisch geprägte Flä
chennutzungen geprägten Einzugsge-
biet des Krottenbaches im Gebiet zwi-
schen den Gemeinden Gießhübl im
Westen und Achau im Osten kommt es
aktuell wegen des zunehmenden Ver-
lustes an sickerfähigen Flächen zu Pro-
blemen bei der geordneten Abfuhr von
Regenwässern
Die aus diesem Grund gemeinsam mit
den Gemeinden im Einzugsgebiet des
Krottenbaches bereits 1999 begonne-
nen Koordtnierungsgespräche führten
2001 zur Gründung einer ARGE der Ge-
meinden und den Beschlüssen nahezu
aller betroffenen Gemeinden, gemein-
sam mit den Fachdienststellen des Lan
des die erforderlichen Arbeiten zur Kon-
kretisierung von Maßnahmen zur Ge-
währleistung nachhaltiger wasserwirt-
schaftlicher Verhältnisse im Zusammen-
hang mit der Abfuhr von Oberflächen
wasser aus dieser Region zu beginnen
Seitens der Abt Wasserwirtschaft wur-
den daher in enger Zusammenarbeit mit
den Abt Wasserbau und Hydrologie
auch sämtliche Vorarbeiten für die Ver-
gabe der erforderlichen Dienstleistun
gen abgewickelt Eine Vergabe dieser
Arbeiten ist für Februar 2002 geplant,
der Bearbeitungszeitraum für diese Pia
nungsarbeiten ist derzeit bis März 2003
vorgesehen
Die Ergebnisse dieser Arbeiten sollen
den Gemeinden als Grundlage für eine
konkrete Umsetzung der erarbeiteten
Maßnahmen und eine dazu etwaig erfor
derhche Verbandsgründung dienen. Die
reale Umsetzbarkeit der Planungser-
gebnisse auf Ebene der Gemeinden
steht daher bereits im Rahmen der Aus-
arbeitung der wasserwirtschaftlichen
Lösungsansätze ganz besonders im
Vordergrund

• Gewässerökologisches Leitbild
Große Tulln. Onne Verbesse'ung der
ökologischen Rahmer bed ingungen an
Fi-eßgewässern werden die wasserwirt-
schaftlichen Probleme nicht zu lösen
sein Das 1999 in Auftrag gegebene ge-
wässerökoiogische Leitbild für die
Große Tu in ist nahezu abgeschlossen.
Öttentlichkeitswirksame Aktivitäten dazu
waren
- zahlreiche Berichte in diversen Print-
medien über die Abwicklung eines ge-
meinsam mit dem BG/BRG Tulln initiier-
ten und durchgefuhrten Projektes in Teil-
bereichen der Großen Tulln:

Präsentation der Ergebnisse aus die-
sem Schulprojekt durch die Vertreter
ries BG/BRG Tulln gemeinsam mit der
Gruppe Wasser im Stadtsaal in Tulln.
Dieses Leitbild dient, wie auch das be-
reits zuvor fertig gestellte „Gewässer-
ökologische L eitbild Pulkau".

als Planungsgrundlage für zukünftige
wasserwirtschaftliche Planungen,

als Ergänzung zu schutzwasserwirt-
schaftlichen Planungsarbeiten und
- ais Diskussionsgrundlage bzw Leitfa-
den für die regionale Entwicklung
Die hierbei erzielten Ergebnisse sollen
zur Festlegung eines mit der Wasserrah-
mennchtlime konformen Sanierungszie-
les in Abstimmung mit der auf internatio-
naler E bene diskutierten Vorgangsweise
bearbeitet werden Dazu wurde ein Pro-
jekt (Heavily modified waterbodies. Fall-
beispiel Grosse Tulln) in Kooperation al-
ler wesentlich betroffenen Fachbereiche
der Verwaltung initiiert
Im Rahmen von Samerungsuberlegun-
gen für den Unterlauf der Pulkau. konnte
die Firma Jungbunzlauer Ges m. b. H.
& Co. KG als Partner für em gemein-
schaftliches Vorgehen im Rahmen not-
wendiger wasserwirtschaftlicher Pla-
nungsarbeiten gewonnen werden Auf
kooperativer Ebene soll em Sanierungs-
konzept für die Pulkau erarbeitet und
umgesetzt werden Erste Ergebnisse
dazu sind im F rühjahr 2003 zu erwarten

Verbesserungen für den
Verwaltungsvollzug und
fachliche Mitarbeit bei der
Legistik

• Technische Überprüfung von Was-
serversorgungsanlagen nach § 134
WRG. Nach § 134 Abs (1) WRG be-
steht für Betreiber öffentlicher Wasser-
versorgungsanlagen und deren Schutz-
gebiete die gesetzliche Verpflichtung
zur regelmäßigen hygienischen und
technischen Überprüfung
Dazu wurde in Kooperation mit der Abt
Wasserrecht und Schifffahrt ein Gesamt-
konzept für eme systematische, auf
fachliche Prioritäten aufgebaute sowie
die in der Verwaltung verfügbaren per-
sonellen Ressourcen abgestimmte Um-
setzung dieser Verpflichtung zur techni-
schen Überwachung erstellt Derzeit
wird in Kooperation mit fünf Pilotgemein-

menr chtlinie) als auch in energ>ewirt
schädlicher H.rsicht konkretisieren
• Mitte 200 1 wurde das Vergabeverfan-
ren abgeschlossen und November 2001
mit dem P'Ojekt begonnen Die Fertig
Stellung ist Ende 2002 vorgesehen Das
Projekt wird von e>nem Projektteam be-
gleitet welches sich aus .andesmternen
und externen Fachleuten aus den Fach-
bereichen Wasserbau. Gewässerökoio-
gie und Energiewirtschaft zusammen-
setzt
• Projekt „Trinkwasserversorgung für
NÖ - Phase 1, Strategiekonzept“. Zur
langfristigen Sicherung der Trinkwasser-
versorgung in Niederösterreich wurde
das 1999 begonnene Projekt em den Kri-
terien :1er nachhaltigen Ressouxersi-
cherung entsprechendes Versorgungs
konzept für Niederösterreich zu erstellen,
fortgeführt und inhaltlich abgeschlossen
Ergebnis ist einerseits eine nach ver-
schiedenen Regionen Niederösterreichs
erfolgte Dokumentation verfügbarer und
nutzbarer Wasserressourcen sowie der
Wasserversorgungsverhältnisse deren
Zusammenhänge mit demografischen
und naturräumlichen Gegebenheiten
und andererseits die auf die Regionen
bezogenen Hinweise für künftig anzu-
strebende Strukturen in der kommuna'en
Wasserversorgung
Diese Arbeiten bilden die fachliche
Grundlage für derzeit sowohl innerhalb
des landes als auch im Zusammen-
hang mt Anforderungen aus der EU
Wasserrahmennchtimie resultierenden
Überlegungen zu Möglichkeiten und
sinnvoll anzustrebenden Grenzen einer
Privatisierung bzw marktwirtschaftli
chen Verwertung ruederösterreichischer
Wasserressourcen
Im Jahr 2002 soll in einer zweiten Pro-
jektphase ein Kntenenkatalog als Leitfa-
den für künftige Planungen von Wasser
Versorgungsanlagen bzw netzen in NÖ
erstellt werden Dieser Knterienkatalog
soll an Hand einiger Modellgemeinden
auf Anwendbarkeit getestet werden und
auch in die Beurteilung der Förderungs
Würdigkeit notwendiger Investitionen im
Rahmen der Siedlungswasserwirtschaft
einfließen
• Wasserwirtschaftliche Vorrangge-
biete in NÖ für die Sicherung der Trink-
wasserversorgung aus Porengrundwas-
seriellem im Hinblick auf Matenaient-
nahmen Projektziel ist die Sicherung
der Trinkwasserversorgung aus den
wichtigsten Porengrundwasserleitern
Niederösterreichs durch Setzen von
Rahmenbedingungen für die Sand- und
Kiesgewinnung Dieses Projekt basiert
auf den bereits abgeschlossenen Arbei-
ten zum wasserwirtschaftlichen Konzept
für die Sand- und Kiesgewinnung in den
bedeutenden Grundwasserkörpern Nie-
derösterreichs Es erfolgte weiters die
fachliche Abstimmung mit den Ergeb-
nissen aus dem Projekt „Ausweisung
von Grundwassergebieten in NÖ und
Pnontätenreihung nach wasserwirt-
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den die praktische Umsetzbarkeit der
geplanten Vorgangsweise getestet.
Entsprechend dem vorliegenden Umset-
zungskonzept sollen die technischen
Überprüfungstätigkeiten weitgehend
durch Anlagenbetreiber bzw. fachkundi-
ge Dienstleister erfolgen. Ziel ist es auch,
dass im Rahmen des Vollzuges des § 134
WRG zu diesem Punkt keine gesonderte
Befassung von technischen Amtssach-
verständigen zur fachlichen Beurteilung
von Prüfberichten mehr erforderlich wird.
Diese Vorgangsweise ermöglicht auch

El den Anlagenbetreibern jederzeit einen ra-
schen und vollständigen Überblick über
die technischen Einrichtungen, Schutz-
vorkehrungen sowie bestehende Vor-
schreibungen. Die vorgeschlagene Vor-
gangsweise kann wesentlich zu einem
verbesserten Qualitätsmanagement im
Rahmen von Wasserversorgungsanlagen
beitragen und kann auch die Effizienz bei
der gern. § 55 WRG erforderlichen
„Sammlung wasserwirtschaftlich bedeut-
samer Daten" verbessern.
Nach Abschluss der Pilotphase (April
2002) soll die systematische technische
Überprüfung aller öffentlichen Wasser-
versorgungsanlagen in Niederösterreich
in dieser Form beginnen.
• Wasserwirtschaftliche Rahmenver-
fügung für das Tullnerfeld (BGBl. II
Nr. 265/2001). Ziele der Rahmenverfü-
gung Tullnerfeld sind der Schutz des
Grundwasservorkommens des Tullner-
feldes vor Beeinträchtigungen durch
Kiesentnahmen und die Sicherstellung
der derzeitigen und zukünftigen Trink-
wasserversorgung.
Im ersten Halbjahr wurde unter Federfüh-
rung des BMLFUW die Begutachtung
abgeschlossen und eine Übergangslö-
sung fixiert. Im Zuge dieses Prozesses
wurde die Studie „Bestandserhebung
von Nass- und Trockenbaggerungen im
Tullnerfeld“ aktualisiert. Im August 2001
konnte die Rahmenverfügung erlassen
und somit dieses Projekt, dessen Anfän-
ge in das Jahr 1994 zurückreichen, er-
folgreich abgeschlossen werden.

• NÖ Wasserpreis im Rahmen des bun-
desweiten Wasserpreises NEPTUN
2001; Fotowettbewerb in NÖ zum The-
ma Wasser; Preisvergabe am Weltwas-
sertag: LR Plank vergibt erstmals den
NÖ Wasserpreis, Kategorie „WasserBil-
der“; ORF, Printmedien
• Erstellung einer „Wasser-CD-ROM“:
Spielerisch-interaktiv werden die großen
Wasserthemen präsentiert.
• „Wasserniederösterreich“ als Wort-
Bildmarke sowie die Internetadresse
„www.wasseristleben.at“ prägen sämtli-
che Aktivitäten und Auftritte zum Thema
Wasser.
• Tag der offenen Tür in der Brauerei
Wieselburg: Sauberes Wasser - unum-
gänglicher Rohstoff für die Bierbrauerei
• Teilnahme an einem internationalen
Altlastensymposium: „Clarinett“ - Prä-
sentation des Projektes SEAM (Syste-
matische Erfassung von Altablagerun-
gen im Marchfeld) inkl. der dazu entwi-
ckelten Datenbanklösung
• Fortsetzung des NÖ Wasserpreises
mit der Kategorie „Klärwärter“: Klärwär-
ter, die sich durch besondere Einzelleis-
tungen oder durch einen jahrelang opti-
malen Betrieb ihrer Kläranlage beson-
ders hervorheben, wurden im Zuge die-
ses Wettbewerbes beurteilt; Verleihung
des NÖ-Wasserpreises durch LR Plank
• Kampagne zum Thema „Weinabwäs-
ser“ in der Zeitschrift „Der Winzer“. Ver-
sand des „Wein-Abwasser-Merkblattes"
an ca. 12.000 Winzereibetriebe in NÖ;
Schreiben an jene ausgewählten Ge-
meinden in NÖ, die bekannterweise
massive Probleme mit Abwässern aus
Kellereibetrieben während der Lese ha-
ben (inkl. Merkblatt zur Verteilung in der
Gemeinde)

Wasserwirtschaft im Rahmen
der EU

• Umsetzung der EU-Wasserrah-
menrichtlinie. Die EU-Wasserrahmen-
richtlinie als grundlegendes europawei-
tes Instrument zur Gestaltung der Was-
serwirtschaft in den Mitgliedstaaten ist
seit Dezember 2000 in Kraft. Inneröster-
reichisch ist sowohl eine inhaltliche Kon-
kretisierung als auch eine legistische
Umsetzung der in dieser Richtlinie vor-
gegebenen Ziele und Maßnahmen erfor-
derlich. Ziel dieser Richtlinie ist eine an
den Grundsätzen der Nachhaltigkeit
ausgerichtete Gesamtbewirtschaftung
von Fiusseinzugsgebieten und der dazu
erforderliche Schutz aquatischer Le-
bensräume.
Zur Ausarbeitung eines umfassenden
innerösterreichischen Umsetzungskon-
zeptes wurden Anfang 2001 seitens des
BMLFUW fünf Bund-Länder-Arbeits-
kreise eingerichtet. In diesen Arbeits-
kreisen werden sämtliche fachlichen
Aspekte der quantitativen und qualitati-
ven Bewirtschaftung von Grund- und
Oberflächenwässern sowie auch rechtli-
che und ökonomische Fragestellungen
behandelt. Wesentliche erste Teile der
für die Mitgliedstaaten verpflichtenden
Umsetzung dieser Richtlinie müssen
entsprechend den in der Richtlinie ent-
haltenen Terminvorgaben bereits inner-
halb der nächsten zwei bis drei Jahre
umgesetzt werden. Tätigkeiten im Zu-
sammenhang mit der Umsetzung dieser
Richtlinie werden auch maßgebliche Ar-
beitsschwerpunkte in den kommenden
Jahren darstellen.

Öffentlichkeitsarbeit

Mit der Zielsetzung „Transparenz, Infor-
mation für den Bürger, Meinungsbil-
dung, Offenlegung unserer Tätigkeit“
wurde Öffentlichkeitsarbeit für den The-
menbereich „Wasser“ betrieben.

Abteilung Wasserbau

Tätigkeiten und
Schwerpunkte 2001
Der Arbeitsumfang der Abteilung Was-
serbau umfasst vor allem jene Maßnah-
men, die auf einen möglichst wirtschaft-
lichen Hochwasserschutz für Wohn-,
Siedlungs- und Industriegebiete unse-
res Bundeslandes hinzielen. Er beginnt
bei der Bearbeitung diesbezüglicher
Ansuchen von Gemeinden, Körper-
schaften usw. und schließt die Planung
sowie die Überwachung der von Zivilin-
genieuren durchgeführten Planungen,
die Erwirkung der behördlichen und fi-

nanziellen Genehmigungen, die Aus-
schreibung, die Bauleitung und die
Bauaufsicht oder die Baudurchführung
in Eigenregie ein. Weitere umfangreiche
Aufgabengebiete sind die Wahrneh-
mung der Interessen der Schutzwasser-
wirtschaft in baubehördlichen, gewer-
bebehördlichen und wasserrechtlichen
Verfahren, die Unterstützung der Was-
serverbände bei ihren Instandhaltungs-
aufgaben, die Tätigkeit als Gewässer-
aufsichtsorgan und im übertragenen
Wirkungsbereich - als Bundeswasser-
bauverwaltung - die Mitwirkung bei der
Verwaltung des Öffentlichen Wassergu-

tes sowie die Vertretung der Republik
Österreich bei Maßnahmen an Bundes-
flüssen und Grenzgewässern.
Die Erfüllung dieser Aufgaben erfolgt im
Rahmen der Abteilung Wasserbau in
den nachstehenden Fachbereichen:
• Bundes- und Interessentengewässer
• Angelegenheiten der Wildbach- und
Lawinenverbauung
• Wasserverbände
• Donau, March und schiffbare Strecke
der Thaya
• Grenzgewässer
• Wiener Neustädter Kanal
• Talsperrenaufsicht
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• Vorbeugende Ordnung des Gewäs-
sernetzes anstelle nachträglicher Scha-
densbehebung
Diese Zielvorstellungen sind eng mit de-
nen der Raumordnung verknüpft. Die
Erstellung von Grundsatzkonzepten und
Gefahrenzonenplänen sowie die Einbin-
dung der daraus resultierenden Ergeb-
nisse in die Flächenwidmungspläne der
Gemeinden wäre verstärkt durchzufüh-
ren und durch Berücksichtigung im
Budget zu ermöglichen. Für Siedlungen
und Wirtschaftsanlagen wird im Allge-
meinen die Gewährleistung eines Schut-
zes bis zu Hochwasserereignissen mit
hundertjährlicher Häufigkeit anzustre-
ben sein. Hochwasserschutzmaßnah-
men werden sich daher ausschließlich
auf Siedlungsgebiete erstrecken.
In jedem Einzelfall wird zu prüfen sein,
ob der Hochwasserschutz durch Hoch-
wasserrückhaltemaßnahmen anstelle
von linearen Maßnahmen zu erreichen
ist. Der Erhaltung und Instandhaltung
sowohl von regulierten als auch von na-
türlichen Gewässern wird weiterhin ver-
stärkte Aufmerksamkeit zugewendet
werden. Im Rahmen der Erhaltungsar-
beiten sind Maßnahmen zur besseren
Einbindung von alten Regulierungen in
die Landschaft vorgesehen.

Ebenfalls dürfen nachstehend ange-
führte, von der Abteilung Wasserbau
betreute, in Durchführung stehende,
vorbeugende schutzwasserbauliche
Maßnahmen als „Schwerpunkte 2001“
nicht unerwähnt bleiben:

• Flussbauhof Plosdorf
• Kulturtechnischer Wasserbau - Be-
wässerung
• Schaffung von Feuchtbiotopen im
Rahmen des NÖ Landschaftsfonds so-
wie der AGENDA 2000
Entsprechend dem gesteigerten
Schutzbewusstsein der Landesbürger
werden vermehrt Anträge auf techni-
sche Unterstützung und finanzielle För-
derung bezüglich Planung und Bau-
durchführung vorbeugender schutzwas-
serwirtschaftlicher Maßnahmen an die
NÖ Landesregierung gerichtet.
Schon im Zuge dieser Entwicklung wur-
den seitens der Abteilung Wasserbau
wiederholt Forderungen auf Erhöhung
der von ihr verwalteten Budgetmittel ge-
stellt, denen auf Grund gespannter Bud-
getsituation nicht entsprochen werden
konnte.
Mit der im Jahr 2001 vorgesehenen Be-
reitstellung an Landesmitteln für Maß-
nahmen an Interessentengewässern
konnte nur insofern das Auslangen ge-
funden werden, dass neben der verzö-
gerten Realisierung der laufend durch-
zuführenden Instandsetzungsarbeiten
die Ausarbeitung diverser Gefahrenzo-
nenpläne an den Gewässern Nieder-
österreichs nicht im erforderlichen Aus-
maß in Auftrag gegeben werden konnte
und sogar dringliche Hochwasser-
schutzanlagen der Gemeinden und Ver-
bände nach Priorität in künftige Jahre
verlagert oder zur Gänze aufgeschoben
werden müssen. Von den Gemeinden
wurde die schnellere Verwirklichung von
Hochwasserschutzanlagen verlangt.
Um diesen gestellten und ständig stei-
genden Anforderungen zu entsprechen,
wird eine Erhöhung der Budgetmittel in
künftigen Jahren unerlässlich sein.
Das Schwerpunktthema der Abteilung
Wasserbau im Jahre 2001 und in den
Folgejahren zielt in Richtung Ausbau ei-
nes funktionierenden Hochwasser-
schutzsystems für Donauanrainerge-
meinden.
Die Bauarbeiten des Bauvorhabens
„Donau HW-Schutz Tullnerfeld-Nord"
wurden im 1. Bauabschnitt im Bereich
St. Johann bis zum Krampugraben und
im 2. Bauabschnitt vom Krampugraben
bis Tulln begonnen. Im 2. Bauabschnitt
wird der Hochwasserschutz gemeinsam
mit dem vierspurigen Ausbau der B 304
realisiert. Koordinierungsgespräche mit
der Straßenbauverwaltung finden lau-
fend statt. Auf Grund der Witterung
konnten die Dammschüttungen in bei-
den Bauabschnitten im Wesentlichen
abgeschlossen werden.
Das Vorhaben „Kronsegg Dammsanie-
rung" wurde weitergeführt, und zwar
konnte der Einbau der Schlitzwand ab-
geschlossen werden. Die Stahlbauar-
beiten und die elektrotechnische Aus-
rüstung wurden an die Bestbieter verge-
ben. Die Gesamtbaukosten betragen
mit Stand Oktober 2001 54,0 Mio. S,
d. s. € 3.924.333,-.

Gesamtbaukosten Mio. S Mio. €
Bundesflüsse:
LAX EWR Kaiserabl. Umbau 44,0 3,198
Leitha Katzelsdorf HW-RHB 123,5 8,975
Traisen Lilienfeld 37,0 2,689
Traisen Harland SST 40 HWS 20,0 1,453
Traisen Wilhelmsburg HWS 2. BA 7,7 0,560
Ybbs, Hohe Brücke 16,0 1,163
Interessentengewässer:
Ponholzbach Tiefenbach HW-RHB 67,2 4,884
Schwechat Laxenburg HW-Schutz 19,6 1,424
Donau Tullnerfeld/Nord HWS 1. BA 113,0 8,212
Donau Tullnerfeld/Nord HWS 2. BA 92,2 6,700
Kronsegg Langenlois RHB 54,0 3,924
Halterbach Oberbergern REG. + RHB 14,2 1,032
Perschling Böheimkirchen RHB 15,3 1,112
Ahrenberg RH-Maßnahmen 10,5 0,763
Gschirmb. Ortsstrecke Reg. 1. BA 5,0 0,363
Sierning Bischofstetten Reg/2 9,2 0,669
Martinsbach St.Martin RHB 7,3 0,531
Großmugl Steinabrunn RH-Maßn. 5,0 0,363
Retz Obernalb RHB 7,8 0,567
Triesting Leobersdorf Sohlr. 4,0 0,291

Statistik 2001 und
Detailbeschreibung

Bundes- und
Interessentengewässer

2001 standen rund 255 Bauvorhaben in
Durchführung, und zwar an Interessen-
tengewässern rund 195, an den Bun-
desflüssen rund 60 Bauvorhaben. Im
Zuge der Erhaltungsarbeiten und neu
geschaffener Hochwasserschutzanla-
gen wurden eingesetzt:

Ziele 2002

Wenngleich alle Planungen von den ört-
lichen Gegebenheiten her unterschiedli-
che Parameter aufweisen, sind doch die
Zielvorgaben, die in einer umweltbe-
wussten Zeit an ein Projekt des Schutz-
wasserbaues und an die Konsequenzen
der in die Natur umgesetzten Planungen
gestellt werden, immer dieselben. Diese
Zielvorgaben können wie folgt formuliert
werden:
• Ausgleich zwischen extremen Hoch-
wasser- und Niederwasserabflüssen
durch Schaffung von Speicherräumen
zwecks optimaler Nutzung des verfüg-
baren Wassers
• Vermeidung von Maßnahmen, die
den Wasser- und Geschiebefluss unnö-
tig intensivieren
• Klare Abgrenzung der Abfluss- und
Gefährdungsräume der Gewässer von
den Intensivzonen der Besiedlung, der
Wirtschaft und des Verkehrs. Schutz der
Intensivzonen vor vermeidbaren Was-
serverheerungen
• Anpassung der Bewirtschaftung ge-
wässernaher Zonen an die Möglichkeit
exzessiver Abflüsse unter Berücksichti-
gung der Widerstandskraft und Scha-
densanfälligkeit der Bewirtschaftungs-
formen
• Anwendung naturnaher, landschafts-
gerechter und wirtschaftlicher Bau-
formen zur Erreichung einer möglichst
großen Schutzwirkung mit möglichst
kleinen Eingriffen in das natürliche Ge-
schehen

Mio. S Mio. €
Bundesmittel für Bauarbeiten
davon für Maßnahmen an

192,4 13,982

Bundesflüssen 71,4 5,189
Interessentengewässern 121,0 8,793

Mittel des Landes NÖ
für den Schutzwasserbau 61,6 4,477
Bauvolumen
(einschließlich
Interessentenbeiträge) ca. 301,5 21,911

Angelegenheiten der Wildbach-
und Lawinenverbauung

Im Jahr 2001 wurden Landesmittel in Hö-
he von S 14,332.000,- (€ 1,041.547,-)
bereitgestellt. Der 15—17%-ige Landes-
beitrag bewegt sich im Rahmen des ge-
setzlich vorgeschriebenen Mindestbetra-
ges des Landes und löste ein Bauvolu-
men von S 81,728.755,- (€ 5,939.460,20)
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Für Betriebsabgänge der Rollfähren an
der Donau werden Landesbeihilfen ge-
währt. Von den Marktgemeinden Wei-
ßenkirchen und Spitz wurden Anträge
um Gewährung einer Beihilfe für den
Rollfährenbetrieb vorgelegt. Durch die
Förderung von Rollfähren, die von Ge-
meinden betrieben werden, sollen diese
in die Lage versetzt werden, den für die
Nahkommunikation und den Fremden-
verkehr überaus wichtigen Rollfähren-
betrieb trotz durchwegs defizitärer Ge-
barung aufrecht zu erhalten.
Die Tätigkeit bei der March und schiff-
baren Strecke der Thaya besteht in der
technischen Betreuung des March-
schutzdamm-Wasserverbandes March-
egg-Zwerndorf sowie des March-Thaya-
Wasserverbandes Angern-Bernhards-
thal. Damit ist eine entscheidende Mit-
wirkung bei der Verbandsarbeit durch
die Vertreter des Landes gegeben. Zu
den Dammerhaltungsarbeiten leistet der
Bund (Bundesministerium für Verkehr,
Innovation und Technologie) einen 90%-
igen Beitrag in Höhe von S 2,538.000,-
(€ 184.444,-).

Grenzgewässer

Aufgabe bei den Grenzgewässern ist es,
eine geordnete Wasserwirtschaft in den
Grenzräumen im Sinne des Hochwas-
serschutzes, der Regulierung des Bo-
denwasserhaushaltes und der Wasser-
versorgung von Siedlungen und Indu-
strie sicherzustellen. Weiters sind der
Charakter und die Erkenntlichkeit der
nassen, festen Staatsgrenze zu erhalten.
Die Grenzkommission hat die Tätigkeit
mit Tschechien und der Slowakei weiter-
geführt.
Die Aufgaben in den genannten Kom-
missionen werden unter Wahrung der
Interessen des Landes Niederösterreich
von Vertretern der Abteilung Wasserbau
ausgeführt, die als Kommissionsmit-
glied bzw. als Experten an Besprechun-
gen und Tagungen teilnehmen.
Einen Schwerpunkt dieser Tätigkeit stellt
die jährliche Tagung der Österreichisch-
Tschechischen und Österreichisch-Slo-
wakischen Grenzgewässerkommission
(GGK) dar. Im Rahmen dieser Tagungen
wurde über die im abgelaufenen Jahr
erbrachte Tätigkeit berichtet und das für
das laufende Jahr erforderliche Arbeits-
programm erstellt.
Die 9. Tagung der Österreichisch-Tsche-
chischen Grenzgewässerkommission
fand in der Zeit vom 28. Mai-1. Juni
2001 in Wien statt. Dabei wurden unter
anderem die zwischenstaatlichen Kol-
laudierungen und Abrechnungen der
Maßnahme „Verwaltung, Betrieb und Er-
haltung des Gurwitzer-Wehres und des
Thaya-Mühlbaches", die Abrechnung
der „Funkwarnanlage Talsperre Vranov-
Hardegg" für das Jahr 2000 und ande-
rer wasserbaulicher Maßnahmen ge-
nehmigt.

im Bereich der Wildbach- und Lawinen-
verbauung aus. Die Arbeitsschwerpunkte
liegen in den Unwettergebieten des Jah-
res 1999, der Buckligen Welt und dem
Raum Scheibbs.
Arbeitsschwerpunkte waren die folgen-
den Baustellen:

stand somit ein Investitionsvolumen von
S 3,667.000,- (€ 266.491,-) zur Verfü-
gung. Im Einzelnen wurde ein Pulkau-
mäander in Seefeld Kadolz sowie ein
Retentionsraum mit 2,4 ha am Seegra-
ben in Seefeld Kadolz, Retentionsräume
an der Zaya in Paasdorf und Wenzers-
dorf und der revitalisierte Stronsdorfer-
graben unterhalb von Stronsdorf fertig
gestellt. Am Rußbach wurde die Pla-
nung für 3 Retentionsräume in der Ge-
meinde Ulrichskirchen-Schleinbach ab-
geschlossen.

Mio. S €
Gaming/Bezirk Scheibbs,
Lackenbach 7,000 508.709,84

__  Walpersbach und Bromberg/El Bezirk Wr. Neustadt,
Klingenfurtherbach 6,900 501.442,56

Donau, March und schiffbare
Strecke der Thaya

An der niederösterreichischen Donau
traten im Jahre 2001 keine wesentlichen
Hochwasserspitzen auf. An der March
wurde im Jahr 2001 kein nennenswertes
Hochwasserereignis registriert.
Die Tätigkeit der Donauhochwasser-
schutz-Konkurrenz (DHK) ist durch
das Bundesgesetz über die Bildung ei-
ner Donauhochwasserschutz-Konkur-
renz, BGBl. Nr. 371/1927 in der gelten-
den Fassung BGBl. Nr. 95/1934, bzw.
gleich lautende Landesgesetze um-
rissen und erstreckt sich auf die Er-
haltung der auf Grund der seinerzeiti-
gen Donauregulierungsgesetze ausge-
führten Schutz- und Dammbauten im
Bereich von Krems bis zur Landes-
grenze bei Hainburg, auf die Erhaltung,
den Betrieb und die Verwaltung der
damit zusammenhängenden Anlagen
und Grundflächen und auf die Damm-
verteidigung im Hochwasserfall. Part-
ner der DHK sind der Bund und die
Bundesländer Niederösterreich und
Wien.
Geschäftsführende Stelle ist die Was-
serstraßendirektion. Die Tätigkeit der
DHK im Bereich des Bundeslandes Nie-
derösterreich betrifft:
• Sanierung des Marchfeldschutzdam-
mes zwischen Stopfenreuth und Markt-
hof, wobei die Berechnung der Wasser-
spiegellagen der Donau und March und
bodenphysikalische Untersuchungen
notwendig werden
• Laufende Erhaltung der Hochwasser-
schutzanlagen im Bereich Krems -
Hainburg
• Sanierung des Stempfelbachsieles,
die Planung wurde abgeschlossen,
nach Vorliegen der Ausschreibung und
der Vergabe ist mit dem Beginn der
Bauarbeiten im Jahre 2002 zu rechnen.
Die Zielvorgaben in der DHK waren
durch den Haushaltsplan der DHK für
2001, der vom Ausschuss der DHK be-
schlossen worden ist, gegeben. Für den
Bereich der Donau kann als generelle
Zielvorgabe die Wahrung der wasser-
wirtschaftlichen Interessen Niederöster-
reichs bei allen Bauvorhaben und ge-
planten Maßnahmen, die an der oder in
der Donau durchgeführt werden sollen,
genannt werden.

Katzelsdorf/Bezirk Wr. Neustadt,
Eichbücheigraben 5,740 417.142,07
Krems/Bezirk Krems,
Brunngraben 5,150 374.265,10
Aggsbach-Dorf und Rossatz/
Bezirk Melk und Krems,
Gerichtsgraben/
Dirndlleiten 5,000 363.364,17
Hohenberg/Bezirk Lilienfeld,
Kühgraben 4,200 305.225,90
Göstling a. d. Ybbs/
Bezirk Scheibbs,
Ölgraben 4,200 305.225,90
Warth/Bez. Neunkirchen,
Zottelhofgraben 4,120 299.412,08

Insgesamt wurden im Jahre 2001 65
Baufelder in Niederösterreich betreut,
davon konnten 43 auf absehbare Zeit
abgeschlossen werden. Zusätzlich sind
in 82 Einzugsgebieten durch den Forst-
technischen Dienst Maßnahmen im Rah-
men des. Betreuungsdienstes gesetzt
worden.
Neben der Planungs- und Bautätigkeit
ist die Gefahrenzonenplanung ein
Hauptaufgabengebiet des Forsttechni-
schen Dienstes. Im Jahre 2001 wurden
insgesamt 5 Gefahrenzonenpläne kom-
missionell überprüft und vom Bundesmi-
nister für Land- und Forstwirtschaft, Um-
welt und Wasserwirtschaft genehmigt.

Wasserverbände

70 Wasserverbände führten im Jahre
2001 satzungsgemäß Erhaltungsarbei-
ten an Bächen und Flüssen durch. Bei
15 Verbänden ist das Land Niederöster-
reich Mitglied und hat hiefür Pflichtaus-
gaben in Höhe von 6,0 Mio. S (0,436
Mio. €) bereitgestellt. Die übrigen 55
Wasserverbände erhalten je nach Be-
dürftigkeit alternierend Subventionen
des Landes NÖ.
Im Rahmen der Wasserverbände Pulk-
au, Zaya Mistelbach-Laa, Mottschüttel-
bach und Rußbach Oberlauf wurden im
Rahmen der Agenda 2000 Rückbaupro-
jekte weitergeführt und insgesamt
S 3,300.000,- (€ 239.820,-) zur Verfü-
gung gestellt. Mit dem 10%-igen Inter-
essentenbeitrag der Wasserverbände
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wurde im Voganr die Firma Koip GmbH.
Fnzesfeld beauftragt Vorbereitende Ar
beiten für de Erneuerung der Tragkon-
struKton wurden durchgetuhrl.
• (m Bereich der Schleusenkammer
Nr. 36 wurden Abdichtungsarbeiten im
Ubergangsbereich zwischen Kanalbrü-
cke über die Piesting und der Schleu
senkammer durchgeführt
• Sanerung der einsturzgefährdeten
Schleusenkammer Nr 25 in Kotting-
brunn.
• Bei der Turbine 2 (Schleusenkammer
32) wurde de bestehende automatische
Rechenremigungsanlage modernisiert
Sehr au*wändig sind die boi der Kanalab-
kehr anfallenden Sperrmuliräurnungen
Der Sperrmüll wird von Kanaianramern in
aas Gewässer eingebracht und muss
entfernt, sortiert und entsorgt werden
Zusätzlich wurde im Oktober 2001 (1
5 10. 2001) eine Abkehr des Katzels-
dorfer Mühlbaches und des Katzelsdor-
fer Zuleitungsgermnes durchgeführt
Bei dieser Abkehr erfolgte eine Sanie-
rung der desolaten Uferauskleidung des
Katzelsdorfer Zuleitungsgermnes m Kat
zelsdorf etwa von der Pegelstation bei
der Haltestelle Katzelsdorf auf eine L än
ge von ca 130 Ifm (beidseitig) germne-
abwärts
Probleme verursachen wie schon in den
Vorjahren die in den Jahren 1936/37 er-
richteten sieben Kleinkraftwerke, wo im-
mer wieder Reparaturarbeiten anfallen
Die Stromproduktion 2001 betrug we
gen der anhaltenden Niederwassersi-
tuation bei den Zuflüssen der Spei
sungsgermne im Sommer und im Früh-
herbst nur rd 650 000 Kilowattstunden
Im Jahre 2001 wurden auch die Bauar-
beiten für den geplanten Thermenrad-
weg (Eurovelo 9) fortgesetzt Dieser
Radweg soll in Verlängerung des beste-
llenden Weitradwanderweges Laxen
bürg Kottmgbrunn letztlich entlang des
Wiener Neustädter Kanals bis Wiener
Neustadt führen
Die für die Erhaltung des Wiener Neu-
städter Kanals derzeit bereitgestellten
Landesmittel sind gerade ausreichend,
um die notwendigsten Instandhaltungs-
arbeiten an den Kanalanlagen durch
führen zu können Darüber hinaus wird
für notwendig erachtet, durch laufende
Instandsetzungsprogramme und deren
entsprechende Dotierung die Voraus-
setzung für die ordnungsgemäße Erhal-
tung der Anlagen des Kanals (Schleu-
sen. Haltungen, Kanalbrücken Klein-
kraftwerke) zu schaffen

TalSperrenaufsicht

Die Überwachung erstreckt sich auf fol-
gende Anlagen
• Talsperre Ottenstein (EVN/Kamp)
• Talsperre Dobra (EVN/Kamp)
• Talsperre Thurnberg (EVN/Kamp)
• Talsperre Erlaufklause (EVN/Große Er-
lauf)

• Staudamm Wo'fsgraben (Stadt
Wien/Wenfluss)
• Hochwasserruckhaltebecken Krons-
egg (Stadtgemeinde Langeniois/Lois-
bach)
Die von den Wasserberechtigten an den
Talsperren und Staubecken durchzufüh-
renden Messungen und abzufassenden
Berichte wurden bearbeitet und an die
Staubeckenkommission beim Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirt-
schaft Umwelt und Wasserwirtschaft
weitergeieitet.
Von den Stauanlagen wurden seitens
der Talsperrenverantworthchen keine
besonderen Vorfä.Je gemeldet
Mit den Instandhaltungsarbeiten für das
Rückhaltebecken in Kmnsegg wurde im
Jahre 2000 begonnen die Arbeiten sol-
len 2002 fertig gestellt werden
Im Jahre 2001 hat im Beisein der Nö
Talsperrenaufsicht der Talsperrenver-
antwortlichen und des Betreibers eine
Überprüfung der oben genannten Sper-
ren stattgefunden Bei diesen Überprü-
fungen hat es keine augenscheinlichen
Beanstandungen gegeben.

Flussbauhof Plosdorf

Der Beschäftigungsstand im Flussbau-
hof Plosdorf beträgt derzeit 21 Arbeits-
kräfte (1 Bauhofverwalter. 20 Bedienste-
te). die als Geratefahrer bzw. mit der
Überholung von Maschinen. Werkzeu-
gen und Geräten voll beschäftigt wer-
den
Die Einnahmen des Flussbauhofes Plos-
dorf betragen mit Stand vom 31 12.
2001 rd 20,7 Mio. S. (rd 1,503 Mio €)
Diesen stehen Ausgaben in der Höhe
von rd 21.0 Mio S (rd 1.529 Mio €)
gegenüber Der Abgang ist durch grö-
ßere Investitionen am Maschinensektor
entstanden und wird aus der dafür vor-
gesehenen Rücklage abgedeckt

In der Zeit vom 14 22 Mai 2001 'and
Oe 9 Tagung der Österreichisch Slowa
loschen Grenzgewässe'kommission in
Wien statt
Der Umfang der Tätigte! dieser Kom-
mission st nunmehr aut d>e March und
Donau beschrankt Durch den Bau der
Anlage Nov6 M yny an der Thaya auf
tschechischem Geb'et Sind wesentliche
Auswirkungen der Wasserführung der
March eingetreten, so dass dieses Pro
blem tnlaterai behandelt wird
Vom 25 -29 Juni 2001 tand in Cesky
Krumlov die 9 Tagung der österrei
chisch-Tschechischen Grenzkommis-
Sion statt Im Rahmen der jährlich im
Herbst abgehaltenen Grenzbesichti-
gung werden zukünftig Tagesordnurqs
punkte, die irn Rahmen der Tagung
nicht besprochen werden konnten be-
handelt
Die 7 Tagung der Österreichisch-Slo-
wakischen Grenzkommission fand in
der Zeit vom 19 23 November 2001 in
Wien statt

Wiener Neustädter Kanal

Die Tätigkeit dieses Fachbereiches um
fasst die Durchführung und Überwa-
chung der Erhaltungs- und Instandset
zungsarbeiten des im Eigentum des
Landes Niederösterreich stehenden
Wiener Neustädter Kanals
Die Verwaltung des Wiener Neustädter
Kanals wird von der Abteilung Wasser
bau in technischer Umsicht und hin
sichtlich finanzieller Belange auch unter
Mitwirkung der Abteilung Finanzen. I an
desbuchhaitung 3 durchgeführt
Die Emaltung der rd 36 Kilometer Ian
gen Kanalstrecke bis zum Haidbachaus
ass (der Abschnitt vom Haidbachaus-
lass bis zur Mündung des Wiener Neu
Städter Kanals in den Mödlmgbach ge-
hört ECO-Plus. Wiener Neudorf) und des
sieben Kilometer langen Katzelsdorfer
Zuleitungsgermnes einschließlich der 38
Schleusen und 7 Kanalbrücken (Oue
rungsobjekte mit Bächen und Flüssen)
wurde von zwei Kanalwärtern mit Unter-
stützung von Eigenregiebautrupps der
Wasserbauverwaltung durchgeführt.
Neben der normalen ganzjährigen Erhal
tungstätigkeit (Ziehen des Schlammgra
ses. maschinelles und händisches Mä-
hen der Kanalböschungen. Turbinen
dienst. Streckenkontrolle. Erhaltungsar-
beiten am Katzelsdorfer Zuleitungsgenn-
ne) bildete die Hauptabkehr vom
15 -22 September 2001 einen Arbeits-
schwerpunkt
Im Einzelnen wären im Jahre 2001 fol-
gende Arbeiten hervorzuheben
• Räumungsarbeiten in Wiener Neu-
stadt mit Baggereinsatz vom Kanalan-
fang punktuell bis zur Tritolbrücke (Eg-
gendorf) und punktuell im Gemeindebe-
reich von Guntramsdorf
• Mit der Sanierung des Schwechattro-
ges (Kanalbrücke über die Schwechat)

Landwirtschaftlicher Wasserbau

Ku l t u r t echn i sche  Maßnahmen,
bodenve rbesse rnde  Maß-
nahmen durch  Bewässe rung

Dieser Begriff umfasst eine Vielzahl ver-
schiedener Aufgabenbereiche, wie zum
Beispiel mechanische, biologische und
unterstützende Hilfsmaßnahmen zur
Verbesserung der Bodenstruktur, des
Wasserhaushaltes sowie flächenhafter
Wasserrückhalt im ländlichen Raum und
Erosionsschutz.
Die Bewässerung dient vor allem in den
niederschlagsarmen Regionen des
Bundeslandes zur Sicherung von gleich
bleibenden Erträgen, der Qualitätsstei-
gerung und der Verbesserung der Bo-
denfruchtbarkeit und der Möglichkeit
des Anbaues von Alternativkulturen
(Marchfeld) sowie der Erhaltung der
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Kulturlandschaft (Terrassenlandschaft in
der Wachau).
Der Schwerpunkt auf dem Bewässe-
rungssektor liegt nach wie vor in den
niederschlagsarmen Niederungen des
Marchfeldes. Im Bereich Krems - Wach-
au wird die Tröpfchenbewässerung für
Bergweinbaulagen zur Erhaltung der
charakteristischen Terrassenlagen ein-
gesetzt und weiter ausgebaut.
Seit vielen Jahren findet die Wasser
sparende Tropfbewässerung lebhaftes
Interesse bei den Weinbaubetrieben.

El Durch den Einsatz dieser Bewässe-
rungstechnik wurde es möglich, den
Terrassenweinbau und damit das Land-
schaftsbild in dieser Region zu erhalten.
Weiters werden im Bereich des Obst-
baues neben der Zusatzbewässerung
die Frostschutzbewässerung mit gro-
ßem Erfolg zum Schutze der Kulturen
eingesetzt.
Allgemein ist festzustellen, dass die Er-
gänzung des natürlichen Niederschla-
ges - durchaus mit der Ökologie im Ein-
klang stehend - in diesen Gebieten Vor-
aussetzung für die landwirtschaftliche

Produktion sowie auch für Alternativpro-
dukte und die Erhaltung der Boden-
fruchtbarkeit ist.
Erosionsschutzmaßnahmen und Was-
serrückhalt in der Fläche bewirken den
Schutz der natürlichen Lebensgrundla-
gen, des Bodens und des Wassers. Die
Maßnahmen leisten einen wesentlichen
Beitrag zur Erhaltung bzw. Wiederher-
stellung des ökologischen Gleichge-
wichts im ländlichen Raum. Im Jahr
2001 betrugen die Baukosten hiefür
23,4 Mio. S (1,700 Mio. €)
Die Terrassenrekultivierung und Stein-
mauererhaltung dient der Schaffung
und Erhaltung qualitativ wertvoller Wein-
bauflächen unter besonderer Bedacht-
nahme auf die Bewahrung landschafts-
prägender Elemente in der Kulturland-
schaft Wachau - Kremstal - Kamptal.
Für das Jahr 2001 wurden 11,2 Mio. S
(0,813 Mio. €) aufgebracht.
Investitionen für Bewässerungsmaßnah-
men (vor allem im Bereich Krems -
Wachau) in Höhe von ca. 72,8 Mio. S
(5,290 Mio. €) wurden mit 51,0 Mio. S
(3,706 Mio. €) gefördert.

Das einheitliche Programmplanungsdo-
kument für die Strukturinvestitionen der
Europäischen Gemeinschaft in den Ziel-
5b-Gebieten des Landes NÖ wurde im
Dezember 1995 genehmigt. Aus diesem
Förderungssatz werden.nunmehr kultur-
technische Maßnahmen und Bewässe-
rungen gefördert, wobei im Jahre 2001
73,3 Mio. S (5,326 Mio. €) Fördermittel
beansprucht wurden.
Für das INTERREG-Projekt „Bewässe-
rungsanlage Retzbach-Retz und Unter-
retzbach“ wurden Landesmittel in Höhe
von 1,9 Mio. S (0,138 Mio. €) bereitge-
stellt.

Feuchtbiotope

Im heurigen Jahr konnten über die Ab-
teilung Wasserbau aus Mitteln des
Landschaftsfonds 29 Feuchtbiotope zur
Verbesserung des Kleinklimas bzw. Be-
lebung der Landschaft errichtet werden.
In diesem Bereich wurden Landesmittel
in Höhe von rund 1,8 Mio. S (0,130
Mio. €) eingesetzt.

Abteilung Siedlungswasserwirtschaft

• Siedlungswasserwirtschaft. Was-
serbauliche Angelegenheiten (Trinkwas-
serversorgung und Abwasserbeseiti-
gung) von physischen und juristischen
Personen, Genossenschaften, Gemein-
den und Verbänden, Feuerlöschanlagen.
• NÖ Wasserwirtschaftsfonds. Förde-
rung von privaten und öffentlichen Ver-
und Entsorgungsanlagen, Förderung
von öffentlichen Feuerlöschanlagen,
Förderung von Forschungsprojekten
und generellen Studien.

• Durchführung der staatlichen Bauauf-
sicht gemäß den Bestimmungen der
Durchführungsvereinbarung
• Bauabrechnung und Baukollaudie-
rung gemäß § 31 WBFG bzw. des UFG
1993
• Entgegennahme und Begutachtung
der Anträge um Förderungsmittel des
NÖ Wasserwirtschaftsfonds sowie die
weitere finanzielle Abwicklung dieser
Vorhaben
• Abwicklung von Regionalisierungs-
projekten
• Betreuung und Abwicklung von For-
schungsvorhaben
• Mitarbeit und Stellungnahmen zu Ent-
würfen von Gesetzen, Verordnungen,
Richtlinien, Normen, Regelblättern, so-
weit sie das Aufgabengebiet der Sied-
lungswasserwirtschaft betreffen
• Mitarbeit bei der Klärwärterausbil-
dung
• Betreuung der Kläranlagennachbar-
schaften
• Entsendung eines Vertreters zum ge-
meinsamen Arbeitskreis Bund - Länder
gemäß § 22a UFG

NÖ Wasserwirtschaftsfonds
• Überprüfung und Bearbeitung der
Projekte und Ansuchen für die Bauvor-
haben entsprechend den Förderungs-
richtlinien des NÖ Wasserwirtschafts-
fonds
• Einholung eventuell erforderlicher
Auskünfte von Dienststellen des Lan-

des, der Gemeinden und den Verbän-
den, die zur Beurteilung der Vorausset-
zungen für die Gewährung einer Förde-
rung und der Berechnung des Förde-
rungsausmaßes erforderlich sind
• Errechnung des Förderungsausma-
ßes entsprechend den Förderungsricht-
linien und Vorlage an das Kuratorium
• Erstellung von Zusicherungen, Evi-
denz und Kontrolle der Förderungsmittel
bei der Durchführung von Bauvorhaben,
endgültige Festsetzung der Förde-
rungsmittel im Zuge der Endabrech-
nung
• Vorbereitung der Sitzungen des Kura-
toriums, Vorbereitung von Anträgen, Be-
richten etc., Erstellung von Vorschlags-
listen, Abrechnungslisten etc.
• Durchführung der Beschlüsse des
Kuratoriums im Auftrage der Geschäfts-
führung
• Erstellung des Voranschlages und
Rechnungsabschlusses des NÖ Was-
serwirtschaftsfonds
• Abfassung des Geschäftsberichtes
des NÖ Wasserwirtschaftsfonds
• Verrechnung der Fondsgebarung
• Administration des ehemaligen
NÖ Gemeinde-Investitionsfonds, Ver-
sendung der jährlichen Prognosen über
voraussichtlich zu leistende bzw. tat-
sächlich geleistete Beträge, Überwa-
chung der Darlehensrückzahlungen
• Beratung von Förderungswerbern
über die finanzielle und organisatori-
sche Abwicklung des Bauvorhabens

Aufgaben

Siedlungswasserwirtschaft

• Fachliche Beratung in technischer,
wirtschaftlicher und organisatorischer
Hinsicht
• Beratung bei der Ausarbeitung von
Studien zur Ermittlung von ökologisch
verträglichen sowie volks- und betriebs-
wirtschaftlich zweckmäßigen Lösungs-
möglichkeiten für den Aufgabenbereich
der Siedlungswasserwirtschaft
• Überprüfung und Begutachtung der
vorgelegten Projekte und Förderungs-
anträge gemäß den Bestimmungen des
Umweltförderungsgesetzes 1993, der
zugehörigen Förderungsrichtlinien so-
wie der Durchführungsvereinbarung
• Erstellung von Vorschlagslisten des
Landes Niederösterreich für die Verga-
besitzungen des Bundes
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Die hiefür erforderlichen Arbeiten und
Erhebungen werden weitgehend von ei-
nem Projektteam erbracht, welches aus
Mitarbeitern der Abteilungen Wasser-
wirtschaft und Siedlungswasserwirt-
schaft gebildet wird.

Probleme 2001
Erstmalig lag die Gesamtsumme der
eingereichten Förderanträge um ca.
12% unter dem Gesamtausmaß der po-
sitiv erledigten Förderansuchen.
Aus diesem Grund hat sich der Förder-
rückstand gegenüber dem Vorjahr et-
was verringert, beträgt aber nach wie
vor rd. 9,0 Mrd. S (0,65 Mrd. €).
Die vom Bund vorgegebene Kürzung
der Fördermittel wird wahrscheinlich da-
zu führen, dass dieser erhebliche För-
derrückstand in nächster Zeit nicht ab-
gearbeitet werden kann.

Ziele 2002
NÖ Wasserwirtschaftsfonds

Im Anschluss an die Änderung der För-
derungsrichtlinien des Bundes muss
auch das Fördersystem des NÖ Was-
serwirtschaftsfonds überdacht und no-
velliert werden.
Ausschlaggebend hiefür sind
• die erforderliche Anpassung an die
geänderte Bundesförderung und
• der zwischen Bund und den Ländern
abgeschlossene Stabilitätspakt.
Zu berücksichtigten sind noch weitere
Rahmenbedingungen.
• Dotation des NÖ Wasserwirtschafts-
fonds:
- Landesmittel:
2002 100,0 Mio. S (7,267 Mio. €)
2003 150,0 Mio. S (10,901 Mio. €)
- Bedarfszuweisungen: 257,0 Mio. S
(18,677 Mio. €)
• Zu finanzierendes Bauvolumen (End-
ausbau, erreichbar 2015-2018):
- Abwasserbeseitigung: ca. 24,0 Mrd. S
(1,744 Mrd. €)
- Wasserversorgung: ca. 4,0 Mrd. S
(0,291 Mrd. €)
Der bisherige Fördergrundsatz - Ergän-
zung der Bundesförderung mit dem Ziel
der Einhaltung von sozial verträglichen
Abgaben und Gebühren - soll unverän-
dert beibehalten werden.

Bei diesen Vergabesitzungen wurden
für das Bundesland Niederösterreich
Förderungsmitte! des Bundes für 243
Neuvorhaben mit Gesamtinvestitions-
kosten von S 2.896,306.176,66
(€ 210,482.778,48) bewilligt. Die mittle-
re Förderintensität des Bundes betrug
rd. 33% der Investitionskosten.
Dem Genehmigungsvolumen von rd.
2,9 Mrd. S (0,211 Mrd. €) steht im Jahr
2001 ein Antragsvolumen von rd. 2,5
Mrd. S (0,185 Mrd. €) gegenüber (407
Förderungsanträge), welches nach Be-
gutachtung zeitgerecht an die Abwick-
lungsstelle der Bundesförderung bzw.
an den NÖ Wasserwirtschaftsfonds wei-
tergeleitet wird.
Im Vergleich zu den Vorjahren hat sich
das Antragsvolumen weiter verringert.
Im Rahmen der Durchführungsvereinba-
rung wurde bei 700 Bauvorhaben die
Tätigkeit der staatlichen Bauaufsicht
wahrgenommen.

NÖ Wasserwirtschaftsfonds

Wegen der angespannten Finanzsitua-
tion konnte der NÖ Wasserwirtschafts-
fonds keine Förderzusagen für neue,
vom Bund 2001 genehmigte Vorhaben
erteilen. Den Förderwerbern wurde eine
Erledigung im Jahr 2003 in Aussicht ge-
stellt. Bereits eingegangenen Verpflich-
tungen nachkommend, wurden zur Bau-
finanzierung 2001 für nachgewiesene Er-
richtungskosten von S 2.242,236.151,46
(€ 162,949.656,-) Fördermittel des NÖ
Wasserwirtschaftsfonds in der Höhe
S 353,043.503,72 (€ 25,656.672,-) aus-
bezahlt. Hievon entfiel auf Wasserversor-
gungsanlagen ein Bauvolumen von
S 328,396.990,06 (€ 23,865.540,-) und
auf Abwasserbeseitigungsanlagen bzw.
sonstige Vorhaben ein Bauvolumen von
S 1.913,839.147,63 (€ 139,084.115,-).
Die mittlere Förderungsintensität im Jahr
2001 betrug somit rd. 16%.
Auch bei den laufenden Bauvorhaben
konnte eine mittlere Förderintensität von
rd. 16% gewährleistet werden.
2001 wurden vom NÖ Wasserwirt-
schaftsfonds insgesamt 459 Bauvorha-
ben mit förderungsfähigen Gesamtinves-
titionskosten von S 4.609,755.833,-
(€ 335,004.021,21) kollaudiert und end-
abgerechnet und die erforderlichen För-
derungsmittel des NÖ Wasserwirtschafts-
fonds endgültig mit S 641,709.467,-
(€ 46,634.845,67) festgesetzt.
Hievon entfiel auf Wasserversorgungs-
anlagen ein Bauvolumen von
S 763,457.292,- (€ 55,482.605,18) und
auf Abwasserbeseitigungsanlagen und
Sonstiges ein Bauvolumen von
S 3.846,298.541,- (€ 279,521.416,03).
Daraus resultiert eine mittlere Förderin-
tensität von rd. 14%.

Schwerpunkte 2001
Änderung der
Förderungsrichtlinien

Mit 1. November 2001 sind die geän-
derten Förderungsrichtlinien des Bun-
des in Kraft getreten. Erstmalig wurde
ein Pauschalanteil in die Ermittlung des
Förderausmaßes aufgenommen. Damit
wird ein wichtiger Impuls zum kostenbe-
wussten Bauen gegeben.
Ausgearbeitet wurden die Förderrichtli-
nien von einem bundesweiten Arbeits-
kreis.

Transparenz im öffentlichen
Vergabewesen

Zur Erreichung von noch mehr Transpa-
renz und Nachvollziehbarkeit des Verga-
bewesens im geförderten Siedlungs-
wasserbau wurde im Jahr 2001 eine wei-
tere Informationsveranstaltung durchge-
führt.
Themenschwerpunkt waren die Rechte
und Pflichten des Auftraggebers im Ver-
gabeverfahren.
Namhafte Referenten konnten die rd.
200 Teilnehmer umfassend informieren.

Pilotprojekte für
Privatisierungsmaßnahmen
Im Rahmen einer vom Bundesministeri-
um für Land- und Forstwirtschaft, Um-
welt und Wasserwirtschaft beauftragten
Studie, fertig gestellt im Sommer 2001,
wird eine weitgehende Privatisierung der
bisher vorwiegend öffentlichen Sied-
lungswasserwirtschaft empfohlen.
Strukturänderungen können laut Aussage
der Studienverfasser die Errichtungskos-
ten um bis zu 35% und die Betriebskosten
um bis zu 20% verringern.
Durch Detailstudien für 2 ausgesuchte
Gebiete (Großraum Hollabrunn, Raum
Melk - Mank - Pielach) wird überprüft, ob
auch in NÖ die angesprochenen Kosten-
einsparungen erreichbar sind.

Benchmarking
Siedlungswasserwirtschaft
Das Bundesland Niederösterreich, Ver-
treten durch die Fachabteilung Sied-
lungswasserwirtschaft, hat sich kosten-
mäßig an einer von der TU Wien ausge-
arbeiteten Studie beteiligt. Die sicherlich
sehr interessanten Ergebnisse werden
im Frühjahr 2002 vorgestellt.

Darstellung der
NÖ Abwasserentsorgung

Im Rahmen einer eigenen Broschüre
sollen die gewaltigen Anstrengungen
und Leistungen der NÖ Gemeinden und
Abwasserverbände erhoben und der
Öffentlichkeit präsentiert werden.

Statistik 2001
Abteilung
Siedlungswasserwirtschaft

Im Jahre 2001 wurden von der Abwick-
lungsstelle der Bundesförderung drei
Vergabesitzungen durchgeführt.
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Abteilung Hydrologie

Aufgaben
Die Tätigkeiten der Abteilung gliedern
sich in folgende Hauptgebiete:
• Oberflächenhydrologie (Nieder-
schlag und Abfluss)
• Geohydrologie (Grundwasser)
• Hydrographie (Messstellenbeobach-
tung und -betreuung)
• Wasserstandsnachrichtendienst (ein-
schließlich internationaler Wasser-
standsnachrichtendienst und Hochwas-
seralarmdienst)
Die Aufgabengebiete „Oberflächenhy-
drologie" Und „Geohydrologie" umfas-
sen im Wesentlichen jene Aufgaben,
welche außerhalb der mittelbaren Bun-
desverwaltung zur Erstellung von Pla-
nungs- und Entscheidungsgrundlagen
durchgeführt werden. In diese Aufga-
bengebiete fällt insbesondere die Er-
stellung von Gutachten im Verwaltungs-
verfahren.
Die unter „Oberflächenhydrologie" an-
fallenden Aufgaben erstrecken sich so-
wohl auf das Niederschlags- als auch
auf das Abflussgeschehen. Insbeson-
dere fallen in diesen Bereich die Erar-
beitung von Daten für Extremereignisse
(Starkregen, Hoch- und Niederwasser-
führungen), Untersuchungen über Re-
tentionen und hydrologische Trends,
Wasserführungsdauerzahlen sowie die
Bearbeitung besonderer hydrologischer
Aufgaben im Rahmen von wasserwirt-
schaftlichen Planungen des Landes.
Die unter „Geohydrologie“ anfallenden
Aufgaben umfassen all jene im Zusam-
menhang mit der Erstellung von Gutach-
ten notwendigen Untersuchungen und
Erkundungen zur Klärung der lokalen und
regionalen Grundwasserverhältnisse.
Der Bereich „Hydrographie" umfasst je-
ne Aufgabengebiete, die nach dem Hy-
drographiegesetz 1979 und seiner No-
vellen zur Erhebung des Wasserkreis-
laufes im Rahmen der mittelbaren Bun-
desverwaltung zu bearbeiten sind und
die Grundlage für das Hydrographische
Jahrbuch bilden. Es sind dies die Erfas-
sung des Niederschlages, der Lufttem-
peratur und Verdunstung, des Oberflä-
chenabflusses und des Grundwasser-
stands. Hiezu wird ein umfangreiches
Beobachtungsnetz betreut, instandge-
halten und laufend verbessert.
Die Beobachtungseinrichtungen für Nie-
derschlag, Oberflächenabfluss und
Grundwasserstand sind zum Teil mit elek-
tronischen Datensammlern ausgestattet;
das Auslesen der Daten erfolgt mittels
Laptops. Einzelne Stationen für die Erfas-
sung von Niederschlag und Abfluss sind
zusätzlich mit Fernübertragungseinrich-
tungen ausgestattet und in den Wasser-
standsnachrichtendienst eingebunden.
An den _ Pegeistationen der Oberflä-
chengewässer werden Abflussmessun-
gen in regelmäßigen Abständen nach

den Vorschriften des Bundesministeri-
ums für Land- und Forstwirtschaft, Um-
welt und Wasserwirtschaft (Hydrogra-
phisches Zentralbüro) durchgeführt,
und zwar je nach Stabilität des Pegel-
profils bis zu 6-mal jährlich sowie wäh-
rend und nach Hochwasserereignissen.
Das gesamte Beobachtungsmaterial
wird überprüft und statistisch ausgewer-
tet. Seit der Einführung der EDV im Bun-
desministerium für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
und der damit verbundenen Umstellung
des Hydrographischen Jahrbuches
muss das gesamte Material für die Ein-
gabe entsprechend aufbereitet werden.
Im Rahmen der mittelbaren Bundesver-
waltung obliegt der Abteilung weiters
das Aufgabengebiet „ Wasserstands-
nachrichtendienst“.
An insgesamt 23 Pegelstellen der Do-
nau und wichtiger Zubringer (wie etwa
Ybbs, Traisen oder Leitha) wird der
Wasserstand permanent gemessen, on-
line an die Zentrale nach St. Pölten
übermittelt und von dort in das Internet
übertragen (www.wasseristleben.at).
Mit einem mathematischen Nieder-
schlags-Abfluss-Modell werden täglich
Prognosen der Wasserführung der Do-
nau - vorausschauend auf 24 Stunden -
erstellt.
Bei Überschreiten kritischer Hochwas-
sermarken wird der Bereitschaftsdienst
aktiviert und die Nachrichtenzentrale
rund um die Uhr besetzt. In diesem Fall
wird die Hochwasserprognose mehr-
mals am Tag überrechnet, um jeweils für
die nächsten 8. Stunden Wasserstands-
daten bekannt geben zu können.
Neben dem Internet stehen als Informa-
tionsquellen folgende Tonbanddienste
zur Verfügung:
• 7-Uhr-Werte (internationaler Tonband-
dienst): (0 27 42) 15 58
• Sprachserver (NÖ Donau und Zubrin-
ger): (0 27 42) 90 05-13771
• Prognosedaten nur bei Hochwasser:
(0 27 42) 90 05-13539
Im Teletext werden die 7-Uhr-Werte und
die Wasserstandsprognose auf Sei-
te 618 veröffentlicht.
Im Rahmen des Wasserstandsnachrich-
tendienstes erfolgt auch der Austausch
hydrologischer Daten der Donau mit in-
nerstaatlichen und ausländischen Stellen.

• Bearbeitung zahlreicher Anfragen
über charakteristische Wasserführungen
niederösterreichischer Gewässer
• Beistellung von hydrologischen Amts-
sachverständigen in Behördenverfahren
• Weiterbearbeitung der statistischen
Auswertung des Beobachtungskollek-
tivs von Ombrometerstationen hinsicht-
lich Starkregen. Evaluierung von Stark-
regenabschätzungen nach dem Modell
SKODA-LORENZ durch Vergleich mit
statistischen Auswertungen
• Ausarbeitung einer Karte mit Starkre-
genspenden für den 1-jährlichen 15-Mi-
nuten-Regen. Diese Karte wurde als
Grundlage für die Kanalnetzbemessung
in der gemeinsam mit anderen Abteilun-
gen der Gruppe Wasser erstellten Bro-
schüre „Bemessungsregen für die Di-
mensionierung von Misch- und Regen-
wasserkanälen" veröffentlicht.
• Bearbeitung zahlreicher Anfragen
über Starkregenkennwerte und über
aufgetretene Starkregenereignisse und
Trockenperioden

Geohydrologie
• Bearbeitung der Anfragen bezüg-
lich charakteristischer Grundwasser-
stände, -Strömungsrichtungen und -ab-
standsgeschwindigkeiten
• Geohydrologische Erstberatung von
Genossenschaften und Privatpersonen
im Planungsstadium von Grundwasser-
erschließungen und Grundwassernut-
zungen sowie Beratung bei grundwas-
serbezogenen Problemfällen
• Untersuchung und Beurteilung lokaler
Grundwasserverhältnisse im Zusammen-
hang mit der Errichtung von Hochwasser-
rückhaltemaßnahmen in landwirtschaftli-
chen Bereichen und im Zusammenhang
mit Feuchtbiotopen, Regenwasserversi-
ckerungen und Wärmepumpen
• Geohydrologische Stellungnahmen in
Behördenverfahren in Zusammenhang
mit der Errichtung hochrangiger Ver-
kehrswege (Bahn, Straße)
• Kontrolle von Beweissicherungsmaß-
nahmen bei Eingriffen in den Grundwas-
serkörper und Grundwasserhaushalt
• Mitarbeit in Arbeitsgruppen der Grup-
pe Wasser zur Behandlung spezieller
wasserwirtschaftlicher Fragen (Evaluie-
rung von Altlasten; Prioritäre Festlegung
von Schutzgebieten)
• Mitarbeit im Arbeitskreis „Grundwas-
ser" im Rahmen der Umsetzung der EU-
Wasserrahmenrichtlinie

Hydrographie
• Verstärkter Einsatz automatischer
Messgeräte und Datensammler
• Erweiterung des Messnetzes der fern-
übertragenen Niederschlagsmessstellen
• Installation von Fernübertragungsein-
richtungen für zusätzliche Messstellen an

Schwerpunkte 2001
Oberflächenhydrologie

• Überprüfung von Hochwasserkollekti-
ven niederösterreichischer Pegelstatio-
nen und Erstellung von aktuellen Hoch-
wasserspendenlinien
• Erstellung bzw. Überarbeitung von
Mittel- und Niederwasserspenden für
niederösterreichische Gerinne
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• Einrichtung eines neuen Pegels in
Gopprechts/Reißbach anstelle von
Kösslersdorf (Zollsteg)/Reißbach
• Aufrüstung einzelner Pegel mit Band-
schreibern an Stelle der bestehenden
Wochenschreiber
• Weitere Ausstattung bestehender
Messstellen (Niederschlag, Lufttempe-
ratur, Abfluss, Grundwasser) mit elektro-
nischen Datensammlern
• Jahrbuchverarbeitung der Datenbe-
stände für Abfluss der Jahre 1999 (Ab-
flussbilanz) und 2000 (komplett)
• Laufende Jahrbuchverarbeitung der
Datenbestände für Grundwasser, Nie-
derschlag und Lufttemperatur

Wasserstandsnachrichtendienst
• Erhöhung der Betriebssicherheit
des Wasserstandsnachrichtendienstes
durch Ausstattung der Zentrale mit einem
Backup-Server und einem redundanten
Datenserver
• Einrichten einer unterbrechungsfreien
Stromversorgung für den Wasser-
standsnachrichtenraum
• Ausarbeitung eines Strategiekon-
zepts für eine qualitative Verbesserung
der Datenübertragung von den Wasser-
standspegeln und Niederschlagsstatio-
nen zur Nachrichtenzentrale unter Be-
rücksichtigung einer künftig verstärkten
Ausstattung des Messstellennetzes mit
Fernübertragungseinrichtungen
• Machbarkeitsstudie über den Einsatz
von neuronalen Netzwerken in der Was-
serstandsvorhersage

Fachbereichsübergreifende
IT-Aufgaben

• Im Bereich der Oberflächen- und Geo-
hydrologie sollen standortspezifische Da-
ten, die im Rahmen von Projektbeurteilun-
gen bekannt gegeben und im Zuge von
Detailuntersuchungen gewonnenen wer-
den, EDV-unterstützt dargestellt und ver-
waltetwerden. Insbesondere soll dies un-
ter Verwendung des Wasserdatenverbun-
des geschehen, dessen Modul „Messstel-
len/Hydrologie“ im ersten Halbjahr 2002
einsatzbereit sein soll. Durch diese EDV-
gestützte Datenerfassung wird der
Grundstein für eine Datenbank gelegt, die
zukünftig bei der Auskunftserteilung und
bei der Gutachtenerstellung die Kontinui-
tät und die Aktualität der Aussagen in
noch höherem Maße gewährleisten wird.

Statistik 2001
Im Rahmen der mittelbaren Bundes-
verwaltung wurden der Abteilung
für 2001 vom Bund Budgetmittel
(VA 1/60058) in der Höhe von
S 5,078.117,- (€ 369.041,15) zur Verfü-
gung gestellt. Die Höhe der Landesmittel
betrug im Ansatz 63930 S 2,450.485,-
(€ 178.083,69) und im Ansatz 63910
S 90.000,- (€6.540,56).

Oberflächengewässern (Türnitz/Traisen,
Schwarzenau/Deutsche Thaya, Raabs/
Thaya, Zwettl - Bahnbrücke/Kamp) und
Niederschlagsmessstellen
• Instandhaltung und qualitative Ver-
besserung des Pegelmessnetzes, sowie
Installation von Einrichtungen zur höhe-
ren Betriebssicherheit (Bedienungsstie-
gen, verbesserter Blitzschutz)
• erstmalige Einrichtung von Schweb-
stoffmessstellen (Greimpersdorf/Ybbs,
Deutsch Brodersdorf/Leitha)
• Installation zusätzlicher Geräte zur
automatischen Niederschlagsaufzeich-
nung auch in höher gelegenem Gelän-
de (Hochwechsel, Hochkar)
• Digitalisierung der Wasserstands-
ganglinien der Jahre 1998 und 1999 und
Bearbeitung der Abflussbilanz 1998 für
das Hydrographische Jahrbuch
• laufende Dateneingabe von Nieder-
schlags-, Lufttemperatur- und Verduns-
tungsdaten in HYDAMS („Hydrographi-
sches Daten Management System")
• Auswertung der Betriebsergebnisse
der beiden Bodenwasserhaushalts-
messstellen in Schalladorf (Bezirk Holla-
brunn) und Wolfsbach (Bezirk Amstetten)

Wasserstandsnachrichtendienst
• Umstellung des Wasserstandsnach-
richtennetzwerkes unter Windows NT
von Testbetrieb auf Vollbetrieb
• Umstellung der Übertragungssoft-
ware auf 32-bit-Programme von Testbe-
trieb auf Vollbetrieb
• Einrichtung und Inbetriebnahme des
Softwarepakets „Alarmmanager" zur au-
tomatischen Alarmierung von Personen
und Dienststellen bei Grenzwertüber-
schreitüng einzelner Pegel
• Inbetriebnahme eines Telefon-Sprach-
servers
• Beginn der Übertragung der Wasser-
standsnachrichten ins Internet, ständige
Erweiterung der übertragenen Pegel
• Aufnahme des Testbetriebes des
„Hochwassermodells Traisen" mit den
Pegeln Windpassing und Türnitz
• Aktualisierung und Verbesserung der
Prognoseprogramme für die Donau
• Implementierung der mit Fernübertra-
gungseinrichtungen ausgerüsteten Pe-
gel Schwarzenau/Deutsche Thaya, Tür-
nitz/Traisen, Raabs/Thaya und Zwettl-
Bahnbrücke/Kamp in das Internet

Fachbereichsübergreifende
IT-Aufgaben
• Mitarbeit bei der Realisierung des
Moduls „Messstellen/Hydrogeologie" im
Rahmen des Wasserdatenverbundes
• Ausbau des Computer-Netzwerkes
der Abteilung
• Internetanbindung des Wasser-
standsnachrichtendienstes
• Installation und Probelauf des elektro-
nischen Aktenevidenzprogrammes. (Die
Aufnahme des Echtbetriebes erfolgte
am 1. 1. 2002.)

Probleme 2001
Durch den weiteren Ausbau des Was-
serstandsnachrichtendienstes und die
Darstellung der aktuellen Messwerte
und Prognosedaten im Internet konnte
der Standard der Informationsverbrei-
tung wesentlich gesteigert und ein grö-
ßerer Adressatenkreis erreicht werden.
Zur Wahrung dieses Standards und zur
Erfüllung der Aufgaben im Rahmen des
Katastrophenschutzes ist die Gewähr-
leistung der ständigen personellen und
technischen Einsatzbereitschaft der
Nachrichtenzentrale unabdingbar. Die
Sicherstellung des durchgängigen Be-
triebs der Nachrichtenzentrale im Hoch-
wasserfall (eine Alarmierung des Bereit-
schaftsdienstes erfolgt bei Überschrei-
tung kritischer Wasserstände) ist nur in
Verbindung mit einer vorübergehenden
Einschränkung der sonstigen Aufgaben
(u. a. Sachverständigendienst) der be-
troffenen Mitarbeiter möglich.

Ziele 2002
Oberflächenhydrologie

• Objektivierung von Entscheidungs-
grundlagen für eine Beschaffung von
Software für Niederschlags-Abfluss-Mo-
dellierung auf Basis von GIS-Daten
• Objektivierung von Entscheidungs-
grundlagen für eine Beschaffung eines
Modells für die Quantifizierung standort-
typischer Abflussbeiwerte

Geohydrologie
• Überarbeitung und Aktualisierung der
geohydrologischen Projektanforderun-
gen und Standardauflagen
• Einsatz eines neuen Surfer-Program-
mes zur rascheren und flexibleren Er-
stellung und Auswertung von Grund-
wasserschichtenplänen und Differen-
zenplänen

Hydrographie

• Die im Rahmen der Umsetzung des
Hydrographiegesetzes beabsichtigten
Maßnahmen zielen auf eine qualitative
Verbesserung der Messnetzausstattung
ab. Eine Verdichtung des Basisnetzes
ist im Jahr 2002 nicht vorgesehen.
• Aufrüstung weiterer Pegel im Traisental
mit Fernübertragung als Bestandteil des
Hochwasseralarmsystems (in Zusam-
menarbeit mit der Abteilung Wasserbau)
• weitere Verbesserung der Betriebssi-
cherheit von Pegelstationen (neue Bedie-
nungsstiegen, verbesserter Blitzschutz)
• Instandhaltungsarbeiten zur Gewähr-
leistung der einwandfreien Funktionalität
der Messstellen
• Verlegung des Pegel Lunz/Ois auf
das andere Ufer und des Pegels Ybb-
sitz/Kleine Ybbs flussaufwärts auf ein
hydraulisch günstigeres Profil
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Abteilung Bau- und Raumordnungsrecht

Raumordnungsrecht
Schwerpunkte 2001

Der Niederösterreichische Landtag hat
am 13. Dezember 2001 die 9. Novelle
zum NÖ Raumordnungsgesetz 1976
beschlossen. Schwerpunkt dieser No-

El veile war die von der Europäischen
Kommission verlangte Umsetzung der
Vogelschutzrichtlinie sowie der FFH-
Richtlinie zu Natura 2000. Demnach
soll in Zukunft bei Änderungen örtlicher
und überörtlicher Raumordnungspro-
gramme, welche die Erhaltungsziele
von NATURA-2000-Festlegungen be-
rühren könnten, eine Naturverträglich-
keitsprüfung durchgeführt werden, so-
weit dies mit den Mitteln des Raumord-
nungsrechts möglich ist. Ein weiteres
Anliegen dieser Novelle war die
Gleichsetzung der Fachmarktzentren
mit den Einkaufszentren hinsichtlich
der Prüfung ihrer Raumverträglichkeit.
Darüber hinaus wurde ein weiterer
Schritt zur Umsetzung der SEVESO-II-
Richtlinie gesetzt, um eine weitestge-
hende Entflechtung derartiger Gefah-
renbetriebe von sonstigen Nutzungen,
insbesondere Wohn- und Freizeitnut-
zungen, zu bewirken.
Im Bereich der überörtlichen Raumord-
nung wurde von der NÖ Landesregie-
rung am 3. Juli 2001 das neu gefasste re-
gionale Raumordnungsprogramm Wie-
ner Neustadt-Neunkirchen beschlossen;
dies wurde am 28. September 2001 im
Landesgesetzblatt verlautbart.
Weiters hat die NÖ Landesregierung am
18. Dezember 2001 eine neu gefasste
Verordnung über ein Regionales Raum-
ordnungsprogramm NÖ Mitte (zuvor NÖ
Zentralraum) beschlossen, welches so-
mit ebenfalls zu Beginn des Jahres
2002 im Landesgesetzblatt kundge-
macht werden wird. Ende des Jahres
2001 wurde weiters das mittlerweile völ-
lig veraltete Gewerbe- und Industrie-
raumordnungsprogramm - vorerst er-
satzlos - außer Kraft gesetzt. Es ist je-
doch bereits ein neu gefasster Entwurf
eines Gewerbe- und Industrieraumord-
nungsprogrammes erarbeitet worden,
welcher zu Beginn des Jahres 2002 in
die allgemeine Begutachtung gegeben
werden soll.
Die mehrjährigen Arbeiten zur Neufas-
sung der NÖ Planzeichenverordnung
konnten im vorigen Jahr endgültig ab-
geschlossen werden, und im Herbst hat
auch der NÖ Raumordnungsbeirat die-
sem Entwurf seine Zustimmung gege-
ben. Mit der Beschlussfassung durch
die NÖ Landesregierung ist somit eben-
falls noch im Jänner 2002 zu rechnen.
Bisher haben 529 Gemeinden ein örtli-
ches Raumordnungsprogramm für das

gesamte Gemeindegebiet erlassen und
weitere 25 ein nach Inhalt und Gel-
tungsbereich noch unvollständiges, zu-
meist in Form eines Flächenwidmungs-
planes; 19 Gemeinden haben einen
vereinfachten Flächenwidmungsplan für
das gesamte Gemeindegebiet erlas-
sen.
Bei den Bebauungsplänen führen die
immer zahlreicher werdenden Änderun-
gen sowie die Verordnung von nicht
in der NÖ Bauordnung 1996 geregel-
ten Bebauungsweisen - zumeist in Teil-
bebauungsplänen - zu vermehrten ju-
ristischen Problemen bzw. Arbeitsauf-
wand.
Bisher haben 132 Gemeinden einen
Bebauungsplan im Sinne der geltenden
Bestimmungen der NÖ Bauordnung
1996 für ihr gesamtes Bauland, 165 Ge-
meinden einen solchen für Teile ihres
Baulandes erlassen. In 29 Gemeinden
steht ein vereinfachter Bebauungsplan
für das gesamte Bauland in Geltung, in
weiteren 31 ein vereinfachter Bebau-
ungsplan für einzelne Baulandbereiche.

Geprüfte Bausperren 69 .
Geprüfte Aufschließungszonen -
Freigabeverordnungen 83
Stellungnahmen zu Beschwerden
an die Volksanwaltschaft 0
Erledigte Vorstellungen 0
Gegenschriften an den Verwaltungsgerichtshof 0
Gegenschriften an den Verfassungsgerichtshof 0

Baurecht

Schwerpunkte 2001

Am 19. Juni 2001 hat der Landtag von
Niederösterreich die 3. Novelle zur NÖ
Bauordnung 1996 beschlossen. Sie ist
am 1. Jänner 2002 in Kraft getreten und
betrifft nur die Euro-Umstellung.
Ende September 2001 wurde die 4. No-
velle zur NÖ Bauordnung 1996 zur Be-
gutachtung ausgesendet. Die 4. Novelle
wird voraussichtlich im Frühjahr 2002
vom Landtag beschlossen werden.
Mitarbeiter der Fachabteilung haben
sich für die Abhaltung von Baurechtsse-
minaren der NÖ Gemeindeverwaltungs-
schule und Kommunalakademie sowie
der NÖ Landesakademie zur Verfügung
gestellt.
Die Erledigung von Vorstellungen konn-
te auch im Jahr 2001 mit wenigen Aus-
nahmen innerhalb der gesetzlichen Frist
erfolgen. Bei den überfälligen Rechts-
mittelentscheidungen ist die Verfahrens-
verzögerung auf abteilungsexterne
Gründe zurückzuführen. Von 33 im Jahr
2001 eingelangten Erkenntnissen des
Verwaltungsgerichtshofes bestätigten
22 die Entscheidungen der Fachabtei-
lung als Aufsichtsbehörde.
Das Ausmaß der Beanspruchung der
rechtskundigen Mitarbeiter durch münd-
liche und telefonische Anfragen bau-
rechtlicher Art außerhalb der Parteien-
verkehrszeit ist weiterhin groß. Der tele-
fonische Parteienverkehr muss daher
auch weiterhin auf den Dienstag sowie
je 2 Stunden pro Tag und Jurist einge-
schränkt bleiben, um die 6-Monate-Ent-
scheidungsfrist bei anhängigen Verfah-
ren nicht zu überschreiten.

Ziele 2002

Anfang 2002 soll die NÖ Planzeichen-
verordnung im Landesgesetzblatt kund-
gemacht werden und damit in Rechts-
wirksamkeit treten. Weiters soll das all-
gemeine Begutachtungsverfahren für
den neu gefassten Entwurf eines Ge-
werbe- und Industrieraumordnungspro-
grammes in die Wege geleitet werden,
so dass zur Jahresmitte 2002 mit des-
sen Beschlussfassung gerechnet wer-
den kann.
Wie bisher bleibt die möglichst rasche
Erledigung aller Anträge und Anfragen
ständiges Ziel. Trotz des auch im Vorjahr
wieder sehr hohen Arbeitsanfalles sol-
len wie bisher die Gemeinden bzw. die
von diesen befassten Ortsplaner in Fra-
gen der örtlichen Raumordnung bzw.
der Bebauungsplanung rechtlich bera-
ten werden.

Statistik 2001

Schriftliche Rechtsauskünfte 8
Genehmigte örtliche
Raumordnungsprogramme (Erlassung) 9
Genehmigte Änderungen
von örtlichen Raumordnungsprogrammen 415
Nicht genehmigte Änderungen
von örtlichen Raumordnungsprogrammen 0
Genehmigte Änderungen
von vereinfachten Flächenwidmungsplänen 3
Nicht genehmigte Änderungen
von vereinfachten Flächenwidmungsplänen 0
Geprüfte Bebauungspläne (Erlassung) 20
Geprüfte Änderungen von Bebauungsplänen 177

Ziele 2002

Die Beschleunigung der Erledigung von
Rechtsmitteln bleibt unser Ziel. Die
Schulung von Gemeindefunktionären,
Bausachverständigen und -Sachbear-
beitern wird insbesondere im Hinblick
auf den mangelhaften Vollzug der Bau-
ordnung durch die Baubehörden inten-
siv fortzusetzen sein. Äußerdem ist eine
Novellierung der NÖ Bautechnikverord-
nung 1997 geplant.

150



Gruppe Raumordnung und Umwelt

chen Rechte sowie die volle Straßenbau-
last an allen in Niederösterreich liegen-
den Bundesstraßen B (mit Ausnahme je-
ner, die im Netz der Bundesautobahnen
und Bundesschnellstraßen verbleiben)
zu übernehmen. Aus diesem Grund so-
wie zufolge zahlreicher Umlegungen
und Auflassungen (von Teilen) von Län-
desstraßen, Übernahmen von Gemein-
destraßen als Landesstraßen und Kor-
rekturen von Verlaufsbeschreibungen ist
der Entwurf einer 1. Novelle zum NÖ
Straßengesetz 1999 sowie der Entwurf
einer 2. Novelle zum NÖ Landesstraßen-
verzeichnis ausgearbeitet worden.

Ziele 2002
Zu Beginn des Jahres 2002 soll die 2.
Novelle zum NÖ Landesstraßenver-
zeichnis in Begutachtung gegeben wer-
den; sie hat zahlreiche Umlegungen
und Auflassungen (von Teilen) von Lan-
desstraßen, Übernahmen von Bundes-
straßen und Gemeindestraßen als Lan-
desstraßen und Korrekturen von Ver-
laufsbeschreibungen zum Inhalt. Zu-
dem soll im Jahr 2002 dem NÖ Landtag
der Entwurf einer 1. Novelle zum NÖ

Straßengesetz 1999 zur Beschlussfas-
sung vorgelegt werden; der Grund der
Gesetzesänderungen liegt im Wesentli-
chen in der Übernahme der Bundes-
straßen als künftige Landesstraßen.
Im Übrigen wird ein besonderes Augen-
merk auf die zeitgerechte Prüfung der
straßenrechtlichen Verordnungen der
Gemeinden sowie auf die zeitgerechte
Erledigung von Anfragen und Rechts-
mitteln zu legen sein.

Statist ik 2001

Stellungnahmen zu Gesetz-
und Verordnungsentwürfen 42
Geprüfte baurechtliche Verordnungen 457
Schriftliche Rechtsauskünfte 173
Erledigte Aufsichtsbeschwerden 22
Berufungsentscheidungen
über Bundesbauvorhaben 0
Berufungsentscheidungen in
Zwangsvollstreckungsverfahren 1
Berufungsentscheidungen
im übertragenen Wirkungsbereich 26
Erledigte Vorstellungen 310
Gegenschriften an den Verwaltungsgerichtshof 24
Gegenschriften an den Verfassungsgerichtshof 15
Stellungnahmen zu Beschwerden
an die Volksanwaltschaft 10
Prüfberechtigungen für Kleinfeuerungsanlagen 153

Statistik 2001

Schriftliche Rechtsauskünfte 3
Aufsichtsbeschwerden 1
Ausnahmebewilligungen nach dem
Bundesstraßengesetz 1
Vorstellungen 2
Berufungen 1
Geprüfte sträßenrechtliche Verordnungen
von Gemeinden 511
Stellungnahmen zu Beschwerden
an die Völksanwaltschaft 0
Enteignungen 0
Gegenschriften an den Verwaltungsgerichtshof 0
Gegenschriften an den Verfassungsgerichtshof 0

Straßenrecht

Schwerpunkte 2001

Das Land Niederösterreich ist mit dem
Bund übereingekommen, im Jahr 2002
das Eigentum und alle sonstigen dingli-

Abteilung Raumordnung und Regionalpolitik

• Die Abteilung Raumordnung und Re-
gionalpolitik ist mit folgenden Sachge-
bieten in der Landeshauptstadt vertre-
ten:
- örtl iche Raumordnung für die Verwal-
tungsbezirke Amstetten, Gmünd, Horn,
Krems, Lilienfeld, Melk, Scheibbs, St.
Pölten, Waidhofen/Thaya, Gerichtsbe-
zirk Retz, Statutarstädte Krems, St. Pöl-
ten und Waidhofen/Ybbs
- Regionalplanung (teilweise)
- Sektorale Landesraumordnung
- Geschäftsstelle des Landes Nieder-
österreich für EU-Regionalpolitik
• Außenstellen der Abteilung bestehen
in:
- Baden (Gebäude der Bezirkshaupt-
mannschaft) mit dem Sachgebiet Örtli-
che Raumordnung für die Verwaltungs-
bezirke Mödling, Gänserndorf, Baden,
Neunkirchen, Bruck/Leitha, Tulln, Holla-
brunn (ohne Gerichtsbezirk Retz), Kor-
neuburg, Mistelbach, Wien-Umgebung,
Wiener Neustadt und die Statutarstadt
Wiener Neustadt sowie Teilen des Sach-
gebietes Regionalplanung und der Ak-
tion zur Förderung des Einkaufes in
Stadt- und Ortskernen
- Krems (Gebietsbauamt): Stadter-
neuerung
- Hollabrunn: Dorferneuerung
- Maria Enzersdorf-Südstadt: Statistik
- Wien: Vertreter Niederösterreichs in
der Planungsgemeinschaft Ost
• Agenden, die ebenfalls von der Ab-
teilung Raumordnung und Regionalpoli-

tik wahrgenommen werden und keinem
speziellen Sachgebiet zugeordnet wer-
den können, betreffen vor allem:
- Mitarbeit in praktisch allen Unteraus-
schüssen der Österreichischen Raum-
ordnungskonferenz (ÖROK). Der Abtei-
lungsleiter ist Vertreter des Landesamts-
direktors in der Stellvertreterkommission
der ÖROK.
- Planungsgemeinschaft Ost
- Betreuung der Regionalmanage-
ments
- Niederösterreichisch-Oberöster-
reichische Raumordnungskommission
- Verein Niederösterreich-Wien, ge-
meinsame Erholungsräume
- Vereinbarung über die Zusammenar-
beit Niederösterreich - Interessengebiet
der Tschechischen Republik und der
Slowakei
- Österreichisch-Ungarische Raumord-
nungskommission
- Arbeitsgruppe Raumordnung der AR-
GE Donauländer
- Nationales Komitee der Alpenkonven-
tion

Örtliche Raumordnung
• Gutachtertätigkeit für die Raumord-
nungsbehörde im Zuge des aufsichts-
behördlichen Genehmigungsverfahrens
für örtliche Raumordnungsprogramme
und deren Änderungen. Die sich ständig
erweiternde Judikatur legt besonderes

Augenmerk auf Sachlichkeit und Nach-
vollziehbarkeit des Entscheidungspro-
zesses, was sowohl für die Gemeinde als
auch für die Genehmigungsbehörde gilt.
Dadurch sowie auch durch die Forde-
rung des Raumordnuhgsgesetzes, dass
jede Widmung raumverträglich sein
muss und diese Verträglichkeit erforderli-
chenfalls nachgewiesen werden muss,
ist eine erhebliche Vertiefung bei der Er-
arbeitung der Gutachten eingetreten. Vor
allem bei größeren Projekten (z. B. Ein-
kaufs- oder Fachmarktzentren, Wind-
kraftanlagen) ergibt sich ein erheblicher
Mehraufwand, der in der Sache aber un-
vermeidlich ist. Die 8. Novelle des NÖ
ROG erweiterte den Gegenstand raum-
ordnungsfachlicher Begutachtung durch
zusätzliche Widmungsarten (für land-
und forstwirtschaftliche Hofstellen, für
Windkraftanlagen, für Freihalteflächen),
aber auch durch die Aufwertung des örtli-
chen Entwicklungskonzepts, welches
nun rechtswirksamer Bestandteil der Ver-
ordnung ist.
• Gutachtertätigkeit für andere Be-
hörden, Abteilungen oder externe Stel-
len. Mit zunehmender Größe und Bedeu-
tung von Projekten und auch bei häufig zu
erwartenden Interessengegensätzen si-
chern sich Behörden vermehrt durch
Raumordnungsgutachten ab. Bei Anträ-
gen um Rodungsbewilligung war schon
bisher ein raumordnungsfachliches Gut-
achten für die im forstrechtlichen Verfah-
ren notwendige Abwägung des öffentli-
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chen Interesses in den meisten Fällen un-
entbehrlich. Nun sind durch legistische
Änderungen neue Tätigkeitsfelder für
raumordnungsfachliche Beurteilung da-
zugekommen:
Neue Zuständigkeiten des Landes bei
Umweltverträglichkeitsprüfungen haben
zur Befassung von raumordnungstechni-
schen Amtssachverständigen geführt.
Durch das neue Naturschutzgesetz hat
sich eine neue Vorfrage für die Behörde
ergeben, ob nämlich ein bestimmter
Standort innerhalb oder außerhalb des
Ortsbereiches liegt; dazu wird in strittigen
Fällen ein Sachverständigenbeweis er-
forderlich. Durch die Bauübertragungs-
verordnung benötigen nun die Bezirks-
hauptmannschaften Gutachten zur Beur-
teilung, ob ein gewerbliches Bauvorha-
ben der Flächenwidmung entspricht. Seit
die Bezirkshauptmannschaften für Ver-
fahren zur Gewinnung mineralischer
Rohstoffe zuständig sind, wird auch bei
diesen Verfahren zunehmend ein raum-
ordnungstechnischer Amtssachverstän-
diger angeferdert. Unverkennbar ist
auch der zunehmende Trend zur Aus-
schöpfung aller Rechtsmittel, die nicht
nur im Berufungsweg erfolgen (wodurch
in den nächsten Instanzen neuerlich Gut-
achten eingeholt werden), sondern zu-
nehmend auch am Zivilrechtsweg: Zeu-
geneinvernahmen der Amtssachverstän-
digen bei Bezirks- und Landesgerichten
sind mittlerweile keine Seltenheit mehr.
• Bearbeitung von Sachthemen
- Örtliche Raumordnung im kleinregio-
nalen Kontext
- Kleinregionale Rahmenkonzepte
- Weitere Beiträge zur Problematik von
Fachmarktzentren, Einkaufszentren,
Bauland erhaltenswerte Ortsstrukturen,
Raumverträglichkeitsprüfungen
• Förderungstätigkeit für digitale ört-
liche Raumordnungsprogramme, ört-
liche Entwicklungskonzepte und
kleinregionale Rahmenkonzepte. Bei
der Neufassung der Förderungsrichtlini-
en im März 2001 wurde die Subventio-
nierung auf ein völlig neues Ziel ausge-
richtet, nämlich auf die freiwillige ge-
genseitige Abstimmung der Gemeinden
auf kleinregionaler Ebene. Dieser Um-
stieg, mit dem auch methodisches Neu-
land betreten wird, hat zu einem ent-
sprechend großen Aufwand für Bera-
tung und Information betreffend Anfor-
derungen, Vorgangsweisen und Förde-
rungsmodalitäten geführt.
• Vergabe von Aufträgen. Nicht vom
Sachgebiet Örtliche Raumordnung ab-
deckbare Leistungen werden fachlich
aufbereitet und als Aufträge vergeben.
Es handelt sich dabei um Leistungen im
Softwarebereich für die Erstellung und
Begutachtung Digitaler Örtlicher Raum-
ordnungsprogramme. Das auszuarbei-
tende Datenstrukturmodell wurde im
Jahr 2001 im Konzept fertig gestellt.
• Auskunftswesen, Bürgerservice.
Die Bürger sind zunehmend besser
über amtliche Strukturen informiert und

sehen diese zu Recht als Dienstleis-
tungseinrichtungen an. Besonders an
den Amtssprechtagen werden persön-
lich und telefonisch Raumordnungsaus-
künfte zu Widmungsfragen sowie zu
Nachbarschafts- und Widmungskonflik-
ten eingeholt. Vermehrt werden Aus-
künfte über Gutachten verlangt.
• Informations- und Erfahrungsaus-
tausch. Die bewährten Veranstaltun-
gen, die wesentlich dazu beigetragen
haben, die Zusammenarbeit zwischen
Sachverständigen, Ziviltechnikern, Ge-
meindevertretern u. a. zu verbessern,
wurden 2001 fortgesetzt:
- „Stadt- und Raumordnung“ als Fach-
tagung mit den Bauämtern der größeren
Städte Niederösterreichs
- „Raumordnung miteinander“ - Tages-
seminar mit Ziviltechnikern
- Tagungen mit Architekten- und Inge-
nieurkammer
- Informationsaustausch mit den Ge-
bietsbauämtern
- Zusammenarbeit mit Universitätsinsti-
tuten
• Beratungsleistungen. Bei komplexen
Problemen suchen sowohl Ortsplaner als
auch Gemeindevertreter eine kontinuier-
liche Abstimmung mit den Amtssachver-
ständigen. In dieser mitunter mühsamen
prozessbegleitenden Tätigkeit liegt aber
auch die Chance, die Entwicklungsmög-
lichkeiten der Gemeinden über den ver-
meintlichen Vorteil des Augenblicks hin-
aus zu sichern und die Abstimmung der
örtlichen Raumordnung mit den Zielen
der Landesraumordnung zu harmonisie-
ren. Obwohl es sich dabei um eine sehr
effiziente Möglichkeit handelt, Raumord-
nung umzusetzen und teure Fehlentwick-
lungen zu vermeiden, konnte diese Leis-
tung auf Grund des knappen Personal-
standes (der durch Karenzen ohne Ka-
renzvertretungen überdies noch einge-
schränkt war) bei weitem nicht im ge-
wünschten Umfang geboten werden.
Ein besonders besprechungsintensiver
Problempunkt ist durch die 8. Novelle des
NÖ Raumordnungsgesetzes entstan-
den: Gemeinden sind seither verpflichtet,
Bausperren bzw. u. U. auch Rückwid-
mungen durchzuführen, wenn sich nach-
träglich herausstellt, dass noch nicht ge-
nutzte Baulandwidmungen durch Ge-
fährdungen wie Hochwasser, Rutschun-
gen, Steinschlag, Altlasten u. dgl. betrof-
fen sind, wobei nur innerhalb des ge-
schlossenen Siedlungsgebietes Aus-
nahmen möglich sind. Weil sich damit ge-
waltige Spannungen mit den Grundei-
gentümern ergeben, denen für diese Ein-
schränkungen und Wertminderungen
ausdrücklich kein Entschädigungsan-
spruch zusteht, benötigen die Gemein-
den und Ortsplaner in diesem Punkt be-
sonders sorgfältige fachliche Beratung.
• Teilnahme an länderübergreifenden
Arbeitskreisen und Konferenzen. Die
Abstimmung der Entwicklungen mit den
angrenzenden Bundesländern, aber
auch mit Tschechien und Slowakei

machten zunehmenden Informations-
austausch notwendig. Besonders im
Rahmen der Planungsgemeinschaft Ost
gab es wiederholt Abstimmungsbedarf,
der die Beiziehung der örtlich zuständi-
gen Amtssachverständigen erforderlich
machte.
• Leistungen und Informationen für
den politischen Referenten und An-
fragen anderer Politiker. Zahlreiche
Anfragen, welche Bürger direkt an die
Landespolitiker richten und zu deren
Beantwortung entsprechende Fachin-
formationen nötig sind, haben auch im
Jahr 2001 beträchtliche Sachverständi-
genkapazitäten gebunden. In den meis-
ten Fällen lässt sich ohne spezielle Er-
hebungen (Lokalaugenschein und di-
verse Recherchen) keine substanzielle
Information abgeben.
• Verfassen von Fachartikeln. Die Mit-
arbeit an der Öffentlichkeitsarbeit durch
Beiträge in fachspezifischen Publikatio-
nen des Landes ist längst eine Selbst-
verständlichkeit geworden, der sich die
Raumordnung im Jahre 2001 darüber
hinaus auch deshalb nicht entziehen
konnte, da sich kurz zuvor wesentliche
Änderungen in den raumordnungsrecht-
lichen und raumordnungspolitischen
Rahmenbedingungen ergeben hatten.
• Die Digitalisierung der örtlichen
Raumordnung geht laufend weiter.
Wenn die digitale Katastermappe be-
reits verfügbar war, wurden Neufassun-
gen der örtlichen Raumordnungspro-
gramme fast nur mehr in digitaler Form
und auf GIS-Basis durchgeführt. Zu-
sätzlich zur inhaltlichen Begutachtung
war daher auch die GIS-Tauglichkeit der
gelieferten Unterlagen zu prüfen.
• Erstellung von Gesetzes- und Ver-
ordnungsentwürfen. Schwerpunkt war
im Jahr 2001 die fachliche Erarbeitung
von Grundlagen und die Mitarbeit an
der 9. Novelle des NÖ Raumordnungs-
gesetzes. Weiters konnten nach mehr-
jährigen Bemühungen Ende 2001 die
Arbeiten an der Neufassung der Plan-
zeichenverordnung für örtliche Raum-
ordnungsprogramme abgeschlossen
werden; dabei waren zuletzt noch zahl-
reiche Gesprächsrunden sowohl inner-
halb der Landesregierung, als auch mit
Ortsplanern, Kammervertretern und an-
deren externen Fachleuten zu führen, in
denen die Zielsetzungen des Amtes mit
bereits vorliegenden Erfahrungen digi-
taler Planungen abzustimmen waren.

Archiv

• EDV-mäßige Verwaltung der Flächen-
widmungsplandaten
• Betreuung der Pianotheken bei den
jeweiligen Amtssachverständigen
• Führung des Planarchivs für die Flä-
chenwidmungspläne
• Kontrolle der Nachführung vorange-
gangener Änderungen bei der Einord-
nung neuer Plandrucke
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• Weiterentwicklung des NÖ Erreich-
barkeitsmodells Darrt können Abgren-
zungen von Einzugsgebieten und Be-
rechnung von Patent a-en nach der kür-
zesten Entfernung sowie nach Entfer-
nungszonen und räumlich gewichtete
Bewertungen diverser statistischer
Merkmale durchgeführt werden
• Machbarke isprufung eines Erreich-
barkeitsmodells für den ÖV in Anleh-
nung an das NO Erreichbarkeitsmodell
für der Indiv duaiverkehr
• Aufbereitung von Entscheidungs-
grundlagen und Kartenmaterial zur Re-
organisation öffentlicher Einrichtungen,
u a Zur GenchtssfUKtur, zu Reorgani-
sationsplänen bzgl Finanzämter. Gen-
darmerieposten und Postämter
• Expertise über de Voraussetzungen
zur Errichtung einer technischen Schule
im Raum Gänserndorf Mistelbach
• Grundlagenforschung zum Themen-
bereich Versorgung, speziell Handel/
Nahversorgung/Großformen des Finzel-
handels sowie damit im Zusammenhang
stehende Gutachtertätigkeit. Grundla-
genforschung zur Evaluierung der Nah-
versorgungsförderung
• Mitwirkung an der Umsetzung des
Konzepts zur Förderung des Einkaufs in
Stadtzentren (NAFES)
• Aufbereitung von Planungs- und Ent-
scheidungsgrundiagen zum Gesund-
heits- und Sozialwesen (u a. für den NÖ
Psychiatrieplan). Mitarbeit am LAD-Pro-
jekt „Ausweitung der Versorgung Nie-
derösterreichs mit Notärzten“
• Beitrag zur Erstellung einer PGO-Kar-
te über überörtliche Planungen und Ent-
wicklungsvorstellungen in der Ostregion
• Koordination des Projekts EREG III
(Raum östliches Weinviertei. Marchteld,
Raum Hainburg Bruck an der Leitha
und entsprechende Grenzgebiete in der
Slowakei und in Ungarn)

Stellen d e ihrerse ts größte s für f örde
rungsvergaben zuständig and, für eine
effektive Raumordnung. Raumentwick-
lung und Reg<ona'politk eine grundre
gende Voraussetzung
Themat sehe Bearbeitungsbereiche des
Sachbereiches Landesraumordnung
sind
• Landesentwicklungskor zept sowie
Raumordnungs- und räumliche Entwick-
lungskonzeptionen aut l andesebene
• Siedlungs . Zentren- und Kommunal
Struktur einschließlich Versorgung mit
Dienstleistungen
• Wirtschaft (Schwerpunkt industriell
gewerblicher Bereich)
• Tourismus, Freizeit- und Frholungs
wesen
• Gesundheits- und Sozialwesen
• Bildungswesen
• EDV unterstütztes Geo In'ormations-
wesen (unter Einbeziehung von Demo-
grafie und Erreichbarkeiten)
• Literaturdokumentation
• Österreichische Raumordnungskon-
ferenz (ÖROK)

Schwerpunkte 2001

• Projekt „Raumordnungs- und Raum-
entwicklungskonzept für das Land Nie-
derösterreich" (« Landesentwicklungs-
konzept) Erstellung einer Konzeption
für die Aufgaben, den Inhalt den Auf-
bau und den Frstellungsprozess eines
NÖ Landesentwicklungskonzepts
• Raumordnungsprogramm für Gewer
be und Industrie Entwurf emer Neufas-
sung und Zuleitung in das Begutach
tungsver fahren
• Fachliche E ndredaktion des Novellie
rungsentwurfes zum Raumordnungs
Programm für das Gesundheitswesen
nach dem Begutachtungsverfahren Der
Novellierungsentwurf enthält den revi-
dierten Krankenanstaltenplan des lan
des Niederösterreich
• Mitarbeit an der Erstellung des Oster
reichischen Raumentwicklungskonzepts
(ÖREK) 2001 im Rahmen der österreichi
sehen Raumordnungskonferenz (ÖROK)
sowie in der dazu eingerichteten Arbeits
gruppe Erstellung von Teilkapiteln, Mitar-
beit am Gesamtkonzept
• Mitarbeit im Ständigen Unteraus-
schuss der ÖROK (Themen des Jahres
2001 u a ÖREK 2001 Räumliche D<s
Paritäten tm Bildungswesen. ÖROK-At
las) sowie in den Unterausschüssen
..Siedlungswesen' und „Raumverträg-
lichkeitsprufung"
• Abschluss des Projekts „Informa-
tionssystem Erholungsraum NÖ“ Die-
ses Informationssystem bietet Grundla
gen zur Bewertung der Eignung von
Gebieten für das Freizeit- und Erho-
lungswesen
• Weiterführung des Projekts Reitwege.
Kartierung des Verw Bez. Tulln
• Raumordnungsbeitrag zum Waldent-
wicklungsplan Melk

• Herstellung von Planunterlagen für
Planungszwecke
• Zusammenstellung von Grundlagen-
daten für Proiektanten (gegen Entgelt)
• Archivierung der durch Änderungen
bzw Neuplanungen ersetzten Orfspla
nungen m Form der Mikroverfilmung
• Archivierung der Grundlagenfor-
schung zur örtlichen Raumordnung
• Auskjnftserte 'ung über Flächen-
widmungspiäne und Grundagentor
schung der Örtlichen Raumordnung,
wobei die Recherchen und Anfragen
über die Histone emze'ner Flächenwid-
mungen stark zugenommen hat
• Durchführung der Umstellung des
Planarchivs auf EDV mäßig verwaltete
Dateien
• Zusammenstellen von 'aumord-
nungsrelevanten Daten aus den Grund-
lagenforschungen der örtlichen Raum
Ordnungsprogramme (Baulandreserven
erhaltenswerte Gebäude)

Sektorale
Landesraumordnung
Das Sachgebiet „Landesraumordnung"
agiert im Sinne der Bundesverfassung
m jenem Raumordnungs-Kompetenzbe-
reich des Landes, wo tm Gegensatz
zum Aufsichtsrecht des L andes gegen-
über den Gemeinden eigene überörtfi
ehe Vorstellungen zur Raumordnung
und Raumentwtcklung des Landesge
bietes aufgestellt und umgesetzt wer
den können
Aufgabe des Sachgebietes „L andes-
raumordnung“ ist es Grundsätze und
Ziele zur l andesraumordnung zu entwi-
ckeln, raumstrukturelle Gegebenheiten
und Entwicklungen sowie Probleme ins-
gesamt oder themenbezogen (a sekto-
ral) zu analysieren sowie Lösungen für
eine positive räumlich abgestimmte und
nachhaltige Landesentwicklung zu erar
beiten Daraus ergeben sich u a Leitli-
nien dafür we das Land Niederöster
reich aus der Gesamtsicht räumlich „ge
ordnet“ bzw entwickelt werden soll
Im Rahmen der Grundlagenforschung
werden für verschiedenste Themenbe
reiche mit Raumbezug wissenschaftli-
che Untersuchungen und Entschei-
dungsgrundlagen teils selbst. te>ls in
Form von Auftragsforschung erstellt und
Raumordnungsprogramme. Raumord
nungs- und Entwicklungskonzepte so-
wie Gutachten erarbeitet.
Zur Aufbereitung von Entscheidungs-
grundlagen hat die EDV-unterstützte
Dateninformation auf geographischer
Basis einen hohen Stellenwert
Da Raumordnung und Raumentwick-
lung als „Querschnittsmaterie" wirksam
wird, ist Koordination und Kooperation
der raumwirksamen Ressorts bzw
Fachbereiche erforderlich Dementspre-
chend ist die Koordination und die Ko-
operation zwischen der Raumordnungs-
abteilung und den fachlich zuständigen

Ziele 2002

• Erstellung des NÖ Landesentwick-
lungskonzepts
• Fachliche Überarbeitung des Ent-
wurfs zum Gewerbe und Industrie-
Raumordnungsprogramm nach dem
Begutachtungsverfahren
• Mitarbeit an der Publikation des
österreichischen Raumentwicklungs-
konzepts 2001
• Expertisen zu Infrastrukturplanungen,
u a mit Hilfe des NÖ Erreichbarkeits-
modells
• Mitwirkung an der Umsetzung des
Konzepts zur Förderung des Einkaufs in
Stadtzentren (NAFES)
• Weiterentwicklung des Informations-
systems Erholungsraum NÖ
• Erstellung digitaler Planungsgrundla-
gen und EDV-unterstützter Karten,
raumordnungsfachliche Informations-
aufbereitung mit Hilfe sachbereichsbe-
zogener Datenbanken
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Wien-Südachse, Schwechat, Carnun-
tum) erarbeitet und die vorhandenen Ar-
beitsergebnisse in allen sieben Plattfor-
men diskutiert.
Zwischenzeitlich wurden die Richtlinien
für die „Strategische Umweltprüfung''
rechtsverbindlich, so dass es der Set-
zung neuer Akzente und einer Ände-
rung der ursprünglichen Planungsstra-
tegie bedarf.

Regionalplanung
Die Erstellung von Regionalen Raumord-
nungsprogrammen, die Betreuung und
Koordinierung von Kleinregionalen Ent-
wicklungskonzepten, die Arbeiten zur
Belebung von Stadtkernen (NAFES) und
sonstige regional raumrelevante Bear-
beitungen stellten die wichtigsten Ar-
beitsfelder der „Regionalplanung" dar.

Ziele 2002

• Laufende Betreuung der Regionalen
Raumordnungsprogramme
• Weiterführung der digitalen Aufnah-
me von Baulanddaten (Baulandumhül-
lende)
• Aktualisierung der vorhandenen re-
gionalen Grundlagendaten für die Berei-
che der Unteren Erlauf und der Unteren
Ybbs
• Einsatz der Methoden des Projektma-
nagements bei Bearbeitungen der Re-
gionalplanung
• Koordinierung der Planungsarbeiten
im Rahmen der Kleinregionalen Koope-
rationsplattformen
• Weiterführung des Projektes Leerflä-
cheninformationssystem im Rahmen
von NAFES, insbesondere durch Schu-
lung und Betreuung der Ortskernbeauf-
tragten
• Initiierung von Beratungs- und Akti-
vierungsschritten für innerstädtische
Einkaufszentren

O
Schwerpunkte 2001

In regionalen Raumordnungsprogram-
men werden auf der Basis der NÖ
Raumordnungsgesetze verbindliche
Festlegungen, insbesondere hinsicht-
lich des Naturraums und der Siedlungs-
struktur getroffen.
• Regionales Raumordnungspro-
gramm Wr. Neustadt-Neunkirchen.
Nach Einarbeitung einzelner Einwände
im Zuge des Begutachtungsverfahrens
wurde die Verordnung zum Regionalen
Raumordnungsprogramm Wr. Neustadt
- Neunkirchen von der NÖ Landesregie-
rung beschlossen und trat mit der
Kundmachung am 28. September 2001
in Kraft.
• Regionales Raumordnungspro-
gramm NÖ-Mitte. Die Verordnung zum
Regionalen Raumordnungsprogramm
NÖ-Mitte war im Berichtsjahr im Begut-
achtungsverfahren und wurde nach Ein-
arbeitung einzelner Einwände zu Jah-
resende 2001 von der NÖ Landesregie-
rung beschlossen.
• Regionen Untere Erlauf und Untere
Ybbs. 2001 wurden für diese beiden
Regionen wesentlich verbesserte Pla-
nungsgrundlagen durch die digitale Er-
fassung der Baulandflächen, im Gegen-
satz zur bisherigen analogen Erfassung,
geschaffen.
• Kleinregionale Entwicklungskon-
zepte. (Kleinregionen sollen in ihrer wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Ei-
genart und Vielfalt erhalten und erneuert
werden.)
Folgende kleinregionale Entwicklungs-
konzepte wurden 2001 fertig gestellt:
- Ybbs-Wieselburg
- Pöchlarn
- Dunkelsteiner Wald
- Melktal-Ruprechtshofen
- Wagramland
- Königstetten
• Strategische Umweltplanung im
nördlichen Industrieviertel. 2001 wur-
den die Arbeiten an der „Strategischen
Umweltplanung" weitergeführt. Neben
einer Problem- und Sensibilitätsanalyse
der raumprägenden Systeme wurde ei-
ne Auswertung der Zielvorstellungen
der Gemeinden (örtliche Raumord-
nungsprogramme) durchgeführt. Wei-
ters wurden Vorschläge für die räumli-
che Abgrenzung von Kleinregionen
bzw. Kleinregionalen Kooperatiohsplatt-
formen (Triestingtal, Wienerwald, Süd-
bahnachse, Steinfeld-Feuchte Ebene,

NAFES

Das Land Niederösterreich hat in Ko-
operation mit der Wirtschaftskammer
die Niederösterreichische Arbeitsge-
meinschaft zur Förderung des Einkaufs
in Stadtzentren (NAFES) gegründet, die
die Förderung von infrastrukturellen
Maßnahmen und Vorhaben, die nach-
haltig die Attraktivität von Ortskernen für
die Kunden erhöhen, zum Ziel hat.
Förderziele sind:
• die Verbesserung der Infrastruktur,
insbesondere Verbesserung der Er-
reichbarkeit der städtisch geprägten
Ortskerne und der Parkmöglichkeiten
• die Verbesserung des Branchenmix
• Aktivitäten zur Stärkung der Koopera-
tion der Betriebe in den städtisch ge-
prägten Ortskernen
• Werbemaßnahmen für das Einkäufen
in städtisch geprägten Ortskernen
• Umsetzungsmaßnahmen im Rahmen
eines Ortsmarketingkonzepts
Förderwerber können tragfähige Orga-
nisationsformen der Wirtschaft bzw. NÖ
Gemeinden sein.
Die NÖ Landesregierung hat im Jahr
2001 auf Grund einer positiven Förder-
empfehlung des Beirats der NÖ Arbeits-
gemeinschaft zur Förderung des Ein-
kaufs in Stadtzentren eine Förderung
von 12,1 Mio. S beschlossen, was ei-
nem Investitionsvolumen von 42,7
Mio. S entspricht, wobei 3,9 Mio. S aus
EFRE-Mitteln finanziert werden.
Leer stehende Geschäftslokale gehören
zu den größten Herausforderungen bei
der Attraktivierung von Ortskernen. Um
dieser problematischen Entwicklung
entgegenzuwirken, wurde in NÖ im
Rahmen von NAFES als Pilotprojekt das
NÖ Leerflächeninformationssystem LIS
ins Leben gerufen.
Im Mittelpunkt der Initiative steht eine öf-
fentliche Datenbank mit wichtigen Infor-
mationen zu kommunalen Standorten und
leer stehenden Geschäftsflächen. Die
Aufbereitung der aktuellen Leerflächen
im Internet ist als Unterstützung für Pro-
jektumsetzer und Immobilienmakler ge-
dacht. Sie können durch zielsichere Ab-
fragen von dieser Datenbank profitieren.
Gesammelt und gewartet wird das Daten-
material von Ansprechpartnern vor Ort.
Ähnlich den „Umweltbeauftragten" sol-
len „Ortskernbeauftragte" für ein allfälli-
ges Anliegen sensibilisiert werden und
sich nachhaltig um die Belebung der
Zentren bemühen.

EU-Regionalpolitik
Erfolgreicher Start der EU-
Programmperiode 2000-2006

Die „Geschäftsstelle des Landes Nie-
derösterreich für EU-Regionalpolitik“,
die 1994 eingerichtet wurde, hat für eine
effiziente Vorbereitung und Umsetzung
der EU-Regionalförderprogramme zu
sorgen und die hiefür notwendige Pla-
nungs-, Koordinierungs- und Öffentlich-
keitsarbeit zu leisten.
Niederösterreich partizipiert in der lau-
fenden Programmplanungsperiode
2000-2006 im Rahmen der EU-Struktur-
fonds an insgesamt 5 derartigen Förder-
programmen: Ziel 2 Niederösterreich
(wirtschaftliche und soziale Umstellung
der Gebiete mit Strukturproblemen),
INTERREG IIIA Österreich - Slowakei,
Österreich - Tschechische Republik und
Österreich - Ungarn (grenzübergreifen-
de Zusammenarbeit) und LEADER+ (in-
tegrierte kleinregionale Entwicklung im
ländlichen Raum). LEADER+ wird auf
Landesebene von der Abteilung Land-
wirtschaftsförderung verwaltet, die übri-
gen Programme von der Abteilung
Raumordnung und Regionalpolitik - Ge-
schäftsstelle des Landes NÖ für Regio-
nalpolitik.
Auf der Grundlage dieser 5 Programme
werden im Zeitraum 2000-2006 Projekte
durch die EU-Strukturfonds im Ausmaß
von 222,2 Mio. € mitfinanziert. Dadurch
wird voraussichtlich ein Investitionsvolu-
men von nahezu 1 Mrd. € in den geför-
derten Gebieten ausgelöst!
Die Erstellung der genannten regionalen
Entwicklungs- und Förderprogramme er-
folgte in der von der EU erwünschten
partizipatorisch-kooperativen Weise, un-
ter Einbindung der für die Regionalpolitik
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• Informationstätigkeit und Öffentlich-
keitsarbeit
Am 22. 11. 2001 besichtigte der für die
EU-Regionalpolitik zuständige EU-Kom-
missar Michel Barnier in Niederöster-
reich Modellprojekte, die im Rahmen
der EU-Zielprogramme gefördert wur-
den: Gesündheits- und Wellnesszen-
trum (W. Dungl) in Gars am Kamp und
das RIZ NÖ-Nord in Krems an der Do-
nau.
Mit Monitoringstand 4. Quartal 2001
wurden im Zuge des Ziel-2-Programms
NÖ 309 Projekte genehmigt, welche mit
54 Mio. € an öffentlichen Mitteln geför-
dert werden (darunter EU 30 Mio. €)
und mit Gesamtkosten/Investitionen von
166 Mio. € verbunden sind.

Fördermitteln (darunter 66 Mio. € Lan-
desmittel) zur Verfügung. Über die Maß-
nahmen, die damit realisiert werden sol-
len, wurde bereits in den Agenden/Akti-
vitäten 2000/2001 berichtet.
Die Umsetzung des Programmes erfolgt
in einem arbeitsteiligen System, in wel-
chem die „Verwaltungsbehörde" (Ge-
schäftsstelle des Landes NÖ für EU-Re-
gionalpolitik) die Gesamtkoordination
und die Öffentlichkeitsarbeit wahrnimmt.
Weitere maßgebliche Akteure sind die
„Zahlstelle" (Bundeskanzleramt/ERP-
Fonds: Monitoring und Auszahlung der
EU-Mittel), die Österreichische Raum-
ordnungskonferenz - ÖROK (Sekretariat
der Begleitausschüsse,
österreichweite Införmations- und Dis-
kussionsplattform), die „Maßnahmen-
verantwortlichen Förderstellen" (Projekt-
einreichung, -bewertung, -finanzierung
mit nationalen Mitteln) und die Regional-
managements (Beratung, Hilfestellung
bei der Generierung komplexerer Pro-
jekte). Ein eigener Steuerungsaus-
schuss, dem die genannten sowie eini-
ge weitere Institutionen angehören, soll
für eine möglichst effiziente und den re-
gionalpolitischen Zielsetzungen konfor-
me Verwirklichung des neuen Ziel-Z-
Programms sorgen.
Die arbeitsteilige administrative und fi-
nanzielle Umsetzung des Programms
wird durch eine eigene „Vereinbarung
zwischen dem Bund und den Ländern
gemäß Art. 15a B-VG über Regelungen
zur partnerschaftlichen Durchführung
der Regionalprogramme im Rahmen der
EU-Strukturfonds in der Periode
2001-2006" geregelt. Diese Art-15a-
Vereinbarung wurde am 17. 5. 2001
vom NÖ Landtag und am 21. 11. 2001
vom Nationalrat beschlossen und ist am
7. 12. 2001 in Kraft getreten (BGBl. I
147/2001 vom 21. 12. 2001).
Um eine ordnungsgemäße und effizien-
te Umsetzung des Programms zu ge-
währleisten, wurden von der EU-Ge-
schäftsstelle als „Verwaltungsbehörde"
u. a. folgende Arbeiten durchgeführt:
• Sitzung des Begleitausschusses (Or-
ganisation, Vorsitz)
• Sitzung des Steuerungsausschusses
(Organisation, Vorsitz)
• Teilnahme am Jahrestreffen Verwal-
tungsbehörden - Europäische Kommis-
sion zur Klärung technischer Fragen der
Programmabwicklung
• Mitwirkung beim Aufbau eines leis-
tungsfähigen Monitoring-Systems zur
laufenden Beobachtung des Förde-
rungsgeschehens
• Darstellung der Verwaltungs- und
Kontrollsysteme
• Ausarbeitung eines standardisierten
Förderungsvertrags
• Erstellung der Jahresberichte über
den Umsetzungserfolg im Jahr 2000
• Mitwirkung an obiger Art.-15a-Verein-
barung
• Beratung und Abwicklung einzelner
Ziel-2-Projekte

maßgeblichen Akteure. Dieser Pro-
gramm-Vorbereitungsprozess dauerte
von Ende 1998 bis zum 2. Quartal 2000.
Nach der Beschlussfassung durch die
NÖ Landesregierung und die Bundesre-
gierung wurden die einzelnen Pro-
grammplanungsdokumente bei der
Europäischen Kommission zur Genehmi-
gung eingereicht. Das aufwändige Ge-
nehmigungsverfahren für die 5 genann-
ten Programme wurde im Laufe des Jah-
res 2001 abgeschlossen und die Umset-
zung dieser Programme erfolgreich ge-
startet (Förderungsdaten siehe unten).

Abschluss der EU-
Programmperiode 1995-1999

Parallel zum Start der neuen EU-Regio-
nalprogramme 2000-2006 musste dafür
vorgesorgt werden, die beiden Pro-
gramme Ziel 2 und Ziel 5b Niederöster-
reich sowie die Gemeinschaftsinitiativen
INTERREG HA und LEADER II der vor-
angegangenen EU-Strukturfonds-Pro-
grammplanungsperiode 1995-1999 zu
einem erfolgreichen Abschluss zu brin-
gen. Die Ausfinanzierung der im Zeit-
raum 1995-1999 genehmigten EU-Pro-
jekte war nämlich noch bis Ende 2001
möglich. Alleine im Rahmen der beiden
regionalen Zielprogramme (Ziel 2 und
5b) konnten rd. 9.000 Projekte realisiert
und damit 6.200 neue Arbeitsplätze ge-
schaffen und weitere 31.600 Stellen in
bereits bestehenden Industrie-, Gewer-
be- und Tourismusbetrieben abgesi-
chert werden. Mit Hilfe von INTER-
REG HA konnten 174 Projekte verwirk-
licht werden, auf der Basis von LEA-
DER II 260 Projekte.

INTERREG

Die Gemeinschaftsinitiative INTERREG
ist das Programm zur Unterstützung der
grenzüberschreitenden, transnationalen
und interregionalen Zusammenarbeit in
Europa. Für Niederösterreich mit seiner
Grenze zu Tschechien und der Slowakei
sowie einem besonderen räumlichen
Naheverhältnis zu Ungarn ist INTER-
REG ein wesentliches Instrument zur ak-
tiven Vorbereitung der Region auf die
EU-Erweiterung.
Die drei gemeinsamen Programmdoku-
mente für INTERREG IIIA im Zeitraum
2000-2006 sind fast zwei Jahre nach
dem offiziellen Programmbeginn im
September 2001 von der Europäischen
Kommission genehmigt worden. Nach
der ersten Runde der bilateralen Be-
gleit- und Lenkungsausschüsse mit den
Partnern aus der Slowakei, aus Tsche-
chien und aus Ungarn sind bereits ins-
gesamt 48 Projekte in Angriff genom-
men worden. Diese Projekte wurden ge-
mäß den gemeinsamen Projektauswahl-
kriterien beschlossen und werden nun
gemeinsam in den unterschiedlichen
Prioritäten (P) des Programms INTER-
REG IIIA umgesetzt: Grenzüberschrei-
tende Wirtschaftskooperation (P1), Er-
reichbarkeit (P2), Grenzüberschreitende
Organisationsstrukturen und Netzwerke
(P3), Humanressourcen (P4), Nachhalti-
ge Raum- und Umweltentwicklung (P5).
Gemeinsam mit den Partnern werden
zur Zeit 19 Projekte in P1, 1 Projekt in
P2, 12 Projekte in P3, 6 Projekte in P4
und 10 Projekte in P5 realisiert. Durch
diese 48 Projekte sind 10 Mio. € von
insgesamt 27 Mio. € EFRE-Mittel (Euro-
päischer Fonds für Regionale Entwick-
lung) für die Periode 2000-2006 gebun-
den. Das ergibt ein Gesamtvolumen von
20 Mio. € (nationale und EFRE-Mittel),
die als Förderung für grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit seit Beginn der
laufenden Programmperiode eingesetzt
wurden und so zur Unterstützung der
niederösterreichischen Grenzregionen
beitragen. Mit den ’ bereits laufenden
Projekten hat das Land Niederösterreich

Ziel-2-Programm
Niederösterreich

Nach einem komplizierten, 11 Monate
währenden Genehmigungsverfahren
wurde das Einheitliche Programmpla-
nungsdokument (EPPD) für dieses EU-
Regionalprogramm schließlich am 16. 3.
2001 von der Europäischen Kommission
genehmigt, gleichzeitig mit weiteren 7
österreichischen Ziel-2-Programmen.
Die sogenannte „Ergänzung zur Pro-
grammplanung (EzP)“, welche eine De-
taillierung des Maßnahmen- und Finan-
zierungsplans enthält, wurde von der
EU-Geschäftsstelle in Zusammenarbeit
mit den beteiligten Förderstellen erstellt
und bei der 1. Sitzung des offiziellen
Begleitausschusses für dieses Pro-
gramm beschlossen. EPPD und EzP
wurden im August 2001 in Form von 2
Broschüren veröffentlicht und u. a. allen
in den Ziel-2- bzw. Übergangsgebieten
liegenden Gemeinden zugleitet.
Für das neue Ziel-2-Programm stehen
177 Mio. € an Mitteln aus dem Europäi-
schen Fonds für regionale Entwicklung
(EFRE) sowie 153 Mio. € an nationalen
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bereits einen hohen Ausschöpfungs-
grad der vorgesehenen Fördermittel er-
reicht.
Die Gesamtkoordination für INTERREG
liegt bei der Geschäftsstelle für EU-Re-
gionalpolitik. In Zukunft finden vier Len-
kungsausschüsse pro Jahr zur Projekt-
entscheidung statt, bei denen Projekt-
träger die Möglichkeit haben, neue Pro-
jekte genehmigen zu lassen.

Regionalpolitisches Reagieren
auf die Erweiterung der EU

Der bevorstehende EU-Beitritt der Mit-
tel- und Osteuropäischen Länder
(MOEL) hat für NÖ infolge seiner expo-
nierten geografischen Lage weitrei-
chende Auswirkungen. Dies betrifft v. a.
die Grenzregionen - mit Chancen und
Risken. Zur Stärkung der Grenzregionen
Niederösterreichs wurde 1998 ein eige-
nes „Fitnessprogramm für Niederöster-
reich“ ins Leben gerufen, dessen regio-
nale Impulsprojekte teilweise aus EU-
Strukturfondsmitteln, teilweise aus natio-
nalen Mitteln kofinanziert werden.
Zwecks Intensivierung der notwendigen
„Information und Kommunikation“ als ei-
ne der drei „Säulen“ dieses Fitnesspro-
gramms hat ab 1. 8. 2001 ein eigener
EU-Erweiterungsbeauftragter des Lan-
des NÖ (Dr. G. Silberbauer) seine Tätig-
keit aufgenommen.
Um die Struktur- und regionalpolitischen
Herausforderungen der EU-Erweiterung
besser bewältigen zu können, wurde
außerdem ein Positionspapier „Nieder-
österreich und die Erweiterung der EU“
erstellt und mit der Ausgabe von März
2001 auf aktuellen Stand gebracht.

LEADER II/LEADER+

Im Jahr 2001 wurde mit der Abrechnung
der letzten Projekte aus LEADER II die
Programmplanungsperiode 1995-1999
endgültig abgeschlossen. Wie aus den
Monitoringdaten hervorgeht, war LEA-
DER II sehr erfolgreich in der Initiierung
von innovativen Projekten im ländlichen
Raum, und es ist sogar geglückt, grenz-
übergreifende Projekte gemeinsam mit
Gruppen aus Spanien und Griechen-
land zu realisieren. Mit Hilfe von LEA-
DER+ sollen auch in dieser Programm-
planungsperiode im Rahmen bestimm-
ter Themenschwerpunkte innovative
Vorhaben im ländlichen Raum realisiert
und dabei die vorhandenen regionalen
Entwicklungspotentiale aktiviert werden.
Die kooperative Tätigkeit kleinregional
organisierter Aktionsgruppen bildet die
Voraussetzung für den Erfolg dieser Ini-
tiative. NÖ partizipiert am gesamtöster-
reichischen LEADER-Programm, das
am 26. 3. 2001 von der'EK genehmigt
wurde. In einem ersten bundesweiten
Auswahlverfahren wurden zunächst
10 LEADER-Gruppen bzw. -gebiete in-

nerhalb Niederösterreichs festgelegt,
weitere sollen in einem zweiten Schritt
im Frühjahr 2002 hinzu kommen. Finan-
zierungsstruktur (Niederösterreich-An-
teil): 17,4 Mio. € EAGFL-A, 17,4 Mio. €
nationale Mittel.

unter anderem Beiträge über das Jahr
der Freiwilligen, soziale Fragestellun-
gen, Wirtschaft, Bildung, Kultur und
Neue Medien im ländlichen Raum sowie
über Gestaltungsfragen veröffentlicht.

Plattform „Bildung und
Begegnung“

Auch im Jahr 2001 engagierte sich die
NÖ Dorferneuerung gemeinsam mit NÖ
Trägern der Erwachsenenbildung, wei-
teren Institutionen sowie externen Fach-
leuten stark in der Plattform „Bildung
und Begegnung“. Ziel der Initiative ist
eine Auseinandersetzung mit den elek-
tronischen „Neuen Medien“.
Diese Arbeit beinhaltet einen wichtigen
raumplanerischen Aspekt: durch neue
Kommunikationstechnologien stellt sich
der „Faktor Raum“ in Zukunft anders dar
als bisher: neben der Erreichbarkeit im
Öffentlichen Verkehr und im Individual-
verkehr wird die „Virtuelle Erreichbar-
keit“ (geprägt durch technische, finanzi-
elle, organisatorische Faktoren, aber
mindestens ebenso stark auch durch
Fertigkeiten der Menschen und der Be-
reitschaft, die neuen Technologien zu
nutzen) immer wichtiger.

Zusammenarbeit mit ähnlichen
Aktionen außerhalb
Niederösterreichs

Die NÖ Dorferneuerungsverantwortli-
chen stehen im Rahmen der „Österrei-
chischen Arbeitsgemeinschaft für Dorf-
erneuerung und Gemeindeentwicklung“
sowie der „Europäischen Arge Dorfer-
neuerung und Landentwicklung“ im re-
gelmäßigen Gedankenaustausch mit
ähnlich ausgerichteten Aktionen.
Die NÖ Dorferneuerung sieht es weiter-
hin als ihre Aufgabe an, Wissen an die
östlichen Nachbarländer weiterzuge-
ben. Die meisten Kontakte bestehen mit
Kollegen in der Tschechischen Republik.

Stadterneuerung
Im Dezember 1992 wurde die Landes-
aktion „Stadterneuerung in NÖ" ins Le-
ben gerufen; sie ist im NÖ Raumord-
nungsgesetz wie folgt verankert: „Das
Land hat die Gemeinden bei der Durch-
führung von Stadt- und Dorferneue-
rungsmaßnahmen, die auf Initiative und
unter Beteiligung der Bürger erfolgen,
zu unterstützen.“

Regionalmanagement

Die im Jahr 2000 begonnene erfolgrei-
che Neugestaltung der Struktur der Re-
gionalmanagements hat ihre positiven
Auswirkungen auch im Jahr 2001 ge-
zeigt. Die Arbeit konnte weiter profes-
sionalisiert werden, und auch die Be-
strebungen zur Vernetzung der NÖ Re-
gionalmanagements wurden fortge-
setzt. Darüber hinaus ist es gelungen,
eine österreichweite Zusammenarbeit
der Regionalmanagements zu konzipie-
ren. In Niederösterreich sind „flächen-
deckend“ 6 Regionalmanager in den
Regionen Waldviertel, Weinviertel, Indu-
strieviertel/Wiener Umland Süd, Most-
viertel/Niederösterreich Mitte tätig, die
impulsgebend bei der Ideenfindung für
Projekte in den Regionen wirken, die
Betreuung der Kleinregionen in wesent-
lichen Bereichen übernommen haben
und sich auch weiterhin dem Aufbau
der EUREGIOs widmen.

Dorferneuerung
Die NÖ Dorferneuerung wird auch im
siebzehnten Jahr ihres Bestandes von
zahlreichen Aktivisten im Ländlichen
Raum als geeignetes Instrument der Be-
lebung ihrer Heimatorte angesehen und
genutzt.

Eckdaten

Im Jahr 2001 fanden 4 Sitzungen des
„Forums“, des Koordinationsorgans der
NÖ Dorferneuerung, statt. Dabei wur-
den 30 Leitbilder sowie 4 Dorferneue-
rungspläne als Basis für die weitere Ar-
beit in den Orten anerkannt. Diese Ar-
beit wurde bei „Viertelstagen“ in den
Regionen vorbereitet.
Im Jahr 2001 wurden € 1,633.377,40
(S 22,475.763,-) an Förderungsmitteln
für örtliche Projekte genehmigt. Die Kofi-
nanzierung durch den EAGFL-Fonds
der Europäischen Union vergrößerte
den Aktionsradius der NÖ Dorferneue-
rung, die strengen Auflagen der EU er-
höhten aber den Administrations- und
Kontrollaufwand.

Broschüre „Leben in Stadt und
Land“

Im Jahr 2001 erschienen drei Ausgaben
der Schriftenreihe „Leben in Stadt und
Land“ im Vierfarbendruck in einer Aufla-
ge von etwa 40.000 Stück. Es wurden

Entwicklung von innen

Die Bürger in den Städten Niederöster-
reichs sollen befähigt werden, ihre Pro-
bleme selbst in. den Griff zu bekommen
und ihre Bedürfnisse zu artikulieren. Da-
zu werden in Städten Stadterneuerungs-
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Broschüre „Leben in Stadt
& Land“

Um regeimäß-g über die Entwicklung
der Stadterneuerung in Niederöster-
reich berichten zu können und um ein
Drskussiorsforum für die Anliegen der
Stadterneuerung zu bieten, erscheint
vierteljährlich die gemeinsame Broschü-
re der NÖ Dor! und Stadterneuerung,
„Leben in Stadt und Land' in einer Auf-
lage von ca 40 000 Stück bei der die
Lanoeskoordmierungssteüe die Redak-
tionsleitung innehat

Leitfaden zur Gestaltung von
Orientierungssystemen

Die Stadterneuerung erarbeitete mit al-
len damit bet'auten Landesdienststellen
unter Federführung der NÖ Verkehrsbe-
ratung einen Leitfaden zur Gestaltung
von Önentierungssystemen im Ortsge-
biet Darrvt soll eine bessere Orientie-
rung für den Bürger erreicht und der
mancherorts anzutreffende .Schilder-
wald" gründlich durchforstet werden

Noch mehr Service durch
neue Homepage
Auch die Stadterneuerung ist auf der
neuen Homepage des Landes NÖ. die
noch mehr auf die Bedürfnisse des Be-
nutzers ausgerichtet ist, mit vielen Infor-
mationen vertreten Die Aktion wird vor-
gestellt. die Ziele erklärt, die Städte mit
ihren Ansprechpartnern und Projekten
dargestellt Checklisten und Formulare
können rund um die Uhr heruntergela-
den und die Broschüre online bestellt
werden Dadurch wird eine ständig ak-
tuelle Information aller Beteiligten er-
reicht

NÖ Statistik
Schwerpunkte 2001

Die NÖ Statistik ist eine Servicestelle,
deren Ziel die rasche Beantwortung von
Anfragen über statistische Daten des
Landes Niederösterreich ist In An-
spruch genommen wird dieses Service
von Abteilungen des Landes, von Lan-
desburgerinnen. aber auch von Unter-
nehmen aus dem Wissenschafts- und
Marketingbereich Einen Überblick der
Datenvielfalt zeigt der 25 Jahrgang des
statistischen Handbuches des Landes
Niederösterreich der im Herbst des Vor-
jahres herausgegeben wurde Neben
der Übermittlung von Daten wurden in
Zusammenarbeit mit anderen Abteilun-
gen auch eigene Erhebungen und Aus-
arbeitungen durchgeführt

Ausa rbe i t ungen
Gemeinsam mit der Abteilung Umwelt-
wirtschaft und Raumordnungsförderung
wurde der Abfallwirtschaftsbericht 2000

diatheken Jugendeinrichtungen und
Kultur, über öffentlichen Freiraum und
Verkehr bis hin zu Wirtscfa*t, Burgerser
vicestellen und Sozialeinrichtungen
Insgesamt wurden seit 1993 mit 147
Mio. S (10 68 Mio €) F örderurgsmittei
Investitionen in der Höhe von 697 Mio. S
(50.65 Mio €) ausgelöst, das entspricht
einem Multiplikatoreffekt von 4.7 bezo
gen auf die Fö'dersurnme

Schwerpunkt Innenstadt
In den Stadterneuerungsstädten arbei-
tet die Stadterneuerung bereits seit Jah
ren sehr intensiv m<t der Wirtschaft zu-
sammen So wurden schon in mehreren
Städten „City Marketing- Konzepte* mit
den Wirtschaftstreibenueri erstellt und
darauf aufbauend konkrete wirtschafts-
fördernde Maßnahmen durcbgefuhrt
Die L andeskoordmierungsstelle für
Stadterneuerung ist auch maßgeblich m
der Niederösterreichischen Arbeitsge
meinschaft zur Förderung des Einkaufs
in Stadtzentren tätig, wo das land NÖ
und die Wirtschaftskammer NÖ gemein
sam initiativ werden Um die Attraktivität
der Stadtzentren zu erhöhen, wurde un
ter http 1,'WNW leerflaechen at eine öf-
fentliche Datenbank mit Informationen
zu leer stehenden Flächen geschaffen,
die bereits über die Landesgrenzen hin-
aus großes Interesse hervorgerufen hat.

Evaluierung und
Weiterentwicklung der Aktion
Aut Grund der Ergebnisse einer im Jah-
•e 1999 in den an der Aktion beteiligten
Städten durchgeführten Evaluierung
und der Erfahrungen der letzten Jahre
wurde ein Strategiepapier der Stadter
neuerung erstellt, das den Weg der
Stadferneuerung für die kommenden
Jahre weiterentwickelt Demzufolge wer-
den in den nächsten Jahren die Schwer-
punkte der Stadterneuerung im Bereich
Jugend, neue Kommumkationstechno-
logien, Kunst und Kultur hegen

Informationsnetzwerk -
www.rin.at

Es wurde eine Initiative ins l eben geru-
fen. die Kleinstädte und Gemeinden in
Niederösterreich. Tschechien, der Slo-
wakei und Ungarn einander näher brin-
gen soll Das Informat.onsnetzwerk RIN
(Regionale Zentren im Netz) unterstützt
Entscheidungsträger aus Politik und
Verwaltung in kommunalpolitischen Be-
langen Mehrsprachige Internetdaten-
banken. Seminare, Kongresse und per-
sönliche Beratung ermöglichen Erfah-
rungsaustausch. Diskussion und Weiter-
bildung in kommunalen Fragen, von der
Abfallentsorgung bis zur Standortsiche
rung Diese Dienstleistungen werden
permanent betreut und allen Interessier-
ten im Internet kostenlos zur Verfügung
gestellt

büros eingerichtet die mit den zuständi
gen Betreuern Hit*e zur Selbstn/’e an-
bieten und d'e Burger pestmög ch un
terstützen Diese Büros sind B ndegbed
zwischen Burgern. Stadtverwaltung und
Landesstelle
Die Landeskoordin.erungsste'le für Stadt
erneuerung ihrerseits gibt die Rahmen-
bedingungen vor und dient als Vergabe-
und Kontrollstelle für Förderungen und als
Koordimerungsstelle für die einzelnen
Stadterneuerungsburos Weilers ist die
Landesstelle maßnahmenverantworthche
F örderstelle für Förderungen des Europa-
schen F onds für regionale Entwicklung

Stadterneuerungskonzepte
AugenrnerK wird aut eine Stadterneue-
rung aus ganzheitlicher Sicht ge'egt So
werden in den Städten entsprechend
den spezifischen Problemlagen ge-
meinsam mit den Bürgern Erneuerungs
konzepte erarbeitet und die Leitbilder
für die zukünftige Entwicklung der Stadt
vom Gemeinderat beschlossen

40 Prozent aller NÖ Städte im
Programm Stadterneuerung
Viele Städte Niederösterreichs meiden
laufend Interesse an an der Aktion teil-
zunehmen Im Jahr 2001 waren 29 Städ-
te bei der Aktion Stadterneuerung in
Niederösterreich. 16 Städte in der Inten
sivphase und 13 Städte m der Nachbe
treuungsphase tätig Das bedeutet,
dass bereits ober 40 Prozent aller NÖ
Städte an der Aktion beteiligt sind Viele
weJere Bewerbungen zur Neuaufnahme
für das Jahr 2002 zeigen das große In-
teresse der Städte an der Aktion

Förderung durch die
Europäische Union
Im Herbst 1997 ist es der Stadterneue-
rung in Niederösterreich erstmals gelun-
gen. Kofmanzierjngsmittel von der
Europäischen Union zu lukrieren. Diese
Mittel werden vom Europäischen Fonds
für regionale Entwicklung (EFRE) zur
Verfügung gestellt. Im neuen Einheitli-
chen Programmplanungsdokument für
die Periode 2000-2006 ist die Stadter
neuerung von Anfang an als förderfä-
hige Maßnahme angeführt Durch die
endlich erfolgten Beschlüsse der EU
konnte nun im Jahr 2001 eine Kofinan-
zierung der Landesförderungen erfol
gen Die Aufarbeitung aller EU Förde-
rungen der letzten eineinhalb Jahre und
die Durchführung des dazu notwendi-
gen Monitorings führte jedoch zu einer
großen zusätzlichen Arbeitsbelastung
der Landeskoordmierungsstelle

Investitionen
In den letzten Jahren wurde intensiv an
der Umsetzung von Projekten gearbei-
tet deren Inhalte reichen von Multime-
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ausgearbeitet. Die NÖ Statistik führte
die Erstellung der Fragebögen sowie
die Erfassung und Kontrolle der Abfall-
wirtschaftsdaten durch. Nach Prüfung
auf Plausibilität wurden die Daten in
Form von Tabellen und Grafiken der
Fachabteilung zur Verfügung gestellt.
Für die Erhebung der Abfallmengen des
Jahres 2001 wurde der Fragebogen ge-
meinsam mit der Abteilung Umweltwirt-
schaft und Raumordnungsförderung
und den Regionalsprechern der Abfall-
wirtschaftsverbände aktualisiert, und
nach Erstellung an die Verbände und
Gemeinden weitergeleitet.

Die ab der zweiten Hälfte des Jahres 2001
vorliegenden, vorläufigen Ergebnisse der
Volkszählung waren bisher bereits Ge-
genstand zahlreicher Anfragen.
Ein weiteres, wichtiges Projekt war die
Realisierung der Meldung der Rech-
nungsabschlüsse der Gemeinden in
elektronischer Form. Von 573 Gemein-
den konnten bereits 552 Rechnungsab-
schlüsse elektronisch weiterverarbeitet
werden. Besonderen Aufwand bei die-
sem Projekt erforderte die Kontrolle der
elektronisch eingelangten Meldungen
und die Korrektur in Zusammenarbeit
mit den Gemeinden.
Im Bereich des Mikrozensus (vierteljähr-
liche Stichprobenerhebung) verfügt Nie-
derösterreich mit rund 4.500 Stichpro-
benadressen über die höchste Anzahl
an Adressen aller Bundesländer. Betreut
werden diese Adressen von 148 Inter-
viewern, die in 183 Sprengeln tätig sind.
Die Interviewer leiten jährlich rund
50.000 Erhebungsblätter an die NÖ Sta-
tistik weiter, die dort auf Vollzähligkeit
und inhaltliche Vollständigkeit überprüft
und an die Statistik Austria zur Auswer-
tung abgefertigt werden. Im Rahmen
der Mikrozensuserhebung werden auch
Sonderprogramme wie z. B. eine Ar-
beitskräfteerhebung durchgeführt. Um
die durch Rücktritte vakant gewordenen
Sprengel neu zu besetzen, mussten ent-
sprechende Interviewer angeworben
und eingeschult werden. Zusätzlich
wurde für alle Interviewer die vorge-
schriebene zweijährige Wiederholungs-
schulung durchgeführt.
Im Rahmen der für den Bund durchzu-
führenden Aufgaben erfolgten die Erhe-
bungen zur Jagd- und Schlachtungs-
statistik sowie verschiedene andere
agrarstatistische Erhebungen. Die Erhe-
bung über den Energieverbrauch in der
Landesverwaltung konnte durch Ver-
besserung der Abläufe wesentlich ver-
einfacht werden.
Die Zählblätter der Wohnbaustatistik so-
wie die Baufortschrittsmeldungen wur-
den von den Gemeinden übernommen
und nach Überprüfung an die Statistik
Austria weitergeleitet. Hier ist zu bemer-
ken, dass die herausgegebenen Erhe-
bungsblätter einen enormen Zeitauf-
wand bei Kontrollen bzw. Rückfragen in
den Gemeinden verursachten.
Mit Stichtag 1.1. 2001 erfolgte für die
Statistik Austria auch die Einwohnerer-
hebung nach Staatsbürgerschaft bei
den Gemeinden.
Wie bisher wurden auch im Jahr 2001
die Interessen des Landes Niederöster-
reich auf dem Gebiet der Statistik bei
den Bundesdienststellen insbesondere
aber bei der Statistik Austria wahrge-
nommen. Gremien dafür waren die ein-
zelnen Fachbeiräte und die statistische
Zentralkommission. Der Erfahrungsaus-
tausch und die Zusammenarbeit mit
den statistischen Diensten der anderen
Bundesländer wurde intensiviert. Bei
einem Treffen der Landesstatistiker

wurden die Möglichkeiten der Zusam-
menarbeit mit der Statistik Austria be-
sprochen und gemeinsam erste Schrit-
te zur Verbesserung der Kooperation
festgelegt.

Ziele 2002

Da der Bedarf an Information ständig
steigt, bildet die laufende Aufbereitung
und Aktualisierung der zur Verfügung
stehenden Rohdaten einen zentralen
Aspekt in der Tätigkeit der NÖ Statistik.
Einen wesentlichen Anteil bei der Da-
tenaufbereitung werden im Jahr 2002
die vorhandenen Ergebnisse der vorjäh-
rigen Großzählung beanspruchen. Auf
Grund dieser Ergebnisse kann eine ver-
mehrte Anfragetätigkeit als sicher ange-
nommen werden. Weiters wird das Sta-
tistische Handbuch grundsätzlich über-
arbeitet und den erforderlichen Gege-
benheiten angepasst. Auch sind die be-
stehenden gesetzlichen Verpflichtungen
gegenüber dem Bund und der Statistik
Austria zu erfüllen. Ein neuer Schwer-
punkt im Jahr 2002 wird in Zusammen-
arbeit mit der Abteilung Raumordnung
und Regionalpolitik die Erstellung eines
neuen Landesentwicklungskonzeptes
sein. Ein weiterer Fixpunkt ist die Aufbe-
reitung und statistische Auswertung des
Abfallwirtschaftsberichts 2001. Da dem
Medium Internet immer größere Bedeu-
tung zukommt, werden die Beiträge der
NÖ Statistik auf der Homepage des
Landes Niederösterreich im Rahmen
der vorhandenen Möglichkeiten weiter
ausgebaut, um schnellstmöglich die In-
formationen der Großzählung 2001 zur
Verfügung zu stellen.
Für die Statistik der Gemeindefinanzen
kommt es 2002 nach der Testphase des
Vorjahres zur endgültigen Neuordnung.
Gemeinsam mit der Technischen Uni-
versität Wien werden die im Vorjahr fest-
gestellten formalen und inhaltlichen
Fehler in Zusammenarbeit mit dem Ge-
meindereferat, den Gemeinden und den
Software-Herstellern berichtigt, so dass
eine klaglose Übermittlung der Daten
auf elektronischem Wege gegeben ist.

Anf ragen

Auf Anforderung von Landes- und Bun-
desdienststellen, Einrichtungen der
Wirtschaft sowie Personen aus dem
Wissenschaftsbereich wurden zahlrei-
che statistische Ausarbeitungen durch-
geführt, deren Ergebnis in Tabellen und
Grafiken zur Verfügung gestellt wurde.
Aber auch vielen interessierten Nieder-
österreicherinnen konnte durch Aus-
kunft und Auswertung statistischer Da-
ten geholfen werden. Ein kontinuierli-
cher Anstieg wurde sowohl bei Anzahl
als auch beim Umfang der Anfragen
auch heuer wieder festgestellt.

S ta t is t i sches Handbuch

Im 25. Jahrgang des Statistischen
Handbuches wurden die Tabellen und
Kapitel inhaltlich überarbeitet und ak-
tualisiert. Anlässlich des 25. Jahrgan-
ges wurde auch ein Beitrag über die
Entwicklung Niederösterreichs in den
letzten 30 Jahren verfasst. An dieser Pu-
blikation, die auch als CD-Rom zur Ver-
fügung steht, herrscht, wie jedes Jahr,
reges Interesse. Innerhalb der Landes-
verwaltung ist das Handbuch über das
Intranet verfügbar

Zusammenarbe i t  mit der
STATISTIK AUSTRIA

Schwerpunkt der Zusammenarbeit mit
der Statistik Austria war in diesem Jahr
die Durchführung der Großzählung
2001 (Volkszählung, Gebäude- und
Wohnungszählung, Arbeitsstättenzäh-
lung). Besonderes Augenmerk wurde
seitens der NÖ Landesstatistik auf die
Unterstützung und Beratung von Ge-
meinden und Bürgerinnen gelegt. Ein
großes Problem war die Frage des
Hauptwohnsitzes, da parallel zur Groß-
zählung auch eine Bereinigung der lo-
kalen Melderegister durchgeführt wur-
de. Es wurde damit die Basis für das
Zentrale Melderegister geschaffen, wel-
ches im Jahr 2002 zur Verfügung stehen
wird und Grundlage für die in Zukunft
durchzuführende Registerzählung ist.
Im Rahmen der Gebäude- und Woh-
nungszählung erfolgte auch eine Aktua-
lisierung der Gebäuderegister.

Planungsgemeinschaft
Ost (PGO)

Die Planungsgemeinschaft Ost (PGO)
wurde am 13. April 1978 gemäß Art.15a
B-VG als gemeinsames Organ zur Vor-
bereitung und Koordinierung raumrele-
vanter Aktivitäten in den Ländern Bur-
genland, Niederösterreich und Wien ge-
gründet. Der Leiter der Abteilung Raum-
ordnung und Regionalpolitik ist Mitglied
der Geschäftsstelle der PGO. Seit Be-
stehen der PGO sind Bedienstete des
Landes Niederösterreich, Abteilung
Raumordnung uncl Regionalpolitik, im
Büro der Geschäftsstelle der PGO in
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die Landschaftsräume Schwechat - Lie-
sing und Fischa
• Vorbereitung des Interreg-IIIA-Pro-
gramms „JORDES" (Joint Regional Deve-
lopment Strategy for the Vienna/Bratisla-
va/Györ Region)

Öffentlichkeitsarbeit
Raumordnung und
Regionalpolitik

Örtliche und Überörtliche Raumord-
nung, EU-Regionalpolitik in Niederöster-
reich, Statistik, Dorf- und Stadterneue-
rung
• Redaktion der vierteljährlich erschei-
nenden Zeitschrift „Raum & Ordnung"
• Folienerstellung für Mitarbeiter der
Abteilung Raumordnung und Regional-
politik
• Pressebetreuung der Abteilung
Raumordnung und Regionalpolitik
• Einsatz der Eigenmedien („Raum &
Ordnung“, DOERN/STERN - Zeitung,
Teletext, Landeskorrespondenz, NÖ
Perspektiven, Internet)
• Statistisches Handbuch: Vorwort, Be-
gleitschreiben und Veröffentlichungs-PR
• Organisation diverser größerer und
kleinerer Veranstaltungen und Präsenta-
tionen sowie von Pressegesprächen im
Bereich Raumordnung und Regionalpo-
litik
• Abfassung diverser Vorwörter oder
Redetexte für LR Mag. Sobotka
• Inhaltliche Mitarbeit und Redaktion di-
verser Arbeitsunterlagen im Bereich
Raumordnung und EU-Regionalpolitik
• Inhaltliche Mitarbeit, Lektorat und Zu-
sammenstellung für Informationsbro-
schüren zur Kleinregionalen Zusam-
menarbeit
• Konzeption und Erstellung des Vi-
deos „Kooperation statt Konkurrenz“ für
das Infopaket zur Kleinregionalen Zu-
sammenarbeit
• Endredaktion des Ziel-2-Leitfadens
zur Projekteinreichung
• Endredaktion und Publikation der
Programmplanungsdokumente für Ziel 2
• Inhaltliche Wartung der Internet-Ein-
träge für INTERREG, LEADER und Ziel 2
sowie für die Zeitschrift „Raum & Ord-
nung“
• Hilfestellung für diverse Aktivitäten
der Regionalmanager
• Mitarbeit am neuen Corporate Design
bzw. der neuen Publikationslinie der
PGO
• Wahrnehmung der Auskunftsfunktion
gegenüber Medienvertretern für den
Raumordnungsbereich

Wien gemeinsam mit Bediensteten des
Landes Burgenland und Wien als stän-
dige Mitarbeiter tätig. Im Jahr 2001 hat-
te Wien in allen Organen der PGO (Be-
schlussorgan, Koordinierungsorgan,
Geschäftsstelle) turnusmäßig den Vor-
sitz.
Zu den wesentlichen Aufgaben der
PGO zählen die Koordination raumrele-
vanter Planungen innerhalb der Länder-
region Ost, die Betreuung von Auftrags-
arbeiten und Studien, die im gemeinsa-
men Interesse liegen, und die Vertre-
tung gemeinsamer Interessen gegen-
über Dritten.
Folgende Themenbereiche waren im
Berichtszeitraum 2001 Schwerpunkte
der Zusammenarbeit:
• Nordostumfahrung Wien (B 305).Tras-
senuntersuchung nach den Gesichts-
punkten Verkehr, Donau- und Lobau-
querung, Raumplanung und Land-
schaftsplanung. Gesamtkonzept mit
Empfehlung einer Ausbaustrategie (ein-
schließlich Kostenschätzung)
• Korridoruntersuchungen Ostregion.
Weiterführung und Vertiefung der GSD-
Studie des BMVIT in Form einer ver-
kehrsträgerübergreifenden Betrachtung
der Korridore Spange Kittsee (B 307),
Brünner Korridor (A 5), Nordostumfah-
rung Wien (B 305/B 301), Marchfeldkor-
ridor (B 8) und Neusiedler-See-Korridor
(B50)
• Unterstützung der Umsetzung der
Radroute Wien - Neusiedler See (Haupt-
route 2 aus dem Konzept „Erlebnisrad-
routen Wien - Donauraum - Neusiedler
See") unter Einbindung der betroffenen
Gemeinden in Niederösterreich und Bur-
genland sowie des 11. Wiener Gemein-
debezirks
• Machbarkeitsstudie „Möglichkeiten
der Einrichtung von Fahrstreifen für
mehrfach besetzte Kraftfahrzeuge
(mbk-Streifen)" in ausgewählten Ab-
schnitten des hochrangigen Straßennet-
zes im Wien-Umland-Raum. Empfehlun-
gen für Maßnahmen
• Mischsysteme im schienengebunde-
nen ÖPNV Wien-Umland. Untersuchung
der Möglichkeiten für Verknüpfungen
und Einbindungen des regionalen
Schienennetzes in das städtische
Schienennetz
• Verkehrskonzept westlicher Wiener-
wald für die Gemeinden des Gerichts-
bezirks Purkersdorf und die angrenzen-
den Teile der Wiener Bezirke 13 und 14
• Planungsverfahren „Aktionsprogramm
Raum Simmering - Schwechat" Entwick-
lungskonzept für die Flughafenachse
Wien - NÖ mit Umsetzungsprojekten für
interkommunale Betriebsansiedlung und

Finanzwesen
Durch die notwendigen Einsparungen
verschoben sich in der Verwendung der
verfügbaren Finanzmittel die Gewichte.
So wurden für jene Bereiche, in denen
die Inanspruchnahme von EU-Förde-
rungsmitteln nationale Kofinänzierungs-
mittel des Landes bedingt, Finanzmittel
in voller Höhe zur Verfügung gestellt.
Die der Gruppe Raumordnung und Um-
welt zur Verfügung stehenden Finanz-
mittel wurden u. a. folgendermaßen ver-
wendet:
• Förderungen im Rahmen der EU-
Strukturfondsprogramme und Gemein-
schaftsinitiativen
• Förderungen und Zuwendungen an
Gemeinden und Einrichtungen, die auf
dem Gebiet der regionalen Entwicklung
tätig sind
• Ausgaben für den Zukauf von Leis-
tungen
• Förderung von Gemeinden für die
Neuerstellung örtlicher Raumordnungs-
programme und Bebauungspläne
• Baurechtsaktion des Landes Nieder-
österreich
• Raumordnungsmaßnahmen, Subven-
tionen an Gemeinden zur Bewältigung
von anstehenden Problemen der Raum-
ordnung; Grunderwerb
• Zentrale und regionale Einrichtungen
sowie zentralörtliche und regionale Maß-
nahmen
• Beiträge zu Verein „Niederösterreich
- Wien, gemeinsame Erholungsräume“,
Planungsgemeinschaft Ost, Betriebsge-
sellschaft Marchfeldkanal, AVN, Koordi-
nierungsstelle für Umweltschutz, Abfall-
wirtschaftsverbund
• Regionalmanagements (Waldviertel,
Weinviertel, Mostviertel, Industrieviertel,
Wien-Umland), Förderungen
• Dorf- und Stadterneuerung, Förde-
rung und Sachausgaben
• Förderungen im Bereich Umwelt-
schutz, Tierschutz und Naturschutz
• Beiträge zu Nationalparks
• Förderungen im Rahmen des Abfall-
wirtschaftsgesetzes
• Förderung der Ökologischen Be-
triebsberatung sowie der betrieblichen
Umweltförderung
• Förderung zur Erhöhung der Straßen-
verkehrssicherheit
• Unterstützung der Verkehrsverbünde
und des Nahverkehrs
• Förderung im Rahmen des NÖ Lärm-
schutzprogramms
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Abteilung Umweltwirtschaft und Raumordnungsförderung

Abfallwirtschaftskonzeptes (NÖ AWK
2000) wurde in der Sitzung der NÖ Lan-
desregierung vom 5. September 2000.be-
schlossen und darauf hin veröffentlicht.
Darin werden die Ziele und Maßnahmen
der NÖ Abfallwirtschaft und deren Ab-
weichungen vom vorhergehenden Kon-
zept (NÖ AWK 1992) festgeschrieben.
Die wichtigsten Handlungsräume dar-
aus sind:

Die O rgan i sa t i on  der
Ab fa l lw i r t s cha f t
Im Bereich der Organisation der Abfall-
wirtschaft werden folgende Ziele ver-
folgt:
• Einbindung von Nichtverbandsge-
meinden in die bestehenden Abfallwirt-
schaftsverbände
• Angleichung der Organisationsstruk-
tur und der Aufgabengebiete der Ver-
bände
• Abstimmung der Aufgabengebiete
der bestehenden Institutionen zur ope-
rativen Umsetzung- der Abfallbehand-
lung

Die Ab fa l l ve rme idung
Zur Verwirklichung der Ziele der Abfall-
vermeidung, insbesondere zur Reduzie-
rung bzw. Stabilisierung des Restabfall-
aufkommens, sind Maßnahmen in fol-
genden Bereichen geplant:
• Öffentlichkeitsarbeit und Bewusst-
seinsbildung
• Fördermaßnahmen (finanzielle Förde-
rungen der öffentlichen Hand)
• Legistische Maßnahmen

Die Ab fa l l ve rwe r tung
Nach den Grundsätzen des Abfallwirt-
schaftsgesetzes AWG (BGBl. Nr. 325/
1990 i. d. g. F.) sind
• Abfallmengen und deren Schadstoff-
gehalt so gering wie möglich zu halten
(Abfallvermeidung),
• Abfälle stofflich oder thermisch zu
verwerten, soweit dies ökologisch vor-
teilhaft und technisch möglich ist. Die
dabei entstehenden Kosten dürfen im
Vergleich zu anderen Verfahren der Ab-
fallbehandlung nicht unverhältnismäßig
hoch sein und ein Markt für die gewon-
nenen Stoffe oder die gewonnene Ener-
gie muss vorhanden sein oder geschaf-
fen werden (Abfallverwertung).
• Nicht verwertbare Abfälle sind je
nach ihrer Beschaffenheit durch biologi-
sche, thermische oder chemisch-physi-
kalische Verfahren zu behandeln. Feste
Rückstände sind möglichst reaktions-
arm und konditioniert geordnet abzula-
gern (Abfallentsorgung).

Die Ab fa l l behand lung /
-en t so rgung
Gemäß Deponieverordnung (BGBl.
Nr. 164/1996) und AWG sind spätestens
ab dem 1. Jänner 2004 die Abfälle vor

Laut Geschäftseinteilung des Amtes der
NÖ Landesregierung werden der Abtei-
lung Umweltwirtschaft und Raumord-
nungsförderung nachstehende Aufga-
ben zugeordnet:
• Wirtschaftliche Angelegenheiten des
Umweltschutzes, soweit diese Angele-
genheiten nicht einer anderen Abteilung
zugewiesen sind
• Koordination der Angelegenheiten
des Umweltschutzes
• Angelegenheiten der Abfallwirtschaft,
ausgenommen die rechtlichen Angele-
genheiten sowie die Amtssachverstän-
digentätigkeit
• Rechtliche Angelegenheiten des NÖ
Marchfeldkanalgesetzes
• Angelegenheiten der NÖ Umwelt-
schutzanstalt
• Förderung von Raumordnungsmaß-
nahmen, soweit diese Angelegenheiten
nicht einer anderen Abteilung zugewie-
sen sind
• Grunderwerb
• Baurechtsaktion des Landes NÖ
• Verwaltung von Anteilen des Landes
an Gesellschaften, die dem Umwelt-
schutz dienen

deren Deponierung jedenfalls vorzube-
handeln, so dass deren Anteil an orga-
nischem Kohlenstoff weniger als 5 Mas-
seprozent (% TS) beträgt oder der obe-
re Heizwert von 6.000 kJ/kg TS unter-
schritten wird. In diesem Zusammen-
hang hatte der NÖ Landtag bereits am
24. Februar 1994 einstimmig folgenden
Beschluss gefasst: „Die NÖ Landesre-
gierung wird aufgefordert, Maßnahmen
zu treffen, um eine vorbereitende Be-
handlung von Abfällen (Altlasten und
Restmüll) vor der Deponierung zu er-
möglichen. Insbesondere mögen dabei
mechanisch-biologische und thermi-
sche Behandlungsmethoden angewen-
det werden. Gleichzeitig soll ein Anfor-
derungsprofil für die Errichtung und den
Betrieb von diesen Behandlungsanla-
gen erstellt werden."
Das Ergebnis der auf Grund des Land-
tagsbeschlusses erstellten Machbar-
keitsstudie wurde seitens des NÖ Landta-
ges am 18. Mai 1995 zur Kenntnis genom-
men: „Die beste Variante - aus ökologi-
scher und ökonomischer Sicht - ist die
thermische Behandlung der Abfälle.“
Am 26. Juni 1996 wurde die NÖ BAWU
GesmbH (NÖ Beteiligungsgesellschaft
für Abfallwirtschaft und Umweltschutz)
gegründet. 19 von 23 NÖ Abfallwirt-
schaftsverbänden und die Stadt Krems
sind Mitglieder dieser Gesellschaft, de-
ren Hauptaufgabe die Umsetzung der
gesetzeskonformen Restabfallbehand-
lung für ihre Gesellschafter ist. In der
Generalversammlung wurde beschlos-
sen, die thermische Restmüllbehand-
lung bis zum Jahre 2004 umzusetzen.
Diese Restmüllbehandlung wurde ge-
mäß geltender Vergabegesetze ausge-
schrieben.
Das Vergabeverfahren wurde im Jahr
2001 abgeschlossen und der Auftrag an
die Abfallverwertung Niederösterreich
GesmbH, kurz AVN, vergeben.
Bei der Ermittlung und Umsetzung der
Grundlagen für die zukünftige Restmüll-
behandlung in Niederösterreich haben
Vertreter der Abteilung Umweltwirtschaft
und Raumordnungsförderung laufend
mitgearbeitet.
Für die Novellierung des Bundes-AWG
(geplantes Gesetzesvorhaben für 2002)
wurden inhaltliche Stellungnahmen ab-
gegeben.

NÖ Abfallwirtschaftsbericht
2000

Auf Grund der Bestimmungen des NÖ
Abfallwirtschaftsgesetzes 1992 wurden
die Abfallwirtschaftsberichte der Ge-
meinden ausgewertet. Der Bericht er-
schien, wie im Gesetz vorgesehen, im
Folgejahr. Er beschreibt die abfallwirt-
schaftliche Situation im Berichtsjahr
2000, vor allem im Bereich der getrenn-

Umwelt-Schwerpunkte
Umwelt-Landesrat Mag. Wolfgang So-
botka: „Die nachhaltige Sicherung und
der Schutz unserer Um- und Mitwelt ist
neben der Absicherung unserer wirt-
schaftlichen und sozialen Stabilität die
wichtigste Komponente für ein zukunftssi-
cheres Niederösterreich. Umweltschutz
und Umweltpolitik darf jedoch nicht de-
fensiv verstanden werden. Die Zeit von
Verboten, Verzichtsappellen und Kata-
strophenszenarien ist im Wesentlichen
vorbei. Es geht darum, die Konsequen-
zen zu ziehen: Ziel ist ein ökologischer Le-
bensstil - der von uns .gelebt' wird - der
alle Bereiche durchdringt und nicht nur
die Verwirklichung von .Reservaten'. Wir
wollen eine neue Werthaltung schaffen!
Die NÖ Umweltpolitik muss an der Rea-
lisierung der Rahmenbedingungen zur
Erreichung dieser .nachhaltigen Le-
bensqualität' arbeiten."
Als konkrete Umsetzungsmaßnahmewur-
de ein Projektfahrplan erstellt und am 3.
Dezember 2001 aktualisiert und der Ab-
teilung Umweltwirtschaft und Raumord-
nungsförderung die Koordinierung- bzw.
Projektmanagementfunktion für nachste-
hende Projekte (teilweise in Zusammen-
arbeit mit anderen Abteilungen und dem
NÖ Abfallwirtschaftsverein/den NÖ Ab-
fallwirtschaftsverbänden) zugeteilt.

NÖ Abfallwirtschaftskonzept

Das gemäß § 4 NÖ Abfallwirtschaftsge-
setz erstellte Konzept’ist alle drei Jahre
fortzuschreiben. Die Fortschreibung des
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Tulln. Aufbauend auf den Ergebnissen
wurde ein Leitfaden für die Planung und
Gestaltung von Altstoffsammelstellen bei
Wohnhausanlagen erstellt und versandt.

2001/2002 (abfallwirtschaftlicher Förde-
rungsschwerpunkt) gefördert. Als Pla-
nungsgrundlage dient eine im Jahr 2001
erfolgte Datenerhebung zum aktuellen
ASZ-Ausstattungsstand der NÖ Ge-
meinden. Im Jahr 2002 werden Leitlinien
zur Modernisierung und Neuausstattung
der Abfallsammelzentren überarbeitet
und Leistungsziele festgeschrieben.

ten Sammlung und auf dem Deponie-
sektor, zeigt aber auch abfallwirtschaftli-
che Mengenentwicklungen auf. Weitere
Angaben beziehen sich auf die Kom-
postierung biogener Abfälle, auf die Öf-
fentlichkeitsarbeit der NÖ Abfallwirt-
schaftsverbände sowie auf die Müllge-
bühren und die Kosten der Abfallentsor-
gung.
Der Bericht wird auch vollständig im In-
ternet unter http://www.noe.gv.at/umwelt/
abfall.htm zum download angeboten.

Elektroschrottsammlung
(Elektro-ZEIektronikaltgeräte -
EAG)

Im Jahr 2001 wurde die flächendeckende
Elektro- und Elektronikaltgerätesamm-
lung aufgebaut. Ziel ist die Schadstoffent-
frachtung, Verwertung, Wiederverwen-
dung bzw. Recycling mit gleichwertigen
Behandlungs- und Verwertungsgrund-
sätzen unter Einhaltung ökologischer Ge-
sichtspunkte. Mittels Evaluierungsprojekt
wurde die . sogenannte EAG-Sammlung
wissenschaftlich begleitet, mögliche Pro-
bleme bei der Sammlung aufgezeigt und
Lösungsansätze erarbeitet. Das Land
Niederösterreich wird dieses Projekt auch
in den Jahren 2002 und 2003 zum Errei-
chen der von der EU geforderten Sam-
melquoten finanziell unterstützen.

Sperrmüllkonzept

Als Reaktion auf die Studienergebnisse
„Möglichkeiten der Verringerung des
Sperrmüllaufkommens in NÖ“ 1999 und
als Vorarbeit zu einer flächendeckenden
Lösung zur Sperrmüllreduktion wurde im
Jahr 2001 durch die Gesellschaft VISP-
Verwertungsinitiative Sperrmüll/GVU
Tulln ein Pilotprojekt zur Sperrmüllsamm-
lung, Schadstoffentfrachtung, Reparatur
und Wiederverwendung durchgeführt.
Diese Aktion wird durch die Abteilung
Umweltwirtschaft und Raumordnungs-
förderung unterstützt. Zudem ist im Jahr
2002 ein koordinativer Aufbau von Lö-
sungsansätzen und Projektansätzen zur
Sperrmüllreduktion (wie Unterstützung
und Möglichkeiten des Ausbaus der
Flohmarktbereiche an den Altstoffsam-
melzentren, Wiederverwendung durch
karitative Einrichtungen . . .) geplant. Die
Umsetzung der flächendeckenden
Sperrmüllreduktion erfolgt im Jahr 2003.

Altstoffsammelzentren (ASZ)

Altstoffsammelzentren stellen einen we-
sentlichen Bestandteil der abfallwirt-
schaftlichen Infrastruktur in Niederöster-
reich da r - z .  B. zur Erfassung definierter
AbfalL/Altstoffgruppen im Bringsystem,
zur stationären Problemstoffsammlung
sowie als zentraler Faktor für die Abfall-
öffentlichkeitsarbeit. Daher ist laut NÖ
Abfallwirtschaftskonzept 2000 (be-
schlossen in der Sitzung der NÖ Lan-
desregierung am 5. September 2000)
vorgesehen, bis zum Jahr 2004 ein flä-
chendeckendes Angebot von Altstoff-
sammelzentren für die NÖ Bürgerinnen
zu schaffen. Die Errichtung von Altstoff-
sammelzentren werden für den Zeitraum

Homepages

Die Internetseiten der Abteilung wurden |
vollständig überarbeitet. -Seit 15. Mai
2000 sind die Angebote auf http://
www.noe.gv.at unter den Auswahlpunk-
ten Umwelt/Abfall, Umwelt/Umwelt-
schutz/Umweltförderung für Betriebe
(Zinsenzuschussaktion) und Bauen +
Wohnen/Bauen/Baurechtsaktion online.
Im Bereich Abfall wurde das Download-
angebot erweitert. So sind das NÖ Ab-
fallwirtschaftskonzept 2000, der NÖ Ab-
fallwirtschaftsbericht 2000 sowie weitere
Studien abrufbar.
Der NÖ Abfallwirtschaftsverein, die NÖ
Abfallwirtschaftsverbände und die Ab-
teilung Umweltwirtschaft und Raumord-
nungsförderung präsentieren sich auf
http://www.noe-awv.at.

NÖ Umwelttelefon
(O 27 42) 90 05-15214

Im Jahre 2001 wurde das NÖ Abfall-
und Komposttelefon mit dem NÖ Be-
stelltelefon zum NÖ Umwelttelefon zu-
sammengelegt und neu beworben.

NÖ Kompostaktivitäten

• Im Zuge des Inkrafttretens der Kom-
postVO wurde eine Informationsveran-
staltung gemeinsam mit der ARGE
Kompost und dem BMLFUW für Anla-
genbetreiber abgehalten
• Als gemeinsame Bundesländerver-
tretung wurden niederösterreichische
Anliegen im Zusammenhang mit der ge-
planten EU-Richtlinie „Biologische Be-
handlung biogener Materialien“ in Brüs-
sel (am 27. Februar 2001) wahrgenom-
men.
• Weiters wurden fachliche Stellung-
nahmen zur geplanten Hygiene-VO
über tierische Nebenprodukte und de-
ren Auswirkung auf die Bioabfallwirt-
schaft erstellt und der fachliche Stand-
punkt gegenüber der ständigen Vertre-
tung Österreichs in Brüssel (am
22.123. 11. 2001) vertreten.
• Teilnahme an der EU-Tagung „Apply-
ing Compost - costs and benefits“ in
Brüssel am 22J23. 11. 2001
• Weiters ist die abfallwirtschaftliche Re-
levanz bei der Novellierung des NÖ Bo-
denschutzgesetzes und der geplanten
Verordnungen über Kompostierung und
Klärschlamm fachlich vertreten worden.

Müllometer

Der „Müllometer“ zieht einen anschauli-
chen grafischen Vergleich abfallwirt-
schaftlicher Kennzahlen zwischen den
einzelnen NÖ Abfallverbänden, dem
Land Niederösterreich und Österreich.
Im Rahmen der Abfallwirtschaftsen-
quete am 30. November 2001 wurden
„Müllometerurkunden" als Dokumenta-
tion und Auszeichnung der Leistungen
der Abfallverbände überreicht.

NÖ Restmüllanalysen 2001/2002

2001 ist der Auftrag zur Durchführung
von Restmüllanalysen erteilt worden.
Die Ergebnisse der Analysen sollen
u. a. eine Beschreibung des IST-Zustan-
des und eine Vergleichbarkeit mit den
Restmüllanalysen 1994/95 und den
Müllanalysen 1998 erzielen. Wesentli-
che Vorgaben der Analysen sind die be-
zirksweisen Vergleiche der Restmüllzu-
sammensetzung, die vor allem als Pla-
nungsgrundlage für abfallwirtschaftliche
Maßnahmen, zugeschnitten auf die not-
wendigen Umstellungen im Jahr 2004
(VO über die Ablagerung von Abfällen -
DeponieVO, BGBl Nr. 164/1996), not-
wendig sind. Die Ergebnisse sollen
auch zur Überprüfung der Effizienz der
getrennten Sammlung herangezogen
werden und mögliche Optimierungs-
maßnahmen aufzeigen. Die Analysen
beziehen sich auf 13 Abfallfraktionen
mit den jeweiligen stoffbezogenen Un-
terfraktionen.

Müllanalysen in
Wohnhausanlagen

Forschungsprojekt „Optimierung der ge-
trennten Sammlung in Wohnhausanla-
gen". Die bisherigen Müllanalysen in
Wohnhausanlagen haben gezeigt, dass
ca. 50-70 Gewichtsprozent des Rest-
mülls bei getrennter Sammlung verwert-
bar wären. Diese Potentiale sollen durch
die im Projekt gewonnenen Erkenntnisse
zur Verbesserung der Getrennten Samm-
lung genutzt werden. Ein Maßnahmenka-
talog wurde zur Verbesserung der Ge-
trennten Sammlung erarbeitet. An dem
Projekt beteiligen sich die Verbände
Schwechat, Baden, Bruck/Leitha und
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rung und des NÖ Abfallwirtschaftsver-
eins „Sei g'scheit - vermeid’!“ weiterge-
führt. Ziel dieser Aktion ist es, Vermei-
dungsmaßnahmen anhand eines Maß-
nahmenkatalogs durchzuführen. Als Ar-
beitsschwerpunkt für 2001 wurde das
Thema Altelektrogeräte (E-Schrott) öf-
fentlichkeitsarbeitsmäßig aufbereitet.

Schulaktionen:
NÖ Wurmkompostsystem
und E-Schrott

Als Ergänzung zu „Sei g’scheit - ver-
meid'!“ wurde im Jahr 2001 im Rahmen
der Schulaktion „E-Schrott“ in Zusam-
menarbeit mit der HBUX Ysper in den
NÖ Schulen Musterzerlegungen von E-
Schrott durchgeführt.
Im Rahmen der Aktion „Das NÖ Wurm-
kompostsystem" (Wurmkompostkisten
zur Kompostierung im Innenraum) sol-
len Schüler lernen, Verantwortung für
500 Kompostwürmer für ein Jahr zu
übernehmen. Ein Diskussionsforum auf
Internetbasis erleichtert den gemeinsa-
men Ideenaustausch. Diese Aktion wird
von Niederösterreich finanziell und or-
ganisatorisch unterstützt (Umweltlan-
desratbüro, Abteilung Umweltwirtschaft
und Raumordnungsförderung) und ist in
57 Schulen umgesetzt. Die beiden Ak-
tionen sollen im Jahr 2002 weitergeführt
werden.

NÖ Wegweiser zum Reparieren,
Verleihen und Secondhandkauf
Um die Aktivitäten im Bereich der Abfall-
vermeidung weiter zu forcieren, wurde
für das Land Niederösterreich ein Nach-
schlagewerk mit Adressen und Konsu-
mententipps ausgearbeitet. Dieses
Nachschlagewerk soll anregen, wieder
mehr zu reparieren, Sachen wiederzu-
verwenden, eventuell nur auszuleihen
oder zu tauschen. Darin werden Unter-
nehmen aufgelistet, die bestimmte Pro-
dukte reparieren, verleihen oder ge-
braucht verkaufen. Die Datenbank aus
ca. 2.800 Datensätzen umfasst die
Sparten Sport und Freizeit, Haus und
Garten, Haushalt und Wohnen, Klei-
dung sowie kinderspezifische Produkte.
Die Adressen und Tipps sind auf
der Niederösterreich-Homepage unter
http://www.noe.gv.at/umwelt/abfall.htm
zu finden.
Die Adressen und Tipps wurden auch in
Form von Broschüren im Frühjahr 2000
zur Verfügung gestellt. Eine Aktualisie-
rung der Homepage (mit aktualisierten
Daten) ist 2002 vorgesehen.

Strukturoptimierung der
Niederösterreichischen
Abfallwirtschaft

Mit dem Aufzeigen der Möglichkeiten
zur Erreichung einer flächendeckenden
Verbände- und Leistungsstruktur, siehe
Studie „Strukturoptimierung der Nieder-

• Unter Federführung der Abteilung
Umweltwirtschaft und Raumordnungs-
förderung wurde eine Tagung für die
Beitrittsländer der MOEL-Staaten, die
„Biowaste Conference 15.-17. Mai 2001
in St. Pölten und Wien" zum Thema
„Kompostierung von biogenen Abfällen
dezentral - flexibel - natürlich - spar-
sam, vom Dorf zur Großstadt, von der
Sammellogistik zur Kompostanwen-
dung“, durchgeführt (gemeinsam mit
dem Land Wien, der ÖGUT, dem Städ-
tebund und der ARGE Donauländer).
• Zum Thema Grünschnitt und Häck-
seldienste in NÖ wurde über die NÖ
Verbände eine interne Grundlagenerhe-
bung durchgeführt.
• Zur Unterstützung von abfallwirt-
schaftlichen Planungen im Bereich der
biogenen Abfälle wurden folgende Stu-
dien in Jahr 2001 weiter bearbeitet:
- das Projekt und die Studie „Umweltre-
levanz der dezentralen Kleinkompostie-
rung - klimarelevante Gasemissionen,
flüssige Emissionen, Massenbilanzen,
Hygienisierungsleistungen“ - mit einer
Kostenbeteiligung gemeinsam mit dem
BMLFUW, dem UBA und den Bundes-
ländern (W, OÖ, Stmk und T) und
- die Studie „Reduktion des Bioanteils
im Restmüll in NÖ".
Im Rahmen der Studie wurden Maßnah-
men für die Entsorgungswege Eigenkom-
postierung, Biotonnensammlung, Grün-
schnitt und Restmüllabfuhr angeführt.
Durch Umsetzung der Maßnahmen soll
der Bioanteil im Restmüll weiter verringert
und die Biosammlung optimiert werden.

österreichischen Abfallwirtschaft" 2000,
wurden im Jahr 2001 entsprechende
Umsetzungsmaßnahmen erarbeitet und
umgesetzt. Schwerpunkt dabei waren
die Bestrebungen zur Integration von
Nichtverbandsgemeinden in die Struk-
turlandschaft der NÖ Abfallwirtschaft
und das Festschreiben von Leistungs-
anforderungen und Kontrollinstrumen-
ten zur Leistungsmessung für die NÖ
Abfallwirtschaftsverbände. Finanzielle
und fachliche Unterstützung erhalten
2002 die beiden laufenden Projekte zur
„Erstellung von Kosten- und Leistungs-
standards für die NÖ Abfallwirtschafts-
verbände“ und zur „ Ökologischen und
ökonomischen Optimierung der Sam-
melsysteme“ als Vorbereitung für die
Sammelsystemumstellung 2004 (Stich-
wort: Inkrafttreten der Deponieverord-
nung, BGBl. Nr. 164/1996).

Ökomanagement Das
niederösterreichisches Umwelt-
System für Wirtschaft und
Verwaltung (ÖM)
Die NÖ Landesregierung hat am 15. De-
zember 1998 die Durchführung des
„Niederösterreichischen Umwelt-Sys-
tems" (NUS) beschlossen. Im Jahre
2001 wurde der Projektname „NUS“ in
die jetzt gültige Fassung umgewandelt.
ÖM, die neue Förderungsaktion zur Un-
terstützung des nachhaltigen Wirtschaf-
tens in Niederösterreich, ist eine ge-
meinsame Initiative von Umwelt-Lan-
desrat Mag. Wolfgang Sobotka und
Wirtschafts-Landesrat Ernest Gabmann.
ÖM wurde gestartet, um die Idee und
Verwirklichung des vorsorgenden und
nachhaltigen Umweltschutzes sowohl in
Betrieben der gewerblichen Wirtschaft
(ÖM-Wirtschaft) als auch in öffentlichen
Institutionen, Gebietskörperschaften
und wirtschaftsbestimmten Betrieben
der Gemeinwirtschaft (ÖM-Verwaltung)
zu forcieren.
ÖM steht somit für eine zukunftsorien-
tierte Umweltpolitik in Niederösterreich,
die das NÖ Leitbild umsetzen soll:
„Umweltschutz darf sich nicht auf die
Beseitigung von eingetretenen Schäden
oder auf Gefahrenabwehr beschränken,
sondern muss vorsorglich alle relevan-
ten Bereiche der Gesellschafts- und
Wirtschaftspolitik durchdringen.“
ÖM ist keine zeitlich kurzfristig begrenz-
te Aktion, sondern soll systematisch,
kontinuierlich - im Schneeballsystem
und unter der Prämisse stetiger Verbes-
serung - möglichst bis zur NÖ Flächen-
deckung weitergeführt werden.
Hauptanliegen des ÖM ist es, die Hin-
führung zu den Standards (u. a. ISO
14001 und EMAS) treffsicher zu fördern.
Konkret geht es also um die Unterstüt-
zung der Implementierung von Umwelt-
Managementsystemen (= die systemati-
sche Erfassung aller umweltrelevanten
Tätigkeiten und Auswirkungen eines
„Standortes") mit dem - von den NUS-

Mehrwegwindel-
Förderungsprojekt
Mit dieser gezielten Förderungsaktion soll
ein Anreiz für den Ankauf von Mehrweg-
windeln geschaffen werden. Konkretes
Ziel ist die Reduktion des durch die Ein-
wegwindeln verursachten hohen Hygie-
neartikel-Restmüllmengenanteiles (be-
trägt It. Restmüllanalyse 1994/95 ca. 13
Masse-%, davon Einwegwindeln ca. 8%).
Eltern von Wickelkindern erhalten in den
Gemeindeämtern Gutscheine, die beim
Kauf von Mehrwegwindeln eingelöst wer-
den. Das Land Niederösterreich beteiligt
sich an der Finanzierung dieser Gutschei-
ne mit 22 € pro Stück. Diese Förderungs-
aktion wurde nach erfolgreichen Pilotpro-
jekten in einigen Abfallwirtschaftsverbän-
den im Jahr 2000/2001 landesweit aufge-
baut und wird im Jahr 2002 fortgesetzt. Im
Dezember 2001 wurde von Umweltlan-
desrat Mag. Wolfgang Sobotka gemein-
sam mit Vertretern des NÖ Abfallwirt-
schaftsvereins und des Abfallvvirtschafts-
verbandes Melk der Bezieherin der
1000sten Windel-Gutscheines gratuliert.

Aktion „Sei g’scheit - vermeid’!“
Zur Abfallvermeidung wurde eine ge-
meinsame PR-Aktion der NÖ Abfallwirt-
schaftsverbände, der NÖ Landesregie-
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schen dem Land NÖ und den einzelnen
Teilnehmern der ÖM-Module.
Im Jahr 2001 veranstaltete der Club di-
verse Kurse und Tagungen zu diverser
Fachthemen.

und Raumordnungsförderung in den
Länderarbeitskreis Abfallwirtschaft und
verschiedene andere Länderarbeitskrei-
se auf Bundes- und EU- Ebene zu The-
men wie Vererbung von Abfällen, Be-
handlung von biogenen Abfällen oder
Kompostverordnung entsandt.
• Auf dem Gebiet der Umwelt- und Ab-
fallöffentlichkeitsarbeit wird das NÖ Um-
welttelefon (Abfall- und Komposttelefon)
betreut sowie Medien und Karten zur
Darstellung der abfallwirtschaftlichen
Mengenbilanzen und Behandlungsanla-
gen erstellt, welche in der Landes-
Homepage im Internet abrufbar sind.
• Die Förderung von Maßnahmen der
Abfallvermeidung und -Verwertung
(Kompostanlagen, Altstoffsammelzen-
tren u. ä.) nach NÖ AWG § 7 erfolgte
nach Maßgabe der Mittel.

Landesgese l l s cha f t en ,
Ans ta l t en  und Ins t i t u t i onen

Wie in den vergangenen Jahren wurde
auch 2000 und 2001 die NÖ Umwelt-
schutzanstalt in rechtlicher, wirtschaftli-
cher und organisatorischer Hinsicht be-
raten. Insbesondere wurden die beglei-
tenden Maßnahmen zu ihrer Umwand-
lung in eine Ges. m. b. H. eingeleitet.
Vertreter der Abteilung Umweltwirtschaft
und Raumordnungsförderung sind im
Beirat des Vereines „NÖ - Wien, gemein-
same Erholungsräume“, im Kuratorium
der „Betriebsgesellschaft Marchfeldka-
nal'1, im Aufsichtsrat der „Abfallwirt-
schaftsverbund-Planungsges. m. b. H.“,
der „Consulting und Abfallmanagement
GesmbH.“ und im Vorstand des „NÖ Ab-
fallwirtschaftsvereins“ tätig.

Förderungen

In Niederösterreich wird seit 1978 die
„Zinsenzuschussaktion des Landes Nie-
derösterreich für Umweltschutzanlagen"
durchgeführt. Seit 1. Jänner 1995 ist in
Österreich das EU-Recht (speziell das
EU-Wettbewerbsrecht bezüglich Förde-
rungsvergabe) bindend. Das heißt,
dass nach erfolgter Anerkennung der
Förderungsrichtlinien durch die EU und
der Aufnahme der Zinsenzuschussak-
tion in die EDPP eine Kofinanzierung
durch die EU zu erwarten ist.
Zweck dieser Aktion ist die finanzielle
Unterstützung von Betrieben der ge-
werblichen Wirtschaft in Niederöster-
reich bei der Durchführung von Investi-
tionen zur Vermeidung von Umweltbe-
lastungen. Weiters werden Förderungen
in Verbindung mit Abfallvermeidung,
Rohstoff-Rückgewinnung und der ord-
nungsgemäßen Deponierung von ge-
fährlichem Abfall oder sonstigem Abfall,
Energieeinsparung, dem Ersatz fossiler
Energieträger und für umweltbedingte
Betriebsverlagerungen gewährt. 2001
wurden 18 Förderungsanträge einge-
bracht.

Teilnehmern - selbst gesteckten Ziel,
diese Strukturen einem stetigen Verbes-
serungsprozess zu unterwerfen, der von
unabhängigen Gutachtern regelmäßig
überprüft wird.

Ökomanagemen t -  Wirt sc haft

Im Jahr 2001 wurden insgesamt 8 Un-
ternehmen der Zertifizierung zugeführt.
Bei den ÖM-START-Workshops wurden
auf Grund der großen Nachfrage 4 Rei-
hen abgehalten, wobei auch erstmals
die Möglichkeit bestand, sich freiwillig
zum Abfallwirtschaftbeauftragten prüfen
zu lassen.
Als weitere Initiative wurde ab dem Jahr
2001 das Umweltzeichen für Tourismus-
betriebe im ÖM gefördert und das Eco-
Design von Produkten unterstützt. Einen
weiteren Schwerpunkt bildete die För-
derung der Konsolidierung im Zusam-
menhang mit dem Umweltmanagement-
gesetz.
Insgesamt nahmen über 60 Betriebe am
Programm des ÖM teil.

Ökomanagement -  Verwa l tung

Im Jahre 2001 schloss die erste Schule
aus dem Pilotprojekt „ÖM für Schulen“,
die HLA-Yspertal, mit der Zertifizierung
nach der ISO 14001 ab. Die restlichen 5
Schulen des Pilotprojekts werden im
Laufe des Jahres 2002 die Zertifizierung
erreichen. Im Jahre 2001 konnten eben-
falls fünf weitere Teilbereiche des Ma-
gistrats der Stadt Krems eine Zertifizie-
rung nach ISO 14001 erfolgreich ab-
schließen.
Neben den oben erwähnten Pilotprojek-
ten gibt es noch die Sonderaktion „Öko-
management Projektworkshops für Kli-
mabündnis-Gemeinden'1. Die erste Se-
rie wurde im März 2001 gestartet, der
zweite Durchgang im Herbst 2001. Auf-
grund des regen Zuspruchs wurde eine
dritte Reihe abgehalten. Insgesamt
konnten so Mitarbeiter von 30 Klima-
bündnisgemeinden begrüßt und ge-
schult werden. Dabei wird (kleineren)
Klimabündnis-Gemeinden ein speziel-
les Service angeboten:
• kostenlose Teilnahme an einer 5-tägi-
gen Workshop-Reihe und daran an-
schließend
• die kostenlose Inanspruchnahme ei-
ner individuellen Beratung durch vom
Land Niederösterreich beauftragte Ex-
perten zur Initiierung einer konkreten
Projektumsetzung.

Ökomanagemen t -C lub

Zwecks Gedankenaustausch zwischen
Wirtschaft- und Verwaltungsbereich
bzw. als Diskussionsplattform wurde der
ÖM-Club gegründet und in das Vereins-
register eingetragen. Vereinsmitglieder
sind ausschließlich Teilnehmer des ÖM-
Systems. Für die Abteilung ist daher der
ÖM-Club u. a. Verbindungsglied zwi-

INTERREG-Projekt
„Weinviertel/Westslowakei“

Als inhaltliche Erweiterung und Weiter-
führung des Pilotprojektes „UMS in Um-
weltverbänden“ wurde von der Abtei-
lung Umweltwirtschaft und Raumord-
nungsförderung in Kooperation mit dem
GVU Gänserndorf das 1998 gestartete
INTERREG-IIA-Projekt „Nachhaltiges re-
gionales UMS am Beispiel Weinvier-
tel/Westslowakei“ weiterverfolgt und im
Herbst 1999 mit der „Umfrage in der
Slowakei“ abgeschlossen.
Mit der Erstellung des Projekt-Endbe-
richtes wurde im November 1999 be-
gonnen. Das Projekt wurde im Jahre
2000 fertig gestellt.
Mit Beginn des Jahres 2001 wurde das
erworbene Know-how in ein 3-jähriges
Folgeprojekt eingebracht.
Im Rahmen dieses Projekts wird der
GVU Gänserndorf mit dem Verband der
Städte und Gemeinden der Zahorie und
dem Verband der Städte und Gemein-
den Südmährens Zusammenarbeiten.

Sonstige Aktivitäten

• Im Rahmen der Gemeinschaftsinitiati-
ve zur Förderung der kleinen und mittle-
ren Unternehmen beteiligt sich die Ab-
teilung Umweltwirtschaft und Raumord-
nungsförderung und unterstützt NÖ
Klein- und Mittelbetriebe bei der Durch-
führung von umweltschutzrelevanten
Messungen.
• Im Hinblick auf eine sinnvolle Abfall-
verwertung und -entsorgung wurden
der Altstoffmarkt und die bestehenden
Entsorgungswege beobachtet.
• Im Zuge der Begutachtung von Ge-
setzen und Verordnungsentwürfen im
Bereich der Abfallwirtschaft wurden
mehrere Stellungnahmen abgegeben.
• Beratungstätigkeit für Verbände, Ge-
meinden und dem NÖ Abfallwirtschafts-
verein wurde durchgeführt und organi-
satorische Hilfestellung geleistet. Zur
Strukturverbesserung der Abfallwirt-
schaft wurden Änderungsmaßnahmen
eingeleitet.
• Die Abteilung Umweltwirtschaft und
Raumordnungsförderung gibt laufend
im Rahmen der abfallwirtschaftlichen
Genehmigungsverfahren nach § 29
AWG (BGBl. Nr. 325/1990 i. d. g. F.) Stel-
lungnahmen zum Bedarf der jeweiligen
Behandlungsanlagen ab.
• Zur gegenseitigen Information und
Koordination der Abfallwirtschaft in den
einzelnen Bundesländern und auf natio-
naler und internationaler Ebene werden
Vertreter der Abteilung Umweltwirtschaft
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Die Investitionsvorhaben werden nach
Feststellung der Förderungswürdigkeit
durch die zuständigen Sachverständi-
genabteilungen oder durch einen positi-
ven, schriftlichen, ökologischen Bera-
tungsbericht der Wirtschaftskammer
Niederösterreich mit Zinsenzuschüssen
(von 4-6% p. a.) oder in Ausnahmefäl-
len mit entsprechenden einmaligen, ka-
pitalisierten, abgezinsten Investitionszu-
schüssen unterstützt.
Die NÖ Landesregierung hat 2001 noch
16 Anträge mit Zinsenzuschüssen oder
einmaligen- bzw. mehrmaligen Investi-
tionszuschüssen bewilligt. Damit wur-
den umweltrelevante Vorhaben in der
Gesamthöhe von ca. 45,8 Mio. S geför-
dert.
Weiters verwaltet die Abteilung Umwelt-
wirtschaft und Raumordnungsförderung
Förderungsmittel, die an Gemeinden für
die Durchführung kommunaler Baupro-
jekte bzw. für zentralörtliche Einrichtun-
gen vergeben werden können. Neben
der Verbesserung der örtlichen Infra-
struktur ist davon zweifellos auch eine
Belebung der Wirtschaft und des Frem-
denverkehrs zu erwarten, was insbe-
sondere in Gemeinden, die von Abwan-
derung bedroht sind, von enormer Be-
deutung ist. 2001 haben aus diesem Ti-
tel 199 Gemeinden nicht rückzahlbare
Beihilfen von insgesamt ca. 42 Mio. S
(€ 3,050.000,-) erhalten. In 28 Gemein-
den wurden Aktivitäten und Aktionen,
die sich aus deren zentralörtlicher Funk-
tion ergeben, in der Höhe von insge-
samt ca. 3,6 Mio. S (€ 262.000,-) geför-
dert.
Als Förderungskapital für das Jahr 2001
des Niederösterreichischen Umwelt-
Systems (NUS) standen 9 Mio. S zur
Verfügung.
Bei der Abteilung Umweltwirtschaft und
Raumordnungsförderung ressortierten
zwei weitere Etats zur Förderung der Er-
reichung der im Abfallwirtschaftsgesetz
vorgegebenen Ziele:
• Gemäß § 7 NÖ AWG 1992 kann das
Land Investitionen fördern, die eine Ab-
fallverwertung bzw. -Vermeidung bewir-
ken. 2001 erhielten aus diesem Titel 27
Gemeinden, 12 Gemeindeverbände, 6
Wirtschaftsunternehmen und 4 Vereine
nicht rückzahlbare Beihilfen.
• Gemäß § 22 Abs. 1 Z. 2 Finanzaus-
gleichsgesetz 1997 gewährt der Bund
den Gemeinden Zuschüsse zur Förde-
rung des Umweltschutzes, insbesonde-
re der Errichtung und Verbesserung von
Müllbeseitigungsanlagen. 2001 erhiel-
ten aus diesem Titel 33 Gemeinden und
6 Gemeindeverbände Zuschüsse.

und familienpolitische Zielsetzungen er-
füllt werden sollen. Bei dieser Aktion
werden durch das Land Baugründe in
finanzschwachen und von Abwande-
rung bedrohten Gemeinden angekauft,
welche jungen Familien zur Errichtung
von Wohnhäusern im Baurecht, d. h. ge-
gen Entrichtung eines Bauzinses, zur
Verfügung gestellt werden. 2001 wur-
den mit 158 Familien in 13 politischen
Bezirken Baurechtsverträge abge-
schlossen. 141 Grundstücke wurden in
54 verschiedenen Gemeinden des Lan-
des neu angekauft.
Darüber hinaus wurden vom Land Nie-
derösterreich nach Maßgabe der verfüg-
baren Budgetmittel auch größere Bau-
landflächen angekauft. Im Rahmen die-
ser Möglichkeiten wurden bisher in
12 Gemeinden Grundstücke im Ausmaß
von zusammen ca. 24 ha erworben. Auf
diesen Flächen entstanden im Zusam-
menwirken mit der Baudirektion - Ortsbild
bzw. beauftragten Architekten Wohnge-
biete mit insgesamt310 Bauparzellen, die
den Grundsätzen zeitgemäßen Wohnens
ebenso entsprechen wie jenen des Orts-
und Landschaftsbildes und der Raum-
ordnung. In diesem Zusammenhang wird
bemerkt, dass das bis dato größte Projekt
in der Gemeinde Teesdorf realisiert und
jedes der 41 neu geschaffenen Grundstü-
cke an förderungswürdige Jungfamilien
vergeben werden konnte.
Weiters wurden 19 Parzellen im Rahmen
der Baurechtsaktion mit einem Gesamt-
volumen von 7 Mio. S, (€ 508.700,-) von
den jeweiligen Baurechtsinhabern er-
worben. Die so vereinnahmten Mittel
wurden wieder der Aktion zwecks An-
kauf für neue Grundstücke zugeführt.
Grund und Boden gehören zu den weni-
gen nicht vermehrbaren Gütern, und
häufig ist der Bedarf an Grundflächen
für öffentliche Einrichtungen oder für
kultur- und wirtschaftspolitische Aufga-
ben gerade dort gegeben, wo Gründe
ohnedies knapp und teuer sind. Den
Gebietskörperschaften kommt hierbei
eine vorausplanende und oft auch richt-
wertgebende Funktion zu, ohne dabei
direkten Einfluss auf den Grundverkehr
zu nehmen. Die Abteilung Umweltwirt-
schaft und Raumordnungsförderung
verwaltet 25 landeseigene Grundstücke
in 6 Gemeinden, wobei lokale Bespre-
chungen und die Erarbeitung von Ver-
trägen zur Begründung von dinglichen
und obligatorischen Rechten zu den
wesentlichen Aufgaben gehören.

versteht es sich auch als Service- und
Informationsstelle für alle Landesbürger
und -bürgerinnen (Herausgabe von
Flugblättern und Broschüren, Verleih
von Ausstellungen und Videofilmen zu
umweltreleyanten Themen).
Folgende Schwerpunkte wurden ge-
setzt:

Ö f fen t l i chke i t sa rbe i t

Pressearbeit in Kooperation mit dem NÖ
Umweltbüro; Planung und Organisation
von Messen, Ausstellungen, Konferen-
zen, Seminare und Workshops; Erstel-
lung von Inseraten, Plakaten, Werbefol-
dern, Broschüren. Herausgabe und Re-
daktion der Zeitschrift „Umwelt & Ge-
meinde", Umwelt-TV-Serien mit dem
ORF NÖ; Planung und Gestaltung von
Wettbewerben, Produktion von audiovi-
suellen Medien (CD's und Videos),
Überprüfung medialer Aktivitäten auf
Corporate Identity und Corporate De-
sign; Umwelt-Telefon-Hotline, Erstellung
des Jahres-Umweltberichtes.

Natur im Gar ten

Träger dieser 1999 gestarteten Aktion
sind neben der Abteilung das Umwelt-
büro NÖ, „die Umweltberatung" NÖ, die
NÖ Agrarbezirksbehörde und die NÖ
Baudirektion - Ortsbildpflege. Ziele der
Aktion sind umweltschonendes Wirt-
schaften in Gärten und im öffentlichem
Grünraumbereich zu forcieren, den Ein-
satz von chemisch-synthetischen Pesti-
ziden, mineralischen Düngern und Torf-
produkten zu reduzieren und die Einfüh-
rung einer umweltverträglicheren Pro-
duktpalette für den Garten- und Grün-
raumbereich.
Folgende Maßnahmen wurden gesetzt:
Beratungsmöglichkeiten für Gartenbe-
sitzer, Einrichtung eines „Gartentele-
fons" bei den Umweltberatungen; Aus-
zeichnung von Gärten mit einer „Gar-
tenplakette"; Durchführung von Studien
mit de'n Inhalten „Auswirkungen von
Pflanzenschutzmitteln auf Mensch und
Umwelt", „Bodenanalysen“ und „Wirk-
samkeit/Umweltverträglichkeit alternati-
ver Pflanzenschutzmaßnahmen"; Infor-
mation durch gezielte Öffentlichkeitsar-
beit (Naturgarten-Ratgeber, Dia-Vorträ-
ge, Fachvorträge, Kurse, Seminare,
Gartenbus, Teilnahme an Messen, Gar-
tenfeste, Präsenz in verschiedensten
Medien usw.), Einrichtung und Bewer-
bung von Schaugärten; Spielplatz-Wett-
bewerb Spiel-T-räume 2001; Koopera-
tion mit Partnerbetrieben aus dem Gar-
tenbau.
Bilanz der Aktion 2001: Motto: „Jetzt
blüht Ihnen was!“ - heimische Stauden
und Sträucher; 18.279 Anfragen beim
Gartentelefon; 2.199 Beratungen vor Ort;
816 Gartenplaketten-Vergaben; Aufnah-
me von 42 Schaugärten; drei Fachbü-
cher; 5 neue Ausgaben des Naturgarten-
Ratgebers, Abonnentenstand: 27.071.

Umweltprojekte

Das Sachgebiet Umweltprojekte der Ab-
teilung Umweltwirtschaft und Raumord-
nungsförderung erarbeitet und unter-
stützt die landespolitischen Umweltzie-
le, tritt für vorsorgenden Umweltschutz
zu einer nachhaltigen Entwicklung ein
und erstellt Projektvorschläge für um-
weltrelevante Aktionen. Darüber hinaus

Grunderwerb

Im Tätigkeitsbereich Grunderwerb ist
schwergewichtsmäßig der Ankauf von
Grundstücken im Rahmen der „Bau-
rechtsaktion des Landes NiederösteF-
reich" hervorzuheben, wodurch struktur-

164



Gruppe Raumordnung und Umwelt

.Klimaspots’ zu den fhemen Werbung
und K rnabündnts Murlispektakel 2001
„Die Wurme' srd los' in Waidhofen/Ybbs
Koordinierung des Programms „Ökologi-
sierung von Schulen" in NÖ, UmweltBil-
dungsServme für Schuien ab der
5 Schulstufe Ergänzung des Lehrerser-
viceordners Unterstützung der Umwelt-
spürnasen in NÖ, Animationsprogramm
„Murti kommt in d.e Schule", Hörspiel-
CDs für die Volksschulen Kindertheater
„Katertag“. Young Reporters - Jugendre-
dakt-on in „Umwelt & Gemeinde“. UW-
Zeichen für Schulen. F achausschuss, Kli-
maspiel für VS mit Umweltmusical, Öko-
log-Ordnerserie für den Projektoriterricht
an VS Jour-Fixe mit Landesschulrat. Ge-
sta'tung Projekt ..Energiebonus für Sehn-
en”. Projekt „Klimabündnis Schule und
Region“ ab 7. Schulstufe. Biojause an
Schulen Pdotprojekt Wurmkompostkis-
ten in 40 Schulen neue Ökopädagogikli-
nie des Landes unter dem Titel „Umwelt
macht Schule" - Koordinierung

• NachhaitigKeits Koord nation für Nie
derösterreich Entsendung einer Exper-
tin zum Round Table „Nachhaltiges
Österreich". Mitarbeit bei der Erarbei
tung der Österreichischen Nachhaltig-
keitsstrafegie

Ökologisches
Beschaffungswesen
Neben der Verbreitung von Informa
tionsmatenal zum Thema „ökologisches
Beschaffungswesen" unterstützt die Ab-
teilung das EU Lr*e Projekt „Check it'"
Knterienkatalog zur Berücksichtigung
des Umweltschutzes im Beschaffungs
und Auftragswesen Sachverständigen
tätigKoit zur Ökologischer Beschaffung
in Niederosterreich

EU
Ländervertretung für Österreich bei
ENCORE (Environment Conference ot
EU Regions)

UmweltpädagogikZ-bildung
Schulprojekt „Umwelt macht Schule' be-
gleitete Umweltprojekte für Volks- und
Hauptschulen bzw AHS Unterstufe und
Kindergärten großer Klimawettbewerb
Klimaspots". l ehrerlnnenfortbildung

Klimaschutz/Kllmabündnls,
Nachhaltigkeit

• Leitung und Koordination in Nieder-
österreich. Betreuung der Klimabünd
nisarbeitsk reise „land und Forstwirt-
schaft" (Projekt Klimaoundnis Schule
und Region Neuauflage des Bioem
Kaufsfuhrers und der Broschüre „-50%
CO/. Ausstellung „Wir machen gutes
Klima") und „Entwcxlungspoi tik" Bera-
tung und Reterententatigkeit für NÖ Ge
memden, die einen Beitritt zum Ktima-
bündms erwägen (Stand Jänner 2002
187 Mitgkedsgemeinden) Veranstal
tungsreihe „Entwicklungspolitische Im-
pulstage'; Herausgabe des NÖ Klima
bündnis Servcehandbuches jnd des
NÖ Klimabündnis Folders. NO Sonder
förderung für klimarelevante Projekte,
Studie .Klimabundnisb 'anz" Schwer-
punkt Klimabündnis Projektleitung
• Schwerpunkt Klimabündnis Bruck -
Hamburg _ Schwechat Start für eine
Umweitinitiative mit der Zielsetzung et
ner Verwirklichung nachhaltiger Umwelt-
qualität. insbesondere Reduzierung von
Energieverbrauch und Schadstoffbelas
tungen in der Region
• Vertretung des Landes Niederster
reich im Kyoto-Forum Mitarbeit bei der
Erarbeitung der „Strategie Österreichs
zur Erreichung des Kyoto Zieles“

Abteilung Umweltrecht

Legistik

• Novell'erungsarbeiten NÖ Abfallwirt
schaftsgesetz 1992 NÖ Umweltschutz-
gesetz
• Internationales Umwe lrecht
• Umweltverträglichkeitsprütungs
gesetz 2000
• Abfallwirtschaftsgesetz
• Abfallnachweisverordnung
• Umsetzung von EU Richtlinien
• Umweltmanagementgesetz

Vollzug
• Abfallwirtschaftsgesetz (insbesonde-
re Verfahren gemäß §§ 15 28. 29 und
32 AWG)
• Altlastensanierungsgesetz (sofern
nicht andere Abteilungen damit betraut
smd)
• NÖ Abfallwirtschaftsgesetz 1992
• NÖ Umweltschutzgesetz
• Umweitinformationsgesetz
• Umweltverträglichkeitsprütungs
gesetz (UVP-G)
• Bundesgesetz über ein Verbot des
Verbrennens biogener Materialien au
ßerhaib von Anlagen
• Angelegenheiten- des Chemikahen-
und Biozidprodukterechts

• Immissionsschutzgesetz - 1 uft
• Ozongesetz (insbesondere Projektar
beiten im Rahmen des Ozonsanierungs-
plans Wien. Niederösterreich, Burgen
land)
• Betriebsprüfungen - Kontrolle gemäß
§ 33 Abfallwirtschaftsgesetz (AWG)
- 448 Erzeugerkontrollen nach dem
Schwerpunktprogramm 2001 Rücknah
meverpflichtete Großbetriebe (z B für
Leuchtstofflampen Kühlgeräte. Bleiak-
kumulatoren. Batterien. AitOI). Baufirmen
- Kontrollen von Abfallbesitzern aut
Grund vermuteter Mängel bezüglich
Aufzeichnungs- Begleitschein- und
Meldepflichten

220 Kontrollen bei Abfalsammlern
-behandlern und -verwertern
• Erstellung von Auswertungen aus
dem Abfalldatenverbund über
- Abfalldaten

f irmenstammdaten
- Begleitschemdaten
als Basis für Betriebskontrollen gemäß
§ 33 AWG und als Basis für umweltrele-
vante Erhebungen
• Kontrolle und Erfassung von Begleit
schemdaten gemäß § 19 AWG (Begleit-
schememgang 69 480)
• Kontrolle und Erfassung von Firmen-
und Abfalldaten im Datenverbund auf
Grund von

Meldungen gemäß § 13 AWG
Bekanntgaben über die Rücknahme

gefährlicher Abfälle oder Altöle von er-
laubnisfreien Abfallsammlern gemäß
§ 15 Abs 2 AWG und
- Bescheiden gemäß § 15 Abs 1 AWG
• Im Abfalldatenverbund registrierte
Abfallbesitzer von gefährlichen Abfällen
20 619
• L aufende Aktualisierung der Liste der
nach § 15 Abs 1 AWG befugten Abfall-
sammler und Abfallbehandler in Nieder-
österreich (Anzahl der Sammler 259.
Anzahl der Behandler 111)

Sonstige Aktivitäten
• EU-Angelegenheiten Stellungnah-
men zu Entwürfen von diversen Rechts-
akten der EU. Mitarbeit an Programmen
bzw Projekten Vorbereitung der Euro-
Umstellung
• Stellungnahme zu Gesetzes- und Ver-
ordnungsentwürfen
• Aus und Weiterbildung (Juristen.
Techniker)
• Reterententätigkeit
• Zusammenarbeit mit MOE -Staaten
• Entwicklungszusammenarbeit
• Wasserdatenverbund
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Abteilung Naturschutz

Schwerpunkte 2001

Naturschutz allgemein

Legis t ik

Novellierungen zur Euroumstellung.

Jur is t i scher  D iens t
• Berufungen nach dem NÖ NSchG
2000 (Werbeanlagen, Sendemasten,
Erdbewegungen, Vorhaben im LSG,
Wohnwagen im Grünland etc.)
• Bewilligungen nach dem NÖ Natio-
nalparkgesetz (§ 5, § 6)
• Bewilligungen und Kontrollen nach
dem NÖ NSchG 2000 (§ 11, § 20)
• Rechtsauskünfte gemäß Washingto-
ner Artenschutzübereinkommen (WA),
Artenhandelsgesetz (ArtHG) und EG-
Verordnung Nr. 1808/2001 zum Schutz
von Exemplaren wild lebender Tier- und
Pflanzenarten
• Entschädigungsübereinkommen
nach dem NÖ NSchG 2000 §§ 23 u. 30

Naturparke

• Koordination der Weiterentwicklung
der 22 Naturparke
• Förderabwicklung unter Ausnutzung
der Möglichkeiten der Förderprogram-
me NÖ Landschaftsfonds, Ländliche
Entwicklung (EU-Kofinanzierung) 'und
von Regionalisierungsmittel (EGO Plus)
• Vertretung des Landes (Beirat) im
Verband der Naturparke Österreichs:
Grundlagenerarbeitung (z. B. Säule Na-
turschutz und Bildung)
• Abstimmung des laufenden Natur-
parkbeschäftigungsprojektes an die Er-
fordernisse der Naturparke und Vorbe-
reitung des Projektes 2002
• Koordinierung der Marketingaktivitä-
ten, insbesondere der Aktion Wander-
pass 2001
• Vorbereitung der Erweiterung des Na-
turparks Ötscher-Tormäuer auf Gemein-
degebiet von Mitterbach und Annaberg
• Fertigstellung eines naturschutzfachli-
chen Anforderungsprofils an Naturparke
• Vorsitz des CIPRA-Ausschusses „Al-
pine Naturparke"

LIFE-Projekte
• Wildnisgebiet Dürrenstein - Projekt-
abschluss
• Lebensraum Huchen - Fortsetzung
• Pannonische Sanddünen - Ausstel-
lung in Schloss Niederweiden: „Vom
Winde verweht"
• In Vorbereitung: Naturraummanage-
ment in der Wachau

LIFE-Projekte:
Förder techn ische  Abw ick l ung
• Pannonische Sanddünen, Fortführung
auch 2002
• Nationalpark Thayatal, Abschluss

• Wildnisgebiet Dürrenstein, Ab-
schluss/Fortführung auf nationaler Ebe-
ne des Schutzgebietsmanagements

In te r reg-Pro jek te :
Fö rde r techn i sche  Abw ick l ung
Abwicklung und Endmonitoring von
7 Projekten, die aus Naturschutz- oder
Lafomitteln kofinanziert wurden.

Natura  2000
• Anfragebeantwortung
• Infoveranstaltungen
• Betreuung des Abschlusses der Kar-
tierungsarbeiten in den nominierten Na-
tura-2000-Gebieten
• Teilnahme am 3. Alpinen Biogeogra-
phischen Seminar in Brüssel
• Nominierung Steinfeld

Länd l i che  En tw i ck lung /ÖPUL
• Fördertechnische Abwicklung, Kon-
trolle und Koordination von 80 Natur-
schutzprojekten der Förderschiene
„Ländliche Entwicklung, Naturschutz-
maßnahmen"
• Örtliche Entwicklung, Betreuung und
Evaluierung der Naturschutzmaßnah-
men des Österreichischen Umweltpro-
gramms:
20.214 landwirtschaftliche Betriebe
25.230,67 ha betreute Gesamtfläche
S 140,739.948,50,- (€ 10,227.970,94)
Gesamtförderungssumme
• Organisation der Flächen-Begutach-
tungen, Vorbereitung aller notwendigen
Grundlagen für die Flächen-Begutach-
tungen, naturschutzfachliche Effizienz-
kontrollen und Schlussfolgerungen für
die weitere Programmgestaltung

LAFO
• Abwicklung und Betreuung von 25
LAFO/Naturschutzprojekten (exkl. Pro-
jekte „Ländliche Entwicklung"); Koordi-
nation der gesamten Artenschutz-Ge-
meinde-Projekte
• Fachliche Beurteilung der eingereich-
ten Projekte, Organisation, Betreuung
und Durchführung von Beratungen, Be-
treuung einzelner landesweiter Natur-
schutzaktionen (Kulturlandschaftspro-
gramm, Baumschutzprogramm, Natur
vor der Haustüre, Regionale Gehölzver-
mehrung, Streuobstprogramm, Hecken-
markt), Organisation und Leitung projekt-
oder aktionsbezogener Öffentlichkeitsar-
beit (Seminare, Workshops, Exkursionen)

Artenschutz

• Betreuung der Artenschutzprojekte
Fischotter, Biber, Bär, Birkhuhn, Raub-
würger, Luchs, Großtrappe, Kreuzenzian
- Ameisenbläuling etc.
• Gemeinsame Leitung bzw. Mitwir-
kung bei den landesintern eingerichte-
ten Arbeitsgruppen Kormoran und
Fischotter

• Begutachtung von rund 600 Anträgen
für Ein- u. Ausfuhren sowie Nachzuch-
ten von meist exotischen Tieren gemäß
WA, ArtHG, EG 1808/2001.
• Begutachtung von rund 50 Anträgen
betreffend Einfuhr von Jagdtrophäen für
Tiere gemäß WA, ArtHG, EG 1808/2001.
• Begutachtungen für rund 900 Einfuhr-
bewilligungen von artengeschützten
Pflanzen (Orchideen, Kakteen, Wolfs-
milchgewächsen) gemäß WA, ArtHG,
EG 1808/2001.
• Fischotterschäden-Abwicklung
(Schadenserrechnung der Schäden
2000, Abstimmung mit Fachstellen und
Auszahlung)

Schutzgebiete

• Ständige Betreuung von Naturschutz-
gebieten und Naturdenkmälern - Be-
schilderung, Instandsetzung von Anla-
gen, Überprüfung der Auflagen etc.
• Ausarbeitung, Betreuung, Umsetzung
und Monitoring von Pflege- und Ma-
nagementprojekten im Bereich Wachau,
Hundsheimer Berge, Alpenostrand,
Weinviertel
• Pflegemaßnahmen im NSG Eichkogel

Pro jek te
• NSG Hundsau
• NSG Jägerteich
• NSG Teichremise Trautmannsdorf
• NSG Pischelsdorfer Wiesen
• NSG Zeiseriberg
• NSG Frauenstein-Jennyberg

Nationalparks

• Abschluss der Entschädigungsver-
fahren zum NP Thayatal
• Inkrafttreten des Managementplanes
(langfristige Arbeitsgrundlage der NP-
Verwaltung) NP Thayatal

Tierschutz

Novelle der Verordnung über den
Schutz von Tieren in landwirtschaftli-
chen Tierhaltungen (Anpassung an die
Legehennenrichtlinie der EU).

Öffentlichkeitsarbeit

• Naturparketagung 2001
• Wanderpassaktion mit NÖ Naturpar-
ke, Eröffnungs- und Schlussveranstal-
tung
• Erarbeitung von Broschüren, Foldern,
Pressekonferenzen, Tagungen, etc.
• Zeitung NAhTUR: 5 Ausgaben
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Abteilung Verkehrsrecht

Schwerpunkte 2001

Straßenpolizeiliche
Schwerpunkte - Überwachung
des Straßenverkehrs

Die bewährten monatlichen Schwer-
punktprogramme wurden auch 2001
wieder durchgeführt. Die Umsetzung
oblag wie immer der Verkehrsabteilung
des Landesgendarmeriekommandos für
Niederösterreich und den Straßenpoli-
zeibehörden I. Instanz. Über die monat-
lichen Schwerpunktprogramme hinaus
wurde der Schwerverkehr unter Zuhilfe-
nahme des Landesprüfzuges und des
Prüfzuges der Bundesprüfanstalt für
Kraftfahrzeuge laufend gezielt über-
wacht (Standkontrollen). Spezialeinsät-
ze wie mobile Geschwindigkeitsmes-
sungen, Gewichtskontrollen, Lärmmess-
kontrollen, Gefahrgutkontrollen und
Planquadrate (Alkoholkontrollen) sowie
der Einsatz von Ziviistreifen sorgten zu-
sätzlich für die Hebung der Verkehrssi-
cherheit auf den Straßen Niederöster-
reichs.
Neben der Verkehrsüberwachung tra-
gen auch gesetzliche Maßnahmen so-
wie straßenbauliche Umgestaltungen
(z. B. Kreisverkehre, Straßenrückbauten,
Schwellen, Ampelanlagen usw.) ebenso
wie der Ausbau des höherrangigen
Straßennetzes (Entflechtung des Ver-
kehrs) zur Hebung der Verkehrssicher-
heit bei.

verfahren für einen neuen Vierersessel-
lift am Semmering (Hirschenkogel West)
abgewickelt. Im Zuge einer Länderkon-
ferenz wurden allgemeine Vollzugsfra-
gen des Seilbahnwesens erörtert.

Luftfahrtwesen
Bei den von der Abteilung zu erteilen-
den Bewilligungen nach dem Luftfahrt-
gesetz lag der zahlenmäßige Schwer-
punkt wie bisher in der Bewilligung von
Außenabflügen, Außenlandungen, Luft-
fahrtveranstaltungen und Vermietungs-
bewilligungen sowie in der Durchfüh-
rung der beantragten Zivilflugplatzbe-
willigungsverfahren und Verfahren be-
treffend zivile Bodeneinrichtungen.
Der stetige Ausbau des Flughafens
Wien-Schwechat sowie die Erweiterung
des Motor- und Segelflugfeldes Wr. Neu-
stadt/Ost und die Errichtung des in des-
sen Nähe gelegenen ÖAMTC-Hub-
schrauberflugplatzes (Rettungshub-
schrauberstützpunkt) erforderten eine
intensive Verhandlungstätigkeit.
Die aufsichtsbehördlichen Aufgaben
und die Behandlung von Lärmbe-
schwerden sind umfangreich geblieben.
Die Anzahl der vor allem bezüglich ei-
nes Flugplatzes erstatteten Anzeigen
und der damit durchzuführenden Ver-
waltungsstrafverfahren ist nach wie vor
enorm.

Gefahrgutwesen
Die Abteilung Verkehrsrecht war auf die-
sem Gebiet im Wesentlichen mit Fällen
der Unterbrechung bzw. Untersagung
der Beförderung von Gefahrguttrans-
porten befasst.
Weiters wurden Anträge auf Erteilung
von Ausnahmebewilligungen erledigt.

Kraftfahrlinien
• Fortführung der Streckenbefahrungen
und Haltestellenkommissionierungen im
Zuge der Wiedererteilungen von Kon-
zessionen für Post und KWD sowie zum
weiteren Aufbau der Datenbank „Kraft-
fahrlinien“
• Konzessionserteilungen sowie Ertei-
lung diverser Konzessionserweiterun-
gen für Einlandlinien samt Durchführung
der zugehörigen Haltestellenkommissio-
nierungen
• Ausarbeitung von Stellungnahmen zu
Entwürfen von Verordnungen zum Kraft-
fahrliniengesetz

Privatisierung der Kfz-Zulassung
In Niederösterreich sind derzeit 13 zum
Betrieb der Kfz-Haftpflichtversicherung
berechtigte Versicherer ermächtigt, Zu-
lassungsstellen einzurichten und zu be-
treiben.

Von den beliehenen Versicherungsun-
ternehmen sind zum Jahresende 217
private Zulassungsstellen für insgesamt
26 Behördensprengel eingerichtet.
Die Anzahl der Zulassungsstellen ist ei-
ner ständigen Änderung unterworfen;
im Jahre 2001 kam es offenbar aus Wirt-
schaftlichkeitsgründen zu Schließungen
bestehender Zulassungsstellen.
Bei einer großen Anzahl von Zulas-
sungsstellen wurde der Standort ver-
legt, was jeweils eine Ergänzung der Er-
mächtigungen erforderte.
Bezüglich eines Standortes wurde ein
Widerruf der Ermächtigung verfügt.
Ansonsten ergaben sich im Zusammen-
hang mit den übertragenen Aufgaben
vielfältige Anfragen von Bürgern, Behör-
den und Versicherungsangestellten.

Aus- und Fortbildung von
Fahrprüfern

Im September 2001 wurde eine Semi-
narreihe mit dem Thema „Lehrplan A -
Fahrtraining" organisiert (4 Schulungs-
termine, an denen ca. 105 Fahrprüfer
teilnahmen). Das Seminar fand im
ÖAMTC-Fahrtechnikzentrum in Teesdorf
statt, wobei sowohl theoretisches Wis-
sen vermittelt wurde als auch mögliche
Fahrfehler sowie richtiges Absolvieren
der Fahrübungen demonstriert wurden.
Allen niederösterreichischen Sachver-
ständigen für die Fahrprüfung wurde
das Prüferhandbuch als Richtlinie für
die Durchführung von Fahrprüfungen im
Sinne einer möglichst einheitlichen und
objektivierbaren Prüfung übersendet.
Mehrere schriftliche Informationen hat-
ten die Unterstützung der sachverstän-
digen Fahrprüfer bei ihrer verantwor-
tungsvollen Aufgabe zum Ziel.
Im Jahre 2001 sind acht Personen aus
dem Kreis der sachverständigen Fahr-
prüfer ausgeschieden und sechs Perso-
nen zu Fahrprüfern bestellt worden.

Eisenbahnwesen (Schienen- und
Seilbahnen)

Die Tätigkeit der Abteilung am Schie-
nenbahnensektor konzentrierte sich im
Jahre 2001 einerseits auf die zu Hoch-
leistungsstrecken bestimmten Eisen-
bahnlinien, wobei hier der Umbau der
Westbahn (bedingt u. a. auch den Ab-
trag stillgelegter Streckenabschnitte)
besonders hervorzuheben ist. Anderer-
seits ergab sich wieder eine intensive
Befassung mit Neben- und Anschluss-
bahnen, etwa durch Neu- und Umbau-
ten etlicher Anschlussbahnen, durch
Umstellung zahlreicher Eisenbahnkreu-
zungen auf technische Sicherungen so-
wie durch die Errichtung der B 301 im
Zuge der Ostbahn. Weiters wurde wie-
der die Sicherung zahlreicher Eisen-
bahnkreuzungen überprüft.
Im Bereich des Eisenbahnwesens fan-
den Koordinierungsgespräche mit dem
Ziel statt, unfallträchtige Eisenbahnkreu-
zungen zu entschärfen und eine ge-
meinsame Datenbank zwischen Behör-
de und ÖBB voranzutreiben.
Schließlich wurden wie in den Vorjahren
Verhandlungen zur Überprüfung von
Seilbahnanlagen durchgeführt. Über-
dies wurde das Bau- und Konzessions-

Probleme 2001

Verkehrsunfälle

Bedauerlicherweise war ein leichter An-
stieg der Verkehrsunfälle zu verzeich-
nen. Die Zahl der hierbei zu Tode ge-
kommenen Menschen in Niederöster-
reich ist jedoch im Jahre 2001 - unter-
stützt durch ambitionierte Maßnahmen
und Programme - um 14% zurückge-
gangen (Stand: Ende September 2001).

Transitverkehr

Vom technischen Zustand von Fahrzeu-
gen gehen immer wieder Gefahren für
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den Straßenverkehr aus. Diesen Gefah-
ren (insbesondere solchen des Schwer-
verkehrs) wurde durch die Veranlas-
sung strenger Kontrollen begegnet.

Fluglärm

Im Umkreis von Flugplätzen reagiert die
Wohnbevölkerung zusehens sensibler.
Eine Vielzahl von Anzeigen wegen ver-
muteter Übertretungen luftfahrtrechtli-
cher Bestimmungen war nachzugehen.

Fahrschulwesen und
Fahrprüfungen
2001 sind insgesamt 2.408 praktische
Fahrprüfungen angefallen (die Eintei-
lung der sachverständigen Prüfer und
deren Vergütung erfolgte durch die Ab-
teilung).
8 Fahrschulbewilligungen wurden er-
teilt.

Sportliche Veranstaltungen
An sportlichen Veranstaltungen auf Stra-
ßen wurden insgesamt 25 (20 radsportli-
che, 1 motorsportliche und 4 Laufveran-
staltungen) genehmigt.

Luftfahrt
2001 wurden 373 Bewilligungen für Luft-
fahrtveranstaltungen, Außenlandungen
bzw. Außenabflüge und 206 Bewilligun-
gen für Luftfahrthindernisse erteilt.
Ca. 4.050 Strafanzeigen in Luftfahrtan-
gelegenheiten wurden eingebracht.

Ausnahmebewilligungen
vom Wochenend- und
Nachtfahrverbot
2001 wurden 651 Ansuchen für Ausnah-
men vom Wochenend- und Nachtfahr-
verbot behandelt.

Verordnungsprüfungen
452 straßenpolizeiliche Verordnungen
von Gemeinden sind zur Überprüfung
eingegangen.

Berufungsverfahren
390 Verfahren (großteils betreffend Ent-
ziehung der Lenkberechtigung) wurden
anhängig.

Statistik 2001
Kommissionstätigkeiten sowie
Teilnahme an Besprechungen
und Schulungen durch
Bedienstete der Abteilung
Verkehrsrecht

Schienenbahnen:
39 Außendiensttage für 71 Projekte
Sessellift:
3 Außendiensttage für 3 Projekte
Flugplätze:
19 Außendiensttage für 115 Projekte
Kraftfahrtlinien:
30 Außendiensttage für 58 Projekte
126 Fahrprüfungen (in Dienst- und Freizeit)
7 Fahr(schul)lehrerprüfungen
1 KfV-Fachtagung an insgesamt 2 Tagen
1 Expertenkonferenz betreffend StVO

an insgesamt 2 Tagen
1 Expertenkonferenz betreffend KFG

an 2 Tagen inkl. Organisation
1 Expertenkonferenz betreffend

Luftfahrtangelegenheiten
an insgesamt 2 Tagen

1 Expertenkonferenzen betreffend EisbG
an insgesamt 2 Tagen

1 Kraftfahrreferententagung an insgesamt 2 Tagen
1 1nternationale Kraftfahrlinienkonferenz

an insgesamt 2 Tagen
inkl. Beteiligung an der Organisation

2 GGBG und ADR Seminare
an insgesamt 4 Tagen

2 sonstige Tagungen
an insgesamt 4 Tagen

Ziele 2002
• Die Abteilung wird weiterhin darauf
bedacht sein, alle Möglichkeiten zur He-
bung der Verkehrssicherheit und zur
Wahrung des Umweltschutzes auszu-
schöpfen.
• Das Verkehrsschwerpunktprogramm
für das Jahr 2001 wurde u. a. unter Ein-
beziehung des Kuratoriums für Ver-
kehrssicherheit und der Abteilung Ge-
samtverkehrsangelegenheiten des Am-
tes der NÖ Landesregierung erstellt.
Dabei wurden insbesondere vorgese-
hen:
- Gezielte Aktionen zur Senkung der
Alkoholunfälle (Planquadrate) sowie Ak-
tionen zur Einhaltung der Fahrgeschwin-
digkeit und des Sicherheitsabstandes
- Gezielte Aktionen zur Überwachung
des Schwerverkehrs, einspuriger Fahr-
zeuge und des Sommerreiseverkehrs
sowie verstärkte Kontrollen zum Schutz
von Kindern
- Verstärkte Kontrollen einspuriger
Kraftfahrzeuge
• Überprüfung und Verbesserung der
Sicherheitsvorkehrungen auf NÖ Flug-
feldern (-plätzen)
• Weiterführung der Schulung der
Sachverständigen für die Fahrprüfung
• Umsetzung von Zielen der Verwal-
tungsreform auf dem Gebiet des Ver-
kehrsrechts

An 21 Tagen wurden 6 verschiedene
Seminare besucht.
Sonstige Besprechungen außerhalb des
Amtes: 59 Außendiensttage.
Büroverhandlungen: 131 Tage.

Abteilung Gesamtverkehrsangelegenheiten

Mit Wirksamkeit 1. Dezember 1992 wur-
de die Abteilung Gesamtverkehrsange-
legenheiten neu eingerichtet. Der Auf-
gabenbereich der Abteilung für Ge-
samtverkehrsangelegenheiten umfasst
die Umsetzung und Weiterentwicklung
des NÖ Landesverkehrskonzeptes so-
wie alle Angelegenheiten der Gesamt-
verkehrsplanung.

NÖ Landesverkehrs-
konzept
Das Land Niederösterreich verfügt seit
dem Jahr 1991 über ein Landesver-
kehrskonzept als verkehrspolitischen

Handlungsrahmen. Dieses richtungwei-
sende Verkehrskonzept wurde begin-
nend im Jahr 1996 in einem umfassen-
den Abstimmungsprozess den aktuellen
übergeordneten Rahmenbedingungen
sowie den geänderten räumlichen und
verkehrlichen Entwicklungen ange-
passt. Das bewährte verkehrspolitische
Leitbild „Vermeiden, Verlagern, Verbes-
sern, Fördern" und die klare Gliederung
in regionsspezifische Maßnahmenbün-
del mit eindeutiger Zuordnung von Prio-
ritäten blieb unverändert. Das derzeit
gültige Landesverkehrskonzept 1997
wurde am 7. Oktober 1997 von der NÖ
Landesregierung beschlossen. Seit die-
ser Beschlussfassung sind sowohl von

Bundes- als auch von Landesseite ent-
wicklungs- und verkehrspolitische Wei-
chenstellungen getroffen worden, wel-
che im Zuge der Weiterentwicklung des
NÖ Landesverkehrskonzeptes Änderun-
gen am Maßnahmenteil des NÖ Lan-
desverkehrskonzeptes 1997 notwendig
machten. Diese Änderungen- bzw. Er-
gänzungen wurden im Jahr 2000 durch
Beschluss der NÖ Landesregierung in
das LVK aufgenommen. Im Jahr 2001
wurde die Informationsbroschüre „10
Jahre Landesverkehrskonzept“ als aktu-
elle Standortbestimmung sowie zur De-
finition neuer Prioritäten und Schwer-
punkte auf Grundlage der bisherigen
Erfahrungen herausgegeben. Um spezi-
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Kostendeckungsgrade einzelne Regio-
nalbahnstrecken eingestellt. Es wurden
Strecken (Gmünd-Gr. Gerungs, Retz-
Drosendorf, Drösing-Zistersdorf, Tür-
nitz-Freiland) auf einen Busbetrieb um-
gestellt oder Möglichkeiten zum Weiter-
betrieb (Mariazeller Bahn, Ybbstalbahn,
Strecke Obergrafendorf-Wieselburg)
gesucht. Das überwiegende Netz der
NÖ Regionalbahnen bleibt jedoch im
Rahmen des Verkehrsdienstvertrages
mit den ÖBB aufrecht.

Regionalverkehr auf
Hauptbahnen

Ebenfalls am 20. Juni 1996 wurde zwi-
schen dem Land Niederösterreich und
den ÖBB ein Vertrag unterzeichnet, der
langfristig den Regionalverkehr auf den
Hauptbahnen in Niederösterreich ge-
währleistet. Vertragsgegenstand ist als
Gegenwert für die Verkehrsdienste im
Regionalverkehr die Anschaffung von
120 Doppelstockwaggons, die bereits
im Einsatz stehen. Mit dieser Maßnahme
konnte kurzfristig eine Erhöhung der Ka-
pazität und der Attraktivität des öffentli-
chen Nahverkehrs in Niederösterreich
erreicht werden.

Sicherung der Bahn-
Infrastruktur in Niederösterreich
Am 26. Juni 1996 wurde zwischen dem
Land Niederösterreich und dem Bun-
desministerium für Wissenschaft, Ver-
kehr und Kunst ein Vertrag über die
langfristige Sicherung der Bahn-Infra-
struktur in Niederösterreich abgeschlos-
sen, um die Aufrechterhaltung eines
leistungsfähigen schienengebundenen
Personennahverkehrs sicherzustellen.

Schienenverkehrslärm
Beginnend mit dem Jahr 1993 hat das
Bundesland Niederösterreich gemein-
sam mit dem Verkehrsministerium und
den ÖBB einen Schienenverkehrslärm-
Kataster für die Eisenbahnbestandsstre-
cken erstellt. Diese umfangreiche Dar-
stellung der Lärmbeeinträchtigung der
NÖ Wohnbevölkerung durch Bahnlärm
ist die Basis für den im September 1999
unterzeichneten Rahmenvertrag mit der
Republik Österreich. In Summe werden
daher in den nächsten 15-20 Jahren in
138 Gemeinden 250 km Lärmschutz-
wände errichtet und 15.000 Lärm-
schutzfenster eingebaut. Die Kosten
werden ca. 180 Mio. € (2,5 Mrd. S) be-
tragen. Die Finanzierung erfolgt zu 50%
durch den Bund, zu 25% durch die be-
troffenen Gemeinden und zu 25% durch
das Land. Finanzschwächere Gemein-
den werden durch das Land gefördert.
Die konkrete Umsetzung des Lärm-
schutzprogrammes wurde im Jahr 2000
begonnen. Bisher wurden in 4 Gemein-
den bauliche Lärmschutzmaßnahmen
realisiert. Im Jahr 2001 wurde durch

bahn in Niederösterreich befinden sich
in fortgeschrittenen Planungsstadien.
Für das Schlüsselprojekt der Westbahn,
die „Neubaustrecke Wien-St. Pölten“, ist
die Umweltverträglichkeitsprüfung posi-
tiv abgeschlossen; die eisenbahnrecht-
liche Genehmigung liegt vor.

Ausbau des Südbahnsystems

Für die Südbahn wurde unter Beteili-
gung der Bundesländer Wien, Nieder-
österreich und Burgenland ein neues
Grundkonzept erarbeitet. Dies war vor
allem im Hinblick auf die EU-Erweite-
rung vordringlich notwendig. Ziel ist es,
die Ostregion an die Nord-Süd-Achse
Ukraine - Ungarn - Slowenien - Adria-
häfen (EU-Korridor V) anzubinden. Stre-
ckenführung: Wien - Flughafen Wien
Schwechat - Eisenstadt - Sopron -
Szombathely. Der Anschluss des Rau-
mes Wr. Neustadt an diese Achse wird
angestrebt.

Schnellbusse nach St. Pölten

Zur besseren Integration der Landes-
hauptstadt St. Pölten in das öffentliche
Verkehrsnetz und damit zur besseren
Erreichbarkeit aus den Landesvierteln
wurden insgesamt 11 Schnellverkehrsli-
nien eingerichtet. Durch laufende Ver-
besserungen wird dieses Bussystem an
die Anforderungen der Fahrgäste ange-
passt.

Nahverkehrsausbau

Zur Attraktivierung des niederösterrei-
chischen Schienennahverkehrs werden
folgende Projekte vorrangig verfolgt:
• Selektiver 2-gleisiger Ausbau und
durchgehende Elektrifizierung der
Schnellbahnlinie S 2 (Wien-Wolkers-
dorf-Mistelbach-Laa/Thaya). Ein ent-
sprechender Ausbauvertrag wurde mit
der Republik Österreich abgeschlossen.
Der Baubeginn für den 2-gleisigen Aus-
bau zwischen Wien und Wölkersdorf ist
im Jahr 2003 zu erwarten.
• S 7 (Flughafenschnellbahn Wien-
Flughafen Schwechat). Der Niederöster-
reichische Streckenabschnitt ist fertig,
der Ausbau des Wiener Streckenab-
schnittes ist in der Endphase, so dass
mit einer verbesserten Erreichbarkeit
des Flughafens Wien-Schwechat im
Jahr 2003 zu rechnen ist.
• 2-gleisiger Ausbau der Pottendorfer
Linie zwischen Wampersdorf und Meid-
ling.

Regionalbahnen (Nebenbahnen)
Am 20. Juni 1996 wurde zwischen dem
Land Niederösterreich und den ÖBB ein
Regionalbahn-Verkehrsdienstevertrag
abgeschlossen, der das Fahrplanange-
bot auf den NÖ Regionalbahnstrecken
zum Inhalt hat. Seitens der ÖBB wurden
nunmehr auf Grund sehr schlechter

fische Fachthemen umfassender dar-
stellen zu können, wurde seit 1990 er-
gänzend zum NÖ Landesverkehrskon-
zept eine eigene Schriftenreihe aufge-
legt.
Bisher sind folgende Hefte erschienen:
Heft 1: Ausgangslage, Entwicklung,
Leitbild
Heft 2: Park-and-Ride
Heft 3: Verkehrsberuhigung
Heft 4: Verkehrsverbünde
NÖ Landesverkehrskonzept, Entwurf
Heft 5: Umweltgerechter Straßenbetrieb
NÖ Landesverkehrskonzept, Kurzfas-
sung und Langfassung
Heft 6: Verkehrssicherheit
Heft 7: Schifffahrtskonzept
Heft 8: Flugverkehrskonzept
Heft 9: Verkehrssteuerung
Heft 10: Güterverkehr
Heft 11: Chancen für Elektrofahrzeuge
Heft 12: Dokumentation Ortsverkehre
Heft 13: Anruf-Sammel-Taxis für den Öf-
fentlichen Verkehr in der Region
NÖ Landesverkehrskonzept, Entwurf 96
Heft 14: Gestaltung untergeordneter
Straßen - Weniger ist mehr
NÖ Landesverkehrskonzept 1997
Heft 15: Ruhender Verkehr
Heft 16: Gestaltung innerörtlicher Orien-
tierungssysteme
Heft 17: Gehen in Niederösterreich, Neu-
auflage Heft 2: Park-and-Ride in NÖ)
Weitere Hefte sind in Vorbereitung.
Die Hefte der Schriftenreihe sowie das
NÖ Landesverkehrskonzept 1997 sind
über die Kanzlei der Abteilung für Ge-
samtverkehrsangelegenheiten gegen
Kostenersatz in 3109 St. Pölten, Land-
hausplatz 1, Haus 16, Tel.: (0 27 42)
9005 DW 14973, zu beziehen.
Aufbauend auf den Inhalten des NÖ
Landesverkehrskonzeptes und der Er-
gänzung 2000 ergeben sich für die Ab-
teilung Gesamtverkehrsangelegenhei-
ten folgende aktuelle Arbeitsschwer-
punkte:

Öffentlicher Verkehr

4-gleisiger Ausbau der
Westbahn

Der durchgehende 4-gleisige Ausbau
der Westbahn in Niederösterreich ist
deshalb notwendig, da die bestehende
Westbahn ausgelastet ist und eine Ver-
besserung des öffentlichen Personen-
nahverkehrs sowie eine Verlagerung
von Gütern auf die Bahn nur durch eine
Kapazitätsausweitung möglich ist.
Der Streckenabschnitt Umfahrung
Krummnußbaum-Säusenstein ist seit
1994 in Betrieb. Die Umfahrungen Melk
und Loosdorf sowie die Abschnitte
Haag-St. Valentin, Sarling-Ybbs, Pöch-
larn und St. Pölten-Prinzersdorf wurden
im Mai bzw. Oktober 2000 eröffnet. Die
„Güterzugumfahrung St. Pölten" ist- in
Bau, alle übrigen Abschnitte der West-
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niert, die zu einer wirtschaftlich, räum-
lich und verkehrlich tragbaren Bewälti-
gung des zukünftig zu erwartenden Gü-
terverkehrs führen sollen. Aufbauend
auf dieses übergeordnete Konzept wur-
de mit Vorarbeiten zu einem Regionalen
Logistikkonzept Niederösterreich, ins-
besondere mit der Fortschreibung der
NÖ Güterverkehrsprognose, begonnen

• die Unterzeichnung von Planungsver-
trägen in 5 Gemeinden,
• die Unterzeichnung von Durchfüh-
rungsverträgen in einer Gemeinde,
• die Vorbereitung von Planungsverträ-
gen in 9 Gemeinden und
• die Vorbereitung von Durchführungs-
verträgen in 4 Gemeinden
die Umsetzung des Lärmschutzpro-
grammes fortgeführt.

NÖ Nahverkehrsfinanzierungs-
programm
Diese Förderung ermöglicht es, den nie-
derösterreichischen Gemeinden bei der
Organisation bzw. Verbesserung des öf-
fentlichen Verkehrs Hilfestellung zu ge-
währen. So wurden im Jahre 2001 im
Rahmen dieses Finanzierungsprogram-
mes beispielsweise folgende Maßnah-
men gefördert:
• U3-Anbindung der Gemeinden
Schwechat und Zwölfaxing
• Citybuserweiterung Baden
• Stadtbus Hollabrunn
• AST Amstetten

Park-and-Ride
Derzeit bestehen in Niederösterreich
mehr als 25.000 Stellplätze für Pkw an
mehr als 300 Haltestellen öffentlicher
Verkehrsmittel. Ebenso viele Stellplätze
stehen für Zweiräder zur Verfügung.
Um den kurz- bis mittelfristigen Bedarf an
Park-and-Ride-Stellplätzen abdecken zu
können, ist es notwendig, die Anzahl der
Pkw- und Zweiradabstellplätze auf insge-
samt jeweils ca. 35.000 bis 40.000 zu er-
höhen. Im Dezember 1994 konnte ein
Übereinkommen zwischen Niederöster-
reich und dem Bund abgeschlossen wer-
den, das die Finanzierung dieser drin-
gend benötigten Anlagen regelt. Fertig
gestellt werden konnten im Jahr 2001
die Anlagen bei den Bahnhöfen Drö-
sing, Obersdorf-Pillichsdorf, Purkersdorf-
Gablitz, Traismauer, Wagram-Grafenegg
und Wölkersdorf unter der Bauherrschaft
der NÖVOG und die Anlagen Allentsteig,
Angern a. d. March, BerndorfStadt, Dürn-
krut, Horn, Klein-Wolkersdorf, Langen-
zersdorf, Scheiblingkirchen-Warth, Tras-
dorf und Wilfleinsdorf unter der Bauherr-
schaft der ÖBB.
Verträge abgeschlossen wurden für die
NÖVOG-Anlage Hohenau sowie für die
ÖBB-Anlage Traisenpark. Eine Reihe
von Anlagen befindet sich in Vorberei-
tung (4 P&R-Anlagen der NÖVOG sowie
8 P&R- und 6 B&R-Anlagen der ÖBB).

Verkehrsverbünde
In Niederösterreich sind flächende-
ckend Verkehrsverbünde eingerichtet:
• Verkehrsverbund Ost-Region (VOR)
• Verkehrsverbund NÖ - Burgenland
(WNB)
Mit der flächendeckenden Einrichtung
von Verkehrsverbünden in Niederöster-

reich konnten einerseits durch attraktive
Verbundfahrpreise (eine Fahrkarte für
die gesamte Strecke, Verbilligung bis zu
50% bei Zeitkarten etc.) und anderer-
seits durch Koordination der Fahrpläne
und damit einer Steigerung der Attrakti-
vität des Angebotes deutliche Steige-
rungen der Fahrgastzahlen erreicht wer-
den. Regional sehr unterschiedlich
konnten im Allgemeinen zwischen 10
und 20% höhere Fahrgastzahlen im Ver-
gleich zu den Fahrgastzahlen vor Ver-
bundstart verzeichnet werden.
Mit 1. Jänner 2000 ist das Bundesge-
setz zur Organisation des Öffentlichen
Personennah- und Regionalverkehrs in
Kraft getreten. Im Hinblick auf die neuen
Regelungen in diesem Gesetz wurde
verstärkt an der Weiterentwicklung der
Verbund- und Tarifsysteme in Nieder-
österreich mit dem Ziel eines einheitli-
chen Systems für ganz Niederösterreich
unter Berücksichtigung bundesweit ab-
gestimmter Vorgaben gearbeitet. Als
erster Schritt dazu ist eine Zusammenle-
gung der einzelnen Verbundmanage-
ments in Vorbereitung.

Schifffahrt und
Flugverkehr

1992 wurde das NÖ Landesverkehrskon-
zept in den Bereichen Schifffahrt und
Flugverkehr durch eigene Sachbereichs-
konzepte ergänzt. Die inhaltliche Aktuali-
sierung dieser beiden Konzepte erfolgte
im NÖ Landesverkehrskonzept 1997.
Ausgehend vom Masterplan des Flugha-
fen Wien-Schwechat, in dem zur Abde-
ckung der längerfristigen Kapazitätsan-
forderungen der Bau einer 3. Piste vorge-
schlagen wird, wurde ein Mediationsver-
fahren begonnen. Ziel eines derartigen
Verfahrens ist, unter Einbeziehung aller
Betroffenen zu einer zukunftsträchtigen
Konsenslösung zur weiteren raum- und
umweltverträglichen Entwicklung des
Flughafens zu kommen. Das Mediations-
verfahren soll im ersten Halbjahr 2002
abgeschlossen werden

Straßenverkehr

Folgende Planungen hochrangiger Stra-
ßeninfrastruktur wurden im Jahr 2001 fe-
derführend von der Abteilung Gesamt-
verkehrsangelegenheiten durchgeführt:
• Vorstudie zur Trassenführung der
Nordautobahn inklusive Einbindung der
Grenzübergänge Laa/Thaya und Rein-
thal
• Trassenstudie zur Marchfeldstraße in
Form von Umfahrungen der Ortsgebiete
im Zuge der B 8, Angerner Straße inklu-
sive optionalen Grenzübergang bei An-
gern
• Trassenstudie zur B 305, Wiener
Nord-Ost-Umfahrung
• Untersuchungen zu Straßenkorrido-
ren im Waldviertel
Bei anderen Ausbaumaßnahmen des
Straßennetzes ist die Abteilung für Ge-
samtverkehrsangelegenheiten in bera-
tender Form projektbegleitend tätig.
Nachdem die Ausbaumaßnahmen im NÖ
Landesverkehrskonzept festgelegt sind,
bezieht sich die Tätigkeit auf gesamtver-
kehrliche Koordinierung. Verkehrsträger-
übergreifende Konzepte wurden im
Raum Amstetten, Mistelbach und in der
Landeshauptstadt St. Pölten begonnen.

Planungsgemeinschaft
Ost

Verkehrsrelevante Studien wurden im
Rahmen der PGO zu folgenden Themen
bearbeitet:
• ÖV-Korridor Stadlau- Aspern - Essling
- Groß Enzersdorf. In dieser Studie wur-
den Sofortmaßnahmen zur Beschleuni-
gung des Öffentlichen Verkehrs sowie die
Entwicklung zukünftiger attraktiver ÖV-
Systeme für diesen Verkehrskorridor dar-
gestellt und hinsichtlich ihrer Kosten und
Wirksamkeit beurteilt.
• Mischsysteme im schienengebunde-
nen ÖPNV Wien-Umland. Diese Studie
beschäftigt sich mit der Sinnhaftigkeit
und Machbarkeit der Verknüpfung be-
stehender schienengebundener Ver-
kehrssysteme (U-Bahn, Eisenbahn,
Badner Bahn) im Bereich Wien-Umland.

Verkehrssicherheit

Die aus den Wunschkennzeichen vom
Bund zugewiesenen Gelder im Rahmen
des Österreichischen Verkehrssicher-
heitsfonds, Landesanteil Niederöster-
reich, werden seit September 1998 von
der Abteilung Gesamtverkehrsangele-
genheiten verwaltet.
Hierbei wird auch 2002 das Schwerge-
wicht auf Untersuchungen der Einfluss-

Güterverkehr

Die Bundesländer Wien, Niederöster-
reich und Burgenland, das Verkehrsmi-
nisterium und die ÖBB haben die Initia-
tive „TEN-Knoten Wien“ ins Leben geru-
fen. In diesem Planungsprozess werden
alle infrastrukturellen und logistischen
Anforderungen an die Ostregion defi-
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Die NÖ Verkehrsberatung ist im Haus
16, Zimmer 313, und unter der DW
14047 erreichbar.
Ein im Rahmen der NÖ Verkehrsbera-
tung betreutes Projekt aus dem NÖ Lan-
desverkehrskonzept 1997 ist die „Ver-
kehrsspargemeinde“:
Auf Grund eines Wettbewerbes 1998
wird mit der Siegergemeinde Langen-
lois in den Jahren 1999 bis 2002 ver-
sucht, durch Anreize (soft politics)
und bewusstseinsbildende Maßnahmen
die Zunahme des motorisierten Ver-
kehrs im Binnenverkehr einzudämmen.
Jedes Jahr wurden/werden Schwer-
punkte gesetzt: 1999 im Bereich des
Radfahrens, 2000 Zu-Fuß-Gehen, 2001
„sanfte Mobilität“ - umweltbewusstes
Fahren in NÖ, 2002 soll das Gesamt-
verständnis für den Umweltverbund
(vernünftige Verkehrsmittelwahl) er-
reicht werden.
Nach einer Befragung Ende 2000 hat
bereits eine Änderung der Verkehrsmit-
telwahl im Binnenverkehr eingesetzt.
Gegenüber 1998 hat es 2000 um 3%
mehr Fußbewegungen und um 9% mehr
Radbewegungen gegeben. Die Pkw-
Bewegungen (Lenker) sind um 7% zu-
rückgegangen, der Anteil der Pkw-Mit-
fahrer ist um 1% gesunken, der Anteil
der ÖV-Nutzer ist gleich geblieben.

NÖ Verkehrsberatung:
eine Servicestelle für
NÖ Gemeinden
Innerhalb der Abteilung Gesamtver-
kehrsangelegenheiten wurde im April
1995 diese Ansprech- und Servicestelle
bei Verkehrsproblemen vor allem für die
NÖ Gemeinden geschaffen. Die Haupt-
aufgabe ist die Verkehrsberatung, vor al-
lem als Entscheidungshilfe und Argu-
mentationshilfe für NÖ Bürgermeister.
Schwerpunkte der Verkehrsberatung
sind: Verkehrskonzepte; Verkehrsberuhi-
gung; Attraktivierungsmaßnahmen für
den öffentlichen Verkehr; Parkraumorga-
nisation; Attraktivierung des nicht motori-
sierten Individualverkehrs, Flächenwid-
mungen, Schulwegprobleme und die
Neuorganisation von Verkehrsflächen. .
Weitere Tätigkeitsfelder sind die Koordi-
nation mit jeweils beteiligten Dienststel-
len des Landes, Bundesdienststellen
und weiteren Institutionen sowie Infor-
mation über Fachthemen wie z. B.: Tem-
po-30-Zonen (Leitfaden und Muster-
verordnung), Wohnstraßen (Leitfaden
und Musterverordnung), Bushaltestel-
len, Schulwegsicherung; weitere Infor-
mationen und Musterverordnungen fol-
gen (z. B. Halte- und Parkverbote).

nähme neuer Maßnahmen auf die He-
bung der Verkehrssicherheit und auf
allgemeinen Verkehrssicherheitsunter-
suchungen und -konzepten liegen. Die
Aufbereitung der Unfalldaten und die
Darstellung der Ergebnisse im Internet
und auch in Form einer Broschüre wird
jährlich durchgeführt.
Im Jahr 2001 wurden beispielsweise ge-
fördert bzw. finanziert:
• Öffentlichkeitsarbeit für Maßnahmen
zur Hebung der Sicherheit von Motor-
radlenkern,
• Ausarbeitung und Darstellung von
Unfalldaten als Grundlage für Verbesse-
rungsmaßnähmen für Motorrad- und
Mopedlenker,
• Mopedfahrsicherheitsbewerbe,
• Verkehrssicherheitsaktionen im Rah-
men der Aktion „Schutzengel" (30 mobi-
le Tempoanzeigen mit Datenerfassung
werden den NÖ Gemeinden kostenlos
zur Verfügung gestellt - Bestellung und
Datenbekanntgabe im Internet unter
http://www.noe.gv.at/schutzengel), Ak-
tionen für Schulkinder sowie
• Radhelme, Fahrsicherheitstraining für
Probeführerscheinbesitzer und Senioren
und Schülerlotsenversicherung.
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Abteilung Gesundheitswesen

Krankenanstalten

Ausbau der Krankenanstalten

Grundlage des Ausbaues der nieder-
österreichischen Krankenanstalten ist
der Österreichische Krankenanstalten-
plan (ÖKAP). Dadurch erhält Nieder-
österreich fünf Versorgungsregionen, in
deren Zentren je ein regionales Schwer-
punktkrankenhaus liegt, das zusammen
mit den geplanten Fachschwerpunkten
in den regionalen Grundversorgungs-
krankenhäusern die Bewohner der je-
weiligen Region bis auf wenige Spezial-
behandlungen praktisch selbstständig
versorgen kann.
Innerhalb dieser Versorgungsregionen
werden sich zukünftig Krankenanstalten
zu Verbänden zusammenschließen und
ihr Leistungsangebot aufeinander ab-
stimmen, um teure Doppelgleisigkeiten
zu vermeiden.
Geschehen ist dies bereits mit dem Zu-
sammenschluss der Krankenanstalten
in Horn, Allentsteig und Eggenburg zum
Waldviertelklinikum, mit Tulln und Gug-
ging zum Donauklinikum und mit der
Zusammenlegung der Krankenanstalten
Stockerau und Korneuburg zu einem
Krankenanstaltenverband (ein Kranken-
haus an zwei Standorten). Weitere inter-
hospitale Kooperationsformen existieren
im Industrieviertel zwischen den Kran-
kenanstalten Wiener Neustadt, Neunkir-
chen und Grimmenstein sowie im Most-
viertel zwischen Waidhofen an der
Ybbs, Mauer, Amstetten, Scheibbs und
Melk. Damit sollen nicht nur eine positi-
ve Weiterentwicklung des NÖ Gesund-
heitswesens gefördert, sondern auch
wichtige Verbesserungen für die Patien-
ten der einzelnen Regionen geschaffen
werden.
In Niederösterreich sind zur Realisie-
rung dieser neuen Struktur Ausbauvor-
haben von rund 237 Mio. € (3,26
Mrd. S) im Gange. Die wesentlichen
Neu-, Zu- und Umbauten sind nachste-
hend angeführt.

Mostv ier te l
In Amstetten entsteht mit einem Ge-
samtinvestitionsvolumen von 72 Mio €
(rund 1 Mrd. S) ein Zu- und Umbau, der
vielen Bettenstationen, den Intensivbe-
handlungsbereichen, den Ambulanzen
und zahlreichen sonstigen Versor-
gungseinheiten eines modernen Klinik-
betriebes neue und funktionell ausge-
richtete Räume zur Verfügung stellen
wird.
In Melk laufen nach der nun genehmig-
ten Zielplanung die bauvorbereitenden
Planungsarbeiten für einen Zu- und Um-
bau an.

In Scheibbs wird nach der Inbetrieb-
nahme des neu errichteten sechsge-
schoßigen Bettentraktes nun der letzte
Teil des Altgebäudes (Kupelwiesertrakt)
generalsaniert.
In Waidhofen an der Ybbs wurde an
der Zielplanung betreffend den Betten-
trakt gearbeitet und die vorbereitenden
Planungsmaßnahmen zur baulichen
Umsetzung am Ende des Jahres be-
schlossen.
Im LKH Mauer wurden nur laufende
Strukturverbesserungen ohne größere
bauliche Tätigkeit vorgenommen.

Zen t ra l r aum

Im KH St. Pölten wird nach vielen Jah-
ren der Verhandlungen nun endlich mit
der ersten Bauetappe des zweiten Bau-
abschnittes begonnen. In diese Phase
fallen der Neubau des Zentral-OPs mit
zehn OP-Einheiten, die Intensivbehand-
lungsbereiche für postoperative und in-
ternistische Patienten, die Bettenstatio-
nen für die kardiologische, die neurolo-
gische und die herzchirurgische Abtei-
lung und die Notfallaufnahme. Für diese
Bauvorhaben ist ein Investitionsvolumen
von 59,8 Mio. € (823 Mio. S) vorgese-
hen. Nach Abschluss dieser Bautätig-
keiten im Jahr 2007 sollen zwei weitere
notwendige Bauetappen eine Neuge-
staltung der 2. Internistischen Abtei-
lung, der Nuklearmedizin, des Zentralla-
bors, der Physikalischen Therapie, des
Zentralröntgens, der Ambulanzen und
der Bettenstationen für die chirurgische,
urologische und plastisch-chirurgische
Abteilung bringen. Zusammen mit bau-
begleitenden Maßnahmen werden nach
der derzeitigen Planung noch einmal
rund 63 Mio. € (865 Mio. S) notwendig
werden, um das Krankenhaus der Lan-
deshauptstadt St. Pölten an die Erfor-
dernisse des Versorgungsauftrages an-
zupassen.
In Krems wurde im Frühjahr die neu ge-
staltete postoperative Intensivüberwa-
chungseinheit in Betrieb genommen.
Die Planung der Strahlentherapie wurde
nur insofern weitergeführt, als neue Mo-
delle der finanziellen Abwicklung der-
zeit zur Diskussion stehen. Ein konkreter
Termin für Detailplanung und Baube-
ginn steht noch nicht fest.
In Lilienfeld wurde der Neubau der Kü-
che in Betrieb genommen und gleich-
zeitig damit auch dem Notarztbetrieb
und den Werkstätten ein neues Zuhause
gegeben.
In Klosterneuburg werden derzeit mit
einem Kostenaufwand von 3,8 Mio. €
(52 Mio. S) die Röntgenanlage und die
Eingangszone neu gestaltet, um den
modernen Anforderungen an einen Kli-
nikbetrieb zu entsprechen. Außerdem

wird im Zuge dieses Bauvorhabens der
bauliche Brandschutz an die heutigen
Erfordernisse angepasst.
Die Landesnervenklinik Gugging wird
stufenweise bis zum Jahr 2007 gänzlich
aufgelassen und in das Donauklinikum
(ehemals LKH Tulln) eingegliedert. Die
dadurch notwendigen Neubaumaßnah-
men in Tulln sind derzeit Gegenstand
umfangreicher Planungsarbeiten.

Waldv ie r te l

Die Krankenanstalten Horn, Eggenburg
und Allentsteig haben sich unter
dem Namen Waldviertelklinikum zu
einem gemeinsamen Krankenanstalten-
verband zusammengeschlossen, der
wirtschaftliche Vorteile und gleichzeitig
medizinische Verbesserungen bringt.
Im Standort Horn wurde bereits eine
neue Abteilung für Neurologie in Betrieb
genommen, die auch vier Betten für die
Akutbehandlung von Schlaganfällen (so-
genannte STROKE-Unit) beinhalten wird.
Um den zukünftigen Bedarf an Physio-
therapeuten, sowohl im eigenen Bereich
als auch für das gesamte Waldviertel, de-
cken zu können, wurde eine Akademie
für den physiotherapeutischen Dienst
gegründet, die im Oktober 2001 mit der
Ausbildung der ersten Studentinnen und
Studenten begonnen hat.
Im Standort Allentsteig wurde mit den
Projektierungsarbeiten für eine Sonder-
krankenanstalt für Neurorehabilitation
der Stufe C begonnen. Die Umsetzung
des neuen Versorgungsauftrages mit
dem Ziel, Patienten mit chronischen Er-
krankungen sozial und beruflich wieder
zu integrieren, war zwar erst für 2004 in
Aussicht genommen worden, es hat
sich aber ergeben, dass eine Vorzie-
hung der notwendigen Umbauarbeiten
wirtschaftlicher ist als eine Weiterfüh-
rung des derzeitigen Betriebes bis
2004.
Im Standort Eggenburg soll mittels pri-
vater Investoren in einem Zeitraum von
zwei Jahren eine 150-Betten-Klinik für
Psychosomatik zur Versorgung der Ost-
region Österreichs errichtet werden. Der
Standort Eggenburg eignet sich beson-
ders wegen der jahrelangen Erfahrun-
gen für eine derartige Einrichtung.
Durch die Errichtung einer Modellklinik
könnte dieser Standort sogar als Pilot-
projekt für die beiden anderen Standor-
te in Österreich dienen.
In Zwettl wurde die Planungsphase für
einen Zubau und eine daran anschlie-
ßende Generalsanierung des bestehen-
den Hauses abgeschlossen, der Baube-
ginn ist für das Frühjahr 2002 vorgese-
hen. Mit einem Gesamtbetrag von 24,2
Mio. € (333 Mio. S) wird ein zweistöcki-
ger Zubau errichtet und anschließend
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lytike' (MTA) wird am Standort Wiener
Neustadt em neuer Zweig des gehobe-
nen medizinisch-techn sehen Dienstes
eröffnet Bisher war diese Ausbildung
*ür d e Ostregion nur am AKH in Wien
möglich Seit Oktober 2001 werden die
ersten Student.nnen und Studenten nun
am Schwerpunktkranxenhaus Wiener
Neustadt unterrichtet Wiener Neustadt
hat dafür die MTF-Schuie autgelassen
und betreibt nun neben der MTA -Ausbil-
dung auch Ausbi'dungsstätten für Allge-
meine Krankenpflege und radiologisch
technische Assistenten (RTA).
In Neunkirchen wurden nach der provi-
sorischen Inbetriebnahme der Abteilung
für Sozialpsychiatrie zunächst Verhand-
lungen zur Generalsanierung des Kran-
kenhauses aufgenommen Mittlerweile
erweist sich jedoch der komplette Neu-
bau der Krankenanstalt an einem ande-
ren Ort als der zielführendere Weg
Diesbezügliche Verhandlungen sind im
Gange Bei einem optimalen Verband-
lungs- und Planungsablauf könnte noch
im Jahr 2003 mit dem Neubau, der sich
mit einem geschätzten Investitionsvolu-
men von 58 72 Mio € (800 Mio bis 1
Mrd S) zu Buche schlagen wird begon-
nen werden
In Grimmenstein wird zukünftig anstatt
der orthopädischen Nachbehandlung
der Neurorehabiiitation in Kooperation
mit Wiener Neustadt vermehrtes Augen-
merk geschenkt Die dazu notwendigen
Umstrukturierungsmaßnahmen waren
eher gering und sind bereits erfolgt.
Mittlerweile wurde auch em Computerto-
mografie-Gerät in Betrieb genommen,
das nun eine moderne Diagnostik von
Lungenerkrankungen gewährleistet
Im LKH Mödling wurde ein Teil des Alt-
gebäudes (Labor. Fenstertausch an der
Westfassade. Klimatisierung der Inten-
sivstation) generalsamert
Im KH Baden wurden Vorbereitungen
zur Einrichtung einer neuen Abteilung
für Neurologie getroffen.

NÖ Qualitätssicherungs-
kommission gern. Kranken-
anstaltengesetz

Die Kommission ist Schnittstelle der Öf-
fentlichen Gesundheitsverwaltung und
der gewachsenen Krankenhausorgani-
sation
Das Berichtsjahr 2001 war gekenn-
zeichnet durch Diskussion und Versuch
einer Konsensfindung bezüglich der
Stellung der Qualitätssicherung (QS) in-
nerhalb der bestehenden Krankenhaus-
organisation
Konkret wurde und wird diese Diskus-
sion anhand der Geschäftsordnung für
die dezentrale (d h Krankenhaus-)Qua-
litätssicherung geführt
Inhaltlich wird im Bundesland, wie auch
national und EU-weit, eine Diskussion
darüber geführt, welche Konzepte eine
gute Umsetzung im Sinne der Zielvorga-

stalt für ambulante und tagesklmische
Therapie mit acht Patientenbetten die
als Filiale des KH Mistelbach betrieben
wird Damit steht der Gänsemdorfer Be
völkerung m absehbarer Zett eine medi
zimsche Einrichtung zur Verfügung, in
der eine unfa.chirurgische Versorgung,
eine tageskhnische Betreuung und Spe
Zieleinrichtungen wie Schmerzambu-
lanz, Chemotherapie. Nephrologie. An-
drologie und Inkontinenz in Anspruch ge-
nommen werden können Die beiden
Krankenanstalten werden zukünftig unter
dem Namen Weinviertelklinikum als em
einziges gemeinsames Krankenhaus be
trieben werden
In Hollabrunn wurden nach dem Aus
bau der sozia psychiatnschen Abte 'urg
und Inbetriebnahme des sogenannten
Übergangsbereiches, eines Zubaues,
der durch seine transparent gehaltene
Bauweise den Übergang von der statio-
nären zur ambulanten Betreuung auch
optisch dar stellen soll keine weiteren
Veränderungen vorgenommen
Die Krankenanstalten Stockerau und
Korneuburg haben sich zu einem
Krankenanstaltenverband zusammen-
geschlossen. der eine enge Zusam
menarbeit und die Vermeidung von
Doppelstrukturen sicherstellen soll In
Korneuburg werden zukünftig Abteilun-
gen für Allgerneinchirurgie Unfallchtrur
gie, Gynakologte/Geburtshilfe, Urologie
und Anästhesiologie und Intensivmedi-
zin angesiedelt sein In Stockerau ver-
bleibt die gesamte Innere Medizin samt
Departements für Pulmologie und
Rheumatologie sowie eine Tagesklintk
Auch für die Bereiche Technik Versor-
gung, Verwaltung und Logistik ist eine
wirtschaftlich vorteilhafte Kooperation
vereinbart, so dass diese beiden Kran-
kenanstalten nicht nur auf medizini-
schem Gebiet, sondern auch in kauf-
männischer Hinsicht näher zusammen-
rücken werden Zur Verwirklichung die-
ser neuen Struktur sind in Stockerau le-
diglich kleine Veränderungen notwen
dig In Korneuburg werden mit einem
Aufwand von 51,2 Mio € (705 Mio S)
wesentliche Teile des dringend sanie-
rungsbedürftigen Spitals völlig neu
errichtet und im Fruhsommer 2003 er-
öffnet
Von Hainburg sind derzeit weder Bautä
tigkeiten noch Planungen zu berichten

Indus t r i ev i e r t e l
In Wiener Neustadt wurde die Erweite-
rung der Abteilung für Kinder und Ju-
gendheilkunde sehr rasch umgesetzt
so dass bereits im Laufe des Jahres
2002 der Betrieb in den neuen Räum-
lichkeiten aufgenommen werden kann
Die nicht mehr länger tolerierbaren äu
ßerst beengten Verhältnisse werden nun
in absehbarer Zeit der Vergangenheit
angehören
Mit der Aafnahme des Ausbildungsbe-
triebes für medizinisch technische Ana-

der Altbau generalsanieri so dass nach
Abschluss der Bauarbeiten den Patien-
ten em modernes und den heutigen An-
sprüchen entsprechendes Krankenhaus
zur Verfügung stehen w'd
In Gmünd wurden nach der erfolgrei-
cher Inbetriebnahme der neuen Ables-
ung für Orthopädie kerne weiteren Än-
derungen vorgenommen Die vor eini-
gen Jahren gegründete Schule für aen
medizinisch technischen Fachdienst
(MTF) w.'d nach de' beschlossenen
Zentralisierung dieser Ausbildung am
Standort St Pölten in Gmund nicht mehr
weiter geführt werden der Schuistand-
ort wird geschlossen
In Waidhofen an der Thaya ist nach
der Inbetriebnahme des Neubaues und
der Installierung einer Sozia.psychiatri
sehen Abteilung nun auch noch eine
Station für Palliativmediz-n m Betrieb ge
gangen Die Pa'iiativmedizm befasst
sich mit schwer kranken, meist unter
starken Schmerzen leidenden Men-
schen Ziel einer Palliativbehandlung ist
es. die Patienten nach einer entspre-
chenden Behandlung durch ein 'nterdis
ziplinär besetztes therapeutisches Team
mit einer deutlich verbesserten Lebens-
qualität in ihre gewohnte Umgebung zu
entlassen

Weinv ie r te i
Beim KU Mistelbach macht der Neu-
bau (Bauteil E) große Fortschritte Der
mit einem Bauvolumen von 37.6 Mio €
(516 M>o S) errichtete Zubau wurde um
einen Neubau der Werkstätten erweitert
und sotl im Jahr ?003 den Betrieb auf
nehmen. Dann w,rd ein zusätzlicher Bet-
tentraxt für Innere Mediz n und Neurolo-
gie und em Funktionstrakt für Ambulan-
zen sowie eine Tagesklimk zur Bedarfs-
abdeckung des gestiegenen Versor
gungsaufwandes zur Verfügung stehen
Im Jänner 2001 wurde im Schwerpunkt-
krankenhaus Mistelbach ein Kompe-
tenzzentrum für Andrologie eröffnet Die
Andrologie befasst sich mit der Präven-
tion. Früherkennung und Therapie der
geschlechtsspezifischen Gesundheits-
probleme des Mannes Fruchtbarkeits
Störungen, Sexualprobleme. Hormon-
mangelzustände und die andrologi-
sehen Aspekte der Prostataerkrankun-
gen zählen zu den wichtigsten Aufga-
ben dieses Spezialgebietes der Urolo
gie. Mit der Erweiterung des bisherigen
Leistungsspektrum der Urologie des KH
Mistelbach werden nun auch überregio-
nale Aufgaben übernommen Eine we-
sentliche Aufgabe wird sein, die Anlie-
gen der spezifischen Männermedizin
zum Wohl der Bevölkerung in Nieder-
österreich zu fördern
Das Medizinische Zentrum Gänserndorf
(MZG) steht vor der Fertigstellung Diese
mit einem Gesamtkostenaufwand von
10 Mio € (138 Mio. S) errichtete Tageskh-
nik wird im Mai 2002 in Betrieb gehen Es
handelt sich um eine Sonderkrankenan-
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be erwarten lassen. Die Zielvorgabe ist
eine vergleichende Qualitätssicherung.
Es bestehen berufsgruppenorientierte
Ansätze ebenso wie epidemiologische
und Management-Ansätze.
Niederösterreichische Krankenanstalten
haben sich 2001 an Modellprojekten be-
teiligt, beispielhaft das Krankenhaus Wr.
Neustadt am QIP (Qualitätsindikatoren-
projekt) und das Krankenhaus Tulln am
Modellprojekt 1 der Strukturkommission
des Bundes (Aufnahme- und Entlas-
sungsmanagement).
Zukünftig können wesentliche Impulse
für die Qualitätsarbeit von der Donau-
Universität Krems, Zentrum für Manage-
ment und Qualitätssicherung im Ge-
sundheitswesen, erwartet werden.

Notarzthubschrauber
Im Laufe des Jahres 2001 wurden die
Notarzthubschrauber des Bundesminis-
teriums für Inneres vom ÖAMTC über-
nommen. Seit 1. April wird vom Standort
Wien-Aspern das Wiener Umland und
das Weinviertel nunmehr ebenfalls vom
ÖAMTC versorgt. An den beiden Notarzt-
Hubschrauberstandorten in Krems und
Wiener Neustadt hat sich nichts geän-
dert. Der Bezirk Amstetten wird vom
ÖAMTC-Standort Linz-Hörsching betreut.
Der ÖAMTC stellt mit seinen österreich-
weit insgesamt zwölf Standorten mit Euro-
copter-135-Maschinen die modernste
Notarzt-Hubschrauberflotte Europas.
In Wiener Neustadt hat der ÖAMTC zu-
sätzlich einen zweiten Hubschrauber
stationiert. Dieser Intensiv-Transport-
Hubschrauber steht Tag und Nacht ein-
satzbereit zur Verfügung und dient ins-
besondere für Verlegungsflüge zwi-
schen den Krankenanstalten Ostöster-
reichs, wobei die Patienten von erfahre-
nen Intensivmedizinern betreut und be-
gleitet werden.

Intensivbetten-
vermittlung und
Verbrennungsbetten-
zentrale
In Zusammenarbeit mit dem NÖ Roten
Kreuz besteht in Mödling eine Vermitt-
lung für Intensivbetten und eine Ver-
brennungsbettenzentrale.
Die Intensivbettenvermittlung steht mit
allen 12 Intensivstationen in Nieder-
österreich in Funkkontakt und hat daher
jederzeit den Überblick, in welches
Krankenhaus ein Notfallpatient eingelie-
fert oder überstellt werden kann.
Die Verbrennungsbettenzentrale hat die
Aufgabe, bei einem Massenanfall von
Verbrennungsopfern die Verlegung in
geeignete Verbrennungskliniken in ganz
Europa innerhalb von 12 Stunden zu or-
ganisieren. Auch andere Bundesländer
können sich bei Bedarf dieser Einrich-
tung bedienen.

- Abschluss eines Sonderausbildungs-
lehrganges in der Pflege im Operations-
bereich
- Abschluss eines Sonderausbildungs-
lehrganges Intensivpflege
- Abschluss eines Sonderausbildungs-
lehrganges Pflege bei Nierenersatzthe-
rapie
- Abschluss eines Weiterbildungslehr-
ganges Praxisanleiter
• An der Schule für psychiatrische Ge-
sundheits- und Krankenpflege an der
NÖ Landesnervenklinik Gugging:
- Abschluss eines Sonderausbildungs-
lehrganges in der psychiatrischen Ge-
sundheits- und Krankenpflege
- Abschluss eines Weiterbildungslehr-
ganges Krisen und psychiatrische Not-
fälle im intra- und extramuralen Bereich
• Beim Verband Österreichischer Dia-
betesberater, Schloss Zeillern: Ab-
schluss eines Weiterbildungslehrgan-
ges Diabetesberater

Pflegehelfer
• Zweijährige Ausbildungen (2001/2003)
in der Pflegehilfe im Rahmen der Alten-
helferausbildung:
- Fachschule Horn
- Fachschule Mistelbach
- Fachschule Biedermannsdorf
- Fachschule St’ Pölten - HLW
- Caritas Wiener Neustadt
- Caritas St. Pölten
- Fachschule Gmünd
- Fachschule Haag
- Fachschule Gaming
- Fachschule Erla/St. Valentin
• Einjährige Ausbildungen (2000/2001
bzw. 2001/2002) in der Pflegehilfe an
den Schulen für Gesundheits- und Kran-
kenpflege:
- Mauer
- Neunkirchen
- Mistelbach
- Wr. Neustadt

Sanitätshilfsdienste
An den bewilligten Ausbildungseinrich-
tungen im Krankenhausbereich wurden
gemäß dem Bedarf die erforderlichen
Sparten von Sanitätshilfsdiensten aus-
gebildet.
Zusätzlich:
• am Institut für Physikalische Medizin,
Prim. DDr. Kern, St. Pölten - Heilmas-
seure, Ordinationsgehilfen
• an der Gesundheitsschule, Prim. Dr.
Pschill, Wiener Neustadt - Heilmas-
seure, Ordinationsgehilfen
• an der Zentralschule des Österreichi-
schen Roten Kreuzes Tulln - Sanitätsge-
hilfen
• am Moorheilbad Harbach - WIFI NÖ
St. Pölten - Heilmasseure
• am Verein AQUA - Arbeitsmarktquali-
fizierung für Frauen in Krems - Ordina-
tionsgehilfen
• am Verein zur Erhaltung und Förde-
rung einer Schule zur Ausbildung in Ge-

Gesundheits- und
Krankenpflegepersonal

Gehobener Dienst
fürGesundheits- und
Krankenpflege

In Niederösterreich sind zur Ausbildung
im gehobenen Dienst für Gesundheits-
und Krankenpflege
• 13 Schulen für allgemeine Gesund-
heits- und Krankenpflege sowie
• zwei NÖ Schulen für die Ausbildung
in der psychiatrischen Gesundheits-
und Krankenpflege
eingerichtet.
Im Schuljahr 2000/2001 erfolgte keine
Ausbildung für Kinderkranken- und Ju-
gendlichenpflege.
Ab Frühjahr 2002 ist am Ausbildungs-
standort der allgemeinen Gesundheits-
und Krankenpflegeschule der Landes-
hauptstadt St. Pölten eine Sonderausbil-
dung in der Kinderkranken- und Ju-
gendlichenpflege vorgesehen.

Sonderausbildungen und
Weiterbildungen

• An der NÖ Landesakademie Höhere
Fortbildung in der Pflege in Mödling:
- Abschluss eines Universitätslehrgan-
ges für Lehrendes Gesundheits- und
Krankenpflegepersonal
- Abschluss eines Universitätslehrgan-
ges für Leitendes Gesundheits- und
Krankenpflegepersonal
- Abschluss eines Sonderausbildungs-
lehrganges Krankenhaushygiene
- Abschluss von Weiterbildungslehr-
gängen für Führungsaufgaben (Teil I) -
Stations-Abteilungsleitung (Mittleres
Management)
- Abschluss eines Weiterbildungslehr-
ganges Praxisbegleitung Basale Stimu-
lation in der Pflege
- Abschluss eines Weiterbildungslehr-
ganges Palliative Care
- Abschluss eines Weiterbildungslehr-
ganges Psychoonkologie
• An der Schule für Gesundheits- und
Krankenpflege am a. ö. Krankenhaus
der Landeshauptstadt St. Pölten:
Abschluss eines Weiterbildungslehr-
ganges für Führungsaufgaben (Teil I) -
Stations-/Abteilungsleitung (Mittleres
Management)
• An der Schule für Gesundheits- und
Krankenpflege am a. ö. Krankenhaus
Amstetten:
Abschluss eines Sonderausbildungs-
lehrganges Intensivpflege
• An der Schule für Gesundheits- und
Krankenpflege am a. ö. Krankenhaus
Mistelbach:
Abschluss eines Sonderausbildungs-
lehrganges Intensivpflege
• An der Schule für Gesundheits- und
Krankenpflege am a. ö. Krankenhaus
Wiener Neustadt:
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Um auch dieses Ziel zu erreichen, wur-
de ab dem Schuljahr 2001/02 mit Land-
tagsbeschluss die Aktion Apollonia
2020 in Zusammenarbeit des Landes
mit den NÖ Krankenversicherungsträ-
gern und dem Arbeitskreis für zahnärzt-
liche Prophylaxe ins Leben gerufen. In-
halt dieser Aktion ist die flächendecken-
de Betreuung aller Kindergartenkinder
und Schulkinder bis zum 10. Lebensjahr
durch eine Zahngesundheitserzieherin
und der 3-malige Besuch eines Zahn-
arztes während dieser Zeit. Der Endaus-
bau des Projektes ist für das Schuljahr
2006/2007 geplant.

Früherkennung von
Gebärmutterhalskrebs im
Rahmen eines stationären
Krankenhausaufenthaltes
Für jede Frau, die in einem niederöster-
reichischen Krankenhaus auf einer an-
deren Abteilung als einer gynäkologi-
schen (da die routinemäßige Abstrich-
untersuchung dort über die Sozialversi-
cherungsträger verrechnet wird) statio-
när aufgenommen ist, besteht die Mög-
lichkeit, im Rahmen dieses Spitalsauf-
enthaltes einen sog. Krebsabstrich vor-
nehmen zu lassen. Die Kosten für die
zytologische Auswertung und Befunder-
stellung werden von der NÖ Landessa-
nitätsdirektion getragen. 2001 machten
8.165 Frauen von diesem Angebot Ge-
brauch. 251 (3,1%) der Befunde bedurf-
ten einer weiteren medizinischen Abklä-
rung.

Krebsfrüherkennung und
Krebsnachsorge
Im Rahmen des externen onkologischen
Pflegedienstes wurden im Jahr 2001 568
Hausbesuche in NÖ getätigt. Krebskran-
ke Kinder und Jugendliche und deren
Angehörige werden durch speziell ge-
schulte onkologische Schwestern bei
Hausbesuchen betreut (Blutabnahmen,
Verbandwechsel, sonstige spezielle
Pflegemaßnahmen), die Eltern werden in
Hilfestellungen angeleitet und Sterbebe-
gleitung angeboten.
Die Datendokumentation pathologischer
Befunde wurde niederösterreichweit wei-
ter ausgebaut.

Sozialpädiatrisches Manage-
ment bei atopischer Dermatitis
und Asthma bronchiale

Die Neurodermitisschulung an den Ab-
teilungen für Kinder- und Jugendheil-
kunde der KH Amstetten, Krems, Tulln
und Wr. Neustadt hat das kompetente
und zielgerichtete Handeln der Eltern
von Atopikern und die Erhöhung der Ei-
genkompetenz zum Ziel. 120 Familien
haben 2001 an diesem Projekt teilge-
nommen. Eine Zwischenevaluierung
mittels Elternfragebogen ergab eine
deutliche Verbesserung des Informa-

sundheitsberufen für das Waldviertel,
Prof. Dungl, Gars - Heilmasseure
• an der MANUS Massage GmbH, Bad
Pirawarth - Heilmasseure
• an der- Lehranstalt für Sozialberufe,
Caritas St. Pölten - Ordinationsgehilfen

Schulen für den medizinisch-
technischen Fachdienst

An den Schulen für den med.-techn.
Fachdienst:
• Gmünd,
• St. Pölten,
• Mistelbach und
• Wr. Neustadt
wurde je ein Lehrgang abgeschlossen.

Akademien für den gehobenen
medizinisch-technischen
Fachdienst

Je 1 Jahrgang wurde in
• Baden: Akademie für den ergothera-
peutischen Dienst,
• St. Pölten: Akademie für den physio-
therapeutischen Dienst,
• Wr. Neustadt: Akademie für den ra-
diologisch-technischen Dienst
abgeschlossen.
An der Hebammenakademie Mistel-
bach erfolgte ein Abschluss.

Vorsorgemedizin
Geburtenstatistik,
Mutterberatung und
Säuglingsfürsorge

Im Jahre 2001 konnte Niederösterreich
13.525 Geburten verzeichnen. Das sind
3,2% weniger als im Vorjahr. Im Jahre
2000 wurden in den 445 Mütterbera-
tungsstellen 45.149 Beratungen, davon
5.662 Erstberatungen durchgeführt. Die
Statistik 2001 der Bezirkshauptmann-
schaften liegt noch nicht vollständig vor.
Auf Grund personeller Ressourcen-
knappheit an Diplomsozialarbeitednnen
der Bezirkshauptmannschaften werden
teilweise externe DSA und Kinder-
schwestern/Hebammen eingesetzt, um
dem Leitbild einer psychosozialen und
sozialmedizinischen Prophylaxeeinrich-
tung gerecht zu werden.

Geburtsvorbereitung
Um flächendeckende Geburtsvorberei-
tung zu gewährleisten, fördert die Abtei-
lung Gesundheitswesen Geburtsvorbe-
reitungskurse von niedergelassenen
Hebammen. Diese werden nach einheit-
lichen Standards des NÖ Hebammen-
gremiums abgestimmt mit den interna-
tionalen Standards durchgeführt und
beinhalten unter anderem Schwange-
rengymnastik, Atemübungen, Informa-
tionen über den Ablauf der Geburt und
Stillvorbereitung.
2001 führten die niedergelassenen
Hebammen in Niederösterreich geför-
derte 12.562 Personenturneinheiten
durch.

Seh- und Hörtestaktion

Die seit 1978 bestehende Seh- und Hör-
testaktion in NÖ Kindergärten für einge-
schriebene und nicht eingeschriebene
Kinder wurde fortgesetzt. Im Kindergar-
tenjahr 2000/01 wurden im Rahmen des
Sehtests 19.606 Kinder untersucht. Bei
3.058 Kindern (15,6%) wurden Auffällig-
keiten festgestellt. Im Rahmen des Hör-
tests wurden 19.933 Kinder untersucht.
Bei 3.398 Kindern (17%) wurden Auffäl-
ligkeiten festgestellt. Die Eltern werden
schriftlich über die bei ihren Kindern
festgestellten Auffälligkeiten informiert
und aufgefordert, das Kind einem Fach-
arzt vorzustellen.

Kariesprophylaxe in
Kindergärten
Im Rahmen dieser Aktion wurden im
Kindergartenjahr 2000/01 7.591 Kinder
betreut, 54,6% wiesen ein kariesfreies
Gebiss auf. Das Ziel der Weltgesund-
heitsorganisation für das Jahr 2020 be-
sagt, dass 80% der 6-Jährigen karies-
freie Gebisse aufweisen und die 18-Jäh-
rigen keine Zähne durch Karies verloren
haben sollen.

Landessanitätsrat für
Niederösterreich

Dem Landessanitätsrat für Niederöster-
reich gehören 9 ordentliche- und 26 au-
ßerordentliche Mitglieder an.
Der Landessanitätsrat für Niederöster-
reich hat 2001 folgende Ansuchen be-
handelt bzw. Gutachten abgegeben:

Ansuchen um Besetzung von Leiterstellen
an Krankenanstalten 4
Ansuchen um Besetzung von
Abteilungsleiterstellen an Krankenanstalten 10
Ansuchen um Besetzung von
Konsiliarfacharztstellen an Krankenanstalten 13
Ansuchen um sanitätsbehördliche
Genehmigung zur Errichtung von neuen
Abteilungen, Instituten an Krankenanstalten,
Erweiterungsbauten, Zubauten, Adaptierungen
in Krankenanstalten bzw. Ambulatorien
(auch Privatkrankenanstalten); Ansuchen
um sanitätsbehördliche Errichtungs- und
Betriebsbewilligung von Krankenanstalten 27
Ansuchen gesamt 54
Grundsatzreferate 3
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tionsstandes über die Erkrankung. Auch
das allgemeine Empfinden der Eltern
hatte sich um über 50% gebessert (z. B.
Reduzierung von Schuldgefühlen), das
der betroffenen Kinder selbst um ein
Viertel. Vor allem Entspannungstechni-
ken können nach der Schulung von
knapp einem Drittel der Eltern und Kin-
der zufrieden stellend erlernt und ange-
wendet werden. Das hat sich besonders
auf die Nachtruhe der Eltern ausgewirkt
(sie müssen um ein Drittel weniger oft
aufstehen).

Psychosoziale Betreuung
chronisch kranker Kinder

An den Kinder- und Jugendabteilungen
St. Pölten und Zwettl wurden 90 Famili-
en mit Kindern, welche an diabetes mel-
litus, Epilepsie, Herz- oder Nierener-
krankungen leiden, sowie Eltern von
Frühgeborenen betreut. Es konnte eine
effektive Förderung der aktiven Mitar-
beit, Verhinderung von Spätfolgen, Prä-
vention psychischer Probleme und In-
tervention bei psychischen Auffälligkei-
ten erreicht werden.

Statistik 2001

Öffentliche Schutzimpfungen

Imp f j ah r  2001

• Anzahl der durchgeführten Impfungen

DTaP-IPV (Tetravac) 9.102
HibHepB (Procomvax) 7.421
DTaP-IPV-Hib-HepB (Hexavax) 28.158
IPV (Polio Salk) 540
OPV (Polio Sabin) 48.245

Amtsärztliche Untersuchungen
und Gutachten der Abteilung
Gesundheitswesen
im Jahr 2001

Amtsärztliche Untersuchungen gesamt 718
davon:
Gehbehindertenausweis 8
Opferfürsorge 1
Aufnahme 8
Dienstfähigkeit 32
Minderung der Erwerbsfähigkeit
als Zivilversehrter im Berufungsverfahren 125
Zuerkennung von Pflegegeld 74
'Nachsicht von der Ablegung
der Meisterprüfung 3
Pragmatisierung 69
Unkündbarstellung 29
Zusatzeintragung in den Behindertenpass
im Berufungsverfahren 108
Erleichterung bei der Ablegung der
Kanzleiprüfung 0
Kfz-Lenker im Berufungsverfahren 98
Waffenpassangelegenheiten im
Berufungsverfahren 3

Psychotherapeutische
Betreuung von Patienten mit
Kollapszuständen und Synkopen

Im Rahmen des Projekts wurden 38 Pa-
tienten mit Kollapszuständen an der
Kinderabteilung des KH Mödling be-
treut. Nach Abschluss der Untersuchun-
gen kann festgestellt werden, dass
beim Gros der Patienten der Symptoma-
tik psychosoziale Motive zugrunde la-
gen, bei einem sehr kleinen Teil konnte
die Symptomatik durch eine organische
Ursache ausreichend erklärt werden.
Daraus folgt, dass Kollapszustände zum
Anlass genommen werden sollten, die
Betroffenen zusätzlich zur organischen
Diagnostik einer sorgfältigen psycholo-
gischen Diagnostik zu unterziehen und
ggf. eine entsprechende Betreuung in
die Wege zu leiten.

dT-Schutzimpfung Schulanfänger (Td-pur) 8.263
dT-Schutzimpfung Schulabgänger (Td-pur) 3.575
dT + IPV Schulanfänger (Revaxis) 4.968
dT + IPV Schulabgänger (Revaxis) 6.187
Röteln der Wöchnerinnen (Ervevax) 1.197
Röteln (Ervevax) 2.638
Masern - Mumps - Röteln (Priorix) 22.657
MMR-Eradikationsprogramm (Priorix) 4.986
Hepatitis B (Engerix) 36.174
DTaPHib (Infanrix-HIB) 1.606
DTaPHibIPV (Infanrix-IPV + HIB) 8.408

Stellungnahmen, Ergänzungen
zu ha. Gutachten und Überbegutachtungen
von amtsärztlichen Zeugnissen 160

Abteilung Umwelthygiene

Trinkwasserkontrolle

Öffentliche Trinkwasser-
versorgungsanlagen

Die Abteilung Umwelthygiene ist für die
amtliche Trinkwasserkontrolle in Nieder-
österreich nach den lebensmittelrechtli-
chen Bestimmungen zuständig.
Beim Endlosprodukt „Lebensmittel
Trinkwasser", welches rund um die Uhr
großräumig konsumiert wird, ist eine
laufende automatische Registrierung
der Qualität mit wenigen Ausnahmen
(z. B. laufende Registrierung der Leitfä-
higkeit des Wassers) nicht möglich, so
dass die periodisch durchgeführten
Wasseruntersuchungen, deren Ergeb-
nisse Tage später vorliegen, nur einen
Momentzustand erfassen.
Daher liegt bei der Trinkwasser-Kontrolle
der Schwerpunkt der amtlichen Kontrol-
le in der vorausschauenden Überprü-
fung der vorgelegten Unterlagen, wie
Kontrolle der Betriebstagebücher, Kon-
trolle der vorgelegten Unterlagen betref-
fend Bescheidauflagen, Kontrolle der
übermittelten Befundergebnisse, Prü-
fungsberichte betreffend Orts- und An-

lagenbesichtigungen, Berichte von Ge-
meinden, Gewässeraufsichtsorganen
usw. Alleine diese vorausschauende
Kontrolle in Zusammenhalt mit den Orts-
und Anlagenbesichtigungen geben den
Trinkwasser-Kontrollorganen die Mög-
lichkeit, rechtzeitig schädliche Verände-
rungen des Wassers (Wasserversor-
gungsanlagen), also die potentielle Ge-
fahr einer Trinkwasserverseuchung zu
erkennen. Die Ergebnisse der Untersu-
chungsbefunde haben daher im Zusam-
menhalt mit den Ergebnissen der Anla-
genbesichtigungen vor allem zu bestäti-
gen, ob die getroffene Vorsorge für den
Verunreinigungsschutz richtig war und
sich auch nach menschlichem Ermes-
sen in Zukunft bewähren wird.
Der Schwerpunkt der amtlichen Trink-
wasser-Kontrolle liegt somit nicht in der
Probenziehung, sondern in der voraus-
schauenden Gesamtüberprüfung einer
Wasserversorgungsanlage und im Er-
kennen von potentiellen „Verunreini-
gungsquellen“, welche auf Anlagenge-
brechen hinweisen, aber auch auf Ver-
unreinigungen der Schutzgebiete und
Wasserfassungen, auf Rohrbrüche, un-
dichte Behälter, Gebrechen von Aufbe-

reitungsanlagen usw. Da sich Anlagen-
teile, insbesondere bei größeren Trink-
wasserversorgungsanlagen, auf weite
Gebiete erstrecken und in verschiede-
nen Regionen situiert sind und darüber
hinaus sich zunehmend eine intensive
Netzverquickung durch Zusammen-
schlüsse entwickelt, sind diese Kontrol-
len sehr aufwendig.
Die in der Abteilung Umwelthygiene in
Zusammenarbeit mit der Landesamtsdi-
rektion - Informationstechnologie entwi-
ckelte Trinkwasser-Datenbank stellt eine
wesentliche Unterstützung für die Über-
prüfungen dar (rasche Auffindung von
Unterlagen wie Akten betreffend Was-
serspender, Wasserfassungen, Netz-
zusammenschlüsse, Behälter, Aufberei-
tungsanlagen, behördliche Befundvor-
lagetermine, behördliche Auflagen,
Trinkwasseruntersuchungsergebnisse
usw.).

Bericht an die EU
Im Rahmen der Berichtspflicht gemäß
EU-Anforderung wurden die Trinkwas-
serdäten der NÖ Wasserversorgungs-
anlagen für das Jahr 2000 erstellt.
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den 338 Revisionen durchgeführt. 2001
wurden 80 neue Anlagen aufgenommen.
In weiterer Folge wurden 379 Probenah-
mesteilen-Festlegungen bei Wasserver-
sorgungsanlagen unter 300 l/min sowie
bei Wasserversorgungsanlagen über
300 l/min 332 Probenahmestellen-Festle-
gungen vorgenommen.
Im Zuge dieser Revisionen wurde mit 15
Mitteilungen gemäß §§ 20, 40 (3) LMG
1975 die Beseitigung von Mängeln bei
Wasserversorgungsanlagen unter 300 I/
min sowie mit 22 Mitteilungen bei Was-
serversorgungsanlagen über 300 l/min
vorgeschrieben. Kleinere hygienische
Mängel wurden mit den Betreibern be-
sprochen und deren Beseitigung in an-
gemessener Frist mündlich angeordnet.
Im Zuge der durchgeführten Probenah-
mestellen-Festlegungen und Revisionen
wurden 711 Wasserversorgungsanla-
gen aktentechnisch für eine Übernahme
in den Wasserdatenverbund aufbereitet.

Zur Oberflächentrinkwasser-Verordnung,
BGBl- 359/1995, ist festzustellen, dass in
Niederösterreich nur eine solche Anlage
betrieben wird.
Das Rohwasser besitzt eine derart gute
Qualität, dass diese bereits in die Grup-
pe A1 einzuordnen ist, die geringe mi-
krobiologische Belastung des Rohwas-
sers wird im Zuge der zweistufigen Auf-
bereitung eliminiert.

Es wurden statistische Auswertungen
über
• die Gesamtzahl jener Wasserversor-
gungsanlagen, die 5.000 oder mehr Ein-
wohner versorgen,
• die hierfür aufgewendeten Wasser-
mengen,
• die Anzahl der Wasserversorgungs-
anlagen, die vorwiegend der Nahrungs-
mittelproduktion dienen, und
• die Herkunft der Wässer
getätigt.
Dabei ergab sich folgendes Bild: Ttinkwasseraufsicht

Tr inkwasserkon t ro l le  in
N iede rös te r re i ch

Die amtliche Kontrolle des Trinkwassers
obliegt gemäß § 35 Abs. 1 des Lebens-
mittelgesetzes 1975 (LMG 1975) dem
Landeshauptmann. Auf Grund der Ge-
schäftseinteilung des Amtes der NÖ
Landesregierung ist die Abteilung Um-
welthygiene für die Trinkwasserkontrolle
zuständig.
Zur Unterstützung der Amtsärzte ist für
jedes Landesviertel je ein Lebensmittel-
inspektor der Abteilung Umwelthygiene
für die amtliche Trinkwasserkontrolle auf
Grund der besonderen Fachkenntnisse
(B-Chemiker) und auf Grund der beson-
deren Ausrüstung zuständig.
Primäre Aufgaben der Trinkwasser-Auf-
sicht:
• Erfassung aller Wasserversorgungs-
anlagen (Einrichtungen), welche Trink-
wasser in Verkehr bringen
• Periodische Kontrolle dieser Wasser-
versorgungsanlagen
• Kontrolle der Bescheidauflagen
• Aktenführung
• Schriftverkehr mit Parteien, Be-
schwerdeführern und Anlagenbetrei-
bern
• Probenziehungen
• Festlegung von Probeentnahmestel-
len gern. § 5 (1) BGBl. II, 235, 23. Juli
1998
Außenstellen der Abteilung Umwelthygi-
ene für die Trinkwasseraufsicht beste-
hen derzeit in Gmünd, in Korneuburg, in
Melk und in Baden.

Gesamtzahl der Wasserversorgungsanlagen,
die 5.000 oder mehr Einwohner versorgen 56
Zahl der Einwohner, die von Anlagen
im Sinne des Punkt 1 versorgt wird 652.271
Prozentanteil der Gesamtbevölkerung,
der von Anlagen im Sinne des Punkt 1
versorgt wird
Wassermenge in m3, die von
Anlagen im Sinne des Punkt 1
verteilt wird 52,426
Anzahl der Wasserversorgungsanlagen,
die hauptsächlich oder vollständig zur
Nahrungsmittelproduktion verwendet werden 85
Hauptwasserquellen und deren Anteil
am Jahresverbrauch:

Oberflächenwasser 474.500 m3/a
Grundwasser 111,924.143 m3/a

Anzahl der gemäß § 2 der Trinkwasser-
Ausnahmeverordnung, BGBl. Nr. 384/1993,
ergangenen Bescheide 18

44,3%

.077 m3/a

Umwelthygiene

Abwasserhygiene

Problemstellung und Zielvorgabe für die
Sicherung einer hygienisch einwandfrei-
en Trinkwasserversorgung sind untrenn-
bar mit der Abwasserreinigung verbun-
den. Es ist nicht nur der Ausbau der bio-
logischen Abwasserbehandlung zu for-
dern, sondern auch der branchenspezi-
fische Herkunftsbereich des Abwas-
sers, dessen Beschaffenheit mehr als
geringfügig von der des häuslichen Ab-
wassers abweicht, vermehrt zu berück-
sichtigen.

Abfallhygiene - Deponien
Durch die Bestrebung, Deponien gegen
den Untergrund zunehmend besser ab-
zudichten, ist bei der Beurteilung der Si-
ckerwasserableitung und somit bei den
Gehalten von Schadstoffevaluaten und
deren Auswirkungen auf das Grundwas-
ser und Oberflächenwasser eine Ver-
besserung eingetreten.
Vermehrt wird bei der Beurteilung des
Deponieverhaltens auf das zu erwarten-
de gasförmige Emissions- und Immis-
sionsverhalten Bedacht genommen
(Luftschadstoff- und Geruchseinwirkun-
gen in der Nachbarschaft), bedingt
durch das zunehmende Verschmelzen
der wasserrechtlichen Bestimmungen
mit denen des Abfallwirtschaftsgeset-
zes und der Deponieverordnung.

Altlasten
Altlasten stellen aus hygienischer Sicht
nach wie vor eine wesentliche Gefah-
renquelle für die Trinkwassersituation in
Niederösterreich dar. Aus diesem Grun-
de wird bei Bekanntwerden von Altlas-
ten die Trinkwasserqualität der in der

Zusammenfassend lässt sich zu den ge-
prüften Untersuchungsparametern sa-
gen,
• dass bei den Rohwässern sowohl in
mikrobiologischer als auch in chemi-
scher Hinsicht einige Überschreitungen
der zulässigen Höchstkonzentrationen
auftraten;
• dass im Zuge der angewandten Aufbe-
reitungsmaßnahmen wie Enteisenung,
Entmanganung, Filterung und Desinfek-
tion die chemischen und mikrobiologi-
schen Belastungen entfernt und einwand-
freie hygienische Trinkwasserverhältnisse
in den Ortsnetzen erreicht wurden;
• dass in jenen Fällen, bei denen mikro-
biologische Belastungen im Ortsnetz
auftraten, durch Sanierungsmaßnahmen
bzw. Anordnungen gemäß Lebensmit-
telbuch, Codex Kapitel B1 „Trinkwasser"
Absatz 22 bis 26, nach Erkennen der
Gefahr wieder einwandfreie Verhältnisse
erreicht werden konnten;
• dass in Ortsnetzproben keine Über-
schreitungen des zulässigen Nitratge-
haltes auftraten;
• dass bei Wasserversorgungsanla-
gen, die me.hr als 5.000 Einwohner ver-
sorgen, Desethylatrazin in 2 Fällen im
Ortsnetz auftrat (in allen Fällen von
Grenzwertüberschreitungen waren die
notwendigen Bescheide im Sinne der
Trinkwasser-Ausnahmeverordnung vor-
handen).

Übersicht über die Aktivitäten der Außenstellen
Anzahl WVA's 300 l/min 2.533
Revisionen 300 l/min 161
Revisionen 300 l/min 338
Amtl. Mitteilungen
gern. §§20,  40 (3) LMG 1975 37
Amtl. Proben gern. §39 LMG 1975 155
Neu erfasste WVA’s 80
WVA's, bei denen Probeentnahmestellen
festgelegt wurden 379

Wie der Tabelle zu entnehmen ist, wur-
den von den Außenstellen der Abteilung
Umwelthygiene bei insgesamt 2.533
Wasserversorgungsanlagen, die einen
Konsens unter 300 l/min besitzen, 161
Revisionen vorgenommen. -Bei Wasser-
versorgungsanlagen über 300 l/min wur-
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Nähe befindlichen Brunnen und Quellen
sorgsam auf Schadstoffe untersucht.
Wenngleich die Trinkwasserdatenbahk
wesentliche Unterstützung leistet, sind
Ortsbesichtigungen und Erkundigungen
bei den Bürgermeistern über die gene-
relle Situation nach wie vor erforderlich.

Bodenhygiene
Durch die Abwasserreinigung wird Klär-
schlamm erzeugt, der Schwermetalle
und organische Schadstoffe enthalten
kann.
Die Aufbringung von Klärschlamm und
Müllkompost ist in Niederösterreich ge-
setzlich geregelt. Das Entsorgungspro-
blem ist damit jedoch nicht gelöst, son-
dern es wird dieses Problem lediglich
verschoben, da Klärschlamm noch
Restmengen an Schwermetall und an-
deren toxischen Substanzen enthält und
daher einer Weiterbehandlung als Son-
dermüll bedarf.

Gewerbehygiene
Auf dem Gebiet der Gewerbehygiene
hat der ärztliche Amtsachverständige
jene Aufgaben wahrzunehmen, welche
dem Immissionsschutz dienen sollen.
So waren auch im Jahr 2001 wieder
mehrere Betriebe dahingehend zu beur-
teilen, welche Auswirkungen die aus
solchen Betrieben resultierenden Immis-
sionen nach Art, Intensität, Häufigkeit
und Dauer auf einen Durchschnittsmen-
schen ohne besondere Überempfind-
lichkeit auszuüben vermögen.

Strahlenhygiene
Die Gutachtertätigkeit im Rahmen von
Verfahren umfasst im Wesentlichen den
medizinischen Strahlenschutz von be-
ruflich strahlenexponierten Personen.
Diese Personen unterliegen gemäß

Strahlenschutzgesetz und Strahlen-
schutzverordnung sowohl einer laufen-
den physikalischen Kontrolle per Dosi-
meter als auch einer regelmäßigen ärzt-
lichen Kontrolle.

Durch die Anschaffung einer Großbild-
verstärkeranlage 1992 konnte die Strah-
lenbelastung der untersuchten Perso-
nen auf ein Zehntel reduziert werden.
Bei der Überwachung leistet der Rönt-
genzug des Landes in Niederösterreich
wertvolle Hilfe, da der Röntgenzug nicht
nur in Altersheimen eingesetzt werden
kann und so Untersuchungen an ge-
brechlichen Personen unkompliziert
durchgeführt werden können, sondern
sich darüber hinaus für die Überwa-
chung gefährdeter Personengruppen in
besonders exponierten Lagen sehr gut
eignet (z. B. Einsatz in Lagern, Flücht-
lingsheimen, Justizanstalten usw.).
So wurde der Röntgenzug in diesem
Jahr zur Hilfestellung auch an 23 Tagen
bei den Außenstellen der Bezirkshaupt-
mannschaften eingesetzt.
Insgesamt wurden im Jahr 2001 18.280
Röntgenaufnahmen gemacht.

Kurorte und natürliche
Heilvorkommen
Im Rahmen der Kurorthygiene sind un-
ter den spezifischen Bedingungen des
Kurortes die besonderen hygienischen
Voraussetzungen in den Kureinrichtun-
gen, die Hygiene der natürlichen Heil-
mittel und der baineotechnischen Anla-
gen einschließlich der epidemiologi-
schen Situation zu überwachen.
Bei solchen Kontrollen vor Ort konnte
festgestellt werden, dass die in Nieder-
österreich vorhandenen Kureinrichtun-
gen und Kurbetriebe einen hygienisch
ausgezeichneten Standard besitzen.
Bei der Anerkennung neuer Heilvorkom-
men wurde vom Standpunkt der sanitä-
ren Aufsicht auf die Aufrechterhaltung
der hervorragenden hygienischen Stan-
dards in Niederösterreich geachtet.

Tuberkulosebekämpfung
In Niederösterreich sind 20 Tuberku-
loseuntersuchungs- und -beratungsstel-
len mit Röntgengeräten (dosissparende
Bildverstärkeranlagen) ausgerüstet.
Alle Anlagen wurden im Jahr 2001 von der
Abteilung Umwelthygiene als Betreiber
im Rahmen einer umfangreichen Quali-
tätskontrolle pro Quartal einmal geprüft.
Seitens der Behörde für Energie- und
Strahlenschutzrecht wurden in diesem
Jahr 12 dieser Anlagen überprüft.
Im Jahr 2001 wurden landesweit 34.606
Landesbürgerinnen und Landesbürger
untersucht: 199 waren an Tuberkulose
erkrankt, davon 115 an offener TBC, wo-
bei die Betroffenen und deren Angehöri-
ge nichts von der Erkrankung wussten.
Durch diese Zahlen wird deutlich, wie
wichtig diese Untersuchungen sind, bie-
ten sie doch die Möglichkeit, bisher un-
bekannte TBC-Fälle aufzudecken.
Die Beratung und Betreuung von Er-
krankten, Krankheitsverdächtigen und
Risikopersonen erfolgt durch Fachärzte
für Lungenerkrankungen und einge-
schulte TBC-Fürsorgerlnnen.
Diese Beratung und Betreuung erfordert
genaue Kenntnisse über die tuberkulö-
sen Erkrankungen und über die Wirkung
der Medikamente und deren Nebener-
scheinungen.

Röntgenzug
Bereits 1953 wurde vom Lande Nieder-
österreich eine transportable Röntgen-
schirmbildanlage angekauft, die 1960 in
einen Gelenkautobus eingebaut wurde.

Abteilung Lebensmittelkontrolle

Die Lebensmittelkontrolle wird in Nie-
derösterreich von den Organen der Ab-
teilung Lebensmittelkontrolle des Amtes
der NÖ Landesregierung und den
Marktämtern St. Pölten und Wiener Neu-
stadt durchgeführt.
Folgende Rechtsvorschriften dienen als
Grundlage für die Kontrolltätigkeit:
• Lebensmittelgesetz
• Qualitätsklassengesetz
• Maß- und Eichgesetz
• Bazillenausscheidergesetz
• Weingesetz
• Chemikaliengesetz
Die Intensität der Kontrollen nach dem
Lebensmittelgesetz richtet sich nach ei-
nem vom Bundeskanzleramt erlassenen
Revisions- und Probenplan. Im Rahmen

dieses Planes wurden für das Jahr 2001
5.100 Proben von Lebensmitteln und
20.000 Revisionen vorgeschrieben.
Im Jahr 2001 wurden folgende Aufga-
ben durchgeführt:

Die Abteilung Lebensmittelkontrolle wur-
de im Jahr 2001 zweimal von Inspekto-
ren der Europäischen Kommission (Ge-
neraldirektion für Gesundheit und Ver-
braucherschutz) hinsichtlich der Durch-
führung lebensmittelrechtlicher Vor-
schriften überprüft.
• Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des
Rates vom 22. Juni 1991 über den öko-
logischen Landbau und die entspre-
chende Kennzeichnung der landwirt-
schaftlichen Erzeugnisse und Lebens-
mittel
• Richtlinie 92/46/EWG des Rates vom
16. Juni 1992 mit Hygienevorschriften
für die Herstellung und Vermarktung von
Rohmilch, wärmebehandelter Milch und
Erzeugnissen auf Milchbasis

Revisionen 9.959
Probenentnahmen 4.339
Anzeigenbearbeitungen 855
Kontrollen biologisch wirtschaftender
Betriebe 40
Kontrollen bei Herstellern und Importeuren
kosmetischer Mittel 25
Überprüfungen gern. Chemikaliengesetz 94
Probenziehungen gern. Chemikaliengesetz 26
Anzeigenbearbeitungen
gem.Chemikaliengesetz 5
Gewerbeverhandlungen 598
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e Untersuchung von Aflatoxin in Feigen
e Untersuchung von Gesichts- und Ra-
sierwässer
e Untersuchung von Fischen und
Fischerzeugnissen auf Listeria monocy-
togenes
Umfangreiche Revisionen und Proben-
entnahmen wurden auf Grund folgender
Ereignisse durchgeführt:
e Verätzungen durch Haarentfernungs-
mittel
• ASP-Töxin in gefrorenen Kamm-Mu-
scheln
• Aflatoxine in Paranüssen
e DSP-Toxin in Muscheln
e Kuhmilchkasein in Ziegenmtichpulver
e Giassplitter in Instant-Kaffee
e Überhöhter Jodgehalt in Kombu - Ja- .
panische Meeresalgen
e SalmoneHa Give in gefrorenen, ge-
kochten Shrimps
e Listeria monocytogenes in geräu-
chertem Lache
e Überhöhte Aflatoxinwerta in Feigen
• Nicht zugelassene gesundheitsbezo-
gene Angaben in den Produkten Micro-
hydrin und Crystal Energy der Fa. Royal
Body Gare Europa
• Procymidone und Penconazole in
Dille und Petersilie
e Erstickungsgefahr bei Kerzen in
Früchteform
e Erstickungsgefahr bei Teddybär
»Bear 2000*
e Benzofa)pyren in gedörrten Zwetsch-
ken
• Überhöhte Mengen an Zinn ’m Spa-
ghetti in Dosen
e Aflatoxine in Erdnüssen
e Parathionmethyl in Grapefruits
e Aflatoxin in Erdnuss-Butter
e Quecksilberjodid in Seifen
e Salmonella bardo in Seifen
e Listeria monocytogenes in Gravad-
lachs
e Steroidhormon Dexamethason in
Hautcreme
e Verätzungen durch Grillreiniger
e Verschluckungsgefahr bei Hand-
schellen aus Metall
e Salmonella haardt und Salmonella
newport in gefrorener Hühnerbrust
e Norwalk-Like Virus in gefrorenen Aus-
tern
e Cokforme Keime und Salmonellen in
Shrimps
e Überhöhter Bleigehalt bei Holzpuzzle
e Überhöhter Phthalatgehalt in Plastik-
gebiss
e Erstickungsgefahr durch Holzpuzzle-
spiel mit Griffen
e Kühlbeißring mit Wasser gefüllt; kein
Trinkwasser
e Überhöhter Phthalatgehalt in Wiggly
Giqgty Ball
e Überhöhter Phthalatgehalt Würfel aus
Weichkunststoff
e Erstickungsgefahr durch Handpuppe
e SalmoneNa Krefeld in Muscheln
• Nichtzulassung von Noni-(Morinda-)
Saft und Nor»-{Morinda- jkapsein
e Aflatoxine in Nüssen

e Erstickungsgefahr durch Plüschfigu-
ren
e Salmonella haardt in Hühnerbrüsten
e Überhöhte Aflatoxinwerte in Paprika
e Schnitt- und Stichverletzungen durch
scharfe Spitzen bei Entenfamilie Duck
Family - Climb Stairs
e Überhöhte Aflatoxinwerte in Ingwer
e Glassplitter in Tropical Grove Orange
Cocktail
e Rückstände des Arzneimittels Clen-
buterol in Rindfleisch
e Salmonella Hvingstone in Fisch
e Truthahnknochenstücke in Geflügek
Eintopf
e Vibrio parahaemoiyticus in Shrimp»
e Escherichia coli in gefrorenem Hack
fleisch
e Salmonella schwarzengrund in gefro-
renen Hühnerbrüsten
e Pestizidrückstände in Chilli-Pulver
e Salmonella anatum in gefrorenen Rin
derfilets
e Quecksilber in Haifisch-Steaks
e Salmonella derby in Truthahnfilet»
e Aflatoxine in getrockneten Feigen
e Listeria monocytogenes in Matjesfilet
e Vibrio cholerae und Vibrio vuinificus
in Shrimps
e Pestizidrückstände und Aflatoxine in
Gewürzen
e Gesundheitsschädlicher Dinkel-Tau
e Salmoneäen in Tahin-Sesam-Paste
e Verbteno'uogsgefahr bei Piüschted-
dybär
e Erstickungsgefahr bei Kuscheltieren
auf Skateboard mit Bleistiftspitzer
e Salmonella DT 104 bei gefrorenen
Truthahnbrüsten
e Phthalate in Beißring
e Listeria monocytogenes in Wildiach»
e Erstickungsgefahr durch Plüschhund
mit Akustik
e Vergiftungsgetahr durch Blei und
Cadmium bei Trinkglas „Conic*
e Escherichia coli in Schnittkäse Mari-
enburger
• Geruch und Geschmack nach < hlor
und Reinigungsmitteln bei Konserven-
bohnen
e Verletzungsgefahr durch Gemüse-
mühle
e Aflatoxine in Pistazien
e Histamin in Tbunfischkonserven
e Töte Insektenlarven in gefrorenen
Steinpilzen
• Listeria monocytogenes in Räocher-
forellenfilet
• Listeria monocytogenes in Gorgonzo-
la
e Erstickungsgefahr durch Verschlu-
cken des Saugteils eines Schneiders
e Salmonella poona in Kantalup Melo-
nen
e Salmonella typhimurium DT 104 kl
Schweinefleisch
e Salmonella typhimurium in Harrn mit
Pistazien und HaNa mit Kakao
• Überhöhte Mengen an 3-Monochloro-
propandioi in Sojasaucen
e P’opyleng'ycc.i in Bitkuitkuchen
• Salmonella aflona in Rindfleisch

Folgende Schwerpunktaktionen wurden
durchgeführt:
• Überprüfung hinsichtlich Rückstän-
den von Arzneimitteln bei MHch, Eiern
und Honig
e Untersuchung von verpackten fri-
schen und geräucherten Süßwasserfi-
schen
• Untersuchung von Schaf(misch)käse
und Ziegen(misch)käse aus bäuerlicher
Produktion
e Untersuchung von Rohmilchkäse auf
Campylobacter
e Untersuchung von aufgeschlagenem
Schlagobers aus der Gastronomie
e Untersuchung von gekochten Beila-
gen aus der Gastronomie
e Untersuchung von verpacktem Ge-
müse
e Untersuchung von Sardellen und
Thunfisch aus der Gastronomie auf bio-
gene Amine
• l Jn’ersuchung von Essig aus der Di-
rektvermarktung
e Überprüfung der Einhaltung der
Lebensmittelvorschriften insbesondere
auf das Vorhandensein von Rindfleisch
bzw. Separatorenfleiech in deutschen
Fleischprodukten
• Untersuchung von Rohmilch auf Tier-
arzneimittelrückstände
• Untersuchung Von Shrimps auf Chlor-
amphenicol
e Überprüfung von Obst und Gemüse
auf Pestizidrückstände
e Untersuchung von Schärdinger But-
ler und AJpi-Butter auf Fremdfett
e Überprüfung der Kennzeichnung von
kosmetischen Mitteln
• Untersuchung von Obst und Gemüse
aus Osteuropa auf Rückstände
• Untersuchung von inländischem
Spargel auf Pestizide
• Überprüfung der bakteriellen Qualität
von Räucherfischen
e Überprüfung der Einhaltung der Hy-
giene in Gastronomiebetrieben
e Untersuchung von Erdbeeren und
Kirschen auf Campylobacter
e Untersuchung des Milchfettgehaltes
und des mikrobiologischen Status von
Oberseis und Milcheis
• Untersuchung von rohem, verpack-
tem Fleisch
e Überprüfung von frisch gepressten
Säften aus Zitrusfrüchten auf Rückstän-
de aus Oberflächenbehandlung
• Kontrolle kosmetischer Mittel gemäß
Konfroämaßnahmenverordnung
• Überprüfung der Einhaltung der Ni-
ckelverordnung
e Überprüfung der Quid-Kennzeich-
nung
e Kontrolle von Bauen-mähten
e Untersuchung von Traubensaft urd
Traubenmost .iuf SO2 und Patulin
e Untersuchung von MariHenbränden
aus Abfindungsbrennereien
e Untersuchung von Haarshampoos
und Duschgeis
e Überprüfung <Je< hor’oribestimmung
von Spe<sekartoff«Mr.
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• Explosionsgefahr der Flaschen bei
Bananen-Bier
• Salmonella Enteritidis in gefrorenen
Hühnerbrüsten
• Erstickungsgefahr durch kleine Teile
bei Kuscheltieren
• Erstickungsgefahr durch das Füllma-
terial einer Puppe
• Erstickungsgefahr durch elektrische
Rassel
• Erstickungsgefahr durch Pandabär
• Erstickungsgefahr durch kleine Teile
bei Spielzeughunden
• Erstickungsgefahr durch Spielflug-
zeug mit Figur
• Erstickungs- und Verletzungsgefahr
durch Teddybär
• Blei in Spielzeugauto
• Verletzungsgefahr durch Laternen-
lampe
• Verletzungsgefahr durch Plüschtiere
• Überhöhter Wert des Farbstoffes Co-
chenillerot in Bonbons
• Zinn in Fruchtkonserven
• Polyzyklische aromatische Kohlen-
wasserstoffe in Oliventresteröl
• Überhöhter Wert des Farbstoffes
Gelborange S in Candy-Drink
• Formaldehyd in frischen Champi-
gnons
• Vibrio bzw. Sporen sulfitreduzierender
Clostridien
• Salmonella weltevreden und Vibrio
parahaemolyticus in Ölfischfilets
• Salmonella bredeney in roher ge-
würzter Fleischzubereitung
• Glas-Fragmente in Butter
• Monocrotophos in Tafeltrauben
• Zu hoher Säuregehalt in Lutscher
• Monochlorpropandiol in Soja-Saucen
• Chloramphenicol in gefrorenen
Shrimps
• Salmonella tennessee in Sesam-Saat
• Bakterien in Säuglingsnahrung aus Ir-
land
• Salmonellen in Froschschenkeln

• Salmonella tennessee in Halwa
• Überhöhte Mengen Jod in Seetang
• Salmonella enteritidis in gefrorenen
Hühnerfilets
• Überhöhte Mengen polyzyklische
aromatische Kohlenwasserstoffe in Ge-
würzen in Öl
• Überhöhte Mengen polyzyklische
aromatische Kohlenwasserstoffe in Ok-
topus in Öl
• Überhöhte Mengen polyzyklische
aromatische Kohlenwasserstoffe in Mu-
scheln in Öl
• Überhöhte Mengen polyzyklischer
aromatischer Kohlenwasserstoffe in ge-
trockneten Datteln
• Salmonella typhimurium in Schinken
• Dünne Metalldrähte in Schoko-Streu-
sel
• Chloramphenicol in Shrimps
• Listeria monocytogenes in Schinken
• Quecksilber in Thunfisch
• Schimmel in Magerjoghurt aus
Deutschland
• Chloramphenicol in gefrorenen Mee-
resfrüchten
• Glas-Splitter in Schoko-Plätzchen
• Salmonella typhimurium in Sesamöl
• Benzo(a)pyren in Oliventresteröl
• Aflatoxine in Gewürzen für asiatische
Reiszubereitungen
• Salmonella Stanley in Erdnüssen
• Poiyzyklische aromatische Kohlen-
wasserstoffe in Sardellenfilets in Öl
• Salmonella havana in Rindfleisch
• Polyzyklische aromatische Kohlen-
wasserstoffe in Thunfisch
• Histamin in Sardellen
• Benzo(a)pyren in Makrelenfilet in Oli-
venöl
• Salmonella ngili bzw. Senftenberg in
Sesam-Samen
• Salmonellen, anaerobe sulfitreduzie-
rende Keime und Bacillus Cereus in Tin-
tenfisch

• Salmonella newport und Salmonella
Stanley in Erdnüssen
• Stern-Anis in Kräutertee
• Glasstück in Schokolade-Haselnuss-
Aufstrich
• Verbotener Farbstoff Erythrosin in
Rock Lollipop
• Salmonella der Serogruppe B in Se-
samprodukt Helva
• Salmonella typhimurium in Kanin-
chenfilets
• Überhöhte Jodwerte in Meerkohl-Sa-
lat
• Salmonella kottbus in Entenbrust
• Salmonella anatum in Geflügel
• Polyzyklische aromatische Kohlen-
wasserstoffe in Muscheln in pikanter
Sauce
• Polyzyklische aromatische Kohlen-
wasserstoffe in Olivenöl
• Polyzyklische aromatische Kohlen-
wasserstoffe in Makrelenfilets in Öl
• Polyzyklische aromatische Kohlen-
wasserstoffe in Knoblauch Tunke
• Listeria monocytogenes in Knob-
lauchmakrelenfilet
• Überhöhter Cadmiumgehalt in Okto-
pus
• Erstickung durch Süßware Mini Cup
Jelly
• Salmonellen in Salami
• Benzo(a)pyren in Sardinen
• Salmonella typhimurium in Rind-
fleischpastete
• Sulfit in getrockneten Pfirsichen
• Bakterien in Hot-Dog-Würstchen
• Überhöhte Menge Chrom in Gelatine-
Kapseln
• Salmonella typhimurium in Schweine-
fleisch
• Chloramphenicol in Krebsen
• Salmonella Oranienburg in Edelalpen-
sahneschokolade

Abteilung Sanitätsrecht und Krankenanstalten

Schwerpunkte 2001

Krankenanstalten

Leg is t i sches

• Der NÖ Landtag hat am 28. Juni 2001
3 Novellen zum NÖ KAG 1974 be-
schlossen, die folgende Änderungen
betrafen:
- NÖ KAG Novelle 2001. Mit der Novel-
le wurden einerseits mehrere Ausfüh-
rungsregelungen, die auf Grund von
bundesgesetzlichen Vorgaben im Be-
reich des Krankenanstaltengesetzes
und der Krankenanstaltenfinanzierung
sowie der Sozialversicherungsgesetze
notwendig geworden sind, erlassen. An-
dererseits wurden mit der Gesetzesän-
derung auch Verbesserungen und Er-

gänzungen zum NÖ KAG 1974 getrof-
fen, die sich im Laufe der vergangenen
Jahre als notwendig oder zweckmäßig
erwiesen haben.
Im grundsatzgesetzlichen Bereich des
Bundes waren vor allem die KAG-Novelle
vom 8. August 2000, BGBl. I Nr. 80/2000,
das Sozialrechts-Änderungsgesetz 2000
vom 24. August 2000, BGBl. I Nr. 101,
und eine weitere KAG-Novelle vom 9.
Jänner 2001, BGBl. I Nr. 5/2001, auszu-
führen. Ferner mussten auf Grund der Ei-
nigung über die Krankenanstaltenfinan-
zierung für die Jahre 2001 bis 2004 auch
einzelne Regelungen der neuen Art. 15a-
Vereinbarung übernommen bzw. ausge-
führt werden.
- Errichtung des NÖ Patientenentschä-
digungsfonds. Auf Grund der bundes-
gesetzlichen Verpflichtung, zur Entschä-

digung nach Schäden, die durch die
Behandlung in Fondskrankenanstalten
entstanden sind und bei denen eine
Haftung des Rechtsträgers nicht ein-
deutig gegeben ist, ist je Pflegetag ein
Betrag von S 10,- vom Patienten einzu-
heben. Zur Verwaltung der eingehobe-
nen Entschädigungsbeiträge wurde der
NÖ Patientenentschädigungsfonds mit
eigener Rechtspersönlichkeit und mit
Sitz in St. Pölten beim NÖ Patienten-
und Pflegeanwalt eingerichtet.
- Ermöglichung der anonymen Geburt.
Demnach kann sich jede Schwangere
oder Gebärende, die sich in einer psy-
chosozialen Notsituation befindet, ohne
Angabe ihrer persönlichen Daten zur
Durchführung einer anonymen Geburt
an jede geburtshilflicTie Abteilung einer
NÖ Fondskrankenanstalt wenden. Da in
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• Erstellung des Kooperationsvertrages
zwischen dem Land NÖ und der Stadt-
gemeinde Amstetten über die gemein-
same Errichtung einer Neurologie im
Krankenhaus Amstetten (die Genehmi-
gung des Vertrages durch die Landes-
regierung steht unmittelbar bevor)

Übe rp rü fungen  des
Landes rechnungsho fes  und der
I nnen rev i s i on

In Erledigung des Prüfberichtes der In-
nenrevision betreffend die NÖ Landes-
nervenklinik Mauer wurden mit der An-
staltsleitung zahlreiche Besprechungen
durchgeführt; der Großteil der bean-
standeten Kritikpunkte konnte inzwi-
schen erledigt und darüber hinaus we-
sentliche Verbesserungen in der Anstalt
durchgesetzt werden.
Mit der Aufarbeitung des sehr umfang-
reichen Prüfberichtes des NÖ Landes-
rechnungshofberichtes betreffend das
a. ö. Landeskrankenhaus Mödling wur-
de begonnen; entsprechende Bespre-
chungen mit der Anstaltsleitung wurden
vorort durchgeführt; kurzfristige Maß-
nahmen zur Beseitigung der schwerwie-
gendsten Mängel wurden veranlasst.
Eine Aufarbeitung des nunmehr eben-
falls vorliegenden Prüfberichtes der In-
nenrevision betreffend der NÖ Landes-
nervenklinik Maria Gugging wurde in
Angriff genommen.

Übe rp rü fungen  des
Bundes  re chnungsho f  es

• Mehrere Besprechungen mit Beam-
ten des Bundesrechnungshofes betref-
fend Überprüfung des Krankenhauses
Hainburg wegen der Kooperation mit
dem Krankenhaus Kittsee
• Überprüfung der Organisation und
der Finanzierung des Rettungswesens
in Niederösterreich

F inanz ie rung  - Be t r i eb  der
NÖ K rankenans ta l t en

Im Frühjahr wurden die Voranschläge
der NÖ Landeskrankenanstalten für das
Jahr 2001 im Wege des NÖ Gesund-
heits- und Sozialfonds der Abteilung Sa-
nitätsrecht und Krankenanstalten vorge-
legt und um bescheidmäßige Genehmi-
gung ersucht. Es wurden darauf von der
NÖ Landesregierung am 23. Jänner
2001 die Voranschläge 2001, die auf
LKF-Basis erstellt wurden, gemäß § 24
Abs. 2 NÖ KAG, LGBI. 9440-14, geneh-
migt und die LKF-Pflege- und Sonder-
gebühren für 2001 gemäß § 51 Abs. 2
leg. cit. neu festgesetzt.
Die Voranschläge der 27 NÖ Fondskran-
kenanstalten für das Jahr weisen einen
Gesamtaufwand von S 13.272,248.000,-
(€ 964,531.877,94) auf, wobei
S 8.035,654.000,- (€ 583,973.750,57)
auf das Personal und S 5.236,594.000,-
(€ 380,558.127,37) auf den Sachauf-

wand inkl. Anlagen entfallen. Das bedeu-
tet gegenüber den Voranschlägen 2000
eine Gesamtaufwandsteigerung- um ca.
7,0%.
Nachdem die Arbeiten für die Bescheid-
erstellung der Voranschläge 2001 aller
NÖ Fondskrankenanstalten abgeschlos-
sen waren, musste sofort mit den Arbei-
ten für die Rechnungsabschlüsse 2000
der NÖ Fondskrankenanstalten begon-
nen werden.
Am 19. Juni 2001 beschloss die NÖ
Landesregierung die Rechnungsab-
schlüsse 2000 der NÖ Fondskrankenan-
stalten.
Die Abschlüsse der 27 NÖ Fonds-
krankenanstalten für das Jahr 2000 er-
gaben einen Gesamtaufwand von
S 13.569,890.429,31 (€ 986,162.396,85).
S 7.851,450.263,29 (€ 570,587.142,96)
entfielen auf das Personal und
S 5.718,440.166,02 (€ 415,575.253,88)
auf den Sachaufwand inkl. Anlagen. Das
bedeutet gegenüber dem Voranschlag
2000 eine Überschreitung um 1,86%.

F inanz ie rung - ,  I nves t i t i ons -  und
Be t r i ebsbe i t r äge  des Landes
N iede rös te r re i ch

Das Land Niederösterreich hat zu den
Ausbauvorhaben der a. ö. Gemeinde-
spitäler 2001 Annuitätenzuschüsse (aus
abgeschlossenen Darlehen und Lea-
singverträgen) von ca. 245 Mio. S
(€ 17,804.844,37) geleistet. Am Betrieb
der NÖ Fondskrankenanstalten der Ge-
meinden und Gemeindeverbände betei-
ligt sich das Land Niederösterreich mit
S 1.625,000.000,- (€ 118,093.355,52).

Ausbau  der a. ö. Geme inde -
und Geme indeve rbands -
k rankenans ta l t en /Ausbau  der
Geme indek rankenans ta l t en

Die Aufgabe der Abteilung Sanitätsrecht
und Krankenanstalten besteht auf die-
sem Gebiet in der Grundlagenarbeit
und der Vorbereitung der erforderlichen
Beschlüsse (NÖ Landesregierung, NÖ
Landtag, und NÖ Krankenanstalten-
sprengel) sowie in der Vertretung im
Baubeirat bei den einzelnen Bauvor-
haben.
Erwähnenswerte Bauvorhaben im Jahr
2001: Nach Freigabe durch den Ständi-
gen Ausschuss des NÖ Gesundheits-
und Sozialfonds wurden für folgende
Projekte die entsprechenden Regie-
rungs- und Landtagsvorlagen erstellt:
• Krankenanstaltenverband Waldvier-
tel/Waldviertelklinikum, Standort Horn -
Errichtung einer neurologischen Abtei-
lung mit einer Gesamtkostensumme von
S 12,000.000,- (€ 872.074,01) von der
NÖ Landesregierung genehmigt.
• Krankenanstaltenverband Waldvier-
tel/Waldviertelklinikum, Standort Horn -
Errichtung einer Akademie für den phy-
siotherapeutischen Dienst mit einer Ge-
samtkostensumme von S 12,500.000,-

diesen Fällen eine gedeihliche Entwick-
lung des Kindes nicht gewährleistet ist,
ist mit der anonymen Geburt die Freiga-
be des Kindes zur Adoption verbunden.
Die Abteilung Sanitätsrecht und Kran-
kenanstalten hat die für die Novellen
zum NÖ KAG 1974 maßgeblichen Ge-
setzesentwürfe ausgearbeitet.
• Patientencharta. Vorbereitung der
Art.15a-B-VG-Vereinbarung mit dem
Bund über die Patientencharta (Land-
tagsbeschluss vom 28. Juni 2001)
• Vorbereitung der Art.15a-B-VG-Ver-
einbarung über die Neustrukturierung
des Gesundheitswesens und der Kran-
kenanstaltenfinanzierung für die Jahre
2001-2004 (Landtagsbeschluss vom
17. Mai 2001)
• Gesetz über die Errichtung des Kran-
kenanstaltenverbandes Korneuburg-
Stockerau (Landtagsbeschluss vom 13.
Dezember 2001) per 1. Jänner 2002.
Der Krankenanstaltenverband ist als Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts neuer
Rechtsträger der vormals beiden Ge-
meindekrankenanstalten, die nunmehr
als eine Krankenanstalt an 2 Standorten
mit 1 Anstaltsleitung und 1 Anstaltsord-
nung geführt werden.
• NÖ SÄG 1992. Erarbeitung eines Ge-
setzesentwurfes für eine Änderung des
NÖ Spitalsärztegesetzes 1992 betreffend
Einführung eines neuen Gehalts- und Ar-
beitszeitmodells. Wegen Einwänden der
Ärztekammer für NÖ konnte dieser Geset-
zesentwurf nach einer internen Begutach-
tung nicht weiter verfolgt werden.

Organ i sa to r i s ches

• Hinausgabe eines Durchführungser-
lasses im Zusammenhang mit der Er-
richtung des NÖ Patientenentschädi-
gungsfonds
• Erstellung mehrerer Erlässe im Zu-
sammenhang mit der Einführung der
anonymen Geburt
• Leitung der Projektgruppe „Ge-
schäftsstelle für die NÖ Landeskranken-
anstalten"
• Mitarbeit in verschiedenen Arbeits-
kreisen der ARGE der Kaufmännischen
Direktoren
• Mitwirkung bei der NÖ Qualitätssi-
cherungskommission
• Mitarbeit bei der Tätigkeit des NÖ Pa-
tienten- und Pflegeanwaltschaft

Koope ra t i onen  zw i schen  den
NÖ Fond sk rankenans ta l t en

• Krankenanstaltenverband Korneu-
burg-Stockerau. Mitwirkung bei der
Ausarbeitung eines Kooperationsvertra-
ges zwischen den Rechtsträgern der a.
ö. Krankenanstalten Korneuburg und
Stockerau
• Genehmigung des Kooperationsver-
trages zwischen den öffentlichen Kran-
kenanstalten des Mostviertels und Vor-
bereitung des Beitrittes der LNK Mauer
zu diesem Kooperationsvertrag
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(€ 908.410,43) von der NÖ Landesre-
gierung genehmigt.
• A. ö. Krankenhaus Korneuburg -
Gesamtausbau (3. Bauabschnitt) mit
Gesamtkosten von S 704,900.000,-
(€ 51,227.080,80) von der NÖ Landes-
regierung genehmigt.
• A. ö. Krankenhaus St. Pölten - Ausbil-
dungszentrum für Gesundheitsberufe,
Umbau und Adaptierung mit Gesamtkos-
ten von S 18,900.000,- (€ 1,373.516,57)
von der NÖ Landesregierung genehmigt.
• A. ö. Krankenhaus St. Pölten - 2. Bau-
abschnitt - 1. Bauetappe, Funktions-
und Bettentrakt für Herzchirurgie, Kar-
diologie und Neurochirurgie, Neu-, Zu-
und Umbau, mit Planungskosten von S
70,200.000,- (€ 5,101.632,96) von der
NÖ Landesregierung genehmigt; die
Gesamtkosten von S 823,000.000,-
(€ 59,809.742,52) vom NÖ Landtag am
13. Dezember 2001 zum Beschluss er-
hoben.
• A. ö. Krankenhaus Scheibbs - BA II -
Neubau - Bettentrakt, Umbau - Berta
Kupelwiesertrakt, 2. OG Interne Betten-
station samt Valorisierung mit einer Ge-
samtkostensumme von S 168,900.000,-
(€ 12,274.441,69) von der NÖ Landes-
regierung genehmigt.

NÖ K rankenans ta l t ensp renge l

Der NÖ Krankenanstaltensprengel ist
ein Gemeindeverband, dem alle Ge-
meinden Niederösterreichs angehören.
Von den nicht spitalerhaltenden Ge-
meinden werden Umlagen eingehoben,
aus denen der NÖKAS Beiträge zum
Betrieb der Krankenanstalten sowie zur
Finanzierung von Ausbauvorhaben der
öffentlichen Krankenanstalten leistet.
Im Jahre 2001 wurden an den NÖ Ge-
sundheits- und Sozialfonds für den Be-
trieb der NÖ Krankenanstalten ca.
S 1.711,260.000,- (€ 124,362.114,20)
geleistet. An den Krankenanstaltenver-
band Waldviertel wurde als Anteil des
NÖKAS am Trägeranteil (50%) für die
Standorte Allentsteig und Eggenburg
ein Betrag von ca. S 7,812.000,-
(€ 567.720,18) geleistet. Als Beitrag
des NÖKAS zum Ausbau der NÖ Kran-
kenanstalten wurden im Jahr 2001 ca.
108,400.000,- Mio. S (€ 7,877.735,22)
ausbezahlt. Die Geschäfte des NÖKAS
werden von der Abteilung Sanitätsrecht
und Krankenanstalten geführt.
Besondere Aufgaben 2001:
• Erstellung der Richtlinie für die Ge-
währung der Ausbaubeiträge des NÖ
Krankenanstaltensprengeis
• Erstellung des Voranschlages des
NÖKAS für das Jahr 2002 und des
Rechnungsabschlusses für das Jahr
2000
• Prüfung der Beiträge zu den Träger-
anteilen 2 und 3 der Standorte Allent-
steig und Eggenburg des KAV-Waldvier-
tel für 2000
• Ermittlung und Beschlussfassung
über die Erhöhung der NÖKAS-Umlage

für das Jahr 2002 (Beiträge zum Betrieb
und Ausbau)
• Mitwirkung an der NÖ SÄG-Novelle
• Umstellung der Beitragsleistung zum
Ausbau auf Leasing-ZKreditfinanzierung
bei neuen Projekten
• Euro-Umstellung

Au fs i ch t sbehö rd l i che
Tä t i gke i t en  und Ve rwa l t ung  der
Landesk rankenans ta l t en

Aufsichtsbehördliche Tätigkeiten

• Die Wirtschaftsaufsicht über die öf-
fentlichen Krankenanstalten wird ge-
meinsam mit dem NÖ Gesundheits- und
Sozialfonds, Bereich Gesundheit, auf
Grund der NÖ KAG-Novelle 1997 und
des NÖGUS-Gesetzes wahrgenommen.
In diesem Bereich wurde unter anderem
im Budgetjahr 2001 die Überprüfung
der Rechnungsabschlüsse 2000 der NÖ
Fondskrankenanstalten an Ort und Stel-
le durchgeführt.
• Im Rahmen der sanitären Aufsicht
mussten für mehrere öffentliche und pri-
vate Krankenanstalten zahlreiche Be-
scheide zur Beseitigung von Mängeln
und Missständen erstellt werden.

Verwaltung der
Landeskrankenanstalten

• Klärung grundsätzlicher strategischer
und rechtlicher Fragen
• Grundstücksangelegenheiten. Durch-
führung von Grundstücksverkäufen und
Abtretungen an das öffentliche Gut, Ver-
anlassung von Eintragungen bzw. Än-
derungen im Grundbuch sowie Veran-
lassung von Neuvermessungen und
Grundstückszusammenlegungen
• Einkaufsorganisation der NÖ Landes-
krankenanstalten und NÖ Landesheime.
Herbeiführung der Genehmigung der
Geschäftsordnung für die NÖ Einkaufs-
organisation durch die Landesregierung
und der Bestellung der Mitglieder und
Ersatzmitglieder des NÖ Einkaufsrates.
• Mitarbeit und rechtliche Beratung der
Kinderschutzgruppe am a. ö. Landes-
krankenhaus Tulln
• Ausarbeitung eines Vertrages zur
Überleitung des Personals der NÖ Lan-
desakademie - Höhere Fortbildung in
der Pflege in die NÖ Landesakademie
• Mitwirkung in der Stabstelle für die
Umsetzung' des Donauklinikums
• Kooperationsvertrag Land - Amstet-
ten über die gemeinsame Errichtung
der Neurologie; Ausarbeitung eines Ko-
operationsvertrages zwischen dem
Land NÖ und der Stadtgemeinde Am-
stetten über eine Zusammenarbeit im
Bereich der Akutneurologie.
Um eine dem Stand der Medizin ent-
sprechende Versorgung von neurologi-
schen Akutpatienten, insbesondere
nach Schlaganfällen,, im Mostviertel si-
cherzustellen, ist die Einrichtung einer
Akutbehandlungseinheit (Stroke Gare

Unit) sowie die Systemisierung einer
ausreichenden Anzahl von A- und B-
Phase-Betten erforderlich. Dieses abge-
stufte Versorgungskonzept von einer in-
tensivähnlichen Überwachung bis zur
Betreuung auf der Normalstation soll die
Akutversorgung und somit die medizini-
sche Qualität gewährleisten.
• Beitritt der LNK Mauer zum Koopera-
tionsvertrag der Krankenanstalten im
Mostviertel. Zwischen den Rechtsträgern
der a. ö. Krankenanstalten der Versor-
gungsregion Mostviertel, den Stadtge-
meinden Amstetten, Scheibbs und Melk
sowie der Statutarstadt Waidhofen/Ybbs,
wurde gemäß § 35a Abs. 1 NÖKAG 1974,
LGBI. 9440-14, ein Kooperationsüberein-
kommen abgeschlossen.
Entsprechend dem Beschluss der Lan-
desregierung vom 13. November 2001
wurde seitens des Landes NÖ als
Rechtsträger der NÖ Landesnervenkli-
nik Mauer diesem Kooperationsüberein-
kommen beigetreten.
• EDV-Organisation
- Koordinierung bzw. Mitarbeit im Ar-
beitskreis EDV-Plattform der fünf Lan-
deskrankenanstalten
- Koordinierung bzw. Erstellung von
einheitlichen Seiten für die Homepage
der NÖ Landesregierung für die Lan-
deskrankenhäuser
• Neu- und Zubauten in den Landes-
krankenanstalten: Herbeiführung der
Grundsatzgenehmigung der Landes-
regierung und des NÖ Landtages für
das Donauklinikum - Überführung der
NÖ Landesnervenklinik Maria Gugging
in das a. ö. NÖ LKH Tulln und die Heim-
struktur in Tulln
• Bei der Verwaltung der 5 Landeskran-
kenanstalten konnten folgende Verbes-
serungen durchgesetzt bzw. Erfolge er-
zielt werden:
- Umsetzung des Berichtes des Lan-
des-Rechnungshofes betreffend das
LKH Mödling
- Ausarbeitung bzw. Abschluss von
Kooperationen
- Verbesserung der Zusammenarbeit
zwischen dem LKH Tulln und der LNK
Gugging im Hinblick auf das Donauklini-
kum, Ausnutzung von Synergieeffekten
- generell Intensivierung der Kontakte
zwischen den Anstaltsleitungen und der
Abteilung Sanitätsrecht und Krankenan-
stalten als Rechtsträger (namens der
NÖ Landesregierung)

Ausb i l dungswesen  für die
Gesundhe i t sbe ru fe

• Ausbildung nach dem Gesundheits-
und Krankenpflegegesetz - Klärung von
Rechtsfragen
• Bewilligung von Sonderaus- und Wei-
terbildungen
• Bewilligungen von Akademien für den
gehobenen medizinisch-technischen
Dienst nach dem MTD-Gesetz
• Bewilligungen von Ausbildungen für
Sanitätshilfsdienste
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wegen Verhängung eines vorläufigen
Berufsverbotes gegen einen Arzt durch-
geführt werden. Es waren die Ärztekam-
merumlage und die Beitragsordnung
etc. zu genehmigen. Weiters waren die
Satzung, der Rechnungsabschluss und
der Voranschlag der Ärztekammer für
NÖ zu bewilligen. An der Erstellung der
Erweiterung eines ärztlichen Wochen-
tags-Nachtbereitschaftsdienstes (Aus-
arbeitung eines Rahmenvertrages, Ver-
trag über die Einrichtung von Leitstel-
len) wurde mitgewirkt.

Apo theken -  und
Arzne im i t t e lwesen

Im Jahr 2001 waren 55 Verfahren betref-
fend Anträge auf Bewilligung zur Errich-
tung und zum Betrieb von neuen öffent-
lichen Apotheken anhängig, davon
konnten 20 Verfahren bescheidmäßig
erledigt werden. Auf die besondere
Schwierigkeit dieser Verfahren, die in
der Regel alle bis zum Verwaltungs-
oder Verfassungsgerichtshof gehen, ist
hinzuweisen. Ferner wurden zahlreiche
Gesellschaftsverträge und Pachtverträ-
ge für öffentliche Apotheken und mehre-
re Konzessionsübertragungen schon
bestehender Apotheken genehmigt und
Bewilligungen zur Haltung von ärztli-
chen Hausapotheken erteilt.

Fo r t p f l anzungsmed i z i ngese t z

Steuerung der zu veranlassenden Be-
richterstattung der befugten Ärzte bzw.
eigens zugelassenen Krankenanstalten
und Weiterleitung der gesammelten Be-
richte mittels ausgelegter Vordrucke an
das Bundesministerium für Soziale Si-
cherheit und Generationen.

Such tm i t t e l gese t z  und
Such tkoo rd ina t i on

Suchtmittelgesetz

Den Bezirksverwaltungsbehörden und
Magistraten wurden Rechtsauskünfte
über die Vollziehung dieses Gesetzes
bzw. der auf Grund dieses Gesetzes er-
lassenen Verordnungen erteilt.

NÖ Suchtkoordination

Die NÖ Suchtkoordinatorin, Fr. Mag.
Margit Itzenthaler, hat die Drogenpolitik
und die Suchtbekämpfungsmaßnahmen
des Landes NÖ zu koordinieren und zu
unterstützen.
Der Aufgabenbereich umfasst insbe-
sondere die Abstimmung der drei Tätig-
keitsfelder von Niederösterreichs Dro-
genpolitik, und zwar:
• Suchtvorbeugung
• Suchtberatung
• Suchttherapie
Die Suchtkoordinatorin hat auch in Ab-
stimmung mit der Landespolitik die
Grundsätze der Drogenpolitik des Lan-

des Niederösterreich den Medien ge-
genüber zu vertreten und Öffentlich-
keitsarbeit durchzuführen.
Die Schwerpunktsetzung in der prakti-
schen Umsetzung liegt in der Intensivie-
rung der Vernetzung. So wird seitens
der NÖ Suchtkoordinatorin in regelmäßi-
gen Abständen (2 Monate) ein Jour-Fixe
der Suchtexperten abgehalten.
Weiters wird versucht, in Niederöster-
reich die Information über suchtspezifi-
sche Themen breit zu streuen, und es
werden im Anschluss an jeden Jour fixe
„Infos aus der Suchtarbeit" an interes-
sierte Stellen und Experten versendet.
Die Info-Mappe, in der die wesentlichen
Angebote des Landes NÖ im Suchtbe-
reich - gegliedert in die drei oben ange-
führten Bereiche - und getrennt in ille-
gale Drogen und Alkohol enthalten sind,
wurde laufend überarbeitet und allen
NÖ Einrichtungen, die im Suchtbereich
tätig sind, und allen Amtsärzten in NÖ
zur Verfügung gestellt.
Am Beginn des Jahres 2001 wurde die
Projektarbeit für die Umsetzung des von
der Landesregierung am 4. 7. 2000 be-
schlossenen NÖ Suchtplanes begon-
nen. Mitte des Jahres 2001 konnte von
der NÖ Suchtkoordinatorin ein erster
Zwischenbericht vorgelegt werden.
Folgende Tätigkeiten wurden daher im
Jahre 2001 schwerpunktmäßig durch-
geführt:
• Projekt-Umsetzung NÖ Suchtplan:
- Projektleiterin und Koordinierung der
vier Arbeitsgruppen
- Organisation, Moderation sowie Lei-
tung als Arbeitskreisvorsitzende des Ar-
beitskreises Beratung
- Moderatorin des Arbeitskreises Inte-
gration
- Organisation, Moderation sowie Lei-
tung als Arbeitskreisvorsitzende des Ar-
beitskreises Therapie
• Magistrat Krems - Jugendstudie: Teil-
nahme am Arbeitskreis Sucht-Präven-
tion von Seiten des Landes Niederöster-
reich
• Implementierung eines Alkoholver-
netzungstreffens in Niederösterreich für
alle Einrichtungen, die in diesem Be-
reich in Niederösterreich arbeiten, Or-
ganisation, Koordination und Modera-
tion der Sitzungen (vierteljährlich), Ver-
fassen eines Protokolls usw.
• Projekt - NÖ Künstlerinnen helfen
Suchtkranken, Vernissage an der Be-
zirkshauptmannschaft St. Pölten im No-
vember 2001, Projekterstellung und Ko-
ordination
• Organisation, Koordination und Mo-
deration sowie Leitung eines Experten-
treffens mit der Bezeichnung Drogen-
Jour-Fixe, welches in regelmäßigen Ab-
ständen mit bestimmten Diskussions-
punkten zu einzelnen Themen durchge-
führt wird (meistens wird dieses Treffen
auch mit der Besichtigung einer Sucht-
therapieeinrichtung in NÖ verbunden)
• Herausgabe eines Informationsblat-
tes „Infos aus der Suchtarbeit'', das an

• Mitwirkung in den Kooperationsaus-
schüssen der Schulen für Gesundheits-
und Krankenpflege
• Mitwirkung und Beratung im Rahmen
der ARGE der Pflegedirektoren
• Mitwirkung und Beratung im Rahmen
der ARGE der Schuldirektoren
• Beratung der ARGE der Direktoren
der MTD-'und Hebammenakademien
• Beratung der Abteilungen Sozialhilfe
und Heime
• Bewilligungen von Schul- und Lehr-
gangsordnungen
• Bewilligungen zum Zwecke der Fort-
bildung bei Ausbildung im Ausland
nach dem GuKG und dem MTD-Gesetz
• Klärung rechtlicher Fragen im Rah-
men von Nostrifikationsverfahren
• Bearbeitung von Anfragen hinsicht-
lich Ärzten und Hebammen
• Mitarbeit bei der Erarbeitung von ein-
heitlichen Beschäftigungsvoraussetzun-
gen von externen Vortragenden an den
Schulen für Gesundheits- und Kranken-
pflege, Kursen für Sanitätshilfsdienste
und MTD- und Hebammenakademien
• Erarbeitung von Erlässen im Bereich
der Gesundheitsberufe

San i tä t sbehörd l i che
Bew i l l i gungs -  und
Genehmigungsve r fah ren  bei
ö f f en t l i chen  und p r i va ten
Krankenans ta l ten

Folgende Tätigkeiten wurden schwer-
punktmäßig durchgeführt:
• Durchführung von zahlreichen Bewilli-
gungsverfahren (Errichtung und Be-
trieb) für private Krankenanstalten, wo-
bei im Jahre 2001 5 Neuansuchen ge-
stellt wurden
• Genehmigung von Anstaltsordnun-
gen für KA gern. § 16 NÖ KAG 1974
• Bestellungen von technischen Sicher-
heitsbeauftragten gern. § 19 c Abs. 7
NÖ KAG
• Bestellungen von Krankenhaushygie-
nikern gern. § 19a Abs. 4 NÖ KAG 1974
• Bescheidmäßige Vorschreibung von
Maßnahmen bei Vorliegen sanitärer
Missstände
• Zurücknahme von sanitätsbehördli-
chen Bewilligungen
• ■Koordinierungsgespräche mit den im
sanitätsbehördlichen Bewilligungsver-
fahren beizuziehenden Amtssachver-
ständigen zur Verfahrensbeschleuni-
gung und Hilfestellung für die Antrag-
steller
• Verfahren zur Genehmigung der Be-
stellung von Konsiliarärzten, Abteilungs-
leitern, Ärztlichen Direktoren, Pflegedi-
rektoren, Schuldirektoren

Sanitätsrecht

Ärz tegese tz

Es mussten mehrere Berufungsverfah-
ren gegen die Verweigerung der Eintra-
gung in die Ärzteliste und ein Verfahren
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Schü le rbe ih i l f en

2001 sind 26 Anträge auf Schul- und
Heimbeihilfe eingelangt, es werden je- ■
doch noch von 2 Schulen Anträge er-
wartet (ca. 30 Anträge).

Re t t ungswesen

• Es wurden ca. 30 Rettungsdienstver-
träge sowie vor allem Änderungen des
vereinbarten Rettungsdienstbeitrages
geprüft und seitens der Abteilung Sani-
tätsrecht und Krankenanstalten namens
der Landesregierung genehmigt. Wei-
ters wurde eine Novelle für die Euro-
Umstellung des NÖ Gemeinde-Ret-
tungsdienstgesetzes ausgearbeitet.
• Ein Entwurf einer Novelle zum NÖ
Gemeinderettungsdienstgesetz bzw.
auf Änderung der Rettungsbeitragsver-
ordnung, die eine Erhöhung des Min-
destbeitrages auf € 2,18 vorsehen, wur-
de ausgearbeitet.
Ferner soll durch diese Novelle das
Land verpflichtet werden, einen finanzi-
ellen Beitrag an die Rettungsorganisa-
tionen für die überörtlichen Ausgaben
der Rettungsdienste zu leisten.
• Die Genehmigung für den Abschluss
eines Vertrages für die Finanzierung der
Notarztwägen zwischen dem Land NÖ
und den beiden Rettungsorganisationen
wurde vorbereitet.
• Es wurde an Beratungen betreffend die
Integration der „Blaulichtorganisationen"
in einen sicheren elektronischen Daten-
und Kommunikationsaustausch im digita-
len Funksystem „Adonis" teilgenommen.
• Eine Ländtagsresolution zur Verbes-
serung des Notarztwagensystems wur-
de beantwortet.

P f l egegebüh ren -
ange legenhe i t en

Es wurden ca. 30 Verfahren in Pflegege-
bührenangelegenheiten behandelt. Da-
bei handelt es sich um Berufungen von
Patienten gegen erstinstanzliche Pflege-
gebühren- oder Kostenbeitragsvor-
schreibungen.

Lebensm i t t e l r ech t

• Trinkwasser
- Trinkwasserverordnung: Es langten
ca. 600 Probenentnahmestellen-Festle-
gungen ein, die aktenmäßig zu bearbei-
ten waren.
- Es wurde in einigen Fällen bescheid-
mäßig Maßnahmen zur Erhaltung der
Trinkwasserqualität vorgeschrieben.
- Trinkwasserausnahmeverordnung: Es
wurden 2 eingebrachte Anträge be-
scheidmäßig erledigt.
- Im Rahmen der Trinkwasserkontrolle
langten ca. 300 Aktenstücke ein, die zu
bearbeiten waren.
- Weiters wurde gemeinsam mit der Ab-
teilung Umwelthygiene ein Erlass zur
neuen Trinkwasserverordnung erarbeitet.

alle Einrichtungen, die im Suchtbe-
reich in Niederösterreich tätig sind,
alle Amtsärzte und sonstigen Interes-
senten versendet wird

• Durchführung von vierzehntägigen
.Koordinationstreffen mit dem Leiter der
Fachstelle für Suchtvorbeugung
• Koordinationstreffen mit dem Ge-
schäftsführer NÖGUS Soziales wegen
Abstimmung in Hinblick auf NÖ Sucht-
plan - Überarbeitung des NÖ Psychia-
trieplanes
• Koordinationstreffen mit dem Projekt-
leiter des Donauklinikums wegen Über-
siedlung der LNK Gugging nach Tulln in
Bezug auf die Maßnahmenpakete im
NÖ Suchtplan, welche für den Bereich
der Landesnervenklinik Gugging vorge-
sehen sind
• Unterstützung der Fachstelle für
Suchtvorbeugung wegen Implementie-
rung diverser Projekte, z. B. Step by Step.
Koordination mit dem Landesschulrat für
NÖ, dem pädagogischen Institut und/
bzw. der Fachstelle für Suchtvorbeugung
• Teilnahme an Arbeitsgruppen im Bun-
desministerium für Soziale Sicherheit
und Generationen zum Thema „Drogen-
berichtssystem" und „Ausarbeitung von
Richtlinien für § 15 SMG Einrichtungen".
• Organisation, Koordination, Modera-
tion sowie Leitung eines Arbeitskreises
zur Implementierung eines Drogenbe-
richtsystems für NÖ, laufende Sitzungen
in Koordination mit dem geplanten
österreichweiten Pilotprojekt „Drogenbe-
richtsystem des Bundes" ab dem Jahr
2002
• Informationsaustausch über das Bun-
desgebiet hinaus (Info-Sammlung,
.EBBD, e-mail-Kontakte . . .)
• Teilnahme am Drogenforum (Exper-
tentreffen des Bundes, der Bundeslän-
der und österreichweiter Experten im
Suchtbereich, alle 3 Monate)
• Koordinationstreffen der Drogenkoor-
dinatoren der Bundesländer - Vernet-
zung der Länder-Drogen-ZSuchtkoordi-
natorlnnen (alle 2 Monate)
• Geplante Vernetzung der Ostregion
Wien, NÖ und Burgenland im Suchtbe-
reich, erste Besprechung Ende März
2001 im Büro des Wiener Drogenkoordi-
nators, Planung einer Tagung im Bur-
genland mit Vernetzung zu benachbar-
ten Ländern, Durchführung einer En-
quete mit Anwesenheit der in den drei
Ländern politischen Verantwortlichen
• Öffentlichkeitsarbeit z. B.: Teilnahme an
- Suchtenquete
- Expertenrunden zum Thema Drogen
- Ansprechpartner für diverse Medien,
vor allem Radio und Printmedien zum
Thema Sucht, Information zu aktuellen
Vorkommnissen etc. bzw.
- Ansprechpartner für die zuständigen
Landespolitiker
• Erstellung einer Informationsbroschü-
re der NÖ Suchtkoordinatorin, in der alle
Suchtberatungseinrichtungen, Thera-
pieeinrichtungen und Integrationsein-
richtungen in NÖ getrennt in die Berei-

che illegale Drogen und Alkohol, Medi-
kamente bezirksmäßig aufgelistet sind
• Begutachtungen von Gesetzesände-
rungen und Verordnungsänderungen im
Suchtmittelbereich
• Teilnahme an bzw. Durchführung von
Krisengipfeln
• Anlaufstelle für alle Probleme im lega-
len und illegalen Suchtbereich in Nie-
derösterreich

NÖ E th ikkommiss ion

Die NÖ Ethikkommission für klinische
Prüfungen von Arzneimittel innerhalb
und außerhalb von Krankenanstalten
trat durchschnittlich einmal im Monat zu
Beratungen zusammen und erstellte
entsprechende Voten. 2001 waren von
der NÖ Ethikkommission 65 Verfahren
durchzuführen, wobei sich die Begut-
achtungen immer aufwendiger und
schwieriger gestalten.

An t räge  auf Zue rkennung  von
Z insenzuschüssen

7 Anträge für die Praxisgründungen von
Fachärzten und Zahnbehandlern sind
eingelangt; 6 konnten positiv erledigt
werden.

K rankenp f l egepe rsona l ,  med.-
techn .  Persona l  und Hebammen

• Im Jahre 2001 fielen 213 Anträge auf
Erteilung der Bewilligung zur freiberufli-
chen Ausübung des Gesundheits- und
Krankenpflegefachdienstes und des
gehobenen medizinisch-technischen
Dienstes an.
• Weiters wurden 28 Berufsausweise
für die freiberufliche Ausübung des Ge-
sundheits- und Krankenpflegefach-
dienstes ausgestellt.
• Es wurden 21 Standortverlegungen
betreffend der Bewilligung zur freiberuf-
lichen Ausübung bekannt gegeben und
diesbezüglich bearbeitet.
• Gemäß § 108 Abs. 2 des Gesundheits-
und Krankenpflegegesetzes langten 3
Anträge auf Erteilung einer Bestätigung
über die absolvierte Berufspraxis ein.
• Gemäß § 111 Abs. 1 und 2 Gesundheits-
und Krankenpflegegesetz sind 19 Anträge
eingelangt und wurden bearbeitet.
• Weiters wurden bis dato 250 Parker-
laubnistafeln (Mobile Hauskrankenpfle-
ge im Dienst) für Caritas, Hilfswerk und
NÖ Volkshilfe erteilt.
• Es wurden zahlreiche Anfragen der
BVA, der WGKK und der Sozialversiche-
rungsanstalt der Bauern betreffend Be-
willigungen über die freiberufliche Aus-
übung erledigt.
• Es wurden 12 Niederlassungsbewilli-
gungen für freiberuflich tätige Hebam-
men erteilt.
• Es wurden 32 Bescheide erlassen,
wodurch die Sanitätsausbildung beim
Bundesheer zur Ausübung des Sani-
tätshilfsdienstes anerkannt wird.
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Ep idem iebekämp fung

Nach Verhängung von Berufsverboten
wegen der Feststellung einer anste-
ckenden Krankheit gemäß Epidemiege-
setz wurden 77 Anträge auf Vergütung
für Verdienstentgang bzw. auf Ersatz
von durch Bekämpfungsmaßnahmen
vernichtete Gegenstände bescheidmä-
ßig erledigt. Weiters wurden zwei Erläs-
se betreffend das Vorgehen bei Ver-
dacht des Auftretens des Milzbrander-
regers an die Bezirksverwaltungsbehör-
den hinausgegeben.

Le i chen -  und Bes ta t t ungswesen

2001 wurden auf Antrag von Gemein-
den bzw. Pfarren für diverse Friedhofs-
errichtungen und -erweiterungen Bewil-
ligungen erteilt. Weiters wurden 15 Än-
derungen von Friedhofsordnungen
nach aufsichtsbehördlicher Prüfung in
rechtlicher Hinsicht zur Kenntnis ge-
nommen und eine große Anzahl von
Rechtsauskünften erteilt.
Mit den Vorarbeiten für die Deregulie-
rung des NÖ Leichen- und Bestattungs-
gesetzes sowie des NÖ Friedhofsbenüt-
zungs- und -gebührengesetzes wurde
begonnen. Über Ersuchen der Landes-
sanitätsdirektoren wurde eine Verein-
heitlichung der auf diesen Gebieten be-
stehenden Rechtsvorschriften mit den
anderen Bundesländern in die Wege
geleitet.
Die Novellen für die Euro-Umstellung in
diesen beiden Rechtsvorschriften wur-
den durchgeführt.
Ein Initiativantrag zur Lösung von Pro-
blemen bei der Durchführung der Toten-
beschau wurde ausgearbeitet.

He i l vo rkommen-  und
Kuro r t egese t z

Folgende Tätigkeiten wurden schwer-
punktmäßig durchgeführt:
• Beratung und Durchführung von Be-
willigungsverfahren für Erweiterungen
von Kuranstalten
• Genehmigungen von Kuranstaltsord-
nungen
• Bescheidmäßige Vorschreibung von
Maßnahmen nach Übermittlung von Sa-
nitätseinschauberichten der Bezirksver-
waltungsbehörden, wenn bei einer Sani-
tätseinschau sanitäre Missstände fest-
gestellt wurden
• Genehmigungen von aufsichtsführen-
den Ärzten von Kuranstalten
• Genehmigung von Instituten zur
Durchführung von Analysen gemäß § 15
Abs. 4 des NÖ Heilvorkommen- und
Kurortegesetz
• Anerkennungen von Heilvorkommen
• Durchführung von Besprechungen zur
Verfahrenskoordination beim Entzug von
Wasserinhaltsstoffen von Heilquellen
• Durchführung der NÖ Heilvorkom-
men- und Kurortegesetznovelle 2000
betreffend Euro-Umstellung

• Milchhygieneverordnung
- Nach Durchführung eines Lokalau-
genscheins wurde 2 Betrieben die Kon-
trollnummer bescheidmäßig zugeteilt.
- Es wurden 6 Kontrollnummerbetrie-
ben bescheidmäßig Maßnahmen vorge-
schrieben.
- Es waren die Berichte der Lebensmit-
telaufsichtsorgane von den Überprüfun-
gen der 115 Kontrollnummerbetriebe zu
bearbeiten.
• EU-Verordnung über den ökologi-
schen Landbau und die entsprechende
Kennzeichnung der landwirtschaftlichen
Erzeugnisse
- 6 Importermächtigungen für die Ein-
fuhr wurden erteilt.
- Die biologische Vermarktung von Pro-
dukten wurde ca. 25 Betrieben unter-
sagt.
- Bezüglich der Verwendung von ge-
beiztem, nicht biologischem Saatgut
wurden 10 Ausnahmegenehmigungen
erteilt.
- Die in NÖ zugelassenen Kontrollstel-
len wurden bescheidmäßig ermächtigt,
für die in NÖ liegenden biologisch wirt-
schaftenden Betriebe Ausnahmen von
den Vorschriften der Tierhaltung zuzu-
lassen.
• Lebensmittelhygieneverordnung: Es
wurden in ca. 7 Fällen Maßnahmen zur
Einhaltung der Verordnung bescheid-
mäßig vorgeschrieben.
Allgemein kann festgestellt werden,
dass im Lebensmittelbereich ein großer
Arbeitsaufwand (z. B. zahlreiche Be-
sprechungen im Bereich des biologi-
schen Landbaus, zahlreiche Begutach-
tungen von Gesetzes- und Verord-
nungsentwürfen) durch die Umsetzung
der Rechtsvorschriften der Europäi-
schen Union besteht.

Chemika l i engese tz -
G i f t ange legenhe i t en

• Auf Grund der Giftverordnung 2000
wurden 2 Anträge auf Feststellung, dass
der Sachkundekurs den Erfordernissen
der Giftverordnung entspricht, bearbeitet.
• Weiters wurde gemeinsam mit der
Abteilung Lebensmittelkontrolle ein Er-
lass betreffend die Ausstellung von Gift-
bezugsbewilligungen und von Bestäti-
gungen erstellt.

Bäde rhyg iene

Die über die verordnungsmäßig festge-
legten Badestellen bzw. Badegewässer
(31) vorgeschriebenen Untersuchungs-
befunde (5- bzw. 7-mal pro Badesaison)
wurden nach Bearbeitung den jeweils
zuständigen Bezirksverwaltungsbehör-
den übermittelt.
Über die abgelaufene Badesaison wur-
de ein zusammenfassender Bericht an
das Bundesministerium für soziale Si-
cherheit und Generationen zur Weiterlei-
tung an die Europäische Kommission
übermittelt.

Ziele 2002
Krankenanstalten

• Erstellung einer neuerlichen NÖ KAG-
Novelle (Qualitätssicherung in den
Krankenanstalten, Aufnahme eines El-
ternteiles mit einem anstaltsbedürftigen
Kind zu einem einheitlichen und redu-
zierten Tagessatz, Kostenbeitrag der
Transferierung nur für übernehmende
Krankenanstalt und Einbringung des
Kostenbeitrages durch den NÖGUS)
• Umsetzung der Strukturreformen für
die Führung der öffentlichen Krankenan-
stalten Niederösterreichs
• Umsetzung der NÖ Patientenrechts-
charta
• KAV Waldviertel - Ausbau der beiden
Standorte Allentsteig und Eggenburg
• Mitwirkung bei der Ausgliederung der
Landeskrankenanstalten aus der Ver-
waltung des Landes nach der Errich-
tung der Geschäftsstelle
• Weitere Aufarbeitung des Landes-
rechnungshofberichtes betreffend die
Überprüfung des LKH Mödling
• Bearbeitung des Berichtes der Innen-
revision betreffend die LNK Gugging
• Erledigung der noch offenen Punkte
zum Innenrevisionsbericht LNK Mauer
• Bearbeitung des Landes-Rechnungs-
hofberichtes betreffend die NÖ Ein-
kaufsorganisation
• Genehmigung des Kooperationsver-
trages zwischen dem Land NÖ und der
Stadtgemeinde Amstetten für die Verle-
gung eines Teils der Neurologie (inkl.
Stroke-Unit-Einheit) von der LNK Mauer
in das KH Amstetten
• Mitwirkung bei der Realisierung des
Medizinischen Zentrums Gänserndorf
(Inbetriebnahme Mitte 2002 geplant)
• Mitwirkung am Projekt Zusammenfüh-
rung des LKH Tulln und der LNK Gug-
ging
• Umsetzung des ÖKAP und des Groß-
geräteplanes 2001
• Vorbereitung des Abschlusses eines
Kooperationsvertrages mit der Stadt
Wien betreffend die gemeinsame Errich-
tung und Finanzierung einer gemeinsa-
men Strahlentherapieanlage am SMZ-
Ost für die Versorgungsregion Weinvier-
tel
• Weitere Umsetzung des NÖ Psychia-
trieplanes und Errichtung einer psychia-
trischen Abteilung am LKH Mödling
• neuerliche Reduzierung des Gesamt-
bettenstandes und Umstrukturierung in
den beiden LNK
• Mitwirkung bei der begleitenden Bud-
getkontrolle und bei der Entwicklung
von Einsparungsstrategien in den bei-
den Gemeindeverbandsspitälern Lilien-
feld und Mistelbach
• Umsetzung der Ergebnisse der zen-
tralen Qualitätssicherungskommission
• Verbesserung der notärztlichen Ver-
sorgung der NÖ Bevölkerung durch den
Ausbau der Standorte im Sinne der
Landtagsresolution
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Sanitätsrecht

• Verlautbarung und Durchführung des
Hebammenpraxengesetzes
• Deregulierung des NÖ Leichen- und
Bestattungswesens und des NÖ Fried-
hofbenützungs- und -gebührengesetzes
(Erstellung eines gemeinsamen Geset-
zesentwurfes)
• Umsetzung des NÖ Suchtplanes
(Mag. Itzenthaler Suchtkoordinatorin)
• Novellierung des NÖ Rettungsdienst-
gesetzes und der NÖ Rettungsdienst-
beitragsverordnung
• Umsetzung des Sanitätergesetzes

EU

Laufend müssen EG-Verordnüngen und
Richtlinien im Gesundheitswesen, vor
allem im Lebensmittelrecht und beim
Sanitätspersonal übernommen werden.
Die Abteilung Sanitätsrecht und Kran-
kenanstalten hat die erforderlichen le-
gistischen, administrativen und organi-
satorischen Voraussetzungen für die
Umsetzung des Gemeinschaftsrechtes
zu schaffen.

Verwaltungsreform

Im Zuge der Verwaltungsreform müssen
nach der Verlautbarung des diesbezüg-
lichen Gesetzes die erforderlichen Vor-
arbeiten und Instruktionen für die Über-
nahme der betreffenden Aufgaben aus
dem Gesundheitsbereich an die Be-
zirksverwaltungsbehörden von der Ab-
teilung Sanitätsrecht und Krankenan-
stalten veranlasst werden.

Abteilung Sozialhilfe

Hilfe für Menschen
mit besonderen
Bedürfnissen

Aufgaben und
Schwerpunkte 2001

Aufgabe der Abteilung Sozialhilfe ist es,
Niederösterreicherinnen, die infolge ei-
ner wesentlichen körperlichen, geisti-
gen oder psychischen Beeinträchtigung
oder einer Beeinträchtigung der Sinne
nicht in der Lage sind, aus eigener Kraft
zu einer selbstständigen Lebensführung
zu gelangen oder diese beizubehalten,
auf der Grundlage eines auf ihre Bedürf-
nisse und Möglichkeiten abgestimmten
Hilfsangebotes dazu zu befähigen, in
die Gesellschaft eingegliedert zu wer-
den.
Auf Grund längerfristiger soziologischer
Prozesse - Ablösung der Großfamilien
durch Kleinfamilien, erhöhter zuneh-
mender Berufstätigkeit beider Elternteile
sowie die zunehmende Zahl der Allein-
erzieherinnen, steigt der Bedarf an insti-
tutionellen Hilfen ständig. Hiezu kommt
noch die demografische Entwicklung
bei Menschen mit besonderen Bedürf-
nissen, die durch den Wegfall der bis-
herigen familiären Betreuung (Eltern
nunmehr selbst pflegebedürftig oder
verstorben) und auf Grund des durch
den Alterungsprozess verstärkten Pfle-
geaufwandes des Menschen mit beson-
deren Bedürfnissen ein flächendecken-
des Netz von vollbetreuten Wohnplätzen
erfordert. Es wurde daher als erster
Schritt gemeinsam mit dem Zentrum für
Alternswissenschaften und Sozialpolitik-
forschung der NÖ Landesakademie ei-
ne Datenbank erstellt und auf Grund
des Ist-Standes regionale Bedarfsrech-
nungen bis zum Jahr 2016 vorgenom-
men. Auf Grundlage des Ausbauplanes
der NÖ Behindertenhilfe sollen jährlich
in Absprache mit den privaten Wohl-

fahrtsträgern 100 Wohnplätze und 60
Tagesheimstättenplätze für geistig und
mehrfach behinderte Menschen errich-
tet werden, um eine regionale, wohnort-
nahe Versorgung anbieten zu können.
Außerdem soll ein möglichst gleichmäßi-
ger Versorgungsgrad in den einzelnen
Bezirken sichergestellt werden.
Doch nicht nur vollbetreute Wohnplätze
sind zu schaffen, sondern auch weniger
betreute Wohnformen (z. B. Teilbetreu-
ung, Wohnassistenz) sind zu entwickeln
und anzubieten. Es wurden daher im
Jahre 2001 von der Abteilung Sozialhilfe
Richtlinien für Wohnen im Rahmen der
Hilfe für Menschen mit besonderen Be-
dürfnissen erarbeitet, die nun im Entwurf
vorliegen und in denen die Vielfalt von
Wohnformen Berücksichtigung fanden.
Aus diesen Zielvorgaben ergeben sich
folgende schwerpunktartige Tätigkeiten:
• Förderung des Umdenkprozesses
der Gesellschaft zugunsten der Men-
schen mit besonderen Bedürfnissen
• Koordination und Organisation des
Hilfsangebotes für Menschen mit be-
sonderen Bedürfnissen mit allen Leis-
tungsträgern
• Sicherung der ambulanten, teilstatio-
nären und stationären Dienste durch
Leistungsverträge mit privaten Wohl-
fahrtsträgern
• Anhebung des Versorgungsniveaus
an. Wohn- und Tagesheimplätzen ent-
sprechend dem Ausbauplan der NÖ
Behindertenhilfe
• Anbieten einer Vielfalt von Wohnfor-
men für Menschen mit besonderen Be-
dürfnissen
• Sicherung von Arbeitsplätzen für
Menschen mit besonderen Bedürfnis-
sen am ersten Arbeitsmarkt - Schaffung
der Rahmenbedingungen, Arbeitsassis-
tenz
• Förderung der Qualifizierungsmaß-
nahmen für Menschen mit besonderen

'Bedürfnissen sowie nachgehende Be-
treuung am Arbeitsplatz

• Planung und Organisation von Som-
mersprachheilkursen und Urlaubsaktio-
nen für Kinder und Jugendliche mit be-
sonderen Bedürfnissen
• Sicherstellung der Prävention und
insbesondere der Früherfassung von
Behinderungen
• Überprüfung der Brandschutzvorkeh-
rungen in allen Einrichtungen für Men-
schen mit besonderen Bedürfnissen

Probleme 2001

• Ein vermehrter Bedarf an Tagesbe-
treuungs- und Wohnheimplätzen für
Menschen mit besonderen Bedürfnis-
sen, besonders für Schwerstbehinderte
und Personen, bei denen eine geistige
Beeinträchtigung mit einer Verhaltens-
auffälligkeit kombiniert ist. Verschärft
wird dieses Problem ferner durch die Al-
tersstruktur der Pflegepersonen und die
Tatsache, dass bei Ausfall der Pflege-
person kurzfristig eine geeignete Unter-
bringung gefunden werden muss.
• Probleme bei der Versorgung von
geistig behinderten Personen in massi-
ven Problemkonstellationen. Die für die-
se Personen zuständige Krisenstation
des LPPH Mauer kann den Bedarf für
ganz Niederösterreich nicht decken.
• Probleme mit der Unterbringung von
Menschen mit besonderen Bedürfnis-
sen auf Arbeitsplätzen bzw. Erhaltung
dieser Arbeitsplätze auf Grund geän-
derter Förderungsrichtlinien des Bun-
dessozialamtes (Zuschusskürzungen).
• Koordinationsschwierigkeiten auf
Grund der wachsenden Zahl von Reha-
bilitationsträgern (z. B. Nationalfonds,
Bundessozialamt) sowie der in immer
mehr Gesetzen verankerten finanziellen
Möglichkeiten für Menschen mit beson-
deren Bedürfnissen.
• Fehlen von Plätzen für Personen, die
sowohl eine geistige als auch eine psy-
chische Behinderung aufweisen und auf
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sicherzustellen. Neben der Hilfeleistung
durch private Wohlfahrtsträger ist daher
in besonderen Härtefällen zusätzlich
auch die Unterstützung durch die Sozi-
alhilfe erforderlich.
An der Lösung dieser Problematik ar-
beitet eine bundesweite Arbeitsgruppe.
• Die Erhöhung der Lebenserwartung
und der damit einhergehende Anstieg
der Anzahl pflegebedürftiger Menschen
bedingt ein ständiges Ansteigen des
Aufwandes für Pflege im stationären Be-
reich. Die Verbesserung der Standards
in der Pflege sowie neue Formen der
Pflege bewirken eine weitere Kosten-
steigerung.
• Der Anstieg der Arbeitslosenzahlen
bedingt eine verstärkte Anzahl von Un-
terstützungen für Mietenrückständen,
Stromrechnungen etc.

Ziele 2002

• Laufende Information und Schulung
der Sozialabteilungen
• Verstärkte Koordination der zuständi-
gen Aufsichtsbehörden hinsichtlich der
Kontrolle von (privaten) Sozialhilfeein-
richtungen
• Entwicklung von Indikatoren für Kenn-
ziffern im Sozialbereich - bessere Ver-
gleichbarkeit der Leistungen und der
Kennzahlen österreichweit

Es erfolgt eine Hilfeleistung nur in dem
Ausmaß, in dem die Betreuungskosten
von dem -Hilfe Suchenden und seinen
Angehörigen zumutbarerweise nicht ge-
tragen werden können.
Stationäre Pflege wird auch nur in Ein-
richtungen gewährt, deren Rechtsträger
mit dem Land NÖ eine entsprechende
generelle Vereinbarung abgeschlossen
haben. Die Pflegeentgelte werden ab-
gestuft nach dem Grad der Pflegebe-
dürftigkeit (analog zur jeweiligen Pflege-
geldeinstufung des Hilfe Suchenden)
übernommen.
Hilfe in besonderen Lebenslagen be-
steht insbesondere in Hilfe zur Beschaf-
fung und Beibehaltung des Wohnrau-
mes für Familien und alte Menschen,
Hilfe zur Schaffung und der Sicherung
der wirtschaftlichen Lebensgrundlage
sowie Hilfe für Obdachlose und bei Ge-
walt durch Angehörige.
Die Rechtsträger von Sozialhilfeeinrich-
tungen bedürfen zu deren Errichtung
und Betrieb einer Bewilligung nach dem
NÖ Sozialhilfegesetz 2000.
Die Aufsichtsbehörden haben den ord-
nungsgemäßen Betrieb dieser Einrich-
tungen zu überwachen. Mit der Novelle
des NÖ Sozialhilfegesetzes 2000, LGBI.
9200-1, wurde der Strafrahmen für Ver-
waltungsübertretungen in diesem Be-
reich massiv angehoben.
Aus diesen Zielvorgaben ergeben sich
folgende schwerpunktartige Tätigkeiten:
• Vorgabe von Richtlinien und Rechts-
hilfe für die Arbeit der Sozialabteilungen
der Bezirksverwaltungsbehörden
• Berufungsentscheidungen, insbeson-
dere in Kostenbeitrags- und Kostener-
satzverfahren
• Administration der im Rahmen der
Privatwirtschaftsverwaltung des Landes
gewährten Darlehen und Beihilfen
• Abschluss und Anpassung von Ver-
trägen mit Rechtsträgern von Einrich-
tungen für Menschen in besonderen
Notsituationen (z. B. Frauenhäuser und
Obdachloseneinrichtungen) und Admi-
nistration der Abrechnung der Leistun-
gen dieser Einrichtungen an die schutz-
bedürftigen Menschen
• Sicherstellung der erforderlichen Ka-
pazitäten der stationären Altenhilfe
durch Verträge mit privaten Heimträgern

Probleme 2001

• Der Bundesgesetzgeber unterzieht
insbesondere das Sozialrecht einer in-
tensiven und ständigen Novellierung.
Trotz sozialer Abfederungsregelungen
kann es zu Härten für sozial schwache
Menschen kommen, ebenso zu Einkom-
mensverlusten (z. B. Arbeitslosengeld),
die einen Anspruch auf Sozialhilfe zur
Folge haben können.
• Die für Asylwerber bundesgesetzlich
vorgesehene „Bundesbetreuung" ver-
mag seit längerem die Versorgung der
betroffenen Menschen bei weitem nicht

Grund der Entlassungspraxis der
psychiatrischen Krankenhäuser bzw.
der Reduzierung der Aufenthaltsdauer
plötzlich versorgt werden müssen.

Ziele 2002

• Verstärkte Vernetzung aller Institutio-
nen, die ambulante, teilstationäre und
stationäre Leistungen anbieten
• Weitere Umsetzung des Ausbaupla-
nes der NÖ Behindertenhilfe durch
Schaffung eines zusätzlichen Kontin-
gents von 100 Wohnplätzen und 60 Ta-
gesheimstättenplätzen pro Jahr für geis-
tig und mehrfach behinderte Menschen
unter Berücksichtigung eines flächen-
deckenden regionalen Versorgungsan-
gebotes
• Installierung einer Krisenstation im
östlichen Niederösterreich zur Versor-
gung des Wein- und Industrieviertels
nach Vorbild der Krisenstation Mauer
• Schaffung einer Tagesbetreuungsein-
richtung für erwachsene behinderte
Menschen mit cerebralen Bewegungs-
störungen
• Ausbau des Netzes an Fachbetreu-
ern in basalen Klassen
• Entwicklung von Programmen und
Konzepten für die Fachlichkeit der Tä-
tigkeit als Orientierungshilfe für die Ar-
beit der Einrichtungen
• Intensivierung der nachgehenden
Betreuung von Menschen mit besonde-
ren Bedürfnissen
• Verstärkung der Kooperation mit an-
deren Entscheidungsträgern (z. B. Be-
hindertenmilliarde des Bundes)

NÖ Pflegegeld

Aufgaben und
Schwerpunkte 2001

Das Pflegegeld hat den Zweck, in Form
eines Beitrages pflegebedingte Mehr-
aufwendungen pauschaliert abzugel-
ten, um pflegebedürftigen Menschen
soweit wie möglich die notwendige Be-
treuung und Hilfe zu sichern sowie die
Möglichkeit zu verbessern, ein selbst-
bestimmtes, bedürfnisorientiertes Le-
ben zu führen.
Durch die „Vereinbarung gemäß Art.
15a B-VG über gemeinsame Maßnah-
men des Bundes und der Länder für
pflegebedürftige Personen" ist sicher-
gestellt, dass bundesweit unter gleichen
Voraussetzungen gleiche Leistungen
als Mindeststandard der Pflegevorsorge
angeboten werden.
Im Rahmen des bundesweiten „Arbeits-
kreises für Pflegevorsorge“ wurde im
Sinne einer abgestimmten Vorgangs-
weise die Währungsumstellung akkor-
diert und die Weiterentwicklung des
Systems der Pflegevorsorge durch Ent-
fall des Mindestalters für den Pflege-
geldanspruch (3 Jahre) sowie durch
Schaffung von Qualitätssicherungsmaß-
nahmen vorbereitet.
Der Rechtsschutz der pflegebedürfti-
gen Menschen ist durch Klagemöglich-
keit vor den zuständigen Arbeits- und

Hilfe zur Sicherung des
Lebensbedarfes und
Hilfe in besonderen
Lebenslagen

Aufgaben und
Schwerpunkte 2001

Aufgabe der Hilfe zur Sicherung des Le-
bensbedarfes ist es, für Menschen, die
kein ausreichendes Einkommen erzielen
können und auch keine Ansprüche auf
Unterstützungen der öffentlichen Hand
(Arbeitslosengeld, Pension, Krankenver-
sicherung) haben, den unbedingt not-
wendigen Lebensunterhalt sowie die
medizinische Grundversorgung sicher-
zustellen.
Wenn dies erforderlich ist, erfolgt die Si-
cherung des Lebensbedarfes auch in
Form stationärer Pflege (Pflegeeinrich-
tung, Heimplatz).
Bei der stationären Betreuung sind im
besonderen Maße neben den Einkom-
mens- und Vermögensverhältnissen des
Hilfe Suchenden selbst auch die Ein-
kommensverhältnisse der unterhalts-
pflichtigen Angehörigen zu berücksich-
tigen.
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Sozialgerichten gewährleistet. Die Ab-
teilung Sozialhilfe nimmt die prozessua-
le Vertretung des Landes NÖ in diesen
Gerichtsverfahren wahr.

rungsmöglichkeiten geprüft. Ebenso
wurde vom Zentrum für Alternswissen-
schaften die Qualität der Pflegeleistun-
gen untersucht. Das Endergebnis wird
im Jänner 2002 vorl iegen und bei der
Neufassung der Richtlinien Berücksichti-
gung f inden.

Legistik
Schwerpunkte 2001

• Erarbeitung einer Verordnung über
die Geschäftsordnungen der Beiräte im
Sozialhilfebereich
• Aufnahme einer gesetzl iche Ermäch-
t igung zur Datenverwendung (NÖSIN)
in das NÖ Sozialhilfegesetz 2000, Ver-
schärfung der Strafbestimmungen bei
Verletzung der Bewil l igungspfl icht von
Sozialhilfeeinrichtungen
• Währungsumstel lung des NÖ Pflege-
geldgesetzes 1993 und des NÖ Sozial-
hilfegesetzes 2000 sowie der zugehöri-
gen Verordnungen
• Stellungnahmen zu den verschiede-
nen Bundesgesetzen und Darstellung
der Auswirkungen auf die NÖ Sozialhilfe

Ziele 2002

• Novell ierung des NÖ Pflegegeldge-
setzes 1993
• Überarbeitung einzelner Durchfüh-
rungsverordnungen zum NÖ Sozialhilfe-
gesetz 2000

Ziele 2002

• Umsetzung der im „Arbeitskreis für
Pflegevorsorge" vorgeschlagenen Maß-
nahmen -Verbesserung der Kennziffern
• Evaluierung der Kriterien für Kleinkin-
der und psychisch behinderte Men-
schen

Ziele 2002

• Vollausbau der sozialen und sozial-
medizinischen Dienste und damit die
Betreuung und Pflege „daheim". Durch
das gut ausgebaute Angebot an profes-
sioneller Pflege soll die Verweildauer im
Krankenhaus weiter reduziert und die
stationäre Pflege entlastet werden.
• Evaluation des bestehenden Angebo-
tes und neuer Betreuungsformen wie
mobile Hospizpf lege und Tagesbetreu-
ungseinrichtungen, Angehörigenbeglei-
tung
• Verstärkte Überprüfung der Arbeit der
Träger auf Einhaltung der Richtlinien zur
Durchführung und Förderung der sozial-
medizinischen und sozialen Betreu-
ungsdienste in Niederösterreich
• Umsetzung der Ergebnisse der Effizi-
enzanalyse (Studie Prof. Badelt) sowie
der Studie zur Pflegequalität in den sozi-
almedizinischen und sozialen Betreu-
ungsdiensten in Niederösterreich bei Si-
cherung der Effektivität und Effizienz der
Leistungen
• Erarbeitung neuer Richtlinien für die
sozialmedizinischen und sozialen Be-
treuungsdienste in NÖ unter Berück-
sicht igung der Studienergebnisse

Ambulante, soziale
Dienste für pflege-
bedürftige Menschen
Schwerpunkte 2001

Aufgabe der Sozialhilfe ist es, Vorsorge
dafür zu treffen, dass betreuungs- und
pflegebedürftige Menschen möglichst
selbst über die Form ihrer Betreuung ent-
scheiden können. Sie sollen möglichst
lang in ihrer gewohnten Umgebung ver-
bleiben können. Betreuungs- und Pflege-
leistungen werden flächendeckend von
freien Wohlfahrtsträgern (Caritas, NÖ
Volkshilfe, NÖ Hilfswerk und Rotes Kreuz)
in derzeit 230 Sozialstationen angeboten.
Eine Sozialstation umfasst jeweils ein Ge-
biet mit ca. 8.000 Einwohnern. Von den So-
zialstationen aus betreuen die Fachkräfte
(diplomierte Gesundheits- und Kranken-
pfleger, Alten-/Pflegehelfer, Heimhelfer) in
Teamarbeit die pflegebedürftigen oder
kranken Menschen. 2001 wurden monat-
lich durchschnittlich 11.463 Personen be-
treut.
Das Land Niederösterreich fördert jede
nachweislich erbrachte Einsatzstunde
aus Mitteln der Sozialhilfe und des NÖ-
GUS mit einem Stundensatz zwischen
S 305,- (dipl. Gesundheits- und Kran-
kenpfleger) und S 50,- (für ger ingfügig
beschäftigte Mitarbeiter). Die Wohl-
fahrtsverbände heben von den betreu-
ten Personen ihrem Einkommen ange-
messene Kostenbeiträge ein.
Sämtliche Leistungen werden dokumen-
tiert. Das Land nimmt außer der Kontrol-
le auch die Koordinationsfunktion wahr,
damit durch Absprache der verschiede-
nen Trägerorganisationen eine f lächen-
deckende Versorgung gewährleistet
bleibt. Die Voraussetzungen für die .För-
derung und die Zusammenarbeit wird in
den von der NÖ Landesregierung be-
schlossenen Richtlinien genau geregelt.
Prof. Badelt von der Wirtschaftsuniversi-
tät Wien hat gemeinsam mit der Firma
Contrast ein Benchmarking der sozial-
medizinischen und sozialen Dienste in
NÖ vorgenommen, wobei die Effizienz
der erbrachten Leistungen positiv be-

. urteilt wurde. Die aufgezeigten Reform-
ansätze werden gemeinsam mit den
Trägerorganisationen auf ihre Realisie-

IT-Projekte
Aufgaben und
Schwerpunkte 2001

Die Schwerpunkte gl iedern sich in 3 Be-
reiche:

1. P ro j ek t  BSTAT -
Beh inde r tens ta t i s t i k

Es erfolgte die laufende Wartung der
vorhandenen Daten und Sicherung der
Datenqualität.

2. P ro j ek t  NÖSIN  - NÖ Soz ia l -
und  I n fo rma t i onsne tz

Eine neue IT-Anwendung für die Be-
zirkshauptmannschaften, Sozialabtei-
lungen, wurde erstellt und eingeleitet.
Bedienstete der Abtei lung Sozialhilfe
und der Bezirkshauptmannschaften, So-
zialabteilungen, haben in Zusammenar-
beit mit der Abtei lung Landesamtsdirek-
tion - Informationstechnologie und der
ausführenden Firma die Realisierung
umgesetzt, Schulungen durchgeführt
und die Einführung vorgenommen.

3. Sys tembe t reuung  der
bes tehenden  HOST-Anwendung
„Soz ia lwesen "

Auf Grund der Einführung des neuen IT-
Systems NÖSIN musste das „Altsystem
heruntergefahren" werden. Die histori-
schen Daten wurden und werden aus-
gelesen und im neuen System für Abfra-
gen verfügbar gemacht.

Opferfürsorge
Schwerpunkte 2001

Der Aufgabenbereich umfasst die
Durchführung des Verfahrens auf Fest-
stellung von Anspruchsberecht igungen
nach diesem Gesetz (Opfer des Kamp-
fes um ein freies demokratisches Öster-
reich oder der polit ischen Verfolgung
bzw. Hinterbliebene nach solchen Per-
sonen, Ausstellung von Amtsbescheini-
gungen und Opferausweisen, Zuerken-
nung von Hilfen bzw. Entschädigungen
und die Rentenfürsorge).
• Dem im Opferfürsorgegesetz um-
schriebenen Personenkreis werden fi-
nanzielle Hilfen gewährt.
• Mit den Interessenvertretungen der
Opfer wird eng zusammengearbeitet.

Ziele 2002

Unter Bedachtnahme auf die gegebene
Gesetzeslage sind die Zielvorgaben
konstant und darauf beschränkt, den in
Rede stehenden Personen die entspre-
chenden Hilfeleistungen, Unterstützun-
gen u. dgl. m. zu gewähren.
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• Hilfe zur sozialen Eingliederung. In-
ternatsmäßig waren 989 behinderte
Menschen untergebracht. Extern unter-
gebracht waren 1.018 behinderte Men-
schen.
• Hilfe zur sozialen Betreuung und
Pflege. Internatsmäßig untergebracht
waren 24 Personen. Extern unterge-
bracht waren 15 Personen.
• Persönliche Hilfe. Aus diesem Titel
wurden 75 Personen nach Heimentlas-
sungen nachbetreut.
• Geschützte Arbeit. 319 Personen
sind in einer geschützten Werkstätte (St.
Pölten und Wr. Neustadt) untergebracht,
weitere 8 Personen in Werkstätten in an-
grenzenden Bundesländern. Außerhalb
von Geschützten Werkstätten wurden
1.780 Geschützte Arbeitsplätze geför-
dert.
• Sonstige Zuschüsse.
- Ersatz der Fahrtkosten, die im Zu-
sammenhang mit Maßnahmen für be-
hinderte Menschen entstanden sind
(526 Einzel-, 351 Sammeltransporte)
- Hausunterricht für 56 Personen
- Soforthilfe in 40 Fällen
• An 10 Sprechtagsorten wurden 315
sprach- und hörbehinderte Kinder be-
gutachtet und die Angehörigen beraten.
• 14 Heimbesuche und 128 Rehabilita-
tionsberatungen durch Heimbearbeiter
und Sozialarbeiter der Abteilung Sozial-
hilfe wurden durchgeführt.
• Administration der Kofinanzierung für
9 EU-geförderte Projekte.
• Kostenbeitrag: 22 Berufungsent-
scheidungen.
• Erstellung von 35 Pflegegeldgutachten

Hilfe zur Sicherung des
Lebensbedarfes und Hilfe in
besonderen Lebenslagen

• Hilfe zum Lebensunterhalt. 33 Beru-
fungsentscheidungen.
• Hilfe zur Schaffung und Sicherung
einer wirtschaftlichen Lebensgrund-
lage. In 11 Fällen wurden unverzinsli-
che, langfristige Darlehen gewährt. In
78 Fällen wurden einmalige Beihilfen
gewährt. 17 Anträge auf Darlehensge-
währung und 67 Anträge auf Beihilfen-
gewährung wurden negativ erledigt.
• Hilfe für Familien und alte Men-
schen. In 31 Fällen wurden unverzinsli-
che, langfristige Darlehen gewährt. In
96 Fällen wurden einmalige Beihilfen
gewährt. 39 Anträge auf Darlehensge-
währung und 67 Anträge auf Beihilfen-
gewährung wurden negativ behandelt.

• Kostenersatz. 40 Berufungsent-
scheidungen
• Krankenhilfe. 5 Berufungsentschei-
dungen.
• Kostenersatz Sozialhilfe. 2 Ent-
scheidungen nach der Ländervereinba:
rung über den Kostenersatz in den An-
gelegenheiten der Sozialhilfe.
• 3 Gegenschriften in VwGH-Verfah-
ren.
• Integrationshilfen für Flüchtlinge. In
10 Fällen wurden einmalige Beihilfen
gewährt. 5 Anträge wurden negativ erle-
digt.
• NÖ Pflegegeld
- 38 Klagebeantwortungen
- 8 Berufungen
- 1 Rekurs
- 11 Verhandlungen
- 46 Entscheidungen über Anträge auf
Erteilung der Altersnachsicht
- 56 Erledigungen zu Anträgen auf Er-
teilung der Nachsicht vom Besitz der
österreichischen Staatsbürgerschaft
- 482 Einstufungen nach dem NÖ PGG
wurden anhand der erstellten Gutachten
bezüglich der Schlüssigkeit der Einstu-
fung überprüft.

Ziele 2002

• ad 1) Hauptziel bleibt die Sicherung
der Datenqualität, der Ausbau von Aus-
wertungsinstrumenten sowie die Erfas-
sung des in diesem Bereich tätigen Be-
treuungspersonals.
• ad 2) Im Vordergrund steht die Fest-
stellung von Änderungsbedarfen sowie
die Behebung von Unzulänglichkeiten,
die sich erst im Echtbetrieb zeigen (um-
fangreicher Schnittstellenverkehr mit
Banken, Hauptverband der Sozialversi-
cherungen, Landesbuchhaltung) sowie
die Ausarbeitung von umfangreichen
Abfrage- und Auswertungswerkzeugen.

Statistik 2001

Ambulante, soziale Dienste für
pflegebedürftige Menschen

Soz ia lmed iz in i sche  und soz ia le
Be t reuungsd iens te

Sozialstationen 230
Personal mtl. durchschnittl. 3.368
Hilfeempfänger mtl. durchschnittl. 11.463
Einsatzstunden (Jänner-Oktober 2001) 2,574.645

Essenzus te l ld iens te

Opferfürsorge

• 2001 wurden 8 Renten- bzw. Beihil-
fenleistungen neu zuerkannt.
• Im Rahmen der Opferfürsorgeabga-
be (Landesverwaltung) wurden 197 ein-
malige Beihilfen gewährt und 4 Beihilfe-
ansuchen abgewiesen.
• 2001 wurden 21 Sterbegelder sowie
3 Gebührnisse für das Sterbevierteljahr
zuerkannt.
• In 68 Fällen wurde eine Renten- bzw.
Beihilfenbemessung vorgenommen.

Verrechnung

Im Jahr 2001 wurden im ordentlichen
Voranschlag gebarungsgemäß getätigt.

Veranstalter 240
Gemeinden 135
Private Wohlfahrtsträger' 105
Portionen 2,446.655

Hilfe für Menschen mit
besonderen Bedürfnissen

• Heilbehandlung. Medizinische Heil-
behandlung durch stationäre Behand-
lung und Zuschüsse erhielten 195 Per-
sonen sowie 2.818 Personen für ambu-
lante Behandlung. An Sommertherapie-
kursen nahmen 113 Kinder teil.
• Hilfe zur Frühförderung, Erziehung
und Schulbildung. Internatsmäßige Hil-
fe erhielten 135 behinderte Kinder und
Jugendliche. Extern untergebracht wa-
ren.109 behinderte Menschen.
• Hilfe zur beruflichen Eingliederung.
Internatsmäßig untergebracht waren 401
behinderte Menschen. Extern unterge-
bracht waren 756 behinderte Menschen.
10 Zuschüsse an Arbeitgeber (Firmen) zu
den Kosten der Einschulung am Arbeits-
platz wurden gewährt.

Ausgaben € 415,383.002,34
Einnahmen € 300,122.117,34
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Abteilung Jugendwohlfahrt

Schwerpunkte 2001

• Fortsetzung der Arbeiten für das Pro-
jekt JUPRO - pro Jugend NÖ, Jugend-
wohlfahrtsplanung als Steuerungsinstru-
ment
• Umstellung und Einschulung in das
neue EDV-Programm Fabasoft Compo-
nents
• Novelle zur Pflegebeitragsverord-
nung
• Novelle zum NÖ Jugendwohlfahrts-
gesetz
• Vorbereitung der Umstellung auf die
Euro-Währung
• Umsetzung der Richtlinie zur pau-
schalen Förderung von Sozialen Diens-
ten der freien Jugendwohlfahrt
• Festigung des Angebotes an profes-
sionellen Pflegestellen
• Ausbau der finanziellen Leistungen
im Bereich der Unterstützung der Erzie-
hung zur Vermeidung der vollen Erzie-
hung
• Effizienzprojekt volle Erziehung
• Ausbau der Förderung von Kinder-
schutzzentren
• Aufgabenanalyse und Qualitätssiche-
rungsmaßnahmen für die Tätigkeit von
Sozialarbeiterinnen an Jugendabteilun-
gen angesichts beschränkter personel-
ler Ressourcen
• Strukturmaßnahmen zur Sicherstel-
lung des mobilen psychologischen
Dienstes an Jugendabteilungen und in
Einrichtungen der vollen Erziehung
• Implementierung der Fachberatung
an den Jugendabteilungen als Maßnah-
me der Qualitätssicherung
• Erstellung eines Hortleitfadens und
laufende Umsetzung eines landeswei-
ten Fort- und Weiterbildungskonzeptes
für Horterzieherinnen
• Verbesserung der EDV-Ausstattung
für Diagnostik im Psychologischen
Dienst
• Abhaltung des Amtsvormünderkur-
ses 2001 inkl. Dienstprüfungen

Aus- und Fortbildung

• Weiterbildungsveranstaltungen in Zu-
sammenarbeit mit der Abteilung Lan-
desamtsdirektion - Aus- und Weiterbil-
dung:
- 2 eintägige vertiefende Seminare zum
Thema „Was tun bei Verdacht auf sexu-
ellen Missbrauch?“
- 1 Gesprächsführungsseminar für Di-
plomsozialarbeiterinnen und Amtsvor-
münderinnen im Ausmaß von 4 mal 2
Tage
- 7 eintägige Seminare für Diplomsozi-
alarbeiterinnen zum neuen Kindschafts-
rechtsänderungsgesetz
- 2 eintägige Seminare für Amtsvor-
münderinnen zum neuen Kindschafts-
rechtsänderungsgesetz

- 1 zweitägiges Seminar für Amtsvor-
münderinnen mit dem Thema „Maßnah-
men bei Gefahr in Verzug“
• Weiterbildungsveranstaltungen in Zu-
sammenarbeit mit der NÖ Landesaka-
demie: 1 eintägige Tagung „Adoption -
eine Ghance für Kinder“
• Weiterbildungsveranstaltungen in Zu-
sammenarbeit mit der Abteilung Lan-
desamtsdirektion Aus- und Weiterbil-
dung, der NÖ Landesakademie und
dem Verein „Sozaktiv“: Lehrgang „So-
cial counselling“ - Beratungskompetenz
in sozialer Arbeit. Er besteht aus 7 zwei-
tägigen Seminaren und dauert bis März
2003. Das erste Seminar davon wurde
im November 2001 veranstaltet.
• Supervisionen:
- 13 Supervisionsgruppen, die einmal
pro Monat stattfinden
- 4 supervidierende Arbeitskreise, die
einmal im Monat abgehalten werden

Rechtshilfe

Die Rechtshilfe steht dem Fachper-
sonal der NÖ Jugendabteilungen und
Jugendämter bei Bedarf zur Klärung
juridischer und praktischer Probleme
zur Verfügung. Diese Beratungsmög-
lichkeit wird auch (vorwiegend telefo-
nisch) von Privatpersonen in Anspruch
genommen.

Es wurden 2001 insgesamt 8 Berufsan-
fängerinnen bei ihrem Einstieg in die Tä-
tigkeit an den Jugendabteilungen fach-
lich. begleitet und mit diesen 58 Fälle
oder andere berufsspezifische Themen
besprochen.
Die Fachberatung wurde außerdem von
weiteren 4 Diplom-Sozialarbeiterinnen
(DSA) zur Unterstützung in insgesamt
11 Fällen herangezogen. Das sind ins-
gesamt 69 Fallbesprechungen.
Im Rahmen der Unterstützung der Erzie-
hung wurden insgesamt 650 Anträge
bearbeitet.
Seit April 2001 ist eine Diplomsozialar-
beiterin der Fachberatung in der Kinder-
schutzgruppe im Krankenhaus Tulln tä-
tig-
• Anonyme Geburt. Im Jahr 2001 kam
es zu mehreren Fällen der Kindeswegle-
gung und sogar zur Tötung eines Neu-
geborenen.
Die Abteilung Jugendwohlfahrt befasste
sich eingehend mit diesem Thema und
versuchte die Ursachen und Hintergrün-
de dieser Verzweiflungstaten von unge-
wollt schwangeren Mädchen und Frau-
en zu hinterfragen. Es gibt Lebensum-
stände, in denen Mädchen und Frauen
sich der seelischen Belastung einer
Schwangerschaft nicht mehr gewach-
sen fühlen; mit niemanden über die
Schwangerschaft sprechen können;
diese Ausnahmesituation der Schwan-
gerschaft nicht mehr allein bewältigen
können; aus dem seelischen Gleichge-
wicht geraten; nicht wissen, wie man die
Situation „nachher“ bewältigt;, einfach
verzweifelt sind.
Seit 1. Juli 2001 ist in Niederösterreich
die anonyme Geburt in 21 Krankenan-
stalten möglich. Es ist ein Angebot für
Mädchen und Frauen in auswegloser Si-
tuation. Bei der anonymen Geburt ste-
hen die Gesundheit des Kindes und die
Gesundheit der Mutter im Mittelpunkt.
Die regionale Jugendabteilung hat die
Aufgabe, die Mutter über Adoption und
andere Möglichkeiten der Unterstützung
zu informieren. Die Diplomsozialarbeite-
rinnen informieren die abgebende Mut-
ter über die Bedeutung und die Folgen
der anonymen Geburt. Denn nach einer
anonymen Geburt übernimmt die Ju-
gendabteilung die Verantwortung für
das Kind und sucht aus dem Kreis der
Adoptivwerber eine geeignete Familie
für das Kind aus. Es gibt verschiedene
Arten von Adoption, vor allem die Vortei-
le der offenen Formen werden der Frau
näher gebracht.
Halb-offene Adoption: Je nach Verein-
barung ist ein Einander-Kennenlernen
von Mutter/Eltern und Adoptiveltern
möglich. Es erfolgt zwar kein Austausch
der Daten, es besteht jedoch die Mög-
lichkeit von Nachfragen über die Ent-
wicklung des Kindes bei den Jugend-
abteilungen.

Fachaufsicht und
Personalentwicklung

Im Rahmen der Fachaufsicht wurden die
Jugendabteilungen der Bezirkshaupt-
mannschaften in St. Pölten, Gänsern-
dorf, Mistelbach, Scheibbs, Bruck/Lei-
tha und das Stadtjugendamt Waidho-
fen/Ybbs überprüft.
Auf Ersuchen der Personalabteilung
wurden mit 19 Bewerberinnen (Diplom-
sozialarbeiterinnen) Gespräche geführt
und Stellungnahmen hinsichtlich ihrer
Eignung für eine Tätigkeit im Jugend-
wohlfahrtsbereich abgegeben.

Fachberatung

Im Rahmen des Dienstes Fachberatung
wird den Diplomierten Sozialarbeiterin-
nen an den Jugendabteilungen und Ju-
gendämtern Unterstützung und Klärung
bei fachlichen Fragestellungen von Di-
plomsozialarbeiterinnen der Fachabtei-
lung mit Zusatzausbildung für Berufsan-
fängerinnen angeboten. Im Rahmen
dieses Angebotes wurden insgesamt 25
Beratungstermine abgehalten.
Vorrangig gilt dieses Angebot für Be-
rufsanfängerinnen, die ungefähr für die
Dauer eines JahFes regelmäßig von den
Fachberaterinnen unterstützt werden.
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gem (oftmals prob‘emat sehen) Eltern-
kontakt und unsicherer Prognose be-
züglich der Dauer des Pflegeverhältnis-
ses aufzunehmen Ein weiterer Mangel
besteht an geeigneten Kurzzeit Pflege-
plätzen
Präsumtive Pflegeeltern können sich
nach abgeschlossenem Vorbewilli-
gungsverfahren bei der Abteilung Ju-
gendwohlfahrt nach persönlicher Vor-
sprache vo’merken lassen Im Bedarfs-
fall werden Beratungsgesprache ange-
boten

Pro fess ione l l e  P f l eges te l l en

Ein Schwerpunkt im Pftegekmderwesen
heißt Professionalisierung Auf Grund
der gesellschaftlichen Veränderungen
und der gestiegenen Ansprüche (z B
aufwendige Elternkontakte) braucht es
besondere Qualifikation mit entspre-
chender Gegenleistung Von professio-
nellen Pflegeeltern wird weniger ver-
langt. dass sie Pflegekinder wie ihre ei-
genen aufziehen, sondern professionel-
le Pflege bereitstellen Dies erfordert be-
sondere Kriterien bei der Auswahl und
Standards bei der Fortbildung und Be-
gleitung
Die Gegenleistung ist ein Anstellungs-
verhältnis bei einem privaten Träger mit
versicherungsrechtlicher Absicherung.
Fortbildungsangeboten. Supervision
und anderen berufsbegleitenden Stütz-
systemen
In Heimen sind manchmal Kinder unter-
gebracht. für die keine klassischen Pfle-
gefamilien gefunden werden können
Diese Kinder sind nicht vermittelbar, ob-
wohl sie familienfähig wären und von
der Indikation her gesehen in der Fami-
lie eine geeignete Betreuungsform vor-
finden würden Gerade diese Kinder
können aus dem Heim herausgenom-
men und zu professionellen Pflegefami-
lien vermittelt werden Diese Fakten ste-
hen vor dem Hintergrund der Tendenz
steigender Heimunterbringungen und
damit verbundenen sehr hohen Kosten
im He<mbereich
Ziel des Proiektes war die Einführung
von professionellen Pflegestellen, das
Sammeln von Erfahrungen und Diskus-
sionsgrundlagen Es galt eine indikatio-
nengemäße größere Flexibilität bei den
Formen der Fremdunterbringung zu be-
weisen und eine im Vergleich zur institu-
tionellen Unterbringung kostengünstige-
re Variante zu schaffen Diese Zielset-
zung wurde erreicht
Fnde 2001 werden 13 Kinder in 11 pro-
fessionellen Pflegefamilien betreut

Adop t i vk i nde r  wesen

Im Adoptionsbereich besteht ein großes
Missverhältnis zwischen den vorge-
merkten Adoptivwerbern und den zur
Adoption freigegebenen Kindern, so
dass sich meistens jahrelange Wartezei-
ten ergeben Immer mehr Adoptiveltern

und Amtsvormunderlnnen der Jugend-
abteiungen. den M tarbe terlnnen der
Heime wichtigen Bezugspersoner des
Kindes/Jugendhchen und anderer Insti-
tutionen In jedem Einzelfall wird über-
prüft, ob und durch welche Schritte
während des Heimaufenthaltes das Ziel
der Unterbringung erreicht werden kann
oder abgeändert und neu festgesetzt
werden muss In regelmäßigen Zeitab
ständen werden in allen betreuten Hei-
men Fallverlaufskonferenzen (Gruppen-
besprechungen) durchgeführt Weitere
method sehe Zugänge steilen Emzelge-
spräche mit den Kinder n/Jugendlichen
Helferkonferenzen und Gespräche mit
Titern und Angehörigen dar
Heimerziehung sollte großteils als famik
energanzende Maßnahme verstanden,
werden Aus diesem Grund ist Angehöri-
genarbeit em wesentlicher Bestandteil
der Tätigkeit im Heim Jedenfalls ist wäh-
rend des gesamten Heimaufenthaltes
des Kmdes/Jugendiichen je nach Alter
- eine mögliche Reintegration in die Fa-
milie bzw eine Verselbstständigung vor-
zubereiten Jüngere Kinder, bei denen ei-
ne Reintegration in die eigene Familie
nicht möglich ist werden sofern sie hie-
’ur geeignet sind - in Pflegefamilien un-
tergebracht. wobei Pflegestellenwerber
sorgfältig ausgewählt und auf ihre Aufga
be vorbereitet werden müssen.
Für die im Rahmen der Behindertenhilfe
in den verschiedenen Heimen unterge-
brachten Kinder/Jugendlichen ist die
Abteilung Sozialhilfe zuständig - nach
Bedarf finden gemeinsame Rehabilita
tionskontrollen statt
In den Landesjugendheimen Holla-
brunn, Hmterbrühl und Pottenstein wer
den in Zusammenarbeit mit dem Ar-
beitsmarktservice Berufsvorbereitungs -
kurse duchgefuhrt Zielgruppe sind Ju-
gendliche. die ihre gesetzliche Schul
pflicht erfüllt haben, aber auf Grund von
Entwicklungsrückständen nicht unmittel-
bar ins Berufsleben eingegliedert wer
den können
2001 wurden im Rahmen der Sozialar
beit für Volle Erziehung alle landesju-
gendheime (Matzen Pottenstein,
Schauboden. Hmterbrühl. Reichenauer-
hof, Allentsteig. Korneuburg. Holla
brunn, NÖ l andes Kinderheim „Schwe-
denst'ft ') und 5 Privatheime (Schülerin
temat Schloss Judenau. Kinderheim Sit-
zendorf, Kinderwelt Stiefern, Mädchen
Wohngemeinschaft B'unn/Geb Mäd
chenfamilienheim Wr Neustadt) betreut
In diesen Institutionen leben insgesamt
rund 1 000 Kinder und Jugendliche

Pflege- und Adoptivkinderwesen

Pf le gek inder wesen

Im Pflegekmderbereich besteht trotz
freier Pflegeplätze ein Defizit an geeig-
neten Pflegeeltern, die bereit sind be-
hinderte und verhaltensauffällige Kinder
sowie Geschwister und Kinder mit häufi-

Offene Adoption Leibliche Mutter/Eltern
und Adoptiveltern kennen einander und
haben auch die Daten vone nander (Na-
me und Adresse) Es kann zu Kontakten
zwischen der leiblichen Mutter/Eltern
und dem Kind/Adoptiveltern kommen
Eine weitere Variante stellt eine Unter-
bringung des Kindes bei Pt.egeeltern
dar, wenn soz-aie oder winscnaft'iche
Probleme ausschlaggebend wären, das
Kind nicht zu behalten wird die Jugend-
abteilung bei der Bewältigung und Lö-
sung der Prob eme helfen
• Mutterberatung. Die Aufgaben der
Jugendwohlfahrt werden immer umfang-
reicher und Zugleich d>e Personalsitua-
tion immer schwieriger so dass die Res
sourcen der D plomsoz-a’arbeiter lnnen
an den Jugendabteilungen immer be-
grenzter werden Es -st vielen Jugendab-
tetlungen nicht mehr möglich d>e wichti-
ge und präventiv sehr wertvolle Aufgabe
der Mutterberatung durchzufuhren Des-
halb nützen bereits neun Bezirkshaupt-
mannschaften (Amstetten Gänserndorf.
Hollabrunn Horn Krems. Melk Mödling.
Wien-Umgebung. Zwettl) die Möglich-
keit. Dipiomsozialarbeiterlnnen zuzukau
fen Insgesamt haben 15Diplomsoztalar-
beiterlnnen mit der Abteilung Jugend
Wohlfahrt einen fre'en Dienstvertrag ab-
geschlossen und übernehmen die Auf
gaben der Mütterberatung

Sozialarbeit für Volle Erziehung
Der Abteilung Jugendwohlfahrt ob'iegt
die Vorsorge für eine bestmögliche f ör
derung aller in Institut oneJer Erziehung
stehender Kinde' und Jugendlicher
Die Unterbringung von Kindern und Ju-
gendlichen m Heimerziehung stellt die
schwerwiegendste Maßnahme der Ju
gendwonitahrt dar und bedingt dadurch
hohe Verantworf'cnkeit
Sozialarbeit für Voile» Erziehung gliedert
sich in administrative, koordinierende,
beratende und begleitende Tätigkeiten,
Die Tätigkeiten werden in regelmäßigen
Abständen von den Diplomsozialarbei
terlnnen in Zusammenarbeit mit Psycho
loglnnen des Psychologischen Dienstes
in Nö Landesiugendheimen und eini-
gen Privatheimen durchgefuhrt
Heimerziehung wird heute grundsätzlich
als eine mögliche Hilfe neben anderen
für Heranwachsende und ihre Familien
gesehen Sie kann nur dann effektiv sein,
wenn bereits vor der Unterbringung ge-
meinsam mit den Angehörigen und den
Kindern/Jugendlichen das Unterbnn-
gungs- bzw. Erziehungsziel und die vor-
aussichtliche Aufenthaltsdauer klar defi
mert und festgelegt werden In diesem
Prozess bedarf es auch in der Endphase
der Einbeziehung der Institution Heim
Schwerpunkt der Sozialarbeit für Volle
Erziehung ist es. das definierte Ziel der
Unterbringung zu verfolgen, zu beglei-
ten und dessen Einhaltung zu kontrollie-
ren Dies erfordert eine enge Zusam-
menarbeit mit den Sozialarbeiterinnen
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dungsanstalten für Sozialpädagogik
und Kindergartenpädagogik. Erfahrene
Pädagogen wurden ebenfalls als Refe-
renten engagiert.
Themenbereiche wie Spielseminar,
Teamarbeit, Elternarbeit, rechtliche Fra-
gen die Hortarbeit betreffend und eine
Fortsetzung der „Reflexion, Praxis-
gespräche“ fanden großes Interesse
bei den Pädagoginnen. Jedes der
5 Hortseminare fand regional aufgeteilt
bis zu 4-mal statt. Insgesamt konnten
über 450 Seminarplätze vergeben wer-
den.
Auf vielfältigem Wunsch der Hortpäda-
goginnen wurde eine Exkursion in das
HPZ Hinterbrühl organisiert, an der ins-
gesamt 60 Pädagoginnen teilnahmen.
Die niederösterreichweit erstmals statt-
findende Fachtagung „Nachmittagsbe-
treuung im Kontext unserer Zeit“, orga-
nisiert durch das BISOP Baden, dem
Verein afw am BISOP Baden in Zusam-
menarbeit mit der NÖ Landesregierung
Abteilung Jugendwohlfahrt - Hortauf-
sicht am 20. Oktober 2001 besuchten
ungefähr 200 Hortbetreuerinnen (insge-
samt ca. 300 Teilnehmerinnen). Auch
Vertreter des Bundesministeriums und
Landesrat Christa Kranzl nahmen an
der Tagung teil. Aus unterschiedlichen
Perspektiven versuchten die Referentin-
nen die Fragen nach qualifizierter Nach-
mittagsbetreuung zu beantworten. Ar-
beitskreise am Nachmittag dienten dem
Erfahrungsaustausch.
Anlässlich dieser Fachtagung wurde der
NÖ HORTLEITFADEN als Richtlinie zur
Konzeption einer Horteinrichtung und zur
Konzeptüberarbeitung präsentiert und
steht jetzt allen Hortbetreibern zur Verfü-
gung. Der Hortleitfaden wurde inzwi-
schen bereits von mehreren Biidungsan-
stalten für Kindergarten- u. Sozialpäd-
agogik angefordert, um diesen als Unter-
richtsmittel einsetzen zu können.
Zusätzlich informierten wir die Hortbe-
treuerinnen über diverse regionale Fort-
bildungsveranstaltungen wie z. B. Semi-
nare in Wr. Neustadt vom Schulverein
Sta. Christiana oder dem Aus-, Fort- und
Weiterbildungsvereins am BISOP in Ba-
den.
Durch die Fortbildungsveranstaltungen
wird auch die Vernetzung der Horterzie-
herinnen gefördert. Erfahrungen und
Impulse für neue Denkansätze werden
weitergegeben.
Die Liste mit Fachliteraturempfehlungen
für den Hortbereich wurde überarbeitet
und kann angefordert werden bzw. wird
bei den Hortüberprüfungen bei Interes-
se übergeben.
Telefonische Auskunft und Beratung bei
aktuellen Fragen von Hortangelegenhei-
ten, hauptsächlich bei einer Neuinbe-
triebnahme werden durchgeführt.
Der Bereich Horte wird im November
2001 auf Fabasoft Components umge-
stellt.
Derzeit bestehen in NÖ 173 Horte mit
302 Hortgruppen, die insgesamt 6.004

können sich auf eine „offene oder halb-
offene Adoption“ - persönliches Ken-
nenlernen der abgebenden Eltern und
mögliche Kontakte - einlassen. Aus-
und Weiterbildung für Adoptiveltern er-
scheint in diesem Zusammenhang un-
umgänglich.
Im Bereich der Inlandsadoption bietet
die Fachabteilung telefonische Bera-
tung für Adoptivwerber und -eitern so-
wie fachliche Unterstützung für Jugend-
abteilungen an. In den letzten Jahren
häufen sich auch immer mehr Anfragen
jugendlicher oder bereits erwachsener
Adoptierter, die sich auf die Suche nach
ihrer Herkunftsfamilie und ihrer „Adop-
tionsgeschichte'' befinden. In diesem
Zusammenhang wird die Einrichtung ei-
ner zentralen Kartei in der Fachabtei-
lung überlegt.
In letzter Zeit steigt das Interesse von
Adoptivwerbern an einer Adoption von
Kindern aus dem Ausland. Seit Septem-
ber 1999 ist die Fachabteilung zentrale
Behörde gemäß des Übereinkommens
über den Schutz von Kindern und die
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der in-
ternationalen Adoption (Haager Über-
einkommen). Aufgabe der zentralen Be-
hörde ist die Zusammenarbeit mit der
zentralen Behörde des Heimatstaates,
um dafür Sorge zu tragen, dass eine ge-
plante Adoption dem Wohl des Kindes
dient. Weiters hat die zentrale Behörde
für die Dokumentation aller Adoptionen
nach dem Haager Übereinkommen zu
sorgen.

Private Kinder- und
Jugendheime und sonstige
Einrichtungen; Heimaufsicht

In Niederösterreich gibt es derzeit 29
private Kinder- und Jugendheime und
sonstige Einrichtungen (inkl. SOS Kin-
derdorf) mit 15 angeschlossenen Au-
ßen- bzw. Familienwohngruppen, die
entsprechend der NÖ Heimverordnung
überprüft worden sind. Neben der Kon-
trolle steht Beratung, insbesondere über
die geltende Rechtslage im Vorder-
grund. Diese Serviceleistung entspricht
den Wünschen der Betroffenen. 2001
wurden 2 Einrichtungen nach Durchfüh-
rung von kommissionellen Verhandlun-
gen bewilligt, wobei die Überprüfung
des sozialpädagogischen Konzeptes
durch den Psychologischen Dienst er-
folgt ist.

Private Träger

Mit Ende 2001 ist die Zahl der privaten
Träger mit 20 gleich geblieben. Sie ha-
ben für über 30 verschiedene Einrich-
tungen eine Eignungsfeststellung nach
dem NÖ Jugendwohlfahrtsgesetz und
dürfen daher privatrechtliche Aufgaben
der öffentlichen Jugendwohlfahrt über-
nehmen. Es handelt sich dabei übenwie-

gend um Aufgaben im Bereich der So-
zialen Dienste der Jugendwohlfahrt und
hier insbesondere um Beratungs- und
Unterstützungsangebote für Eltern und
Minderjährige bei speziellen Erzie-
hungs- und Entwicklungsfragen. Von zu-
nehmender Bedeutung sind hier Ange-
bote der sozialpädagogischen Familien-
intensivbetreuung. Durch sie sollen so
genannte Multiproblemfamilien so weit
unterstützt und befähigt werden, dass
ihre Kinder nicht in fremde Erziehung
gegeben werden müssen, sondern in
der eigenen Familie unter vertretbar gu-
ten Bedingungen aufwachsen können.
Weiters gibt es z. B. Eignungsfeststel-
lungen für Erholungsaktionen, Bildungs--
angebote für werdende Eltern und für
vorbeugende und therapeutische Hilfen
für Minderjährige und deren Familien.
Allerdings hat in drei Bereichen ein Aus-
bau stattgefunden, der sich im Förde-
rungsvolumen und in den erbrachten
Leistungen zeigt. So wurden zwei neue
Kinderschutzzentren in Betrieb genom-
men (Amstetten und Gmünd), Angebote
der mobilen Jugendarbeit - Streetwork
erweitert und gruppenpädagogische
Angebote (nach dem Rainbows-Modell)
für Kinder, die an Trennungs- bzw.
Scheidungsfolgen oder massiven Ver-
lusterlebnissen (z. B. Tod eines Eltern-
teiles) leiden, ausgebaut. Einrichtungen,
deren Eignung festgestellt wurde, unter-
liegen der Fachaufsicht der Landesre-
gierung. Außerdem besteht die Möglich-
keit, in den Genuss von Landesförde-
rungsmittel zu gelangen. An private Trä-
ger wurden für Zwecke der Jugend-
wohlfahrt insgesamt Förderungsbeiträ-
ge von € 2,127.061,19 wie folgt zur Ver-
teilung gebracht:

Jugendherbergswerk € 100.288,53
Jugendherbergsverband € 68.239,78
Soziale Dienste der
Jugendwohlfahrt __________€ 1,958.532,88
Insgesamt € 2,127.061,19

Für die Kurse zur Berufsvorbereitung
von Jugendlichen, die in Hollabrunn,
Pottenstein und Hinterbrühl stattgefun-
den haben, wurden € 1,111.303,20 als
Verpflegskostenanteil bezahlt.

Hortwesen

Die Übergangsbestimmungen laut § 14
NÖ Hortverordnung endeten mit Juni
2001. Den letzten Lehrgang zur Nach-
qualifikation zum Horterzieher schlos-
sen die 17 Teilnehmerinnen erfolgreich
ab. In allen NÖ Horteinrichtungen sind
daher bis auf eine Einrichtung nur mehr
Betreuungspersonen gemäß § 7 NÖ
Hortverordnung tätig.
Auch heuer wurden wieder Fort- und
Weiterbildungsveranstaltungen für ca.
300 NÖ Horterzieher organisiert. Gro-
ßen Wert legen wir bei der Organisation
auf die Zusammenarbeit mit den Bil-
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Dieses Modell wird von manchen Trä-
gern auch deshalb gewählt, da pro Kind
eine nachweisbare Mindestanwesenheit
von nur 20 Stunden/Monat ausschlag-
gebend für die Förderzuwendung des
Landes NÖ bzw. der Gemeinde ist.
Im Jahr 2001 erhielten Träger von Hort-
einrichtungen insgesamt ca. 16,3 Mio. S,
Eltern von Hortkindern 8,5 Mio. S För-
dergelder des Landes NÖ ausbezahlt.
Der Hort gewinnt aber zunehmend an
Stellenwert und ist bereits zu einer wich-
tigen familienergänzenden Betreuungs-
form geworden.
Abschließend muss noch festgehalten
werden, dass in NÖ Horten sehr wert-
volle pädagogische Arbeit geleistet
wird. Träger von Horteinrichtungen und
insbesondere Betreuerinnen sind im ho-
hem Maße bemüht, den Hortalltag als
weiteren Sozialisationserfahrungsraum
für die Kinder erlebbar zu machen.

Eiternschule. Gemeinsam mit den Abtei-
lungen Gesundheit und Allgemeine För-
derung wird das Projekt Elternschule lau-
fend durchgeführt und umfasst Kurse,
die thematisch auf vier Altersbereiche
von Kindern bezogen sind: Zeit vor der
Geburt bis zum dritten Lebensjahr; Klein-
kinderzeit bis. Schuleintritt; Pflichtschul-
zeit bis vor die Pubertät und als vierter
Kurs Pubertät und Jugendalter bis Voll-
jährigkeit.
2001 wurden von 13 Veranstaltern an 15
Orten in Niederösterreich 50 Elternschul-
veranstaltungen abgehalten, für die bei
Themen aus den Gebieten Psychologie,
Pädagogik und Sozialarbeit Honorarför-
derungen durch die Jugendwohlfahrt ge-
leistet wurden. Für Honorarförderung bei
medizinischen Themen bzw. für Organi-
sationsförderung sind die beiden ande-
ren Abteilungen zuständig.
Der zunächst als Versuch gestartete Ein-
bau von Medienpädagogischen Vorträ-
gen und Fragen der Suchtprävention
werden Anlass zu einer Überarbeitung
des Curriculums sein.
• Kinder- und Jugendpsychologi-
scher Beratungsdienst (KJB). Der KJB
ist ein Fachdienst, in dem Klinische und
Gesundheitspsychologinnen tätig sind.
Er übt seine Tätigkeit primär an den Ju-
gendabteilungen der Bezirksverwal-
tungsbehörden aus. Das Beratungsan-
gebot richtet sich vor allem an Eltern und
auch Pflegeeltern, die Fragen hinsicht-
lich der Entwicklung und Erziehung ihrer
Kinder haben. Es umfasst diagnostische
Abklärung von konkreten Verhaltens-
oder Leistungsauffälligkeiten, weiters
das vertiefte Eingehen auf Erziehungs-
probleme, die im Familiensystem auftre-
ten oder als Konfliktfeld zwischen der Fa-
milie und der Außenwelt bestehen.
Schließlich beinhaltet das Beratungsan-
gebot auch die gemeinsam mit den Rat
Suchenden zu planende weitere Vor-
gangsweise, wie etwa Zuweisung zu
speziellen therapeutischen Einrichtun-
gen bzw. zu regional organisierten So-
zialen Diensten oder eine zeitlich und in-
haltlich abgegrenzte Weiterführung der
Beratung an der Jugendabteilung.
Ein weitere Leistung des KJB steht dem
Fachpersonal in den Jugendabteilun-
gen der Bezirksverwaltungsbehörden
zur Verfügung. Verpflichtend als Ent-
scheidungshilfe einzuschalten ist der
KJB in all jenen Fällen, in denen ein
Kind durch eine Jugendwohlfahrtsmaß-
nahme aus seiner bisherigen Familiensi-
tuation entfernt und in einem Heim un-
tergebracht werden soll. Für eine Unter-
bringung auf einem Pflegeplatz oder ei-
nem Pflegeplatz mit Adoptionsaussicht
wird diese Beratungsmöglichkeit eben-
falls angeboten. In speziellen Fällen, et-
wa wenn sich ältere Paare um die Bewil-
ligung zur Aufnahme für ein ganz junges
Kind bewerben oder falls mehrere Kin-
der bzw. ein behindertes Kind unterge-
bracht werden sollen, ist der Beratungs-
dienst beizuziehen.

Kinder besuchen (Stand 31. 12. 2001).
Im Zuge der Hortaufsicht wurden 119
Horteinrichtungen überprüft und die je-
weiligen Aufsichtsberichte an die Hort-
träger versandt.
Wichtige Kriterien bei der Aufsicht sind
die Kinderanzahl in den Gruppen, die
fachliche Eignung des Betreuungsper-
sonals, die Öffnungszeiten, die Höhe
der Elternbeiträge, Lage, Raumbedarf,
Ausstattung, die Spiel- und Sportmög-
lichkeiten, die vorgesehene Zusammen-
arbeit mit den Eltern und Schulen,
Teamarbeit, die Dokumentation der päd-
agogischen Arbeit, die Aktualität des
sozialpädagogischen Konzeptes, aktu-
elle Probleme, Fort- und Weiterbildung
sowie die Einhaltung der Brandschutz-
bestimmungen.
Weiters wurden 42 kommissionelle Ver-
handlungen durchgeführt und 41 Bewil-
ligungsbescheide (27 Bescheide auf
Grund von Hortbewilligungsverfahren
aus dem Jahr 2000) erteilt.
Bei diesen 42 kommissionellen Verhand-
lungen handelte es sich um 18 Neuan-
träge, 15 Gruppenerweiterungsansuchen
und 9 Standortverlegungen.
Weiters wurden uns noch 6 Trägerwech-
sel bekannt gegeben.
Vereinzelt sind die strukturellen Rah-
menbedingungen weiterhin noch
schwierig. Durch die Novellierung des
NÖ Schul- und Kindergartenfonds (Ge-
meinden erhalten finanzielle Unterstüt-
zung bei Neu-, Zu- oder Renovierungs-
arbeiten für Horteinrichtung) ist zu. er-
hoffen, dass Verbesserungen der räum-
lichen Situationen jetzt rascher umsetz-
bar sein werden.
Schwer fällt auch oft die Abgrenzung
zur Nachhilfe in der Aufgabensituation.
Die Erwartungshaltungen der Eltern
können manchmal nicht erfüllt werden
(auf 28 Kinder kommt ein/e Betreuerin!).
Der Arbeitsauftrag der Institution Hort ist
nach wie vor in der Öffentlichkeit zu we-
nig bekannt.
Um die Integration von Kinder mit be-
sonderen Bedürfnissen (schwierige fa-
miliäre Verhältnisse, andere Kultur-
kreise . . .) sind die Horteinrichtungen
besonders bemüht.
Gesetzliche Bestimmungen in diese
Richtung fehlen.
Das Angebot einer Mittagsbetreuung
(bis 14.00 Uhr) nützen in einigen Hort-
einrichtungen viele Eltern für ihre Kinder.
Dort wo die dazu erforderlichen Rah-
menbedingungen (Aufenthaltsraum
bzw. Essraum, ausreichendes Personal)
fehlen, müssen die Hortpädagoginnen
diese Kinder mitbetreuen. Die nicht
gleichzeitige Anwesenheit aller zu be-
treuenden Kinder ermöglicht dieses zu-
sätzliche Angebot. Vereinzelt fühlen sich
Pädagoginnen dadurch auch überfor-
dert, da genaue Anwesenheitslisten zu
führen sind und an manchen Tagen,
wenn der Schulunterricht früher endet,
die Gruppenhöchstzahl auch über-
schritten wird.

Soziale Dienste

• Kinderschutzgruppen in Kranken-
häusern. In Kooperation mit den Pri-
marärzten der Kinderabteilungen der
NÖ Krankenhäuser, der NÖ LAK sowie
den Abteilungen Jugendwohlfahrt und
Abteilung Krankenanstalten wurde die
Einrichtung von Kinderschutzgruppen in
Kinderabteilungen der NÖ Krankenhäu-
ser geplant. Parallel zur Einrichtung der
Kinderschutzgruppen wurde ein Curri-
culum zum Thema „Gewalt am Kind,
Gewalt in Familien" entwickelt, das von
der NÖ LAK angeboten wird. Es steht
den Mitarbeiterinnen von Kinderschutz-
gruppen der acht Krankenhäuser in Nie-
derösterreich, die eine Kinderabteilung
haben, ebenso offen wie auch Fachper-
sonal aus Krankenanstalten, die eben-
falls Anlaufstellen für Kinder und deren
Eltern sind.
Als Grundlage für die interinstitutionelle
Kooperation und Planung wurde ein
Konzept erstellt, das die Kooperation
zwischen Jugendwohlfahrt, Kinder-
schutzgruppen in Krankenhäusern und
privaten Trägern als prozesshaftes
strukturiertes Angebot und Instrumenta-
rium zum Kinderschutz in den Mittel-
punkt stellt.
Im abgelaufenen Jahr wurde in den
Krankenhäusern St. Pölten, Wr. Neu-
stadt und Tulln die Arbeit in den Kinder-
schutzgruppen fortgesetzt und im Kran-
kenhaus Krems mit dem Aufbau begon-
nen. Die übrigen Krankenhäuser mit
Kinderabteilungen werden folgen.
• Jugendberatungsstelle. Die Ju-
gendberatungsstelle dient als Aus-
kunfts- und Koordinationsstelle. Sie wird
von den Eltern und Jugendlichen nur
gelegentlich durch persönliche Vorspra-
chen in Anspruch genommen, sehr häu-
fig erfolgen telefonische Anfragen.
• Elternschule. Die Abteilung Jugend-
wohlfahrt entscheidet über die Eignung
privater Träger zur Durchführung der NÖ
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Bei Fragen im Zusammenhang mit Tren-
nung oder Scheidung von Eltern (z. B.
Zuerkennung der Obsorge an einen El-
ternteil, strittige Besuchsregelungen)
benötigt das Pflegschaftsgericht Stel-
lungnahmen der Jugendabteilung. Hier
stehen Mitarbeiter des KJB für Fallbe-
sprechungen und - je nach Komplexität
der Sachlage - auch für Fallberatungen
zur Unterstützung der Jugendabteilung
zur Verfügung. Es werden jedoch keine
Gutachten für Gerichte erstellt.

an der Weiterbildung von Schülerbera-
terinnen und Beratungslehrerinnen an
Pflichtschulen; Referate bzw. Arbeits-
gruppenleitungen auf Tagungen, En-
queten, Symposien; Mitwirkung bei der
Organisation und Veranstaltung der im
NÖ Landhaus abgehaltenen Tagung
zum Thema Adoption, Mitwirkung am
österreichweit tätigen Arbeitskreis der
Leitenden Jugendamtspsychologinnen
und Organisation der 2001 vom Land
Niederösterreich auszurichtenden Ex-
pertenkonferenz dieses Gremiums.
Die Nachfrage von Seiten der Eltern,
aber vor allem durch Mitarbeiterinnen in
der Jugendwohlfahrt ist weiterhin stark
und bezieht sich immer mehr auf Fra-
gen von Gewalt in der Familie und auf
Fälle mit Verdacht auf sexuellen Miss-
brauch. Hier ist der KJB ein Fachange-
bot vor Ort, das Jugendabteilungsmitar-
beiterinnen und den betroffenen Famili-
en landesweit zur Verfügung steht. Die
mittlerweile vier Kinderschutzzentren
(St. Pölten, Neunkirchen, Amstetten und
- knapp vor Jahresende neu eröffnet -
Gmünd) bieten hingegen Beratung und
Therapie für Betroffene sowie Informa-
tionen für Ersthelfer. Mit diesen Aufga-
ben sind sie im lokalen Einzugsbereich
ausgelastet und ergänzen die Angebo-
te des Kinder- und Jugendpsychologi-
schen Beratungsdienstes, ohne dass
dieser dadurch eine spürbare Entlas-
tung erfahren hätte. Weiters ist die Pro-
blematik in zunehmenden Zahlen an Fa-
milientrennungen und -Scheidungen mit
gravierenden Folgen für die betroffenen
Kinder zu sehen, aber auch in einer zu-
nehmenden Zahl von Verhaltensauffäl-
ligkeiten von Kindern und Jugendli-
chen, bei denen akuter psychologi-
scher Beratungsbedarf besteht. Um die
dafür erforderliche Leistung des Diens-
tes in qualitativer Hinsicht erbringen zu
können, sind spezifische Weiterbil-
dungsangebote seitens des Dienstge-
bers, aber auch von landesfremden
Aus- und Weiterbildungseinrichtungen
erforderlich.
Die Personalsituation im KJB war 2001
von weiteren Ausfällen und nur einer
Neuzuteilung gekennzeichnet und
machte daher eine an sich erforderliche
Steigerung der Beratungskapazität un-
möglich. Um die Leistung in der erfor-
derlichen Qualität, aber auch quantitativ
erbringen zu können, waren daher
Steuerungsmaßnahmen erforderlich.
Zum einen wurden die früher angebote-
nen Beratungen in allgemeinen Erzie-
hungsfragen für Familien, die auf
Wunsch auch anonym bleiben konnten,
aufgegeben. Dafür stehen verschiede-
ne private Träger mit ihren Beratungsan-
geboten und einem vom Land geförder-
ten Ausbau von Kapazitäten hinsichtlich
Kinder, Jugend und Familie zur Verfü-
gung. Beratungen und Entscheidungs-
hilfen in psychosozialen Problemlagen
von Familien, die ein Tätigwerden der
Jugendabteilung vor Ort erforderlich

machen, sind nun zum Hauptaufgaben-
gebiet unseres Dienstes geworden.
Auch die schon angeführte Tätigkeit in
Einrichtungen der vollen Erziehung
musste 2001 mengenmäßig beschränkt
werden und wird im kommenden Ar-
beitsjahr neu zu definieren sein.
Im Jahr 2001 zeigte sich ein noch weite-
res Auseinanderklaffen der Anforderun-
gen an den Dienst und der Möglichkeit
mit den beschränkten Kapazitäten die-
sen Anforderungen nachzukommen.
Dies betrifft nun vor allem neue Aufga-
ben, wie die Erstellung von Indikationen
für Maßnahmen zur Unterstützung der
Erziehung, aber auch „alte“ Aufgaben
im Bereich der Amtssachverständigen-
tätigkeit, die in unvorhersehbaren Schü-
ben anfallen. Für die betroffenen Famili-
en bedeutet das, dass häufiger als frü-
her Krisenmanagementkompetenz vom
KJB verlangt wird, aber für genauere
Abklärung der Fragestellungen durch
Mitarbeiterinnen des psychologischen
Dienstes vor Ort immer öfter Personal
und Zeit fehlen. In diesem Zusammen-
hang werden dann wieder in steigen-
dem Maß später einsetzende, aber da-
für gravierendere Eingriffe zur Anwen-
dung gebracht, was letztlich nicht dem
fachlich möglichen Stand der Hilfestel-
lung entspricht.

Tätigkeit des KJB an den
Bezirksverwaltungsbehörden
Beratungstage 379,5
Kinder 914
Gespräche mit Angehörigen 1.357
Fallbesprechungen 1.109

Ein zweiter Schwerpunkt des Einsatzes
von Psychologinnen der Abteilung Ju-
gendwohlfahrt ist die Tätigkeit in NÖ
Landesjugendheimen und einigen Ein-
richtungen privater Träger, in denen re-
gelmäßig Kinder und Jugendliche im
Rahmen der vollen Erziehung unterge-
bracht sind. Vorerst musste jedoch die
Tätigkeit in Privatheimen und einigen
Landesjugendheimen aus personellen
Gründen, die im Bereich Psychologie
gelegen sind, sistiert werden. In den
verbleibenden Heimen erfolgt sie in en-
ger Zusammenarbeit mit Mitarbeiterin-
nen der Heimsozialarbeit. Das Bera-
tungsangebot soll hier primär den in
Heimen untergebrachten Minderjähri-
gen zugute kommen und umfasst neben
Einzelbegutachtungen auch Bespre-
chungen mit dem Fachpersonal der
Heime. Dabei werden Erziehungsziele
festgelegt bzw. adaptiert, die verpflich-
tenden jährlichen Fallverlaufskonferen-
zen für jedes einzelne Kind abgehalten
und die Kontakte mit Angehörigen regu-
liert. Mit steigender Häufigkeit werden -
als Begleitmaßnahmen oder im Hinblick
auf die bevorstehende Entlassung von
Kindern aus dem Heim - Eltern und
maßgebliche Angehörige sowie der So-
zialarbeiter der Bezirksverwaltungsbe-
hörde, der für die Familie zuständig ist,
zu Beratungsgesprächen in die Heime
eingeladen.

Ziele 2002

• Überleitung des Projektes JUPRO -
pro Jugend NÖ in die erste Umset-
zungsphase
• Umsetzung des Effizienzprojektes
Volle Erziehung, Einführung von Verträ-
gen und Anwendung eines Kalkulations-
modells im Privatheimbereich
• Weitere Projektarbeiten im Bereich
zentrale Steuerungs- und regionale Indi-
kationsstelle
• Praxisschulung zum neuen Kind-
schaftsrechtsänderungsgesetz
• Konzepterarbeitung für einen Hortlei-
terinnenlehrgang
• Überarbeitung des Informationsblat-
tes zur Erstellung eines sozialpädagogi-
schen Konzeptes für Horte
• Mitarbeit am EQUAL-Projekt der Ab-
teilung Kindergärten, hauptsächlich im
Bereich der Fortbildung
• Weiterer, bedarfsgerechter Ausbau
von Sozialen Diensten sowie von Ange-
boten zur Unterstützung der Erziehung
• Modifikation der Inhalte der NÖ El-
ternschule
• Umsetzung des Fort- und Weiterbil-
dungskonzeptes
• Einbau von EDV-unterstützten Dia-
gnoseverfahren im Psychologischen
Dienst
• Ausbau der Förderung für Kinder-
schutzzentren
• Kontinuierliche Verbesserung der Öf-
fentlichkeitsarbeit unter Einbeziehung
neuer Medien

Tätigkeit des KJB in den Jugendheimen
Beratungstage 152
Kinder 323
Gespräche mit Angehörigen 305
Fallbesprechungen 860
Fallverlaufskonferenzen 128

Sonstige Tätigkeiten, die von Mitarbeite-
rinnen des Bereichs Psychologie im
Jahr 2001 durchgeführt worden sind:
Vortrags- und Prüfertätigkeit beim
Dienstprüfungskurs für den gehobenen
Jugendwohlfahrtsdienst; fachspezifi-
sche Vortragstätigkeit im Berufsanfän-
gerkurs für Amtsvormünderinnen und
Diplomsozialarbeiterinnen; Mitwirkung
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Abteilung Heime

Schwerpunkte 2001

NÖ Landes-Pensionisten- und
-Pflegeheime

Das Land NÖ betreibt 51 NÖ Landes-
Pensionisten- und -Pflegeheime mit ins-
gesamt 6.272 Heimplätzen.
Die Heimplätze verteilen sich auf

dieser Anstalten in einer einzigen Ein-
kaufskooperation soll die betriebs- und
privatwirtschaftliche Ausrichtung der
Landesanstalten untermauern und die
Optimierung der zur Verfügung stehen-
den Budget- und Betriebsausgaben ge-
währleisten.
In der Bilanz des Jahres 2001 kann fest-
gehalten werden, dass € 300.647,52
(S 4,137.000,-) eingespart werden
konnten. Seit dem Jahr 2000 betragen
die Einsparungen rund € 654.055,51 (S
9,000.000,-).
Die möglichst sparsam eingesetzten Per-
sonalmaßnahmen, die allerdings unter
ständiger Bedachtnahme auf eine gute
Betreuungs- und Pflegequalität überprüft
werden müssen, und die Rationalisierun-
gen (gemeinsamer Einkauf) bei den
Sachausgaben sollen sicherstellen, dass
sich die Kosten für einen Platz in einem
Pflegeheim nicht diametral zu den Pen-
sionssteigerungen entwickeln.
Das Gesamtbudget 2002 aller NÖ Lan-
des-Pensionisten- und -Pflegeheime mit
€ 154,009.700,- setzt sich zu etwa 70%
aus den Personalkosten (€ 108,144.400,-)
und zu 30% aus den Sachausgaben und
heiminternen Investitionen zusammen.
Etwa 68% der Bruttoausgaben der Heime
werden durch Zahlungen der Heimbe-
wohner und von deren Angehörigen ab-
gedeckt - etwa 32% müssen aus Mitteln
des Landes-Sozialhilfebudgets in Form
individueller Unterstützungen für einkom-
mensschwächere Heimbewohner aufge-
bracht werden.

„Ak t i on  Spenden  Sie Zeit ,
s chenken  Sie F reude “
„Gute Geister helfen im Heimalltag", so
oder ähnlich titelten viele der zahlrei-
chen Presseberichte, die im Jahr 2001
zur Bewerbung der Ehrenamtsaktion
der NÖ Heime in den Medien erschie-
nen sind. Im April fand der Startschuss
zur Aktion „Spenden sie Zeit, spenden
Sie Freude“ statt. Die NÖ Heime waren
überaus aktiv, galt es doch ein wichti-
ges Thema in die Öffentlichkeit zu tra-
gen und ein großes Ziel zu erreichen:
1.000 Freiwillige für die NÖ Pensionis-
ten- und Pflegeheime. Zusammen mit
der ARGE der NÖ Pflegeheime konnte
dieses Ziel dann auch Ende 2001 er-
reicht werden. Durchschnittlich 15 Per-
sonen pro Haus helfen nunmehr freiwil-
lig und ehrenamtlich mit, älteren Men-
schen noch mehr Geborgenheit und
menschliche Wärme zu geben.

P f l egeau fs i ch t
Die demografischen Entwicklungen der
vergangenen Jahre, die eine signifikan-
te Zunahme der Pflegeabhängigkeiten
bereits bei der Aufnahme von pflegebe-
dürftigen Menschen in unsere Heime
zur Folge hatte, sowie die Auswirkungen
der leistungsorientierten Krankenhausfi-

nanzierung erforderten auch im Rah-
men der Qualitätssicherung in der sta-
tionären geriatrischen Pflege Änderun-
gen der Vorgangsweisen.
Seit Jänner 2001 sind entsprechende
Erhebungsformulare im Einsatz, die sich
bereits bewährt haben. Daraus ablei-
tend wird im Sinne des kontinuierlichen
Verbesserungsprozesses vorgegangen:
festgestellte Standardabweichungen;
Festlegung der Korrekturmaßnahmen |
mit Zielvereinbarungen umgehend vor
Ort gemeinsam mit den Pflegeteams un-
ter Verantwortlichkeit der Pflegedienst-
leitungen; Dokumentation des Umset-
zungsverlaufes schriftlich; Übermittlung
an die Leitung der Pflegeaufsicht.
Die Erfahrungen des ersten Jahres zei-
gen, dass damit ein effizienterer Einsatz
des Teams der Pflegeaufsicht möglich
ist. Gleichzeitig erfolgt eine nachvoll-
ziehbare Dokumentation aller gesetzten
Maßnahmen und erhobenen Daten, die
somit auch einfacher für statistische
Zwecke herangezogen werden können.
Die Qualitätssicherung im stationären
geriatrischen Pflegebereich erforderte
darüber hinaus zielorientierte, praxisna-
he Konzepte und Instrumentarien, die
den geänderten Anforderungen Rech-
nung tragen. So z. B.:
• Beschwerdemanagement: Vier Mitar-
beiterinnen der Pflegeaufsicht haben
das Basisseminar zum allgemein beei-
deten und gerichtlich zertifizierten
Sachverständigen für Gesundheits- und
Krankenpflege absolviert, zwei davon
bereits das weiterführende Seminar zur
gerichtlichen Praxis. Schwerpunkt der
Pflegeaufsicht: die Erstellung des pfle-
gebehördlichen Gutachtens.
• Weiterentwicklung des bestehenden
Formularwesens für Qualitätsaudits: Er-
arbeitung verständlicher, einfach hand-
habbarer Erhebungsformulare zwecks
gesicherter und aussagekräftiger Ergeb-
nisse, weiterer wichtiger Faktor: Zeiter-
sparnis
• Implementierung von Pflege-Quali-
tätszirkeln in jedem Heim in Zusammen-
arbeit mit allen Schnittstellen - mittelfristi-
ge Zielsetzung (siehe Grafik Seite 196).
• Fokussierung auf Schwerpunkte (un-
ter Beachtung der Gesamtsituation)
• Konzentriertes Vorgehen
• Verkürzung der Intervalle möglich
• Kontrolle der Umsetzung der Lö-
sungsstrategien auch im Interdisziplinä-
ren Bereich (Schnittstellen einbinden).
Die Anliegen der Gesundheits- und
Krankenpflege hinsichtlich Qualitätssi-
cherung und Qualitätsentwicklung so-
wie der „Status quo“ der Gesundheits-
und Krankenpflege im öffentlichen Ge-
sundheitsdienst der einzelnen Bundes-
länder konnten in der bundesländer-
übergreifenden Arbeitsgruppe „Ge-
sundheits- und Krankenpflege im Öf-
fentlichen Gesundheitsdienst“ gesam-

Wohnplätze 1 .254(20 ,0%)
Pflegebetten und Wohnplätze 5.018 (80,0%)

Die NÖ Landes-Pensionisten- und -Pfle-
geheime sind durchschnittlich mit rund
96% ausgelastet. Jährlich werden etwa
1.900 Heimplätze frei bzw. neu belegt.
Durch die rege Bautätigkeit hat sich in
den letzten 10 Jahren auch die Verteilung
der Zimmer in den NÖ Landes-Pensio-
nisten- und -Pflegeheimen wesentlich in
Richtung kleiner Einheiten verändert.
Die durchschnittlichen (kostendecken-
den) Tagestarife in den NÖ Landes-Pen-
sionisten- und -Pflegeheimen betragen
ab 2002 € 34,86,-. Dazu kommen Ein-
zelzimmerzuschläge von etwa € 8,81
pro Tag und die folgenden Pflegezu-
schläge je nach Pflegeaufwand:

Zuschlag 1 € 7,59
Zuschlag 2 € 10,53
Zuschlag 3 € 13,62
Zuschlag 4 € 25,61
Zuschlag 5 € 38,91
Zuschlag 6 € 48,00
Zuschlag 7 € 62,82
Zuschlag 8 € 88,26 (Intensivpflege)

Der Personalstand (3.322 volle Dienst-
posten) in allen 51 NÖ Landes-Pensio-
nisten- und -Pflegeheimen verteilt sich
auf:

Verwaltung 153
(fixe) Heimärzte 10
physikalische Therapie 54,5
diplomiertes Pflegepersonal 1.131
Pflegehelferinnen 987
Seniorenbetreuerinnen 67
Sozialhelferinnen 41
Küchenbereich 336
Wäschereibereich 89
Hausarbeiter 69
Reinigung 372

Mit nur 4,8% des Personalstandes im
Bereich der Heimverwaltungen wird be-
wiesen, dass rationell und sparsam ge-
arbeitet wird.

Bereich Einkaufsgemeinschaft
Die 51 NÖ Landes-Pensionisten- und
-Pflegeheime und die NÖ Landes-Ju-
gendheime hatten sich im Jahr 2000
zur Gänze der NÖ Einkaufskooperation
der NÖ Landes-Krankenanstalten ange-
schlossen. Der Zusammenschluss all
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Routinemäßige Evaluierung

1. der Strukturen (Baulichkeit, Einrichtung, Ausstattung . . .)
2. des Personalstandes: SOLL-IST-Vergleich Anzahl und Qualifikation
3. Kompetenzen der POL und STL
4. Dienstplan im Vergleich mit Ablauforganisation auf den Stationen
5. Schwerpunkte gern. Checklisten
6. Korrektur von Standardabweichungen -

Umsetzung der Lösungsansätze abgelaufener Einschauen

tenanzahl für die Neuerrichtung des
Heimes in Zistersdorf von 126 Plätzen
unter Berücksichtigung von 6 Betten für
Tagespflege das Auslangen gefunden.
Sobald der Neubau fertig gestellt ist, er-
folgt die Übersiedelung der Heimbe-
wohner vom bestehenden Haus in den
Neubau. Die Stadtgemeinde Zistersdorf
hat sich bereit erklärt, das alte Heim
nach Aussiedlung zu kaufen.
Für das Projekt sind Errichtungskosten
von ca. € 12,717.745,- exkl. MWSt.
(Preisbasis 1. 1. 2001) ohne Bau- und
Finanzierungsmanagement vorgese-
hen. Für dieses Bauvorhaben wurde der
Antrag für die grundsätzliche Genehmi-
gung Ende Dezember 2001 an die NÖ
Landesregierung weitergeleitet. Die ge-
nauen Kosten können erst nach Vorlage
von ca. 80% der Ausschreibungsergeb-
nisse der Professionistenarbeiten auf
die restlichen Gewerke ermittelt werden.
Danach wird das gegenständliche Pro-
jekt dem NÖ Landtag zur Genehmigung
zugeführt werden.
Mit der Neuerrichtung des Heimes wird
voraussichtlich im Juni 2002 begonnen;
die Fertigstellung wird voraussichtlich
im Sommer 2004 erfolgen.
In Hinblick auf die künstlerische Ausge-
staltung des Heimes fand Ende des
Jahres die erste Sitzung des Kunstbei-
rates statt.
Für dieses Bauvorhaben wurde ein „Pro-
jektteam" ernannt, das aus Vertretern
der Abteilungen Landeshochbau, Haus-
technik und Heime und dem Nutzer be-
steht. Bei Fragen, die nicht durch das
Projektteam gelöst werden können, wer-
den die anstehenden Fragen einem
Lenkungsausschuss, bestehend aus
den Abteilungsleitern der Abteilungen
Landeshochbau, Haustechnik und Hei-
me, zugeführt.
Seitens der Abteilung Heime erfolgte ei-
ne EU-weite öffentliche Ausschreibung
für die Vergabe der Dienstleistung:
„Baumanagement und Finanzierung",
die jedoch mangels geeigneter Ange-
bote aufgehoben wurde und im Jahre
2002 neuerlich ausgeschrieben wird
(gemeinsam mit dem LPPH Gloggnitz).
• Gloggnitz. Auf Grundlage des im
Jahre 1997 genehmigten Ausbau- und
Investitionsprogrammes für die NÖ Lan-
des-Pensionisten- und -Pflegeheime für
die Jahre 1998-2002 wurde die Ent-
scheidung für die Errichtung eines Zu-
baues mit ca. 84 Pflegebetten und Ab-
bruch des Altbaues getroffen; im sog.
„Westtrakt" sind demnach kleinere Um-
baumaßnahmen notwendig. Nach Be-
endigung all dieser Baumaßnahmen
wird das LPPH Gloggnitz insgesamt 120
Riegebetten aufweisen. Die Errich-
tungskosten ohne Finanzierungs- und
Baumanagement werden voraussicht-
lich € 9,956.178,28 exkl. MWSt, betra-
gen.
Für dieses Bauvorhaben wurde ein „Pro-
jektteam" ernannt, das aus Vertretern
der Abteilungen Landeshochbau, Haus-

KORREKTE DOKUMENTATION der Einschau:
• Checklisten
• Standardabweichungen
• Lösungsansätze - Korrekturmaßnahmen
• Maßnahmenkatalog
• (Prosa-)Bericht (zusammenfassend) . . .

melt und an die politischen Verantwortli-
chen weitergeleitet und ein Berufsbild
erarbeitet werden.
In der Bundes-ARGE der Pflegedienst-
leitungen der stationären geriatrischen
Pflegeeinrichtungen wurden die spezi-
ellen Problematiken der stationären
geriatrischen Pflegeeinrichtungen an-
gesprochen und auch teilweise Lösun-
gen erarbeitet. Daraus resultierend
wurde die Möglichkeit eröffnet, die
Pflegedienstleitungen der NÖ Landes-
Pensionisten- und -Pflegeheime auf Ini-
tiative der Leitung der Pflegeaufsicht
und durch Unterstützung des Leiters
der Abteilung Heime und der ARGE
NÖ Heime in einer eigenen „Fachgrup-
pe Pflegedienstleitungen" in der ARGE
NÖ Heime zusammenzuschließen. In
diesem Forum werden die anstehen-
den offenen Fragen im Altenpflegebe-
reich einer interdisziplinären Lösung
zugeführt.
Alle bisher gesetzten Maßnahmen -
ausgehend vom derzeitigen Modell der
Qualitätssicherung in der stationären
geriatrischen Pflege - zielen jedoch im
Sinne eines umfassenden Qualitätsma-
nagements ab auf eine kundenorientier-
te prozesshafte Qualitätsentwicklung.

Diens twohnungen  und
Garag ie rungen
Bei der Abteilung Heime steht eine voll-
ständige Evidenzkartei aller Dienstwoh-
nungen und Garagenplätze in den NÖ
Landes-Pensionisten-, -Pflege- und -Ju-
gendheimen zur Verfügung. Die Zuwei-
sung erfolgt direkt von den Dienststel-
lenleitern.

Z iv i ld iens t
Vom Bundesministerium für Inneres wur-
den zum Zuteilungstermin Februar 33
Zivildienstleistende und zum Zuwei-

sungstermin Oktober 66 Zivildienstleis-
tende zugeteilt.
Die Abteilung Heime besorgt die Zutei-
lung der Zivildiener an die NÖ Landes-
Pensionisten-, -Pflege- und -Jugendhei-
me und die monatliche Verrechnung der
Leistungen mit dem Bund und den
Krankenkassen.

Bauange legenhe i t en
• Mauer. Auf Grund der durchgeführ-
ten Umbaumaßnahmen des NÖ Lan-
des-Pensionisten- und Pflegeheimes
Mauer, Pavillon 2 für 50 Langzeitbewoh-
ner fand am 6. Juni 2001 die feierliche
Eröffnung des Heimes statt.
• Zistersdorf. Für die Neuerrichtung
des NÖ Landes-Pensionisten- und -Pfle-
geheimes Zistersdorf fand am 2. Okto-
ber 2001 die konstituierende Sitzung
des Baubeirates statt. Das neue Heim
wird auf landeseigenen Grundstück er-
richtet. Unter Einbeziehung des gültigen
Raum- und Funktionsprogrammes für
dieses Heim musste auch auf die ge-
samte Bausubstanz der verschiedenen
Gebäudeteile Bedacht genommen und
festgestellt werden, dass das bestehen-
de Heim keineswegs den derzeitigen
Anforderungen in baulicher und ausstat-
tungsmäßiger Hinsicht entspricht. Vor
allem feuerpolizeiliche und brand-
schutztechnische Auflagen sind im Sin-
ne der Sicherheit der in dieser Einrich-
tung betreuten pflegebedürftigen Be-
wohner ohne gravierende Sanierungs-
maßnahmen nicht mehr zu erfüllen.
Im Zuge der Planungsgespräche hat
sich ergeben, dass aus Kostengründen
und aus betrieblichen Gründen ein Neu-
bau wirtschaftlicher ist als eine General-
sanierung.
Auf Grund des Altersalmanach 2000
von Herrn Prof. Amman wird ca. bis zum
Jahre 2011 mit der ausgewiesenen Bet-
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samt € 1,039.221,53 exkl. MWSt, geleis-
tet wurden.
• Tulln - Frauenhofner Straße. Für
den Zu- und Umbau des NÖ Landes-
Pensionisten- und -Pflegeheimes Tulln
fand am 2. Oktober 2001 die konstituie-
rende Sitzung des Baubeirates statt.
Der Zubau wird dreigeschoßig auf lan-
deseigenem Grundstück entlang der
Frauenhofner Straße an der Ostseite
des bestehenden Heimes errichtet und
mit einem gedeckten Gang verbunden
sowie in jedem Geschoss an den Be-
stand niveaugleich angebunden. Der
Umbau erfolgt deshalb, da das beste-
hende Heim nicht mehr den heutigen
ausstattungsmäßigen Erfordernissen
entsprechend dem Raum- und Funk-
tionsprogramm entspricht. Nach Fertig-
stellung wird das Heim 210 Plätze inkl.
10 Intensivbetten sowie einer Abteilung
für Sonderpflegeformen mit 6 Hospiz-,
10 Tagespflege-, 10 Übergangs- und 4
Kurzzeitpflegebetten aufweisen. Dieses
Heim in Tulln wurde als Standort für die
Sonderformen der Pflege deswegen
ausgewählt, da es in diesem Heim be-
reits seit längerer Zeit den Schwerpunkt
Hospiz- und Intensivpflege gibt. Die Ta-
gespflege kommt als eine Pflegeform
neu hiezu, da bei diesem Angebot viel-
fach die Daueraufnahmen vermieden
werden können. Die Verwaltung ver-
bleibt im Wesentlichen unverändert, die
bestehende Küche wird umgebaut und
erweitert, da das Betriebssystem auf ein
zeitgemäßes Tablettsystem umgestellt
wird; hiefür wird an der Westseite ein
Zubau für die Anlieferung und ein Mate-
riallift im Keller errichtet. Die voraus-
sichtlichen Gesamtherstellungskosten
werden dzt. auf € 14,105.797,11 exkl.
MWSt, mit Preisbasis 1.1. 2001 festge-
stellt, die Finanzierung und das Bauma-
nagement erfolgt durch die Raiffeisen
Kommunalgebäude-Leasing GmbH.
Dzt. sind im Grobterminplan nachste-
hende Bauphasen vorgesehen:
a) Zubau samt Anbindung an den Altbe-
stand sowie Anlieferung und Adaptie-
rung der Hauptküche
b) Nach Übersiedelung in den Neubau-
teil - Umbau des Altbestandes
Die genauen Kosten können erst nach
Vorlage von ca. 80% der Ausschrei-
bungsergebnisse der Professionistenar-
beiten auf die restlichen Gewerke ermit-
telt werden. Danach wird das gegen-
ständliche Projekt dem NÖ Landtag zur
Genehmigung zugeführt werden. Mit
dem Bau wird voraussichtlich im Früh-
jahr 2002 begonnen werden; die Fertig-
stellung ist im Herbst 2004 vorgesehen.
• Wr. Neustadt. Mit der Neuerrichtung
des LPPH Wr. Neustadt wurde Mitte
Jänner 2001 begonnen; die Gleichenfei-
er fand am 24. September 2001 statt.
Die Gesamtherstellungskosten inkl. Ab-
bruch des bestehenden Heimes sowie
inkl. Finanzierungs- und Baumanage-
ment werden auf € 15,549.079,60 exkl.
MWSt, festgestellt. Die Finanzierung er-

folgt durch die Hypo-Leasing. Für die
künstlerische Ausgestaltung fand die
erste Sitzung des Kunstbeirates statt.
Mit der Fertigstellung ist 2003 zu rech-
nen.
• Gutenstein. Auf Grund des Beschlus-
ses der NÖ Landesregierung vom De-
zember 2000 wurden die Arbeiten für die
Errichtung der erforderlichen Brand-
schutzmaßnahmen sowie die Umwid-
mung von 13 Wohn- auf 12 Pflegebetten
weitergeführt. Die Gesamterrichtungs-
kosten werden ca. € 654.055,- exkl.
MWSt, betragen.
• Stockerau. In Hinblick auf eine Neu-
errichtung des NÖ Landes-Pensionis-
ten- und -Pflegeheimes Stockerau fan-
den Gespräche mit der Stadtgemeinde
Stockerau in Bezug auf den künftigen
Standort statt. Hiebei wurde die Situie-
rung des neuen. LPPH auf dem Grund-
stück „Park neben dem bereits beste-
henden LPPH" befürwortet. Diese Ge-
spräche wurden in Hinblick auf die Auf-
nahme dieser Baumaßnahme in das
künftige Ausbau- und Investitionspro-
gramm für die Jahre 2003-2006 geführt.
• St. Pölten. Am 8. August 2001 fand
die feierliche Eröffnung des neu errich-
teten Heims statt. Das Heim weist insge-
samt 126 Pflegebetten inkl. 15 Plätze für
Tagesbetreuung auf.
• Mautern. Da der bestehende Altbau
auf Grund seiner Gebäudestruktur in Hin-
blick auf das Raum- und Funktionspro-
gramm nicht umgebaut werden kann,
wurde die Entscheidung für einen Zubau
und Abbruch des Altgebäudes getroffen.
Da die Errichtung dieses Zubaues in 2-3
Bauphasen durchgeführt werden muss,
waren in Bezug auf die notwendigen Kü-
chenprovisorien etliche Gespräche mit
den zuständigen fachtechnischen Abtei-
lungen sowie der Heimleitung erforder-
lich. Für die Erstellung des endgültigen
Raum- und Funktionsprogrammes sind
noch weitere Gespräche mit den fach-
technischen Abteilungen im Jahre 2002
notwendig, um die weitere Planung in die
Wege leiten zu können.
• Perchtoldsdorf. Für den in Hinkunft
erforderlichen Küchenumbau samt Ne-
benräumen inkl. Speisesaal und Cafete-
ria fanden vor Ort diesbezügliche Ge-
spräche mit den fachtechnischen Abtei-
lungen statt. Mit den Adaptierungsarbei-
ten wird voraussichtlich Ende 2002 be-
gonnen werden.
• Prassbaum. Da das Heim in Press-
baum aus 11 Geschossen besteht, ist
die Errichtung von unbedingt erforderli-
chen Brandschutzmaßnahmen als sehr
problematisch und kostenintensiv anzu-
sehen. Es fanden etliche Gespräche in
Zusammenarbeit mit der Abteilungen
Landeshochbau und Haustechnik, dem
NÖ Feuerwehrverband und der Heimlei-
tung statt, wobei diverse Varianten erar-
beitet wurden. Eine Entscheidung über
die endgültig durchzuführenden Brand-
schutzmaßnahmen wird im Laufe des
Jahres 2002 getroffen werden.

technik und Heime und dem Nutzer be-
steht. Bei Fragen, die nicht durch das
Projektteam gelöst werden können, wer-
den die anstehenden Fragen einem
Lenkungsausschuss, bestehend aus
den Abteilungsleitern der Abteilungen
Landeshochbau, Haustechnik und Hei-
me, zugeführt. Der Baubeginn wird vor-
aussichtlich im Herbst 2002 erfolgen.
• Klosterneuburg. Am 29. Juni 2001
fand die feierliche Eröffnung des neu er-
richteten Heimes statt; das Heim weist
11 Pflegebetten auf. Die Finanzierung
erfolgt im Leasingwege durch die OVIS
Raiffeisen Immobilien Leasing Ges.
m. b. H. Das alte Heim in der Agnes-
gasse in Klosterneuburg wurde ver-
kauft.
• Waidhofen/Thaya. In Hinblick auf
das künftige Ausbauprogramm
2003-2006 der NÖ LPPH wurde auf
Grundlage einer „Machbarkeitsstudie“
die Entscheidung für einen Neubau ge-
troffen. Seitens der Waldviertler Spar-
kasse von 1842 wurde ein Grundtausch
(das neue Grundstück ist zwischen der
Visiterstraße und Heubachstraße gele-
gen) zugesagt; wobei jedoch noch wei-
tere Rahmenbedingungen einer Klärung
bedürfen. Das künftige Heim soll 110
Pflegebetten erhalten.
• Schrams. Mit Beschluss des NÖ
Landtages vom 17. Mai 2001 wurde der
Antrag auf Genehmigung über den Ab-
bruch des Altbestandes des Heimes so-
wie der Kostenerhöhung im Zuge des
Neubaues mit Gesamtherstellungskos-
ten inkl. Baumanagement zum Betrage
von insgesamt € 7,819.780 exkl. MWSt.
(Preisbasis März 2001) genehmigt. Das
Heim weist 80 Pflegebetten auf. Die Fi-
nanzierung erfolgte im Leasihgwege
durch die Hypo-Leasing. Die feierliche
Eröffnung fand Ende Mai 2001 statt.
• Melk. Mit Beschluss des NÖ Landta-
ges vom 25. Jänner 2001 wurden die
Zu- und Umbaumaßnahmen inkl. Bau-
management für das LPPH Melk zum
Betrage von € 9,185.846,- exkl. MWSt,
genehmigt. Nach Fertigstellung wird
das Heim 102 Pflegebetten inkl. 4 Hos-
piz- und 21 Intensivbetten aufweisen.
Die Finanzierung erfolgt im Leasingwe-
ge durch die NÖ Hypo-Leasing.
Mit dem Bau konnte im April 2001 be-
gonnen werden; die Gleichenfeier fand
am 17. 10. 2001 statt.
• Korneuburg. Ende Mai fand die fei-
erliche Eröffnung für die Umstrukturie-
rung von Wohn- auf insgesamt 60 Pfle-
gebetten sowie der Generalsanierung
des Heimes (insgesamt verfügt das 102
Pflegebetten) mit Gesamtinvestitions-
kosten von ca. € 4,360.370,05 exkl.
MWSt, statt. Die Finanzierung erfolgt
aus Mitteln der Investitionsrücklage.
• Scheibbs. Auf Grundlage der im Jah-
re 2000 durch die NÖ Landesregierung
genehmigten Küchen- und Teilgebäu-
desanierung über € 1,598.802,35 exkl.
MWSt, wurden die Arbeiten intensiv wei-
tergeführt, wofür Zahlungen über insge-
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Al lgeme in

• Für nachstehende NÖ Pensionisten-
und Pflegeheime, die aus Leasingmit-
teln finanziert werden, erfolgte die Be-
gleichung von Leasingraten (Immobili-
en, Mobilien Lang- und Kurzläufer sowie
der nicht leasingfähigen Güter): Amstet-
ten, Waidhofen/Ybbs, St. Peter/Au, Wöl-
kersdorf, Mistelbach, Berndorf, Vösen-
dorf, Neunkirchen, Wilhelmsburg, Pot-
tendorf, Orth/D., Weitra, Schrems, Holla-
brunn, Eggenburg, Mank, Laa/Thaya,
Mödling, Hochegg, Zwettl, St. Pölten,
Mauer und Klosterneuburg.
• Im Jahre 2002 wird in Zusammenar-
beit mit der Abteilung Landeshochbau
eine EU-weite Pflegebettenausschrei-
bung samt Zubehör durchgeführt. Sei-
tens der Abteilung Heime wurde der Be-
darf von neuen Pflegebetten in den Hei-
men erhoben.
• Im in Hinkunft bei Zu- und Umbauten
eine Einheitlichkeit in Bezug auf die
Wartungsverträge zu gewährleisten, wa-
ren Vorarbeiten in Zusammenarbeit mit
der Abteilung Haustechnik über die Er-
stellung von Musterwartungsverträgen
erforderlich. Mit dem Abschluss dieser
Arbeiten wird im Frühjahr 2002 zu rech-
nen sein.
• Für nachstehende im Leasingwege fi-
nanzierte NÖ Landes-Pensionisten- und
-Pflegeheime (Zu- und Umbauten bzw.
Neubauten) erfolgte die Endabrech-
nung: Laa/Thaya, St. Peter, Orth/Donau
und Eggenburg. Entsprechend der
Neufassung der Dienstanweisung der
Abteilung Landesamtsdirektion vom
9. Jänner 2001 über den Baubeirat wur-
den die hiefür eingesetzten Baubeiräte
entsprechend in Kenntnis gesetzt.
• Um Anfang des Jahres 2002 das im
Jahre 1997 genehmigte Ausbaupro-
gramm der NÖ Landes-Pensionisten-
und -Pflegeheime für die Jahre
1998-2002 einer entsprechenden Än-
derung bzw. ein neues Ausbaupro-
gramm für die Jahre 2003-2006 dem
NÖ Landtag zuzuführen, wurden ver-
schiedene Vorarbeiten (wie z. B. Be-
rechnung künftiger Leasingraten und
Einnahmen der Investitionsrücklage bis
zum Jahre 2030) geleistet bzw. Ge-
spräche mit den fachtechnischen Ab-
teilungen und den Heimleitungen ge-
führt.
• Auf Grund des Medizinproduktege-
setzes - MPG (BGB. Nr. 657/1996) sind
in den NÖ Landes-Pensionisten- und
-Pflegeheimen die Medizinisch-Techni-
schen Geräte im Pflege- und Therapie-
bereich sowie die Pflegebetten einer si-
cherheitstechnischen Überprüfung bzw.
Wartung zu unterziehen. An Hand eines
Entwurfes über die Verordnung über das
Errichten, Betreiben, Anwenden und In-
standhalten von Medizinprodukten der
Abteilung Umwelttechnik (Medizinpro-
dukte-Betreiberverordnung) fanden Ge-
spräche über die künftige Vorgangswei-
se dieser sicherheitstechnischen Ange-

legenheiten in Bezug auf den zu prüfen-
den Personenkreis statt. Diesbezüglich
werden noch weitere Arbeiten im Jahre
2002 folgen.

NÖ Gesundheits- und
Sozialfonds

Eine Zuteilung der über die Fondsver-
sammlung des NÖ Gesundheits- und
Sozialfonds genehmigten Strukturmittel
für „Pflegebetten" für das Jahr 2001
über insgesamt € 1,315.014,93 erfolgte
für nachstehende Projekte:
• Cursana Seniorenzentrum Hain-
burg/Donau
2. Teilbetrag über € 436.037,01
• Seniorenzentrum der Stadt Haag
Teilbetrag über € 436.037,01
• Haus der Barmherzigkeit in Kirchstet-
ten „Clementinum“
1. Teilbetrag über € 75.579,75
• Pflegeheim der Salvatorianerinnen in
Erlach/Pitten
Teilbetrag über € 290.691,34
• Fachschulen für Altenbetreuung und
Pflegehilfe
Teilbetrag über € 76.660,84

unterschiedlichsten Betreuungserfor-
dernissen entsprechend ist das Leis-
tungsangebot differenziert:
• stationäre und teilstationäre Betreu-
ung
• im Heim integrierte Sonderschulen
• berufliche Ausbildung für Jugendli-
che in heiminternen Lehrwerkstätten
oder externen Lehrplätzen
• Berufsvorbereitungskurse in Zusam-
menarbeit mit dem AMS
• Sozialtherapeutische Abteilung
• ambulante und stationäre, spezifi-
sche Therapien und Betreuung für ent-
wicklungsgestörte Kinder
• Kinderübernahmestelle für Akutfälle
• Heilpädagogischer Kindergarten
• Mutter-Kind-Gruppe
• Außenwohngruppen
Die auf den NÖ JWG 1991 basierende
und 1992 begonnene strukturelle An-
passung der Jugendheime und Schaf-
fung neuer Betreuungsbereiche stellt
umfangreiche Anforderungen an die
Einrichtungen in baulicher, personeller
und finanzieller Hinsicht.
Die Umsetzung nach den Zielsetzungen
des „Sozialpädagogischen Konzeptes"
erfolgt schrittweise nach Maßgabe der
organisatorischen und finanziellen Rah-
menbedingungen, wobei vor allem per-
sonelle, organisatorische, aber auch
bauliche Maßnahmen laufend umge-
setzt werden:
• Ständiger Prozess der Weiterentwick-
lung der sozialpädagogischen Konzep-
te der NÖ Landes-Kinder- und -Jugend-
heime, um individuellen Anforderungen
entsprechende, qualifizierte Leistungen
sicherzustellen.
• Betreffend den Um- und Zubau Al-
lentsteig sind die Planungsarbeiten so-
wie die Vergabe der Leasingfinanzie-
rung im Finalisierungsstadium. Für die-
ses Bauvorhaben wurde ein „Projekt-
team" ernannt, das aus Vertretern der
Abteilungen Landeshochbau, Haus-
technik und Heime und dem Nutzer be-
steht.

Erz ieher :  M i ta rbe i t e raus -
und - f o r t b i l dung

Die Kriterien der Voraussetzungen für
die Aus- und Fortbildung der Erzieher
wurden den gegebenen Anforderungen
entsprechend adaptiert bzw. neu erar-
beitet. Damit wird dem gesetzlichen
Auftrag, der Umsetzung von pädagogi-
schen Konzepten und den Anforderun-
gen für steigende fachliche Qualität bei
der Berufsausübung Rechnung getra-
gen.

NÖ Jugendwoh l f ah r t sp lanung
„JUPRO"

Die Ergebnisse der ersten beiden Pha-
sen des Projektes JUPRO - pro Jugend
Niederösterreich - haben ergeben, dass
umfangreiche strukturelle Maßnahmen
jedenfalls auch in allen NÖ Landes-Ju-

Private Pensionisten-
und Pflegeheime

Die von privaten Rechtsträgern betrie-
benen Pensionisten- und Pflegeheime
unterliegen nach den Bestimmungen
des NÖ Sozialhilfegesetzes 2000 der
Bewilligungspflicht und Aufsicht durch
das Land NÖ.
Durch bauliche Umstrukturierungen und
weiteren Verbesserungen im Pflegean-
gebot konnte den steigenden Anforde-
rungen weiterhin Rechnung getragen
werden.
An Förderungen wurden im Jahre 2001
insgesamt €65.405,55, d. s. S 900.000,-,
als investiver Beitrag für standardverbes-
sernde Maßnahmen im Bereich der Pfle-
ge an private Einrichtungen zugespro-
chen.

NÖ Landes-Kinder-
und -Jugendheime

Das Land Niederösterreich führt derzeit
sieben Jugendheime, weiters das Kin-
derheim Perchtoldsdorf, das Heilpäd-
agogische Zentrum Hinterbrühl, das
Gästehaus in Lunz/See, das Mutter-
Kind-Haus Hollabrunn und den Heilpäd-
agogischen Kindergarten Perchtolds-
dorf. Diese Einrichtungen bieten Betreu-
ung und Pflege von Säuglingen und
Kleinkindern, die Betreuung und Erzie-
hung sowie die schulische Ausbildung
(heimintern oder extern) von Kindern,
Jugendlichen bis zur beruflichen Ausbil-
dung upd Wiedereingliederung in Fami-
lie, Gesellschaft und Berufsleben. Den
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Pflege, Einrichtung von Pilotprojekten
für Tagesbetreuung
• Verstärkung der Öffentlichkeitsarbeit

NÖ Landes-Jugend-
und -Kinderheime

• Abwicklung des Bauprojektes NÖ
Landes-Jugendheimes Allentsteig
• Umlegung des im Rahmen des Pro-
jektes JUPRO entwickelten Tagsatzkal-
kulationsmodell auf alle NÖ Landes-Ju-
gend- und -Kinderheime zwecks Kos-
tentransparenz
• Ist- und Soll-Analyse der Personal-
und Organisationsstruktur in allen NÖ
Landes-Jugendheimen mit Hilfe exter-
ner Beratung im Rahmen des Projektes
JUPRO
• Bedarfsorientierte Evaluierung aller
pädagogischen Konzepte
• Fortführung der schwerpunktmäßigen
Instandsetzung der baulichen Substan-

zen der Gebäude und Errichtungen so-
wie laufende Adaptierungsmaßnahmen
der Gruppenräumlichkeiten in den NÖ
Landes-Kinder- und -Jugendheimen.
• Schaffung von zusätzlichen dezentra-
len Außenwohngruppen für eine lebens-
weltorientierte Pädagogik im Abstim-
mung mit einer Plätzreduzierung in den
Großeinrichtungen
• Weiterer Ausbau des teilstationären
Angebotes und Etablierung von Unter-
bringungsmöglichkeiten für Kinder und
Jugendliche in Krisensituationen in den
NÖ Landes-Jugendheimen
• Weiterführung der laufenden heimin-
ternen spezifischen Fortbildung und de-
ren Evaluierung durch die LAK
• Start eines zweiten 3-semestrigen
Fort- und Weiterbildungslehrganges für.
„Erzieher" an der LAK mit September
2002

gend- und -Kinderheimen durchzuführen
sind. Die Ausarbeitung und Umsetzung
der für die NÖ Landes-Jugend- und -Kin-
derheime notwendigen Analysen und
Maßnahmen wird in einer eigenen, in das
Gesamtprojekt JUPRO eingebundenen
Arbeitsgruppe abgewickelt.

Ziele 2002

NÖ Landes-Pensionisten-
und -Pflegeheime

• Finalisierung des vom NÖ Landtag
beschlossenen Ausbau- und Investi-
tionsprogrammes 1994-1998
• Fortsetzung des Ausbau- und Investi-
tionsprogrammes für die NÖ Landes-
Pensionisten- und -Pflegeheime
1998-2002
• Weiterentwicklung der Qualitätsstan-
dards, vor allem der Neuen Formen der

Abteilungen Arbeitsrecht und Sozialversicherung und Landwirtschaftliche Sozialversicherung

Schwerpunkte 2001

Sozialversicherung

Bedingt durch in den letzten beiden
Jahren erfolgten zahlreichen Änderun-
gen der verschiedenen Sozialversiche-
rungsgesetze kam es auch im Jahre
2001 zu einer Zunahme der Rechtsmit-
telverfahren in Verwaltungssachen der
Sozialversicherung. Insbesondere be-
treffen diese Verfahren die sogenannten
„neuen Selbständigen" sowie die Aufhe-
bung der Subsidiarität in der Kranken-
versicherung nach dem Bauern-Sozial-
versicherungsgesetz. Des Weiteren sind
über 800 Verfahren betreffend die Höhe
des Pensionsbeitragssatzes nach dem
Freiberuflichen Sozialversicherungsge-
setz (FSVG) anhängig geworden.
Es soll auch nicht unerwähnt bleiben,
dass im Zusammenhang mit der Vor-
schreibung von Zusatzbeiträgen für An-
gehörige in der Krankenversicherung
(überwiegend für kinderlose Ehefrauen)
und der Einhebung von Ambulanzge-
bühren weitere Rechtsmittelverfahren
anhängig wurden bzw. auch in Zukunft
in größerer Zahl anfallen werden.
Der bereits in den vergangenen Jahren
festzustellende Trend, zwecks Klärung
der Sachverhalte in vermehrtem Aus-
maß mündliche Verhandlungen durch-

zuführen, hat sich auch im Jahre 2001
fortgesetzt.
Schließlich war es Aufgabe der Abteilung
Arbeitsrecht und Sozialversicherung und
der Abteilung Landwirtschaftliche So-
zialversicherung, im Herbst 2001 die all-
jährlich in einem anderen Bundesland
stattfindende Länderkonferenz der Sozi-
alversicherungsabteilungen bei den Äm-
tern der Landesregierungen - unter Mit-
wirkung von Vertretern des Bundesminis-
teriums für soziale Sicherheit und Gene-
rationen - zu organisieren und durchzu-
führen. Diese Veranstaltung konnte am 4.
und 5. Oktober 2001 im Regierungsvier-
tel in St. Pölten erfolgreich abgehalten
werden und fand bei allen Teilnehmerin-
nen große Zustimmung.

Arbeitsrecht

Wie bereits in den vergangenen Jahren
ist auch im Jahre 2001 eine deutliche
Zunahme der Berufungsverfahren hin-
sichtlich der Einschätzung des Grades
der. Behinderung nach dem Behinder-
teneinstellungsgesetz sowie der Aus-
stellung von Behindertenpässen nach
dem Bundesbehindertengesetz, insbe-
sondere hinsichtlich der Zusatzeintra-
gungen in Behindertenpässen, festzu-
stellen. Nicht unwesentlich dürfte dafür
unter anderem sein, dass die betroffe-

nen Personen bei Zulässigkeit der ent-
sprechenden Zusatzeintragungen An-
spruch auf Zuteilung einer Gratis-Vi-
gnette für die Benützung von Autobah-
nen haben.
Auf Grund des vom Nationalrat be-
schlossenen Kinderbetreuungsgeldge-
setzes war es erforderlich, das NÖ Mut-
terschutz-Landesgesetz, LGBI. 2039-8,
entsprechend anzugleichen. Diese von
der Abteilung ausgearbeitete Novelle
wurde am 13. Dezember 2001 vom
Landtag beschlossen.

Ziele 2002

Wie bereits angedeutet, ist auf Grund
der recht weitreichenden Änderungen
der Sozialversicherungsgesetze im
kommenden Jahr mit einer deutlichen
Zunahme der Rechtsmittelverfahren im
Bereich der Sozialversicherung zu rech-
nen.
Es wird Hauptaufgabe sein, wie schon
bisher, die anfallenden Verfahren - unter
Heranziehung der Möglichkeiten der In-
formationstechnologie - inhaltlich richtig
und zügig zu entscheiden sowie Aus-
kunft suchenden Bürgern beratend an
die Hand zu gehen.
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Gruppe Baudirektion

Schwerpunkte 2001

• Reform der Sachverständigenausbil-
dung
• Umstellung der Normenverwaltung
auf Intranet
• Reengineering
• Verstärkung der Serviceleistung
• Dienstprüfungsreform für B-Techniker

Ziele 2002

• Länderübergreifende Sachverständi-
genkooperation
• Neugestaltung der Bund-Bundeslän-
der-Zusammenarbeit
• Fortführung des Effizienzprojektes
• Österreichweite Harmonisierung der
bautechnischen Vorschriften
• Strukturreform Gruppe Baudirektion

Die Aufgaben der Gruppe Baudirektion
bestehen in der Leitung und Koordinie-
rung des gesamten Baudienstes, der
Gebietsbauämter und der technischen
Amtssachverständigen.

Abteilung Allgemeiner Baudienst

Allgemeine
Bauwirtschaft
• Regelung des Vergabewesens für im-
materielle Leistungen
• Ökologisches Beschaffungswesen im
Baubereich
• Gesetzliche Regelungen im techni-
schen Bereich - Begutachtungen

Wettbewerb „Verleihung von
Anerkennungen für Vorbildliche
Bauten“
Von den bereits im Jahr 2000 vorliegen-
den Projekten der 36. Einreichung die-
ses jährlichen Wettbewerbes wurden
insgesamt sechs Bauwerke als „Vorbild-
liche Leistung“ ausgezeichnet. Dies wa-
ren die Osterkapelle des Augustiner
Chorherrenstiftes in Herzogenburg, das
Europahaus in Pulkau, das Rathaus in
Langenlois, ein Einfamilienhaus in Un-
terolberndorf, das Gebäude der Samm-
lung Essl in Klosterneuburg und das
Geschäftsgebäude der Fa. Würth in Bö-
heimkirchen. Die Auszeichnungen wur-
den am 23. Mai 2001 durch Herrn Lan-
deshauptmann Dr. Erwin Pröll im Kultur-
und Konferenzzentrum der Fa. Würth in
Böheimkirchen an die Planer und Bau-
herren überreicht.
Die Projekte der 37. Einreichung des
Wettbewerbes liegen bereits vor, befin-
den sich derzeit aber noch in der Begut-
achtungsphase. Die Prämierung der
daraus resultierenden Objekte ist für
Mai 2002 geplant.

Katastrophenschutz
• Evidenthaltung des im Rahmen des
Katastrophenschutzplanes für das Lan-
desgebiet erforderlichen Alarmplanes
für den Zusammentritt des Hilfsdienstes
Räum- und technischer Dienst samt der
Zusammenstellung der landeseigenen
Fahrzeuge, Maschinen und Geräte.
• Diensteinteilung und Organisation
der Rufbereitschaft Gewässerschutz
der im Katastrophenfall für die Einsatz-

leitung der Landeswarnzentralen der
Bezirksverwaltungsbehörden in Frage
kommenden Amtssachverständigen der
Abteilungen der Gruppe Wasser, der
Gebietsbauämter sowie die Gewässer-
aufsichtsorgane.

Ziviltechnikerwesen
Anlässlich von Befugniserteilungen
durch das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Arbeit wurden 26 Vereidigun-
gen von Ziviltechnikern vorgenommen.
Das Ministerium hat Niederösterreich
insgesamt 31 Kandidaten zur Abnahme
der Ziviltechnikerprüfung zugewiesen.
Diese Prüfungen fanden für folgende
Fachgebiete statt:

EFTA, GATT

Es fielen rund 350 Akten an, die zu be-
arbeiten waren, wobei insbesondere die
Mitteilungen des Europareferates und
die Monatshefte der EU auf ihre Rele-
vanz bezüglich der Gruppe Baudirek-
tion zu überprüfen waren.

Befähigungsprüfungen
Es erfolgte die Bearbeitung von 298 An-
suchen um Zulassung zu den Befähi-
gungsprüfungen für die Baugewerbe
(Baumeister, Zimmermeister, Steinmetz-
meister und Brunnenmeister), das Ge-
werbe der Elektrotechniker sowie das
Gewerbe der Gas- und Wasserleitungs-
installateure.
In weiterer Folge wurden die Prüfungen
für diese Gewerbe abgehalten. Die
nachstehende Aufstellung enthält die je-
weiligen Teilnehmerzahlen:

Fachgebiet angetreten
Architektur 8
Bauingenieurwesen 9
Kulturtechnik und Wasserwirtschaft 6
Vermessungswesen 4

Gewerbe angetreten
Baumeister 65
Zimmermeister 34
Steinmetzmeister 7
Brunnenmeister 2
Elektrotechniker 79
Gas- und Wasserleitungsinstallateure 91
Prüfungsteil Ausbilderprüfung 57

Normenwesen

Es erfolgte die Bearbeitung und Koordinie-
rung von Stellungnahmen der Abteilungen
des Amtes der NÖ Landesregierung zu
rund 1.900 vorgelegten Entwürfen (Grün-
drucke) des Österreichischen Normungs-
institutes. Weiters wurde das Verzeichnis
der Landesbediensteten, die in Fachnor-
menausschüssen mitarbeiten, aktualisiert
und Nachnominierungen ausgeschiede-
ner Mitglieder koordiniert. Vertreter der
Dienststellen nahmen an facheinschlägi-
gen Fachnormenausschüssen, am Öster-
reichischen Arbeitsring für Lärmbekämp-
fung und sonstigen facheinschlägigen Ar-
beitsgruppen teil. Das zentrale Verzeich-
nis der in der Baudirektion verfügbaren
Normen wurde wieder auf aktuellen Stand
gebracht. Mit Beginn des Jahres 2002 ist
es allen Landesbediensteten möglich, im
Intranet sämtliche vom Normungsinstitut
neu veröffentlichten Normen einzusehen.
Die dazu nötigen Vorarbeiten fielen eben-
falls im Jahr 2001 an.

Technische Dienstprüfungen

Die Prüfung für den gehobenen Bau-
und technischen Dienst (B) soll refor-
miert werden, wobei eine praxisgerech-
te Neuorientierung des Prüfungsstoffes
im Vordergrund steht. Die dazu nötigen
Vorbereitungsarbeiten waren im Jahr
2001 zu erledigen.
Insgesamt wurden 19 Ansuchen um Zu-
lassung zu den Dienstprüfungen für die
Bau- und technischen Dienste der Ver-
wendungsgruppen A, B, C und D bear-
beitet.
Weiters erfolgte die Organisation der
Vorbereitungskurse sowie die Durchfüh-
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stoffgesetz zur Begutachtung an die
Länder ausgesandt. Die Novelle, die ei-
nige Erleichterungen für den Vollzug
des Gesetzes enthält, ist mit 1. Jänner
2002 in Kraft getreten.
Für die Novellierung des Regionalen
Raumördnungsprogrammes NÖ Zen-
tralraum, der die Verwaltungsbezirke
Krems, St. Pölten und Lilienfeld umfasst,
wurde der Themenbereich Rohstoffge-
winnung noch weiter bearbeitet. Dabei
wurden zahlreiche Eignungszonen für
die Gewinnung von Fest- und Lockerge-
steinen festgelegt. Es handelt sich da-
bei häufig um Erweiterungen bestehen-
der Standorte, teilweise sind im Entwurf
auch neue Abbaustandorte enthalten.
Unwetterereignisse sind in Niederöster-
reich im Jahr 2001 wenige aufgetreten und
daher waren auch nur wenige Rutschun-
gen und ähnliche Schadensfälle im Rah-
men der Förderungsverwaltung (Katastro-
phenfonds) zu begutachten. Im Gegen-
satz dazu fielen mehrere Begutachtungen
von Felsstürzen für die Straßenverwaltung
und Gemeinden an. So kam es im Juli
2001 zu einem Felssturz an einer Gemein-
destraße in Lichtenau, im Oktober zu ei-
nem Gesteinsabgang oberhalb der Lan-
desstraße 216 im Gemeindegebiet von
Leiben und im November zu einem Fels-
sturz auf die Bundesstraße 33 bei Agg-
stein. Im Jänner 2001 waren noch 2 Bege-
hungen nach dem Felssturz vom vorange-
gangenen Dezember auf die Bundesstra-
ße 214 in Hohenberg erforderlich.
Im Schaubergwerk Seegrotte-Hinter-
brühl kommt es durch einsickernde
Oberflächenwässer zu einer ständigen
Auslaugung von Gips und damit zu ei-
ner Verminderung der Standsicherheit
des überlagernden Geländes. Nach-
dem diese Problematik erkannt wurde,
wird unter Federführung der Montanbe-
hörde und verschiedenen Landes-
dienststellen an der Beseitigung dieses
Missstandes gearbeitet. Ziel ist, sämtli-
che Oberflächenwässer (Dachwässer,
Straßenwässer etc.) zu erfassen, um da-
durch eine Versickerung zu verhindern.
Auf Grund von Anrainerbeschwerden
wurde bei einem Kiesabbaubetrieb in
der Forstheide bei Amstetten eine Mes-
sung von Sprengerschütterungen zur
Kontrolle durchgeführt, ob die von der
Behörde festgelegten Auflagen für Auf-
lockerungssprengungen ausreichend
sind oder neu festgelegt werden müs-
sen. Wegen Anrainerbeschwerden wur-
de eine weitere Messung von Sprenger-
schütterungen im Themenpark Wöllers-
dorf/Steinabrückl durchgeführt. Diese
grundsätzlich genehmigten Sprengun-
gen dienen in dieser Vergnügungsanla-
ge lediglich als Showeffekt.
Relativ großen Umfang nahm die Tätigkeit
eines Mitarbeiters an der Detailplanung
und Ausgestaltung des in Bau befindli-
chen NÖ Landesmuseums ein. Im abge-
laufenen Jahr haben dafür zahlreiche Be-
sprechungen (mindestens 2-mal pro Wo-
che) stattgefunden. Dies umfasste die ar-

chitektonische Gestaltung (Architekt Hol-
lein und Einrichtungsarchitekten) und
bautechnische Umsetzung (NÖPLAN)
sowie Besprechungen mit museumsinter-
nen und externen Mitarbeitern. Für die
Ausgestaltung des erdwissenschaftli-
chen Teiles wurden wieder zahlreiche Ob-
jekte ausgewählt und besorgt.
Ein Mitarbeiter des geologischen Diens-
tes ist weiterhin im Arbeitskreis Internet
der Landesverwaltung (eine Sitzung
monatlich) tätig.
Im Rahmen der Bund-Bundesländer-Ko-
operation für Rohstoff-, Energie- und
Umweltforschung haben wie jedes Jahr
zwei Koordinierungssitzungen im Früh-
jahr (14. März) und im Herbst (25. Okto-
ber) stattgefunden, bei denen über den
Stand der laufenden Projekte berichtet
und neue Projektanträge besprochen
wurden. 2001 konnten 14 Projekte abge-
schlossen und 11 Projekte neu begon-
nen werden. Die abgeschlossenen Pro-
jekte sind 8 Naturraumpotentialprojekte,
4 Umweltprojekte, 1 landwirtschaftliches
und 1 Innovationsprojekt. Die neuen Pro-
jekte teilen sich auf 4 Naturraumpotenti-
alprojekte, 1 Umweltprojekt bzw. 1 erd-
wissenschaftliches Projekt, 4 landwirt-
schaftliche und 1 Energieprojekt auf.
Größeren Arbeitsumfang nahmen die
Vorbereitung und Organisation der 24.
Arbeitstagung der Bund-Bundesländer-
Kooperation auf dem Gebiet der Roh-
stoff-, Energie- und Umweltforschung
ein, zu der nach 8 Jahren wiederum das
Land NÖ einzuladen hatte. Die Tagung
stand unter dem Hauptthema einer Neu-
orientierung der Bund-Bundesländer-
Kooperation und fand am 24. und 25. Ok-
tober 2001 im Stift Melk statt. Unter den
rund 70 Teilnehmern waren Vertreter der
Ministerien Bildung, Wissenschaft und
Kultur, Verkehr, Innovation und Technolo-
gie, Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft, Vertreter fast aller
Bundesländer sowie von Universitäten
und Forschungsanstalten.
Zusätzlich wurden im Rahmen der Ta-
gung die Ergebnisse des Projektes der
Kooperation „Methodische Entwicklun-
gen für die zerstörungsfreie 3D-Erfas-
sung von Bodendenkmalen mit Geora-
darsystemen am Beispiel des Forums
der römischen Zivilstadt von Carnun-
tum'' präsentiert.
Die Bohrlochdatenbank „Hades" wurde
2001 fertig gestellt und ist demnach
auch verfügbar.
Die Erfassung von Schuss- und Coun-
terflush-Bohrungen für die Bohrdatei
durch einen externen Erdwissenschaft-
ler auf Werkvertragsbasis konnte im
Jahre 2001 weitergeführt werden. Die
Bohrdatei umfasst derzeit rund 19.100
Bohrprofile.
Die Datei Baugrundkataster wird eben-
falls laufend um die neu hinzugekom-
menen internen, aber auch externen
Gutachten erweitert und beinhaltet mit
Stand Ende Dezember 2001 5.086 Geo-
Dokumente.

rung der Prüfungen. Die jeweiligen
Dienstzweige und Kandidatenzahlen
können der folgenden Tabelle entnom-
men werden:

Dienstzweig angetreten
Höherer Bau- und technischer Dienst (A) 3
Gehobener Bau- und technischer Dienst (B) 9
Bau- und technischer Fachdienst (C) 4
Mittlerer Bau- und technischer Dienst (D) 1

EDV-Koordination
Die IT-Koordination der Abteilung Allge-
meiner Baudienst ergab neben diversen
Hilfestellungen für die Bediensteten bei
den kleinen Problemen des Alltages
auch zahlreiche Kontakte mit der Abtei-
lung Landesamtsdirektion - Informa-
tionstechnologie, vor allem in Zusam-
menhang mit der Anforderung von
Hard- und Software, der Installation neu-
er Programme sowie dem Austausch
defekter Geräte.
Einen weiteren Schwerpunkt dieser Tä-
tigkeit bildete der 2001 begonnene
Austausch veralteter Pentium-l-PCs mit
15-Zoll-Monitor gegen moderne Penti-
um-lll-Geräte mit 17-Zoll-Bildschirm.
Schließlich erfolgte noch die landeswei-
te Einführung des Systems „ARS Reme-
dy“, welches die gesamte Problemer-
fassung (und Lösung) sowie die Gerä-
teverwaltung im IT-Bereich auf moder-
nen Stand bringt.

Geologischer Dienst
Schwerpunkte 2001

Die Schwerpunkte lagen 2001, ebenso
wie in den Vorjahren, auf der geologi-
schen Amtssachverständigentätigkeit in
Behördenverfahren, der geologisch-geo-
technischen Gutachtertätigkeit für Lan-
desdienststellen und Gemeinden, der Er-
hebung und Zusammenstellung von geo-
logischen Grundlagen für Regionale Pro-
jekte (Raumordnung, Rohstoffwirtschaft
etc.) sowie den Agenden der Rohstoff-,
Energie- und Umweltforschung.
Seit 1. Jänner 2001 sind mit einigen
Ausnahmen die Bezirkshauptmann-
schaften für den Vollzug des Mineralroh-
stoffgesetzes zuständig, d. h. auch für
die Überwachung der Betriebe, in de-
nen eine Gewinnung grundeigener, mi-
neralischer Rohstoffe erfolgt.
Im Jahre 2001 wurden 25 Projekte,
überwiegend Kiesabbauvorhaben, vor-
begutachtet und an 27 Genehmigungs-
verfahren teilgenommen.
Die Tätigkeit des Arbeitskreises für den
landesweit einheitlichen und raschen
Vollzug des Mineralrohstoffgesetzes
wurde fortgesetzt, indem vier Bespre-
chungen stattgefunden haben.
Im Herbst 2001 wurde wiederum ein
Entwurf einer Novelle zum Mineralroh-
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Im Vergleich zum Vorjahr ergibt sich ei-
ne deutliche Erhöhung der Außendienst-
tage und vor allem der Zahl der Ver-
handlungen um mehr als das 3-fache.

Tagungen ,  S i t zungen ,  Vor t räge

• Österreichischer Bergbautag, Kitzbü-
hel, 9.-10. Mai 2001 (Dr. P. Gottschling)
• Informationsveranstaltung der Mon-
tanbehörde, Hinterbrühl-Seegrotte, 31.
Mai 2001 (Dr. P. Gottschling)
• Symposium für angewandte Informa-
tionstechnologie AGIT, Universität Salz-
burg, 4.-6. Juli 2001 (Ing. M. Pernerstor-

■ fer)
• 24. Arbeitstagung Bund-Bundeslän-
der-Kooperation für Rohstoff-, Energie-
und Umweltforschung, Melk, 24.-25.
Oktober 2001 (Dr. P. Gottschling, Dr. H.
Hinteregger, Dipl.-Ing. M. Bertagnoli)
• Besprechung Bund-Bundesländer-
Kooperation, 6. November 2001, Leo-
ben (Dr. P. Gottschling)

Für den Vollzug des MinroG werden
vom Geologischen Dienst weiterhin alle
genehmigten Flächen (Abbaufelder) für
den Abbau mineralischer Rohstoffe,
d. h. bergfreie, bundeseigene und
grundeigene mineralische Rohstoffe,
mit den erforderlichen Zusatzinformatio-
nen über Abbaufirma, Abbauart, Roh-
stoff, verantwortlicher Markscheider etc.
in das NÖGIS eingegeben; diese ste-
hen über das i-Map im Intranet allen
Dienststellen zur Verfügung.

Probleme 2001

Im Zusammenhang mit dem Vollzug des
Mineralrohstoffgesetzes durch die Lan-
desbehörden kam es durch die erfor-
derliche Überprüfung der Abbaubetrie-
be, d. h. auch aller jener, die ursprüng-
lich der Gewerbeordnung unterlagen,
mehrmals zu personellen Engpässen.

Ziele 2002

• Unter Einbindung der Geologischen
Bundesanstalt erfolgt die Erneuerung
der Datenbankstruktur des Baugrund-
katasters zur Verwendung im Rahmen
des NÖGIS.
• Der Fachbereichsleiter ist mit Ende
2001 in den Ruhestand getreten. Durch
den generell hohen Zeitaufwand, den
das Mineralrohstoffgesetz verursacht,
erscheint der Erhalt des ursprünglichen
Personalstandes unbedingt notwendig.
Bei der 'Personalabteilung wurde des-
wegen bereits um diesbezügliche
Nachbesetzung gebeten.
• Weiterführung des Arbeitskreises für
den landesweit einheitlichen und ra-
schen Vollzug des Mineralrohstoffgeset-
zes

Statistik 2001

• Vorträge. Vorträge zum Thema „Orts-
bildpflege".
• Jurys. Teilnahme an Jurysitzungen im
Zuge von Gemeindewettbewerben.
• Teilnahme an Gestaltungsbeiräten
(6-mal).
• Bebauungspläne. Amtsinternes Be-
fassen mit der Neuregelung der Bestim-
mungen für Bebauungspläne im Rah-
men der NÖ Bauordnung.
• Zusammenarbeit mit der Abteilung
Gesamtverkehrsangelegenheiten bei
Gemeindeberatungen für Platz- und
Straßengestaltungsvorschläge.
• Gutachtenerstellung. Gutachten nur
für BHs und Vorstellungsbehörden;
90 Stellungnahmen für Baubehörden I.
und II. Instanz zu den gleichen rechtli-
chen Angelegenheiten zur Vermeidung
aufwendiger Gutachten.
• Mitarbeit
- im Arbeitskreis „Straße und Orts-
raum“;
- im Steuerungskomitee der Dorfer-
neuerung und Stadterneuerung;
- im Arbeitskreis „Energie/Klimabünd-
nis“ - „002-Reduktion“;
- im Arbeitskreis „Spiellandschaft NÖ";
- im Arbeitskreis „Naturnahe Gärten,
Naturnaher Grünraum“;
- mit der Abteilung Güterwegebau, im
Zuge der Aktion „Hohlwege".
- Weiters Kontakte mit dem NÖ Famili-
enreferat, dem NÖ Jugendanwalt und
dem NÖ Jugendreferat zum Problem
Spielplatzerrichtung;
- im Normungsinstitut für Spielplatznor-
men;
- im Österreichischen Institut für Schul-
und Sportstättenbau (ÖISS).
• Broschüren
- Herausgabe von 4 Broschüren mit ei-
ner durchschnittlichen Auflage von
87.600 Stück der Serie „NÖ gestalten“
- Gartenbroschüre als kostenlose Infor-
mation für Beratungswerber
• Beratungen. 1.703 Bauberatungen
(für Private und Gemeinden), 117 Grün-
raumberatungen (für Gemeinden) sowie
63 Vorträge wurden durchgeführt.
• Dokumentation. Weitere Dokumen-
tation mittels Farbdias, Videos und Digi-
tal.
• Förderungen. Grünflächenförderun-
gen: 15 Gemeinden und 3 Vereine und
Institutionen.
• Lehrbehelfe. Ausgabe der Broschüre
Bauen, Wohnen, Gestalten für Schüler
der 5. Schulstufe, Auflage 2.
• Mitarbeitertreffen. Periodische Tref-
fen mit den freien Mitarbeitern. Weiter-
bildungsseminar in der Donau-Universi-
tät Krems zu Fragen bei Niedrigenergie-
hausplanungen.

Probleme 2001

Im Wesentlichen keine Probleme durch
den Einsatz freiberuflicher Mitarbeiter,
welcher dem Land Niederösterreich be-
trächtliche finanzielle Mittel ersparte.

Ortsbildpflege

Schwerpunkte 2001

• Vorgaben. Maximale Serviceleistung
für Bevölkerung, Gemeinden und Insti-
tutionen, bestehend aus
- Information
- Beratung
- Hilfestellung
Unbürokratische Abwicklung von Kon-
takten, Beratungen und Informationen.
• Goldene Kellen. Preisgekrönt aus
den Einsendungen 2000 wurden:
- Zubau Wohnhaus in Krumbach
- Kapelle in Breiteneich
- Sanierung Wohnhaus in Hohenrup-

persdorf
- Arztpraxis in Tulbing
- Bogenbrücke in Gaming
- Niedrigenergiehaus in Gresten
- Niedrigenergiehaus in Aspang
- Hauptplatzgestaltung in Mailberg
- Wohnhaus in Wölkersdorf
Die Verleihung der Goldenen Kellen er-
folgte durch Landesrat Dipl.-Ing. Josef
Plank an die Bauträger bzw. Bauherren.
An die Gemeinden wurden Ehrenplaket-
ten überreicht.
• Messen. Teilnahme an der Bau- und
Energiemesse in Wieselburg.
• NÖ Gestaltungsakademie.
- Insgesamt 34 Seminare über Bau-
alternativen, Gestaltungsproblematik,
Rechtsfragen, Radiästhesie, Grünraum-
planung, Baubiologie und Sonnenener-
gie, Sanierung von Altbauten, Winter-
gärten und Holzbauten
- Seminare zur NÖ Bauordnung 1996
mit dem Schwerpunkt Ortsbildgutach-
ten
- 1 Planerseminar
- 1 Gemeindeseminar
- 4 Planerfrühstücke
- 4 Bürgermeisterfrühstücke

Außendienste ______________________
Ganze Tage 206
Halbe Tage ______________________79
Insgesamt 285

Im Zuge dieser Außendienste wurden
132 geologische Erhebungen sowie 27
Begutachtungen für den Katastrophen-
fonds durchgeführt.
Eine geologische Amtssachverständi-
gentätigkeit erfolgte in nachstehenden
Behördenverfahren:

Mineralrohstoffbehörde (Neugenehmigungen) 27
Mineralrohstoffbehörde (Überprüfungen) 189
Montanbehörde 3
Forstbehörde 16
Naturschutzbehörde 2
Wasserrechtsbehörde 6
Verkehrsbehörde 1
Sanitätsbehörde 2
Baubehörde (Gemeinden) 7
Gewerbebehörde |
Verhandlungen gesamt 254
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• Artenschutzgutachten im Rahmen
des Washingtoner Artenschutzüberein-
kommens
• Gutachtenerstellung nach dem NÖ
Tierschutzgesetz
• Beurteilung von Leitungstrassen und
Windkraftanlagen
• Mitarbeit in den einzelnen Arbeitskrei-
sen des NÖ Landschaftsfonds
• Gutachtenerstellung für Umweltver-
träglichkeitsprüfungen
• Stellungnahmen im Rahmen interna-
tionaler Naturschutzabkommen
• Begutachtungen nach den EU-Richt-
linien für Natura-2000-Gebiete (FFH-
und Vogelschutzrichtlinie)
• Fachliche Betreuung der NÖ Natur-
parke und Mitarbeit an diversen Lehr-
pfadprojekten sowie Zusammenarbeit
mit dem NÖ Dachverband für alle öster-
reichischen Naturparke
• Bearbeitung von Subventionsansu-
chen und Förderungen im Wege der
Naturschutzabteilung

Eine wesentliche weitere Zielsetzung für
den Bereich der Naturschutzsachver-
ständigen innerhalb der Abteilung All-
gemeiner Baudienst ist aber auch die
personelle Aufstockung durch einen
ausgebildeten Ornithologen.

Geschäftsstelle für
Energiewirtschaft
Schwerpunkte 2001

NÖ Ene rg iebe r i ch t

Dem NÖ Landtag ist jährlich ein Bericht
über die Lage der Energieversorgung in
Niederösterreich seitens der NÖ Lan-
desregierung vorzulegen. Auf Antrag
des Wirtschafts- und Finanzausschus-
ses wurde der „NÖ Energiebericht
2000" in der Sitzung des NÖ Landtages
vom 4. Oktober 2001 zum Beschluss er-
hoben. Der „NÖ Energiebericht 2001“
ist in Ausarbeitung und wird dem NÖ
Landtag vorgelegt werden.

Ene rg iekonzep t  für das Land
N iede rös te r re i ch

Das Energiekonzept des Landes Nie-
derösterreich, das auf den aktuellen Er-
kenntnissen der bisherigen und künftig
anzunehmenden Entwicklung des Lan-
des aufbaut, soll den Weg dazu aufzei-
gen und den Regionen und Kommunen
als Leitfaden dienen, um eigene Kon-
zepte zur Senkung des Energiever-
brauchs und der Schadstoffemissionen,
insbesondere des CO2-Ausstoßes, zu
entwickeln. Bei der Umsetzung kommt
der Nutzung erneuerbarer Energie, ins-
besondere der Biomasse, eine wesentli-
che Bedeutung zu.

K l imabündn i s

Das Land Niederösterreich ist dem in-
ternationalen Klimabündnis beigetreten.
Ziel ist unter anderem bis zum Jahr
2010 eine Reduktion der CO2-Emissio-
nen um 50% gegenüber 1988 zu errei-
chen. Die Geschäftsstelle für Energie-
wirtschaft ist mit der Leitung des Ar-
beitskreises „Energie" beauftragt, in
dem Strategien für die Erreichung des
Zieles beraten und erarbeitet werden.
Schwerpunktmäßig wurde dabei der
Diskussionsprozess für die Umsetzung
des NÖ Energiekonzeptes fortgesetzt
und ein so genannter „Energie-Werk-
zeugkasten" erarbeitet.
Weiters wirkte die Geschäftsstelle für
Energiewirtschaft bei der Erarbeitung
des NÖ Klimaschutzprogrammes sowie
im Rahmen der Klimastrategie
2000-2010 des BMLFUW in den Ar-
beitsgruppen „Raumwärme“ und „Ener-
gieerzeugung“ des Kyoto-Forums mit.
Ebenfalls wurde in den Arbeitsgruppen
über -die Neugestaltung der Wohnbau-
förderung mitgearbeitet.

Ziele 2002

• Weiterführung der oben genannten
Aktivitäten, die sich als „Serviceleis-
tung" sehr bewährt haben
• Weitere intensive Zusammenarbeit
mit allen Abteilungen des Landes
• Beibehaltung und weiterer Ausbau
des dichten Netzes von Seminaren und
Kolloquien, Intensivierung der „NÖ Ge-
staltungsakademie“
• Weitere Zusammenarbeit mit dem
Verein „Orte" zur Förderung guter zeit-
gemäßer Architektur
• Ausbildung und vermehrter Einsatz
von freiberuflichen Gutachtern, die den
Bürgermeistern als Baubehörde I. In-
stanz zur Verfügung gestellt werden sol-
len
• Teilnahme an Veranstaltungen und
Messen mit Beratungen und Informatio-
nen
• Motivationskampagne, um Gemein-
den auf die Vorteile von Gestaltungs-
wettbewerben aufmerksam zu machen
• Schwerpunktinformationen zum The-
ma Siedlungserweiterung und -gestal-
tung

Sachverständigen-
tätigkeit für
Naturschutz
Schwerpunkte 2001

Auch für das Jahr 2001 gilt, dass hin-
sichtlich des Aufgabenspektrums der
Naturschutzsachverständigen gegen-
über dem Vorjahr keine grundsätzliche
Änderung eingetreten ist. Gleichzeitig
ist jedoch festzustellen, dass eine
schwerpunktmäßige Verlagerung der
naturschutzfachlichen Sachverständi-
gentätigkeit zu ökologischen Themen-
stellungen bzw. Natura-2000-Problemen
erfolgt ist. Maßgebend für diese Ent-
wicklung ist vor allem das Inkrafttreten
des neuen NÖ Naturschutzgesetzes
2000 bzw. die erforderliche Beachtung
der einschlägigen EU-Richtlinien (FFH-
und Vogelschutzrichtlinie).
Zur Naturschutzsachverständigentä-
tigkeit im vergangenen Jahr sind folgen-
de Aufgabenbereiche zu zählen:
• Naturschutzfachliche Begutachtun-
gen zu Änderungen von regionalen und
örtlichen Raumordnungsprogrammen
sowie Bebauungsplänen der Gemein-
den, soweit Landschaftsschutzgebiete
und Natura-2000-Gebiete berührt wer-
den
• Erstellung von Gutachten zu Natur-
denkmalerklärungen
• Begutachtungen für wasserrechtli-
che, schifffahrtsrechtliche und eisen-
bahnrechtliche Angelegenheiten
• Naturschutzfachliche Beurteilungen
von Projekten in bergrechtlichen Verfahren
• Begutachtungen nach dem NÖ Na-
turschutzgesetz sowohl in erstinstanzli-
chen als auch in Berufungsverfahren

Probleme 2001

Im Arbeitsjahr wurden, wie bereits er-
wähnt, vermehrt Gutachten zu UVP-Ver-
fahren bzw. zur Natura-2000-Thematik
erstellt. Da diese Begutachtungen ge-
genüber der bisherigen Gutachtertätig-
keit einen weitaus größeren Arbeitsauf-
wand sowohl hinsichtlich der akten- und
literaturmäßigen Bearbeitung wie auch
hinsichtlich der Erkundungen vor Ort
(Lokalaugenschein) erforderten, wurden
dabei mehrmals die personellen Gren-
zen des relativ kleinen Naturschutz-
sachverständigenteams der Abteilung
Allgemeiner Baudienst aufgezeigt. Es
konnten daher auch einige Agenden
nicht übernommen werden. Weiters hat
sich bei den bisher durchgeführten Ver-
träglichkeitsprüfungen nach § 6 der Ha-
bitatsrichtlinie für Natura-2000-Gebiete
sehr deutlich gezeigt, dass einerseits ei-
ne intensive fachliche Weiterbildung der
Naturschutzsachverständigen vor allem
in ornithologischer Hinsicht erforderlich
ist und andererseits ein dringender Be-
darf an einer eigenen internen ornitholo-
gischen Fachkraft besteht.

Ziele 2002

Auf Grund der bereits mehrmals ange-
sprochenen Natura-2000-Problematik,
die für eine Reihe von naturschutzrecht-
lichen Verfahren von großer Bedeutung
ist, liegt ein wesentliches Ziel für das
kommende Arbeitsjahr in einer verstärk-
ten Koordination und Weiterbildung.
Seitens der Naturschutzabteilung wurde
in diesem Zusammenhang bereits ein
Natura-2000-Seminar für April 2002 vor-
gesehen. Dieses Seminar soll in mehre-
ren Veranstaltungen für sämtliche Natur-
schutzsachverständige verbindlich aus-
geschrieben werden.
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bei gemeindeeigenen, öffentlichen Zwe-
cken dienenden Gebäuden konnten die
vorgelegten Förderungsansuchen tech-
nisch positiv begutachtet werden.

W indene rg ie

In Niederösterreich besteht großes In-
teresse an der Errichtung von Wind-
kraftanlagen. Aus diesem Grund wurde
das „Forschungsprojekt zur Optimie-
rung der Windkraftnutzung in NÖ Wind-
parks im Praxistest“ in die Wege gelei-
tet. Dieses Projekt erstreckt sich auf fol-
gende 5 Windparkprojekte:
• Pottenbrunn,
• Deutsch-Wagram,
• Oberstrahlbach,
• Simonsfeld und
• Grafenschlag
mit insgesamt 15 Windkraftanlagen. Ziel
ist die Evaluierung der wesentlichen Be-
triebsdaten der Windparks. Dabei wer-
den die ökologischen und energiewirt-
schaftlichen Auswirkungen von Wind-
parks in Niederösterreich wissenschaft-
lich untersucht, um Erfahrungen für die
weitere Windkraftnutzung unter den
speziellen niederösterreichischen me-
teorologischen und wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen zu gewinnen.

Energy Globe Aus t r i a

Der Energy Globe prämiert die weltbes-
ten Projekte im Bereich Energieeffizienz
und erneuerbare Energieträger. Im Vor-
feld zu diesem Bewerb wurde durch die
Geschäftsstelle für Energiewirtschaft
der Österreich-Wettbewerb für das
Land NÖ abgewickelt und organisiert.
Die von einer Fachjury ermittelten 3 Pro-
jekte wurden durch Landesrat Dipl.-Ing.
Plank prämiert und als vorbildlich aus-
gezeichnet. '

Ene rg iebe ra tung

Ein wesentlicher Punkt zur Erreichung
der energiepolitischen Ziele des Landes
Niederösterreich ist der im „NÖ Landes-
energiekonzept" angeführte Bereich der
Beratung und Information in Energiefra-
gen. Das Land Niederösterreich hat ei-
ne Landes-Energieberatung eingerich-
tet und in jedes der NÖ Gebietsbauäm-
ter einen Techniker als Energiebeauf-
tragten entsandt. Die Energieberater ha-
ben den Auftrag, den Landesbürgern,
den Gemeinden, den Verbänden und
Vereinen in Energiefragen beratend zur
Verfügung zu stehen.
NÖ Gebietsbauamt I - Korneuburg,
Ing. Franz Wohlgemuth
2100 Korneuburg, Bankmannring 19
(0 22 62) 756 70-45150
NÖ Gebietsbauamt II - Wr. Neustadt,
Ing. Harald Barnert
2700 Wr. Neustadt, Grazer Straße 52
(0 26 22)278 56-45250
NÖ Gebietsbauamt III - St. Pölten,
Ing. Anton Pasteiner

Fe rnwärme

Mit Ende 2001 waren in Niederöster-
reich 160 Biomasse-Fernwärmeversor-
gungsanlagen mit einer Leistung von
170 MW in Betrieb. 20 Fernwärmepro-
jekte nahmen den Betrieb auf, und 12
Ansuchen um Förderung von Energie-
versorgungsstudien wurden gemäß
Fernwärmeförderungsgesetz einge-
reicht. 53 Förderungsanträge wurden
neu eingebracht, wobei der überwie-
gende Teil auf den landwirtschaftlichen

B Bereich entfällt. Dabei wurde beratend,
koordinierend und unterstützend im
Rahmen von Erhebungen, Wirtschaft-
lichkeitsabschätzungen und -Prüfun-
gen, Förderungs- und Kommissionsge-
sprächen, Informationsveranstaltungen
und Zwischenkontrollen sowie bei der
Beratung und Überprüfung der Fern-
wärmeabnehmer mitgearbeitet. Die zur
Verfügung stehenden Förderungsmittel
werden für die Anlagenbetreiber in
Form von Darlehen bzw. als Direktzu-
schüsse und für die Erstellung von Stu-
dien vergeben.

Energ ie  im F remdenverkeh r

Für die Abteilung Tourismus wurden im
Rahmen der Förderungsaktion „Ener-
giesparende Maßnahmen im Fremden-
verkehr" die Beratung der Förderungs-
werber und die technische Begutach-
tung der Förderungsansuchen durchge-
führt.

Ene rg iebuchha l t ung  in
Landesgebäuden

Die Energiebuchhaltung besteht aus
monatlichen Aufzeichnungen des Ener-
gieverbrauches von ca. 220 Landesge-
bäuden und einer jährlichen Bestim-
mung der Abgasverluste der Heizkes-
sel. Aus den monatlichen Verbrauchs-
aufzeichnungen der Liegenschaften
wird der Jahresverbrauch errechnet und
eine Energiebilanz erstellt. Ziel der
Energiebuchhaltung ist es, neben der
Stabilisierung des Energieverbrauches
jederzeit kurzfristig Aufschluss über auf-
tretende Mängel zu erhalten.

Übe rp rü fungen  nach der
NÖ Bau techn i kve ro rdnung  1997

Von den 420 installierten Heizkesseln in
den NÖ Landesgebäuden (alle von der
Landesenergiebuchhaltung erfassten
Liegenschaften) wurden 130 Feuerstät-
ten von der Geschäftsstelle für Energie-
wirtschaft geprüft und bewertet.

Energ iekos tensenkung  in
geme indee igenen  Gebäuden

Für die im Rahmen der NÖ Landes-Fi-
nanzsonderaktion für Gemeinden -
„Energie" geschaffenen Sparte zur För-
derung Energie sparender Investitionen

3100 St. Pölten, Klostergasse 31
(0 27 42) 311 900-45350
NÖ Gebietsbauamt IV - Krems,
Ing. Otto Hanzlik
3500 Krems/D., Gaswerkgasse 9
(0 27 32) 824 58-45450
NÖ Gebietsbauamt V - Mödling,
Ing. Helmut Krenmayr
2340 Mödling, Bahnstraße 2
(0 22 36) 90 25-45550
Die Schwerpunkte der Energiebera-
tungstätigkeit waren 2001 die Energie-
nutzung aus erneuerbaren Energieträ-
gern, die Schaffung regionaler, biomas-
sebetriebener Fernwärmeversorgungs-
anlagen, die gutachterliche Tätigkeit für
die Sanierung bestehender Gebäude
(Wärmedämmung) und deren energie-
technischer Anlagen (Modifizierung der
Heizungsregelanlagen, Verbesserung
des Kesselwirkungsgrades und Jahres-
nutzungsgrades bei konventionell befeu-
erten Anlagen) sowie die Bearbeitung
der „ÖKO-Eigenheimförderungsansu-
chen“. Die Energieberatungsstelle des
Landes ist mit eigener Homepage un-
ter der Adresse: http://www.noel.gv.at/
energie.htm erfolgreich im Internet ver-
treten.

Probleme 2001

Das größte Problem ist nach wie vor,
dass beim derzeitigen Stand von Mitar-
beitern die anfallenden Aufgaben kaum
mehr im nötigen Umfang zeitgerecht
erledigt werden können, dies wurde
2001 durch die im Vorjahr stark ange-
stiegenen Energiepreise zusätzlich ver-
stärkt. Durch den engen Kreditrahmen
beim Reisekostenbudget sind die Au-
ßendienste derart eingeschränkt, so
dass die Beratungen, Kontrollen sowie
die Weiterbildung nicht im vorgesehe-
nen Ausmaß durchgeführt werden
konnten.
Desgleichen können die vielfältigen Auf-
gaben im Rahmen der erforderlichen
Umstellung des Umgangs mit Energie
nach umweltgerechten, ökologischen
Gesichtspunkten nur stark einge-
schränkt wahrgenommen werden.

Ziele 2002

• Weiterführung der bisherigen Aktivitä-
ten mit dem Schwerpunkt erneuerbare
Energie
• Umsetzung des NÖ Energiekonzep-
tes („Energie-Werkzeugkasten")
• Berechnung der Energiekennzahl
und Energieausweis für Gebäude
• Ausbau des Querinformationsnetzes
für den Energiebereich
• Verstärkte Kooperation mit anderen
Energieberatungsorganisationen
• Aktualisierung der Informationsmate-
rialien
• Intensivierung der Kontakte zu Ge-
meinden
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men der Ortsbildpflegeaktion „NÖ
schön erhalten - schöner gestalten“,
Beratung von Gemeinden und Bürgern
über Energie sparende Maßnahmen,
Überprüfung von Landesdienststellen
nach dem Landesbedienstetenschutz-
gesetz, Ausbildung der Bediensteten
des technischen Verwaltungsdienstes.
Darüber hinaus wird auch die Bera-
tungstätigkeit in allgemeinen verwal-
tungstechnischen Angelegenheiten für
Bürger und Gemeinden jeweils entwe-
der extern oder im Rahmen des allge-
meinen Parteienverkehrs individuell
durchgeführt.
Ein weiterer Schwerpunkt lag in der in-
ternen Effizienzprüfung der Gruppe
Baudirektion, bei der eine Aufgaben-
und Tätigkeitsaufstellung der Gebiets-
bauämter erarbeitet wurde und über die
durch die NÖ Landesamtsdirektion ent-
schieden wird.

Weise. Besonderes Augenmerk bei der
Beratung von Bürgern und Gemeinden
wird auf eine rasche und unbürokrati-
sche Form in allen vom Amt betreuten
verwaltungstechnischen Angelegenhei-
ten gelegt. Damit ist eine Verbesserung
des Ansehens der Sachverständigen
und des Landesdienstes im Allgemei-
nen gegeben.
• Vorrangiges Ziel ist die endgültige
und zufrieden stellende Installierung
des Verfahrensexpress mit ausreichen-
der personeller Ausstattung.
• Festlegung der Tätigkeiten für die Be-
zirkshauptmannschaften, die sich durch
das Projekt „BH neu“ ergeben.
• Endgültige Regelung der Sachver-
ständigentätigkeit im Sinne der Wasser-
rechtsgesetznovelle.
• Neubewertung der Aufgabenstellung
und Personalsituation durch die Effizi-
enzprüfung und Zuteilung eines zusätz-
lichen Dienstpostens für einen wasser-
bautechnischen Amtssachverständi-
gen.
Zusammenfassend kann aus heutiger
Sicht gesagt werden, dass die Aufga-
ben und Schwerpunkte soweit im Hin-
blick auf die oben angeführte Personal-
situation möglich wahrgenommen und
die Probleme beziehungsweise Ziele in-
folge der guten und qualifizierten Mitar-
beiter in befriedigender Weise gelöst
und erreicht wurden.

Statistik 2001

Energ iebe ra tungen

• 2.025 Kurzberatungen (mündlich)
• 620 Ausführliche Beratungen (Be-
rechnungen)
• 46 Vorträge

Messen und Auss te l l ungen

Die Geschäftsstelle beteiligte sich 2001
mit einem Informationsstand an 4 Veran-
staltungen (Fachmessen):
• Hausbau und Energiesparmesse vom
8. bis 11. März 2001, Wiener Neustadt
• WISA 2001 vom 19. bis 22. April
2001, St. Pölten
• BIOEM vom 14. bis 17. Juni 2001,
Groß Schönau
• NÖ Bau & Energie vom 21. bis
23. September 2001, Wieselburg

Pub l i ka t i onen

• NÖ Energiebericht 2000 - „Bericht
über die Lage der Energieversorgung in
Niederösterreich - 1999“
• Energie haushalten - Leitlinien für ei-
nen sparsamen Energieverbrauch
• Finanzielle Beteiligung und redaktio-
nelle Mitarbeit bei der Broschüre: „Ener-
giesparen durch richtiges lüften“
• Leitlinie kommunale Energiekonzepte
(Neuauflage)

Probleme 2001

Probleme ergaben sich 2001 am GBA I
in erster Linie auf Grund der ange-
spannten Personalsituation. Die immer
wieder erforderlichen personellen Um-
schichtungen sind problematisch und
können im Allgemeinen nur durch ent-
sprechende Einschränkung der Tätig-
keit für Dritte - also der Gemeinden -
durchgeführt werden. Im Hinblick auf
die in längerer Sicht nicht mehr zu er-
wartenden Neuaufnahmen ist eine be-
friedigende Lösung derzeit nicht abseh-
bar. Verschärft wurde diese Situation
noch durch die infolge einer Pensionie-
rung notwendigen Nachbesetzung mit
der damit verbundenen längeren Ein-
schulungsphase.
Erhöhte Anforderungen und damit auch
Probleme ergaben sich dadurch bei der
ständigen Betreuung der Bezirkshaupt-
mannschaften bei den diversen Verfah-
ren. Zum Beispiel kann die gewünschte
regelmäßige Teilnahme von Amtssach-
verständigen für Wasserbau an den zu-
sätzlichen Bausprechtagen nicht mehr
gesichert werden, da nur zwei Mitarbei-
ter für vier Bezirke dafür zu Verfügung
stehen. Es ist daher auch ein damit ver-
bundener Qualitätsverlust in der ein-
schlägigen fachlichen Betreuung des
Verfahrensexpress oder der Wasser-
rechtsbehörden allgemein zu erwarten.
Um eine personelle Aufstockung wurde
bereits vor längerer Zeit angesucht, je-
doch darüber noch keine Entscheidung
getroffen.

NÖ Gebietsbauamt II -
Wiener Neustadt

Schwerpunkte 2001

Das Gebietsbauamt II in Wiener Neu-
stadt umfasst den Gebietsbereich der
Verwaltungsbezirke Baden, Wiener
Neustadt und Neunkirchen. An Fachge-
bieten zu betreuen sind: Gewerbetech-
nik, Wasserbautechnik, Bautechnik, Na-
turschutz, Grund- und Objektschätzung
sowie die Energieberatung. Zur Bear-
beitung dieser Fachbereiche sind Tech-
niker der Fachrichtungen Architektur,
Bauingenieurwesen, Raumordnung,
Kulturtechnik, Geohydrologie, Biologie,
Agrartechnik, Maschinenbau und Bau-
wesen eingesetzt.
Der Einsatz in den vor erwähnten Fach-
bereichen erfolgt als Dienstleistung
durch Amtssachverständige als Gut-
achter für die Hoheits- und Wirtschafts-
verwaltung des Landes und als Fachbe-
rater für Antragsteller und Projektanten.
Erweiterte Tätigkeiten ergeben sich
aus der Mitwirkung an verschiedenen
Aktionen des Landes Niederösterreich,
wie z. B. „Niederösterreich gestalten“,
„Schöneres Gasthaus“, sowie der Zur-
verfügungstellung von Amtssachver-
ständigen „für Dritte“, insbesondere für
Gemeinden im Rahmen der personellen
Ausstattungsmöglichkeit. Die laufend
stattfindenden Gesetzes- und Verord-

NÖ Gebietsbauamt I -
Korneuburg

Aufgaben und
Schwerpunkte 2001

Sachverständigentätigkeit für die tech-
nischen Fachbereiche Gewerbe, Bau-
wesen, Maschinenbau, allgemeiner
Wasserbau, Naturschutz und Agrartech-
nik für die Verwaltungsbezirke Gänsern-
dorf, Hollabrunn, Korneuburg und Mis-
telbach.
Besonderer Schwerpunkt im Jahr 2001
war die weitere Qualitätssicherung der
Verfahren durch die Anlagenbehörden,
verbunden mit der entsprechenden mög-
lichst umfassenden Beratungstätigkeit
der Antragsteller und Parteien. Die EDV-
Ausstattung am GBA I konnte im Wesent-
lichen nahezu abgeschlossen werden.
Auch konnte die Erreichbarkeit der Ruf-
bereitschaft durch die Anschaffung von
Handys wesentlich verbessert werden.
Darüber hinaus lagen die Aufgaben wie
bisher im Folgenden: Schätzungen von
Gebäuden und Grundstücken, Überprü-
fung von Kostenvoranschlägen für Er-
satzvornahmen oder Bedarfszuweisun-
gen und Erhebungen von Katastrophen-
schäden, Mitwirkung als Sachverständi-
ge und Berater im eigenen Wirkungsbe-
reich der-Gemeinden, Beratung von Ge-
meinden, Bürgern und Planern im Rah-

Ziele 2002

Das Hauptziel der Tätigkeit des Amtes
ist nach wie vor die Amtssachverständi-
gentätigkeit und Beratung von Landes-
dienststellen, Gemeinden und Landes-
bürgern in möglichst bürgerfreundlicher,
effizienter und ökonomisch günstiger
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wobei noch zahlreiche Abrechnungs-
probleme durch die Behörde zu lösen
sind.
Für die Fischer-Deponie ist eine eigene
Projektgruppe bei der BH Wiener Neu-
stadt eingerichtet worden, die nun die
Ausschreibung der Räumung vornimmt.
Diese Projektgruppe wird von den Amts-
sachverständigen des Gebietsbauam-
tes unterstützt.

Geohyd ro log ie

Der geohydrologische Amtssachver-
ständige vollzieht seine Tätigkeit in Form
von Verhandlungen, Überprüfungen und
Beratungen für die drei Bezirkshaupt-
mannschaften des Gebietsbereiches,
den Magistrat der Stadt Wiener Neu-
stadt, die Behörden des Landes Nieder-
österreich, der Bergbehörde, diverse
Gemeinden und auch fallweise für das
Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft. Zusätzliche Schwerpunkte
seiner Tätigkeit sind die Arbeiten bei der
Räumung der Berger- und nunmehr Fi-
scher-Deponie. Als weiteres Großprojekt
ist der Vienna Globe Resort Park anzu-
führen sowie die immer umfangreicher
werdende Tätigkeit bei der Festlegung
von Schutzgebieten bei Trinkwasserver-
sorgungsanlagen (gestiegene Anfor-
derungen an die Trinkwasserqualität).
Ebenso erfordern die Untersuchungen
(Standortfestlegung) und Betreuung von
Tiefbohrungen zur gesicherten Trinkwas-
sererschließung entsprechende Fach-
kenntnisse, Erfahrung und Arbeitsauf-
wand.

Na tu rschu t z

Einen wesentlichen Arbeitsaufwand in
naturschutzfachlichen Bereichen stellen
die Maßnahmen im Zusammenhang mit
Baulichkeiten außerhalb des Ortsberei-
ches, die Prüfung und Begutachtung
von Sand- und Kiesgruben, Steinbrü-
chen, von Abfallbehandlungsanlagen
sowie von Funkmasten für das Mobilte-
lefonnetz und die Einleitung von Verfah-
ren betreffend konsensloser Ablagerun-
gen im Grünland dar.
Durch die Fachbesetzung Biologie beim
NÖ Gebietsbauamt II kann vor allem auf
dem Fachgebiet Botanik wertvolle Na-
turschutzarbeit geleistet werden. Die
Tätigkeiten umfassen dabei Unter-
schutzstellungen von Feuchtbiotopen,
Trockenrasen und Magerwiesen sowie
die fachliche Betreuung von bestehen-
den Naturdenkmälern und Naturschutz-
gebieten.
Die Sachverständigen nehmen auch
häufig an wasserrechtlichen Verhand-
lungen teil, dabei erfolgt die Beurteilung
der ökologischen Funktionsfähigkeit von
Gewässern bei Regulierungsprojekten
und Kraftwerksbauten, wobei zuneh-
mend bereits im Projektstadium Kontak-
te mit den zuständigen Fachabteilungen
(Abteilung Wasserbau und Schifffahrt,

nungsnovellierungen einerseits und die
technisch fortschreitenden Entwicklun-
gen und Erkenntnisse erfordern von den
Sachverständigen die entsprechende
Zeit für deren Studium und Umsetzung
in die Praxis. Hier bewährten sich die
„Koordinierungsgespräche“ der einzel-
nen Fachbereiche.

• Besetzung der Sprechtage zur Bera-
tung der Antragsteller insbesondere un-
ter Berücksichtigung der Zielsetzung
des „Verfahrensexpress“
• Vorprüfung der Einreichprojekte auf
den Bezirkshauptmannschaften zur Ver-
kürzung des Aktenlaufes
• Abwicklung der Bauverfahren in je-
nen Gemeinden, die gemäß der NÖ
Bauübertragungsverordnung bei Be-
triebsanlagen die Bauagenden übertra-
gen haben
Ohne die Hilfestellung der Gemeinden
bei den Bauverfahren für die Betriebs-
anlagen wäre eine rasche, ökonomisch
sinnvolle Erledigung der Akten beim ge-
gebenen .Personalstand nicht möglich.
Insbesondere betrifft dies die Beurtei-
lung, ob ein Projekt dem örtlichen
Raumordnungsprogramm entspricht, ob
die Bebauungsbestimmungen und die
Anforderungen an das Ortsbild einge-
halten sind, die Überprüfung der Rich-
tigkeit der Grundgrenzen in der Darstel-
lung im Lageplan sowie im ungeregel-
ten Baulandbereich die Beurteilung der
Anordnung der Gebäude auf einem
Grundstück und die Sicherung des
Lichteinfalles auf zulässige künftige Ge-
bäude auf Nachbargrundstücken.
Durch die vermehrten Beratungen in der
Projektierungs- und Einreichphase, eine
koordinierte Vorgangsweise mit dem Ar-
beitsinspektorat Wr. Neustadt und bei
Gaststätten mit dem Lebensmittelin-
spektorat Baden wird eine effektive, ra-
sche und bürgerfreundliche Abwicklung
der Genehmigungsverfahren erreicht.

Ku l t u r t echn i k  und Wasserbau

Die Haupttätigkeit des Referates Was-
ser beim NÖ Gebietsbauamt II Wr. Neu-
stadt bezieht sich auf Bewilligungs- und
Überprüfungsverfahren der Wasser-
rechtsbehörden und nunmehr auch Ge-
werbebehörden. Es werden aber auch
Verfahrensakte des Amtes der NÖ Lan-
desregierung, Abteilung Wasserrecht
und Abteilung Gewerbe, bearbeitet. Auf
Grund der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen nimmt die Beanspruchung der
wasserbautechnischen Amtssachver-
ständigen in den Gewerbeverfahren im-
mer mehr zu.
Dazu kommen in letzter Zeit auch Kon-
solidierungsverfahren gemäß § 22 Um-
weltmanagementgesetz, welche einen
sehr großen Arbeitsaufwand bedeuten.
Außerordentliche Schwerpunkte der Tä-
tigkeit sind immer häufiger auftretende
Unfälle in Verbindung mit Grundwasser-
und Gewässerverunreinigungen.
Einen weiteren Schwerpunkt stellen die
Altlasten im Bereich der Mitterndorfer
Senke dar, von denen die Berger-Depo-
nie und die Fischer-Deponie besonders
hervorzuheben sind.
Die Rekultivierungsarbeiten konnten bei
der Berger-Deponie im Jahre 2001 ab-
geschlossen werden. In technischer
Hinsicht ist somit die Baustelle beendet,

Probleme 2001

Im Zuge der „schlanken Verwaltung“
musste im Laufe des Jahres eine Perso-
nalreduktion hingenommen werden, ob-
wohl insbesondere das Kanzlei- und
Schreibpersonal längerfristig an der
Grenze der Belastung steht und nur durch
weitgehend flexible Arbeitszeiten der Ar-
beitsanfall erledigt werden konnte.
Konkret wurde der Dienstposten einer
Halbtagsreinigungskraft nicht nachbe-
setzt und eliminiert. Obwohl für diese
Reinigungsarbeiten eine Reinigungsfir-
ma beauftragt wurde, konnte keine we-
sentliche Einsparung erreicht werden.
Fallweise anfallende Sonderarbeiten
müssen finanziell extra vergütet werden.
Nachteile ergeben sich daraus, dass
die Arbeiten mit dem verbliebenen
dienststelleneigenem Personal mit weni-
ger Koordination und weniger Flexibilität
stattfinden können.
Eine sich stärker auswirkende Maßnah-
me ist jedoch die Versetzung des Kraft-
wagenlenkers mit Anfang März 2002.
Der dienststelleneigene Dienstkraftwa-
gen war stets wirtschaftlich als Arbeits-
mittel eingesetzt und nicht als Prestige-
objekt angesehen. Die Tätigkeit des
Kraf.twagenlenkers beschränkte sich
löblicherweise nicht auf das Lenken des
Fahrzeuges allein, vielmehr erledigte er
eigenständig Materialeinkäufe, Eilpost-
zustellungen und auch Hilfsdienste für
und mit dem technischen Personal (z. B.
Vermessungshilfsdienste). Wie sich der
Entfall dieser seiner Tätigkeiten und die
damit einhergehende völlig unter-
schiedliche Organisation des Gebiets-
bauamtes auswirken wird, kann noch
nicht abgeschätzt werden. Nach stren-
ger Kostenrechnung für den Betrieb des
Dienstkraftwagens einschließlich Perso-
nalkosten des Lenkers, die alle Umstän-
de (z. B. Vergütung für Fahrten mit Pri-
vat-Pkw nach Kilometergeld, Ersatz der
bisherigen Tätigkeiten des Kraftwagen-
lenkers) berücksichtigt, kann jedoch be-
wiesen werden, dass eine finanzielle
Einsparung wegen der Größe der
Dienststelle mit überwiegenden Außen-
dienst-Agenden nicht gegeben sein
wird.

Gewerbe techn ik

Die Betreuung der Gewerbeangelegen-
heiten bei den Bezirkshauptmannschaf-
ten wird im Sinne des Bürgerservices
durchgeführt. Schwerpunkte hierbei
sind:
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ständigen sind durch die NÖ Bauübertra-
gungsverordnung gestiegen, weil bei ge-
werblichen Verhandlungen auch Agen-
den der Baubehörde wahrgenommen
werden müssen. Verfahren nach dem
MinRoG (Mineralrohstoffgesetz) haben
sich, weil es sich hier um „konzentrierte
Verfahren“ handelt (das heißt mehrere
Fachbereiche werden in einem Verfahren
abgedeckt), ebenfalls als zeitintensiv er-
wiesen.
Ebenso werden Überprüfungen und Er-
hebungen durchgeführt. Zusätzlich wur-
de bei den Bausprechtagen der Be-
zirkshauptmannschaften teilgenommen
und auch dort für die Parteien Beratun-
gen und Vorprüfungen eingereichter
Projekte durchgeführt.
Nach dem NÖ Gassicherheitsgesetz
werden Flüssiggasanlagen im Geneh-
migungsverfahren erledigt. Ebenso wird
eine Sachverständigentätigkeit im Kraft-
fahrwesen (Lenkerprüfung) ausgeübt.
Die Ouervernetzung und Koordinierung
der maschinenbautechnischen Sach-
verständigen auf den einzelnen Ge-
bietsbauämtern werden periodisch mit
Erfolg durchgeführt. An den Koordinie-
rungsgesprächen mit der Abteilung Ma-
schinenbau und Elektrotechnik wird, so-
fern diese abgehalten werden, teilge-
nommen.

Ob jek t -  und
Grunds tücksschä tzungen
Bei den Liegenschaftsbewertungen, ei-
ne Agende der Wirtschaftsverwaltung,
erfolgen Objekt- und Grundstücksbe-
wertungen über Anforderung der zen-
tralen Landesabteilungen sowie der Be-
zirkshauptmannschaften und Gemein-
den. Die Sachverständigen für Liegen-
schaftsbewertung des NÖ Gebietsbau-
amtes II sind berufen, auch bei den ver-
schiedensten Aktionen des Amtes der
NÖ Landesregierung Gutachten abzu-
geben. Dazu zählen z. B. „Baurechtsak-
tionen“, die zum Ankauf von Grundstü-
cken für Jungfamilien dienen.
Die Angemessenheit des Preises von
Liegenschaften bei Kauf- oder Verkaufs-
tätigkeit, sowohl für das Amt der NÖ
Landesregierung als auch bei Ange-
messenheitsprüfungen im Zustim-
mungsverfahren durch das Amt der NÖ
Landesregierung für Kauf- oder Ver-
kaufstätigkeit von Gemeinden, ist eben-
falls durch fachliche Bewertungen zu
belegen.
Des Weiteren vorgenommen werden
Wertfestsetzungen im Zuge von Einlöse-
verhandlungen für Umbau oder Neubau
von Landes- und Bundesstraßen.
Liegenschaftsbewertungen für Abteilun-
gen der Bezirkshauptmannschaften,
insbesondere für Sozialabteilungen, so-
wie Überprüfungen von Kostenvoran-
schlägen im Zuge von Zwangsvollstre-
ckungen sind ebenfalls Tätigkeiten des
NÖ Gebietsbauamtes II.
Auch im Rahmen von Katastrophen-
schadensbewertungen sind umfangrei-

ehe Erhebungsarbeiten an Ort und Stel-
le für die Erstellung der Gutachten und
Schadenserhebung erforderlich.

Ene rg iebe ra tung
Die Aufgaben des am Gebietsbauamt II
tätigen Energieberaters bestehen wei-
terhin in einer verstärkten Beratung
nach den Leitlinien der NÖ Energiepoli-
tik mit dem Schwerpunkt der Nutzung
heimischer Biomasse und alternativer
Energiequellen. Dazu zählen Beratun-
gen, Berechnungen und Informationen
über Energie sparende Maßnahmen, Al-
ternativenergie und Förderungsmöglich-
keiten. Näheres siehe im Bericht der
Geschäftsstelle für Energiewirtschaft.

Bauwesen  - Tä t i gke i t  für D r i t t e
Die Tätigkeit für Dritte ist, auf Grund der
diversen Novellierungen in der Bauord-
nung 1996 und der damit verbundenen
Vereinfachung im Genehmigungsverfah-
ren der Baubehörde, in der Anzahl und
im Ausmaß um ein Wesentliches redu-
ziert worden. Begleitend zu dieser ver-
minderten Erfordernis von Sachverstän-
digen im Bauverfahren ist auch aus wirt-
schaftlichen Gründen die allgemeine
Bautätigkeit eingeschränkt worden.
Durch diese Umstände konnten die Ein-
sparungen im öffentlichen Dienst durch
die Nichtbesetzung von Abgängen in
den Ruhestand kompensiert werden. Zu-
sätzlich wurde die Tätigkeit für Dritte an
die jeweils zuständigen Bezirkshaupt-
mannschaften durch die Bauübertra-
gungsverordnung abgetreten. Durch
diese Abtretung sind jedoch einerseits
Mehrbelastungen bei den Bezirkshaupt-
mannschaften und anderseits Ungleich-
heiten bei den Verfahrenskosten entstan-
den. Bei den Bewilligungsverfahren der
Baubehörde durch die Gemeinden wer-
den z. B. für den ASV derzeit € 43,71 je
angefangene halbe Stunde in Rechnung
gestellt. Im Genehmigungsverfahren
durch die Bezirkshauptmannschaften
werden jedoch für die gleiche Leistung
nur € 9,45 verrechnet. Dadurch entsteht
der Eindruck, dass hier mit unterschiedli-
chem Maß gemessen wird, sei es jetzt
kostenmäßig oder fachspezifisch. Ein al-
tes Sprichwort im täglichen Leben be-
sagt, eine Ware oder Leistung, die nichts
oder wenig kostet, ist auch nichts wert.
Dass hier jedoch auf allen Ebenen von al-
len Betroffenen eine gleich gute Leistung
erbracht wird, ist unumstritten. Es muss
daher im Sinne einer Kostenwahrheit in
dieser Hinsicht eine Anpassung erfol-
gen, um eine offensichtliche Ungerech-
tigkeit zu vermeiden.

Forsttechnischer Dienst für Wildbach-
und Lawinenverbauung) erfolgen.
Schwerpunkte der Naturschutzarbeit wa-
ren im Jahre 2001 die Gutachtenerstel-
lung in diversen Mega-Verfahren wie z. B.
für den Semmeringbasistunnel, den Wie-
nerwaldtunnel, den Ausbau der West-
bahn zwischen Wien und St. Pölten und
die B 301, weiters die Koordinierung der
Pflegearbeiten im Naturschutzgebiet
Eichkogel, gezielte Kontaktaufnahme mit
Steinbruchbetreibern, um die Art der Re-
kultivierung an den Stand der Technik an-
zupassen und damit eine Verbesserung
für das Landschaftsbild zu erzielen, so-
wie die Koordination der Mobilfunkbetrei-
ber zur Benutzung gemeinsamer Mast-
standorte.
In zunehmenden Maße werden die Sach-
verständigen in Verfahren im Zusammen-
hang mit Natura 2000 (Naturverträglich-
keitsprüfung) einbezogen, wobei insbe-
sondere im Steinfeld auf Grund der un-
klaren Gesetzeslage (Nichtausweisung
des Steinfeldes als Natura-2000-Gebiet
bis Dezember 2001, anhängige Be-
schwerdeverfahren bei der Europäi-
schen Kommission diesbezüglich) zahl-
reiche Schwierigkeiten auftraten.

Ag ra r t echn i k
Ein agrartechnischer Sachverständiger
deckt den Bereich der Gutachter- und
Beratertätigkeit für die Hoheitsverwal-
tung des Landes Niederösterreich und
der Gemeinden ausreichend ab. Bei
Behördenverfahren werden unter ande-
rem Beurteilungen gemäß dem Kultur-
flächenschutzgesetz, dem NÖ Natur-
schutzgesetz und nach dem Gesetz
über Mindestpflanzabstände für Kultur-
pflanzen durchgeführt. Darüber hinaus
erstellt der landwirtschaftliche Sachver-
ständige nach dem NÖ Raumordnungs-
gesetz Gutachten im Zusammenhang
mit Bauvorhaben im Grünland.

Masch inenbau
Zwei Amtssachverständige für Maschi-
nenbau des Gebietsbauamtes Wr. Neu-
stadt betreuen die drei Bezirkshaupt-
mannschaften Baden, Wr. Neustadt und
Neunkirchen und führen gelegentlich
Sachverständigentätigkeiten für Ge-
meinden (einschließlich des Magistrates
Wiener Neustadt) durch.
Bei der gebotenen und angestrebten
Raschheit des Verfahrensverlaufes bei
Betriebsanlagengenehmigungen und
der Durchführung eines zweiten
Sprechtages je Monat bei allen Bezirks-
hauptmannschaften werden auch die
maschinenbau-technischen Sachver-
ständigen mit den Aufgaben von Vor-
prüfungen und Beratungen für Kon-
senswerber und Projektanten bis zur
Fertigstellung von verhandlungsreifen
Projekten eingebunden.
Neben den Vorprüfungen von Einreichun-
terlagen werden bei den Verhandlungen
Gutachten erstellt. Der Zeitaufwand für
die maschinenbautechnischen Sachver-

Ziele 2002

Die angestrebten Ziele für 2002 decken
sich weitgehend mit der bisherigen
Umsetzung der Ergebnisse des frühe-
ren Projektes Organisationsentwicklung
technische Sachverständige. Die neu
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übertragenen Kompetenzen an die Be-
zirkshauptmanschaft werden unmittel-
bare Auswirkungen auf die Amtssach-
verständigkeit zeigen und hat die Lan-
desamtsdirektion und die Baudirektion
zu einer neuerlichen Effizienz- und Ef-
fektivitätsüberprüfung der Sachverstän-
digenorganisation veranlasst. Es ist zu
erwarten, dass bei den Bezirkshaupt-
mannschaften ein nicht unwesentlicher
zeitlicher Mehraufwand an Sachverstän-
digeneinsatz erfolgen wird müssen. Um
dies möglichst mit den vorhandenenQ| Ressourcen zu bewältigen, werden aus
der Sicht des Gebietsbauamtes folgen-
de Ziele angestrebt:
• Beschränkung der Tätigkeit des
Sachverständigenpersonals auf dessen
hochqualifizierte Ausübung der fachli-
chen Beratung und Begutachtung. Es
ist z. B. völlig unrationell, einen wasser-
bautechnischen Sachverständigen mit
EDV-Hobby-Kenntnissen eine vernetzte
PC-Anlage als „IT-Beauftragter“ warten,
betreuen, aktualisieren und die 27 (!)
Benützer einweisen und unterstützen
(durch laufend neue und aktualisierte
Software) zu lassen. Die Erfüllung dieser
zugeteilten Pflicht erfordert durch die
nunmehr erfolgte elektronische Vollaus-
stattung mittlerweile so viel Zeit, dass ei-
ne Unterbesetzung im wasserfachlichen
Bereich festzustellen ist.
Das angestrebte Ziel ist daher schon
lange, dass eine Person als „Profi“ den
Gebietsbauämtern als IT-Betreuer zuge-
wiesen wird.
• Noch immer ist die unbedingt er-
forderliche fachliche Weiterbildung,
besonders für die technischen Fach-
kräfte, nicht befriedigend gelöst. Dies
betrifft sowohl die finanzielle Dotierung
der erforderlichen Mittel als auch den
notwendigen zeitlichen Aufwand. Die-
sem Problem wird noch immer zu wenig
reale Bedeutung zugemessen. Sonder-
urlaub und die Vermengung von Semi-
nargebühren mit dem Reisekostenbud-
get sind keine der Bedeutung entspre-
chenden Lösungsansätze. Hier darf auf
das vorgeschlagene „Bildungskonto"
für den Bedarf der einzelnen Person
hingewiesen werden, welches die Or-
ganisation der Weiterbildung wesent-
lich einfacher und effizienter gestalten
würde.
• Im Zusammenhang mit den oben er-
wähnten Problemen wird von der bereits
mehrmals beantragten Halbtags-
schreibkraft nicht abzurücken sein, die
einen Ganztagsdienstposten, der schon
vor längerer Zeit aus dem Dienstposten-
plan genommen wurde, zumindest teil-
weise ersetzen soll.
• Eine Einteilung der Aufgabenberei-
che im Zusammenhang mit der ver-
mehrten Betreuung der Landesdienst-
stellen (Bezirkshauptmannschaften) und
der Tätigkeit für Dritte (Gemeinden) un-
ter Beachtung der vorhandenen Perso-
nalressourcen wird unbedingt erforder-
lich werden.

NÖ Gebietsbauamt III -
St. Pölten

Aufgaben und
Schwerpunkte 2001

Weiterhin gleichen Aufgaben und
Schwerpunkte allgemein der umfangrei-
chen Auflistung im „Jahrbuch der
NÖ Landesverwaltung 1996/97 und
1997/98“. Wie immer erfreuen sich Ener-
gieberatung und Sprechtage, vor allem
Bausprechtage an den Bezirkshaupt-
mannschaften, regen Zuspruchs. Für
schnellste Verfahrenserledigungen gel-
ten die Bausprechtage bereits als unver-
zichtbares Bürgerservice. Bewährt ha-
ben sich die Beistellung maschinenbau-
technischer Sachverständiger durch das
GBA. Mit Außensprechtagen an 7 Be-
zirksverwaltungsbehörden - das GBA III
betreut insgesamt 6 Bezirkshauptmann-
schaften und 2 Statutarstädte (Magistra-
te) - führt dies allerdings zu enormen
Schwierigkeiten in der Terminkoordina-
tion. Die Teilnahme wasserbautechni-
scher Amtssachverständiger an der
1999 eingerichteten Rufbereitschaft ent-
wickelte sich zu einer weiteren wichtigen
Kernleistung.

Schwerpunk te  im Spez ie l l en
• Fachbereich Bau und Gewerbe.
Starke Zunahme der Beratungstätigkeit
in Bauangelegenheiten bei Bauverfah-
ren und Gewerbeverfahren sowohl an
den Außensprechtagen der Bezirksver-
waltungsbehörden als auch im Rahmen
der Gemeindebetreuung.
Überraschend häufige Inanspruchnah-
me der Landesaktion „Sicherer Spiel-
platz" durch Gemeinden.
• Fachbereich Wasser. Die Ände-
rungen der Wasserrechtsnovelle 1997
greifen jetzt spürbar durch, namentlich
bei flussbaulichen Agenden. (Ausge-
nommen Grenzgewässer gegen das
Ausland fielen mit dieser Novelle alle
Flüsse in die Zuständigkeit der Bezirks-
verwaltungsbehörden und damit in die
Sachverständigenbetreuung der Ge-
bietsbauämter.) Speziell an der Donau -
vormals Kompetenzbereich des Lan-
deshauptmanns - waren (neben Steg-
anlagen) zunehmend Schotterentnah-
men größeren Umfanges wasserwirt-
schaftlich abzuklären. Ebenso anstei-
gend sind die Verfahren über Oberflä-
chenentwässerung von Parkflächen und
Dächern bei Industrieanlagen mit ihren
Problemen der Wasserretention. Nach
wie vor stark vertreten sind auch Klein-
kläranlagen, und zwar mit teilweise stei-
gender Tendenz. Auffallend war im Zu-
sammenhang mit dem sogenannten
Fleischskandal eine starke Zunahme
von wasserrechtlichen Bewilligungsver-
fahren über Fischteiche. Die bundesge-
setzliche Rückstandskontrollverordnung
führte jetzt auch zu Untersuchungen
von Fischproben, wodurch viele wasser-

rechtlich konsenslose Fischteichanla-
gen geortet wurden. Die vermehrte Ein-
leitung wasserrechtlicher Bewilligungs-
verfahren war die Folge.
Die neuen Bestimmungen der jüngsten
Wasserrechtsnovelle vom August 2001
bezüglich der Erdwärmepumpen -
Flachkollektoren gelten unter bestimm-
ten Voraussetzungen jetzt als wasser-
rechtlich bewilligungsfrei - wirkten sich
bisher kaum entlastend aus. Zum einen
nehmen die weiterhin genehmigungs-
pflichtigen Vertikalkollektoren (Tiefen-
sonden) und die Wasser-Wasserwärme-
nutzungen stark zu, zum anderen möch-
ten Bezirksverwaltungsbehörden durch
einzelne Stellungnahmen abgeklärt wis-
sen, ob Vorhaben von Flachkollektoren
tatsächlich die gesetzlichen Vorgaben
einer bewilligungsfreien Anlage erfüllen.
• Fachbereich Naturschutz. Viel Zeit-
aufwand beanspruchten die Vorhaben
der Eisenbahnhochleistungsstrecken
AG (kurz HLAG) an der Westbahn im
Abschnitt „Wienerwaldtunnel“ (wo auch
das GBA V involviert war) und im Ab-
schnitt „St. Valentin-Enns“. Erschwe-
rend kam hinzu, dass das Baulos „Wie-
nerwaldtunnel“ Natura-2000-Gebiete
berührte.
Das Mineralrohstoffgesetz (MinroG)
bringt weiterhin viel Arbeit ein.
„Der koordinierende Sachverständige“,
gemeinsam mit dem federführenden
GBA V bearbeitet, vereinigte die sach-
verständigen Beweisthemen Hydrogeo-
logie, Biologie und Landschaftsbild zu
einem gemeinsamen Gutachten.
• Fachbereich Landwirtschaft. Grün-
landteilungen im Rahmen des NÖ Kul-
turflächenschutzgesetzes gliedern ver-
mehrt ha. landwirtschaftliche Amtssach-
verständigen in das Behördenverfahren
ein. (Bisher begnügte man sich oft mit
Stellungnahmen der Landes-Landwirt-
schaftskammer.)
• Fachbereich Schätzungen. Termin-
druck prägte 2001 Schätzgutachten
wie: Verlegung der Bundesstraße B 1
„Baulos Umfahrung Ennsdorf“ (im Zu-
sammenhang mit dem begleitenden
Ausbau der Westbahn, Projekt HLAG
„Asten-Enns-St. Valentin“); vierspuriger
Ausbau der Weyrer Bundesstraße
B 121; Baulos Amstetten, „Weißes Kreuz
- Leiner-Kreuzung". Weiterhin sehr ar-
beitsintensiv ist das Aussiedelungspro-
gramm „Marchland-Süd“ in den Ge-
meinden Strengberg, Wallsee-Sindel-
burg und Ardagger, ferner Schätzungen
im Rahmen der Sozialhilfe für die Be-
zirkshauptmannschaften.
• Fachbereich Maschinenbau. Der ha.
Mitarbeiter Ing. Franz Mandl engagierte
sich sehr bei dem von der Landesamtsdi-
rektion initiierten „Workshop zur Umset-
zung des Umweltmanagementgesetzes
(UMG) in Niederösterreich".
• Fachbereich Energieberatung. Es
wird auf den speziellen Jahresbericht
der Geschäftsstelle für Energiewirt-
schaft verwiesen.
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Neben Vorbegutachtung, Gutachtener-
stellung und Verhandlungsteilnahme
nahm die Beratungstätigkeit und die
Überprüfung von Anlagen durch Sach-
verständige im kurzen Weg immer noch
einen wesentlichen Teil der Tätigkeit ein.
Der dadurch ausgelöste Aufwand für
Personal und' Reisekosten hat sich seit
langem erstmals stabilisiert.

Gewerbe rech t
Der Arbeitsanfall hat sich gegenüber
dem Vorjahr um ca. 10% reduziert. Die
Behandlung von Problemen im Umwelt-
bereich stagnierte. Die Verhandlungs-
konzentration im Gewerbeverfahren
wurde auch auf alle fünf Bezirke erwei-
tert. Die durch den Verfahrensexpress
vorgegebene Dauer vom Antrag bis zur
Bewilligung innerhalb von drei Monaten
bedeutet nach wie vor einen intensiven
Beratungsaufwand für die Vorbereitung
von Projekten. Statistisch gesehen wer-
den mehr als 80% aller Verfahren in die-
sem vorgegebenen Zeitrahmen abge-
schlossen.

Wasse r rech t
Der Arbeitsanfall gegenüber 2000 ist et-
wa gleich geblieben. Dies betrifft die
Anzahl der Überprüfungen, Verhandlun-
gen, Vorbegutachtungen und Erhebun-
gen sowie den nötigen Zeitaufwand. Die
Anzahl der unerledigten Überprüfungs-
akten wurde deutlich reduziert.
Die Auslastung bei wasserrechtlichen
Verfahren ist für jeden einzelnen Sach-
verständigen sehr hoch, so dass bei
gleich bleibendem Arbeitsanfall ein zu-
sätzlicher Sachverständiger für den Be-
zirk Horn erforderlich ist.

Na tu r schu t z
Durch die Novelle des Naturschutzgeset-
zes ist die Beteiligung des Naturschutz-
sachverständigen des Gebietsbauamtes
an den von den Bezirkshauptmannschaf-
ten geführten Verfahren etwas zurückge-
gangen. Auch die Mitwirkung der Forst-
techniker an den Bezirkshauptmann-
schaften bei einzelnen Naturschutzbewil-
ligungsverfahren brachte eine Entlastung
für das Gebietsbauamt.
Der Zeit- und Reiseaufwand ist durch
die weite Streuung der Einzelfälle hoch,
besonders aber auch durch die zur Ein-
haltung der gesetzlichen Fristen kurz-
fristig erforderlichen Erhebungen.

Ag ra r t echn i k
Für diesen Fachbereich ist ein Sachver-
ständiger zur Gänze und ein weiterer teil-
zeitbeschäftigt im Einsatz. Von den beiden
werden Gutachten für Verfahren der Be-
zirkshauptmannschaften, weit überwie-
gend aber für die Baubehörden erstellt.
Letztere dienen zur Feststellung der Über-
einstimmung von Bauwerken mit der Flä-
chenwidmung Grünland-Landwirtschaft
und Gebieten für erhaltenswerte Orts-
strukturen gemäß § 16 Abs. 1 Z. 8 NÖROG
1976. Wegen der weiten räumlichen Streu-

ung der Fälle ergibt sich ein hoher Zeit-
und Reiseaufwand. Der derzeitige Arbeits-
anfall kann durch die beiden Amtssach-
verständigen abgedeckt werden.

Masch inenbau techn i k
Die beiden Amtssachverständigen für
Maschinentechnik beim GBA IV tragen
durch die rasche Verfügbarkeit für die
Gewerbebehörde im Zuge des Verfah-
rensexpress zur Beschleunigung der
Verfahren bei. Bei den monatlichen
Sprechtagen in allen fünf Bezirkshaupt-
mannschaften sind neben dem bau-
technischen Sachverständigen auch ein
maschinentechnischer Amtssachver-
ständiger und ein Vertreter des Arbeits-
inspektorates anwesend. Dadurch ist ei-
ne rasche und umfassende Beratung
von Antragstellern zu ihren gewerbe-
rechtlichen Vorhaben gewährleistet.
Durch die laufende Weiterbildung der
maschinentechnischen Sachverständi-
gen sind diese auch in der Lage, bei
modernsten Produktionstechnologien
eine Beurteilung abzugeben.

Bauve rhand lungen  für
Bundesgebäude
2001 ist der Anfall gegenüber dem Vor-
jahr gleich geblieben. Durch Zusam-
menlegung mit anderen Amtstätigkeiten
konnte der Zeit- und Kostenaufwand
wirtschaftlich gehalten werden.

W i r t scha f t sve rwa l t ung
Es wurden Grundeinlöseverfahren und
Beweissicherungen für die Straßenver-
waltung, Schätzungen und Überprüfun-
gen von Kostenvoranschlägen für ver-
schiedene Stellen des Landes (z. B. All-
gemeine Verwaltungsangelegenheiten,
Wohnungsförderung, Stiftungsverwal-
tung und Naturschutz) und Bezirks-
hauptmannschaften sowie Überwa-
chung der öffentlichen Subventionen für
Arbeiten an denkmalgeschützten Ge-
bäuden durchgeführt.
Im Jahre 2001 sind seit langem wieder-
um keine Naturkatastrophen aufgetre-
ten, so dass Begutachtungen von Schä-
den nicht erforderlich waren.

D i ve rses
• Aktion „Niederösterreich schön er-
halten - schöner gestalten“. Wie
schon in den vorhergehenden Jahren
wurde diese Aktion von allen in den
Bauverfahren der Gemeinden und im
Naturschutz tätigen Amtssachverständi-
gen besonders an Ort und Stelle wahr-
genommen. Aber auch Skizzen als Pla-
nungsgrundlagen oder für erforderliche
Änderungen wurden angefertigt.
• Bürgerservice. Monatliche Sprech-
tage der Bau-, Maschinenbau- und was-
sertechnischen Amtssachverständigen
des Gebietsbauamtes bei den Bezirks-
hauptmannschaften, gemeinsam mit der
Abteilung Maschinenbau und Elektro-
technik, dem Arbeitsinspektorat und fall-
weise der Abteilung Umwelttechnik sind

Probleme 2001

• Zwei verdiente Mitarbeiter, tätig in
der Sparte Bau und Gewerbe sowie
vor allem im Fachbereich Schätzungen,
traten in der zweiten Jahreshälfte in
den dauernden Ruhestand. Wohl konn-
ten sie personell nachbesetzt werden,
doch durchlaufen die neuen Mitar-
beiter vorerst eine längere Ausbil-
dungsphase, so dass sie erst in einiger
Zeit als Amtssachverständige tätig sein
können. Auch durch Umschichtungen
und Rationalisierungen sowie zwischen-
zeitlich vermehrten Arbeitseinsatz bishe-
riger Amtsachverständiger ließ sich die-
ses Manko nur mit Mühe ausgleichen.
• Probleme bereitet nach wie vor die
fachgerechte Betreuung unseres gesam-
ten IT-Netzes. Sie beansprucht außerge-
wöhnlich viel Zeit und lässt sich von den
ha. IT-Koordinatoren nur durch erhöhtes,
persönliches Engagement bewältigen,
da diese mangels Zusatzpersonal nicht
von ihren eigentlichen Verpflichtungen
als Schreibkraft bzw. als Amtssachver-
ständiger entbunden werden können.

Ziele 2002

Trotz gestiegener Anforderungen muss
das Gebietsbauamt auch für die Zukunft
fit sein. Schlanke und flexible Verwal-
tung soll mit hoch motivierten Mitarbei-
tern mit noch mehr Bemühungen um
Bürgernähe abgesichert bleiben. Kom-
munikations- und Verhandlungstechnik
sind weiterhin durch Teilnahme an ent-
sprechenden Seminaren zu vertiefen.
Dann verlaufen Verfahren noch transpa-
renter und effizienter.
• Durch Intensivtraining sollen die bei-
den neuen Mitarbeiter so rasch als mög-
lich als Amtsachverständige eingesetzt
werden.
• Zusätzliche Anstrengungen werden
erforderlich sein, um den Ausfall einer
Amtssachverständigen für den Fachbe-
reich Bau und Gewerbe auszugleichen,
welche Mitte März einen Mutterschaftsur-
laub antritt. Ihre vorübergehende Nach-
besetzung erscheint bis auf weiteres trotz
enormer Bemühungen nicht möglich.

NÖ Gebietsbauamt IV -<
Krems
Schwerpunkte 2001

Der Aufgabenbereich des Gebietsbau-
amtes Krems liegt in der Betreuung der
Bezirkshauptmannschaften als Gewer-
be-, Wasserrechts- und Naturschutzbe-
hörden und der Gemeinden als Baube-
hörden mit den entsprechenden techni-
schen Sachverständigen.

Hohe i t sve rwa l t ung
Diese Sparte beansprucht durch die
Beistellung von Amtssachverständigen
für fünf Bezirkshauptmannschaften etwa
drei Viertel der gesamten Aktivitäten.
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zu einer bewährten Einrichtung gewor-
den, die von den Antragstellern gut ange-
nommen wird. Im Auftrag der Landes-
amtsdirektion arbeiten einzelne Sachver-
ständige des Gebietsbauamtes in diver-
sen Projektgruppen zur Umsetzung der
Bundesverwaltungsreform mit. Ziel die-
ser Reform ist die Schaffung einer soge-
nannten „Anlagenabteilung" bei jeder
Bezirkshauptmannschaft. Diese soll er-
möglichen, mit einem Antrag alle erfor-
derlichen Bewilligungen nach Gewerbe-
und Wasserrecht usw. für eine Betriebs-
anlage zu erwirken.
Die effektivste Form des Bürgerservice
findet hingegen vor Ort in den Gemein-
den, besonders im Rahmen von Bauver-
handlungen durch Vorprüfungen und
Beratungen statt und wird dort sehr gut
angenommen.
• Energieberatung (siehe getrennten
Bericht). Von der Geschäftsstelle für En-
ergiewirtschaft ist ein Energiebeauftrag-
ter beim Gebietsbauamt eingesetzt und
sehr gut ausgelastet und in der beglei-
tenden Beratung innovativer Projekte
zur Anwendung alternativer Energien
sehr erfolgreich.
• Außenstelle der Landesgeschäfts-
stelle für Dorferneuerung. Siehe ge-
trennten Bericht der Landesgeschäfts-
stelle.
• Außenstelle der Landesgeschäfts-
stelle für Stadterneuerung (siehe ge-
trennten Bericht der Geschäftsstelle). Es
sind drei Mitarbeiter am Gebietsbauamt
untergebracht.
• Überprüfung von Landesdienststel-
len nach Landesbedienstetenschutz-
gesetz und -Verordnung. Bei den
durch die Landesamtsdirektion durch-
geführten Überprüfungen wird ein Sach-
verständiger des hiesigen Amtes beige-
zogen. Der Anfall war 2001 mäßig, aber
zeitaufwendig.

Tä t igke i t  für Dr i t te
• Bausachverständige. Die Sachver-
ständigentätigkeit wird von vielen Ge-
meinden und sehr stark in Anspruch ge-
nommen. Eine Ausweitung dieser Tätig-
keit ist wegen der Personalbelastung
nicht möglich. Die Zusammenarbeit mit
den Gemeinden verläuft in überwiegen-
dem Maß sehr positiv und störungsfrei.
Im Rahmen dieser Gemeindetätigkeit
werden die Interessen der Ortsbildge-
staltung, des Naturschutzes und die
Bauberatung von Einzelpersonen wahr-
genommen. Trotz der deutlichen Erhö-
hung der Kommissionsgebühren sind
im vergangenen Jahr alle Gemeinden,
die das Gebietsbauamt bisher in An-
spruch genommen haben, dabei geblie-
ben, ihre Verfahren mit den Bausachver-
ständigen des GBA Krems abzuwickeln.
• Raumordnung. Die Erstellung von
raumordnungsfachlichen Gutachten bei
erhaltenswerten Bauten, Gebieten für
erhaltenswerte Ortsstrukturen, Lager-
plätzen und Materialgewinnungen im
Grünland bringen beträchtlichen Ar-

beitsaufwand. In diesen Sektor fällt
auch ein Großteil der Arbeiten der
Agrartechniker.

Probleme 2001

Persone l le  Veränderungen

Personell ergab sich eine deutliche Ver-
änderung dadurch, dass der bisherige
stellvertretende Leiter des Gebietsbau-
amtes IV in den dauernden Ruhestand
getreten ist. Er hat sich durch sein hohes
Engagement in Bezug auf die General-
sanierung des Stiftes Dürnstein, den
Denkmalschutz in Niederösterreich all-
gemein und besonders für die Erlan-
gung des Titels „Weltkulturerbe'' für die
Wachau bleibende Verdienste erworben.

D i ve rses

Das gravierendste Ereignis war die
Übersiedlung des Gebietsbauamtes
Krems vom Dreifaltigkeitsplatz 4 in das
neu angemietete Gebäude der ehemali-
gen EVN-Zentrale in der Gaswerk-
gasse 9. Durch den Einsatz von Mitar-
beitern war es möglich, die Phase der
Übersiedlung möglichst kurz zu halten
und den Dienstbetrieb ohne große Stö-
rungen weiterzuführen.
Durch die Festlegung von Fixterminen für
die Bezirkshauptmannschaften konnte
das Problem von Terminkollisionen etwas
entschärft werden, jedoch sind außer-
tourliche Termine nur sehr schwer unter-
zubringen.
Durch die Umsiedlung musste ein kom-
plett neues EDV-Netz an der Dienststel-
le installiert werden. Dies bedeutete für
den IT-Beauftragten und seinen Stellver-
treter einen sehr hohen Arbeitsaufwand.
Diese Aufgabe ist von den beiden Mitar-
beitern souverän gelöst worden.

Ziele 2002

Die hohe fachliche Qualifikation der Sach-
verständigen muss gewahrt bleiben. Da-
für ist es von großer Wichtigkeit, den Mit-
arbeitern unter Freihaltung der hiefür nöti-
gen Zeit die fachliche und technische
Weiterbildung und fallweise Spezialisie-
rung innerhalb ihres großen Fachgebiets-
kreises zu ermöglichen. Damit einwand-
freie Leistungen von den Sachverständi-
gen auf Dauer erbracht und auch Bürger-
nähe und -service sichergestellt werden
können, sind die menschlichen Qualitä-
ten der Mitarbeiter laufend zu fördern.
Die Leitung und die Mitarbeiter des Ge-
bietsbauamtes sind durchaus bereit
und bemüht, im Jahre 2002 die von den
Politikern und der Gesetzgebung vorge-
gebenen Reformschritte im Hinblick auf
die Verwaltungsreform in der Republik
Österreich in einem Ausmaß mitzutra-
gen, das die Relation zu Faktoren wie
Sicherheit des Arbeitsplatzes, Stressbe-
wältigung, Freude an der Arbeit u. dgl.
nicht außer Acht lässt.

NÖ Gebietsbauamt V -
Mödling
Schwerpunkte 2001
Die Schwerpunkte lagen entsprechend
dem Aufgabengebiet in der Sachver-
ständigentätigkeit für die Behörden, ins-
besondere die Bezirkshauptmannschaf-
ten Bruck/Leitha, Mödling und Wien-
Umgebung. Dabei wurden vor allem die
Fachgebiete Bauwesen, Maschinen-
bauwesen, Wasserbauwesen, Landwirt-
schaft und Naturschutz abgedeckt. Der
Schwerpunkt bei den Verfahren lag im
Bereich des GBA V naturgemäß bei den
Betriebsanlagengenehmigungen, aber
auch naturschutzbehördliche und was-
serrechtliche Bewilligungen bildeten ei-
nen wichtigen Teil der Arbeit.
Ein Großteil der Arbeitszeit wurde auch
von den intensiveren Beratungen der
Bürger, der Konsenswerber und auch
der Projektanten in Anspruch genom-
men. Auf Grund der Nachfrage wurden
zusätzliche sogenannte Bausprechtage,
z. B. in Schwechat, eingeführt.
Nach wie vor wichtig, doch schwierig zu
bewältigen, war das Problem der Ge-
meindebetreuung im Bauverfahren. Die
Personalknappheit - vor allem im bau-
technischen Bereich - erforderte es,
den Dienst so zu organisieren, dass nur
geringe Auswirkungen für die Bürger
und die betroffenen Gemeinden spürbar
waren und dass die Tätigkeit für die Be-
zirkshauptmannschaften nicht beein-
trächtigt wurde. Probleme bereiteten in
diesem Zusammenhang besonders Ur-
laube, Krankenstände, da de facto kei-
ne Reserven vorhanden sind. In diesem
Zusammenhang wird auf die geringe
Krankenstandsdauer von unter 6 Tagen
pro Mitarbeiter und Jahr, wobei Pflege-
urlaube, Arztbesuche, Behandlungen
und Amtswege in diesen Wert einge-
rechnet sind, hingewiesen. Dies bedeu-
tet, dass die Mitarbeiter hoch motiviert
sind und ihre Arbeit gerne machen.
Zu erwähnen ist auch, dass die landwirt-
schaftlichen Sachverständigen des GBA
V auf Grund ihres hohen Fachwissens in
ganz Niederösterreich auf dem Gebiet
der Stalltechnik (insbesondere Beurtei-
lung von Geruchseinwirkungen durch
Tierhaltungen) eingesetzt wurden.
Die Liegenschaftsbewertungen sowie die
Schätzungen, sowohl im Zusammenhang
mit Sozialleistungen, Grundeinlösungen,
Vollstreckungen, aber auch Katastro-
phenereignissen, stellen als Serviceleis-
tung für Bürger und Behörden eine ge-
fragte, unentbehrliche Tätigkeit dar.
Weitere Verfahren, für die Sachverstän-
dige beansprucht wurden, sind solche
nach dem Jugendwohlfahrtsgesetz,
nach dem Gassicherheitsgesetz, nach
dem Apothekengesetz und nach dem
Bedienstetenschutzgesetz.
Die Beratung hinsichtlich barrierefreien
Bauens („behindertengerechtes Bauen")
standen dem Bürger und Planer ebenso
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die notwendige technisch-rechtliche Zu-
sammenarbeit gemeinsam mit der Behör-
de sichert, in Erwägung gezogen. Dieser
ist natürlich kein Universalsachverständi-
ger oder Übersachverständiger, sondern
eine Art technischer Dolmetsch für die
Behörde und ein Helfer der Behörde im
Vorfeld z. B. zur Festlegung, welche
Amtssachverständige in einem bestimm-
ten Verfahren notwendigerweise einzula-
den sind. Damit könnte personal- und
zeitökonomisch vorgegangen werden.
Nicht zu übersehen ist, dass durch die
Bauübertragungsverordnung, welche
an und für sich sehr sinnvoll ist, im Zuge
der Gewerbeverfahren oft alte Versäum-
nisse der Baubehörden auftauchen, die
viel Arbeit verursachen und viel Finger-
spitzengefühl erfordern. Gilt es doch
solche Probleme bürgerfreundlich, rea-
listisch und gesetzeskonform zu lösen.
Bei der Gemeindebetreuung, die ent-
sprechend dem politischen Willen best-
mögliche Bürgerbetreuung bedeuten
soll, ergab sich durch die Personalknapp-
heit am Gebietsbauamt V die Notwendig-
keit, gewisse Betreuungstätigkeiten ein-
zuschränken bzw. auf schwierige Fälle zu
beschränken. Hier gilt es Lösungen für
die Gemeinden zu finden, wie beispiels-
weise von den Gebietsbauämtern „akkre-
ditierte“ private Sachverständige.
Wichtige Verfahren, wie die Naturschutz-
verfahren für den Wienerwaldtunnel und
die B 301, zeigten auf, dass die Koordi-
nierung von Gutachten für die Verfahren
und die Behörde die Transparenz und
Qualität stark verbessert und für den Bür-
ger vieles verständlicher macht.
Der Umgang mit den vielen, neuen, oft
ungewöhnlichen Werbeanlagen und mit
den Mobilfunkanlagen erfordert subtile
Gutachten und stellt große Anforderun-
gen an die Qualität des Sachverständi-
gen. Im sensiblen Betreuungsbereich
des NÖ GBA V ist besonders zu berück-
sichtigen, dass Bürger immer wieder
bereit sind, Initiativen zu ergreifen, die
gegen viele Maßnahmen - ob bewilli-
gungsfähig oder nicht - gerichtet sind.
Dabei wird oft sehr schnell die Presse
eingeschaltet, was wiederum oft zusätz-
liche Arbeit bewirkt, auch wenn die Gut-
achten fachlich einwandfrei erstellt sind.
Eine noch nicht in ihrem vollen Umfang
vorhersehbare Aufgabe stellen die Ver-
fahren nach dem Mineralrohstoffgesetz
dar, da bis dato noch nicht geklärt ist, in
welchem Umfang die Sachverständigen
der Gebietsbauämter gefordert werden.

Ziele 2002

Für 2002 erhoffen wir eine vollständige
Ausstattung und auch Nachrüstung mit
entsprechenden zeitgemäßen, techni-
schen Zwecken entsprechenden und
dienstnehmerfreundlichen EDV-Anlagen
(z. B. mindestens 17-Zoll-Bildschirme,
teilweise 19-Zoll-Bildschirme) und Soft-
ware. Dabei sollten auch zukünftige Auf-
gaben wie das Lesen von Plänen, der

geplante Wasserdatenverbund und der-
gleichen beachtet werden. Auch muss
bedacht werden, dass gerade im EDV-
Bereich Anlagen rasch veralten und da-
her laufend erneuert werden müssen.
Eine Anpassung des Personalstandes an
die Erfordernisse der Wasserrechtsge-
setznovelle, der Gewerbeordnungsnovel-
le und an das Verwaltungsreformgesetz ist
im Sinne der Geschäftseinteilung des Am-
tes der NÖ Landesregierung anzustreben,
um, wie vorgesehen, den Bezirkshaupt-
mannschaften bei allen technischen Auf-
gaben behilflich sein zu können.
Im Jahr 2002 werden die Bemühungen
zum möglichst einheitlichen und gleich-
artigen Vollzug der Bestimmungen der
NÖ Bauordnung, der NÖ Bautechnik-
verordnung und auch aller anderen
sonstigen technischen Bestimmungen
fortgesetzt werden. Dies soll durch in-
terne Vergleiche und Kontrollen in einer
Art Benchmarking geschehen.
Die Öffentlichkeitsarbeit insbesondere
im Internet sollte, auch in Anbetracht
des zehnjährigen Bestandes des NÖ
Gebietsbauamtes V - Mödling, forciert
werden, wobei zu bedenken ist, dass
die Qualität der Amtssachverständigen
ein wesentlicher Bestandteil dieser Öf-
fentlichkeitsarbeit ist.
Ziel ist es, bewusst zu machen, dass der
Amtssachverständige, im Gegensatz zum
privaten Sachverständigen, Objektivität
und eine möglichst gleichartige Beurtei-
lung in ganz Niederösterreich sicherstellt.
Seine Überparteilichkeit ist auch dadurch
gegeben, dass ihn einerseits das Land NÖ
weisungsfrei gestellt hat und er anderer-
seits keine persönlichen Interessen mit
dem jeweiligen Vorhaben verbindet. Er ar-
beitet der Behörde direkt zu und läuft nicht
Gefahr, es sich mit einem präsumtiven Auf-
traggeber zu verderben. Die Projektanten
müssen bei ihm keine „Betriebsspionage"
befürchten, und er hat auf Grund des Ge-
dankenaustausches nicht nur seine „eige-
nen Erfahrungen", sondern die Erfahrun-
gen einer Amtssachverständigen-Organi-
sation zur Verfügung. Er ist für den Kon-
senswerber nie Konkurrenz, sondern im-
mer nur Beurteiler - insbesondere „vor-
ausschauender" Beurteiler und nicht
„nachträglicher" Besserwisser.

zur Verfügung wie auch die Aktion „Si-
cherer Spielplatz", welche für die Ge-
meinden als erste Anlaufstelle bei den
Gebietsbauämtern eingerichtet wurde.
Die EDV-Umstellung im Bereich der Kanz-
lei, insbesondere die Erfassung der Akten
durch die EDV anstelle einer Handkartei,
die elektronische Mitarbeiterverwaltung
(Urlaube, Absenzen etc.) und die Umstel-
lung der Buchhaltung haben sich be-
währt. Dadurch kann mit dem vorhande-
nen Personal in diesem Bereich weiterhin
das Auslangen gefunden werden.
Es wurde die Verstärkung des Wissens-
und Informationsaustausches unter den
Gebietsbauämtern, aber auch mit den
anderen Amtssachverständigenabtei-
lungen des Amtes der NÖ Landesregie-
rung durch den Ausbau von Querver-
netzungen angestrebt, was vor allem im
Hinblick auf die angestrebte Qualitätssi-
cherung erforderlich ist.
Von der Landesamtsdirektion und der NÖ
Baudirektion wurde unter diesen Ge-
sichtspunkten auch eine entsprechende
Effizienzuntersuchung durchgeführt, wel-
che zwar zeitaufwendig, aber unbedingt
erforderlich war, um Grunddaten für wei-
tere Verbesserungen zu finden. Das Pro-
jekt wurde abgeschlossen, und die Er-
gebnisse werden allen Sachverständigen
zugänglich gemacht. Die Umsetzung und
die Nachfolgeprojekte wurden festgelegt
und werden noch einige Zeit erfordern.

Probleme 2001

Nach wie vor ergaben sich Probleme im
Zusammenhang mit der Verfahrensbe-
schleunigung insofern, als einerseits
nach wie vor oft mangelhafte Einreichun-
terlagen vorgelegt werden, andererseits
aber gewünscht wird, dass Verfahren
möglichst rasch abgewickelt werden. Es
ist zu wünschen, dass Innungen und
Kammern auf ihre Mitglieder entspre-
chend einwirken, damit eine optimale
Qualität der Einreichunterlagen erreicht
wird, welche Verzögerungen vermeiden
hilft, und dass die Behörden durch ent-
sprechende Abweisungen bzw. Zurück-
weisungen mithelfen und nicht in falsch
verstandenem Wettbewerb dieses Anlie-
gen unterlaufen und so schlechte Projek-
te indirekt begünstigen.
Der so genannte Verfahrensexpress hat
sich unter diesen Voraussetzungen be-
währt. Es sind allerdings weitere Schrit-
te notwendig.
Nicht verschwiegen werden soll, dass
durch Verfahrenskonzentrationen die
Amtssachverständigen weitaus mehr ge-
fordert sind und so die personellen Eng-
pässe besonders gravierend sind. Der
Wunsch mancher Behörden nach einem
universellen „gewerbe-technischen"
Sachverständigen ist verständlich, aber
durch die technische Entwicklung und
auch die Rechtssprechung überholt. Um
dennoch nur wenige Ansprechpartner für
Behörden und Bürger zu haben, wird ein
„Koordinierender Sachverständiger", der

Statistik 2001

Bauverfahren 1.775
Gewerbeverfahren 1.518
Wasserrechtsverfahren 675
Naturschutzverfahren 212
Sonst. Verfahren bei BHs
(vorw. landwirtschaftl. Gutachten) 73
Sonstige Beratungen:

„NÖ gestalten“ 27
„Energie" 330
„BH-Bausprechtage" 48

Liegenschaftsbewertungen 60
Energie: Förderungsanträge,
Abrechnungen, Emissionsmessungen etc. 57
Vorträge 6_
Messedienst 4
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Abteilung Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik

Schwerpunkte 2001

Fachbereich Bautechnik

• Abfassung von Stellungnahmen zu
Gesetzes- und Verordnungsentwürfen
sowie zu EU-Schriftstücken betreffend
den bautechnischen Fachbereich
• Mitwirkung an der Novellierung von
Baugesetzen

Q| • Mitarbeit beim Österreichischen Insti-
tut für Bautechnik (OIB): im Vorstand, im
Sachverständigenbeirat „Österreichi-
sche technische Zulassung", „Europäi-
sche technische Zulassung", „Baustoff-
liste ÖA“ und „Baustoffliste ÖE", im Ar-
beitsausschuss „Harmonisierung der
technischen Bauvorschriften", im Gremi-
um der Ermächtigten Stellen (Stellen für
die Ausstellung von Übereinstimmungs-
zeugnissen im Zusammenhang mit der
Baustoffliste ÖA) sowie im Grundsatz-
ausschuss für technische Fragen
• Vortragstätigkeit: Information von
Dienststellen des Landes, der Gemein-
den und von Interessenvertretungen im
bautechnischen Bereich
• Gutachtertätigkeit in den Arten der
Amtssachverständigentätigkeit für die
Hoheitsverwaltung des Bundes und des
Landes Niederösterreich sowie der
Sachverständigentätigkeit für die Wirt-
schaftsverwaltung des Landes Nieder-
österreich; Erstellung von bau-, brand-
schutz- und sicherheitstechnischen
Gutachten
• Ausarbeitung von Gutachten über
den Verkehrswert von Grundstücken im
Bauland bzw. baulich genutzten Liegen-
schaften
• Quervernetzung mit den NÖ Gebiets-
bauämtern (z. B. Querinformationsbe-
reich „Technische Bauvorschriften“)
• Mitarbeit in diversen Ausschüssen
des Österreichischen Normungsinstitu-
tes (ON)
• Wahrnehmung der Interessen des
Landes Niederösterreich in den Len-
kungsgremien der Landesstelle für
Brandverhütung (BV) und der Österrei-
chischen Gesellschaft für das Erdbe-
beningenieurwesen (OEG)
• Erlassung von österreichischen tech-
nischen Zulassungen (ÖTZ) für Baupro-
dukte
• Ausbildung von Technikern verschie-
dener Fachsparten im Rahmen der
„Training-on-the-Job"-Ausbildung

Fachbereich Agrartechnik

• Bewertung landwirtschaftlich genutz-
ter Liegenschaften im Zuge von Stra-
ßenbau- und Wasserbaumaßnahmen
• Mitwirkung in Wasserrechtsverfahren
betreffend Wasserversorgungsanlagen

Probleme 2001

Fachbereich Bautechnik

Fremdsprachige Arbeitsunterlagen und
kurzfristige Termine erschweren die frist-
gerechte Bearbeitung der umfangrei-
chen EU-Papiere.

(Schutz- und Schongebiete) und land-
wirtschaftliche Beregnungsanlagen
• Mitwirkung an Koordinierungsgesprä-
chen und Arbeitskreisen (z. B. für
Schutz- und Schongebiete, Schutzge-
bietsauflagen/Schutzgebietsrahmenbe-
dingungen, Vorschläge für eine mögli-
che Vorgangsweise mit der Pestizidpro-
blematik in Schutzgebieten, Aufbrin-
gung von Gülle, Senkgrubenräumgut
und Schlachtwässern, Kompostverord-
nung)
• Mitwirkung bei der Erstellung von Un-
terlagen für Grundwasserschutz-,
Schon- und Sanierungsgebiete
• Abfassung von Stellungnahmen zu
Gesetzes- und Verordnungsentwürfen,
zu EU-Schriftstücken sowie zu allgemei-
nen Anfragen betreffend den landwirt-
schaftlichen Fachbereich
• Ausbildung von Technikern verschie-
dener Fachsparten im Rahmen der
„Training-on-the-Job“-Ausbildung
• Querinformation und Quervernetzung
mit den agrartechnischen ASV der NÖ
Gebietsbauämter

Fachbereich Agrartechnik

• Die Mitwirkung als Amtssachverstän-
dige zur Ermittlung des ortsüblichen
Verkehrswertes im Sinne des Liegen-
schaftsbewertungsgesetzes in Grund-
einlöseverfahren ist nach wie vor
schwierig, weil private Verkehrs- und
Einbautenträger die ortsüblichen Ver-
kehrswerte überzahlen. Dadurch ist bei
Grundeinlösungen für Straßenbaumaß-
nahmen (Bundes- und Landesstraßen)
der Abschluss gütlicher Übereinkom-
men zeitaufwendiger bzw. nicht mehr
möglich.
• Durch Umstrukturierungen insbeson-
dere im Bereich der Finanzverwaltung
wird die für Einlöseverfahren erforderli-
che Datenbeschaffung (Grundpreiser-
hebungen, Finanzbodenschätzung) er-
schwert.

Fachbereich Verkehrstechnik

• Erstellung von Verkehrs-, straßenbau-
und eisenbahntechnischen Gutachten
• Sachverständigentätigkeit im Lawi-
nenwarndienst
• Teilnahme an den Bausprechtagen
der Bezirkshauptmannschaften
• Mitarbeit bei der Überarbeitung der
Eisenbahnkreuzungsverordnung
• Mitarbeit bei der Erstellung von Nor-
men und Regelwerken im Rahmen des
Österreichischen Normungsausschus-
ses sowie der Österreichischen For-
schungsgemeinschaft für das Verkehrs-
und Straßenwesen
• Mitarbeit bei richtungweisenden Pu-
blikationen (z. B. Richtlinien für Ver-
kehrsberuhigung)
• Ausbildung von Technikern verschie-
dener Fachsparten im Rahmen der
„Training-on-the-Job"-Ausbildung
• Prüfungstätigkeit im Rahmen der
Dienstausbildung des Landes
• Mitarbeit bei der Aus- und Weiterbil-
dung im Rahmen externer Veranstaltun-
gen (z. B. Schulung von Bauleitern
durch das Kuratorium für Verkehrssi-
cherheit)
• Umstellung des Terminverwaltungs-
programms mit integrierter Reiserech-
nungserstellung auf Windows und Her-
stellung der Netzwerkfähigkeit
• Weiterführung der Datenbank für den
Kraftfahrlinienverkehr und Einbindung in
das grafische Informationssystem sowie
Ausbau des Dateisystems auf die Ein-
gabe von Koordinaten und digitalen Bil-
dern

Fachbereich Verkehrstechnik

• Begutachtungen erst nach Durchfüh-
rung von Verkehrsmaßnahmen auf
Grund von Anrainerbeschwerden infol-
ge mangelnden Kontaktes mit Betroffe-
nen
• Für einfache Bauvorhaben sind nach
wie vor viele verschiedene Behörden
und Stellen zuständig (z. B. Zufahrt Ge-
werbebetrieb an Bundesstraße im Frei-
land: Gemeinde Baubewilligung - Be-
zirkshauptmannschaft Gewerbebewilli-
gung - Bezirkshauptmannschaft Boden-
markierung StVO-Verordnung - Land
Ausnahme Bauverbot - Straßenverwal-
tung Zufahrtsbewilligung).
• Unvollständige, z. T. fehlende Unter-
lagen als Grundlage für Verfahren

Ziele 2002

Fachbereich Bautechnik

• Praktische Umsetzung der Verord-
nung des Österreichischen Instituts für
Bautechnik (OIB) vom 23. Oktober 2001
über die Baustoffliste ÖA (Übereinstim-
mungszeugnisse)
• Mitarbeit beim Österreichischen Insti-
tut für Bautechnik (OIB): österreichische
technische Zulassung, europäische
technische Zulassung, Harmonisierung
der technischen Bauvorschriften der
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fachspezifischen Besprechungen (z. B.
betreffend Grundeinlösungen, Schutz-
und Schongebiete, Klärschlamm, Ab-
wasserbeseitigung, Naturschutz)
• Weiterbildung und Teilnahme an fach-
spezifischen Seminaren und Veranstal-
tungen

Fachbereich Verkehrstechnik

• Verstärkte Weiterbildung der Mitarbei-
ter zur Weiterführung der Gutachtertä-
tigkeit auf dem letzten Stand des Wis-
sens
• Änderung der Eisenbahnkreuzungs-
verordnung

• Weiterführung der Mitarbeit bei der Re-
gelsetzung, richtungweisenden Publika-
tionen und Erstellung von einfach hand-
habbaren Arbeitsunterlagen einschließ-
lich zugehöriger EDV-Programme
• Weiterführung der Mitarbeit bei Aus-
und Weiterbildung von Mitarbeitern des
Landes
• Intensivierung der bundesländer-
übergreifenden Koordination auf dem
Gebiet der Sachverständigentätigkeit
• Mitarbeit bei der Vereinfachung und
Konzentration der Verwaltungsverfahren
• Weiterer Ausbau der Querinformation
und Quervernetzung mit Dienststellen
der Bundesländer, zuständigen Bun-
desdienststellen und Gemeinden

Länder und Regelung über die Ver-
wendbarkeit von Bauprodukten
• Intensivierung der Quervernetzung
mit den NÖ Gebietsbauämtern
• Mitarbeit in diversen Ausschüssen
des Österreichischen Normungsinstitu-
tes (ON)
• Vermittlung der technischen Kennt-
nisse (z. B. Bauordnung, Bautechnikver-
ordnung) und der praktischen Erfahrun-
gen an andere Dienststellen, Behörden
und Interessenten durch Vortragstätig-
keit bei Seminaren, Kursen und Techni-
kerausbildung

Fachbereich Agrartechnik

• Einheitliche bzw. koordinierte Vor-
gangsweise bei Grundeinlösungen für
sämtliche Straßenbaumaßnahmen im
Hinblick auf die Übertragung der Bun-
desstraßen in die Kompetenz der Län-
der
• Aufrechterhaltung der Kontakte zu
den Behörden und zu den betreffenden
Fachabteilungen
• Teilnahme an Querinformationsgesprä-
chen innerhalb der Gruppe Baudirektion
sowie an gruppenüberschreitenden

Statistik 2001
(ohne die umfangreiche Bearbeitung von EU-Schriftstücken)

Fachbereich Außendiensttage komm.
Verhandlungen Beweisaufnahmen*) Gutachten

Bautechnik 417 448 139 418
Agrartechnik 245 372 157 131
Verkehrstechnik 1.215 3.055 319 617
Insgesamt 1.877 3.875 615 1.166
' )  für komm. Verhandlungen und Gutachten
Die angegebenen Zahlen stellen lediglich die Anzahl der Tätigkeiten dar, jedoch nicht deren Umfang.

Abteilung Maschinenbau- und Elektrotechnik

Tätigkeitsbereiche

• Teilnahme als technische Amtssach-
verständige zu kommissionellen Ver-
handlungen der
- Abteilungen der NÖ Landesregierung
- Bezirkshauptmannschaften
- Gemeinden und Magistrate
- Berghauptmannschaft
- Bundesministerien
- Unabhängiger Verwaltungssenat
• Die Amtssachverständigen sind in fol-
genden Fachgebieten tätig:
- Lagerung brennbarer Flüssigkeiten

und Gase
- Heizungsanlagen und Lüftungsanla-

gen
- Dampfkesselanlagen
- Marktüberwachung
- Fernleitungen für Gas und Mineralöl
- Energiewesen und Energiewirtschaft
- Förderanlagen, Sessel- und Schlepp-

lifte, Aufzüge und Materialseilbahnen
- Beurteilung von Sicherheitsmanage-

mentsystemen
- Elektrotechnische Belange der Elek-

trifizierung, Leitungsanlagen und Ta-
rifangelegenheiten

- Röntgenanlagen und Neonanlagen
- Sicherheitsbeleuchtungsanlagen
- Veranstaltungsstätten
- Blitzschutzangelegenheiten
- Elektromagnetische Felder

- Tarifangelegenheiten für erneuerbare,
alternative Energieformen

- Beurteilung der Blendwirkung von
Beleuchtungsanlagen

- Elektrotechnische Sonderanlagen
- Beurteilung von Funkanlagen
• Mitarbeit und Koordination bei der Er-
stellung einschlägiger Regelwerke und
Normen
- Im Normungsinstitut
- Ausarbeitung von Gesetzen
- Ausarbeitung von ÖVE-Vorschriften
• Begutachtung von Anlagen nach
dem industriellen Unfallrecht § 84a Ge-
werbeordnung
• Beurteilung von Projekten in elektrizi-
tätswirtschaftlicher Hinsicht
• Beistellung von Sachverständigen für
den Unabhängigen Verwaltungssenat

und die Zusammenarbeit mit anderen
Abteilungen sowie mit externen Gutach-
tern erforderlich.
Durch die Liberalisierung des Strom-
und Gasmarktes ist für die Zukunft eine
wesentliche Zunahme einschlägiger Be-
gutachtungen zu erwarten.
Ein zusätzlicher Aufwand ergab sich
durch den Umstand, dass durch die im-
mer komplexer werdende Materie von
den Behörden Vorbesprechungen
durchgeführt und schriftliche Stellung-
nahmen angefordert werden.
2001 war durch die Einführung des neu-
en Kommunikationssystem's Fabasoft
ein erheblicher Zeitaufwand für die Be-
amtenschulung erforderlich.
Durch die Verwaltungsreform werden
sich in der Tätigkeit der Sachverständi-
gen keine Vereinfachungen ergeben, da
sich lediglich die Zuständigkeit der Be-
hörde ändert, in der Sache selbst aber
keine Vereinfachung stattfindet und es
für die Tätigkeit der Sachverständigen
nicht von Belang ist, welche Behörde im
Gegenstand ein Gutachten einholt.

Probleme 2001 und
Ziele 2002

Im abgelaufenen Jahr wurde die Abtei-
lung für Maschinenbau und Elektrotech-
nik für eine intensive Prüftätigkeit in Ver-
fahren für die Genehmigung von Müll-
behandlungsanlagen herangezogen.
Für diese Tätigkeit war ein aufwendiges
Eiteraturstudium neben der Prüfung der'
sehr umfangreichen Projektunterlagen

Statistik 2001

Im Rahmen der Tätigkeit wurden folgen-
de Leistungen erbracht:
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Kommissionelle Verhandlungen
und Erhebungen

Überwachung technischer
Anlagen

Gemeinden und Magistrate:
495 Verhandlungen

Bezirkshauptmannschaften:
2.816 Verhandlungen

1.260 halbe Stunden

8.075 halbe Stunden

Eingehobene Beträge
Dampfkesselwesen
Aufzugsanlagen
Seilliftanlagen, Hebezeuge

S 470.728,50
S 579.336,—
S 47.030,-

Abteilungen der
NÖ Landesregierung:

1.534 Verhandlungen
Prüfungen nach Abschnitt 8
Gewerbeordnung

58 Verhandlungen

5.505 halbe Stunden

719 halbe Stunden
Andere Verwaltungsbehörden
(Bundesministerien,Unabhängige
Verwaltungssenate)

57 Verhandlungen 252 halbe Stunden

Abteilung Umwelttechnik

Strahlenschutz
Schwerpunkte 2001

• Überprüfung von Projekten hinsicht-
lich der technischen Erfordernisse und
der Strahlenschutzvorschriften
• Gutachten bei Genehmigungs- und
Überprüfungsverhandlungen bzw. im
Zuge von Errichtungs- und Betriebsbe-
willigungen
• Sachverständigentätigkeit bei Gewer-
be- und Bauverhandlungen für Anlagen
zum Umgang mit radioaktiven Stoffen,
Strahleneinrichtungen und Strahlen-
schutzräume
• Technische Begutachtung medizini-
scher Strahlenanlagen, z. B. für Ge-
sundheitsabteilungen der Bezirkshaupt-
mannschaften
• Mitwirkung in technischen Strahlen-
schutzangelegenheiten im Rahmen des
Katastrophenschutzes

Ziele 2002
Überprüfung der Einhaltung der Strah-
lenschutzvorschriften, Katastrophen-
schutz (Strahlenalarm); Erarbeitung von
Schutzbestimmungen.

Technische Luftfahrt-
angelegenheiten
Erstellung von Gutachten und Stellung-
nahmen:
• über Außenlandungen und Außenab-
flüge,
• für die Projektierung und Bewilligung
von Zivilflugplätzen, deren Benützungs-
bedingungen und Bodeneinrichtungen,
• über Modellflugzeuge schwerer als
20kp,

• über das Abwerfen von Gegenstän-
den und Flüssigkeiten aus Luftfahrzeu-
gen, .
• für die Zulassung von Luftfahrzeug-
Vermietungsunternehmen,
• für die Erlassung von Sicherheitszo-
nenverordnungen,
• für die Bewilligung, Markierung und
Entfernung von Lüftfahrthindernissen,
• im Rahmen von Enteignungsverfah-
ren,
• für Bewilligungen des Steigenlassens
von Fesselballonen und Drachen,
• für die Genehmigung von Luftfahrt-
veranstaltungen.

LOOP II, Bürgerbeteiligungsverfahren
„Müllverbrennung Glanzstoff Austria"
und „MBA St. Pölten“

Ziele 2002

Ziel ist es, die Atmosphäre von schädli-
chen und belästigenden Luftverunreini-
gungen frei zu halten.

Luftgüteüberwachung

• Vollziehung des Smogalarm- und
Ozongesetzes, des Immissionsschutz-
gesetzes - Luft sowie einschlägiger EU-
Richtlinien inkl. Immissionsalarmierung
und Auslösung von Maßnahmenplänen
• Flächendeckende Überwachung der
Luftgütesituation in Niederösterreich zur
Dokumentation des Ist-Zustandes, der
Immissionsentwicklung und der Auswir-
kungen von Umweltschutzmaßnahmen
• Ausarbeitung von Beurteilungsgrund-
lagen für Planungen von immissionsbe-
einflussenden Projekten (Straßenbau,
MVAs, Industrie- und Energieerzeu-
gungsanlagen usw.)
• Öffentlichkeitsarbeit und Berichte-
wesen

Schwerpunk te  2001

• Kontinuierliche Luftgüteüberwachung
mit 36 stationären und 3 mobilen Mess-
stellen des Landes Niederösterreich so-
wie 8 Messstellen der EVU’s bzw. Indu-
strie
• Erfassung der Immissionsbelastung
durch den Kfz-Verkehr am Europaplatz
in St. Pölten, im Stadtgebiet von Mödling
und auf der B 17 in Wr. Neudorf im Zu-
sammenhang mit einschlägigen EU-
Richtlinien

Ziele 2002

Laufende Steigerung der Sicherheit der
Luftfahrt.

Luftreinhaltung und
Luftgüteüberwachung
Luftreinhaltung

Amtssachverständigentätigkeit und Ab-
gabe von gutachtlichen Stellungnah-
men zu Fragen der Verringerung und
Ausbreitung von Luftverunreinigungen.

Schwerpunk te  '2001

• Mitarbeit am Projekt „Verfahrensex-
press“, das der Beschleunigung gewer-
bebehördlicher Betriebsanlagengeneh-
migungsverfahren dient
• Bausprechtage in den Bezirkshaupt-
mannschaften
• Mitwirkung an den UVP-Verfahren
„Müllverbrennungsanlage Zwentendorf-
Dürnrohr“ und Trans Austria Gasleitung
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• Überprüfung der Einhaltung der
Technik von Vollvakuumchlorgasanla-
gen, wie sie in der Badewasserdesin-
fektion Verwendung finden
• Technische Beratung und Überprü-
fung der Frei- und Hallenbadsanierun-
gen
• Überprüfung von gewerblich genutz-
ten Bräunungsanlagen in Hotels, Fit-
nesszentren, Sonnenstudios und dgl.
bei deren Installierung wie auch im lau-
fenden Betrieb
• Beratung bei Neubau von Badetei-
chen und Überprüfung der bereits be-
stehenden Badeteichanlagen nach den
EU-Richtlinien

Ziele 2002

Verstärkte Beratungstätigkeit bei der Sa-
nierung bereits bestehender Badewas-
seraufbereitungsanlagen und Überprü-
fung des Sicherheitsstandards bei
Chlorgasanlagen im Badewasseraufbe-
reitungsbetrieb.

Sicherheitstechnik im
Gesundheitswesen
Schwerpunkte 2001

• Sachverständigentätigkeit im Bereich
der Sicherheitstechnik im Gesundheits-
wesen, insbesondere bei baubehördli-
chen, sanitätsrechtlichen und Arbeit-
nehmerschutzverfahren sowie Kranken-
hauseinschaukommissionen, Teilnahme
an Baubeiratssitzungen und Arbeitsaus-
schusssitzungen
• Beratung und Begutachtung bei der
Planung bzw. Prüfung und Überwachung
bei der Errichtung und beim Betrieb von
technischen, medizintechnischen und
elektromedizinischen Einrichtungen so-
wie elektrotechnischen, lüftungstechni-
schen und medizingastechnischen Anla-
gen und Geräten in Kranken-, Kur- und
Heilanstalten und ähnlichen Anstalten
• Wahrnehmung der Aufgaben des
Technischen Sicherheitsbeauftragten in
a. ö. Krankenanstalten
• Messtechnische Geräte- und Anla-
genprüfung und Ermittlung bei Unfällen.
Sicherheitstechnische Prüfung der me-
dizin-technischen Geräte und haustech-
nischen Anlagen in a. ö. Krankenanstal-
ten, NÖ Landeskrankenanstalten, NÖ
Landespflegeheimen und in Notarztwa-
gen im Bundesland Niederösterreich
• Koordinierung und Information der
Technischen Sicherheitsbeauftragten
und der Krankenhaustechniker in si-
cherheitstechnischer Hinsicht

Ziele 2002

Gewährleistung der ordnungsgemäßen
Funktion und des sicheren Betriebes von
Geräten und Anlagen in Einrichtungen
des Gesundheitswesens zum Schutze
der Patienten und Arbeitnehmer.

• Vorbereitung von Messnetzadaptio-
nen, die durch EU-Richtlinien notwendig
werden
• Teilnahme am Großforschungsprojekt
„AUPHEP" (Epidemiologische Staubun-
tersuchung)
• Teilweiser Austaüsch veralteter Mess-
werterfassungsanlagen mit Schwer-
punkt Ozon-Analysatoren zur Anpas-
sung des Messnetzes an den erforderli-
chen technischen Standard
• Mitarbeit beim INTERREG-Ilc-Projekt
„An approach towards environmental Con-
servation by transnational co-operation"
• Aufbau eines Telefoninformationssys-
tems für Luftgüte und Routinebetreuung
der Informationssysteme: Ozontelefon,
Luftgütetelefon, Infopoint, Berichtewe-
sen usw. Einbindung der Messdaten ins
Internet. Kontrolle der Emissionsdaten
aus den Kraftwerken Dürnrohr, Korneu-
burg und Theiß
• Veröffentlichung des Jahres-Berich-
tes 1998-1999 auf CD-ROM sowie Vor-
bereitung der Jahresberichte 2000/2001
• Neuadaptierung der Messnetzzentra-
le und Weiterführung der Umstellung
auf eine modernere Version der Mess-
netzsoftware
• Durchführung der Qualitätssiche-
rungsvorgaben nach Maßgabe der
Möglichkeiten

Z ie le  2002
Eines der wesentlichen Ziele des NÖ Luft-
güteüberwachungsnetzes für das Jahr
2002 ist die ordnungsgemäße Überwa-
chung der Luftqualität in Niederösterreich
zur Erfüllung der legistischen und um-
weltpolitischen Vorgaben. Zur Erfüllung
dieser Aufgaben wird angestrebt, die da-
für notwendigen technischen und perso-
nellen Voraussetzungen in möglichst gu-
ter, aber auch rationeller Weise zu schaf-
fen, wobei besonders neue EU-Richtlini-
en zu berücksichtigen sind. Um die für
viele Bereiche interessanten Luftgüte-
messdaten einer breiten Öffentlichkeit zu-
gänglich zu machen, wird der Weg der
möglichst aktuellen und anschaulichen
Veröffentlichung der Schadstoff- und Wet-
terdaten mittels verschiedener Informa-
tionsschienen zielstrebig fortgesetzt.
Ebenfalls sehr wichtige Ziele der NÖ Luft-
güteüberwachung sind auch 2002 die
Feststellung der Luftqualität und deren
Entwicklung, die Dokumentation der Aus-
wirkungen von Umweltschutzmaßnah-
men und die Impulsgebung für Umwelt-
schutzaktivitäten bei sanierungsbedürfti-
gen Luftgütesituationen.

Bädertechnik
Schwerpunkte 2001

• Überprüfung des Standes der Tech-
nik in den kommunalen Frei- und Hallen-
bädern wie auch in den gewerblich ge-
nutzten Anlagen im Hotelgewerbe und
in Freizeiteinrichtungen

Lärm- und
Erschütterungsschutz

Schwerpunkte und
Probleme 2001

• Befunde und Gutachten über die Hö-
he der in der Nachbarschaft von Betrie-
ben und Anlagen zu erwartenden Lärm-
immissionen
• Beratung bei der Planung von Gewer-
be- und Industrieanlagen hinsichtlich
Lärmthematik, Prüfung der Standortfra-
ge und generelle fachliche Beratung
und Aufklärung
• Durch die Tendenz, Straßen- und
Schienenverkehrswege aus Lärm-
schutzgründen unterirdisch zu verle-
gen, kommt dem Erschütterungsschutz
steigende Bedeutung zu.
Mögliche Auswirkungen von Neuprojek-
ten werden bereits im Vorfeld der Pro-
jektierung untersucht.

Ziele 2002

• Schutz der Nachbarn vor unzumutba-
ren Lärmbeeinträchtigungen
• Schutz der Betriebe vor unberechtig-
ten Forderungen von Nachbarn

Abfallchemie und
Abfalltechnik
• Amtssachverständigentätigkeit und
Abgabe von gutachtlichen Stellungnah-
men bei Abfallrechts-, Wasserrechts-,
Umweltverträglichkeitsprüfungs- und
Gewerberechtsverfahren
• Festlegung des Standes der Technik
in der Abfallwirtschaft bei Genehmi-
gungs- und Überprüfungsverfahren
• Beurteilung der Abfalleigenschaften
nach Herkunft, Gefährlichkeitskriterien
und Zusammensetzung unter Berück-
sichtigung der Untersuchungsergebnis-
se
• Gefährdungsabschätzung von Abfall-
ablagerungen und -zwischenlagerun-
gen
• Bewertung und Festlegung der Maß-
nahmen von Verdachtsflächen und Alt-
lasten
• Abfallkonsensdefinition und Festle-
gung von Beweissicherungsmaßnah-
men bei Deponien
• Anordnungen von Kontrollmaßnah-
men bei Deponien (Eingangskontrolle,
Identitätskontrolle, Gesamtbeurteilung
etc.)
• Überprüfung der Konsensmäßigkeit
von Abfallablagerungen
• Beurteilung von betrieblichen Abfall-
zwischenlagern
• Festhalten des Standes der Technik
bei betrieblichen Abfallbehandlungsan-
lagen und Recyclinganlagen
• Festlegung von Sofortmaßnahmen bei
Grundwasserverunreinigungen und Un-
fällen mit wassergefährdenden Stoffen
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Schwerpunkte 2001

• Umweltverträglichkeitsprüfung AKW
Temelln im Rahmen des Übereinkom-
mens von Melk
• Teilnahme an der Tschechisch-Öster-
reichischen Energiepartnerschaft
• Öffentlichkeitsarbeit
• Arbeitskreis Anti-Atom
• Koordinierungsgespräch über Anti-
atomaktivitäten mit den Landtagsfraktio-
nen und Antiatom-Organisationen

Ziele 2002

• Einbringen des NÖ Standpunktes bei
der Umsetzung des Übereinkommens
von Melk und der Vereinbarung von
Brüssel im Zusammenhang mit dem
AKW Temelin
• Aktivitäten im Rahmen der Bemühun-
gen für das Abschalten der grenznahen
Risikoreaktoren
• Langfristig das Erreichen eines atom-
freien Mitteleuropas

Ziele 2002

Anpassung des Standes der Technik
bei bestehenden Abfallbehandlungsan-
lagen, Umsetzung abfallwirtschaftlicher
Zielvorgaben.

Umweltschutz-Aktionen
Schwerpunkte 2001

• Interreg-Ilc-Projekt: „Schritte und
Strategien zur Verbesserung der Um-
welt durch transnationale Kooperation
und Netzwerkbildung"
• Schwerpunkt Klimabündnis in der Re-
gion Bruck/L. - Hainburg - Schwechat
• Interreg-Illa-Projekt „Solarthermie NÖ
- Tschechien"
• NÖ Sonderförderung für klimarele-
vante Projekte
• Projekte in der Tschechisch-Österrei-
chischen Energiepartnerschaft
• Alternativenergieprojekt Emmausver-
ein
• EUPRI-Verein Naturgartenprojekt
• Projekt „Saubere Alpen"
• Insgesamt wurden 57 Förderungsan-
suchen bzw. Auftragsvergaben bearbei-
tet und mit Förderungs- und Kreditmit-
teln von rd. € 550.000,- honoriert bzw.
mitfinanziert.

Anti-Atomkoordinator

Das Aufgabengebiet des Anti-Atomko-
ordinators umfasst:
• Vertretung des Standpunktes des
Landes Niederösterreich in seiner Anti-
Atompolitik
• Verstärkter Erfahrungsaustausch mit
den Nachbarländern über Maßnahmen
zur Senkung des Energieverbrauchs
insgesamt und insbesondere des Ver-
brauchs von elektrischer Energie sowie
den Einsatz erneuerbarer Energieträger
und die Nutzung der Kraft-Wärme-
Kopplung
• Zusammenarbeit mit dem Atom-
rechtsbeauftragten des Landes NÖ so-
wie mit Bundesstellen, anderen Bundes-
ländern, nichtstaatlichen Organisatio-
nen und anderen Landesdienststellen

Abteilung Vermessung

Aufgaben und
Schwerpunkte 2001

Gemäß der Geschäftseinteilung der
Landesverwaltung lässt sich der Aufga-
benbereich der Abteilung Vermessung
in die Gruppen Vermessung, Grund-
buchsangelegenheiten und Liegen-
schaftsevidenz sowie NÖGIS unterglie-
dern.

- Naturdenkmal Peterwald in Dunkel-
stein, Ternitz
• Grenzrekonstruktionen im Bereich
- der Landwirtschaftlichen Fachschu-
len Edelhof, Pyhra und Gießhübl,
- der Landesjugendheime Korneuburg
und Pottenstein,
- des Landeskrankenhauses Tulln,
- der Baurechtsgründe in Teesdorf und
- der Fischerdeponie Theresienfeld.
• 37,9 km Rekonstruktion von Straßen
und Gerinnegrenzen
• Überprüfung von Anboten für ver-
messungstechnische Arbeiten
• Vermessung von Landes-, Bundes-
straßen und des öffentlichen Wasser-
gutes

Kilometer

Das ergibt eine Summe von 57,4 km
Vermessung und Planerstellung als Ei-
genleistung der Abteilung Vermessung
und 244 km Vergabe an Ingenieur-
Konsulenten für Vermessungswesen.
Dafür wurden Kreditmittel in der Höhe
von 14,8 Mio. S für die Landesstraßen,
4,5 Mio. S für die Bundesstraßen, für
das öffentliche Wassergut 1,7 Mio. S
und im Rahmen der Asfinag für Auto-
bahnen und Schnellstraßen S 398.000,-
an Budgetmitteln aufgewendet.
Für Gebühren, Planbescheinigungen,
Ankauf von erforderlichen Mappen-
blättern und Plandrucke wurden
S 746.000,- in Rechnung gestellt.

E rs te l l ung  und Nu tzung  der
d ig i t a l en  Ka tas t ra lmappe
(DKM)

Die Abteilung Vermessung unterstützt
im Zuge der Umstellung der Katastral-
mappe auf digitale Datenträger die Be-
reitstellung der DKM sowohl für die Lan-
desdienststellen in Form der kostenlo-
sen Abrufbarkeit von einem Datenserver
als auch für die Gemeinden durch ver-
billigte Abgabe der DKM samt Update-
Regelung. Dieses Service reduziert die
Kosten für die Gemeinden auf 30% des
beim Bundesamt für Eich- und Vermes-
sungswesen (BEV) zu entrichtenden Be-
trages.

Vermessung

Im eigenen Wirkungsbereich wurden
von der Abteilung Vermessung folgende
Vermessungen durchgeführt und die er-
forderlichen Pläne erstellt:
• Lagepläne
- Landeskrankenhaus Grimmenstein
- Wasserrechtsbehörde in Gmünd
- Landwirtschaftliche Fachschulen Edel-
hof, Gießhübl und Pyhra
- Landeskrankenhaus Tulln
- Museum Carnuntum
- im Rahmen der Denkmalpflege: La-
gepläne der Pfarrkirchen für die Ge-
meinden Flatz, Thernberg und Petronell
- Naturdenkmal Moorwiese in Tratten-
bach
- Naturdenkmal Kalktuffquelle in Lunz
am See
- Naturdenkmal Storchenwiese (Gmünd)

Neubestand V E
Landeshaupt- und Landesstraßen 145,2 12,9
Bundesstraßen 28,1 0,6
Autobahnen 13,8 0,8
Wasserbau 17,3 8,2
Altbestand V E
Landeshaupt- und Landesstraßen 1,7 22,7
Bundesstraßen 22,3 7,8
Autobahnen 15,6 —
Wasserbau - 1,4
V = Grenzverhandlung durch die Vermessungsabteilung mit an-
schließender Vergabe der Vermessung und Planerstellung an In-
genieur-Konsulenten für Vermessungswesen
E = Eigenleistung der Vermessungsabteilung
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Grundbuchsangelegenheiten
und Liegenschaftsevidenz für
landes- und bundeseigene
Grundstücke

Die Daten der bei der Abteilung Ver-
messung aufliegenden Liegenschaften
der Landes- und Bundesverwaltung
werden elektronisch geführt. Diese Da-
tei wurde gemeinsam mit den liegen-
schaftsverwaltenden Abteilungen erwei-
tert, verbessert und evident gehalten.
• Als Eigentümervertretung im Rahmen
des Vermessungsgesetzes wurden für
die Umwandlung von Grundstücken in
den Grenzkataster gemäß § 43 Abs. 6
VermG und Beurkundungen gemäß § 43
Abs. 5 VermG 1.029 Geschäftsfälle be-
arbeitet
• In 137 Geschäftsfällen musste an Ver-
handlungen in der Natur teilgenommen
werden und besonders im Bereich des öf-
fentlichen Wassergutes die Grenzen in der
Natur begangen und mit den betroffenen
Anrainern in der Natur festgelegt werden.
• Bearbeitung von 1.988 Grundbuchs-
beschlüssen in der abteilungseigenen
Liegenschaftsevidenz
• Erstellen von 26 Grundbuchsanträ-
gen für die Bundes- und Landesstra-
ßenverwaltung im Zusammenhang mit
Auflassungen oder Umlegungen von
Straßenzügen
• Bearbeiten von 523 Ladungen zu
Bauvorhaben gemäß § 19 NÖ Bauord-
nung betreffend Grenzen zum öffentli-
chen Wassergut
• Weiters war die Teilnahme an Ge-
richtsterminen in Grundbuchssachen
und Tagsatzungen erforderlich.

EDV-Bereich
• Installation MS-Outlook auf allen PCs
der Abteilung
• User-Verwaltung in der Novell-Netz-
werkumgebung
• Koordination bei der Entwicklung des
Einladungs-Programms GEAB-N durch
Dipl.-Ing. Arden. Installation der Testver-
sionen, Test des Programms, Einschu-
lung der Mitarbeiter, Koordinierung der
Fehlerbehebung und Verbesserung der
Funktionalität.
• Installation des Programms ARS-Re-
medy
• Wartung der Datenbanken der
Abteilung Vermessung in Zusammenar-
beit mit der Abteilung Landesamtsdirek-
tion - Informationstechnologie
• Betreuung der Software rm-GDB in
der Landesverwaltung (v. a. bei anderen
Abteilungen), Installation von rd. 20 Li-
zenzen, Einschulung der betreffenden
Mitarbeiter
• Periodische Update-Installation der
rm-Data-Software vom Internet auf PCs
• Update-Installation des Programms
Auto-Cad Map 2000i auf allen CAD-PCs
der Abteilung
• Laufende Hilfestellung und Problem-
lösungen im IT-Bereich für die Mitarbei-

ter der Abteilung sowie teilweise abtei-
lungsübergreifend bei Problemen, die
den Betrieb der Grundstücksdaten-
bank, Vermessungssoftware oder CAD-
Software betreffen.
• Verwaltung des gruppeneigenen Vi-
deobeamers
• Listen- und Formularerstellung für ab-
teilungsinterne Zwecke (Unterstützung
der Kanzlei)
• Unterstützung der Forschungsarbeit
anderer Abteilungen durch CAD-Planer-
stellung, Auswertung und Ausdrucke

NÖ Geo-Informationssystem
(NÖGIS)

Rückb l i c k  - Z ie le  für 2001

• Die Weiterentwicklung des IMAP (des
geografischen Auskunftsdiensts im In-
tranet der NÖ Landesverwaltung) konn-
te nicht in der geplanten Form realisiert
werden, da die zwei beauftragten Unter-
nehmer die Zusammenarbeit mit NÖGIS
aufkündigten.
• Bei der Pflege der Basisdaten, insbe-
sondere der Aktualisierung des Straßen-
graphen auf Stand April 2000 und der
100%-igen Flächendeckung bei den Or-
thofotos war man hingegen erfolgreich.
• Die Aufbereitung einer ersten Gruppe
von Natura-2000-Gebieten (alpine Ge-
biete) digital im GIS und analog als Kar-
te bildete einen wesentlichen, in diesem
Ausmaß nicht erwarteten Tätigkeits-
schwerpunkt des Jahres 2001.

Ve rwa l t ung  und Be re i t s t e l l ung
von Bas i sda ten

Folgende Datenbestände wurden nach-
geführt:
• topografische Karte-Vektorformat
1 : 500.000 (Situation) (vom BEV)
• Orthofotos (schwarz/weiß, vom BEV):
100% Flächendeckung für NÖ
• Standorte der Handymasten
• NÖ Straßengraph (mit Stand 04/2000)
Folgende Daten kamen neu zu den NÖ-
GIS-Basisdaten: Natura-2000-Gebiete -
Detailabgrenzungen (FFH) für die alpi-
nen Gebiete Ötscher-Dürrenstein, Wie-
nerwald und Rax-Schneeberg sowie für
das Steinfeld.
Das Thema der geocodierten, d. h. mit
Koordinaten versehenen Gebäudeadres-
sen für das Land NÖ wurde aufbereitet
und erste Anbote wurden eingeholt.
Im Jahre 2001 wurden in 76 Fällen Da-
ten an Auftragnehmer des Landes im
Beschaffungswert von rd. 7,1 Mio. S
(0,5 Mio. €) abgegeben. Weiters gab es
77 entgeltliche Abgaben von Karten
und Daten.

RAPIS

Zum INTERREG-Projekt RAPIS (=
Raum-Projekt-Informations-System),
welches in Kooperation der Länder
Wien, NÖ und Burgenland durchgeführt

Für Regionen in Niederösterreich, in de-
nen noch keine DKM besteht, laufen
derzeit über Initiative der Vermessungs-
abteilung zwei Rahmenprojekte mit dem
BEV, die eine beschleunigte Erstellung
der DKM zum Ziel haben. Durch Zusam-
menarbeit und Kostenteilung aller inter-
essierten Institutionen - BEV, Gemein-
den, EVU, Land - wird das flächende-
ckende Vorliegen der DKM in den
nächsten Jahren angestrebt. Die Bera-
tung der Gemeinden sowie die Koordi-
nierung der Projekte führt die Abteilung
Vermessung durch.
Falls die DKM als Grundlage für ein di-
gitales ' örtliches Raumordnungspro-
gramm verwendet wird, sind die DKM-
Erstellungskosten auch förderungswür-
dig (siehe Abteilung Raumordnung und
Regionalpolitik).
Von den 3.038 Katastralgemeinden in
NÖ sind derzeit 1.980 Katastralgemein-
den in digitaler Form in der Abteilung
Vermessung vorhanden. Im vergange-
nen Arbeitsjahr wurden die Daten von
weiteren 164 Katastralgemeinden ange-
kauft, so dass ca. 75% der NÖ Landes-
fläche in digitaler Form vorhanden ist.
• 90 Katastralgemeinden wurden an
die Gemeinden weitergegeben und 205
Gemeinden erhielten DKM-Updates.
• 164 Katastralgemeinden wurden an
die EVN verkauft.
• 190 Katastralgemeinden wurden an
die Stadt Wien, MA 41 (Vermessung),
verkauft.
• 1.172 Katastralgemeinden wurden an
Auftragnehmer des Landes abgegeben.
• 281 Katastralgemeinden wurden an
Abteilungen des Landes für den Amts-
gebrauch weitergegeben.
127 Gemeinden haben Absichtserklä-
rungen betreffend Mitwirkung an der
DKM-Erstellung abgegeben. 82 Projek-
te der DKM-Erstellung sind vertraglich
zwischen dem Bundesamt für Eich- und
Vermessungswesen und der Bundesin-
genieurkammer abgeschlossen worden.
Für das DKM-Projekt Wien-Umland konn-
te die Vergabe von Lufbildauswertungen
im Projektgebiet Schwechat, Teilen der
Vermessungsbezirke Baden und Wr.
Neustadt in die Wege geleitet werden

GPS-Messung

Durch den Einsatz von GPS-Messung
konnten 2001 folgende Arbeiten erledigt
werden:
• Einmessung von Teilen eines 380 ha
großen Weidegebietes am Dürnstein in
Zusammenarbeit mit der Agrarbezirks-
behörde
• Anschlussmessungen an das Fest-
punktfeld des Bundesamtes für Eich-
und Vermessungswesen
• Kontrolle von Trockenbaggerungen
für wasserrechtliche Behördenverfahren
• Nationalpark Thayatal
• Messungen im Bereich des March-
feldkanals
• Messungen für den Naturschutz
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wurde, hat NÖGIS auf Basis der Eigen-
entwicklung „Geokatalog", einem daten-
bankgestützten Nachweis der vorhan-
denen NÖGIS-Geodaten (= Metadaten-
katalog), wertvolle Beiträge geliefert.
NÖGIS hat nicht nur Daten, sondern
auch wesentliche Beiträge zum Konzept
und zur Struktur geleistet. Mit RAPIS
steht ein Instrument für die vernetzte
Abfrage von Daten und Projekten über
das Gebiet der „Vienna Region" zur Ver-
fügung (http://195.212.98.56/scripts/bd/
bd5/noegis/geokatalog/ suche.asp).

GIS-Sof tware

Derzeit sind folgende GlS-Softwareli-
zenzen bei NÖGIS registriert:
28x ArcView 3.2 (Desktop GIS), 9x Arc-
Info 8.1, 1x TIN, 1x GRID (Rasterdaten-
analyse), 1x ArcView Internet Mapser-
ver 1.0a (IMAP), 1x ArcIMS 3 Internet
Mapserver, 1x MapObjects Developer’s
Kit Ver. 2 und 300x MapObjects 2 Run-
time-Lizenzen (GIS-Entwicklungsumge-
bung)

IKI - I n te rne t -Ka tas t rophen -
i n fo rma t i onssys tem

Ziel von IKI ist die länder- und staats-
grenzenüberschreitende Bereitstellung
von Points Of Interests (POIs) für den Zi-
vil- und Katastrophenschutz mittels in-
ternet. So können u. a. die Standorte
von Feuerwehren, BHs, Krankenhäu-
sern und Einsatzzentralen mit ihren Attri-
buten wie Ansprechpartner, Tel., Fax, e-
mail abgefragt werden. IKI ist als Proto-
typ für ein sog. GIS-Portal für länder-
überschreitenden Geodatenaustausch
zu sehen. Die österreichische Federfüh-
rung liegt bei Tirol/TIRIS, von NÖGIS
sind etwa 75% der POIs (von der Abtei-
lung Feuerwehr und Zivilschutz ge-
nannt) erfasst.
Details: http://tiris.tirol.gv.at/iki/iki.cfm

NÖGIS-Bearbe i t ungen
(Auswah l )

• Abt. Vermessung, NÖGIS-Zentrale
- IMAP: Entwicklung der Version 2 mit
verbesserter Verfügbarkeit und Perfor-
mance
- DKM: Konvertierung der DXF-Daten
in ein GIS-taugliches Format
- Homepage NÖGIS: Neukonzeption
- NÖGIS im Intranet: Konzept für die in-
terne Präsentation von relevanten Infor-
mationen
- NÖ Landesausstellung 2001: Geodä-
ten für bewegte Visualisierungen
• Unterstützung für folgende Dienst-
stellen:

- Abteilung Naturschutz. Natura 2000 -
Übernahme und Verwaltung der Daten,
Kartenerstellung für die Regierungssit-
zung und das Begutachtungsverfahren
- Abteilung Wasserwirtschaft. Wasser-
datenverbund (WDV) - Verknüpfung al-
ler Daten im Themenbereich Wasser mit
Einbeziehung der GIS-Technologie:
Realisierung
- Abteilung Forstwirtschaft. Konzept
zum GIS-Einsatz auf den Bezirksforstin-
spektionen (BFI-GIS)

Schu lungen

Von der NÖGIS-Zentrale wurden an 21
Bezirkshauptmannschaften jeweils ca. 8
Personen in der IMAP-Bedienung ge-
schult. ■

Präsen ta t i onen ,  Vor t räge

Präsentation für LR Sobotka und LR
Gabmann und die Gruppe Straße;
CORP-Tagung Wien (Vortrag zum Meta-
datenkatalog).

• Bedingt durch obige Umstände kam
es auch zu Störungen beim IMAP-Be-
trieb.
• Die mögliche Privatisierung des Bun-
desvermessungsdienstes und eine
noch nicht vorhandene österreichische
Geodatenpolitik haben den effizienten
Fluss von Geodäten zwischen Bund,
Land und Gemeinden behindert.

Ziele 2002

Schwerpunkt der Tätigkeit der Vermes-
sungsabteilung wird immer mehr die ko-
ordinierte Bereitstellung von digitalen
Plangrundlagen für die gesamte Lan-
desverwaltung.
Die Erarbeitung der Entscheidungs-
grundlagen für den Ankauf digitaler Or-
thofotos für die verschiedensten Aufga-
bengebiete der Landesverwaltung,
auch unter Berücksichtigung der Be-
dürfnisse von Gemeinden, wird abge-
schlossen.
Im Bereich der DKM-Erstellung wird der
erfolgreiche Abschluss der laufenden
DKM-Projekte mit Ende 2002 eine we-
sentliche Verbesserung der vorhande-
nen digitalen Unterlagen bringen.
Die Einbringung von Vermessungser-
gebnissen in den GIS-Datenbestand
wird verstärkt werden (z. B. Naturdenk-
male . . .).

NÖGIS

• IMAP Version 2. Eine Umstellung auf
die Software ArcIMS 3 soll die Verfüg-
barkeit und die Performance erhöhen.
Weiters wird das inhaltliche und funktio-
nelle Angebot erweitert.
• Pflege der Basisdaten und Metada-
ten. Die Migration der DKM-Daten auf
den Geodatenserver samt Neuordnung
der Zugriffsstruktur, eine Methode für
die laufende Aktualisierung des Stra-
ßengraphen und eine Weiterentwicklung
der Metadatenbank werden angestrebt.
• Nutzung der Web-Technologie. Im In-
ternet soll die Homepage aufpoliert,
Karten mittels Mapserver oder zum
Download zur Verfügung gestellt wer-
den und intern ist die Ausweitung des
Informationsangebotes geplant.

Probleme 2001

• Die Qualität der im Rahmen von Bau-
verfahren Privater zur Beurteilung vor-
gelegten Lagepläne hat sich nicht ge-
bessert und stellt nach wie vor ein Pro-
blem für die Eigentümervertretung als
Anrainer durch die Abt. Vermessung
dar.
• Die Vergabe von Vermessungsleis-
tungen an Ingenieurkonsulenten für Ver-
messungswe.sen erfolgt weiterhin von
mehreren Abteilungen der Landesver-
waltung. Daraus ergeben sich die be-
reits in früheren Tätigkeitsberichten auf-
gezeigten Mängel auch im Berichtsjahr.
• Die Kooperation von Gemeinden bei
der grundbücherlichen Durchführung
von Straßenbaumaßnahmen und deren
Grundbeanspruchungen ist teilweise
mangelhaft und führt bedauerlicherwei-
se zu Verzögerungen bei der Verbüche-
rung der Teilungspläne.

NÖGIS

• Die Aufkündigung der Zusammenar-
beit durch die zwei Hauptauftragnehmer
hat das erreichte Niveau an Serviceleis-
tung empfindlich beeinträchtigt.
• Die kurzfristigen und fallweise sehr
umfangreichen Anforderungen im- Zu-
sammenhang mit Natura 2000 haben
NÖGIS zeitweise an den Rand der Leis-
tungsfähigkeit gebracht.
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Statistik 2001
Die geschätzten Gesamtherstellungs-
kosten der Bauvorhaben betragen rund
695,480 Mio. € (9,57 Mrd. S).
Die Baurate der abgewickelten Vorha-
ben belief sich auf rund 198,397 Mio. €
(2,73 Mrd. S).

Ziele 2002
• Umsetzung des standardisierten Ver-
gabeverfahrens - Projekt Sta-V
• Definition und Erarbeitung von Quali-
tätsstandards im Zuge des Effizienzpro-
jektes
• Einführung einer Leistungserfassung
• Schulung der Mitarbeiter in Bezug auf
die Leistungsanpassung aus dem Effizi-
enzprojekt
• Laufende Betreuung und Unterstüt-
zung der EDV-Anwender
• Teilnahme an Arbeits- und Fachaus-
schüssen
• Wahrnehmung aller Koordinierungs-
aufgaben auf dem Personal-, Sach- und
Fachsektor
• Baukoordination mit Prognose des
Jahresbauvolumens

Schwerpunkte 2001
• Im Rahmen des Effizienzprojektes
Ausarbeitung und Erstellung eines Kon-
zeptes für die Organisations- und Struk-
turänderung in der Gruppe Hochbau mit
den Schwerpunkten Leistungsbereini-
gung, Personalentwicklung und Quali-
tätssicherung
• Ausgliederung der Abteilung Bun-
deshochbau
• Erarbeitung von Standards für Verga-
beverfahren - Projekt Sta-V
• Schulung der Mitarbeiter für die Inter-
net- und e-Mail-Anwendung
• Einführung des EDV-unterstützten Rei-
segebührenantrages und Mitarbeiterver-
waltung

Abteilung Landeshochbau

Schwerpunkte 2001

Organisation

• Umsetzung der vom Lenkungsaus-
schuss freigegebenen Umstrukturierung
• Zusammenführung der Mitarbeiter
durch Übersiedlung in eine Ebene

Aufgabenbereich

• Planung und organisatorische Durch-
führung von Neu-, Zu- und Umbauten
der landeseigenen Objekte für Bezirks-
hauptmannschaften, Gesundheits-, Kul-
tur- und Museumswesen, Pflege- und
Jugendheime, Berufsschulen sowie der
landwirtschaftlichen Bildungsangele-
genheiten
• Umsetzung der Leistungsbereinigung
im Kernaufgabenbereich
• Strukturberatung - Mitarbeit in Pro-
jektteams für regionale und landesweite
Zielsetzungen, z. B. Donauklinik Tulln-
Gugging
• Entscheidungsfindungen bei den Ver-
gabeverfahren für die immateriellen
Leistungen, gern. NÖ Landesvergabe-
gesetz

• Bauprojektbearbeitung - Vertretung
des Projektveranlassers bezüglich der
hochbaulichen und haustechnischen
Angelegenheiten
• Start von Pilotprojekten, wiez. B.: Lan-
desberufsschule Pöchlarn, Landes-Pen-
sionisten- und -Pflegeheim Zistersdorf
• Sachverständigentätigkeit und För-
derwesen - Entsendung von Sachver-
ständigen nach dem Krankenanstalten-
gesetz, Sozialhilfegesetz, Schul- und
Kindergartengesetz. Beratungstätigkeit
im Zusammenhang mit diesen Verfah-
ren
• Kontrolle der widmungsgemäßen Ver-
wendung von Fördermittel im Schul-
und Kindergartenbau

Statistik 2001

• Sonderaufgaben - Vortrags- und Prü-
fungstätigkeit, Sonder- und Sammelaus-
schreibungen, Erhebung der NÖ Bauin-
vestitionen
• Stellung von Experten zur Beratung bei
Gesetzesentwürfen bzw. -änderungen
• Entsendung von Mitgliedern für Prü-
fungskommissionen
• Bauprojektmanagement, Begutach-
tung und Überwachung von Planungen,
Koordinierung von Planungsbeauftrag-
ten, geschäftliche und technische Ober-
leitung, Durchführung von Ausschrei-
bungen und Auftragsvergaben, Bauauf-
sicht und Koordinierung der Fachabtei-
lungen, Abnahme der Bauleistungen
und Abrechnungsarbeiten

Bauvorhaben Anzahl Gesamtkosten
€ S

Baurate 2001
€ S

Landesbauten 151 474,359.425,30 6.527,328.000,- 81,809.408,- 1.125,722.000,-
Gemeindebauten 320 215,017.014,45 2.958,700.000,- 84,272.145,- 1.159,610.000,-
Museen 5 6,786.479,94 93,384.000,- 566.848,- 7,800.000,-

Gesamt 476 696,163.019,64 9.579,412.000,- 166,648.401,- 2.293,132.000,-

219



Gruppe Hochbau

Abteilung- Haustechnik

Schwerpunkte 2001

• Wahrnehmung der Aufgaben und
Zielsetzungen der yVirtschaftsverwal-
tung auf dem Gebiet der Haustechnik
• Kontaktnahme und Zusammenarbeit
mit öffentlichen Dienststellen sowie in
Form der Amtshilfe mit dem Landes-
schulrat für Niederösterreich und dem
Gewerblichen Berufsschulrat für Nieder-
österreich
• Zusammenarbeit rriit Gemeinden, Ge-
meindevertreterverbänden, Leasingge-
sellschaften und Bauträgern
• Kontaktnahme mit sonstigen Rechts-
trägern, wie Elektrizitäts- und Energie-
versorgungsunternehmen, der Energie-
verwertungsagentur, Vorschriften- und
Normenausschüsse usw.
• Planung und bautechnische Betreu-
ung von haustechnischen Anlagen in
Neu-, Zu- und Umbauten, wie z. B. für
Hochschulen und wissenschaftliche An-
stalten, land- und forstwirtschaftliche
Schulen, Amtsgebäude, Landeskran-
kenhäuser, gewerbliche Landesberufs-
schulen, landwirtschaftliche Fach- und
Berufsschulen, Landesjugendheime,
Landespensionistenheime, Landespfle-
geheime, Stiftungshäuser, Landesaus-
stellungen und Museen, niederösterrei-
chische a. ö. Krankenanstalten, Pflicht-
schulen, Kindergärten
• In Zusammenarbeit mit der Ge-
schäftsstelle für Energiewirtschaft wur-
den Maßnahmen zur Einsparung von
Energie gesetzt. Zur Verwendung alter-
nativer bzw. erneuerbarer Energien wur-
de die Entwicklung derselben beobach-
tet, Untersuchungen in wirtschaftlicher
und technischer Hinsicht angestellt und
gegebenenfalls der Einbau entspre-
chender Anlagen veranlasst. Die Bera-
tung bei der Entscheidung für Nah- bzw.
Fernwärme und beim Abschluss von
Strom- und Wärmelieferverträgen wird
sehr geschätzt.

• Die in Heizungsanlagen eingesetzte
geregelte Strahlpumpe brachte gute
technische und wirtschaftliche (Investi-
tion, Strom, Wartung) Ergebnisse, und
es wird ihr Einsatz weitergeführt wer-
den. Die Kraft-Wärme-Kupplungsanla-
gen (Blockheizkraftwerke) in diversen
NÖ Krankenanstalten werden weiter be-
obachtet, und für das a. ö. Krankenhaus
Zwettl wurde eine städtische Anlage in
der Ausführungsphase beratend beglei-
tet.
• Der Schwerpunkt lag weiterhin auf
dem Ausbau der mit einem überdurch-
schnittlich hohen Anteil an Haustechnik
ausgestatteten, technisch komplizierten
NÖ Krankenanstalten, den Neu- und Zu-
bauten der Landespensionistenheime,
Landesberufsschulen und Landwirt-
schaftlichen Fachschulen sowie weite-
ren Großbauvorhaben des Landes. Fast
alle fördertechnischen Anlagen, viele
Großküchen sowie medizinische Groß-
geräte der Krankenhäuser wurden ne-
ben einzelner Bauvorhaben besonders
des Landes Niederösterreich durch Mit-
arbeiter der Abteilung selbst projektiert,
ausgeschrieben und bis zur Übergabe
betreut.
• Großen Arbeitsaufwand erforderten
die Entscheidungsfindungen bei den
Vergabeverfahren für die immateriellen
Leistungen, die gern, dem NÖ Landes-
vergabegesetz bzw. der ÖNORM
A 2050 ausgeschrieben wurden. Auch

Statistik 2001

die Erstellung der Gewerkeausschrei-
bungen und der Vergabevorschläge
wird immer komplexer und bedarf lau-
fender Anpassungen und großer Eigen-
initiativen.
• Übergabe aller Bundesbauten an die
IMB (Immobiliengesellschaft des Bun-
des), wobei viele Bauvorhaben, die sich
Anfang 2001 vor Fertigstellung bzw. Ab-
rechnung befunden, haben noch zu En-
de geführt wurden.

Ziele 2002

• Moderne und betreiberfreundliche
Anlagen wirtschaftlich und dem Budget-
rahmen entsprechend errichten, wobei
die rasche Entwicklung der Technik be-
sonders im Haustechnikbereich und die
laufenden praktischen Erfahrungen in
die Planung und Ausführung der haus-
technischen Anlagen einfließen.
• Beobachtung des Energiemarktes,
um Bauentscheidungen in diesem Be-
reich treffen und Energie-Lieferverträge
richtig vergleichen und beurteilen zu
können.
• Verringerung von Schadstoffen in den
Emissionen der Heizungsanlagen durch
Wahl des Energieträgers und Beobach-
tung der Entwicklung am Sektor Alterna-
tivenergie und Umweltschutz unter Aus-
nützung neuester Technologien.

Bauvorhaben Anzahl Gesamtkosten Baurat
Mio. €

e2001
Mio. S

Landesbauten 77 *) 31,237.545,69 429,838.000,-
Gemeindebauten 7 *) 742.716,36 10,220.000,-
Museen und Ausstellungen 4 *) 130.302,39 1,793.000,-
Gesamt 88 32,110.564,44 441,851.000,-
*) Summe in Gesamtkosten der Statistik der Abteilung Landeshochbau enthalten
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Der NÖ Straßendienst als größtes Dienst-
leistungsunternehmen unseres Landes
ist für den Ausbau und die Erhaltung der
rd. 14.000 km Autobahnen, Bundes- und
Landesstraßen sowie der zugehörigen
4.920 Brücken verantwortlich. Die Ge-
währleistung größtmöglicher Verkehrssi-
cherheit ist eine der wichtigsten Dienst-
leistungen unseres Landes. Rund 3.800
Mitarbeiter stehen in den 72 Straßen- und
Brückenmeistereien, den 8 Bauabteilun-
gen sowie in den 8 zentralen Abteilungen
im Einsatz.

zen. Die Gruppe Straße hat in einer
Strukturreform die notwendigen Wei-
chenstellungen geschaffen. Die neue
Abteilung Großprojekte wird künftig als
Stabstelle für die Planung und Bauaus-
führung von Großbauvorhaben wie etwa
den Bau der A 5 Nord-Autobahn, die
Nord-Ost-Umfahrung von Wien oder die
Spange Kittsee verantwortlich sein. Ziel-
setzung war es, ein Kompetenzzentrum
zu schaffen, das eine möglichst rasche
Umsetzung von Großprojekten sicher-
stellt. Diese Neustrukturierung bringt ei-
nen wesentlichen Modernisierungs-
schub und gleichzeitig auch die Mög-
lichkeit, die als starr geltende Verwal-
tung schlanker, schlagkräftiger und mo-
biler zu machen.

Sicherheit im Gegenverkehr

Um in Zukunft Unfälle wie u. a. das
schwere Busunglück im Jahre 2000 auf
der A 1 Westautobahn bei Pöchlarn zu
vermeiden, .hat das Land 2,54 Mio. €
(35 Mio. S) für neue Sicherheitsvorkeh-
rungen investiert. Erstmals in Österreich
wurden bei Generalerneuerungen auf
der A 1 Westautobahn (Melk und Haag)
in Gegenverkehrsbereichen starre Mit-
teltrennungen in Form von durchgehen-
den Betonleitwänden bzw. Stahlleit-
schienen aufgestellt. In erster Linie soll
damit verhindert werden, dass Fahrzeu-
ge, die von der Fahrbahn abkommen, in
den Gegenverkehr geraten.
Ein ganzes Sicherheitspaket soll die Au-
tofahrer in den Großbaustellen auf der
A 1 und A 2 besonders schützen. Ein ei-
gens dafür beigezogener bekannter Un-
fallforscher hat alle neuralgischen Berei-
che der Verkehrsführung bei den Bau-
stellen auf mögliche Gefahrenquellen
vorab untersucht. Dabei wurde der ge-
samte Baustellenbereich auch virtuell
befahren, um noch schlüssigere Hinwei-
se zu erhalten. Das Sicherheitspaket
umfasst die gesamten Abmessungen,
die Übersichtlichkeit und eine eigene,
noch widerstandsfähigere Mitteltren-
nung in den Verschwenkbereichen. Für
die Einhaltung der vorgeschriebenen
Geschwindigkeiten wurden eigens mo-
bile Tempoanzeigen installiert, ergänzt
durch stationäre Radaranlagen. Eigene
Hinweisschilder weisen auf die Radar-
überwachung und auch auf die verblei-
bende Länge des Baustellenbereiches
hin.
In einer Vorher-/Nachher-Untersuchung
wurde die Wirksamkeit dieser neuen Si-
cherungsmaßnahmen überprüft. Ergeb-
nis: Durch die starre Mitteltrennung und
die Zusatzmaßnahmen konnte im Unter-
suchungszeitraum ein Rückgang bei
den Personenschadenunfällen gegen-
über Trennung lediglich durch Boden-
markierung von ca. 60% festgestellfwet-
den (d. h. Rückgang um zwei Drittel).

Verländerung der
Bundesstraßen

Im Zuge der Bundesstaatsreform-Dis-
kussion wurde in den letzten 10 Jahren
oftmals insbesondere von Seiten der
Bundesländer die Forderung nach „Ver-
länderung“ der Bundesstraßen B erho-
ben.
Durch die Aufhebung bzw. Verkleine-
rung dieses Bereichs der Auftragsver-
waltung erwartete man sich eine Verrin-
gerung des Verwaltungsaufwandes, ei-
ne Beschleunigung der Entscheidungs-
und Genehmigungsprozesse und die
Vermeidung von Reibungsverlusten.
Seit 1989 wurden mehrere größere An-
strengungen zur Übergabe der Bundes-
straßen an die Länder übernommen. Sie
scheiterten im wesentlichen an der Hö-
he und der Sicherstellung des Abgel-
tungsbetrages, weiters an Fragen der
Netzgestaltung und zahlreichen Detail-
fragen. Unter dem Vorsitz von LH Dr. Er-
win Pröll in der Landeshauptleutekonfe-
renz wurden nun im 2. Halbjahr 2001 in
Zusammenarbeit mit der Bundesregie-
rung die notwendigen Weichenstellun-
gen für die Verländerung geschaffen.
Die wichtigsten Bundesstraßen (be-
mautbar) sollen an die ASFINAG über-
tragen werden und das übrige Bundes-
straßennetz den Ländern zugeteilt wer-
den.

Schwerpunkte 2001
Winterdienst
www.sicher-im-winter.at

Der Winter 2000/2001 war in Bezug auf
Kosten, Schneefallmengen, Winter-
diensteinsatztage im statistischen
Schnitt gesehen mild. Gesamtkosten
von 26,16 Mio. € (360 Mio. S) waren er-
forderlich, um eine größtmögliche Ver-
kehrssicherheit auf unseren Straßen zu
gewährleisten.
Der Winter, verbunden mit seinen kom-
plexen Naturerscheinungen, stellt den
NÖ Straßendienst alljährlich vor große
Herausforderungen. Die Natur ist eben
nicht programmierbar, doch durch die
Unterstützung mit vielseitigen Wetterin-
formationen, Messungen und statisti-
schen Auswertungen können die Pro-
bleme auf ein Minimum reduziert wer-
den. Als Service für die Öffentlichkeit
hat der NÖ Straßendienst gemeinsam
mit dem ÖAMTC eine Information via in-
ternet unter der web-Adresse http://
www.sicher-im-winter.at erstellt. Winter-
dienstvorbereitungen, Information über
Salz und Splittstreuung werden ebenso
geboten wie Tips über winterfitte Autos,
Winterreifen usw.
Der gesamte Winterdienst erfordert ein
hohes Maß an Sach- (Material, Maschi-
nen und Geräte) und Personalaufwand.
An Tagen, an denen rund um die Uhr
geräumt und gestreut werden muss,
sind bis zu 1.500 Mitarbeiter im Einsatz.
Vom 14.000 km langen Straßennetz wur-
den rd. 4.100 km mit Salz (42.000 t) und
rd. 9.100 km mit Splitt (173.000 t) be-
streut. Auf ca. 800 km des Landesstra-
ßennetzes besteht eine Wintersperre.

Vier neue Planungsregionen

Angesichts der bevorstehenden EU-
Osterweiterung wurde auch das höchst-
rangige Straßennetz neu konzipiert, um
rechtzeitig die nötigen Weichenstellun-
gen für die wirtschaftlichen und touristi-
schen Beziehungen zu unseren neuen
EU-Nachbarländern zu schaffen. Viele
neue Großprojekte sind daher mit Zeit-
horizont 2010 zu planen und umzuset-

Vo r te i l e

• Entfall einer Bewilligungshierarchie im
Straßenbau (BMVIT), d. h. Rückzug des
Ministeriums auf reine Behördenfunktion
mit Kernkompetenz - Erlassung von
Verordnungen und Richtlinien für das
höchstrangige Netz, das zur Gänze an
die ASFINAG übertragen werden soll.
• Beschleunigung der Genehmigungs-
verfahren
• Möglichkeiten einer außerbudgetären
Finanzierung
• Für die verländerten Strecken freier
Handlungsspielraum bei Prioritätenrei-
hung, Gestaltung und Finanzierungsfor-
men
• Weitere Rationalisierungspotentiale
durch privatwirtschaftliche Betriebsform
• Entfall der Doppelgleisigkeiten in der
Buchhaltung durch Anwendung eines
einheitlichen Landesverrechnungssys-
tems
• Verringerung des Verwaltungsauf-
wandes
• Durch die Verländerung werden auch
die Liegenschaften, Geräte und Gebäu-
de als Kapital eingebracht. Dadurch
sind Finanzierungs- bzw. Betreibermo-
delle möglich.
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Abteilung Allgemeiner Straßendienst

Bürgerinformation
„Straße und Verkehrssicherheit“ sind in
vielen Medien, sowohl Print- wie auch im
elektronischen Bereich, zentrales Thema.
Deshalb haben sich auch die Anforderun-
gen für die Pressearbeit in der Gruppe
Straße enorm erhöht. Vor allem die zahl-
reichen Straßen- und Brückenprojekte,
deren Realisierung, Prioritätenreihung
und aktueller Bauzustand waren ange-
sichts der angespannten Budgetlage des
Landes und des Bundes immer wieder
Ziel medialen Interesses. Die Medien wur-
den von der Gruppe Straße jeweils ab-
hängig von der regionalen bzw. überre-
gionalen Bedeutung eines Bauvorhabens
über den Landespressedienst bzw. auf
direktem Weg informiert.
Wurden wichtige Projekte begonnen
bzw. abgeschlossen und fertig gestellt,
dann wurden gesonderte Veranstaltun-
gen (Spatenstichfeiern, Eröffnungen,
Pressekonferenzen etc.) organisiert und
Informationen über das Bauvorhaben
öffentlichkeitswirksam aufbereitet. Mit
eigens erstellten Informationsbroschü-
ren wurden die Informationen im Einzel-
fall noch intensiviert.
2001 wurden u. a. der Spatenstich für
Südumfahrung Tulln II, Anschlussstelle
Hollabrunn West, offizielle Eröffnungen
für Anschlussstelle Oed, Bauvorhaben
B 41 Rindlberg, für die Umfahrung Am-
stetten Teil I und eine feierliche Ver-
kehrsfreigabe für die Donaubrücke
Pöchlarn durchgeführt. Die Pressekon-
ferenz z. B. zum Thema „starre Mittel-
trennung im Gegenverkehrsbereich“
fand ein hohes Medienecho, was die
Wichtigkeit der Pressearbeit unter-
streicht. Auch zahlreiche kleinere regio-
nale Bauvorhaben wie neue Ampelanla-
gen, Schutzwege oder Kleinbauvorha-
ben konnten in eigenen Presseveran-
staltungen für eine breite Öffentlichkeit
transparent gemacht werden.
Wichtiger Teil der Öffentlichkeitsarbeit
war auch die interdisziplinäre Zusam-
menarbeit mit Interessenvertretern von
Autofahrerklubs, Kuratorium für Ver-
kehrssicherheit, Landesgendarmerie,
Vertretern der Bauwirtschaft und den
Sondergesellschaften ASFINAG und
ÖSAG. Durch Intensivierung der Infor-
mationsschienen konnten die unter-
schiedlichen Interessen weitgehend im
Vorfeld abgestimmt und so medial aus-
getragene Konflikte von vornherein ver-
mieden werden. Themen wie schwere
Verkehrsunfälle, Staus auf Autobahnen,
Sicherheit von Schulkindern und Senio-
ren usw. schaffen bei der Bevölkerung
Betroffenheit. Zielsetzung der Pressear-
beit ist es, dem gestiegenen Informa-
tionsbedürfnis der Menschen durch kor-
rekte Darstellungen zu begegnen und
für die straßenbäulichen Maßnahmen in
der Öffentlichkeit Verständnis zu erwe-

cken. Neben der Tagespresse wurden
laufend auch Beiträge für Fachzeit-
schriften verfasst und so vertiefte Sach-
information an spezielle Zielgruppen
weitergegeben.
Insgesamt gewinnt Öffentlichkeitswirk-
samkeit weiter an Bedeutung und soll fi-
xer Bestandteil von Zeitablaufplänen bei
allen Bauvorhaben sein.

Strategisches
Controlling
Schwerpunkte 2001

Das Jahr 2001 war gekennzeichnet von
vielen Änderungen. Zu Beginn wurde
der Fachbereich von „Finanzplanung
und Controlling“ auf „Strategisches
Controlling“ umbenannt.
Folgende Änderungen im Aufgabenbe-
reich wurden vorgenommen:
• Übergabe des Projektcontrollings
„Weiße Mappen" an die Abteilung Bun-
desstraßenbau
• Übergabe der Kostenrechnung an
die Abteilung Straßenbetrieb
• Übergabe der Planungsagenden für
die Nordautobahn an die Abteilung
Großprojekte
Folgende Themenbereiche bildeten den
Schwerpunkt der Arbeit:
• Assistenztätigkeit für den Grup-
penleiter. Infolge des Generalverkehrs-
planes und der Verländerung der Bun-
desstraßen waren viele Sitzungen im
Rahmen der Straßenreferenten der Bun-
desländer mit dem Vorsitz von Nieder-
österreich erforderlich.
• Generalverkehrsplan. Festlegung
der Infrastrukturmaßnahmen auf dem
höchstrangigen und hochrangigen Stra-
ßennetz mit Prioritätenreihung und Rea-
lisierungszeitplan. Der GVP-Ö wurde
bereits abgeschlossen.
• Verländerung der Bundesstraßen.
Verhandlungen auf politischen Ebene
und budgetmäßig bereits abgeschlos-
sen. Detailfragen müssen noch geklärt
werden. Zahlreiche Gesetzesänderun-
gen auf Bundes- und Landesebene sind
erforderlich. Umfassende Stellungnah-
men und Berichte an politische Grup-
pen und Fachabteilungen wurden ver-
fasst.
• PPP-Modelle.  Sonderfinanzierungs-
modelle zur Beschleunigung und ra-
schen Realisierung von vordringlichen
Baumaßnahmen.
• Strategiepapier für IT-Agenden.
Festlegung der Aufgaben im Bereich
der Informationstechnologie zwischen
den Abteilungen allgemeiner Straßen-
dienst, Straßenbetrieb und Straßenspe-
zialtechnik. Das Strategiepapier wurde
bereits für verbindlich erklärt.
• Supervision. Begleitung mit externen
Zivilingenieuren in Hinsicht auf Einhal-

tung von Terminen und Kosten für fol-
gende Maßnahmen:
- B 304 Tulln-Frauendorf für Straßen-
und Brückenbauarbeiten
- B 304 Frauendorf-Kollersdorf in der
Planungsphase
• Arbeitskreis Normerlässe. Überprü-
fung aller Vorschriften der Gruppe Stra-
ße auf Gültigkeit bzw. Überarbeiten der
Vorschriften gemäß der Normerlassbe-
reinigung der Landesamtsdirektion.
• BILKO. Fortsetzung des 2. Teiles des
Bildungskonzeptes der Gruppe Straße,
Auswertung der Ergebnisblätter aller
Dienststellen der Gruppe und Erstellung
eines Aus- und Weiterbildungsprogram-
mes.
• Mitarbeit bei Projekten des BMVIT.
- Wegekostenrechnung Straße 2000
wurde abgeschlossen.
- Nationales Verkehrssicherheitspro-
gramm unter Leitung des Kabinetts der
Frau Bundesminister.
• Projektmanagement des NÖ Stra-
ßendienstes. Durch die Verländerung
der Bundesstraßen wird eine Überarbei-
tung des Handbuches erforderlich. Im
Bereich der neuen Landesstraßen wird
eine deutliche Vereinfachung der Pla-
nungsabläufe erfolgen.

Ziele für 2002
• Umsetzung der Verländerung der
Bundesstraßen
• Sonderfinanzierungsmodelle
• Abschluss des Projektes BILKO

Informationstechnologie
Schwerpunkte 2001

• Stabilisierung der neu definierten IT-
Infrastrukturbetreuung
• Vorbereitung der Umstellung auf MS
OUTLOOK 2000 Exchange Server
• Umsetzung des Servicelevelagree-
ments
• Definition des Anforderungsprofils für
die Ausschreibung der Standleitungs-
verbindung zu den NÖ Meistereien der
Gruppe Straße, welche durch die Abtei-
lung Landesamtsdirektion - Informa-
tionstechnologie durchgeführt wird
• Vorbereitung auf die Umstellung aller
Server der Gruppe Straße auf Novell
NetWare 5 in Zusammenarbeit mit der
Abteilung. Landesamtsdirektion - Infor-
mationstechnologie
• Ausschreibung und Vergabe der
Handy-Freisprecheinrichtungen
• Mitarbeit bei den Konzepten und der
Umsetzung von ASFINAG-Projekten
(Lichtwellenleiter, Infrastrukturschränke
in den Mischmeistereien)
• Ausstattung aller Dienststellen der
Gruppe Straße mit den erforderlichen
Handys - ca .  1.300 Stk.
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• Probenahmen für anonymisierte Ab-
nahmeprüfungen
• Messung von Oberflächeneigen-
schaften: Griffigkeit, Spurrinnentiefe,
Aquaplaninggefahr
• Teilnahme an Ringversuchen zur
Feststellung der Vergleichbarkeit mit an-
deren akkreditierten Prüfanstalten
• Mitarbeit in Arbeitsgruppen der For-
schungsgemeinschaft Straße und Ver-
kehr und des Österreichischen Nor-
mungsinstitutes bei der Erstellung von
Normen und Richtlinien
• Grundkurs: Straßenbautechnik,
Schwerpunkt Asphalttechnologie und
Praktikum
• Vortrag: Asphaltproduktion und Tech-
nik von Asphaltmischanlagen
Die Gutachten und Prüfberichte betra-
fen zu 10% Bundesstraßen A und S, zu
33% Bundesstraßen B, zu 53% Landes-
straßen und zu 4% nicht zuordenbare
Sonderuntersuchungen.
Besonders zu erwähnen ist die Fertig-
stellung der Rutschungsuntersuchun-
gen des Degendammes an der A 2 bei
Grimmenstein und die Baugrundvorun-
tersuchung für den Bau der B 307
(Spange A4 -  Kittsee), die gemeinsam
mit der Boden- und Baustoffprüfstelle
der Burgenländischen Landesregierung
durchgeführt wurde.

Zukünftige Herausforderungen

2003/2004 werden einige den Straßen-
bau betreffende europäische Normen-
pakete verbindlich in das nationale Nor-
menwerk übernommen. Die rechtzeitige
Neuorientierung innerhalb der dann gül-
tigen Klassifizierungssysteme von Bau-
weisen und Materialien und das Ma-
nagement des dafür erforderlichen In-
formationsflusses in den Organisations-
strukturen wird eine Herausforderung für
alle Auftraggeber und Auftragnehmer
darstellen. Neue, verbindliche Prüfnor-

men regeln die Prüfbedingungen für
Prüfungen von altbekannten Eigen-
schaften mit jedoch etwas abgeänder-
ten Versuchsvorschriften und lassen
manchmal bewährte Klassifizierungs-
systeme wertlos werden und schaffen
Unsicherheit. Zusätzlich sind im europä-
ischen Normenwerk auch dynamische
Prüfverfahren für den Straßenbau vorge-
sehen, wofür aber national (noch immer)
kaum Erfahrungen vorhanden sind und
kaum Forschungsgelder lukriert werden
können. Die Festlegung von Anforde-
rungsniveaus der Eigenschaften der
ausgeschriebenen Produkte wird für die
Auftraggeber daher zum Problem und
die Einführung von Funktionsbauverträ-
gen zur nahe liegenden Alternative.

Ziele 2002

Die Rückbesinnung auf die Kernaufga-
ben der Verwaltungstätigkeit bei gleich-
zeitiger größtmöglicher Auslagerung al-
ler nicht verwaltungsnahen Bereiche er-
fordert ein Überdenken des angebote-
nen Leistungsspektrums der Boden-
und Baustoffprüfstelle. Eine Adaption
der durchführbaren Versuchspalette, ein
Ausbau der Kapazität in jenen Aufga-
ben, die von unmittelbarer Relevanz für
den Auftraggeber sind, unter Nutzung
der Vorteile, welche die auftraggeberna-
he Organisation bietet, wird angestrebt.
Als Schwerpunkte können die Bereiche
Baugrundvorerkundung, Oberflächen-
eigenschaften, flächendeckende (netz-
weite) Zustandsbeurteilung und Infor-
mationsbereitstellung genannt werden.

• Vorbereitung für den Umbau der Tele-
fonanlagen in den Mischmeistereien
• Testaufbau der neuen Teiefonanlage
in der Strm. Haag gemäß Ausschrei-
bung ASFINAG
• Planung der strukturierten Verkabe-
lung in den Meistereien als Vorbereitung
für den Betrieb mehrerer PCs mit Zugriff
auf das Netzwerk der Bauabteilung und
der Zentrale
• Vorbereitende Maßnahmen für den
Austausch der Telefonanlagen der NÖ
Straßenbauabteilungen Hollabrunn,
Tulln und Wr. Neustadt
• Planung und Umsetzung der Euro-Fit-
ness diverser Programme

Boden- und
Baustoffprüfstelle

Schwerpunkte 2001

Die Tätigkeit der Boden- und Baustoff-
prüfstelle umfasste:
• Baugrundvorerkundungen für Groß-
projekte
• Sondierungen zur Klärung von Stand-
sicherheitsfragen im Zusammenhang
mit Böschungs- und Hangsicherungen
• Untersuchungen am gebundenen
und ungebundenen Straßenoberbau
des Altbestandes und des Untergrun-
des als Entscheidungsgrundlage in der
Bauplanungsphase
• Gesamtuntersuchungen von Straßen-
konstruktionen zur Zustandsbeurteilung,
Ursachenfindung für Schäden und zur
Dimensionierung von Sanierungsmaß-
nahmen
• Verdichtungs- und Tragfähigkeitsprü-
fungen bei Brückenbauten
• Materialprüfungen zu Kontrollzwe-
cken (Kontroll- u. Abnahmeprüfungen)
• Überprüfungen der Mischungsrezep-
tur für mineralisch-organische Abdich-
tungs- und Filterschichten

Abteilung Straßenbetrieb

Betriebswirtschaft und
Kostenrechnung
Im Mittelpunkt des Jahres 2001 stand
wie in den Jahren zuvor die Gesamtkos-
tenrechnung der Gruppe Straße.
Das Projekt „ISIS - Gesamtkostenrech-
nung der Gruppe Straße“ wurde mit Juni
2001 abgeschlossen. Zur Stabilisierung
und Verbesserung der Systeme wurde
ein Folgeprojekt aufgesetzt, dessen Pro-
jektteil „KORE - SAP - Intern“ vom
Fachbereich abzudecken ist.
Ungeachtet der Projektteilung wurde
unterstützend für den Projektteil „Meis-

Der Abteilung Straßenbetrieb obliegt die
zentrale Koordination des Betriebes der
Autobahnen, Bundes- und Landesstra-
ßen. Das vorrangige Ziel größtmöglicher
Sicherheit für Verkehrsteilnehmer und
Mitarbeiter soll in einem wirtschaftlich
vertretbaren Rahmen auf Grundlage der
in den jeweiligen Bauprogrammen zur
Verfügung stehenden finanziellen Mittel
erreicht werden. Diese Aufgabe wird
von den 6 Fachbereichen der Abteilung
Straßenbetrieb wahrgenommen.

terei und Bauabteilung“ unter Einbezie-
hung eines Testteams bestehend aus
16 Kanzlisten und Straßenmeisterstell-
vertretern die Stabilisierung des Vor-
systems Lerf4 (Leistungserfassung Ver-
sion 4) im handwerklichen Bereich
schwerpunktmäßig bearbeitet und ab-
geschlossen.
Um im Vorsystem Lerf4 im handwerkli-
chen Bereich einen weitgehend rei-
bungslosen Ablauf der Bereiche Kos-
tenrechnung, Personal und EDV zu ge-
währleisten, wurde ein Prozess zur Ab-
stimmung der Kompetenzen und Zu-
ständigkeiten gestartet.
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Routine ist es mittlerweile, die erfassten
Leistungsdaten zu verarbeiten und die
Vorsysteme mit den entsprechenden
Daten zu versorgen. Es müssen das
Leistungserfassungsprogramm Lerf4,
das Kostenrechnungsprogramm SAP
und die Schnittstellenprogramme für
den Datenimport und -export gewartet
und laufend verbessert werden. Weiters
wurde die Automatisierung des Daten-
transfers in die und von den handwerkli-
chen Dienststellen vorangetrieben.
In allen oben angeführten Agenden er-

E1 folgten die Implementierung, laufende
Weiterschulung, die Erstellung eines
Hotline-Dienstes mit Problembehebung
möglichst sofort bei Anfrage sowie die
laufenden Einarbeitungen von erforderli-
chen Änderungen und Verbesserung in
Zusammenarbeit mit den Kostenrech-
nungsbeauftragten der Bauabteilungen
und den Systemanwendern in den Meis-
tereien.
Im Bereich der Stammdaten wurde eine
Umorganisation und Stabilisierung der
Eingaben sowohl im Overheadbereich
als auch im handwerklichen Bereich be-
gonnen und umgesetzt.
Schwerpunkt gegen Ende des Jahres
bildet das Thema Auswertungen im
SAP, wobei in diesem Schritt spezielles
Augenmerk auf eine einfache Auswahl
der Auswertungen und die einfache An-
wendbarkeit (Informationsoptimierung)
gelegt wird.
Neben der Kostenrechnung ist die Or-
ganisation und Koordinierung aller be-
triebswirtschaftlichen Belange des NÖ
Straßendienstes Aufgabe des Fachbe-
reiches.
Folgende Themenbereiche wurden im
Jahr 2001 bearbeitet:
• Normkostenabrechnung mit der AS-
FINAG und Abrechnung mit dem Bund
(inklusive Schlüsselberechnung für Per-
sonal und Sachkostenaufteilung)
• Aufarbeitung und Meldung der Be-
triebskennzahlen an die ASFINAG und
den Bund, nachfolgende Analyse und
Benchmarking
• Kostenrechnungsmeldung an die AS-
FINAG
• Bundesweites Benchmarking mit den
Bundesländern
• Vergabevorschlag der Betriebskredi-
te ASFINAG und Bund
• Laufende Auswertungen der Perso-
nal- und Sachkosten in den Bereichen
ASFINAG, Bund und Land
• Betreuung und Mitgestaltung des
Parkplatzkonzeptes der ASFINAG
• Bearbeitung von speziellen Anfragen
aus dem Bereich des Straßenbetriebes
• Betreuung des Projektes ASFINAG
Siemens Lichtwellenleiter in der Pla-
nungsphase sowie Gesamtkoordinie-
rung in der Realisierungsphase sowie der
örtlichen Bauaufsicht für den Tiefbau in
Kooperation mit den NÖ Straßenbauab-
teilungen und den betroffenen Straßen-
meistereien. Die Verlegung der Lichtwel-
lenleiter in der ersten Projektstufe erfolgte

entlang der A 1 Westautobahn im Ab-
schnitt Landesgrenze NÖ/OÖ bis Knoten
Steinhäusel sowie der gesamten A 21 Wr.
Außenringautobahn und der A 4 Ostauto-
bahn von der Landesgrenze Wien/NÖ bis
NÖ/Bgld und konnte baulich abge-
schlossenwerden.
• Mitarbeit bei der Erstellung der öster-
reichweiten Trassenschutzrichtlinie für
Autobahnfernmeldeanlagen und Schu-
lung der betroffenen Mitarbeiter.
• Erstellung eines Betriebskonzepts für
die B 301

räte lag der Schwerpunkt wieder auf
den Geräten des Winterdienstes. So
wurden 19 Winterdienst-Lkw, 7 Geräte-
träger, 41 Schneepflüge, 11 Feuchtsalz-
streuautomaten, 21 Anhängestreuer und
7 Schneeschleudern erneuert.
Zur Hebung der Verkehrssicherheit wur-
den Straßen auf Saizstreuung umgestellt
und dafür 11 Feuchtsalzstreuautomaten
angekauft.
Für die Schneeräumung des auf drei
Fahrstreifen ausgebauten Bereiches der
Westautobahn wurden 4 überbreite
Frontpflüge angekauft, um zusätzliche
Fahrzeuge zu vermeiden.
Aus Rationalisierungsgründen wurde
die Anzahl der Lkw um ein Fahrzeug re-
duziert. Eine selbstfahrende, saugende
Kehrmaschine wurde durch ein Neuge-
rät ersetzt.
Im vergangenen Winter wurde ein Streu-
datenerfassungssystem inkl. Aufzeich-
nung der Streustrecken erprobt.
Für das gleichzeitige Mähen von Ban-
kett und Böschung wurden Kombina-
tionsmähgeräte (zwei Geräte in einer
Einheit am Unimog frontseitig montiert)
erprobt, wobei bei bestimmten Verhält-
nissen der Betrieb vom Fahrer alleine
erfolgen kann.
6 Stück Anhänger in einer neuen Aus-
führung für eine vielseitige Verwendung
wurden als Ersatz angeschafft. Die An-
hänger haben eine Nutzlast von über
6 t, sind nieder und haben ein kippba-
res Plateau sowie Auffahrtsrampen.
13 Warnleitanhänger, die zur Absiche-
rung auf Autobahnen eingesetzt waren,
wurden total beschädigt und durch
neue mit Funkfernbedienung ersetzt.
Ein Schwerpunkt war wieder die Aus-
und Weiterbildung der Bediensteten:
96 Bedienstete nahmen an Ausbil-
dungskursen für Staplerfahrer teil,
383 Bedienstete erhielten die Ausbil-
dung für den Betrieb von schweren
Autokranen, 136 Mechaniker besuchten
Weiterbildungskurse für die Reparatur
von VW-, ÖAF- und Scania-Fahrzeugen,
JCB-Baumaschinen, Feuchtsalzstreuau-
tomaten und HIAB-Ladekränen sowie
Bremsanlagen.
Fahrzeuge des NÖ Straßendienstes wa-
ren bei 225 Verkehrsunfällen beteiligt,
es wurden rd. 0,29 Mio. € (rd. 4 Mio. S)
an Schadenersatz eingenommen.

Grünverbau
Aus den vielfältigen Aufgabenstellun-
gen sind im Jahr 2001 folgende Arbeits-
schwerpunkte zu nennen:
• Begrünungen und Bepflanzungen im
Zuge von Neubaumaßnahmen (A 1
Haag II, A 1 Erlauf 2000, A 4 Lärm-
schutz Wien/NÖ, B 209 Donaubrücke
Pöchlarn, B 41 Rindlberg usw.)
• Versuche mit verschiedenen Varian-
ten bezüglich Hangsicherungsmaßnah-
men (A 1 Haag I und II, A 1 Erlauf 2000)
• Anwuchs- bzw. Entwicklungspflegen
wie Bewässerungsmaßnahmen, Mähar-
beiten sowie Einzeldüngungen (B 7 Um-
fahrung Wölkersdorf, B 4 Umfahrung
Mörtersdorf, B 37 Gföhl II, B 39 Hofstet-
ten Süd, A 2 Vorbereitung Generalneue-
rung km 2,3-15,7 usw.)
• Diverse Baumsanierungen und In-
standhaltungen von Alleen (Speisendor-
fer Allee bei Raabs, Schickenhofener Al-
lee bei Zwettl usw.)
• Zustandserhebungen und Bewertung
von Bäumen und Alleen (B 3 Spitz km
124-148)
• Gehölzwertermittlung im Zuge von
Trassenfreimachungen und Versiche-
rungsschäden
• Beratung von anderen Dienststellen,
Gemeinden und Anrainern in Fachfra-
gen
• Schulungen des Straßenpersonals be-
züglich Baum- und Grünflächenpflege
• Koordinierung vorbereitender Maß-
nahmen mit der ASFINAG im Zusam-
menhang mit dem Pilotprojekt für zu-
künftige Schwerpunktparkplätze
• Vorbereitung und Abstimmung der
ökologischen Begleitmaßnahmen an
Straße und Schiene mit der HLAG im
Bereich der Tullnerfeld-Trasse Straßenausrüstung

Im Rahmen der Koordination der Bo-
denmarkierungsarbeiten wurde darauf
geachtet, dass auf den Autobahnen,
Schnellstraßen-, Bundes- und Landes-
straßen möglichst umfangreich die um-
weltverträglichen, wasserlöslichen Bo-
denmarkierungsfarben aufgebracht
wurden.
Anlässlich von Projektbesprechungen
wurde bei der Planung der Beschilde-
rung der Generalsanierungen im Auto-

Kraftfahrzeuge,
Maschinen und Geräte
Für einen rationellen Arbeitseinsatz ist
auch eine entsprechende Ausstattung
mit modernen und funktionierenden
Fahrzeugen, Maschinen und Geräten
notwendig. Beim Austausch erneue-
rungsbedürftiger Fahrzeuge, Winter-
dienstgeräte und Straßenerhaltungsge-
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den in der Winterdienstperiode täglich
an interne Dienststellen sowie externe
Institutionen zur Information der Ver-
kehrsteilnehmer weitergegeben.
Mit Beginn der Bausaison wurden wie-
derum jeden Dienstag „Verkehrsgipfel-
gespräche" zur Koordinierung von Bau-
maßnahmen durchgeführt. Insgesamt
gab es 26 Verkehrsgipfelgespräche,
welche sich gut bewährten und einen
Beitrag zur Hebung der Verkehrssicher-
heit darstellten.
Aktuelle Baustelleninformationen wurden
als Monats-, Wochen- und Tagesüber-
sichten an ORF, Presse und Verkehrsin-
formationszentralen weitergegeben.

Verkehrssicherheit
Im Zuge der Umstrukturierung der
Gruppe Straße wurde der Fachbereich
Verkehrssicherheit der Abteilung Stra-
ßenbetrieb zugeordnet und der ehemali-
ge Fachbereich Landesstraßenplanung
integriert.
Die nunmehrigen Aufgaben der Abtei-
lung Verkehrssicherheit betreffen haupt-
sächlich Fragen der Verkehrssicherheit
und der Verkehrserhebung, und zwar vor-
wiegend auf der strategischen Ebene.
Das Jahr 2001 stellte eine Übergangs-
phase dar, in der die bereits begonne-
nen Projekte für Bundes- und Landes-
straßen bis zur Übergabereife an die
Bauabteilungen betreut bzw. fertig ge-
stellt wurden.

gestellt und sämtlichen Dienststellen der
Gruppe Straße über EDV zur Verfügung
gestellt. Ebenso erfolgte dies für die auto-
matische Straßenverkehrszählung.
Es wurden zahlreiche Verkehrszählun-
gen und Geschwindigkeitsmessungen -
hauptsächlich mit auf der Fahrbahn
montierten Zählgeräten - durchgeführt
und ausgearbeitet.
Im Zusammenhang mit dem Straßen-
graph, wo auch der Fachbereich Ver-
kehrssicherheit involviert war, wird und
wurde eine Datenbank aufgebaut, in die
sämtliche Zählergebnisse integriert wer-
den können. In diesem Zusammenhang
wurde mit der Vereinheitlichung der Be-
rechnung und Dokumentation aller Ver-
kehrszählungen begonnen. Es besteht
dann die Möglichkeit, dass im gesam-
ten NÖ Straßendienst die Auswertungen
in gleicher Art und Weise erfolgen und
somit in die Datenbank übernommen
werden können. In dieses System sind
auch die Messplatten zu integrieren.
Durch diese Maßnahme ist eine bessere
und genauere Darstellung des Ver-
kehrs- und Geschwindigkeitsgesche-
hens auf NÖ Straßen möglich. In dieses
System sind auch die mobilen Messein-
richtungen der Abteilung Gesamtver-
kehrsangelegenheiten integriert. Wei-
ters wird eine Integration der Zählun-
gen, die im Auftrag des KFV durchge-
führt werden, möglich, da das gleiche
Auswertungsformular verwendet wird.
Die Zählung und Auswertung der Ver-
kehrsfrequenzen an den Grenzübergän-
gen wurde weitergeführt.

bahnbereich und sonstiger überregio-
naler Straßenbaulose mitgewirkt.
Im Zuge der Generalerneuerungsbau-
lose auf der A 1 wurden in den Gegen-
verkehrsbereichen erstmals starre Mit-
teltrennungen aus Stahl bzw. Beton ein-
gesetzt.
Das Zivilingenieurbüro Straße - Verkehr
- Umwelt hat in Zusammenarbeit mit
dem Fachbereich ein Zielfindungs- und
Wegweisungssystem für Niederöster-
reich in Absprache mit den NÖ Straßen-
bauabteilungen erarbeitet.
Unter der Leitung des Fachbereiches
wird in einem Arbeitskreis ein Konzept
zur Vereinheitlichung der Schadensab-
wicklung mit Versicherungen erarbeitet.

Dienstnehmerschutz
Die Impfungen gegen Hepatitis B wur-
den abgeschlossen, Grippeimpfungen
wurden in Zusammenarbeit mit der
Abteilung Allgemeine Gebäudeverwal-
tung - Bedienstetenschutz durchge-
führt. Nach erfolgten Evaluierungen im
NÖ Straßendienst wurden gemeinsam
mit den betroffenen Dienststellen die Er-
gebnisse im Hinblick auf ihre Umset-
zung durchgearbeitet. Gemeinsam mit
der Feuerwehrschule Tulln wurden Kur-
se für kommende Brandschutzbeauf-
tragte organisiert.

Verkehrsmanagement
und Winterdienst
Die ersten winterlichen Ereignisse im
Winter 2000/2001 waren am 27. Novem-
ber 2000 im Raume Scheibbs zu ver-
zeichnen. Der Winter war im Vergleich
zu den Vorjahren mit einer Gesamt-
schneefallmenge von 73 cm relativ
schneearm. Diese betrug im Winter zu-
vor beispielsweise 206 cm. Ab Dezem-
ber bis Winterende waren immer wieder
Räumeinsätze, aber infolge von Stra-
ßenglätte sehr viele Streueinsätze not-
wendig. Die letzten Winterdiensteinsät-
ze waren am 20. April 2001 in Lilienfeld
zu verzeichnen.
Zur Optimierung der Winterdienstein-
satzplanung wurden die ersten 10 Stra-
ßenmeistereien an ein Wetterradarsys-
tem angeschlossen.
Die Gesamtkosten des Winterdienstes
2000/2001 betrugen inkl. der vorberei-
tenden und abschließenden Maßnah-
men rd. 26,16 Mio. € (rd. 360 Mio. S).
Vom zu betreuenden Straßennetz mit ei-
ner Länge von 14.000 km wurden rd.
4.100 km mit Salz und rd. 9.100 km mit
Splitt gestreut. Auf ca. 800 km des Lan-
desstraßennetzes besteht eine Winter-
sperre. An Streusalz wurden 42.000 t,
an Streusplitt 173.000 t verbraucht. An
Räum- und Streufahrzeugen standen
449 eigene und 368 aus der Privatwirt-
schaft angemietete Fahrzeuge zur Ver-
fügung. Straßenzustandsberichte wur-
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Straßenobjekte

Bearbeitet wurden für Bundesstraßen
ca.10 und für Landesstraßen ca. 30 Pro-
jekte.
Fertig gestellt wurden u. a.:
• Bundesstraßen
- B 2, Kreisverkehrs am Knoten B 2/
B 5, Allwang/Spitz
- B 303, Einreichprojekt Niveaufreima-
chung des Knotens B 303/L 1132 Siern-
dorf, inkl. Genehmigung des Projektes
durch das BMVIT
- B 8, Kreisverkehr am Knoten B 8/
Bahnhofstraße in Straßhof
- B 27, Kreisverkehr B 27/L 136, Rei-
chenau/Rax
• Landesstraßen
- L 6014, Ortsdurchfahrt St. Martin
- L 96, Umfahrung Zarnsdorf
- L 80, Verbesserung der Querung der
Eisenbahn in Ramingdorf
- L 35, Ortsdurchfahrt Gnadendorf
Weiters wurden noch 5 VLSA-Projekte
fertig gestellt bzw. betreut.

Vertretung nach Innen und
Außen

Im Rahmen der „Aktion Schutzengel",
initiiert von Landeshauptmann Dr. Erwin
Pröll, wurde die Organisation, Kontroll-,
Korrektur-, Verteilungs- und Sammelar-
beit, welche mit einem sehr hohen Auf-
wand verbunden ist, fortgeführt.
Es wurden eine größere Anzahl von In-
formationen an den Landeshauptmann
(auch Anfragen von Abgeordneten) und
Pressemitteilungen bearbeitet bzw. mit-
bearbeitet.
Gemeinsam mit der Abteilung Gesamt-
verkehrsangelegenheiten und Bau-,
Agrar- und Verkehrstechnik wurde das
Heft Unfallstatistik 2000 NÖ erstellt.

Verkehrssicherheit

Die Unfalldarstellung und Unfalluntersu-
chung für die wesentlichen Bundesstra-
ßen wurde weiter bearbeitet und für das
Jahr 2000 erweitert. Diese Untersu-
chung dient auch als Grundlage zur
Setzung von Maßnahmen.
Im Zusammenhang mit der Schließung
von Rübenlagerplätzen wurden für
4 Bereiche (Raum Ebenfurth, Raum
Hennersdorf, Raum Raasdorf und Raum

Verkehrs- und
Geschwindigkeitserhebungen

Die Auswertung der händischen Straßen-
verkehrszählung, die alle 5 Jahre stattfin-
det (ECE-Verkehrszählung) wurde fertig
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für den Raum Wien/NÖ wurde im Auf-
trag der ASFINAG ein Projekt für die
erste Ausbaustufe (A 23 und A 4) durch-
geführt, wobei ein Vertreter des Fachbe-
reiches maßgeblich an der Begleitgrup-
pe beteiligt war und in Zukunft auch be-
teiligt sein wird.
Es wurde mit einer Untersuchung -
auch im Zusammenhang mit Unfallhäu-
fungsstellen - begonnen, welche das
Blickverhalten der Kfz-Lenkern zum In-
halt hat, aus dem auch Verbesserungs-
maßnahmen abgeleitet werden können.
Das Auswertungsprogramm für die Un-
falldatenbank wurde aufgestockt, so dass

Bruck/Leitha) Untersuchungen dahinge-
hend durchgeführt, um eine Beurteilung
der Auswirkungen des erhöhten land-
wirtschaftlichen Verkehrs auf die Ver-
kehrssicherheit und den Verkehrsfluss
beurteilen zu können.
Es wurden einige Unfalluntersuchungen
zur Beurteilung der Wirksamkeit von
Maßnahmen (z. B. Auswirkungen der
Mitteltrennung durch Leitwände im Bau-
stellenbereich) sowie Unfalluntersu-
chungen als Grundlage für zu setzende
Maßnahmen durchgeführt.
Ausgehend von dem Konzept der AS-
FINAG für eine Verkehrsbeeinflussung

auch eine tabellenförmige und zusam-
menschauende tabellarische Darstellung
möglich ist.
Gleichzeitig wurden Vorbereitungen in
Angriff genommen, um die Unfalldaten-
bank den NÖ Straßenbauabteilungen
zugänglich zu machen.
Es erfolgte die Mitarbeit im Arbeitsaus-
schuss Geisterfahrer, der die Vermei-
dung von Geisterfahrten zum Inhalt hat.

Abteilung Bundesstraßenbau

Die Abteilung Bundesstraßen ist als
Stabsstelle für die strategische Planung,
den Ausbau und die bauliche Erhaltung
des gesamten NÖ Bundesstraßennet-
zes für A-, S- und B-Straßen verantwort-
lich. Neben der Gesamtkoordinierung
aller Vorhaben am A-, S- und B-Netz
steht das Controlling und die Budget-
mittelbewirtschaftung im Vordergrund
der Arbeiten.
Für die Betreuung dieses Streckennet-
zes standen 2001 folgende Kreditmittel
inkl. USt zur Verfügung:

auch für die B-Straßen eine noch besse-
re begleitende Kontrolle der Budgets
und Termine erfolgen. Neben den Fach-
bereich Bundesstraßen A + S ist hier der
Fachbereich Kreditverwaltung einge-
bunden.

Wichtigste Baumaßnahmen

Basis aller Neubauvorhaben ist die stra-
tegische Planung im Landesverkehrs-
konzept. Daraus sind frühzeitig die Bau-
programme mit der Sicherung der finan-
ziellen Mittel durchzuführen. Im Bereich
der Instandsetzungen ergeben sich die
Notwendigkeiten aus dem Erhaltungs-
management.
Aufgabe der Abteilung Bundesstraßen
ist in diesem Zusammenhang die strate-
gische Planung und deren Umsetzung
in den Bauprogrammen in Zusammen-
arbeit mit den operativen Abteilungen
der Zentrale und den Bauabteilungen.
Im Jahre 2001 konnten auf NÖ Bundes-
straßen wieder wichtige Ausbauvorha-
ben und dringend notwendig geworde-
ne Erhaltungsmaßnahmen in Angriff ge-
nommen werden.
Die etappenweise Generalerneuerung
der A 1 Westautobahn wurde durch
2 Baulose (Haag I/Strengberg I und
Melk) forciert, wobei auch der langjäh-
rigen Forderung des Herrn Landes-
hauptmann Dr. Erwin Pröll (3-spuriger
Ausbau mit Sicherheitsstreifen) Rech-
nung getragen werden konnte. Mit der
Fortführung und dem Abschluss der
Vorbereitungsarbeiten für die General-
erneuerung auf der A 2 zwischen der
Landesgrenze Wien/NÖ und dem Kno-
ten Guntramsdorf wurde ein weiterer
Schritt für die Erneuerung mit 4-spuri-
gen Ausbau gesetzt. Damit wurde Vor-
kehrung getroffen, bei der Verkehrsfüh-
rung während der Generalerneuerung
der A 2 Kapazitätsengpässe abdecken
zu können.
Durch die Verkehrsfreigabe der An-
schlussstelle Oed ist eine wesentliche
Infrastrukturmaßnahme zur Sicherung
des Wirtschaftsstandortes Niederöster-
reich gesetzt worden.
Trotz der immer geringer werdenden
Geldmittel konnten auch im Jahr 2001
wesentliche Neubauvorhaben in Nieder-
österreich begonnen werden, wie z. B.

Erhaltungsmanagement

Mit der Datenbank VIABASE und dem An-
wendungsprogramm VIAPMS stehen äu-
ßerst leistungsvolle Werkzeuge zur ziel-
gerechten Erhaltungsplanung zur Verfü-
gung. Beide Bereiche werden von der TU
Wien, Institut für Straßenbau und -Erhal-
tung im Auftrage der ASFINAG für alle Au-
tobahnen und Schnellstraßen betreut. Die
Kontrolle und Wartung der Datenbank
VIABASE obliegt jedoch dem Fachbe-
reich A + S. Zur vollen Nutzung aller Mög-
lichkeiten der PMS-Teile werden noch
Schulungen durch das ISTU notwendig
sein, wobei die Auswertungen des Stra-
ßenzustandes bereits bei der Baupro-
grammverhandlung 2002 für das Auto-
bahn- und Schnellstraßennetz wesentli-
che Beiträge geleistet haben. So konnten
durch professionell aufbereitete Bedarfs-
analysen die Erhaltungsbudget- und die
Neubaubudgetzuteilung im Vergleich
zum Vorjahr deutlich gesteigert werden.
Das BMVIT führt für den Bereich der B-
Straßen ebenfalls das PMS-System ein.
Mit der Verländerung soll den Ländern ein
aufbereiteter Status aller Strecken über-
geben werden. Die Weiterführung für aus-
gewählte wichtige Strecken parallel zum
Autobahn- und Schnellstraßennetz steht
für die Abteilung Bundesstraßen außer
Zweifel. Notwendige Vorkehrungen dafür
werden 2002 begonnen werden.
Im 4. Quartal 2001 wurden die PMS-
Auswertungen für das Autobahn- und
Schnellstraßennetz in den GIS-fähigen
Straßengraphen eingetragen und den
operativen Abteilungen zur Planung der
Instandhaltungsarbeiten zur Verfügung
gestellt.

Beträge in Mio. € (S)
B-Straßen A- + S-Straßen

Instandsetzung 21,33 (293,5) 30,06(413,6)
Neubau 42,48(584,5) 27,72(381,4)

Die Bundesstraßen B werden im Zuge
der mittleren Bundesverwaltung, die Au-
tobahnen und Schnellstraßen-Strecken
gemäß Werkvertrag mit der ASFINAG
betreut.

Schwerpunkte 2001
Seit Mitte des Jahres wurden die bereits
über einem längeren Zeitraum geführten
Gespräche zur Verländerung der Bun-
desstraßen intensiviert, und es wird mit
der gesetzlichen Umsetzung der Ergeb-
nisse mit Anfang 2002 gerechnet. Durch
die „Verländerung" werden tief greifen-
de Veränderungen im Planungs- und
Realisierungsablauf der Projekte erwar-
tet. Zur Bewältigung dieser Herausfor-
derung laufen intensive Vorbereitungs-
arbeiten, um nach tatsächlicher Über-
führung der B-Straßen in die Verwaltung
des Landes bestmöglich gerüstet zu
sein.
Neben den oben angeführten Arbeiten
zur Verländerung stand der Start zum
Aufbau eines umfassenden Controlling-
konzeptes im Vordergrund. Dabei soll
zunächst für alle Autobahn" und
Schnellstraßen-Vorhaben und später
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Schwerpunkt bei den Arbeiten war die
praxisgerechte Auslegung der Dienst-
anweisung Lärmschutz des BMVIT ge-
meinsam mit der Abteilung Großprojekte
als Basis für eine zukünftige Prioritäten-
reihung.
Die wichtigsten Baumaßnahmen an der
A 1 Westautobahn waren die Fortfüh-
rung des Lärmschutzes Heimbautal und
die Errichtung einer Lärmschutzwand
im Zuge der Generalerneuerung Pöch-
larn.
Beim passiven Lärmschutz wurden im
Jahr 2001 für den Einbau von Lärm-
schutzfenstern 152 Förderungszusagen
erteilt und ein Gesamtbetrag von rund
0,44 Mio. € (6,05 Mio. S) an Förde-
rungsmitteln vergeben.

Grundeinlösungen

Zu den wichtigsten Voraussetzungen für
den Ausbau, die Errichtung von An-
schlussstellen, von Lärmschutzmaßnah-
men und für die Umgestaltung von Stra-
ßenanlagen zählt der für den Straßen-
bau erforderliche Grunderwerb.
Als bauvorbereitende Maßnahmen des
Jahres 2001 wurden folgende Grund-
einlösungen bei Autobahnen durchge-
führt:
A 1 Haag 1, Entwässerungsmaßnah-

men - Angebot an sämtliche
Grundeigentümer, Zustimmung
fehlt

A 1 GE Melk und Zelking, PPI
Schallaburg und Roggendorf -
bis auf 2 Anrainer abgeschlos-
sen

A 1 LS Baunzen
A 2 Schwerpunktparkplatz Leobers-

dorf
A 2 Schwerpunktparkplatz Triesting-

tal
Auf Bundesstraßen wurde bei folgenden
Vorhaben die Grundeinlöse abge-
schlossen:
B 2 KV Allwangspitz
B 3 Luberegg
B 38 Stausee Ottenstein - Friedens-

bach Ost
B 303 Vollanschluss Hollabrunn
B 303 Anschlussstelle Sierndorf - teil-

weise abgeschlossen
B 304 Frauendorf-Kollersdorf - über-

wiegend abgeschlossen
Das Land Niederösterreich trägt durch
die Grundeinlösungen für die B 301, im
Auftrag der ÖSAG, wesentlich zur Reali-
sierung dieses wichtigen Straßenzuges
bei.
Vorbereitende Arbeiten (Grundeigentü-
merinformationsgespräche) wurden für
folgende Projekte durchgeführt:
B 1 Umf. Prinzersdorf
B 1 Umf. Ennsdorf - Enns Asten

Grundeinlöse begonnen
B 4 Umf. Seitzersdorf - Wolfpassing

Grundeinlöse begonnen
B 303 Umfahrung Guntersdorf
Ortsumfahrungen bzw. Zulaufstrecken
zur B 301 im Wiener Südraum (Himberg,

Ma. Lanzendorf, Achau, Leopoldsdorf,
Zwölfaxing)
Daneben wurden Grund- und Objektein-
lösungen für Engstellenbeseitigungen,
Ortsdurchfahrten, Kurvenkorrekturen,
Kreisverkehrsanlagen, Fahrbahnteiler
etc. begonnen oder abgeschlossen.
Ebenso wurden bei einer Vielzahl von
fertig gestellten Bauvorhaben die End-
abrechnungen zur Grundeinlösung
durchgeführt und die Grundbuchsord-
nung hergestellt.

Übersicht der Bauvorhaben

Fer t ig  ges te l l t e  Bauvo rhaben

A 1 Generalerneuerung Haag I/
Strengberg I

A 1 Generalerneuerung Melk
A 1 Anschlussstelle Oed
A 1 Lärmschutz Preßbaum
A 2 Vorbereitungsarbeiten General-

erneuerung Landesgrenze Wien
- Guntramsdorf, 4-spuriger Aus-
bau

A21 Brunn/Geb., Pannenstreifen und
Spurrinnensanierung

B 1 Kreisverkehrsanlage Pöchlarn
B 2 ODF Kühnring
B 2 Göpfritz
B 2 Vitis
B 3 Donauleiten
B 4 Amelsdorf - Harmannsdorf
B 5 Verbreiterung Heidenreichstein

Nord
B 10 'Schwechat - Schwadorf, Spur-

rinnensanierung
B 12 Brunnerfeldstraße, Oberbauver-

stärkung
B 15 Ebergassing - Götzendorf,
B 18 St. Veit - Rotes Kreuz, Deckenin-

standsetzung
B 25 Mausrodl
B 30 ODF Raabs
B 34/B 35 Kreisverkehr Hadersdorf
B 36 Grafenschlag - Eschenau
B 37 Gneixendorf - Lengenfeld
B 40 Wilfersdorf - Freiland
B 41 Kriechspur Rindlberg I und II
B 45 ODF Haugsdorf West
B 49 ODF Rabensburg
B 219 ODF Poysdorf West
B 220 ODF Groß-Schweinbarth

• B 7 Grenzübergang Drasenhofen
Lkw-Parkplatz
• B 14 Südumfahrung Tulln
• B 303 Ast Hollabrunn West
Eine Reihe von bedeutenden Straßen-
bauvorhaben wurden im Jahre 2001 fer-
tig gestellt und dem Verkehr übergeben,
wie z. B.
• B 34/B 35 Kreisverkehrsanlage Ha-
dersdorf
• B 1 Kreisverkehrsanlage Pöchlarn
• B 209 Donaubrücke Pöchlarn
• B 1 Umfahrung Amstetten, Abschnitt I
• B 41 Rindlberg I und II

Kreisverkehrsanlagen

Zur Entschärfung von unfallträchtigen
Kreuzungsbereichen wurde eine Reihe
von Kreisverkehrsanlagen neu errichtet,
die eine wesentliche Erhöhung der Ver-
kehrssicherheit mit sich bringen. Erwäh-
nenswert sind die Anlagen in Hollabrunn
(L 27/B 303, Hollabrunn West), Enz-
dorf/Fischa (B 10/B 60), Bruck/Leitha
(B 10/B 211), Mannersdorf (B 15), Ober-
egging(B 25/A 1), Pöchlarn (B 1/B 219)
und Rudmanns (B 38, Rudmanns West).

Ortsdurchfahrten
Durch die Neugestaltung von Ortsdurch-
fahrten im Verlauf von Bundesstraßen
konnte im Sinne der von Herrn Landes-
hauptmann Dr. Erwin Pröll initiierten Ver-
kehrssicherheitsaktionen für Kinder und
Senioren eine Verbesserung der Sicher-
heit auf der Straße sowie eine Erhöhung
der Lebensqualität für die Anrainer erzielt
werden. Wesentliche Umgestaltungen
wurden in Haugsdorf, Bruck/Leitha (Alt-
stadt), Gänserndorf, Rabensburg, Groß-
Schweinbarth, Poysdorf, Wampersdorf,
Warth, Kapellen, Marksdorf, Kernhof,
Rotheau, Kematen/Ybbs, Sitzmanns und
Raabs vorgenommen.

Ortsumfahrungen
Mit der Verkehrsfreigabe des 1. Teilstü-
ckes der Umfahrung Amstetten konnte
ein wesentlicher Beitrag zur Verkehrssi-
cherheit und der Erhöhung der Lebens-
qualität für die betroffene Bevölkerung
geleistet werden.
Mit der Weiterführung der Bauarbeiten
für die Umfahrung Gföhl - Großmotten,
B 37, wurde ein weiterer Schritt in Rich-
tung Ausbau der Infrastruktur des Wald-
viertels gesetzt, welcher der Sicherung
des Wirtschaftsstandortes Niederöster-
reich dient.
Durch den Beginn der Umfahrung Tulln-
Ost wurde ein weiterer wichtiger Impuls
für die Entlastung der Stadt Tulln gesetzt.

Lärmschutz
Im Jahr 2001 wurden für aktive Lärm-
schutzmaßnahmen im Bereich der A-
und S-Straßen 4,37 Mio. € (60,1 Mio. S)
inkl. USt aufgewendet.

Neu begonnene  Bauvo rhaben

B 3 Luberegg
B 7 Grenzübergang Drasenhofen,

Lkw-Parkplätze
B 8 Landesgrenze Wien/NÖ -

Deutsch-Wagram
B 14 Südumfahrung Tulln Ost
B 35 Retz - Oberretzbach
B 38 Stausee- Friedersbach Ost
B 40 Wilfersdorf - Freiland I
B 40/L 35 Laa/Th. Kreuzung Lager-

haus
B 60 Kreuzungsumbau Pottendorf
B 220 ODF Bad Pirawarth - Kollnbrunn
B 303 AST Hollabrunn West
B 304 Tulln - Frauendorf
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Wei te rge füh r t e  Bauvo rhaben

A 2 Vorbereitung Generalerneuerung
Landesgrenze Wien/NÖ - Gunt-
ramsdorf

B 1 Entlastungsstraße Amstetten
B 4 Umfahrung Ziersdorf
B 37 Gföhl - Großmotten I
B 37 Gföhl - Großmotten II
B 119 ODF Sitzmanns
B 306 Schottwien

El“ Bilanz 2001

Durch die stetige Zunahme des Ver-
kehrsaufkommens, insbesondere des
rapiden Anstieges des Schwerverkehrs
werden die Straßen zusehends überbe-
ansprucht. Aber auch die zahlreichen
Einbauten tragen in zunehmendem
Maße zu einer fortschreitenden Zerstö-
rung des Straßenoberbaues bei. Durch

die Sparmaßnahmen sind weitere Bud-
getrestriktionen eingetreten und die not-
wendigen Erhaltungs- und Instandset-
zungsmaßnahmen nicht mehr im not-
wendigen Umfang möglich. Um die vor-
handen Mittel noch besser einsetzen zu
können, wurde mit dem Ausbau des Er-
haltungsmanagement im Bereich der
Bundesstraßen begonnen. Der Verwal-
tungsaufwand und die Bürgernähe stel-
len immer höhere Anforderungen an die
Qualität der Erledigungen und bedingen
eine höhere Qualifizierung der Mitarbei-
ter. Dies kann zwar einerseits durch
Schulung der Mitarbeiter kurzfristig
überbrückt werden, muss aber sicher-
lich langfristig mit einer zusätzlichen
Aufnahme von höher qualifiziertem Per-
sonal abgedeckt werden.
Mit der Intensivierung der Gespräche
Mitte des Jahres 2001 erfolgte die Vor-
bereitung zur Übernahme eines wesent-
lichen Teiles der Bundesstraßen B in die
Strukturen des Landesstraßennetzes.

Ziele 2002
Die Zielvorgaben der Abteilung Bundes-
straßen wurden mit der Strukturände-
rung der Gruppe Straße neu definiert.
Eine wesentliche Aufgabe wird der wei-
tere Aufbau des Controllingsystems un-
ter Zurverfügungstellung einer entspre-
chenden Computer-Software sein. Mit
der Erstellung eines langfristigen Aus-
bau- und Erhaltungsprogramms in Zu-
sammenarbeit mit dem Erhaltungsma-
nagement PMS wird versucht, die finan-
ziellen Ressourcen optimal einzusetzen.
Oberstes Ziel ist es hierbei, das schon
bestehende Bundesstraßennetz in ver-
kehrssicherem Zustand zu erhalten.
Ein weiterer Schwerpunkt bildet die Vor-
bereitung der Übernahme wesentlicher
Straßenstücke des Bundesstraßennet-
zes (B 304, B 305, B 307 und A 5) in das
Netz der ASFINAG im Zuge der Verän-
derung der Bundesstraßen B.

Abteilung Landesstraßen

Das Arbeitsprogramm für Landesstraßen
für das Jahr 2001 basiert auf dem „Mittel-
fristigen Bauprogramm 2001-2005". Die-
ses wurde als Rahmenplanung zur Ermitt-
lung des zustandsbedingten' erforderli-
chen Investitionsbedarfes nach einer im
Jahre 2000 durchgeführten Bewertung
des gesamten NÖ Landesstraßennetzes
ausgearbeitet. Die im Arbeitsprogramm
vorgesehenen Baumaßnahmen wurden
erfüllt. Es wurde insgesamt an 479 Baulo-
sen gearbeitet.
Die Gesamtlänge des NÖ Landesstra-
ßennetzes beträgt rd. 10.660 km und
enthält noch rd. 4,5 km Schotterstraßen,
die im Laufe der kommenden Jahre
staubfrei gemacht werden. Daneben
gibt es noch rd. 95 km „Naturstraßen",
die nicht asphaltiert sind und auf Grund
ihres Charakters und der mangelnden
Verkehrsbedeutung nicht staubfrei ge-
macht werden.
In Ortsgebieten wurden im Rahmen von
222 Baumaßnahmen Instandsetzungen
und ortsbildgerechte Gestaltungen vor-
genommen. Dabei sind nachfolgende
Baulose besonders hervorzuheben:
L 1151 Pulkau
L 1099 Hippies
L 2232 Siegersdorf
L 155 Hof/Leithaberge
L 45 Seebarn
L 6 Neubau
L 35 Gnadendorf
L4010 PfaffStätten
L 137 St. Corona am Wechsel
L 5356 Gerolding
L5318 Golling
L 5295 Inning
L 129 Böheimkirchen II •

L 110, L 5380 Böheimkirchen Mitte
L5144 Pfaffing
L5315 St. Margarethen/Sierning
L 6247 Langenhart - St. Valentin
L 6279 Seitenstetten
L 93 Waidhofen/Ybbs
L 82 Bärnkopf
L7165 .Albrechtsberg
L 7255 Nussendorf
L 56, L 8106 Großhaselbach
L 8027 Feinfeld
L8196, L8196A Steinbach I
Bei Um- und Ausbaumaßnahmen wur-
den vor allem jene durchgeführt, die
entweder aus Verkehrssicherheitsgrün-
den oder wegen des Straßenzustandes
vordringlich erforderlich waren. Außer
den angeführten Ortsdurchfahrten wur-
den neben anderen Baumaßnahmen
nachfolgende wichtige Baulose ausge-
führt bzw. begonnen:
L 2 Obersiebenbrunn-Untersie-

benbrunn
L 35 Lagerhaus L 35 - B 40
L 5333 Umlegung L 5333
L5117 KreisbachWest
L 5380 Böheimkirchen Mitte
L 76 Allentsgschwendt
L 7255 Artstetten
L 67 Gerotten Nord
Der Landesstraßenbau hat - zum Teil
gemeinsam mit anderen Straßenerhal-
tern - folgende weitere Kreisverkehrs-
anlagen errichtet, wodurch eine we-
sentliche Entschärfung der Gefahren-
momente bei den jeweils betroffenen
Kreuzungsbereichen erzielt werden
konnte. Dafür wurden von Seiten des
Landes € 585.016,- (rd. 8,1 Mio. S)
aufgewendet.

L27
L 161/B 15
L 18, L 19
L4132
L 5325/B 1
L 104/L 5333/B 209 Pöchlarn Ost
L 96 Umfahrung Zarnsdorf mit

Kreisverkehr
Auf dem Gebiet des passiven Lärm-
schutzes wurden 153 Ansuchen um För-
derung von Lärmschutzeinrichtungen
an Landesstraßen bearbeitet, wobei
€ 310.250,- (rd. 4,27 Mio. S) an Förde-
rungswerber zugesagt bzw. ausbezahlt
wurden.

AST Hollabrunn
Mannersdorf
Matzen, Josefspark
Ternitz - Pottschach
Pöchlarn Süd

Schwerpunkte 2001
• Bau- und Erhaltungsprogramme zu
Saisonbeginn. Wie in den vergangenen
Jahren wurde auch heuer wieder durch
eine rasche Genehmigung der jährli-
chen Bau- und Erhaltungsprogramme
die Voraussetzung für einen frühen Ar-
beitsbeginn und damit eine kontinuierli-
che Auftragserteilung an die Wirtschaft
über das Kalenderjahr geschaffen.
• Bodenmarkierungen. Neben dem
jährlichen Markierungsprogramm auf
den verkehrsreichsten Landesstraßen
wurden im Jahre 2001 in Entsprechung
der 19. STVO-Novelle 1994 1.217 km
Straßen mit einer Fahrbahnbreite von
mehr als 5,5 m außerhalb von Ortsge-
bieten beidseitig wieder mit Randlinien
versehen. Die finanziellen Aufwendun-
gen für Bodenmarkierungen betrugen
insgesamt € 2,390.936,- (rd. 32,9
Mio. S)
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(rd. 63,8 Mio. S) für die ausgeführten
Maßnahmen investiert. Die Unterführung
der L 5319 „Holzenerstraße“ in „Krumm-
nußbaum" wurde fertig gestellt. Die Pro-
jektierung für die Unterführung L 80 „Be-
hamberg" wurde abgeschlossen, und es
wird im Jahr 2002 mit den Bauarbeiten
begonnen werden. Die Projektierungsar-
beiten für die Vorhaben L 2297 „Überfüh-
rung Kirchstetten“ sowie für die Unterfüh-
rung L 156 „Gramatneusiedl“ wurden
weitergeführt.

für die Abschnitte Wienerwald, -Tullner-
feld und Perschlingtal wurden die eisen-
bahnrechtlichen Verhandlungen abge-
schlossen und die §-12-Verfahren ein-
geleitet.
• ÖBB - Erhöhung der Verkehrssi-
cherheit. Die Unterführung L 6247
„Langenhart“ wurde fertig gestellt. Wei-
ters wurden die Eisenbahnkreuzungen
mit der L 12 in „Auersthal“ und der L 13
in „Bockfließ“ in Zusammenarbeit mit
der ÖBB jeweils mit einer Lichtzeichen-
anlage ausgestattet. Die Investitionen
von Seiten des Landes für diese beiden
Anlagen betrugen rd. € 363.000,-
(rd. 5,0 Mio. S)
• Niveaufreimachungen von Eisen-
bahnkreuzungen. In Erfüllung des mit
den ÖBB aus Anlass der „Neuen Bahn“
1988 abgeschlossenen Übereinkom-
mens (samt Nachträgen) zur Niveaufrei-
machung von 39 Eisenbahnkreuzungen
wurden bisher 29 Niveaufreimachungen
verwirklicht. Hiefür wurden vom Land
Niederösterreich bis 2001 € 4,634.931,-

• Katastrophenschäden. Für die Be-
seitigung derselben waren 2001 finanzi-
elle Aufwendungen in Höhe von rund
€ 190.000,- (rd. 2,6 Mio. S) erforderlich.
• Wildbachverbauung. Für 9 Sanie-
rungsmaßnahmen wurden € 90.792,35
(rd. 1,2 Mio. S) Zuschüsse geleistet.
• Kollaudierungen. Im abgelaufenen
Jahr wurden für 5 Baulose die Kollau-
dierungen abgeschlossen und für weite-
re 5 Baulose diese für das Jahr 2002
vorbereitet.
• HLAG. Im Zuge von 12 HLAG-Groß-
bauvorhaben wurden in Zusammenar-
beit mit dem NÖ Straßendienst 38 Bau-
maßnahmen an Landesstraßen fertig
gestellt. Im Landesvermögen wurden an
Brücken und Straßen rd. 3,4 Mio. € (rd.
46,8 Mio. S) investiert. 24 weitere Maß-
nahmen an Landesstraßen wurden pro-
jektiert. Mit den Bauarbeiten für die Gü-
terzugumfahrung St. Pölten, die Knoten
Wagram und Rohr wurde begonnen. Die
Projektierungsarbeiten für die Neubau-
strecke Wien-St. Pölten sind im Laufen,

Wiederverwertung von
Altmaterialien

Durch die Wiederverwendung von Alt-
materialien wird seit Jahren ein wertvol-
ler Beitrag für den Umweltschutz geleis-
tet. Im heurigen Jahr wurden rund
71.000 t Asphaltaufbruch für neue un-
gebundene Tragschichten wiederver-
wendet.

Abteilung Brückenbau

Schwerpunkte 2001

Die Abteilung Brückenbau ist zuständig
für alle Brücken auf Autobahnen und
Schnellstraßen und für Brücken mit ei-
ner Stützweite größer als 20 m im Zuge
von Landesstraßen L und Bundesstra-
ßen B, für Signalbrücken und Überkopf-
wegweiser, für Tunnel sowie für gean-
kerte Konstruktionen. Im Herbst 2001
wurde eine eintägige Schulung der A-
und B-Techniker mit den Schwerpunk-
ten Bauarbeitenkoordinierungsgesetz,
ÖNORM B 4700 und ÖNORM B 4702
(Stahlbeton- und Brückenbaunorm),
Vertragsbestimmungen, kathodischer
Korrosionsschutz, Planungsprämissen
der ASFINAG, Abdichtungen bei Brü-
cken und neue technische Entwicklun-
gen durchgeführt. Die Donaubrücke
Pöchlarn wurde im November planmä-
ßig für den Verkehr freigegeben. Im Be-
reich der Brückenprüfung und Begut-
achtung von Schwertransporten wurden
im Interesse der Sicherheit der Ver-
kehrsteilnehmer beachtliche Leistungen
erbracht. Das technische Personal der
Abteilung hat 1.616 Stellungnahmen zur
Befahrbarkeit mit Schwertransporten
abgegeben und 347 Brückenprüfungen
für Brücken mit Stützweite größer als
10 m durchgeführt. Für 2 Brücken wur-
den Untersuchungen des Chloridgehal-
tes erstellt. An Zivilingenieure wurden 12
Brückenprüfungen vergeben. Für 3 Ge-
meindebrücken wurden statische Nach-
rechnungen durchgeführt. In Summe
wurden aus dem Archiv 791 Brücken-

faszikel aussortiert und an die zuständi-
gen Straßenbauabteilungen übergeben.
Die Techniker der Abteilung haben 122
Kolksonderprüfungen an Brücken und
25 Sonderüberwachungen an Brücken-
pfeilern durchgeführt. Die neue bundes-
einheitliche Brückendatenbank wurde
durch die Eingabe von Brückendaten
voll funktionsfähig, weiters wurde mit
dem Ausdruck der Brückenstreifen be-
gonnen, um die Brückenbücher zu ak-
tualisieren. Auch der Routinebetrieb der
Vollkostenrechnung wurde planmäßig
weitergeführt.

• B 7. Umfahrung Wölkersdorf: alle
Brücken - fertig.
• B 209 bei Pöchlarn. Bei der Donau-
brücke Pöchlarn erfolgte die Verkehrs-
freigabe im November 2001, bis Ende
Februar 2002 werden die Restarbeiten
beendet.
• BN 1. Bei der Umfahrung Amstetten
wurden 2 Brücken errichtet - fertig.

Neubautätigkeit bei
Landes-Brücken

L2133 Brücke über den Hauptgra-
ben in Königstetten - in Bau.

L 601 Brücke über den Russbach
bei Glinzendorf - fertig.

L 2221 Brücke über die Perschling
bei Diendorf - in Bau.

Neubautätigkeit bei
Autobahnbrücken

• A4 .  Bei 2 Brücken wurden in der
Richtungsfahrbahn Wien Lärmschutz-
wände errichtet - fertig.
• A 21. Bei 2 Brücken wurde das Trag-
werk erneuert und verbreitert - fertig.
• A 1. Bei 2 Brücken wurden in der
Richtungsfahrbahn Wien Lärmschutz-
wände errichtet - fertig.

Neubautätigkeit bei
Bundesstraßenbrücken

• B 121. B 1 (neuer Ast) in Amstetten -
in Bau.
• B 4. Ziersdorf - 3 Brücken im Rohbau
fertig; 1 ÖBB-Objekt in Bau.
• B 37. 3 Brücken im letzten Bauab-
schnitt in Bau.

Instandsetzung

Au tobahnen

A 2 Ast Wollersdorf, Sanierung Aus-
fahrtsspur - fertig

A 1 14 Brücken im Baulos Haag I,
Richtungsfahrbahn Wien wurden
verbreitert und instand gesetzt,
auf der Richtungsfahrbahn Linz
wurden diese Objekte verbreitert
- fertig.

A 1 14 Brücken im Baulos Melk,
Richtungsfahrbahn Linz wurden
verbreitert und instand gesetzt -
fertig.

229



Gruppe Straße

Schne l l s t raßen-  und
Bundess t raßen  b rücken

B 1 2 Brücken über die Traisen und
den Melkfluss - fertig.

B 119 2 Brücken über den Tiefenbach
- fertig.

B 121 Brücke über den Schintergraben
bei Rein - fertig.

B 49 Donaubrücke Hainburg - in Bau.
B 3a Donaubrücke Melk - fertig.
B 25 Talübergang Lunz am See - fertig.

Landess t raßenb rücken

L 10 Brücke über die Zaya in
Asparn/Zaya - in Bau.

L 12 Brücke über den Russbach in
Pillichsdorf - fertig.

L 2064 Brücke über die ÖBB bei
Mannswörth - in Bau.

L 2259 Brücke über die Westbahnbrü-
cke in Neulengbach - fertig.

Probleme 2001
Das größte Problem stellt die starke
Überalterung der Führungskräfte dar,
drei Diplom-Ingenieure befinden sich im
siebenten Lebensjahrzehnt, ein weiterer

knapp vor seinem sechzigsten Geburts-
tag. Soll also der hohe Standard der
Brückenbauabteilung einigermaßen ge-
halten werden, wären dringend Nach-
besetzungen erforderlich zur Gewähr-
leistung einer minimalen Einarbeitungs-
zeit. Im Dienstpostenplan der Abteilung
sind Klammerposten vorhanden, die al-
so bei Pensionierungen nicht nachbe-
setzt werden. Gleichzeitig steigen jedes
Jahr die Baumittel beträchtlich an. Es
wird aber nicht möglich sein, mit immer
weniger Personal immer mehr Geldmit-
tel zu verbauen.

ßer werdenden Aufgaben bei der Gene-
ralinstandsetzung der Autobahnen und
beim Ausbau des übergeordneten Stra-
ßennetzes. Die wichtigsten Aufgaben
der nächsten Zeit sind somit die Vorar-
beiten für die Donaubrücke Traismauer,
die Generalinstandsetzung der Auto-
bahnen und der Ausbau des überge-
ordneten Straßennetzes einschließlich
Brücken.

Statistik 2001
Neben den normalen Projektierungsar-
beiten hat sich die Brückenplanung wei-
ter intensiv mit der guten Gestaltung von
Brücken im Rahmen des Landschafts-
und Ortsbildes befasst.
An Brückenprojekten wurden bearbeitet:

Ziele 2002
Die langfristigen Zielvorgaben des Brü-
ckenbaues - Erhaltung bzw. Sicherung
der ausreichenden Verkehrssicherheit
der Brücken, Überkopfwegweisern, Tun-
nel und geankerten Konstruktionen und
angepasster Neubau dieser Brücken
und technischen Objekte - haben wei-
terhin Gültigkeit. Nachdem der Neubau
der lastbeschränkten Brücken in Nie-
derösterreich weitgehend abgeschlos-
sen ist, haben sich neue große Heraus-
forderungen für den Brückenbau erge-
ben durch die kommenden immer grö-

auf Autobahnen und Schnellstraßen 65
auf Bundesstraßen 47
auf Landeshaupt- und Landesstraßen 18

Die Gesamtausgaben für Projektierung,
Neubau und Erhaltung betrugen
465 Mio. S. Der Anteil der Erhaltung am
Gesamtaufwand beläuft sich auf 34%.

Abteilung Straßenspezialtechnik

Die Hauptaufgabe der Abteilung Stra-
ßenspezialtechnik ist die Bereitstellung
aller - das Kerngeschäft des NÖ Stra-
ßendienstes, den „Unternehmerzweck“
ermöglichenden und unterstützenden -
Anlagen, Einrichtungen und Dienstleis-
tungen. Dabei ist der Nutzen dieser-„ln-
frastruktur“ für die Benutzer zu optimie-
ren, unter Beachtung der Gesamtkosten
(„Facility Management“).
Die Abteilung Straßenspezialtechnik
umfasst folgende Fachbereiche und
Aufgabengebiete:
• Liegenschaften (L). Betriebsnotwen-
diges Liegenschaftsmanagement
• Finanzen und Controlling (FC). Effi-
zientere Kreditbewirtschaftung und
Controlling
• Straßenhochbau inklusive Gebäu-
detechnik (SH). Betriebliche Hochbau-
ten samt Gebäudetechnik (Tankstellen
und Heizungsanlagen) des NÖ Straßen-
dienstes zu errichten, auszustatten und
zu erhalten. Dazu zählen neben den
Gebäuden der Straßen-, Autobahn- und
Brückenmeistereien auch Winterdienst-
stützpunkte sowie die Verwaltungsge-
bäude der acht NÖ Straßenbauabteilun-
gen.
• Verkehrsinformationssysteme (VI).
Errichtung sowie Aufrechterhaltung des
Betriebsfunknetzes und der Verkehrsin-
formationssysteme (z. B. Video- , Glätte-

melde- und Geschwindigkeitswarnanla-
gen bzw. Wechselverkehrszeichen und
Notrufsäulen)
• Verkehrstechnik (VT). Errichtung
und Erhaltung von Verkehrssicherungs-
anlagen (z. B. Ampeln, Blinklichter und
Straßenbeleuchtungen etc.)
Die Abteilung Straßenspezialtechnik
schafft somit jene Voraussetzungen und
Einrichtungen, die für die Erhaltung und
Hebung der Verkehrssicherheit des
Straßennetzes erforderlich sind (siehe
Grafik „Projektierungs- und Bauleistun-
gen", Seite 231).

dafür € 316.126,82 (S 4,349.999,88) ver-
einnahmt. Der Neubauwert der verwal-
teten hochbaulichen Betriebsanlagen
beträgt in Summe € 411,473.587,05
(S 5.661,999.999,88), davon:
ASFINAG: € 122,235.707,07

(S 1.682,000.000,-)
Bund: € 134,154.051,87

(S 1.845,999.999,95)
Land: € 155,083.829,11

(S 2.134,000.013,70)
(Siehe auch Grafik „Vergleich des Ver-
waltungsaufwandes . . .“, Seite 231.)

Finanzen und
Controlling

Die Schwerpunkte im heurigen Jahr la-
gen in der Durchführung einer effiziente-
ren Kreditbewirtschaftung bzw. in der
Führung der Abteilung mit Zahlen:
Da unser Betriebsziel nicht der Profit ist,
muss unser Betriebserfolg messbar ge-
macht werden. Es ist daher unser eigener
Maßstab zu vereinbaren, den auch ein
Laie versteht. Anhand von Betriebskenn-
zahlen wurde ein Controlling eingeführt,
wo eine laufende Abgleichung zwischen
Soll und Ist erfolgt, z. B. Vergleich der zu
Verfügung gestellten Kreditmittel mit den
tatsächlich investierten Kreditmitteln.

Liegenschaften

Das betriebsnotwendige Liegenschafts-
management ist Kernaufgabe.
Von der Abteilung wurden Grundstücke
und Objekte abverkauft, die für den NÖ
Straßendienst entbehrlich geworden
sind. Durch den Abverkauf konnten Ein-
nahmen beim Land von € 58.428,96
(S 804.000,02) und beim Bund von
€ 38.952,64 (S 536.000,01) verbucht
werden. In den Gebäuden des NÖ Stra-
ßendienstes wurden 130 Dienstwohnun-
gen, 23 Einzelräume und 25 Garagen zur
Nutzung zugewiesen. An Grundvergü-
tung und Betriebskostenersatz wurden
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Straßenhochbau und
Gebäudetechnik
(inkl. Alternativenergie-
anlagen)

Straßenhochbau

Projektierungs- und Bauleistungen 1998-2001 (FB: L, SH, VI, VT)
unter Berücksichtigung der Delegierung von Aufgaben an die 8 Bauabteilungen

Euro

18,138.03420,000.000

Der Fachbereich Straßenhochbau hat
die betrieblichen Hochbauten des NÖ
Straßendienstes zu errichten, auszustat-
ten und zu erhalten bzw. die Tätigkeit der
Bauabteilungen bei Instandsetzungen
und Instandhaltungen der betrieblichen
Hochbauten zu überwachen. Zu den be-
trieblichen Hochbauten zählen neben
den Straßen-, Misch- und Brückenmeis-
tereien auch Winterdienststützpunkte so-
wie die Verwaltungsgebäude der acht
NÖ Straßenbauabteilungen.
Bei allen Bauvorhaben wie z. B. auch
bei Fassadenerneuerungen wurde ne-
ben der Ortsbildgestaltung auch auf ei-
ne sparsame und zugleich Energie spa-
rende Ausführung geachtet.
Der Schwerpunkt im Jahre 2001 lag
aber im Ausbau bzw. in der Verbesse-
rung der winterdienstlichen Maßnah-
men: Errichtung von Salzsilos und Sole-
aufbereitungsanlagen.
Folgende betriebliche Hochbauten der
Straßenverwaltung wurden betreut:

14,000.000
10,828.355

12,000.000

10,000.000

8,000.000

6,000.000
6,762.707

4,000.000

2,000.000 546.972

2000 2001

Neubau Erhaltung ■ Projektierung

Vergleich des Verwaltungsaufwandes für hochbauliche
Betriebsanlagen des NÖ Straßendienstes 2001

M
io

. 
E

ur
o

1 Autobahngendarmeriedienststelle
13 Mischmeistereien

3 Außenstellen Abteilung Großprojekte
2 Brückenaußenstellen
1 Zentralbetriebswerkstätte
8 Amtsgebäude für die NÖ Straßenbauabteilungen
8 Betriebswerkstätten für die

NÖ Straßenbauabteilungen
50 Straßenmeistereien

8 Brückenmeistereien
92 Dienststellen insgesamt (zuzüglich Stützpunkte,

Straßenwärterhäuser, Lagerplätze,
Streusalzsilos, Streugutsilos)

Einsparung 0,715 Mio. Euro
gegenüber Immobilienverwaltung
der Privatwirtschaft

. J tatsächlicher Verwaltungsaufwand
der Abteilung Straßenspezialtechnik 2001

0,244* I 0,268* I 0,310*
0,032 0,035 0,040

ASFINAG Bund Land ASFINAG Bund
Neubaukosten der hochbaulichen

Betriebsanlagen 2001
Immobilienverwaltungshonorar
(entspr. 2%o der Neubaukosten)

Bei welchen Anlagen im Jahr 2001 Maß-
nahmen gesetzt wurden, ist aus der Ta-
belle auf Seite 232 zu entnehmen.
Folgende Bauvorhaben wurden 2001
fertig gestellt:

_________in Mio. € Gesamtbaukosten
Strm. Mank: Ausbau

0,102(51,40) 1,090 (S 15,00)
Strm. Scheibbs: Ausbau

0,080 (S 1,10) 2,035 (S 28,00)
Strm. Waidhofen/Ybbs: Ausbau

0,102(51,40) 1,588 (S 21,85)
Strm. Melk: Wärmedämmung
_________0,080 (S 1,10) . 0,632 (S 8,70)
Summen 0,364 (S 5,01) 5,345 (S 73,55)

Insgesamt wurden von der Abteilung
Straßenspezialtechnik 2001 ca. 3,126
Mio. € (43,01 Mio. S) investiert:
ASFINAG: 0,768 Mio. € (10,57 Mio. S),
Bund: 0,378 Mio. € (5,20 Mio. S) und
Land 1,980 Mio. € (27,25 Mio. S)
(Siehe auch Grafik „Vergleich des Erhal-
tungsaufwandes . . .".)

Vergleich des Erhaltungsaufwandes für hochbauliche
Betriebsanlagen des NÖ Straßendienstes 2001

Unterdotierung ca. 5,094 Mio. Euro

■ tatsächlicher Erhaltungsaufwand
der Abteilung Straßenspezialtechnik 2001

Neubaukosten der hochbauliohen
Betriebsanlagen 2001

Erhaltungsaufwand
(entspr. 2% der Neubaukosten)
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len bzw. Datenübertragungsgeräte für
die Eigentankanlagen erneuert.
In der Brückenmeisterei Alland wurde
ein Industriekran mit einer Tragkraft von
4.800 kg errichtet.
In der Straßenmeisterei Melk und in der
Betriebswerkstätte Wr. Neustadt wurden
die Auspuffabsaugungen erneuert.
Die Projektierungsarbeiten für die haus-
technischen Anlagen beim Neubau der
Straßenmeisterei Herzogenburg bzw.
beim Umbau der Bauabteilung Holla-
brunn wurden durchgeführt.
Die Überprüfungen gemäß den ÖVE-
Vorschriften der elektrischen Anlagen
der Straßenmeistereien bzw. die daraus
resultierenden Mängelbehebungen wur-
den entweder selbst durchgeführt (z. B.
St. Pölten/Spratzern, Pottenbrunn und
Atzenbrugg) oder an die Straßenbauab-
teilungen delegiert.

W indk ra f t an lagen

Die Windkraftanlage in St. Pölten befin-
det sich bereits 7,5 Jahren in Betrieb
und hat bisher 1,330.690 kWh Strom er-
zeugt. Das abgelaufene Jahr war mit ei-
ner Erzeugung von 175.890 kWh ein
eher durchschnittliches Windjahr.
In der Straßenmeisterei St. Pölten wur-
den ca. 66% der im Jahr 2001 erzeug-
ten Windenergie verbraucht, während
die restlichen 34% in das öffentliche
Stromnetz der EVN geliefert wurden.
Die nebenstehende Grafik zeigt den
Verlauf der Stromerzeugung der Jahre
1996-2001 und die Aufteilung auf Liefe-
rung an die Straßenmeisterei und an die
EVN.
Ähnlich verhält es sich mit der Wind-
kraftanlage in Zistersdorf. Diese Anlage
ist mit einer Leistung von 30 kW wesent-
lich kleiner als die Anlage in St. Pölten.
Die Anlage hat im abgelaufenen Jahr
40.411 kWh Strom erzeugt. Davon wur-
den 14.120 kWh in der Straßenmeisterei
Zistersdorf verbraucht und die Differenz
von 26.291 kWh an die EVN geliefert.
Beide Windkraftanlagen wurden heuer
mittels Bescheid der NÖ Landesregie-
rung als Ökoanlagen anerkannt.

Üb r i ge  An lagen  und
A l te rna t i vene rg iean lagen

Vom Fachbereich wurde eine Anzahl
von Heizungs- und elektrischen Anla-
gen betreut, und zwar:

Anlagen, bei denen 2001 Maßnahmen gesetzt wurden

Soleanlagen
Salzsilos

0,127 (1.75)

Strm. Gaming 0,094 (1.29)
Strm. Haag 0,113 (1,55)
Strm. Persenbeug, Stzpkt. Altenmarkt 0,083 (1.14)
Strm. Raabs/Th. 0,087 (1.20)
Summe Salzsilos 0,377 (5.19)
Baulose
Strm. St. Pölten/Spratzern: Einstellhalle 0,131 (1,80) 0,131 (1,80)
Strm. Pressbaum: Instandsetzungen 0,219 (3,01) 0,715 (9,84)
Strm. Warth: Instandsetzungen 0,052 (0,72) 0,506 (6,96)
Strm. St. Pölten/Spratzern: Instandsetzung 0,035 (0,48) 1,212 (16,68)
Brm. St. Pölten/Spratzern: Tore 0,035 (0,48) 0,035 (0,48)
Strm. Ybbs: Instandsetzungen 0,122 (1,68) 0,523 (7,20)
Strm. Mank: Ausbau 0,102 (1,40) 1,090 (15,00)
Strm. Scheibbs: Ausbau 0,080 (1,10) 2,035 (28,00)
Strm. Melk: Wärmedämmung 0,080 (1,10) 0,632 (8,70)
Strm. Herzogenburg: Neubau 0,218 (3,00) 2,980 (41,01)
BA Hollabrunn: Zu- und Umbau 0,218 (3,00) 0,763 (10,50)
Strm. Retz: Dachsanierung 0,342 (4,71) 0,382 (5,26)
Strm. Atzenbrugg: Endausbau 0,218 (3,00) 0,618 (8,50)
Strm. Pottenstein: Dachsanierung 0,174 (2,39) 0,363 (5,00)
Strm. Waidhofen/Ybbs: Ausbau 0,102 (1,40) 1,588 (21,85)
Strm. Waidhofen/Ybbs: denkmalgerechte Instandsetzung 0,349 (4,80) 0,458 (6,30)
Strm. Schrems: Ausbau 0,145 (2,00) 0,276 (3,80)
Summe Baulose 2,302 (31,68) 9,739 (134,01)
Summen Gesamt 3,126 (43,01) 14,811 (203,80)

Stromlieferungen der Windkraftanlage St. Pölten 1996-2001

kWh

120.000

100.000

80.000

60.000

40.000

20.000

1996 1997 1998 1999 2000 2001

■ zur Straßenmeisterei ■ zur EVN

21 Hackgutheizungen
5 Fernwärme-(Biomasse-)Heizungen

42 Sonstige Heizungsanlagen
60 Wasseraufbereitungsanlagen

(Entkalkungsanlagen)
10 Photovoltaikanlagen
37 Warmwasser-Sonnenkollektor-Anlagen
14 Wärmepumpen-Anlagen für Warmwasser

bzw. Heizungen
2 Windkraftanlagen

65 Tankanlagen
65 Stark- und Schwachstromanlagen

Gebäudetechnik und
Alternativenergieanlagen

Die NÖ Straßenmeistereien werden zu
ca. 50% mit Gas, zu ca. 35% mit Hack-
gut, zu ca. 12% aus ölbefeuerten Zen-
tralheizungsanlagen und zu ca. 3% aus
Wärmepumpenanlagen mit Heizehergie
versorgt.
In den Straßenmeistereien Ybbs, St.
Pölten/West und Wölkersdorf wurden

heuer die Hackgutfeuerungsanlagen
umgebaut. Im Stützpunkt Gscheid wur-
de eine neue Zentralheizungsanlage
errichtet.
In der Straßenmeisterei St. Pöl-
ten/Spratzern erfolgte der Umbau der
Heizungsverteiler.
In der Straßenmeisterei Atzenbrugg
wurde eine Eigentankanlage errichtet
und in den Straßenmeistereien Spitz
und Wr. Neustadt wurden die Zapfsäu-
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Eine neue Technologie hat sich bei den
Signalen durchgesetzt und wird nun
bei allen Neu- und Umbauten einge-
setzt. Anstatt Glüh- und Halogenlam-
pen erhellen nun Leuchtdioden die Si-
gnale. Die neuen Signale sind wesent-
lich besser zu erkennen; damit ist auch
ein Schritt zur größeren Verkehrssicher-
heit getan. Ein weiterer wichtiger Vorteil
ist der geringe Energieverbrauch, und
auch die Erhaltungskosten lassen sich
deutlich reduzieren. Dadurch soll bei
den Betriebskosten, welche derzeit für
alle Anlagen in NÖ ca. 1,846 Mio. €
(25,40 Mio. S) betragen, eine Entlas-
tung eintreten. Eine wichtige Aufgabe
besteht in der Wartung und im Aus-

Auf Grund behördlicher Anordnung wur-
den zur Hebung der Verkehrssicherheit
und Unfallreduktion 20 Ampelanlagen
sowie 18 Sonderanlagen errichtet und
14 Anlagen umgebaut (Aktion Schutzen-
gel 11 Anlagen).
Von der ortsansässigen Bevölkerung
und Elternvereinen wird aus einem
wachsenden Sicherheitsbedürfnis her-
aus der weitere Bau von Signalanlagen
nachhaltig gefordert. Bei Bau und Pla-
nung sämtlicher Anlagen (Verkehrsbe-
leuchtungen, Signalanlagen, Tunnel)
wird auch besonderes Augenmerk auf
möglichst geringen Energieverbrauch
sowie auf eine zum Ortsbild passende
Gestaltung Wert gelegt.

Fachbereich
Verkehrsinformations-
systeme

Der Fachbereich Verkehrsinformations-
systeme ist in die Bereiche Verkehrsin-
formationssysteme und Funk gegliedert.

Verkehrsinformationssysteme

Im Jahr 2001 lag der Schwerpunkt bei
der immer schwieriger werdenden In-
standhaltung der teilweise bis zu
20 Jahre alten 40 Glatteiswarnstationen
sowie bei der Instandhaltung der 22 Vi-
deoanlagen. 3 Glatteiswarnstationen so-
wie 7 Videoanlagen wurden für den Win-
terdienst neu installiert. Für den von der
Firma Siemens verlegten Lichtwellenlei-
ter wurde die elektrotechnische Bau-
überwachung durchgeführt und für die
Aufrechterhaltung der ABSA-Leitung
und damit der Notrufsäulen Sorge ge-
tragen.

Funk

Die grundsätzliche Notwendigkeit eines
eigenen Betriebsfunknetzes für den NÖ
Straßendienst wird durch ein Projekt-
team geprüft. Ein Projektteam erarbeite-
te eine Lösung für ein zukunftsorientier-
tes Betriebskommunikationssystem für
den NÖ Straßendienst:
Flächendeckend wird auf die Infrastruk-
tur eines Mobilfunkbetreibers zurückge-
griffen, und im hochrangigen Straßen-
netz wird zusätzlich ein Linienfunk in-
stalliert.
Zukünftig soll die Betriebskommunika-
tion per Handy im GSM-Netz erfolgen
und zusätzlich am hochrangigen Stra-
ßennetz ein sogenannter Linienfunk vor-
gehalten werden.
Vom Fachbereich wurde eine Anzahl
von Anlagen betreut, und zwar:

Anzahl der Verkehrsicherungsanlagen
(ohne Steuerzentralen) und Mitarbeiterstand

Anlagenanzahl -----■ ----- Mitarbeiteranzahl

Vergleich Neubauwert VT-Anlagen
mit den Neubau-, Instandsetzungs- und Betriebskosten 200140 Glatteiswarnstationen

22 Videoanlagen
5 Geschwindigkeitswarnanlagen

1.058 Funkgeräte
30 Funk-Relaisstationen

123 Funk-Notrufsäulen
12 GSM-Notrufsäulen

367 Notrufsäulen an der ABSA-Linie

Fachbereich
Verkehrstechnik
Verkehrssicherungs- und Verkehrsleit-
einrichtungen wie Lichtsignalanlagen,
Blinklichtanlagen, Beleuchtungen, Ver-
kehrsleitanlagen und elektrotechnische
Ausrüstungen in Tunnelbauten bilden die
Voraussetzung, um den Straßenverkehr
in vielen Teilen Niederösterreichs mög-
lichst unfallfrei und flüssig abzuwickeln.
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dem von der ASFINAG geplanten Ver-
kehrsleitsystem Wien/Süd eine beson-
dere technische Herausforderung wer-
den. Die Ampelanlagen im Umland von
Wien müssen zu den Spitzenzeiten Ver-
kehrsmengen bewältigen, welche die
Leistungsfähigkeit der Straßen überstei-
gen. Diesem Problem wird vermehrt
durch den Bau von vollverkehrsabhän-
gigen Ampeln begegnet, die besser auf
plötzlich auftretende Verkehrsverlage-
rungen reagieren.
Derzeit umfasst die Erhaltung 799 Ver-
kehrssicherungseinrichtungen:

Einsatz erneuerbarer Energien in Straßenhochbauten

466 Verkehrslichtsignalanlagen
112 Blinklichtanlagen
152 Verkehrsbeleuchtungen

43 Sonderanlagen
(z. B. elektrotechn. Tunnelausrüstungen)

26 Verkehrssteuerzentralen

Zusätzlich werden betreut:

97 stationäre Radarstandorte
32 automatische Verkehrszählstellen

Die Betriebskosten für diese Anlagen
belaufen sich auf ca. 1,846 Mio. €
(25,40 Mio. S) Für die notwendigen An-
passungen der diversen Anlagen (Un-
fallschwerpunkt, Verkehrsumlenkung
und Verbesserungen bei Beleuchtun-
gen an Bundesstraßen) und für Maßnah-
men bei Gefahr in Verzug wurden ca.
0,378 Mio. € (5,20 Mio. S) investiert. Die
Investitionen für Neubaumaßnahmen
betrugen auf Bundesstraßen ca. 0,661
Mio. € (9,10 Mio. S) und auf Landesstra-
ßen ca. 0,378 Mio. € (5,20 Mio. S) Der
Neubauwert aller Anlagen beträgt ca.
40,166 Mio. € (552,70 Mio. S).
Bei der Errichtung fast aller Anlagen
ergeben sich durch die immer höhere
Dichte bestehender Einbauten (Strom,
Gas, Wasser, Post, Kanal, Telekabel,
Fernheizung u. dgl.) zunehmend Pro-
bleme.

4 O Wärmepumpenanlagen für Warmwasser

10 O Wärmepumpenanlagen für Heizungen

2 Y Windkraftanlagen Stand Jänner 2002

bau zentraler Verkehrssteuerungen
zwecks „Grüner Welle". In den Bezir-
ken nahe Wien und in den Magistraten
sind derartige Rechner unseres Fach-
bereiches bereits im Einsatz. Diese
Rechner ermöglichen die vernetzte und
koordinierte Schaltung angeschlosse-
ner Ampelanlagen sowie deren funk-
tionelle Überwachung durch die Exe-
kutive.

Für die moderne und zukunftsorientierte
Verkehrssteuerung sind laufend Pla-
nungsarbeiten und Wartungsarbeiten
an den Programmen erforderlich. Eine
Reihe von Verbesserungen wurde in
diesem Bereich 2001 vorgenommen,
5 Anlagen neu an diese Netze ange-
schlossen.
In Zukunft wird vor allem das Zusam-
menwirken dieser Verkehrsrechner mit

Abteilung Großprojekte

Schaffung einer
neuen Abteilung
Die NÖ Landesregierung hat am 16.
Jänner 2001 die Neustrukturierung der
Gruppe Straße beschlossen. Die wich-
tigste Maßnahme war dabei die Schäf-
tung der Abteilung für die Realisierung
von Großprojekten. Diese ist aus der
Abteilung Straßenplanung hervorgegan-
gen.
Ziel war es, ein Kompetenzzentrum für
die Planung und Baudurchführung von
Großprojekten zu schaffen. Um eine
möglichst rasche Umsetzung und Straf-
fung der Abläufe vom Startschuss für
die Planung über die Umweltverträglich-
keitsprüfung bis zur Verkehrsfreigabe zu

ermöglichen, war es erforderlich, diese
Aufgaben in einer Abteilung zu konzen-
trieren.
Die Abteilung Großprojekte liefert somit
eine schlüsselfertige Straße für die Ver-
kehrsteilnehmer.

• B 304 Stockerauer Straße: von Tulln
bis Krems - 35 km
• B 305 Wiener Nordostrand-Straße:
von Leobendorf (A 22) über Eibesbrunn
(A 5, B 7), Deutsch Wagram (B 302) bis
Großenzersdorf (B 3) - 35 km
• B 307 Parndorfer Straße: von der
Staatsgrenze bei Kittsee nach Parndorf
(A 4) - 21 km - gemeinsam mit dem
Burgenland
• Die Ortsumfahrungen im Südraum
Wien im Zusammenhang mit der Errich-
tung der B 301 Wiener Südrand-Straße
wie die Umfahrung Achau (B 11), die
Westspange Rannersdorf (B 14), die
Umfahrungen Himberg und Lanzendorf
(B 15) und die Umfahrung Zwölfaxing
(B 233)

Großprojekte

Großprojekte sind u. a. die Planung, der
Neubau oder der Ausbau folgender Vor-
haben:
• A 5 Nordautobahn: von Eibesbrunn
bis Drasenhofen - 60 km
• B 303 Weinviertel Straße: von Sto-
ckerau (A 22) bis Kleinhaugsdorf -
46 km
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• Vollausbau der S 33 Kremser Schnell-
straße im Abschnitt St. Pölten-Nord bis
Traismauer-Nord
• Weiterführung City-Tunnel Waidho-
fen/Ybbs der B 31 Ybbstalstraße
Dienststelle: 3109 St. Pölten, Landhaus-
platz 1, Haus 17, Telefon (0 676)
812 60 76-0

• Planung und Bau der B 14 Umfah-
rung Klosterneuburg (Martinstunnel)
• A 22 Donauufer-Autobahn: 3-streifiger
Ausbau, beider Richtungsfahrbahnen
zwischen Korneuburg Ost und dem
Knoten Stockerau
Dienststelle: 3500 Krems, Wiener Straße
121, Telefon (0 676) 812 60 74-0

Süd raum

• Generalerneuerung der A 2 Südauto-
bahn von Wien bis Wr. Neustadt, bis
2006 von Vösehdorf bis Knoten Gunt-
ramsdorf samt Umgestaltung des Kno-
ten Vösendorf und Lärmschutzmaßnah-
men
• Planung und Errichtung der Ortsum-
fahrungen im Südraum Wien (B 11,
B 14, B 15, B 16 und B 233)
• Planung der B 307 Parndorfer Straße
(„Spange Kittsee")
• Umbau der Anschlussstelle Wiener
Neudorf
• Planung und Errichtung der An-
schlussstellen Kottingbrunn und Bad
Vöslau
• Planung der Ostumfahrung der B 17
Wiener Neustädter Straße von Oeynhau-
sen bis Wr. Neustadt
• Planung der Ostumfahrung Wr. Neu-
stadt (B 17 zur B 53)
Dienststelle: 2512 Tribuswinkel, Eb-
reichsdorfer Straße 1-7, Telefon (0 676)
812 60 73-0

Weinv ie r te l

• Planung und Errichtung der A 5 Nord-
autobahn
• Planung und Errichtung der B 305
Wiener Nordostrand-Straße mit Knoten
Eibesbrunn
• Ausbau der B 303 Weinviertel Straße
• Planung und Errichtung der Umfah-
rungen an der B 46 Staatzer Straße und
B 47 Lundenburger Straße
Dienststelle: 2100 Korneuburg, Mecht-
lerstraße 3, Telefon (0 676) 812 60 75-0

Zen t ra l raum

• Ausbau der A 1 Westautobahn auf
3 Fahrstreifen je Richtungsfahrbahn
samt Lärmschutzmaßnahmen im Zuge
der Generalerneueruhgen im Abschnitt
Steinhäusl - Landesgrenze OÖ
• Planung und Neubau der S 34 vom
Knoten St. Pölten zur B 20 (Wilhelms-
burg-Traisen)

• Vollausbau der S 33 Kremser Schnell-
straße sowie Bau der Donaubrücke
Traismauer
• Generalerneuerungsbaulose auf der
A 1 Westautobahn und A 2 Südauto-
bahn und Umgestaltung des Knoten Vö-
sendorf
• 3-streifiger Ausbau der A 22 Donau-
uferautobahn
• City-Tunnel Waidhofen/Ybbs im Zuge
der B 31 Ybbstalstraße
• Umsetzung des Schwerpunktpark-
platzkonzeptes der ASFINAG

Ziele 2002

Die Planungen und Rechtsverfahren,
insbesondere im Bereich der A 5 im Ab-
schnitt Eibesbrunn bis Schrick, der
B 305 im Abschnitt B 6 bis B 7, der
B 307 Spange Kittsee sowie der B 303
Umfahrung Jetzeisdorf sind soweit vor-
anzutreiben, dass mit Grundeinlösun-
gen und bauvorbereitenden Maßnah-
men wie z. B. Rettungsgrabungen des
Bundesdenkmalamtes, Leitungsverle-
gungen, Umlegungen des untergeord-
neten Straßennetzes etc. begonnen
werden kann. Die Verfahren zur Umwelt-
verträglichkeitsprüfung sind weiterzu-
führen bzw. zu beginnen.
Nach den abgeschlossenen Vorarbeiten
ist die Generalerneuerung der A 2 Süd-
autobahn im Abschnitt Wiener Neudorf
- Guntramsdorf, Richtungsfahrbahn
Graz, im Jahr 2002 zu beginnen. Wei-
ters ist das UVP-Verfahren für die An-
schlussstelle Kottingbrunn abzuwickeln,
mit dem Ziel, noch im Jahr 2002 mit den
Bauarbeiten zu beginnen.
Auf der A 1 Westautobahn sind wieder
zwei Generalerneuerungsabschnitte
samt Ausbau auf drei Fahrstreifen
durchzuführen, nämlich der Abschnitt
St. Pölten, beide Richtungsfahrbahnen
mit je 6 km Länge, und Zelking im Be-
reich Melk (Richtungsfahrbahn Wien:
10 km). Gleichzeitig werden die erfor-
derlichen Lärmschutzmaßnahmen und
Schwerpunktparkplätze errichtet.
Darüber hinaus ist ein digitales Planar-
chiv aufzubauen sowie die Informations-
und Öffentlichkeitsarbeit für die laufen-
den Projekte zu verstärken.
Die Beratung der Dienststellen der
Gruppe Straße in der Verfahrensabwick-
lung zur Erlangung der Baureife wird ein
besonderer Schwerpunkt sein.
Voraussetzung für die effektive Umset-
zung ist eine intensive Aus- und Weiter-
bildung der Mitarbeiter, um den hohen
Anforderungen und Ansprüchen zu ge-
nügen.

Chronologie und
Aufgaben 2001

• Bestellung des Abteilungsleiters mit
Regierungsbeschluss vom 20. März
2001
• Aufnahme der Tätigkeit in der neuen
Struktur mit 2. April 2001
• Weiterführung der bisherigen Pla-
nungstätigkeit und sukzessive Über-
gabe an die Abteilungen Bundesstra-
ßen, Landesstraßen bzw. die jeweils re-
gional zuständigen NÖ Straßenbauab-
teilungen
• Weiterführung und Beschleunigung
der Planungsprozesse für Großbauvor-
haben durch die neugeschaffene Abtei-
lung
• Erstellung von konkreten Ablaufplä-
nen für Planung, Finanzierung und Bau,
aufbauend auf den vorhandenen Unter-
lagen

Innere Struktur der Abteilung
Großprojekte

• Leitung und Sekretariat
• Zentrale Koordinierung Planung
• Zentrale Koordinierung Bau
• Projektmanagement Donauraum
• Projektmanagement Südraum
• Projektmanagement Weinviertel
• Projektmanagement Zentralraum

Aufgaben der
Projektmanagementbereiche

Donauraum

• Vierstreifiger Ausbau der B 304 Sto-
ckerauer Straße zwischen Tulln und
Krems
• Planung und Bau der Donaubrücke
Traismauer (S 33)
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Abteilung Güterwege

Ziele 2002
• Verstärkte Hilfestellung und Beratung
der Förderungswerber
• Beschleunigte Förderung von Projek-
ten, um Streusiedlungen und Einzelge-
höfte wirtschaftlich an das übergeord-
nete Straßennetz anzuschließen
• Verstärkung der Erhaltungsarbeiten
für die ländlichen Straßen und Wege,
um einen funktionsgerechten Ausbau-
zustand zu erhalten

Das ländliche Wegenetz ist eine der
Voraussetzungen für eine zeitgemäße
Führung und Bewirtschaftung der bäu-
erlichen Betriebe und somit für die Pfle-
ge der Kulturlandschaft. Die Förderung
des Ausbaues und die Erhaltung der
ländlichen Straßen und Wege erfolgt auf
Antrag von Interessenten und Erhal-
tungsverpflichteten.
Ein Großteil der Baukosten wird durch
EU-, Bundes- und Landesmittel abge-
deckt, daneben unterstützen auch die
Gemeinden die Förderungsmaßnah-
men.

• Förderung von Alm- und Weidever-
besserungsmaßnahmen
• Beratung und Koordinierung von Frei-
zeitwegen (Rad- und Reitwege)
• Hilfestellung bei der Regelung der
notwendigen rechtlichen und finanziel-
len Erfordernisse
• Organisation und Überwachung der
Baudurchführung im Auftrag des jeweili-
gen Förderungswerbers
• Erstellung von Fachgutachten für
Schäden nach Katastrophenereignissen
an Gemeindestraßen, ländlichen Stra-
ßen und Wegen sowie von Rutschungen
an landwirtschaftlichen Kulturflächen in
Zusammenarbeit mit der Abteilung Ge-
meinden und der Abteilung Landwirt-
schaftsförderung
Zur Bewältigung dieser Aufgaben sind
neben der Abteilungszentrale in St. Pöl-
ten und dem Bauhof in Absdorf 8 in Nie-
derösterreich verteilte Bauabteilungen
eingerichtet.

Statistik 2001

Schwerpunkte 2001

Schwerpunkte der Abteilung Güterwege
waren wie in den vergangenen Jahren:
• Förderung der Errichtung von Weg-
anlagen, die vornehmlich der Erschlie-
ßung landwirtschaftlicher Betriebe so-
wie der Erschließung landwirtschaftlich
genutzter Flächen und Almen dienen
• Förderung von Maßnahmen zur Erhal-
tung des ländlichen Wegenetzes in Zu-
sammenarbeit mit den Wegerhaltern
• Förderung von Sanierungen von länd-
lichen Wegen und landwirtschaftlichen
Kulturflächen nach Katastrophenschä-
den über den Katastrophenfonds in Zu-
sammenarbeit mit der Abteilung Land-
wirtschaftsförderung

Verkehrserschließung ländlicher Gebiete
Nationale Maßnahmen

€ 3,621.529,33 (S 49,833.330,-)
EU-kofinanziert
Programm Ländliche Entwicklung - Art. 33

€ 1,922.269,14 (S 26,451.000,-)
Erhaltung des ländlichen Wegenetzes

€ 5,632,14 (S 77,500,000,-)
Alm- und Weideverbesserungen - Land

€ 7.005,66 (S 96.400,-)
Unwetterschätzungen

€ 10,840.388,65 (S 149,167.000,-)

Probleme 2001

Die Genehmigung der Sonderrichtlinie
für die Umsetzung der sonstigen Maß-
nahmen des Österreichischen Pro-
gramms für die Entwicklung des ländli-
chen Raums und der damit verbundenen
Erlässe des BMLFUW-brachten einen er-
höhten Verwaltungsaufwand mit sich.

Diese Förderungsmittel bewirken in der
regionalen Bauwirtschaft ein Umsatz-
volumen von rund € 43,603.700,50
(S 600,000.000,-).
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Aufgaben

• Zusammenlegungs- und Flurbereini-
gungsverfahren

• Teilungs- und Regelungsverfahren
• Bringungsrechtsverfahren
• Landwirtschaftliche Siedlungsverfah-

ren
• Alm- und Weideangelegenheiten

Die NÖ Agrarbezirksbehörde gliedert
sich in
• die Organisationsfachabteilung
• die Rechtsfachabteilung
• die Agrartechnische Abteilung
- Zusammenlegungsfachabteilungen
- Fachabteilung für Teilung, Regelung

und Forstwirtschaft
- Landwirtschaftliche Fachabteilung
• die Bodenschutzfachabteilung

• Privatwirtschaftsverwaltung
- Bodenschutzmaßnahmen
- Flurplanungen
- Bearbeitung der der NÖ Agrarbe-
zirksbehörde zugewiesenen Agenden
des NÖ Landschaftsfonds
- Förderung von landschaftsgestalten-
den Maßnahmen.

Organisationsfachabteilung

Tätigkeiten und
Schwerpunkte 2001
• Öffentlichkeitsarbeit
• Erstellung von Broschüren
• Kulturtechnische Sachverständigen-
tätigkeit
• Sonstige Aufgaben der Abteilung:
- Führung der Kartei über die statisti-
schen Daten bei Zusammenlegungen
- Sammeln aller wissenschaftlichen
Veröffentlichungen über Bodenreform-
maßnahmen des In- und Auslandes

- Redigierung des Tätigkeitsberichtes
der NÖ Agrarbezirksbehörde und aller
anderen Berichte
- Herausgabe des Nachrichtenblattes
der NÖ Agrarbezirksbehörde
- Ausbildungsbeauftragter
Im laufenden Jahr mussten wir für zahl-
reiche Veranstaltungen (Messen, Dorf-
erneuerungspräsentationen, Projektprä-
sentationen) Ausstellungen konzipieren,
auf- und abbauen sowie die Standbe-
treuung durchführen. Für die Landes-
präsentation bei der Bau- und Energie-

messe haben wir die Koordination und
Abrechnung für die gesamte Landes-
verwaltung übernommen.
Für die Aktion „Natur im Garten" wurde
ein Teil der Öffentlichkeitsarbeit über-
nommen.

Rechtsfachabteilung

Tätigkeiten und
Schwerpunkte 2001

Die Rechtsfachabteilung muss die Auf-
gaben der NÖ Agrarbezirksbehörde in
rechtlicher Hinsicht betreuen und unter-
stützen. Dieses Feld ist sehr weit ge-
steckt. Die Mitarbeiter der Abteilung ha-
ben daher
• 3.033 Verhandlungen geführt; im Vor-
dergrund standen dabei im Wesentlichen
stets Fragen, die mit dem Grundeigen-
tum Zusammenhängen und deshalb mit
Fingerspitzengefühl behandelt werden
müssen, nämlich in den hoheitsrechtli-
chen Bereichen des Flurverfassungs-
Landesgesetzes (Zusammenlegungen,
Flurbereinigungen, Haupt-, Einzel- und
Sonderteilungen, Regelungen), des Gü-
ter- und Seilwege-Landesgesetzes (Brin-
gungsrechte, Bringungsanlagen, Güter-
weggemeinschaften) und des Gesetzes
zur Erhaltung der Weidewirtschaft in Nie-
derösterreich (Weideerklärungen, Ge-
nehmigung von Weidepachtverträgen,
Aufhebungen der Weideerklärung);
• 158 Genehmigungen im Zusammen-
hang mit der Aufsichtspflicht über
Agrargemeinschaften erteilt (§§ 47 und
48 des Flurverfassungs-Landesgeset-
zes);
• 841 Feststellungsbescheide in Sied-
lungsverfahren und

• 676 Feststellungsbescheide im Flur-
bereinigungsverfahren (nach Vorlage
entsprechender Verträge) erlassen;
• an der Betreuung von Agrargemein-
schaften mitgewirkt, indem verschie-
denste rechtliche Probleme behandelt
und Fragen beantwortet wurden, die sich
in diesen Gemeinschaften ergaben.
Zahlenmäßig nicht erfassbar sind dar-
über hinaus die vielen anderen Beschei-
de, Verordnungen, Verfügungen und
sonstigen Mitteilungen, die das Haus in
schriftlicher Form verlassen haben.

Anträge auf Eigentumszuteilung im Flur-
bereinigungs- und Siedlungsverfahren
stiegen - wie angesichts des ohnehin
schon bisher bestandenen Aktenanfalls
in diesem Bereich zu befürchten war
- nach wie vor an. Diese behördliche
Tätigkeit kann mit dem vorhandenen
Personal kaum mehr bewältigt werden.
Verzögerungen in der Bearbeitung sind
deshalb kurzfristig zu erwarten.
Rechtliche Meinungsverschiedenheiten
mit einigen Grundbuchsgerichten zo-
gen zähe und bis zur Stunde noch nicht
völlig aufgearbeitete Diskussionen über
das Zutreffen der einen oder anderen
Auffassung nach sich.

Ziele 2002
• Klausurtagungen und Mitarbeiterbe-
sprechungen mit dem Ziel, eine fachab-
teilungsintern weitestgehend einheitli-
che Vorgangsweise zu finden
• Stetige Verbesserung der innerbe-
hördlichen Zusammenarbeit mit den an-
deren Fachabteilungen
• Verstärkte Kontakte mit den Oberbe-
hörden
• Bewältigung der organisatorischen
und personellen Probleme, die sich aus
dem Betrieb der Dezentralen ergeben

Probleme 2001
Wir waren auch in diesem Jahr ständig
damit beschäftigt, alle Mitarbeiter auf
dem neuesten Stand der Rechtspre-
chung sowohl der Oberinstanzen als
auch der Gerichtshöfe des öffentlichen
Rechts zu halten. Dies ist ein Prozess,
der nie abgeschlossen werden kann.
Der Betrieb der bereits bisher bestehen-
den Dezentralen in Hollabrunn und St.
Pölten sowie der neu eingerichteten in
Baden und deren Besetzung mit insge-
samt acht Mitarbeitern der Rechtsfach-
abteilung bereitete zunehmend Schwie-
rigkeiten bei der innerbehördlichen
Kommunikation, die mit Hilfe von ge-
meinsamen Dienstbesprechungen nur
unzureichend gelöst werden konnten.
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Agrartechnische Abteilung

Tätigkeitsbereiche und
Schwerpunkte 2001
Die Agrartechnische Abteilung wird vom
Technischen Leiter fachlich geleitet. Sie
umfasst fünf technische Fachabteilun-
gen (drei Zusammenlegungsfachabtei-
lungen, die Fachabteilung für Teilung,
Regelung und Forstwirtschaft, die land-

, wirtschaftliche Fachabteilung) und die
Q Stelle Ökologie, Alm und Weide.

Zusammenlegungsfach-
abteilungen

Die Zusammenlegungsfachabteilungen
betreuen die einzelnen Zusammenle-
gungs- und Flurbereinigungsverfahren.
Aufklärung und ständige fachliche Bera-
tung der Operationsleiter gehören eben-
so zur Aufgabe der Zusammenlegungs-
fachabteilungsleiter wie die Erfüllung
von Spezialaufgaben:
• Luftbild GIS (geograph. Informations-
system)
• Elektronische Vermessung
• EDV-Koordinierung
• Gruppenflurbereinigung
• Amtsinterne Stellungnahme zu Geset-
zesentwürfen
• Betreuung von Pilotprojekten
• Verhandlungen mit dem Bundesamt
für Eich- und Vermessungswesen
• Kontakte mit anderen Dienststellen
des Landes und des Bundes bei der
Klärung von Grundsatzfragen Agrarver-
fahren betreffend
• Aufklärung und Motivation für die
Durchführung von Agrarverfahren

S ta t i s t i k  2001

Die NÖ Agrarbezirksbehörde ist Auf-
sichtsbehörde für sämtliche Agrarge-
meinschaften Niederösterreichs.

S ta t i s t i k  2001

nach Landschaftsplanung; ohne zu-
nächst an ein Bodenordnungsverfah-
ren zu denken, können mittels Flurpla-
nungsverfahren Landschaftspläne er-
stelltwerden.

We inbau  2001

Im Rahmen nationaler Stilllegungsaktio-
nen wurden in Niederösterreich ca.
3.000 ha Weingärten gerodet. Nach Ab-
lauf einer 6-jährigen Stilllegungszeit be-
steht die Möglichkeit zur Wiederaus-
pflanzung auf diesen Flächen, auf neu-
en Feldstücken (sofern sie in einer
Weinbauflur liegen) oder aber im Falle
der Reduktion oder Aufgabe des Wein-
baues zur Weitergabe des Auspflanz-
rechtes. Werden die Kontingente bis
2003 nicht ausgepflanzt, verfallen sie.
Ziel ist:
• Der Weinbau muss wieder in ge-
schlossenen Fluren, und zwar in Gunst-
lagen betrieben werden. Nur dort ist es
möglich, konstant hohe Qualitäten und
regelmäßige Erträge zu produzieren,
ohne Frostschäden befürchten zu müs-
sen. Weinbaustreulagen sollen langfris-
tig zu geschlossenen Fluren zusammen-
geführt werden.
• Geschlossene landschaftsprägende
Elemente und Weinwanderwege sind für
die Weinbauern die beste Ausgangsla-
ge für ihre Produkte.
Die NÖ Agrarbezirksbehörde hat daher
in Zusammenarbeit mit der NÖ Landes-
Landwirtschaftskammer ein Konzept un-
ter dem Begriff „Weinbau 2000“ entwi-
ckelt, um folgende Ziele zu erreichen:
• Durch Flurbereinigung sollen größere
Weingärten entstehen und „Altlasten"
beseitigt werden.
• Wasserrückhaltebecken sollen das
Entstehen von Erosion hintanhalten bzw.
den Wasserhaushalt der Weinbergbö-
den verbessern.
• Windschutzgürtel bieten die Möglich-
keit, die Bodentemperaturen zu erhö-
hen, Erosionsschutz zu erreichen und
als Landschaftselemente zu wirken.

13 Flurbereinigungsverfahren
mit 152 ha und 61 Parteien

6 Regelungsverfahren
mit 286 ha und 132 Parteien

2 Teilungsverfahren
mit 11 ha und 33 Parteien

22 Wirtschaftsplanerneuerungen
mit 1.828 ha und 714 Parteien

Landwirtschaftliche
Fachabteilung

Die Haupttätigkeit der landwirtschaftli-
chen Fachabteilung lag in der amtlichen
Bewertung der Grundstücke im Zuge
von Zuammenlegungsverfahren und in
der Erstellung von Gutachten für alle
Bodenreformmaßnahmen, insbesonde-
re für Einleitungen und Übergaben so-
wie in Rodungsverfahren für die zustän-
dige Forstbehörde.
Für Zusammenlegungsverfahren wur-
den für die besonders erosionsgefähr-
deten Bereiche Erosionsberechnungen
durchgeführt, die den Landwirten deut-
lich vor Augen führen, welche Mengen
wertvollsten Bodens durch Wind- und
Wassererosion jährlich verloren gehen.
Zahlreiche Schlichtungsverfahren in Be-
zug auf Bodenreform wurden durchge-
führt.

Telehäuser

Die in unserem Haus entwickelte Idee der
Telehäuser mit dem 1. Telehaus in Nieder-
österreich in Eschenau (Bezirk Lilienfeld)
hat in weiterer Folge zu einer Kette von
vier ländlichen Telehäusern in Nieder-
österreich geführt, die untereinander ver-
netzt sind und Telematik auch für den
ländlichen Raum erfolgreich anbieten.
Folgerichtig ist ein Kollege unserer Behör-
de zum Geschäftsführer der Telehaus NÖ
Ges. m. b. H. bestellt worden.
Als neueste Initiative wurde die NET
Tourismus Technologie Ges. m. b. H. mit
Sitz in Krems gegründet, an der sich die
Telehaus NÖ Ges. m. b. H. mit 12% als
Gesellschafter beteiligt hat. Bei dem
Projekt TISCOVER handelt es sich um
ein touristisches Informations- und Bu-
chungssystem auf Internetbasis. Die Te-
lehaus NÖ akquiriert Kunden auf Provi-
sionsbasis und ist für die TISCOVER-
Schulung der Betriebe zuständig. TIS-
COVER hat derzeit ca. 1.300 Mitglieder:
Damit wurde neben dem landwirtschaft-
lichen Förderungsprogramm „Ökopunk-
te" ein weiteres kräftiges Standbein zur

36 Flurbereinigungsverfahren mit 912 ha
und 503 Parteien

4 Zusammenlegungsverfahren mit 804 ha
und 259 Parteien _________________

40 Verfahren mit 1.716 ha und 732 Parteien

F lu rp lanung

Die Flurplanung dient den Gemeinden
als Entscheidungshilfe für die Einleitung
eines Zusammenlegungs- oder Flurbe-
reinigungsverfahrens. Darüber hinaus
kann auch der vielfach gewünschte Gü-
terwegeausbau sinnvoll erfolgen. Rich-
tet er sich nach der Flurplanung, dann
kann er ein später nachfolgendes
Agrarverfahren nicht behindern.
Die Gemeinden bekommen als Ergebnis
der Flurplanung Planungsunterlagen (Luft-
bilder, Wegenetzvorschläge, Kostenplä-
ne), die ihnen die Entscheidung: „Kom-
massierung ja oder nein" erleichtern.
Die Flurplanung kann aber auch in ande-
ren Bereichen wertvolle Arbeit leisten. In
vielen Gemeinden besteht der Wunsch

Fachabteilung für Teilung,
Regelung und Forstwirtschaft

Der Schwerpunkt der Tätigkeit der
Fachabteilung für Teilung, Regelung
und Forstwirtschaft lag bei der Teilung
von agrargemeinschaftlichen Grundstü-
cken, teilweise in Verbindung mit einem
Zusammenlegungsverfahren.
Regelungsverfahren und die in diesem
Zusammenhang anfallenden forstlichen
und vermessungstechnischen Arbeiten
sind ein weiterer Tätigkeitsbereich. Gut-
achten und Stellungnahmen für Rodun-
gen, Bringungsrechte, Weideangelegen-
heiten, Aufforstungen und Flurbereinigun-
gen wurden ebenfalls durchgeführt.
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hof , Eschenau und Warth sowie zwei wei-
tere Telestuben. Die durchschnittliche
Prämie pro Hektar betrug € 368,-. Es
wurden € 20,130.000,- an die Landwirte
ausbezahlt.

ges wurde das Projekt auf den gesamten
politischen Bezirk Hollabrunn und das
Gebiet Land um Laa ausgeweitet.
• Landentwicklung Mistelbach. Die
„ALM“ - Arbeitsgemeinschaft Landent-
wicklung Mistelbach - beschäftigt sich
einerseits mit der Verbesserung des
Landschaftshaushaltes und des Land-
schaftsbildes und andererseits mit der
Steigerung der regionalen landwirt-
schaftlichen Wertschöpfung.
• Im Jahr 2001 konnte durch die Land-
entwicklung die Kleinregion „Leiser Ber-
ge - Mistelbach“ gebildet werden.
• Verbesserung der ökologischen Si-
tuation im Raum Laa
• Landschaftsgestaltung Schmidatal
• Landentwicklung Köhlberg
• Landentwicklung Kottes
• Landentwicklung Traunstein
• Landentwicklung Waldhausen
• Weideland im nördlichen NÖ. Durch
die Neuanlage von Weiden sollen Wie-
sen neu geschaffen bzw. bestehende
langfristig erhalten werden. In insge-
samt 35 Betrieben wurden neu angeleg-
te Weiden mit einer Fläche von ca. 160
Hektar gefördert.
• Grenzland Ökologieoffensive. Im
Rahmen des Projektes wird durch die
Verbesserung des landwirtschaftlichen
Einkommens die kleinstrukturierte Land-
wirtschaft und damit die Kulturland-
schaft in derzeitigen Zustand erhalten
bzw. eine zeitgemäße Entwicklung er-
möglicht.
• Öko Meile Wiesenreithl
• Obstbaumprojekt Mostviertel
• Obstbaumprojekt Gföhlf
• Bepflanzung Raipoltenbach
• Bepflanzung Neulengbach
• Bepflanzung Obergrafendorf
• Obstbaumprojekt Dreiländereck. In
der Obstbaumaktion 2001 wurden 3.000
Obstbäume gesetzt.
• Alm- und Weidelandentwicklung -
Wiederherstellung und Gestaltung des
Grünlandes, Betriebs- und Besitzfesti-
gung durch geförderte Beratung, Ver-
besserung der Einkommensverhältnisse
durch Entwicklung von Kooperativen
Diese Alm- und Weidelandentwicklung
wird in 30 Projekten abgewickelt.
Die Projektsumme beträgt 29,64 Mio. S.
Der Förderanteil beträgt 15,7 Mio. S.
Insgesamt wurden im Jahr 2001 von der
NÖ Agrarbezirksbehörde 79 Projekte
betreut (Landentwicklung, Gestaltung,
umweltschonende Wirtschaftsprojekte,
Obstbaumprojekte) und gefördert. Die
Gesamtkosten betragen 72,6 Mio. S.
Förderung (Bund, Land, EU) 58,3
Mio. S. Im Rahmen all dieser Projekte
wurden 9.260 Obstbäume und 17.220
Bäume/Sträucher neu ausgepflanzt.

Ökopunk te  NÖ,
Abw ick lung  ÖPUL

2001 nahmen 3.161 Betriebe mit einer
Fläche von 56.882 ha-daran teil. Daten-
eingabestellen sind die Telehäuser Edel-

Nutzung vorhandener Ressourcen ge-
schaffen. Gleichzeitig konnte eine Klam-
mer zwischen Landwirtschaft, Touris-
mus und Wirtschaft zum Nutzen des
Ländlichen Raumes gebildet werden.
Die niederösterreichische Telematikor-
ganisation hat derzeit 25 Bedienstete
und einen jährlichen Gesamtumsatz von
ca. 30 Mio. S. Diese Arbeitsplätze ent-
standen in arbeitsschwachen Regionen.

Stelle Ökologie, Alm und Weide

• Landentwicklung, NÖ Landschafts-
fonds

• Abwicklung ÖPUL (Ökopunkte)
• Invekos
• Grünordnung und Ökologie bei

Agrarverfahren
• Pilotprojekte
• Natur im Garten
• Agrarpolitische Konzepte

Landen tw i ck l ung

Zur Diversifizierung, Neuausrichtung
und Anpassung der Land- und Forst-
wirtschaft und des ländlichen Raumes
werden in Niederösterreich verschiede-
ne Maßnahmen angeboten. Projekte der
Landentwicklung ergänzen die Dorfer-
neuerung, sie beziehen die Landschaft,
welche die Dörfer umgibt, in ihre Maß-
nahmen ein.
Im Rahmen der Landentwicklung wer-
den regionale Gemeinschaften unter-
stützt, die in ihren Aktionen folgende
Grundsätze verfolgen: dezentrale Kreis-
läufe, Wertschöpfung in der Region,
Umweltverträglichkeit, Vernetzung und
ganzheitliches Denken bei allen Maß-
nahmen.
Ziele der Landentwicklung sind die Ent-
wicklung einer ökologischen Kulturland-
schaft, die Erstellung von sinnvollen
Konzepten für Landschaftshaushalt und
Flächennutzung, der Einsatz von erneu-
erbarer Energie und die Stärkung der
kulturellen und sozialen Identität.
Durch die Richtlinien des NÖ Land-
schaftsfonds ist die NÖ Agrarbezirksbe-
hörde für die Bereiche Landschaftsge-
staltung und umweltschonende Wirt-
schaftsweisen sowie für das Ökopunkte-
modell für die Landwirtschaft, das in un-
serem Haus entwickelt wurde, zustän-
dig. Sollten sich im Zuge eines Landent-
wicklungsprojektes Ausweitungen in
Richtung bäuerliche Direktvermarktung,
erneuerbare Energien und bäuerlicher
Tourismus ergeben, wird die Bearbei-
tung und Förderung dieser Maßnahmen
von den dazu vorgesehenen Stellen
durchgeführt.
Einige Projekte der Landentwicklung:
• Landentwicklung Haugsdorf zur
nachhaltigen Stabilisierung des Boden-
wasserhaushaltes
• Landschaftsgestaltung Raum Holla-
brunn zur Verbesserung des regionalen
Kleinklimas. Auf Grund des großen Erfol-

I nvekos

Die Agrarbezirksbehörde führt auch in
Zusammenarbeit mit der Agrarmarkt
Austria (AMA) Betriebskontrollen im
Rahmen des Integrierten Verwaltungs-
und Kontrollsystems (INVEKOS) durch.
Die Kontrollen betreffen Ökopunktebe-
triebe. Zusätzlich werden auch Betriebe
kontrolliert, die an der Maßnahme „Al-
pungsprämie und Behirtungszuschlag“
teilnehmen.
Während die Kontrollorgane der AMA
die Korrektheit der Förderungsunterla-
gen und die Richtigkeit des beantragten
Flächenausmaßes überprüfen, stellen
die Kontrollorgane der NÖ Agrarbe-
zirksbehörde fest, ob die projektspezifi-
schen Förderungsvoraussetzungen ein-
gehalten werden.
2001 wurden auf diese Weise 230 Be-
triebe durch Mitarbeiter der NÖ Agrar-
bezirksbehörde kontrolliert. Die Prü-
fungsergebnisse wurden in Prüfberich-
ten festgehalten und der AMA zur weite-
ren Verwendung übermittelt.

3

Grüno rdnung  bei
Ag ra rve r f ah ren

In allen laufenden Zusammenlegungs-
und Flurbereinigungsverfahren wurde
auf Basis eines Öko-Ist-Standes ein Öko-
Soll-Plan erstellt. Für ausgeführte Grün-
anlagen wurden aus Bundes-, Landes-
und EU-Mitteln 2,9 Mio. S ausbezahlt.

Alm und We ide

Die NÖ Agrarbezirksbehörde stellt den
NÖ Alminspektor und führt das Weide-
buch.
Für 50 Gemeinschaftsweiden und 30
Einzelweiden wurde die digitale Futter-
flächenerstellung durchgeführt.
Im Zusammenhang damit wurde die Er-
neuerung der Weidewirtschaftspläne für
32 Gemeinschaftsweiden in Angriff ge-
nommen und soll 2002 abgeschlossen
werden.
Bei 6 Gemeinschaftsweiden wurde in
der Natur die Trennung von Wald und
Weide durchgeführt. Die Durchführung
in Kataster, Grund- und Weidebuch er-
folgt 2002.
Für 2 Gemeinschaftsweiden wurde das
Servitutenregierungsverfahren eingelei-
tet und 2 laufende Regulierungsverfah-
ren stehen vor dem Abschluss.
Für die bis zum Jahresende 2001 von
uns abgewickelten Ziel-5B-Projekte zur
Alm- und Weidelandentwicklung wurde
die Endabrechnung durchgeführt.
Für die Sanierung von 692 ha Alm- und
Weideland von 728 Betrieben (darunter
waren 32 Alm- bzw. Weidegemeinschaf-
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Öf fen t l i chke i t sa rbe i t

Neben einer Unzahl von Aufklärungs-
vorträgen für zusammenlegungsinteres-
sierte Gemeinden wurde auch die Zu-
sammenarbeit mit den landwirtschaftli-
chen Schulen fortgesetzt. Die landwirt-
schaftlichen Schulen werden von uns
laufend eingeladen, an den Landesprä-
sentationen bei verschiedenen Messen
teilzunehmen.
Sie lockern mit ihren Aktivitäten, wie
- Mostpressen,
- Dörrobstherstellung,
- Präsentation von Mohnspezialitäten
und
- Weinverkostungen
die Atmosphäre der reinen Fachpräsen-
tation auf. Sie erleichtern uns damit das
Herantreten an den Bürger.

ten wurden € 2,134.374,- investiert und
dafür € 1,151.676,-. kofinanzierte För-
dermittel abgerechnet.
Darunter wurden für 207 Betriebe Ro-
dungsverfahren, mit zusammen 174 ha
Rodungsfläche, durchgeführt.
Im Jahre 2001 sind bei uns bereits wieder
165 Neuanträge zur Alm- und Weide-
landentwicklung als Art.-33-Projekte
(Ländliche Entwicklung) mit einem Inves-
titionsvolumen von € 1,956.861,- einge-
gangen, für welche nach Auslagerung
der Abwicklung an einen neu gebildeten
Verein „Alm- und Weideland NÖ" von uns
als Einreichstelle die Kontrolle und die
hoheitlichen Aufgaben (Weideaufsicht,
Wirtschaftspläne, Regelungen, Rodun-
gen etc.) behalten wurden.
14 Invekos-Kontrollen von erklärten Wei-
den wurden durchgeführt.

Kontakte und gemeinsame Projekte gibt
es mit:
• NÖ Umweltakademie
• Landesjagdverband
• Österreichische Gesellschaft für Na-

tur und Umweltschutz
• ORF
• Universitätsinstitute
• Dienststellen anderer Bundesländer
• NÖ Dorferneuerungs-Landesverband
• ARGE Landentwicklung und Dorfer-

neuerung
• NÖ Landes-Landwirtschaftskammer
• Europäische Union

Bodenschutzfachabteilung

Schwerpunkte 2001 Statistik 2001 mente nachhaltig gesichert werden.

Die Bodenschutzfachabteilung befasst
sich mit der Errichtung und Pflege von
neuen Bodenschutzanlagen und mit der
Sanierung von alten Windschutzanlagen
(Schutzwaldsanierungen).
Die Abwicklung der Förderung basiert
auf einer engen Zusammenarbeit
zwischen Anlageneigentümer, Boden-
schutzfachabteilung, Bezirksforstinspek-
tion, Landesforstinspektion und Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirt-
schaft.

• In 60 niederösterreichischen Gemein-
den wurden 310 Bodenschutzanlagen
mit gut 90 km und 64,5631 ha Fläche er-
richtet.
• Es wurden ca. 250.000 standortge-
rechte Bäume und Sträucher gepflanzt.
• Die Erstellung von Bewirtschaftungs-
konzepten in 40 Gemeinden ermöglicht
es den Eigentümern von Bodenschutz-
anlagen, gezielte Pflegemaßnahmen zu
setzen. Dadurch kann die nachhaltige
Schutzwirkung dieser Landschaftsele-

NÖ Gleichbehandlungsbeauftragte

Vorgeschichte

Für den Bereich der Privatwirtschaft
steht das Gleichbehandlungsgesetz
1979 in Geltung, für den Bundesdienst
das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz
1993. In der Folge wurden auch in den
Bundesländern ähnliche Gleichbehand-
lungsgesetze für die Landesbedienste-
ten und zum Teil auch für die Gemein-
debediensteten geschaffen. Das NÖ
Gleichbehandlungsgesetz, LGBL 2060
ist seit dem 12. Juli 1997 in Kraft.

NÖ Gleichbehandlungs-
gesetz
Das NÖ Gleichbehandlungsgesetz gilt für
alle Bediensteten des Landes (Amt, Be-
zirkshauptmannschaften, Landeskran-

kenanstalten, Heime . . .), der Gemeinden
und Gemeindeverbände in Niederöster-
reich sowie für die Landeslehrerinnen und
Landeslehrer (hinsichtlich der materiellen
Gleichbehandlungsregelungen gilt das
Bundes-Gleichbehandlungsgesetz 1993).
Es ist unabhängig davon zu berücksichti-
gen, ob es sich bei den betreffenden Per-
sonen um vertragliche oder beamtete Be-
dienstete oder Lehrlinge handelt. Zielset-
zung des NÖ Gleichbehandlungsgeset-
zes ist es - ähnlich wie beim Bundes-
Gleichbehandlungsgesetz -, jegliche Be-
nachteiligung im Berufsleben auf Grund
des Geschlechtes sowie sexuelle Belästi-
gung zu vermeiden und Frauen im Lan-
des- und Gemeindedienst durch festge-
schriebene Vorgaben (Frauenförderpro-
gramme) zu fördern. Das Gesetz richtet
sich primär an die Dienstgeber Land und
Gemeinden und verpflichtet diese, bei al-

len dienst- und besoldungsrechtlichen
Vorgängen die Prinzipien des Gleichbe-
handlungsgebotes und - nach Maßgabe
von Frauenförderprogrammen - des Frau-
enfördergebotes zu beachten. Im Falle der
Verletzung des Gleichbehandlungsgebo-
tes sieht das Gesetz Sanktionsmöglichkei-
ten vor.

Gleichbehandlungsgebot
Das Gleichbehandlungsgebot gilt für
Frauen und Männer gleichermaßen. Un-
mittelbare und sofort auf den ersten Blick
als solche erkennbare Benachteiligungen
im Berufsleben, bei denen eine Ungleich-
behandlung ausdrücklich davon abhän-
gig gemacht wird, dass die betroffene
Person eine Frau oder ein Mann ist, sind
relativ selten. Viel häufiger finden Diskri-
minierungen versteckt statt. Diese Be-
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und die Landeshauptstadt St. Pölten mit
Gemeinderatsbeschluss erstmals Frau-
enförderprogramme.
Des weiteren wurden Stellungnahmen
zu Gesetzes- und Verordnungsentwür-
fen das Dienst- und Besoldungsrecht
der NÖ Landes- und Gemeindebe-
diensteten betreffend erarbeitet. Einen
Schwerpunkt stellte dabei die Befas-
sung mit dem 1. Novellen-Entwurf zum
NÖ Gleichbehandlungsgesetz dar.

Gleichbehandlungskommission und den
Koordinatorinnen an den Dienststellen.
Die Gleichbehandlungsbeauftragte ist
U. a. zuständig für die Information und
Beratung der Landes- und Gemeindebe-
diensteten über ihre Rechte und die
Möglichkeiten des NÖ Gleichbehand-
lungsgesetzes. Sie ist weiters berechtigt,
jeden begründeten Verdacht einer Ver-
letzung des Gleichbehandlungsgeset-
zes dem Dienstgeber anzuzeigen. Ne-
ben der Gleichbehandlungsbeauftrag-
ten fungiert die Gleichbehandlungskom-
mission als vorgelagerte „Schlichtungs-
stelle“ ohne behördliche Zwangsgewalt
zwischen betroffenen Bediensteten und
den Dienstgebervertretungen mit der
Aufgabe, behauptete Benachteiligun-
gen oder Verletzungen des Gesetzes zu
überprüfen. Konsequenzen aus der Ver-
letzung des Gleichbehandlungsgebotes
sind einerseits Schadenersatz und ande-
rerseits die Zuerkennung einer vorenthal-
tenen Leistung. Im Falle einer Diskrimi-
nierung sind Ansprüche von Vertragsbe-
diensteten innerhalb bestimmter Fristen
mit Klage beim Arbeits- und Sozialge-
richt durchzusetzen, Beamtinnen und
Beamte leiten mittels Antrag an die
Dienstbehörde ebenfalls unter Beach-
tung von Fristen ein Dienstrechtsverfah-
ren ein. An Dienststellen/Betrieben des
Landes Niederösterreich, der Gemein-
den und der Gemeindeverbände mit
mindestens sieben Bediensteten haben
Koordinatorinnen die Bediensteten über
die Möglichkeiten des NÖ Gleichbe-
handlungsgesetzes zu informieren und
sie zu unterstützen.

nachteiligungen sind in der Praxis gar
nicht gleich auf den ersten Blick erkenn-
bar. Ein Beispiel für eine mittelbare Diskri-
minierung ist es etwa, wenn Teilzeitkräfte
gegenüber Vollzeitkräften ohne entspre-
chende sachliche Begründung benach-
teiligt werden und die Teilzeitkräfte über-
wiegend einem Geschlecht angehören.
Das Prinzip der Gleichbehandlung Frau-
en - Männer hat insbesondere Berück-
sichtigung zu finden bei der Ausschrei-
bung von Dienstposten und Funktionen,
Aufnahme in ein Dienst- oder Lehrverhält-
nis, Einbeziehung in Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen, Beförderung, Betrau-
ung mit höherwertigen Funktionen. So ist
es beispielsweise nicht gestattet, Frauen
unter Hinweis auf ihr Geschlecht be-
stimmte Dienstposten vorzuenthalten; Le-
bensalter und Familiensituation dürfen
beim beruflichen Aufstieg, Beförderung
und bei den sonstigen Arbeitsbedingun-
gen keine nachteiligen Auswirkungen ha-
ben. Sexuelle Belästigungen, egal ob kör-
perlich, verbal oder nonverbal sind unter
bestimmten Voraussetzungen einer Dis-
kriminierung gleich zu halten und daher
verboten. Dazu gehören z. B. das Anbrin-
gen oder Verteilen von Kalenderblättern
Und Zeitschriften mit pornographischem
Inhalt, abwertende Bemerkungen über
berufliche Kompetenz oder besondere
Betonung der Geschlechterrolle, eindeu-
tige sexuelle Gesten, die die Betroffenen
in eine unangenehme und peinliche Lage
versetzen oder ihre berufliche Kompe-
tenz missachten.

Frauenfördergebot
Das vom Gesetz vorgegebene Ziel ist,
in allen Personalständen und vor allem
auf allen dienstrechtlichen Ebenen des
Landesdienstes und der Gemeinde-
dienste ein möglichst ausgeglichenes
Zahlenverhältnis von Frauen und Män-
nern zu erreichen. Es obliegt somit den
Dienstgebern, bestehende Unterreprä-
sentationen von Frauen zu beseitigen
und den Frauenanteil an die 40%-Marke
heranzuführen. Frauenförderprogramme
sind wichtige Instrumente, dieses Ziel
zu erreichen. Diese über Vorschlag der
Gleichbehandlungskommission erstell-
ten Programme werden in der Folge von
der Landesregierung, von den Gemein-
deräten und von den Vorständen der
Gemeindeverbände für einen Zeitraum
von 6 Jahren beschlossen und erforder-
lichenfalls angepasst. Gezielte Frauen-
förderung ist somit nach Maßgabe der
Frauenförderprogramme bei der Auf-
nahme in ein Dienst- oder Lehrverhält-
nis, bei der Besetzung mit höherwerti-
gen Funktionen und bei der Aus- und
Weiterbildung geboten.

Umsetzung des Gesetzes
Das NÖ Gleichbehandlungsgesetz wird
unter anderem umgesetzt von der
Gleichbehandlungsbeauftragten, der

Gende r  Ma ins t ream ing

Im Rahmen eines eintägigen Seminars
befassten sich die Mitglieder und Er-
satzmitglieder der NÖ Gleichbehand-
lungskommission/Landesdienst und
Kolleginnen der Dienstgeber- und
Dienstnehmervertretungen unter fach-
kundiger Anleitung mit dem Thema
„Gender Mainstreaming“. Darunter ist
eine Strategie zu verstehen, die eine ge-
schlechterbezogene Sichtweise für alle
politischen und unternehmerischen
Handlungen in allen Phasen der Ent-
scheidungsfindung vorsieht. Ziel ist,
Chancengleichheit von Frauen und
Männern in allen Lebensbereichen zu
erreichen.

NÖ Gleichbehandlungs-
beauftragte

• Vorbereitung der Sitzungen der NÖ
Gleichbehandlungskommission
• Seminare für Koordinatorinnen aus
dem NÖ Gemeindedienst und NÖ Lan-
desdienst
• Behandlung von Beschwerden und
Anfragen
• Leitung des Arbeitskreises „Mento-
ring“
• Referatstätigkeit im Rahmen von Se-
minaren
• Verfassung des 1. Tätigkeitsberichtes
über den Zeitraum 1997-2000
• Initiierung eines Frauen-Stammti-
sches und -Treffs
• Teilnahme an Konferenzen und Ar-
beitsgruppen
• Öffentlichkeitsarbeit
Die NÖ Gleichbehandlungsbeauftragte
bereitete als Vorsitzende der Kommis-
sion neun Sitzungen vor.
Insgesamt fanden 2001 ein 1-tägiges
Seminar für die Koordinatorinnen aus
den NÖ Gemeinden und vier 2-tägige
Seminare für jene aus dem NÖ Landes-
dienst statt. Inhaltliche Schwerpunkte
bildeten die Themen Mobbing am Ar-
beitsplatz, Methoden der Gesprächs-
führung und Konfliktlösung, Personal-
entwicklung, Soziologie für Frauen so-
wie Neues aus dem Bereich der Gleich-
behandlung.
Die behandelten Anfragen und Be-
schwerden betrafen u. a. sexuelle Be-
lästigungen und beleidigendes und ver-
letzendes Verhalten am Arbeitsplatz,
Probleme bei Pragmatisierungen (Alter,

Schwerpunkte 2001

NÖ Gleichbehandlungs-
kommission

• Beschwerdeverfahren
• Empfehlung
• Verabschiedung von Frauenförder-
programmen für NÖ Gemeinden
• Stellungnahmen zu dienst- und besol-
dungsrechtlichen Gesetzes- und Ver-
ordnungsentwürfen
• Seminar „Gender Mainstreaming''
Im Jahr 2001 fanden insgesamt 9 Sit-
zungen der NÖ Gleichbehandlungs-
kommission statt. Ein anhängiges Be-
schwerdeverfahren (Gemeindedienst)
wegen behaupteter Diskriminierung im
Zusammenhang mit sexueller Belästi-
gung und Entlassung der betroffenen
Frau wurde bis zum Vorliegen von Ge-
richtsentscheiden ausgesetzt.
Des weiteren befasste sich die Kommis-
sion/Landesdienst mit der Problematik
Pragmatisierung und Teilzeit und verab-
schiedete eine diesbezügliche Empfeh-
lung.
Über Vorschlag der NÖ Gleichbehand-
lungskommission beschlossen im Jahr
2001 die Gemeinden Gmünd, Amstetten
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Gemäß § 13 NÖ GBG 1997 hat die
Gleichbehandlungsbeauftragte der Lan-
desregierung alle drei Jahre einen Tä-
tigkeitsbericht vorzulegen. Die Landes-
regierung behandelte diesen Gleichbe-
handlungsbericht für den Zeitraum 1997
bis 2000 im Frühsommer 2001. Den
Dienststellen des Landes und der Ge-
meinden wurden Broschüren des Tätig-
keitsberichtes zur Verfügung gestellt.
Im Frühjahr 2001 trafen erstmals ca. 50
weibliche Führungskräfte mit Dienstort
St. Pölten zu Stammtischen und Treffs
zusammen. Diese in zwei- bis dreimo-
natigen Abständen in der Freizeit statt-
findenden Treffen verfolgen das Ziel,
sich besser kennen zu lernen und den
Erfahrungs- und Gedankenaustausch
zu intensivieren.
Die Gleichbehandlungsbeauftragte
nahm an den Konferenzen der Gleich-
behandlungsbeauftragten der Bundes-
länder ebenso teil wie an Fachkonferen-
zen über geschlechtsneutrale Arbeits-
platzbewertungssysteme und einer NÖ
Referenzgruppe „Rezepte für Gender
Mainstreaming''.
Die Frauenförderprogramme des Lan-
des und der NÖ Gemeinden fanden Ein-
gang in eine europaweit aufgelegte Bro-
schüre „Rezepte für Gender Mainstrea-
ming".

Ein wesentlicher Teil der Öffentlichkeits-
arbeit bestand in der Verfassung ein-
schlägiger Artikel in den Printmedien
der Personalvertretung. Weiters nahm
die Gleichbehandlungsbeauftragte an
einer Pressekonferenz teil, bei der u. a.
die Frauenförderprogramme des Lan-
des und der NÖ Gemeinden als Anwen-
dungsbeispiele für Gender Mainstrea-
ming vorgestellt wurden.

Gewicht, Teilzeit . . .), Bewerbungen um
höherwertige Positionen . . .
Die Hilfeleistung erfolgte anlassbezo-
gen auf dreierlei Art - durch Hilfe zur
Selbsthilfe, direkte Intervention oder Ab-
tretung an die Dienstnehmervertretun-
gen.
In Umsetzung des Frauenförderpro-
gramms NÖ Landesdienst erteilte der
Landesamtsdirektor den Auftrag zum
Start der Vorbereitungsarbeiten für die
Einführung von Mentoring als frauenför-
dernde Maßnahme. Mentoring ist eine
Maßnahme der Personalentwicklung; im
Rahmen von zeitlich befristeten und gere-
gelten Zweierbeziehungen geben erfah-
rene Führungskräfte ihren beruflichen Er-
fahrungsschatz an lernorientierte Nach-
wuchskräfte weiter, beraten diese und
sind ihnen bei der Weiterentwicklung ihrer
Persönlichkeit und Fähigkeiten behilflich.
Ein Arbeitskreis unter der Leitung der
Gleichbehandlungsbeauftragten stellte
das Planungskonzept fertig.
Die Gleichbehandlungsbeauftragte setz-
te ihre Informationstätigkeit über Angele-
genheiten der Gleichbehandlung und
Frauenförderung bei drei Einführungsse-
minaren und zwei Kurzlehrgängen der
Landesverwaltung, einem Seminar für
Bürodirektoren sowie bei zwei Schulungs-
kursen der Personalvertretung fort.

Ziele 2002

• Verabschiedung weiterer Gemeinde-
Frauenförderprogramme
• Evaluierung der ersten Frauenförder-
programme
• Weiterführung der Seminare für Koor-
dinatorinnen aus dem NÖ Landes- und
Gemeindedienst und dem Bereich der
NÖ Landeslehrerinnen
• Behandlung gleichbehandlungsrele-
vanter Themen im Rahmen der Füh-
rungskräftelehrgänge des Landes sowie
von Aus- und Weiterbildungsveranstal-
tungen
• Umsetzung von Mentoring als frauen-
fördernde Maßnahme

Umweltanwalt

Aufgaben und
Schwerpunkte 2001
Vertretung von
Umweltschutzinteressen im
Verwaltungsverfahren

Die Umweltanwaltschaft vertritt die In-
teressen des Umweltschutzes mit Par-
teisteliung in den behördlichen Verfah-
ren, die in den Vollziehungsbereich des
Landes fallen, sowie in Verfahren im
Rahmen des eigenen Wirkungsberei-
ches der Gemeinden, wenn die umwelt-
relevanten Auswirkungen eines Vorha-
bens über die Gemeindegrenzen hin-
ausgehen.
Im Bereich der Bundesverwaltung ver-
sucht sie, mit ihrer Koordinationskompe-
tenz die nach dem Kumulationsprinzip
durchzuführenden Verwaltungsverfah-
ren auf Bundes- und Landesebene for-
mell durch Verfahrenskonzentration und
materiell durch Abstimmung der einzel-
nen Verfahrensergebnisse effizienter zu
gestalten und für den Bürger transpa-
renter zu machen.
In den Verfahren, die seit 1. 7. 1994
nach dem Umweltverträglichkeitsprü-
fungsgesetz, BGBl. 697/1993, IdF
BGBl. I 89/2000 fakultativ und ab 1. 1.

1995 obligatorisch einer UVP unterlie-
gen, kommt der NÖ Umweltanwalt-
schaft ebenfalls Parteistellung zu. Im
Rahmen ihrer Parteistellung hat die NÖ
Umweltanwaltschaft nicht nur die Mög-
lichkeit, Umweltinteressen im adminis-
trativen Instanzenzug zu verfolgen, son-
dern auch die externe Überprüfung
durch den Verwaltungsgerichtshof, im
Umweltverträglichkeitsprüfungs-
verfahren auch durch den Verfassungs-
gerichtshof zu beantragen.
Weiters kommt dem Umweltanwalt im
Ökoauditverfahren (EMAS-Verordnung
der EU) ein Mitwirkungsrecht als Partei
bei der Überwachung der bestellten
Umweltgutachter zu (ca. 50 Verfahren).
Schwerpunktmäßig standen folgende
Aufgaben im Vordergrund:
• Verfahren nach dem NÖ Naturschutz-
gesetz (ca. 2.000), Mitwirkung bei zahl-
reichen Naturdenkmalverfahren und
ausschließliche Antragsbefugnis auf
Durchführung einer Naturverträglich-
keitsprüfung für Vorhaben in „Natura-
2000“-Gebieten nach § 38 Abs. 6 NÖ
NSchG 2000 (z. B. Pferdesportpark Eb-
reichsdorf, Kraftwerke an der Unteren
Ybbs)
• Berücksichtigung von Umweltschutz--
interessen in der örtlichen und überörtli-

chen Raumordnung; Beratung von Ge-
meinden, Mitwirkung an der Erstellung
überörtlicher Raumordnungsprogram-
me (z. B. ROP NÖ-Zentralraum)
• Angelegenheiten der Abfallwirtschaft
(insgesamt AWG und NÖAWG ca. 150),
Standortbeurteilung; Verbrennungsanla-
gen - Verfahren nach dem UVP-Gesetz
(z. B. Zwentendorf, St. Pölten); Abfallbe-
handlungsanlagen (z. B. MBA St. Pöl-
ten); Untertagedeponie Wolfsthal-Berg
• Betriebsanlagenrecht mit dem
Schwerpunkt Emissionsbegrenzung;
Vertretung von Anrainern in Betriebsan-
lagengenehmigungsverfahren
• Wasserrecht mit dem zentralen Pro-
blem der Abwasserentsorgung und der
Anpassung von Altanlagen an den
Stand der Technik; Beratung von Ge-
meinden und Wasserverbänden im Hin-
blick auf die neue Rechtslage für Indi-
rekteinleiter; Altlastensanierung (Fi-
scher-Deponie, Wr. Neudorf), Großge-
winnbaggerungen in der Donau
• Mineralrohstoffgesetz: schwerpunkt-
mäßig ein zentraler Aufgabenbereich;
sonstige Materialgewinnungen und Fol-
genutzung; Probleme bei der Anwen-
dung des neuen Mineralrohstoffgesetz,
Beratung von Gemeinden, Abbaubetrie-
ben und Anrainern (Steinbruch Gaaden,
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weltschutzes und leistet Anregungen
■zur besseren Gestaltung der Umwelt. In
Begutachtung von Gesetzentwürfen
wurden z. B. kritische Stellungnahmen
zum Mineralrohstoffgesetz, zur Neuge-
staltung der Umweltverträglichkeitsprü-
fung, zum NÖ Raumordnungsgesetz
und zum Konzept für ein einheitliches
Anlagenrecht abgegeben.
Die Beobachtung der Verwaltungspra-
xis führt im Einzelnen auch zu Reform-
vorschlägen, die in Zusammenarbeit mit
den beteiligten Verwaltungsbehörden
bearbeitet und umgesetzt werden, wie
etwa
• Mitarbeit an den Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen für Indirekteinleiter
• Abänderung von nicht mehr zeitge-
mäßen Erlässen
• Harmonisierung der naturschutzbe-
hördlichen Bewilligungsverfahren für
Mobilfunkstationen
• Einleitung von Naturverträglichkeits-
prüfungsverfahren für Vorhaben in Natu-
ra-2000-Gebieten
• Erarbeitung einheitlicher Grundsätze
für die Umweltverträglichkeitsprüfung in
Zusammenlegungsverfahren sowie für
Naturverträglichkeitsprüfungen

• bei den Sprechtagen im und außer-
halb des Amtssitzes,
• bei Teilnahme an spezifischen Veran-
staltungen (z. B. Magna-Projekt, Raum-
ordnung, Rohstoffgewinnung - z. B. Ko-
wall-Steinbruch in Gaaden, Mobilfunk-
stationen, Windkraft) und
• im Zuge der Erhebungs- und Ver-
handlungstätigkeit.

Steinbruch Spitz); Mitarbeit im Bereich
der Legistik (MinROG-Novelle)
• Verkehrsinfrastruktur (überwiegend
Verfahren nach dem UVP-Gesetz):
Neubau der Hochleistungsstrecke
Wien-St. Pölten, Semmeringbasistunnel,
Semmering-Straßentunnel, viergleisiger
Westbahnausbau; Errichtung bzw. Verle-
gung von Bundesstraßen, B 301, Auto-
bahnausbau (Trassenfindung für die A 5)
• Verbindung Donauuferautobahn - B 7,
Ortsumfahrungen, Ausbau des Flugha-
fens Wien-Schwechat
• GSM-Mobilfunkstationen (zahlreiche
Bürgerinnenbeschwerden wegen ge-
sundheitlicher Bedenken; Situierung der
Anlagen im Hinblick auf Natur- und
Landschaftsschutz)

Informationsaufgabe und
Öffentlichkeitsarbeit

Die NÖ Umweltanwaltschaft-führt Infor-
mationsveranstaltungen über für den
Umweltschutz bedeutsame Planungen
oder über Angelegenheiten des Um-
weltschutzes auf Ersuchen von Behör-
den, von Gemeinden, von Bürgerinitiati-
ven oder aus eigenen Antrieb durch.
Zur Wahrnehmung dieser Aufgaben ver-
fügt sie auch über entsprechend gute
„Informationskanäle'' zu den Medien.
In Erfüllung dieses Gesetzesauftrages
wurden von der NÖ Umweltanwaltschaft
im Jahr 2001 beispielsweise folgende
Veranstaltungen durchgeführt:
• Mediationsverfahren Flughafenaus-
bau Wien-Schwechat
• Neue Rechtslage für Indirekteinleiter
sowie für Wassergenossenschaften und
-verbände
• Semmeringbasistunnel/Naturschutz
• Diskussionsveranstaltungen Sanie-
rung Altlast Wr. Neudorf
• Magna-Teststrecke St. Valentin, Natu-
ra 2000 u. a.
• Mineralrohstoffgesetz, diverse Vor-
tragsveranstaltungen
• NÖ Naturschutzgesetz 2000 - diver-
se Vortragsveranstaltungen
• Vortrags- und Diskussionsveranstal-
tungen mit der NÖ Landesakademie,
mit der Akademie für Umwelt und Ener-
gie, der Kommunalakademie und dem
Ökologieinstitut (z. B. Fortbildungssemi-
nare für Umweltgemeinderäte und Ge-
meindemandatare sowie mit den NÖ
Gemeindevertreterverbänden) sowie mit
dem Militärkommando NÖ (Seminare für
Abfallbeauftragte der Heeresverwaltung
u. dgl.)

Beobachtung der
Verwaltungspraxis und
Anregung zur besseren
Gestaltung der Umwelt

Die NÖ Umweltanwaltschaft begutach-
tet Gesetze, Verordnungen und sonstige
Rechtsnormen aus der Sicht des Um-

Unterstützung von
Landesbürgern und Gemeinden

Die NÖ Umweltanwaltschaft unterstützt
Landesbürger und Gemeinden bei allen
Verwaltungsverfahren über Maßnahmen
oder Anlagen, die die Umwelt betreffen
bzw. spezifische Umweltauswirkungen
in Gemeinden haben.
In dieser Funktion hat die Umweltan-
waltschaft in zahlreichen Verfahren des
Bundes (vor allem im Betriebsanlagen
und Wasserrechtsverfahren) Bürger und
Gemeinden vertreten und beraten.
Um den Bürgern den Zugang zur NÖ
Umweltanwaltschaft zu erleichtern, wur-
den auch im Jahr 2001 Sprechtage am
Sitz der Bezirksverwaltungsbehörden
durchgeführt. Dieses zusätzliche Ser-
vice wird vor allem in jenen regionalen
Bereichen verstärkt angenommen, die
vom Amtssitz weiter entfernt liegen.

Beratungsfunktion

Die NÖ Umweltanwaltschaft beriet Lan-
desbürger auch über private Maßnah-
men, die für den Umweltschutz von Be-
deutung sind. Derartige Beratungen,
die sowohl in rechtlicher wie in fachli-
cher Hinsicht vorgenommen wurden, er-
streckten sich von der Prüfung beab-
sichtigter Vorhaben auf ihre Kongruenz
mit den für ihre Realisierung geforderten
Rahmenbedingungen über Auskünfte in
Rechts- und Sachfragen bis hin zur
maßgeschneiderten Einzelberatung mit
konkretem Problemlösungsansatz (mehr
als 2.000 Beratungen pro Jahr bei stei-
gender Tendenz).
Die Beratungsfunktion wurde in An-
spruch genommen

Ziele 2002

• Verstärkte Wahrnehmung der Partei-
stellung in allen Verfahren nach dem
UVP-Gesetz, vor allem verstärktes En-
gagement bei der Verkehrsinfrastruktur
• Initiativen zur Schaffung neuer Natur-
denkmäler und Naturschutzgebiete
• Prüfung von Vorhaben in Natura-
2000-Gebieten
• Partizipation in den Zusammenle-
gungsverfahren nach dem NÖ Flur-
verfLG
• Intensivierung der Bildungs- und In-
formationsschiene (z. B. Weiterführung
von Umweltseminaren mit spezifischen
Problemstellungen)
• Teilnahme an Gemeinschaftsprojek-
ten mit anderen Landesumweltanwalt-
schaften (z. B. Klimabündnis, Kernkraft
u. dgl.)
• Forcierung von Alternativenergien
• Forcierung des „Salzburger Modells"
(Emissionsbegrenzung) für Mobilfunk-
anlagen
• Forcierung von Mediationsverfahren
(z. B. Flughafenausbau Wien-Schwe-
chat)
• Forcierung der Altlastensanierung
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Unabhängiger Verwaltungssenat

Rechtsgrundlagen,
Sitz und Aufgaben
Der Auftrag für den Unabhängigen Ver-
waltungssenat ist die Sicherung der Ge-
setzmäßigkeit der öffentlichen Verwal-
tung gemeinsam mit dem Verwaltungs-
gerichtshof gemäß Artikel 129 Bundes-
Verfassungsgesetz (B-VG).
Die landesrechtliche Grundlage stellt
das Gesetz über den Unabhängigen
Verwaltungssenat im Land NÖ (NÖ
UVSG), LGBI. 0015, dar.
Der Sitz des Senates ist seit Beginn sei-
ner Tätigkeit (1991) in der Landeshaupt-
stadt St. Pölten, derzeit im Haus „Tor
zum Landhaus“, Wiener Straße 54. .
Der Unabhängige Verwaltungssenat hat
im Wesentlichen die Aufgaben der Ent-
scheidung über Berufungen in Verwal-
tungsstrafverfahren (ausgenommen Fi-
nanzstrafsachen des Bundes), der Ent-
scheidung über verschiedene Beschwer-
den im Verwaltungsbereich (z. B. gegen
so genannte faktische Amtshandlungen,
gegen die Verhängung von Schubhaft
oder gegen das Verhalten von Sicherheits-
organen) und der Entscheidung über Be-
rufungen oder Anträge in bestimmten Ver-
waltungsangelegenheiten (z. B. Entzug
der Güterbeförderungskonzession, Nach-
prüfungsverfahren auf Grund des NÖ Ver-
gabegesetzes, Disziplinarsachen des NÖ
Landesjagdverbandes).
Darüber hinaus gibt es laufend Gesetze
bzw. Gesetzesvorhaben, welche den
Unabhängigen Verwaltungssenat ein-
binden.
Der Unabhängige Verwaltungssenat ist
ähnlich einem Gericht organisiert. Die
Mitglieder des Unabhängigen Verwal-
tungssenates sind bei ihren Entschei-
dungen an keine Weisungen gebunden.
Sie bilden die Vollversammlung, welche
eine Reihe wichtiger Aufgaben hat, etwa
die Beschlussfassung über die Ge-
schäftsverteilung.

Außenstellen
In Mistelbach, Wiener Neustadt (seit
1992) und Zwettl (seit 1999) sind Außen-
stellen des Unabhängigen Verwaltungs-
senates eingerichtet.
Die Außenstellen sind ständig besetzt.
Das sachliche und örtliche Aufgaben-
gebiet der Außenstellen ist in der Ge-
schäftsverteilung festgelegt.
Zum Betrieb der Außenstellen kann auf
Grund der bisherigen Erfahrungen ein-
wandfrei festgestellt werden, dass sich
diese im Sinne der Dezentralisierung und
Bürgernähe bestens bewährt haben.

Verfahren

Die für die Unabhängigen Verwaltungs-
senate geltenden" Verfahrensbestim-
mungen führen in vielen Fällen zu einem

Schwerpunkte und
Probleme 2001
Auf Grund des Aktenanfalles und mit
Rücksicht auf die aus den Vorjahren
noch offenen Verfahren ergibt sich, dass
nach wie vor ein weiterer Ausbau in per-
soneller und materieller Hinsicht not-
wendig ist.
Im Zusammenhang mit der Errichtung
der Außenstelle in Zwettl traten zwei wei-
tere Mitglieder ihren Dienst an. Dadurch
trat nur eine teilweise Entspannung ein.
Der auf Grund quantitativer und vor allem
qualitativer Erfordernisse bestehende
akute Personalbedarf konnte dadurch je-
doch nicht abgedeckt werden.
Zusätzlich ergab sich eine deutliche
Verschärfung der Personalsituation da-
durch, dass zwei Mitglieder im Karenz-
urlaub waren. Trotz intensivster Bemü-
hungen des Vorsitzenden und der
Dienststellenpersonalvertretung erfolgte
kein Ersatz.
Ob bereits getroffene personelle Aus-
hilfsmaßnahmen Abhilfe schaffen, muss
abgewartet werden.
Die in Vorberichten angeführten Einspa-
rungsbemühungen wurden fortgesetzt.
Dabei zeigte sich naturgemäß wieder
das Spannungsverhältnis zwischen Ein-
sparungsbemühungen und Bürgernähe.
Trotz des angeführten Personalmangels
hat sich der' Unabhängige Verwaltungs-
senat im Land NÖ - so wie in den Jah-
ren vorher - bemüht, seinen gesetzli-
chen Auftrag und seine Aufgaben nicht
nur durch termingerechte Erledigung
der anfallenden Berufungen und Be-
schwerden, sondern vor allem auch im
Sinne einer bürgernahen Verwaltung
wahrzunehmen. Mit den Außenstellen
wurde ein Beitrag zur Dezentralisierung
geleistet. Die Einrichtung der Außenstel-
len hat sich im Sinne der Bürgernähe
bewährt.
2001 erfolgten intensive Gespräche auf
fachlicher und politischer Ebene für ein
Verwaltungsreformgesetz 2001. Eine
diesbezügliche Regierungsvorlage wur-
de im Parlament behandelt, die Kund-
machung im Bundesgesetzblatt ist noch
nicht erfolgt.

Personalstand

Derzeit besteht der Unabhängige Ver-
waltungssenat aus 26 Mitgliedern. Von
den beiden in Karenz befindlichen Mit-
gliedern hat inzwischen eines den
Dienst wieder angetreten.

beachtlichen Aufwand, der durch Ge-
setzesänderungen in einzelnen Berei-
chen noch erhöht wird.
Als Besonderheit im Land NÖ ist zu beto-
nen, dass in der Regel die Verhandlungen
vor Ort, d. h. am Ort der jeweiligen Be-
zirkshauptmannschaft, durchgeführt wer-
den. Diese Regelung dient der Bürgernä-
he im Interesse der Parteien, vor allem der
Zeugen, aber auch der betroffenen Be-
hörden. Sie bringt jedoch für den Senat ei-
nen ganz erheblichen Aufwand an Reise-
zeiten. Dieser enorme Zeitbedarf ist bei
der Einschätzung der Tätigkeit des Sena-
tes insbesondere im Vergleich mit der Tä-
tigkeit der Senate anderer Bundesländer
besonders zu beachten.

Vorsitzendenkonferenz
Die Vorsitzenden und Vorsitzendenstell-
vertreter der Unabhängigen Verwal-
tungssenate aller Bundesländer arbei-
ten österreichweit in einer Konferenz zu-
sammen. Diese hält in regelmäßigen
Abständen Tagungen ab. Dabei geht es
hauptsächlich um den Austausch von
Erfahrungen und um die Behandlung
von gemeinsamen Problemen.
Ein Schwerpunkt der Arbeit war die Er-
arbeitung einer gemeinsamen Stellung-
nahme zum Entwurf eines Verwaltungs-
reformgesetzes 2001. Zusätzlich wur-
den verschiedene Fragen vom allgemei-
nen Interesse (z. B. Recht auf Öffentlich-
keit des Verfahrens, Verfassungswidrig-
keit der Schwellenwerte im Vergabe-
recht) behandelt.

Evidenz

Zu den Aufgaben des Vorsitzenden
zählt es, bei voller Wahrung der Unab-
hängigkeit der einzelnen Mitglieder auf
eine möglichst einheitliche Entschei-
dungspraxis Bedacht zu nehmen.
Dazu ist auch eine Evidenzstelle einge-
richtet, welche die Entscheidungen des
Unabhängigen Verwaltungssenates in
einer übersichtlichen Art und Weise do-
kumentiert. Es erfolgt laufend die Ein-
speisung von ausgewählten Entschei-
dungen in anonymisierter Form in das
Rechtsinformationssystem des Bundes
(sowohl Rechtssätze als auch Volltext).
Zusätzlich besteht für interne Zwecke
und zur Sicherstellung von Auskunft ei-
ne Volltextspeicherung jener Entschei-
dungen, die nicht im Rechtsinforma-
tionssystem eingegeben sind.

Tätigkeitsbericht
Dem Gesetz entsprechend wurde von
der Vollversammlung ein Tätigkeitsbe-
richt für das Jahr 2000 beschlossen und
im Wege der Landesregierung an den
Landtag vorgelegt. Vom Landtag wurde
dieser Bericht zur Kenntnis genommen.

Ziele 2002

Vorrangiges Ziel ist nach wie vor die ter-
mingerechte Erledigung der anfallen-
den Berufungen und Beschwerden.
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• Verwaltungsgerichtshof: 18 Aufhe-
bungen des Bescheides, 34 Abweisun-
gen der Beschwerde, 18 Einstellungen
des Verfahrens, 1 Zurückweisung der
Beschwerde, 2 Abweisungen des Antra-
ges auf Wiedereinsetzung in den vori-
gen Stand. In einem Fall wurde der Be-
schluss gefasst, dem Gerichtshof der
Europäischen Gemeinschaft Fragen ge-
mäß Art. 234 EG mit dem Ersuchen um
Vorabentscheidung vorzulegen.
Zusätzlich wurde in 54 Fällen von den
Höchstgerichten die Behandlung, in
25 Fällen der Antrag auf aufschiebende
Wirkung abgelehnt, in 7 Fällen wurde
dem Antrag auf aufschiebende Wirkung
stattgegeben.
Die Entscheidungen betreffen vielfach
Beschwerden, die bereits in den Vorjah-
ren eingebracht wurden. Hinsicht-
lich der Zahlen kann es daher zu Über-
schneidungen mit den Vorjahren kom-
men.
In 15 Fällen erfolgte die Anfechtung ei-
ner Gesetzesbestimmung wegen Ver-
fassungswidrigkeit.
In 6 gleich gelagerten Fällen wurde der
Anfechtung einer Gesetzesbestimmung
stattgegeben.
In 3 Fällen erfolgte der Antrag auf Vor-
abentscheidung an den Europäischen
Gerichtshof.

Durch die Zielvorgabe soll - so wie bis-
her - die rechtlich richtige, rasche und
in einer bürgerverständlichen Sprache
abgefasste Erledigung der einlangen-
den Berufungen und Beschwerden si-
chergestellt werden.
Der Unabhängige Verwaltungssenat im
Land NÖ wird weiterhin bemüht sein,
seinen gesetzlichen Auftrag und seine
Aufgaben im Sinne einer bürgernahen
Verwaltung wahrzunehmen. Auf das dar-
gestellte Personalproblem im Bereich
der Mitglieder muss dabei noch einmal
ausdrücklich hingewiesen werden.
Unter Hinweis auf die oben geschilderten
Erfahrungen wird zum wiederholten Male
ausdrücklich betont, dass ein bürgerna-
hes und den Bestimmungen der Men-
schenrechtskonvention entsprechendes
Verfahren (Verhandlungen vor Ort etc.) ei-
nen beachtlichen Aufwand erfordert.
Wahrung der Menschenrechte und Bür-
gernähe haben ihren Preis! Welche Aus-
wirkungen die zu erwartende Umsetzung
des Verwaltungsreformgesetzes 2001 in
personeller und materieller Hinsicht für
den Unabhängigen Verwaltungssenat im
Land NÖ haben wird, kann derzeit nicht
abschließend eingeschätzt werden. Es ist
allerdings mit einer massiven Zunahme
von Aufgaben und daraus folgend einem
entsprechenden Bedarf an Personal und
Sachaufwand zu rechnen.

Statistik 2001
Zahl der anfallenden Akte: 3.708; es
konnten 4.353 abschließend erledigt
werden.
Da noch Akte aus den Vorjahren offen
sind, ergibt sich nach wie vor eine sehr
große Belastung der einzelnen Mitglieder.
Die weitaus überwiegende Zahl der ein-
langenden Berufungen und Beschwer-
den betrifft Verwaltungsstrafsachen, und
hier wieder in erster Linie Übertretungen
des Straßenverkehrsrechtes.
Zur Zahl der Fälle wird darauf hingewie-
sen, dass es sich dabei grundsätzlich
um die Zahl von Akten handelt und nicht
von Delikten. Vielfach sind mehrere
Übertretungen in einem Straferkenntnis
- und somit in einem Fall - erfasst.
In 167 Fällen erfolgten gegen Entschei-
dungen des Senates Anfechtungen
beim Verwaltungs- bzw. Verfassungsge-
richtshof. Es waren 98 Gegenschriften
zu verfassen.
In 111 Fällen wurden von den Höchst-
gerichten Entscheidungen übermittelt.
Diese hatten folgenden Inhalt:
• Verfassungsgerichtshof: 1 Zurückwei-
sung des Antrages auf Verfahrenshilfe,
5 Abtretungen an Verwaltungsgerichts-
hof, 30 Aufhebungen des Bescheides.
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